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Im Jahre 1864 erjchienen zu Berlin vom Verfaffer zwei Theile 
einer Gefchichte der deutfchen Bewegung des Jahres 1848. Diefelben 
hatten zum Inhalt: „die wilde, einzig dem Gefchichtägefeß folgende" 
und „die auf dem eroberten gefetlihen Boden tehende Revolution." 
Zwei Theile follten noch nachfolgen, wovon der eine die Gefchichte der 
Reaktion und der lebte die Beziehungen zu der Bewegung der Gegen: 
wart behandelt haben würde. Weil jedoch der Verfaffer die gefchichtliche 
Wahrheit reſpektirt und dieſelbe nicht nach Art mander deuticher Ge— 
| Ihichtsprofefforen zu Gunften der preußifchen Politik entjtellt und ver- 
dreht Hatte, fo fand fi die Berliner Staatsanwaltfchaft veranlaft, 
gegen eine große Anzahl Stellen der veröffentlichten beiden Theile Un- 
lage zu erheben. Indem der Verfaffer nicht in Preußen wohnhaft war, 
ſchritt die Staatsanwaltihaft gegen Herrn Schlingmann, den Verleger 
des Wertes, ein und brachte es bei den eigenthlimlichen preußtfchen Ge- 
richtszuſtänden mit leihter Mühe fertig, daß der Angeklagte wegen 
Majeſtätsbeleidigung zu zweimonatlicher Gefängnißftrafe verurtheilt wurde. 


IV 
Um Herren Schlingmann von diefer Strafe zu befreien, begab fich nun 
der Berfaffer im Juni 1865 felbjt nad) Berlin und nahm dort feinen 
Aufenthalt: worauf denn auch fofort Herrn Schlingmann durch den 
Bufenfreund des Grafen Bismard brieflih und mündlid die Eröffnung 
gemacht wurde, daß feine Strafe niedergefehlagen werden folle. Dagegen 
wurde wider den Verfaſſer die Unterfudung eingeleitet. Von den vielen 
“ anfangs infriminirten Stellen glaubte jet die Staatsanwaltfhaft indeß 
nur die Anklage gegen eine einzige aufrecht erhalten zu fönnen, und zwar ent- 
hielt diefe Stelle weiter Nichts als die wahrheitägetreue Schilderung der Um- 
jtände, welche die Flucht des Prinzen von Preußen (des jegigen preußifchen 
Königs) im März 1848 veranlagt hatten. Was aller Welt befannt 
war, wurde in Preußen, wenn es wahrheitögetreu berichtet wurde, als 
jtrafbar angefehen und unter die Anklage der Majeſtätsbeleidigung geftellt. 

Mittlerweile kam das Kölner Abgeordnetenfeit heran. Weil hierbei 
von der preußifchen Regierung das gefetlich verbürgte Berfammlungs- 
recht verlegt wurde, fehrieb der DVerfaffer al3 damaliger Präfident des 
Allgemeinen deutfchen Arbeitervereins für alle Orte, wo es Gemeinden 
des genannten Vereins gab, eine die Gewaltmaßregeln der preußifchen Regie⸗ 
rung verurtheilende Nefolution aus, ordnete überall Verſammlungen an und 
berief in Berlin felbit eine Volksverſammlung gegen das Miniſterium 
Bismard ein. Die Folge hiervon war, daß er auf dem Polizeipräfidium 
erfcheinen mußte, wo ihm in aller Höflichfeit eröffnet wurde: er habe 
„wegen feiner politifhen Haltung” das Königreih Preußen 
binnen 24 Stunden zu verlaffen und werde, wofern er wieder den 
preußifchen Boden betrete, mit dreimonatlicher bis zwetjähriger Gefäng- 
nißſtrafe belegt werden. Ein Auffhub der Ausweifung behufs Nelurs- 
Ergreifung an das Miniftertum wurde nicht geftattet. Auch Tehrte ſich 
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das Polizeipräfidium nicht daran, daß gegen den Verfaſſer die er- 
wähnte Unterfuhung vor dem Berliner Stadtgericht ſchwebte, und daß 
folglih diefe ihn vor polizeilicher Ausweifung ſchützen mußte. Die 
Polizei jteht in Preußen offenbar über den Gerichten. Es iſt in ber 
That eine Schande für Deutfchland, daß dafeldft fogenannte Ausländer 
auf dem DVerwaltungswege gemaßregelt und ohne Urtel und Recht mit 
Ausweifung ſchikanirt werden können, während in England, obfehon dieſes 
Königreich weder eine geordnete Gefekesfammlung glei dem preußtfchen 
Landrechte, noch eine biftorifhe Windmühle von Sansſouci befigt, ein 
jeder Fremde als Unterthan der Königin gilt und ebenfo gut, wie er 
den Gefegen Gehorſam fchuldet, gleih den Eingebornen den Schub der 
Geſetze genießt und niemals ausgewiefen, fondern bloß mit gefetlicher 
Strafe belegt werden Tann. 

Noch ehe der Verfaffer aus Preußen ausgewieſen wurde, kam zu 
ihm ein befannter NRegierungs-Agent und erſuchte ihn, er möge doch frei- 
willig von Berlin fortgehen. Weiler nun nicht gutiwillig ging, entfernte 
man ihn willfürlih auf dem Verwaltungswege. Und warum dieß Alles? 
Weil er den Allgemeinen deutfchen Arbeiterverein nicht für die Zwecke 
der preußifchen Politik benugen Tieß und nicht auf desfallfige Pläne 
einging. 

Dur) die Auswetfung gerieth die gegen den Verfaſſer tmegen 
angebliher Majeſtätsbeleidigung eingeleitete Unterfuhung ins Stoden. 
Die beiden erfchtenenen Theile feines Geſchichtswerks waren mit Beichlag 
belegt worden und blieben e8, fo daß er fih genöthigt fah, auf die 
Fortfegung deffelben zu verzichten. 

Die gegenwärtig erfcheinende Gefhichte der deutfchen Reaktion Tann 
nicht als eine Yortfegung des dur preußiſche Willkür unterbrüdten 
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Werkes angefehen werden. Denn obfchon ein Theil des früher gefam- 
melten Materials benutt worden ift, bildet fie doc eine völfig felb- 
Ständige Arbeit und geht weit Über die Gränzen hinaus, welche dem 
dritten Theile der Geſchichte der deutſchen Bewegung geſteckt worden 
waren. Sie würde ſogar noch viel eingehender und umfangreicher ge— 
worden ſein, hätte der Verfaſſer nicht ſeinem Wiener Herrn Verleger 
einigermaßen Rechnung tragen müſſen. Wenn jedoch eine neue Auflage 
nöthig werden ſollte, ſo wird ſich wohl Manqhes noch vervollſtändigen 
und erweitern laſſen. 

Es iſt ein ſchlimmes Zeichen für Preußen, den geprieſenen Staat 
der Intelligenz, daß man in dem geſchmähten Oeſterreich drucken laſſen 
muß, was in Preußen, ohne auf willkürliche Weiſe unterdrückt zu wer⸗ 
den, nicht erſcheinen kann. Wenn in ſolcher Vergewaltigung der deutſche 
Beruf Preußens beſteht, wie nicht mehr zu bezweifeln iſt, dann iſt er 
ſicherlich keinen Pfifferling werth und wird bald vom deutſchen Volke 
mit der gebührenden Entrüſtung und Verachtung zurückgewieſen werden. 


Wien, den 7. März 1868. 








Einleitende Bemerkungen. 


Die Reaktion ift vom gefchichtlichen Standpunkte aus ebenjo noth- 
wendig, wie die Revolution. Beide erfolgen mit der Unaufhaltſamkeit eines 
bereinbrechenden Naturereignifjes. Die Revolution entfteht, wenn die aus 
einem frühern gefelfchaftlichen Juftande hervorgegangenen ftaatlichen Einrich- 
tungen mit dem gejellfchaftlichen Zuftande der Gegenwart in einen unduld- 
famen Widerftreit getreten find und wenn nun ſich in dieſer Gefellfchaft, welche 
der überwiegenden Mehrzahl nah im Staate und in deſſen beporrechte- 
ten Klaſſen einen Feind erbliden gelernt, genug Macht angefammelt hat, 
um einen gewaltfanten Umfturz nebft entfprechender Neubildung herbeizu- 
führen. Dagegen tritt auf die Revolution fiegreich die Reaktion ein, wenn 
die Macht des dem Staate feindlichen Geſellſchaftstheils, begünftigt von 
äußeren Berhältniffen, die wieder wegfallen, ihre innere Tragweite ver- 
fannt und deßhalb eine falfche Bahn bei der Neukonſtruktion eingefchla- 
gen bat. Wo die Gefellfchaft noch nicht zur Bollgiehung der ftaatlichen 
Revolution reif ift, da fehlt mit dem Mafjenbewußtjein der Maſſenzuſam⸗ 
menbalt und die zur Umgeftaltung des Staates erforderliche Intelligenz. 

Da fowohl die Revolution als aud die Reaktion dur) Menſchen 
bervorgebradjt wird, von denen ein jeder mit Freiwilligkeit zu handeln 
glaubt und freien Willen zu befigen fcheint: jo wird das Eintreten der 
Revolution und Reaktion mit Unrecht gewöhnlich den Einzelnen als ver- 
antwortlichen Faktoren zugefchrieben. Im Grunde aber ift der Menſch 
bloß ein Produft der gefellfchaftlichen Zuftände feiner Zeit. Während alfo 
der eine durch die Orts- und Zeitverhältniffe zum Nevolutionär heran 
gebildet wurde, ift der andere in reaftionärer Luft und auf realtionärem 
Boden aufgewachfen. Sowie dann eine Bewegung tief eingreift und das 
ganze Bolf erfaßt, nimmt, ohne daß hierzu jenes an ſich ohmmächtige 
Solon'ſche Geſetz nöthig wäre, eine jeder Partei für oder gegen die zu 
Sammelpunkten dienenden Stichwörter. Umgelehrt ift e8 ein Zeichen 
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der Unreife einer Bewegung, wenn zwiſchen die beiden, fcharfe Gegenfähe 
bildenden Richtungen gleich von vornherein ſich eine ftarfe Mittelpartei 
lagert, der ſowohl die entfchlofjene Revolution, als auch die rüdfihts- 
loſe Reaktion nicht behagt und die aus dem Kampfe der beiden den 
Rahm für ſich abzufchöpfen bemüht ift. Um Vortheile zu erhafchen, ftimmt 
diefe Mittelpartei anfangs der Neuerung zu, fpringt aber bald, weil die 
durchgreifende Revolution ihren Imtereffen fchädlich fein fünnte, von ihr 
ab und unterftüßt nun in der Vorausfegung, daß ihr eigener Gewinn 
jest ‚ficher geftellt fei, die Reaktion. 

In dem Kampfe zwifchen der Revolution und Reaktion entjcheidet 
das mächtigfte Klaffenintereffe; mit andern Worten gibt die wirthfchaft- 
liche Entwidelung dabei den Ausſchlag. Wo wegen der geringen wirth- 
ſchaftlichen Entwidelung die Intereffen der in revolutionäre Bewegung 
gerathenen Elemente noch zu fehr auseinander fallen: da ift feine groß- 
artige Parteiorganifation möglih und bleibt in Folge diefes Mangels 
der Parteifieg aus. Alsdann nimmt nad kurzem Scheinfiege die VBerwir- 
rung überhband, worauf bi8 auf einige unmöglich gewordene Zuftände 
die frühere Ordnung in verjchärften Grade wieder hergeftellt wird. Ber- 
fhärfte Maßregeln aber glauben die Vertreter der Reaktion deßwegen 
anwenden zu miüffen, weil durch den eben beftandenen Kampf die Dauer 
der Ordnung ihnen noch in Frage geſtellt zu fein fcheint und fie bald 
einfehen, daß ſich nicht Alles ganz fo wiederherftellen läßt, wie es vor 
der Revolution gewefen ift. Doc, kann die Partei der Reaktion ebenfo 
jehr wie die der Revolution ihre Tragweite verfennen und ſich fomit in 
der Wahl ihrer Mittel vergreifen. In diefem Falle ftraft fic) der Ge— 
waltmißbrauch dadurch, daß fie für ihre Gegnerin arbeitet und einen 
neuen Auffchwung der in Ermattung gefallenen Geſellſchaft vorbereitet. 

Keine große Bewegung bleibt ohne dauerndes Refultat. Daffelbe 
ftellt fic) aber meift erft Klar heraus, nachdem die Aufregung nach bei- 
den Seiten hin fic gelegt und die Vorurtheile der bewegten Zeit einer 
ruhigern Anſchauung Pla gemacht haben. Dieſes Nefultat iſt das Wefen, der 
eigentliche Grund — das nächfte gefchichtliche Ziel der Bewegung. Wäh— 
rend der leßtern wird jenes Ziel um fo mehr verfannt, je vermorrener 
fie ift. Iede große Bewegung bewirkt alfo einen gefchichtlichen Fortfchritt, 
welchen zu Stande zu bringen die Reaktion nolens volens ebenjo gut 
beiträgt, wie die Revolution. Die Reaktion ift nicht einzig und allein 
eine hemmende, verneinende Kraft, fondern fie ift theilweife fonfervativ, 
infofern fie einen noch haltbaren Zuftaud vertritt und infofern ein neues 
Nechtsbewußtfein noch nicht tief genug Wurzeln gefchlagen hat, um das 
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überlieferte oder feitherige zu verdrängen. Sie hat dad Verdienſt, durch 
ihren Widerftand, ihre Umtriebe und Anftrengungen erft Deutlichkeit und 
Ernft in die Situation zu bringen. 

Beim Ausbruch der Bewegung richtet fich die Reaktion gegen den 
ganzen Inhalt derjelben. Sie leiftet fchroffen Widerftand, fucht die Unruhen 
zu unterdrüden, will die Leute des neuen Rechtsbewußtfeins mit aller 
Strenge des alten Rechts beftrafen. Gewiffenhafte Gefeglichkeit ift da 
noch ihre Parole. Sowie jedoch der Aufftand fie befiegt hat und fie zum 
Nachgeben gezwungen worden tft, fehrt fie ihre. Kraft gegen die Weiter: 
entwidelung der Bewegung, kämpft taktifch, ohne die gemachten Zugeftänd- 
niffe offen in Frage zu ftellen, gegen die einzelnen Faktoren der Revolu- 
tion, die fie in ihr Lager zu ziehen, zu benugen oder gegen einander zu 
fegen befliffen ift, und trachtet danad), ftrategifch auf Ummegen und bei 
günftiger Gelegenheit die früheren Zuftände wieder herbeizuführen. Die 
Reaktion zeigt fich fomit anders beim Ausbruch und am Ende der Be- 
wegung, als innerhalb derfelben. Denn zuerft Leiftet fie offenen Wider- 
ftand, nimmt aber dann Hugerweife eine Masfe vor, bi8 fie zulegt un- 
verhohlen die Reftauration beginnen kann. 

Ihr Erfolg hängt Lediglich von ihrem Verhältniß zu den Bewegungs. 
Elementen ab. 

Schlägt eine Bewegung nicht ſofort dermaßen zu ihrem geſchichtli⸗ 
hen Ziele durch, daß fie in ihren Grundlagen nicht mehr verrüdt wer- 
den Tann, fo fragt es fidh, ob die Elemente, welche die Weiterentwidlung 
bedingen, ftarf genug find, um den endlichen fiegreicdhen Durchbruch her- 
beizuführen. Iſt fie obendrein durch äußeren Anfloß ins Leben gerufen, 
jo hängt fie auch wejentlidh von äußeren Bedingungen ab. Ihre Eriftenz 
iſt al8dann an eine andere Eriftenz geknüpft. Immer aber wird es darauf 
ankommen, ob ſich innerhalb der Bewegung die nöthige Klarheit in weiten 
Volksſchichten Bahn zu brechen vermag. | 

Die durch die franzöfifhe Kebruar- Revolution ge- 
wecdte deutfhe Bewegungzerfielvom Anfange an in zwei 
wejentlih von einer gefhiedene und darum einander ent- 
gegenarbeitende Theile, nämlich: in die foziale und in die 
nationale Bewegung. Die foziale Bewegung war Sache der 
großen Maffe des arbeitenden Volks, dahingegen die na- 
tionale Hauptfählicdh denfogenanntendritten Stand ober 
das Bürgertbum in fi faßte. E8 fragte fih alfo von vorn 
herein, welcher von den beiden Theilen über den andern obfiegte. Trium- 
phirte die foziale Bewegung über die nationalen Beftrebungen, jo waren 
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damit die Bürgſchaften einer wirklichen und gründlichen Revolution ge— 
wonnen, dahingegen die Beſiegung und Verdrängung der ſozialen Bewe— 
gung nothwendigerweiſe die Abflachung der Revolutions-Kraft aus den 
unterſten Schichten der Geſellſchaft, den breiten Unterlagen des Geſammt— 
volks, in die zunächſt über ihnen liegenden, enger begränzten bürgerlichen 
und ſomit die Rückgängigkeit der ganzen Bewegung in ſich ſchließen mußte. 

Nachdem in Paris die Juni-Schlacht geſchlagen worden war, hatten 
auch in Deutſchland hiermit die nationalen Bewegungs-Elemente über die 
ſozialen im Grunde ſchon den Sieg davon getragen. Denn die ſoziale 
Revolution beſaß eine europäiſche Tragweite und war ſomit ſolidariſch. 
Von Stufe zu Stufe, wenn auch nicht ohne angeſtrengten Kampf, zog 
ſich nun der Neuerungsverſuch in immer höhere Kreiſe zurüd, bis zuletzt 
die Reſtauration des deutſchen Bundes vollzogen wurde. Waren alſo 
zuerſt die deutſchen Volksmaſſen in der Bewegung beſtimmend geweſen, 
ſo traten nach Bei-Seite-Schiebung derſelben die national (oder patriotiſch) 
geſinnten Kreiſe des Bürgerthums in den Vordergrund der Bewegung, 
und als darauf auch dieſe ohnmächtig geworden waren, erfolgte ein müh— 
ſames Schaukelſpiel der deutſchen Staaten, das in die Wiederherſtellung 
des Bundestags auslief. 

Somit ging die Reaktion mit großer Kegefmäfigteit vor fi; fie 
gefehah mit einer Methode, die weniger von dem Wollen der Neaftio- 
näre, als vielmehr von den Gefegen der gefchichtlichen Entwidlung ab- 
hing. Die immer mehr zurüdgedrängten bewußten Revolutionäre fchloffen 
ſich widerwillig, aber aufrihtig und ergeben jedem neuen Widerftande 
an, der gegen den unaufhaltfam zurüdgehenden Strom verſucht mwurbe. 
Sie allein waren es, bie auf den Barrifaden der Städte und in offener 
Feldſchlacht bluteten. 

Die Regelmäßigfeit des reaftionären Berlaufs der Be- 
wegung zeihnet uns die Behandlung deffelben vor. Nadı- 
dem wir furz den beim Ausbrucde der Bewegung unver- 
hbüllt Hervorgetretenen Widerftand betradtet Haben wer- 
den, wird uns erft die ſoziale, hernach die nationale, dann 
die ftaatlihe Reaktion befhäftigen, worauf wir zum 
Schluffe zu zeigen haben, auf weldhe Weife die nebenher 
laufenden europäifhen Zuftände die deutfhe Reaktion 
fördern mußten. 

Die von Frankreich nad) Deutfchland hereinbrechende Revolution 
ftörte zunächft einen fein gefponnenen Reaktions-Plan, indem ein in Aus- 
ficht genommener Fürften- Kongreß, welcher in Dresden tagen follte, we— 
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gen der immer ſtärker werdenden Unruhen aufgegeben wurde. Indeß hoff- 
ten noch viele Yürften mit der Bewegung leicht fertig zu werden. So 
ſchlug der König von Sachſen die Bitten der Leipziger Deputation ab. 
Als dann eine Woche nachher, am 8. März 1848, die Abgeordneten von 
feh8 Städten (Zwidau, Werdau 2c.) dem Könige eine Adreffe überreicht 
hatten, fagte diefer: „Ich muß Sie auf meine öffentliche Bekanntmachung 
verweifen; ich werde die Verlangen, welche billigen, befcheidenen 
Wünfchen entjprechen, dem nächften Landtage vorlegen.” Darauf antwor- 
tete der Bürgermeifter Schwedler von Meerane: „Majeftät! Sie erlau- 
ben — ‚“ wurde jedody von dem Könige mit den Worten unterbrochen: 
„„Nein, nein, nein, nein! Unbillige Wünſche werde ich nicht berüdjichti- 
gen. Ich kann mid; mit Ihnen nit in Diskuſſion einlaffen; ich habe 
Ihnen Nichts zu fagen, als: Leben Sie wohl!““ Nochmals ergriff Schwed⸗ 
ler das Wort: „Majeftät! Entlaffen Sie ung nicht ohne Zufagen!” Er 
erhielt aber wieder die Antwort: „„Ich habe Ihnen weiter Nichts zu 
fagen, als: Leben Sie wohl!““ Um fogleich bei der Hand zu fein, wur- 
den gegen Leipzig preußifche Truppen bis nad) Schfeudig vorgefchoben. 

Ebenfo ging e8 in Hannover. Als dort Magiftrat und Bürger am 
6. März in einer Adreſſe als dringendfte Volkswünſche die fofortige Ein- 
berufung der Stände, die Benugung des von Bunde eingeräumten Rechts 
auf Einführung der Preffreiheit und die Mitwirkung der Negierung zu 
einer Ständevertretung beim Bunde dem Könige überreichen wollten, wur- 
den fie nicht empfangen und erhielten ablehnende Antwort. 

Selbft in Walded wurden nicht ſämmtliche Volkswünſche erhört. 
Auch der Großherzog von Oldenburg ließ fich lange bitten, ehe er in die 
Publikation der ftändifchen Verfaſſung willigte. Er hatte fhon am 6. Of- 
tober 1830 verfprochen, in einer minder bewegten Zeit die etwa erfor- 
derliche Verbefjerung der Staatseinrihtungen eintreten zu lafjen, war 
aber feines Verſprechens nicht eingedent gewefen. Am 10. März 1848 
nun überreihten 5 Abgeordnete der Bürgerfchaft eine Abreffe, worin um 
ausgedehntefte Wahlfähigfeit und Wählbarfeit aller Staatsbürger, um 
Berantwortlichkeit der Minifter, um Deffentlichkeit der Kammerverhand- 
lungen, Berechtigung der Kammer zur Borlegung von Oefegentwürfen, 
fowie um DOeffentlichkeit und Mündlichkeit des Gerichtöverfahren® gebe- 
ten wurde. Der Sprecher der Deputation, Rathshere Schröder, trug zu= 
gleih den Wunjch vor, der Verfaffungsentwurf möge erft mit erfahrenen 
Männern des Landes berathen werden. Der Großherzog erwiderte, daß 
er fid) die Refolution darüber vorbehalte. Einer Deputation aus dem 
Jeverland ertheilte er die nämliche Antwort. 





_ 6 — 


In Braunſchweig begab fih am 5. März eine Magiftrats-, Stadt- 
verordneten- und Bürger-Deputation zum Herzoge und verlangte: 1) all- 
gemeine Bürgerbewaffnung; 2) Deffentlichkeit in Staats- und Gemeinde- 
verwaltung, fowie: Deffentlichkeit des Gerichtsverfahrens mit Schwur- 
gerichten; 3) Preßfreiheit und einftweilige Aufhebung der Zenſur; 4) Mit- 
wirfung zur Vertretung am Bunde; 5) eine Zollfonferenz zur merfanti- 
lifchen Vereinigung des ganzen Deutſchlands; 6) möglichft baldige Beru- 
fung eines außerordentlichen Landtags. — Der Herzog bemerkte auf die 
erfte Forderung: die Bürgergarde beftehe noch gejetlich und es handle 
fi folglich bloß um eine Verbefferung des Reglements; in Bezug auf 
den zweiten Punkt jollte den Ständen das Erforderliche vorgelegt wer- 
den; hinfichtlich der Aufhebung der Zenfur und der Einführung der Pref- 
freiheit dagegen müfle das Vorgehen der größern Staaten abgewartet 
werden; auf den vierten Runft wurde ein weiterer Befcheid vorbehalten, 
da der Herzog fich nicht gehörig vorbereitet erklärte; in Betreff der fünf- 
ten Forderung ſchien ihm die gegenwärtige Zeit nicht geeignet, und hin- 
fichtlich der fechsten wollte er erft den Vortrag der Minifter abwarten. 
Schließlich äußerte der Herzog, daß weitere Bolksverfammlungen nicht er- 
forderlich fchienen; doch war er fo gnädig, darein zu willigen, daß ſich 
der Bürgerverein auch fünftighin mit politifchen Gegenftänden bejchäftigen 
durfte. 

Der nad) der Herrjchaft über Schleswig und Holftein trachtende Her- 
zog von Auguftenburg beflagte den Berluft der Jagdrechte. Ter Groß- 
herzog von Medlenburg-Schwerin erklärte, gar feine Petitionen annehmen 
zu wollen, und erließ eine einfchlägige Verfügung an feine Beamten. In 
Franken warfen föniglich baierifche Truppen den Aufruhr nieder. Der 
Kurfürft von Heflen fonnte bloß duch die drohende Haltung der Bevöl- 
ferung zur Nachgiebigkeit bewogen werden. Bejonders zeichneten fich durch 
Hartnädigfeit hierbei die Hanauer aus, welche an das großherzogliche 
Heflen abzufallen drohten. Durch Verordnung überließ der Kurfürft, „in 
Anbetracht der dermaligen Tage des Landes“ und behufs Gleichſtellung der 
Notenburger Ouartbewohner mit den übrigen Unterthanen, ſämmtliche Ein- 
fünfte und Rechte der Notenburger Quart der Finanzverwaltung des Staa— 
tes, behielt fic) aber zur Wahrung feiner Haus- und Familienrechte den Rechts⸗ 
weg und im Falle des Obfiegens eine billige Entſchädigung vor. In Kaffel 
wurde eine Kommiffion ernannt, welche die Geſetze über Emanzipation der Ge— 
meinden, über die Abtretung der niedern Polizei an die ftädtifchen Behörden, 
eine Nevifion der Gemeindeordnung, ein Preßgefeß, ein Geſetz über Volfs- 
bewaffnung, über Bolfsverfammlungen, Affoziationen u. ſ. w. bearbeiten 


— 1 — 


foltte. In diefer Kommiffion erwirkte der Abgeordnete H. König aus Hanan, 
wegen der in den Provinzialftädten fortdauernden Aufregung und wegen 
der auf dem Lande immer weiter um fich greifenden Aufftände gegen Beamte, 
Juden und Grundherren, ein reaftionäres Vertrauens-Votum für die Dkini- 
fterien des Innern und des Krieges Hinfichtlich ihrer Abfichten und Mit- 
tel zum energifchen -Einfchreiten und jegte ein Erbieten der Stände zu 
jeder desfallſigen Mitwirkung durd). 

Am 12. März erließ Gagern,« der großherzöglich heſſiſche Minifter, 
eine Anfprahe an die Odenwälder, worin er als fein Ziel die Gleichftel- 
lung der ftandesherrlihen Unterthanen mit den übrigen Staatsburgern 
bezeichnete. Er rief ihnen zu: 

„Ungeduldig dieſes Ziel zu erreichen, habt Ihr ſeitdem Eure Stan⸗ 
desherren bedrängt und Zugeſtändniſſe von denſelben erhalten, die weit 
über Dasjenige hinausgehen, was nach Recht und Billigkeit von ihnen ge- 
fordert werden konnte. Ihr habt, ih muß es Euch mit Schmerz, aber 
auch mit Ernft fagen, den Weg des Geſetzes verlaffen.” — Zur Be- 
Ihwichtigung der Odenwälder ſchickte Gagern Kommiffäre unter fie. Gleich⸗ 
wie in Baiern. unterm 20. März der wegen feines Liebesverhältnifjes mit 
Lola Montez unmöglich gewordene König Kudwig die Regierung an fei- 
nen Sohn Marimilian abtrat, fo eröffnete am 5. März der Erbgroßher- 
zog von Heffen, um das monardifche Prinzip zu retten, einer Deputation 
Darmftädter Bürger, daß fein durchlauchtiger Vater geruht habe, ihn 
zum Mitregenten mit alleiniger Namensunterjchrift zu ernennen. 

In Wiesbaden fand am 2. März auf dem Theaterplatze eine Volfs- 
verfammlung ftatt, durch welche eine fchon vorher in Tauſenden von 
Sremplaren verbreitete Petition, die Forderungen der Naffauer enthal- 
tend, angenommen wurde. während diefe Borderungen von einer Deputa- 
tion dem Staatsminifter v. Dungern überbracht wurden, harrte das Volk 
troß des heftig niederftrömenden Regens mit bewundernswürdiger Ge- 
duld auf den Theaterplage der Antwort entgegen. Nach einer Stunde 
verfündete der Deputirte Hergenhahn Namens der übrigen Deputations⸗ 
Mitglieder die Antwort des Miniſters, welche ſo lautete: 

„Der Herzog ſei nicht anweſend; was er (der Miniſter) antworten 
könne, ſei dieſes: die Forderungen I. und II. nehme er an; zur Befriedi⸗ 
gung ſämmtlicher Forderungen werde er aufbieten, was in ſeinen Kräf— 
ten ftehe “ 

Hierauf gab die Menge ihr Mißfallen fund, weßhalb Hergenhahn 
die VBerfammlung auf den 4. März vertagte, um alsdann die eigene Ent- 
Schließung des Herzogs zu vernehmen. 
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Nachdem am 3. März ſämmtliche Bürger Wiesbadens Waffen er- 
balten hatten, ftrömten den folgenden Tag, weil manfeitens des abwejen- 
den Herzogs militärifches infchreiten befürchtete, aus allen Theilen 
des Herzogthums die Landleute und die Bewohner der Heineren Städte 
in die Hanptftadt, um den Wiesbadenern fämpfen zu helfen. Die fi an- 
fammelnde revolutionäre Menfchenmenge mochte fid) auf 30000 Mann 
belaufen. Unter diefen erfchien nun vormittags gegen 10 Uhr Prinz Ni- 
folaus von Naſſau, der fechszehnjährige Bruder des Herzogs, mit einigen 
Degleitern und ſprach Folgendes: 

„Ihr glaubt wohl, mein Bruder käme mit fremden Truppen hieher? 
Dazu ift er viel zu gutund edelmüthig. Sollte ed aberdodh möglid 
fein, foifter von Andern verleitet worden. Seid aber verfi- 
hert, daß wir Alles aufbieten werden, damit die Truppen die Stadt nicht 
betreten. Er läßt auf feine Bürger nicht fchießen. Glaubt mir; ic) bleibe 
- mitten unter Euch.“ 

Da das Volk den Herzog abzufegen drohte, erfchien nachmittags 
folgende Proflamation: 

„zreue Naffauer! Bürger von Wiesbaden! Der Herzog, tft bie jet 
nicht Hier eingetroffen. Ic will daher nicht länger zurüdhalten, Euch zu 
erflären: Ich meinerjeits bewillige Euch die mir vorgebrachten Forderun⸗ 
gen unbedingt und fpreche auch die fefte Ueberzeugung aus, daß der Her- 
zog fie Euch bewilligen wird. Ihre Tönigliche Hoheit die Fran Herzogin 
begibt fich mit ihrem Sohne Nikolaus, dem allein anwefenden Bruder 
des Herzogs, mitten unter Euch und leiftet mit ihrer Perfon dafür Si- 
cherheit und Bürgichaft. Wenn der Herzog Eure Forderungen nicht ge- 
nehmigen follte, fo lege ich, der Minifter, wie ich bereits erflärt, bereit- 
willig meine Stelle ohne Penfion nieder. v. Dungern. 

Daß mit Obigem ganz einverftanden, bezeuge ich mit meiner Un- 
terfchrift. 

Pauline, Herzogin von Naſſau. 
Nikolaus von Naſſau.“ 

Das Herbeiziehen fremder Truppen zur Unterdrüdung der Unruhen 
war indeß nicht wohl thunfich, weil faft gleichzeitig überall der Aufruhr 
losgebrochen war. Darum Ffehrte auch der Herzog von Naflau ohne 
fremde Truppen in feine Hauptftadt zurüd und bewilligte die Forderun— 
gen des Volks. In Baden hatte fchon am 1. März aus alleı Theilen 
des Landes eine Sturm-Petition nad) Karlsruhe ftattgefunden. Solde 
Sturm-Petitionen waren in vielen anderen kleinen Rändern nöthig, um 
den Bollswünfchen Erhörung zu verichaffen. 
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In den beiden großen Staaten Deſterreich und Preußen, wo der 
Regierung eine große Truppenmacht zu Gebote ftand, konnten die Volls⸗ 
forderungen nicht anders, als durch blutigen Kampf in den Haunptftädten, 
zur vollen Geltung gelangen. In Wien wurde anfangs das Boll mit 
dem kurzen Beicheid: „mit dem Aufruhr werbe nicht verhandelt,“ abge: 
wiefen, bis fich die Regierung angeficht® der Gefahr, Alles zu verlieren, 
zur unbedingten Nachgiebigfeit genöthigt fah. 

Noch vor dem 18. März fam Gagern von Darmftadt nach Berlin, 
um dafelbft anzufragen, ob der König das Amt eines Führers der deut- 
chen Nation übernehmen werde. Beinahe um die nämliche Zeit ging die 
Nachricht ein, daß. vom Südweften Deutichlands eine republikaniſche Er- 
bebung und damit der Bürgerkrieg bevorftehe. Bewogen durch diefe 
Hiobs - Poft erklärte daher der preußifche König: er übernehme die 
Leitung des deutfchen Volks für die Tage der ®efahr, wo- 
mit er die Abficht, fi an die Spige der Neaftion zu ftellen, un- 
zweideutig ausdrüdte. Als Freiherr von Binde am Nachmittage des 
18. März dem Könige den Rath gab, die Truppen zurüdzuziehen, ant- 
wortete ihm der König fpöttifh: „Glauben Sie nicht, daß wir rathlos 
find;“ worauf die anweſenden Offiziere in Lachen ausbrachen. Binde, 
hierdurch empfindlid) verlegt, warf den Offizieren einen zornigen Blid 
mit der Bemerfung zu: Wer wagt es, in der Gegenwart Sr. Majeftät 
zu lachen? *) Der Befehl, auf das Volk zu feuern, beruhte alfo auf 
feinem Mißverftändniß. Daß Friedrid) Wilhelm IV. nicht entfernt daran 
dachte, deutfcher Kaiſer zu werden, zeigte die Art, wie er bei feinem Um- 
ritte durch die Straßen Berlin’8 die Rufe Einzelner: „Es lebe der 
deutfche Kaiſer!“ aufnahm. Er rief nämlich; mit allen Zeichen des Wider- 
willens über diefe Zumuthung: „Pfui!“ aus. 

Nachdem der offene Widerftand der Reaktion überall gebrochen mwor- 
den war, wurden Beichwichtigungsmittel angewandt. Im diefem Sinne 
nannte die „Boffifche Zeitung“ den Umritt des Königs von Preußen 
einen Aft der Verföhnung, welcher allein Preußen habe vor der Anarchie 
wahren fönnen. Die Männer der Vergangenheit, die in einer ganz an- 
dern, al8 in der jest herrfchenden Rechtsanfchauung aufgewachfen waren, 
fuchten nun das Volk zu beruhigen und fchienen vollftändig zu der Lehre 


*) ©. Beilage der Augsb. Allg. Zeitung Nr. 100 vom Jahre 1848, Ar- 
tifel vom 9. April. Binde war nach Berlin gerufen worden, weil der König ihn 
bei der Bildung eines neuen Minifteriums in Ausfiht genommen hatte. Durch 
feinen unwilllommenen Rath vericherzte ſich Vincke das Vertrauen des Königs. 
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vom fonftitutionellen Wefen befehrt zu fein. Sie bewiefen fich äußerſt 
leutfelig, herablafjend und liebenswürdig. Bon dem frühern Stolze war 
feine Spur mehr vorhanden, und fie thaten alles Mögliche, um die An- 
hänglichfeit und das viel berufene Vertrauen des Volks wieder zu 
gewinnen. So fuhr der wirflid, gute, aber ſchwache öfterreichifche Kaiſer 
fhon am 15. März auf den Rath des Grafen Kolowrat im offenen 
Wagen mit dem Thronfolger und dem Erzherzoge Franz Karl, und den 
folgenden Tag in Begleitung der Kaiferin, durch die Straßen Wiens und 
nahm allergnädigft die Huldigungen entgegen, welche ihm feine von den 
Errungenschaften entzüdten Unterthanen jaudyzend darbrachten. Auch ftecte 
er eigenhändig die ihm von ein Paar Profefloren überreichte ſchwarz⸗ 
roth-goldene Sahne zu den Fenſtern der Fatferlichen Burg heraus. Die 
Wiener waren hierüber außer fi) vor Wonne. Nicht minder freudig 
nahmen fie e8 auf, al8 fie erfuhren, daß der Kaifer fich fehr bitter aus- 
gefprochen hätte über die Männer, welche bisher zwifchen ihm und dem 
von ihm gänzlich verfannten Volke eine. Scheidewand errichtet hätten. 

Und wie ftand es in biefer Beziehung in Berlin? Der Umritt durch 
die Straßen, bei welchem der König feine „lieben Berliner“ fogar wegen 
ihrer Tapferkeit belobte, wurde oben fchon erwähnt. Eine Menge ver- 
wundeter Revolutionsfämpfer fand im Schlofje, in den Zimmern der 
Herzogin von Medlenburg, eine liebevolle Pflege, und die zarten Hof- 
damen wetteiferten mit der Königin in der Huldreihen Wartung diefer 
Aufrührer, auf welche man furz vorher das Militär hatte einbauen und 
hießen, auf welche man mit Kartätfchen und Bomben hatte feuern 
laffen *). Außer dem Briefe vom 24. März, worin die Rechte Schleswig- 
Holſtein's anerfannt wurden, erfchien folgende Kundgebung des könig— 
lichen Willens: | 

„Wir Friedrich Wilhelm... König von Preußen... verlangen ..., 
daß Deutfchland aus einem Staatenbunde in einen Bundesftaat verwan- 
delt werde... Wir verlangen eine allgemeine deutfche Wehrverfaffung... 


*) „Der König läßt in feinem Schloffe und zwar in den Zimmern der 
Herzogin von Mecklenburg einen großen Theil der verwundeten Barrifadenfämpfer 
pflegen. Die Königin gibt von ihrem Haushalte Betten und Kleidungsſtücke her 
und läßt die Verwundeten aus ihrer eigenen Küche verforgen. Mehrere Militär- 
ärzte find im Schloffe ftationirt. Die Königin bejucht die Kranken faft täglich und 
ſpricht Troſt zu. Die Schloßfrauen dienen als Kranfenwärterinnen” u. |. w. — 
(Siehe die Berlinifche Zeitung vom 24. März 1848). — Wie ganz anders wäre 
e8 den armen Barriladenfämpfern ergangen, hätte der König gefiegt gehabt! 
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Wir verlangen, daß das deutfche Bundesheer unter einem Bundesbanner 
vereinigt werde und hoffen einen Bundesfeldheren an der Spite zu jehen. 
Wir verlangen eine deutfche Bundesflagge und hoffen, daß in nicht zu 
langer Friſt eine deutfche Ylotte dem deutfchen Namen auf nahen und 
fernen Meeren Achtung verjchaffen werde. Wir verlangen, daß fortan 
feine Zollfchranfe mehr den Verkehr auf deutichem Boden hemme und 
den Gewerbfleiß feiner Bewohner lähme; wir verlangen alfo einen all- 
gemeinen deutfchen Zollverein, in welchem gleiches Maß und Gewicht, 
gleiher Münzfuß, ein gleiches deutſches Handelsrecht aud) das Band 
materieller Bereinigung bald um jo fefter fchließen werde... Gegeben 
Berlin, den 18. März 1848. (gez) Friedrich Wilhelm. Prinz von 
Preußen. Mühler. v. Rother. Eichhorn. v. Thiele. v. Savigny. dv. Bo⸗ 
delfchwingh. Graf zu Stolberg. Uhden. Freiherr v. Canitz. v Duisburg. 
v. Rohr * 

Einer Deputation der ftädtifchen Behörden von Breslau und Lieg- 
nig, die eine auf Vereinbarung zroifchen der Krone und den durch Ur- 
wahlen berufenen Volksvertretern gegründete Fonftitutionelle Verfaſſung 
vorichlug, ficherte der König zu: 1. Ein Wahlgefeß auf breitefter Grund- 
lage ohne Unterfchied de8 Glaubens fol dem Vereinigten Yandtage zur 
Betätigung vorgelegt werden, ferner ein Gefe über Sicherftellung der 
perfönlichen Freiheit; 2. freies Vereinsrecht; 3. allgemeine VBürgerwehr- 
gefeßgebung mit Wahl der Führer; 4. Verantwortlichkeit der Minifter; 
5. Einführung von Schwurgerichten für Straffachen, namentlich für po- 
ktifche und Preßvergehen; 6. Unabhängigkeit des Richterftandes, Ab- 
Schaffung der Patrimonialgerichtsbarfeit und der Dominial-Polizeigewalt. 

Ebenfo huldvoll und Tiebreih benahmen ſich die andern Fürften. 
Defonders bot hierzu die Bürgerwehrfahnen-Einweihung Gelegenheit. Der 
Kurfürft von Heffen entzückte die Kafjeler durch den Zivilrof, in wel- 
chent er bei der Fahnenweihe zu erjcheinen geruhte. Nachdem der Herzog 
von Meiningen nebft dem Erbprinzen in die Fahne der Hildburghäufer 
DBürgerwehr den Nagel eingefchlagen Hatte, verfügten ſich Vater und 
Sohn in ein demofratifches Wirthshaus und unterhielten fid) dafelbft bei 
einem „Kärtle“ Bier mit jedem Tagelöhner. Selbft die Gemahlin des 
öfterreichifchen Erzherzogs Johann diente bei einer foldyen Bürgerwehr- 
Veftlichkeit als „Fahnenmutter.“ Der Herzog von Braunfchweig ſprach 
während des Märzfturmes faft täglich vom Balkon feines Schlofjes zum 
Bolfe und erflärte fid) bereit, auf alle billigen Verlangen einzugehen, 
wenn man ihm nur nicht zumuthen wollte, daß er heirathete und dem 
Fürftenhanfe Kinder erwedte. Der Herzog von Naffau, nah langem 
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Zögern von einer Reife in feiner Hauptftadt angelangt, ging von dem 
Bahnhofe nach feiner NRefidenz Arm in Arm mit Hergenhahn, dem fon- 
ftitutionellen Vollsmanne, weil er fi) vor der grollenden, ſchon lange 
auf feine Anfunft Harrenden Volksmenge fürchtete. 

Die Eintracht zwifchen Fürft und Volk war auf einmal die Loſung 
des Tages geworden. Es gab bloß noch Xiebe, Vertrauen und Herzlich- 
feit, und die erfte Lesart von Schiller’8 Lied an die Freude, wonach 
„Bettler Würftenbrüder werden,“ ſchien jegt nicht mehr einen zu 
ftarten Ausdrud der Herzenserweiterung zu enthalten. In der Antwort, 
die der würtembergifhe König Wilhelm am 2. März 1848 auf die 
Adreffe des ftändifchen Ausfchuffes gab, wurden die lieben Schwaben er- 
mahnt: „fremden Staaten nit das Schaufpiel von Zerwürfniſſen zwi- 
[hen Fürften und Völkern, von innerer Unruhe und Aufregung zu geben,“ 
und als Grund ward angeführt, daß nur „Eintracht ftarf macht.“ — 
Etwas deutlicher über diefe Eintracht ſprach ſich am gleichen Tage ber 
Großherzog Leopold von Baden aus, indem er unter einem Stoßfeufzer 
in feiner Proflamation ausrief: 

„Die ſchweren Ereigniffe der neueften Zeit können nicht anders als 
weithin fich fühlbar machen anf den Grundlagen der beftehenden gefeß- 
lihen Ordnung. Nie mehr als in foldhen Zeiten tft es Be- 
dürfniß, daß, fo wie Regierung und Stände, fo Fürft 
und Bolf feft zufammenhalten, um den Feinden unferer 
verfaffungsmäßigen Freiheit und des gefellfhaftliheu 
Zuftandes, ob fieim Innern oder von Außen fi zeigen, 
mit vereinter Kraft entgegenzuftehen..... Ich wende mid, an 
Alle, denen die Ordnung, das Recht und die wahre (!) Freiheit am 
Herzen liegen, mit der Aufforderung: daß fie mit mir zufammenwirfen, 
um die heiligen Güter — die Ordnung, das Eigenthum und die ver- 
faflungsmäßige Freiheit, — auch in den Stürmen der Gegenwart auf- 
vecht zu erhalten, fowie e8 meine Pflicht und mein fefter Entſchluß ift, 
die guten Bürger des Landes in diefer Beftrebung zu unterftügen, v er- 
breherifche Unternehmungen mit allen gejegliden Mit- 
teln niederzuhalten.“ 

Auch der Bundestag, der feit feinem Beſtehen immer volföfeindliche, 
erließ, als der königliche Thron Frankreich umgeftürzt und auf öffent- 
lichem Plage durch die Parifer Arbeiter verbrannt worden war, einen 
ernften Aufruf zum „einmüthigften Zuſammenwirken“ der „Völker“ mit 
ihren Regierungen. 


Der Abel blieb Hinter den Regierungen in dieſem einmüthigen Wir- 
fen nicht zurüd. In der baierifchen Kammerfigung der Neichsräthe un- 
term 10. Mai wurde gnädigft ein Antrag behandelt: „die Fürforge für 
die minder bemittelten und befitlofen Staatsbürgerflaffen betreffend.“ 
Dabei fagte der Antragfteller Fürft Wallerftein: „Nicht das erfte Mal 
befchäftige er fid) mit der Noth der Dürftigen ; was er zur Zeit ber 
Cholera erfahren, bleibe unanslöfchlidy in feinem Gemüthe. Seit 1846, 
wo er einen ähnlichen Antrag eingebracht, habe fich objektiv und fub- 
jeftiv Alles geändert. Pauperismus Armuth) und Ariftofratie 
feien von je gewefen und würden nie aus der Geſchichte 
verfhmwinden; es habe immer Arme an Geld und Arme an Intelli- 
genz, Reihe an Intelligenz und Reiche an Geld gegeben. Unfere Zeit 
wolle da8 Emporfommen der Intelligenz und des Verdienſtes. Es frage 
ſich nicht, folle die Gejellfehaft umgeftaltet werden. Sie fei ſchon umge- 
ftaltet, aber die Umgeftaltung müfle organifirt werden. Deutfchland fei 
es überlafien, die Frage, über die Europa feit einem halben Iahrhundert 
erperimentire, friedlich und gründlich zu löſen.“ — Nun wurde der 
Antrag auf Erridtung von Hülfs- und Kreditanftalten angenommen; 
ebenſo ein Antrag in Bezug auf die Auswanderungsbeförderung; des- 
gleichen Anträge, betreffend das Armenwefen, die Errichtung von Kommiſ— 
fionsbureaur, da8 Weden und Wacerhalten der Theilnahne an dem 
Wohl und Wehe der minder begünftigten Mitbürger. Auch ward ein 
Antrag des Grafen Arco-Valley auf Errihtung von Landbaufolonien 
(eolonies agricoles), die dem holländischen und belgiſchen Mufter nach: 
gebildet wären, von den menjchenfreundlichen Standesherren angenommen. 

Selbft in Wien ließen die hohen Adeligen ihre Stanbestitel weg, 
fo daß bei der Bürgerwehr nur noch von dem „Hauptmanne“ Colloredo 
und von dem „Kommandanten“ Hoyos die Rede war. Wie freifinnig war 
nicht Karl Freiherr von Reichenbach, in Wien geworden, als er in Reit- 
artifeln der Augsb. Allgem. Zeitung die deutfche Einheit und die Wiener 
Studentenfchaft vertheidigte, das eine Mal Wien*), das andere Mal 


*) Er ſchrieb: „Sene Beflicchtungen aber, welche fo ſchwer auf uns laften, 
diefe find es, welche Deutichland uns benehmen follte, wenn es unferm aufridti- 
gen und innigften Anſchluß das drüdendfte der Hinderniffe aus dem Wege räu- 
men will. Dazu gäbe e8 vor allen andern Ein ausgiebiges Mittel, und vieß be- 
ftände darin, Daß das deutſche Neihsparlament möglichſt bald nad Wien verlegt 
würde. Man wende nit ein, daß Wien zu meit aus dem Mittelpunfte Des 
Reichs Tiege; auch Frankfurt ift weit entfernt, in der Mitte gu fein, und von 


— 
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Trag”) zur Hauptftadt Deutſchlands vorſchlug und das lebenslänglich 
verliehene deutfche Kaiferthum zwifchen dem Könige von Preußen und 
dem Kaifer von Defterreich wechjeln laſſen wollte, freilich aud in einem 
der Artikel aufrichtig bekannte, daß er fo eifrig für die Bewegung fei, 
weil er durch die Revolution ſchon vier Fünftel feines Vermögens ver- 
foren habe und nicht auch noch das lebte Fünftel zu verlieren wünfche. 


— · — — — — — — 


dort hierher iſt es ſo weit als von hier dorthin. Wir hatten Jahrhunderte lang 
die Zentralregierung in Wien, zur Zeit als eine Reiſe nach Hamburg, nach Trier 
einen Monat erforderte; jetzt gelangt man auf Eiſenbahnen in 40 Stunden 
ebenſo weit und ſind nur erſt die elektriſchen Telegraphenlinien hergeſtellt, ſo find 
die Verfügungen von Wien durch ganz Dentſchland ſo geſchwind verbreitet, als 
ob fie, aus Wiener Munde geſprochen, unmittelbar von rheiniſchen Ohren gehört 
würden. Die Einwendung der geographiichen Lage als Hinderniß fir die Zentra- 
liation des Reichsregiments in Wien fällt mithin weg in einer Zeit, wo die Er- 
findungen die Entfernungen vernichtet haben. Weiter find wir in Wien vielfältig 
der Meinung, daß die Yrage des Reichsoberhaupts, deren Loſung fo viele Schwie- 
rigkeiten einſchließt, am Beſten und am Befriedigendften nach allen Seiten dahin 
beantwortet mürde, daß eine zwiichen Defterreih und Preußen abwechſelnde Kaijer- 
würde eingerichtet würde, und zwar eine zwijchen beiden erblich alternirende. So 
lange der Kaifer lebte, blieb die Krone auf feinem Haupte, fie würde alio lebens— 
Tänglich getragen; ftürbe er, jo vererbte fie von Wien nach Berlin und bliebe dort fo 
lange, bie wir fie beim nächften Todesfall wieder nad Wien erbten. Baiern hal- 
ten wir nicht für flarf genug, um die Reichskrone mit Gewicht tragen zu können. 
Preußen und Oefterreich aber halten ſich in ihrer Präponderanz über allen übri- 
gen ungefähr das Gleichgewicht.“ 

*) Seine Worte lauten: „Dieſer Wunſch und Vorſchlag ift, die deutſche 
Nationalverfammlung, das deutſche Parlament nad) Prag zu verlegen. Mit Aus- 
nahme der wirklichen Ultras wie der Czechen würden die ſlawiſchen Böhmen ſelbſt 
darin einen großartigen Alt des Vertrauens, die deutihen Böhmen dariı eine 
unmiderftehliche moralifche Stüte, alle die ausgefetten öſterreichiſchen Lande bis 
ins tieffte Ungarn: hinein ein enticheidenves Pfand der Gemeinichaftlichkeit und 
gegenfeitigen Stärkung fehen. Man mache fi vertraut mit dem Gedanken, er ent; 
hält vielleicht Politik im großen Style. Frankfurt wird doch nicht beibehalten 
werden können. Es iſt der franzöfiihen Gränze zu nahe und von da jedem 
Ueberfall ausgejegt. Es iſt ferner Mittelpunkt jener deutſchen Kleinftaaterei, welche 
die kurzathmige Unruhe nährt, und nicht wohl Stüßpunft eines großen Welt- 
reichs werden fann. .... Wie dem aber auch jei, über das Eine verblende 
man fi) nicht: faft 2/4 Ddeutiher Macht ftehen bier mit den öfterreichiichen Völker⸗ 
ihaften auf dem Spiele. Sie können verloren gehen; fie werden mit einem Zuge 
geſichert, wenn ſolch' eine enticheidende Wahl des Mittelpunfts durchgeſetzt werden 
kann.“ 
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— Der gewefene preußifche Kriegsminifter, General von Reyher, war 
plöglich ein, folcher Fortſchrittsmann geworden, daß er bedingungsweife 
fih für einen Präfidenten Deutſchlands ausfprah, da er zufolge der 
Spener’fhen Zeitung vom 9. Mat in einer Wahlverfammlung Berlin’s 
erflärte: „er ſpreche fih für einen deutfchen Erbfaifer, aber unter der 
ausdrüdlichen Bedingung aus, daß der König von Preußen diefe Würde 
erhalte, widrigenfall® er fich für Einſetzung eines Bräfidenten des künf— 
tigen deutfchen Bundesſtaats erklären müſſe.“ — Dergleichen Umfchlag 
war damals allgemein; denn die bevorrecdhteten Stände, denen 
Worte niht viel kofteten, wollten ſich möglich erhalten 
und ihre Vorrechte retten. Aber hierbei blieb es nit. Man fuchte . 
auch werkthätig zu befchwichtigen und warf den Hungerleidern der Yrei- 
heit einige Broden hin, um die Hauptfache, die adeligen Güter, zu be- 
halten. So gaben die fchlefifchen Gutsherrfchaften den Dorfinfafjen, welche 
bis dahin entweder gar fein Land oder defien doch nur ganz wenig be- 
jeflen hatten, Aderparzellen gegen einen mäßigen Zins in Zeitpacht, da: 
mit diefelben für fi) und ihre Familien den Lebensunterhalt felbft er- 
zeugen fünnten. Bloß die Angft vor dem Sozialismus entlodte den 
Gutsherrfchaften diefes Zugeftändniß. 

Und Tießen fi) etwa die Geiftlichen ihrerfeitS die freifinnigen Be— 
fenntnifie fauer anfonımen? ‚Sie, die von der Kanzel gegen die Aufrüh- 
ver gedonnert und den unbedingten Gehorfam gegen die im Beſitze der 
Gewalt befindliche Regierung gepredigt Hatten, fuchten jet den Geliebten 
in Chrifto recht begreiflich zu machen, daß das Chriſtenthum die Reli- 
gion der Tiebe und der „wahren“ Freiheit, fie felber aber eine Art von 
Bolfs-Tribunen feien, Viele proteftantifche Geiftliche trieben in der Kirche 
vom März bis zum Herbft, wo die Reaktion gefichert fchien, Burfchen- 
Ichaftspolitif oder flochten in ihre Predigten fozialiftifche Bekenntniſſe ein. 
Schon am 26. April wurde unter dem Vorſitze Uhlich's von proteftan- 
tifchen Geiftlichen zu Köthen eine Firchliche Berathung abgehalten und 
dafelbft befchloffen, daß die Gemeinden ihre Geiftlichen auf lebensläng- 
liche Amtsdauer wählen follten. Diefe Konferenz, auf welcher auch der 
Profeffor Schwarz aus Iena bemerkt wurde, war fo zahlreich von den 
Herren Paftoren befucht, daß wegen Ueberfüllung nicht alle Erſchienenen 
daran theilnehmen fonnten. In Thüringen trugen fi) die Geiftlichen mit 
dem Gedanken, eine thüringifche Landesficche zu errichten, und in manchen 
Ländern famen neue Kirchenverfaffungen zum Vorſchein. Gleichwie in ” 
Frankreich die Geiftlichen die Freiheitsbäume einfegneten, fo las der Erz- 
biihof von Prag eine Meſſe für die Todten der Wiener Revolution vor 
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der Wenzels⸗Statue auf dem Roßmarkt, und am 21. März wurde für 
die in Wien gefallenen Studenten ein Requiem in ber Teynfirche abge- 
halten. Der Erzbifhof von Poſen begab fi) nach Berlin, um bei dem 
Könige gegen die Einverleibung Poſens in den deutfchen Bund zu pro- 
teftiren. Am Rhein übten die fatholifchen Geiſtlichen durch das Vorkeh⸗ 
ren fortfchrittlicher Gefinnungen bei dem Landvolke einen großen Einfluß 
auf die Parlamentswahlen aus. 

Doch das Merkwürdigfte leiftete der orthodore Leipziger Profeflor 
Harleß in feiner fogenannten „Heerpredigt”“ am 12. März. Diefer, einft 
als Student in Erlangen ein eifriger Burfchenfchaftler, fehilderte anf 
der Kanzel die Revolution als das Gericht und die weife Fügung 
Sottes und ermahnte feine Zuhörer, allen Eigennuß und landsmann⸗ 
Ichaftlichen Rartitularismus fahren zu laffen, da man nur Gottes Willen 
erfülle, wenn man die deutfche Einheit herftelle. „Der Herr der Herren 
hat geredet; wir hören feine Stimme!“ rief er. „Ad daß wir des Herrn 
Stimme fürdteten und feine Gnade fuchten! Das heißt aber in der 
Gegenwart nicht bloß, im engen Kämmerlein forgen und beten, fon- 
dern in diefer Zeit der Thaten muß es die That beweifen. Weg mit 
den Gedanken an eignen Bortheil, an Privatvortheil, an den Vortheil 
des Augenblids, an die Heinliche Spanne nächftliegender, häuslicher, ört- 
licher, Landesgränzlicher Intereffen! An die Zukunft des ganzen großen 
Deutſchlands denkt! Gott hat die Berantwortlichkeit hiefür auf unfer 
Haupt, auf die Häupter der gegenwärtigen Gefchlechter gelegt. So be- 
denft denn, daß Ihr von Gottes Gnaden Deutfche feid und thut dar- 
nad, und Schmach über Die, welche wagen follten, an irgend eine fremde 
Sade, an irgend ein eigennügiges Beftreben den gottgegebenen Beruf 
Deutfchlands zu verrathen!“ 

Später fchlug Harleß um und donnerte von der Kanzel wieder 
gegen die Aufrührer. Er wurde dann an die Spite des proteftantifchen 
Konfiftoriums in Baiern berufen. 

Auch die Beamten, die doc unter der ftrengen Kontrolle der Kon- 
duitenliften dem despotifchen Staate folgfam gedient hatten, machten nad) 
dem von Oben gegebenen Beifpiele mit dem neuen Zuftande ihre Aus- 
fühnung. Wenn fie fich bisher gewöhnlich abgefondert und daher meift 
mar unter einander gejellig verfehrt hatten, fo fuchten fie von nun an 
freundlich die bürgerlichen Kreife auf, und es fiel nicht felten vor, daß 
fie mit den gewöhnlichiten Leuten Arm in Arm gingen und mit ihnen 
Brüderfchaft machten. Die in allen Städten ins Leben tretende Bürger- 
wehr brachte fie ohnehin mit den Bürgern zufammen. Zum Theil mochte 
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wohl die Furcht vor neuen Ausbrüchen der Volkswuth, die ſich häufig 
gerade gegen die harten Beamten gekehrt hatte, fie zu ſolchem gefchmei- 
digen Betragen beftimmen; ebenfo mochte die Klugheit angefichts der 
ungewiſſen Zufunft ihnen rathen, ſich mit der Bewegungspartei um ber 
Erhaltung der Stellen willen zu befreunden; allein, jedenfall® erhielten 
fie auch Weifungen von den neuen kouftitutionellen Miniftern, mit dem 
Bolfe umzugehen, beruhigend auf dasjelbe zu wirken und e8 namentlich 
von allen ungejeglichen Handlungen abzuhalten. Bon der Furcht jener 
Beanıten, welche in der vormärzlichen Zeit fich Hauptjächlich zu Werk⸗ 
zeugen der Bedrüdung erniedrigt hatten, liefert das tragifche Scidjal 
des befannten Berliner Polizei-Chef8 Dunder einen fprechenden Beweis. 
Weil diefer Mann von ber Angft gequält wurde, daß ihn die Volksrache 
ereilen würbe, ſchloß er fich nad) dem Berliner Straßentampfe mehrere 


Tage ins Zimmer ein. Selbft die Ofenflappe Hatte er behutfam ver- | 


ſchloſſen. Damit nun nicht er oder die Regierung durch feine Papiere 


fompromittirt werden könnte, verbrannte er die fchriftlihen Dokumente 


feiner Schuld im Ofen, vergaß jedod) in der Eile, die Ofenflappe zu 
öffnen. Hierdurch entftand in feinem Zimmer ein folcher Rauch, daß die 
Leute auf der Straße, im Glauben, es ſei Feuer ausgebrochen, ins 
Haus ftürzten. Da dachte der geängftigte Dunder erft recht, jet bräche 
das Bolfsgericht über ihn herein. Er fuchte fi) Haftig zu retten, fprang 
in feiner Verzweiflung, weil er feinen andern Ausweg zur Flucht fah, 
durch das Wenfter auf die Straße hinab und brad die Beine Aus 
gleicher Furcht ftedte der geweſene preußifhe Minifter v. Kamptz die 
deutfche Fahne zum Fenſter heraus. Denn er war nicht fo ungefchmeidig, 
wie jener preußiſche Offizier in Naumburg a. S., der feinem Leben ein 
Ende machte, weil er es nicht über fich gewinnen Fonnte, die fehwarz- 
roth-goldene Kofarde neben der fchwarz-weißen zu tragen. Andere hatten 
ein viel weiteres Gewiſſen. — Auch Köln fann von einem Fenfterfprung 
und Beinbruch erzählen. 

Bei der plöglich entſtan denen allgemeinen Eintracht und Liebe konnte 
es nicht fehlen, daß fogar die reaftionären, feither im Lafaienftyle ge- 
Ichriebenen und jeder Bergewaltigung das Wort redenden Zeitungen 
plöglih mit in das konſtitutionelle Horn bliefen und den Refern weiß 
machten, daß an eine Reaktion nicht mehr zu denfen ſei. Die Eonftitu- 
tionelle Kammerpartei war ja zur Herrfchaft gebracht und verlangte nun 
Ruhe, um bie auf leichte Weife erhaltenen Freiheiten gemächlich zu ge- 
niegen. Ihre Koryphäen, wie ein Behr und Splvefter Jordan, predigten 
ohnehin Bergeben und Vergeſſen der erlittenen Unbill, und ein Matthy 
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Schritt zur Verhaftung des mit. Aufruhrplänen ſchwanger gehenden Fick— 
ler's. Was die reichen Leute anbelangt, jo lag es in ihrem Intereffe, bie 
allgemeine Eintracht zu befördern. Mancher von ihnen bemwirthete generös 
feine Arbeiter, damit fie nicht nur felber mit ihm Frieden hielten, fondern 
ihn auch bei Angriffen gegen herumziehende Proletarierhaufen vertheidigten. 

Diefe allgemeine Verbrüderung und Herzlichkeit mußte jedem Klar- 
ſehenden bedenklich vorlommen. Als einft nach der Flucht des franzöfi- 
ſchen Königs Ludwig XVI in Paris eine ſolche Einmüthigkeit fic breit 
machte, fah mit Recht einer der NRevolutionsführer darin das ficherfte 
Zechen der lauernden Reaktion. Denn fo lange da8 Volk die Leute er- 
blickt, wie fie find, weil fie fich ihm offen zeigen, ift e8 vor ihren Um- 
trieben auf der Hut und vermag fich deßhalb ihrer zu erwehren; wenn 
e8 denſelben aber gelingt, das jeither beherrfchte Volk, welches fih kaum 
aus feiner Sklaverei erhoben bat, wieder in Sicherheit einzulullen, dann 
legt das Bolf eine dumme Gutmüthigfeit an den Tag, von welcher das 
Schlimmfte zu fürdten ift. 

Die Herzlichfeit der herrſchenden Klaffen gegen die in Aufruhr ge- 
rathenen glich) dem Benehmen des Reiters, der ein wildes Pferd ftrei- 
chelt, um fich, nachdem er einmal abgeworfen worden ift, wieder aufzu- 
fhwingen und ihm dann um fo fehärfer die Sporen einzufegen. Sie 
ähnelte der Falfchheit der Kate, die wohlgefällig knurrt, ehe fie Frallt, 
und die freundlich mit der Maus fpielt, ehe fie diefelbe frißt. Indeß 
handelte e8 fich für die Ariftofratie weniger darum, das eigentliche Volk, 
als vielmehr die Wohlhabenden zu gewinnen, um fie von der Bereini- 
gung mit dem niedern Bolfe abzuziehen. Das eigentliche Volk oder der 
Pöbel *) wurde von den vornehmen Herren als eine rohe, bewußtloje Maſſe, 
die wohl nicht grundlos, aber doch zwedlos tobte und ſich von den Ge— 
bildeten benugen ließ, geringjchäßig betrachtet und daher nicht fehr gefürchtet. 

Um die Berechnung der Ariftofratie zu verftehen, muß man er- 
wägen, wie faft allerwärts die Unruhen ſich entwidelt hatten und wie die 
Regierungen zu Konzeffionen gezwungen worden waren. “Die arbeitende 
Klaffe, welche unfäglich elend Iebte, war durch die Kunde von der fran— 
zöfifchen Revolution in heftige Aufregung gerathen. E& brachen Zumulte 
aus, die, wenn fie auch hier und da unterdrüdt wurden, doch fidh er- 
neuerten und immer allgemeiner wurden. Bon den Städten verbreitete 
*) „Pöbel“ ift das franzöfiiche peuple, das lateiniſche populus, und heißt 
eigentlid) nichts Anderes ale „Boll.“ Seine verädtlihe Bedeutung hat dieſem 
Worte die vornehm auf das Volk herabſchauende Ariftofratie gegeben. 
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fi die Bewegung aufs Land und lähmte durch ihre" Allgegenwart den 
Arm der Behörden. Die Bürger, feig wie fie waren, hielten fi) von den 
Tumulten des Pöbels, objchon fie diefelben insgeheim jchürten, weislich 
fern. Als e8 fich aber herausgeftellt hatte, daß die Behörden zum Herftellen 
der vormärzlichen Ruhe unfähig waren, warfen fich die Bürger zu Ruhe⸗ 
ftiftern auf, organifirten und bewaffneten fi) und ftellten, geftügt auf 
die lärmenden Volfshaufen, den Kegierungen ihre konftitutionellen Yer- 
derungen. So mußten dann die Regierungen nachgeben, und die Bürger 
fteten lächelnd den Gewinn in die Taſche. Der Bund der Bürger mit 
dem „Pöbel“ war alfo ein ſehr heimtüdifcher gewefen, ebenfo heimtückiſch, 
wie das Berfahren der Bürger den Regierungen gegenüber. Die zum 
Nachgeben bewogenen Regierungen zufammt den ihnen zur Bafis dienen- 
den Bepvorrechteten der Gefellichaft machten jedoch zu guter Lett gute 
Miene zu böfem Spiel und führten die allgemeine VBerbrüderung ein. 
Wohl mochte e8 unter den feitherigen Bevorrechteten Leute geben, 
welche überzeugt waren, daß mit dem alten Syfteme gebrochen werden 
müffe. Selbft mander Staatsmann aus der alten Schule mochte im 
Drange des Augenblids e8 mit den Bolfserrungenfchaften ehrlich meinen. 
Allein der den Regierungen zugefügte Zwang, durch welchen die neuen 
Freiheiten ihnen abgepreßt worden waren, mußte außer einer füßen Erin- 
nerung an die genofjene unbejchränfte Herrfchaft eine gewiſſe Bitterkeit 
über die abgedrungenen Zugeftändniffe und die Hoffnung auf günftigere 
Zeiten zurüdlaffen. Dazu war nicht gut denkbar, daß hochgeftellte, fchon 
in der Wiege fürſtlich bediente Perfonen, die mit der Ammenmild das 
Borurtheil ihrer unverantwortlichen Stellung eingefogen hatten, mit einem 
Male, bloß weil in Frankreich eine auf Deutfchland einwirfende Nevo- 
Iution vorgefallen war, fi) ganz in die Fonftitutionelle Denfweife vertieft 
und verloren haben ſollten. Die die Throne umgebenden Schmeicdhler und 
jenes Heer von Stellenjägern, deren höchftes Ziel ein Minifterpoften zu 
fein pflegt, thaten ohnehin das Ihrige, um den Würften die Ueberzeu- 
gung beizubringen, daß fic allmählich die verloren gegangenen Vorrechte 
wieder zurüderobern ließen. | 
Am Schlimmften benahmen fich hiebet die Apoftaten der Demokratie. 

Auf den „kosmopolitiſchen Nachtwächter“ Franz Dingelftädt, der e8 bis 
zum Borlefer des würtembergifchen Königs gebracht hatte, war fchon 
1846 das Epigramm gemacht worden: 

„Sonit, als die Deutichen fchliefen ftill, 

Da bift ein Wächter Du geweſen. 

Jetzt, wenn der König fchlafen will, 

Heißt's: Dingelftädt, mir vorgeleſen!“ j 
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Diefer aus einem Wächter des Volks in einen königlichen Einfchlä- 
ferer verwandelte Dichter benuste den Sieg Radetzky's über Mailand 
(6. Auguft 1848) zu folgender Aufforderung an bie öfterreichifche Re⸗ 
gierung: 

„Was ift dir, grauer Stephansthurm, 

- Daß du fo hoch errötheft 
Und do in deinem Grund den Wurm, 
Den eflen, noch nicht töbteft?!r 
Auf, zeig’ Dich deiner Helden werth, 
Gedenke, was du ihrem Schwert, 
Was deinem Schilde ſchuldeſt; 
Beit iſt's, daß du dich auch ermannſt, 
Und Die, die du zertreten Tannit, 
Als Zwingherr'n nimmer duldeſt!“ 

Bon demfelben oder doch von einem moraliſch verwandten Dichter 
rührte ein „Nachruf an die beiden Ermordeten des 18. Septembers 
Auerswald und Lichnowsky“ her, worin das neue demofratifche Rechts⸗ 
bewußtſein folgendergeſtalt gehäſſig dargeſtellt wurde: 


„Zwei Stimmen hör' ich wandern. Eine ſpricht 

Mit trotz'gem Ton: Nicht, Vater? Kein Verbrechen 
War jener Mord? War nur ein Strafgericht, 
Vollſtreckt, des Volkes lange Schmach zu rächen, 
An zwei Verräthern? — Ja, ſo iſt's mein Sohn! 
Fluch jeder feigen Bruſt, die Mitleid heuchelt, 

Und bis in's Grab hinunter Fluch und Hohn 

Den beiden Schelmen, die wir hier gemeuchelt! 


„Gemencelt ? Sa. Was Beffers find fie werth, 

Die Freiheit uns und Ehr’ und Macht verkümmern? 
Doch nur Geduld! Bald jchlägt das Herricherichwert, 
Der dunkle Dolch, ihr Regiment in Trümmern ; 
Dann halten wir ein off'nes Hochgericht 

Und fällen Die, fo jett mir einzeln ftecheıt, 

Zu Taufenden! Friſch, Knabe, zage nicht! 

Für Volk und Freiheit gibt e8 fein Verbrechen !’ 

Friedrich) Heder und Guſtav Struve hatten ganz richtig erkannt 
daß die Reaktion auf der Lauer lag. Aber ihr fehlecht vorbereiteter und 
darum Häglich verlaufener Aufftand im badifchen Oberlande bot den 
Reaktionären eine willfommene Gelegenheit, den mißglüdten Revolutions- 
Verſuch als ein fehauderhaftes, gegen die Sonveränetät der deutfchen 
Nation begangenes Verbrechen auszumalen. Zur Unterdbrüdung des babdi- 
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ſchen Aufftande8 wurden Truppen aus anliegenden Ländern herbeigezogen, 
obfchon jene reaktionären Bundesbeſchlüſſe, kraft deren bei Unruhen der 
eine Staat dem andern Hülfe zu leiften Hatte, für immer abgefchafft fein 
follten. Gerade Robert Blum war es, der in feiner Eigenſchaft als Mit- 
glied des Fünfziger-Ausfchufles, die Ortfchaften der Provinz Hanau dazu 
beredete, zwei Tage die nach Baden ziehenden Truppen aufzunehmen. 
Die Nachricht, daß ein badifcher Offizier erfchienen fer, um das Einrüden 
ber kurheſſiſchen Truppen nach Baden zu beichleunigen, wirkte auf die 
partifulariftifch gefinnten Landbewohner der Provinz Hanau beruhigend. 

Freilich gaben fich die ſüddeutſchen Republikaner die Blöße, daf fie 
fortwährend auf die Vereinigten-Staaten und auf die Schweiz als auf 
Mufterländer Hinzeigten. Der hinter der Zeit zurüdgebliebene Moritz Arndt 
benutzte daher den die Vereinigten Staaten fi) zum Borbilde nehmenden 
Republifanismus Schon am 28. März zu folgender Auslafjung in der Köl- 
nifchen Zeitung : 

„Sie weifen ung auf Amerifa’s Bild und Gleichniß hin. Aber wie 
paßt Amerika's Bild zu dem Bild des gegenwärtigen “Deutfchlands ? 
Wahrlich, Amerika fpielt noch feinen Kindermorgen des politifchen Lebens. 
Die Menfchen und Völlker, welche aus den vollgepfropften Archen 
Europa's dahin ausftrömen, können fi) dort noch fporadifch über die 
Länder ergießen und dort überall leere Stellen einnehmen. ber bei 
uns? Indeſſen kommt nad) einigen Sahrhunderten, ja fommt nad) einigen 
Sahrzehnten wieder und erzählt uns, was Ihr dann dort Neues und 
Anderes gefehen habt! — Ihr klebt uns aud) die fommuniftifchen und 
hochrepublifanifchen Wreiheitslehren des jüngften großen Parifer Glücks 
an alle Wände und Mauern. Aber ich fage, diefe Republit von 36 Mil- 
lionen Franzofen wird in folcher Weife feinen langen Beftand haben, fte 
und manche Unmöglichfeiten und Unfinnigfeiten des Tages werden tra= 
gifch zufammenftürzen, und ihre Verfündigungen werden vielleicht meift 
mit Kartätichen-Schüffen von, den Wänden weggefchoffen werden.“ 

Beſonders wurde Georg Herwegh's Einfall in's Badifche zum Ver⸗ 
unglimpfen der republifanifchen Sache ausgebeutet. Der nicht ſehr muthige 
Dichter, hieß es, habe fich auf der Flucht unter das Sprigleder feiner 
Frau verfrocdhen. Ein Brief Emma Herwegh’s, datist Aheinfelden vom 
28. April, trug nicht dazu bei, den Feldherrnruhm des Berfpotteten zu 
heben. Madame Herwegh beſchrieb darin ihre Flucht folgendermaßen: 

„Ich faß auf einem Leiterwagen mit einigen Andern, die vom Laufen 
bleffirt waren, al® ein Theil der Unfern herbeifprang, uns zu befchwören 
zu flüchten, da vorm allen Seiten ſchon nad) Georg gejpäht wurde. 
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Diefen Herwegh und fein verfluchtes Weib zu fangen, das ihm in 
Mannskleidern folgt, daran fegen wir Alles, d. h. 4000 Gulden, für 
einen Schwaben ift das die Welt. Die Beften wollten uns zum Schuß 
begleiten, Georg wies aber alle Hilfe ab, und fo brachen wir uns durch 
Wald und Geftrüppe allein Bahn. Bon fernhin immer das Schieken, 
ohne unterjcheiden zu fünnen, wer Sieger. Die Füße, die ung faft zu- 
fammenbradhen — es war entjeglih. So vielleicht nach dreiftündigen: 
Laufen fommen wir in Rarfau an, flürzen in die erfte Hütte, um Ein- 
laß flehend. — Das geht nit an, ihr müßt halt in's Saatfeld gehen, 
aber ein Schälchen Kaffee, wenn ihr das wollt. So hinausgeftoßen, 
werfen wir uns ins Feld, die Dragoner immer um uns herum, nad) 
Georg fpähend. Endlich find fie vorbei und wir bereit, weiter zu laufen. 
Da erbarmt fi ein Bauer unfer, der uns hatte flüchten fehen, nimmt 
und mit ins Haus, bringt uns Bauernfleider und verftedt und einige 
Minuten auf dem Boden. Während wir die Kleider abftreifen, ſprengen 
Dragoner an, umzingeln da8 Haus und fragen: Habt ihr den verfluch— 
ten Herwegh und fein Weib bei euch? Der Bauer läugnet. Wenn wir 
ihn bei euch finden, wird euer ganzes Haus niedergehauen. Wie mir zu 
Muth war, fünnen Sie ſich denfen..... Georg verbarg fi) hin: 
ter einem aß, ich lag als Barrikade davorz die Dragoner‘ 
ritten fort, Georg ließ fi) den Bart feheeren, wodurd) er ganz unfennt- 
lich ift, mein Anzug war auch fertig, und fo zogen wir, jeder eine Mift- 
gabel auf der Schulter, ins Feld, Unkraut auszujäten, bis. der Abend 
Rath Schaffen würde. Vom Walde her immer noch da8 Schießen und 
feine Nachricht von den Unfern. Abends endlich zogen wir mit unjerm 
Bauer und einem Schweizer, der uns, im Fall er von den Poften ange- 
halten werden follte, für feine Tagelühner ausgeben wollte, an den mwür- 
tembergifchen often vorbei über die Rheinbrüde und waren gerettet.” 
Sehr weislich bemühte fic die Reaktion, der Bewegung das Mili- 
tär feindlich zu ftimmen, da fie, wenn ihr dieß gelang, vor einem Abfall 
desfelben ficher war. Die Demokraten arbeiteten ihr Hierbei in die Hände, 
weil fie ohne Unterlaß heftig auf die gegen die Aufftände verwendeten 
Truppen fchimpften, ohne zu bedenfen, daß ein gütliche® Betragen, ver- 
bunden mit Belehrung, Verfprehung und Schmeichelei, viel befjere Früchte 
tragen mußte. So gab es ſchon am 9. April zwifchen jungen Leuten, 
die den neuen Miniftern in Kaffel -ein muſikaliſches Ständchen bringen 
wollten, und einer Anzahl Soldaten von der Garde-du-Korps eine Aei- 
berei, welche zu Berwundungen führte, das Aufwerfen von Barrifaden 
zur Folge hatte und mit einem Erlaß des Kurfürften endete, worin der— 
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felbe die Schuldigen zu ftrafen verfprad) und die Garde auflöfte. 
In Stuttgart fam e8 um die nämliche Zeit zu heftigen Auftritten, 
wobei Graf Wilhelm von Würtemberg umringt und mit dem Tode 
bedroht wurde, weil das Friegs = Kommando einen Unteroffizier, 
der für die Unzufriedenen feiner Abtheilung den Sprecher abgab, hatte 
heimlich- verhaften und auf den Hohenasperg bringen laffen, -— In Darm: 
ftadt gerieten am 27. April Kavalleriften und Infanteriften wegen Mei- 
nungsverjchiedenheit hart an einander, wobei e8 Todte und Verwundete 
gab. — Zu den naffauischen und Eurheffifchen Truppen, die nad; Mannheim 
in Folge der republifanifchen Unruhen gelegt worden waren, famen am 
1. Mai nod) ein Paar Zaufend Mann Batern hinzu. Von diefen drang am 
9. Juli eine Anzahl Soldaten, die zum 12. Regiment gehörte, in meh- 
rere Bilderläden und zwang die Befiter derfelben unter Androhung per- 
fönliher Mißhandlung und Zerftörung ihres Eigenthums, die Bilder 
Heder’8 und Struve’8 aus den Schaufenftern hinwegzunehmen, wobei 
unter Andern ein Unteroffizier ausrief: „Ihr Mannheimer Lumpen- 
gefindel, euch wollen wir e8 zeigen, wer Herr über euch iſt!“ — Zu 
Trier wurde am 5. Mai auf der Reitbahn der Martmin-Kaferne ein 
Trierer Bürger, Namens Heis, der Wahlzettel mit Namen von Kandi- 
daten der demokratischen Partei vertheilte, von Unteroffizieren aus dem 
Wahllofale Hinausgeftoßen, und die hierdurch erzeugte Erbitterung der 
Bürgerfchaft fam zum Ausbruch, weil aud) das 23. Linien-Infanterie-Regi- 
ment, welches Drohungen wegen der demofratifchen Gefinnung der Trier’fchen 
Bevölkerung ausfprach und ſchwarz-weiße Fahnen ausftedte, in die Stadt 
gelegt worden war. Der Generalmarſch und die Sturmgloden riefen 
alsdann die Bürger - Garden zufammen,, worauf ein Theil des Mi- 
litärs felbit, der aber fofort verhaftet wurde, den Bürger Heis ins Wahl- 
lofal führte. Nun wurden Barrifaden aufgeworfen, e8 fam zu einem 
Zufammentreffen zwifchen Militär und Bürgern, die Hauptwache auf 
dem Markte, nachdem diefelbe von der Mannſchaft des 30. Regiments 
geräumt worden war, wurde zerftört, aber endlich ftellte der fommandi= 
rende (General durch die Verficherung, daß die mißliebige Manufchaft 
des 26. Regiments wegen ihres aufreizenden Betragens zur Nechenfchaft 
und Strafe gezogen werden follte, die Ruhe wieder hr. — Die 
Spannung zwifchen der Mainzer Bevölkerung und dem preußifchen Mi- 
Iitär führte am 20. Mai zu einem blutigen Zufammenftoß vor der 
Hauptwache der Bürgerwehr, der ſich am folgenden Tage wiederholte 
und wobei die Mainzer 1 Todten und 5 Berwundete, die Preu- 
Ben 4 Todte und 25 Berwundete hatten. — Zu Triedberg Tieß es 
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ih am Pfingfimontage (11. Juni) ein junger Mann in einem Wirths⸗ 
hauſe beifommen, einen Zoaft auf den heffifchen Erbgroßherzog auszu⸗ 
bringen, indem er unter Anderm fagte, daß die Franzofen feine Feinde 
der Deutfchen feien. - Ein anweſender Korporal, welcher bierunter eine 
Anpreifung der Republik verftehen zu müfjen vermeinte, ftachelte fofort 
feine Kameraden gegen den Sprecher auf, woranf diefer vom Tifche 
beruntergeriffen, gehauen und verwundet wurde. Ein zweiter Ziviliſt 
fprang dem Mealträtirten zu Hülfe, erhielt aber von einem Fourier mit 
der fcharfen Klinge einen ihn zu Boden ftredenden Hieb über den Kopf 
und dann noch einen Stih in den Rüden. Auf den Ruf: „Bürger 
heraus!“ eilte num Alles auf die Straße, die bereits von fchreienden und 
brüllenden Soldaten, welche ihre Säbel ſchwangen, durchzogen wurde. 


Erſt fpät in der Nacht gelang e8, durch ftarfe Patronillen von Militär 


und Bürgerwehr die Ruhe wiederherzuftellen. — Noch Schlinnmeres paj- 
firte zu Ulm. Als dort Ende Juni in dem Wirthshauſe „zum Schiff“ 
in Gegenwart eines Polizei-Kommiffärs die Gründung eined demofrati- 
Then Bereines erfolgen follte, ftürzte eine Anzahl Kavalleriften in den 
Saal und fiel ohne alle und jede Provokation mit fcharfer Waffe über 
die Berfanmelten Her. Die wehrlofen Bürger mußten durch die Wenfter 
flüchten. Aber auch außerhalb des Gebäudes wurden fie wieder über- 
fallen und viele von ihnen verwundet. Dem Bäder Haug wurde der 
Kopf gefpalten. Zugleich demolirten die Soldaten das Wirthshaus. Als 
jet die Bürger zu den Waffen eilten, zogen fich die Kavalleriften in 
ihre nahe gelegene Kaferne zurüd. Schon follte auf diefe ein Sturm un⸗ 
ternommen werden, als es dem Stadtfchultheißen Schufter glücte, die 
entrüfteten Gemüther zu befänftigen, indem er die Schritte befannt 
machte, welche er unternommen habe, um der beleidigten Bürgerfchaft 
Genugthuung zu verjchaffen. 

Um die Soldaten gegen die Toderung der Disziplin zu ſchützen, 
wurde ihnen anbefohlen, demofratifche Gefellfchaften nicht zu befuchen, 
da aber, wo fie republifanifche Reden hörten, entweder fofort einzufchrei- 
ten oder das Lokal zu verlaffen. Nichtsdeftoweniger ftedte der demofra- 
tifche Geift manche Theile des jüd- und weftdeutfchen Militärs an, fo 


daß fie zum Kampfe gegen die Demokratie nicht ganz zuverläffig fchienen. 


Die beiden figmaringifhen Offiziere" Dopfer und v. Hofftetter wurden, 
weil fie fih der republifanifchen Partei angefchloffen Hatten, fchon im 
Mai 1848 ihres Dienftes enthoben. Wenn in einer Stadt einige Auf- 
regung herrſchte, wurden die Truppen, um fie gegen die Demokraten zu 
erbittern, mehrere Tage hindurch in ihren Kafernen defignirt gehalten. Mit 
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offenkundigen Revolutionären durfte kein Soldat zu. verkehren wagen. 
As im September die Soldaten des 2. Garde Regiments zu Potsdam 
an den Abgeordneten Stein wegen feines auf die. reaftionären Offiziere 
bezüglichen Antrags eine zahlreich unterfchriebene Dank = Wdreffe gerichtet 
hatten, gab es Berhaftungen und tumultuarifche Auftritte. 

Mit den Mitteln gegen den Barriladen- und Straßentampf beichäf- 
tigte fi) die Reaktion bald ſehr angelegentlih. Die in biefer Hinficht 
angeftellten Studien ergaben, daß in der neuern Zeit die Barrifaden 
ihren Ursprung der franzöfifchen Hauptſtadt verdankten, wo fie zum erften 
Male am 12. Mai 1588 gegen den Führer der Ligue, den Herzog von 
Suife, welcher dem Berbote Heinrich IH. zum Xroß zur Bekämpfung 
der Rebellen vor Paris rüdte, angewandt worden waren. Damals hatte 
das Bolf die Straßen mit Ketten verfperrt, fie mit Fäſſern verrammelt 
und auf diefe Weife die feindlichen Truppen zum Rückzuge genöthigt. 
Ebenfo hatte 1648 das Bolf von Paris durd die Errichtung von Bars 
rikaden die Freilaſſung Brouffel’8, des Hauptes der Fronde, erzwungen. 
In der erften franzöfifchen Revolution war der Barriladen-Bau weiter 
ausgebildet und in der fpanifchen Erhebung gegen Napoleon I. auf die 
pyrenäifche Halbinfel verpflanzt worden. Durch die Einführung des 
Straßenpflafters in den europäifhen Stäbten war für Aufftände ein 
gutes, gefügiges Material, welches fich leicht zur Verrammelung enger 
Straßen gebrauchen ließ, geliefert worden. Breite Straßen freilich ließen 
fich ſchwerer verbarrifadiren. Aber der Yuni-Aufftand von Paris 1848 
zeigte, daß ſich auch in breiten Straßen Barrifaden nad) den Negeln 
ber militärifchen Kunft anlegen ließen, wenn die Aufftändifchen diefelben 
nicht mit breiter Fronte, fondern nah Art der Feftungsverfchanzungen 
mit aus- und einfpringenden Winkeln bauten: weil bei folcher Anlage 
einestheild dem Angriffe äußerft wenig Bront geboten wurde und an- 
derntheils fich feitens der Aufftäudifchen auf die anftürmenden Truppen 
ein mörderifches Kreuzfeuer unterhalten ließ. Bereits im Juli 1848 wurde 
nun „von einem alten Soldaten“ den Regierungen für den Barriladen- 
Kampf folgendes Berfahren empfohlen *): 

„Enge, krumme und winflichte Straßen find auch unverfchanzt ſchon 
ſchwer zu nehmen, viel weniger wenn fie verrammelt und alle Zugänge 
der Seitengaffen verbarriladizt find, und obendrein noch aus den Häu⸗ 
fern hinter wohlverwahrten Bruftwehren, wie Matragen und dergleichen, 
durch die Fenfter herabgefeuert wird. Städte, die faft lauter gerade und 
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*) S. Augsb. Allg. Zeitung von 1848, Seiten 3244 und 3245. 
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breite Straßen haben, wie Berlin, St. Petersburg, Turin, Nancy, Karls⸗ 
ruhe, Mannheim ꝛc., bieten den Inſurgenten für den Kampf im den 
Straßen wenig Ausficht auf einen günftigen Erfolg, und die militäri⸗ 
ſchen Manöver, namentlid) das des Straßenfeuers, bei welchem, nachdem 
das vorderfte Peloton einer Kolonne abgefeuert hat, dasfelbe mit Sel- 
tionen recht und links in die Flanken abmarfchirt, um fich Hinter der 
Kolonne wieder als Peloton zu formiren, während das zweite und die 
folgenden Pelotons dasfelbe Manöver wiederholen, find vom beften Er- 
folg, befonder® wenn hinter den Pelotons noch Kanonen find, die des 
masfirt eine Ladung geben, und dann rechts und links abfahren, um 
binter der Kolonne wieder aufzufahren und zu laden. Ein einziges Ba⸗ 
taillon fann durch diefes Manöver Wunder verrichten und viele Tau- 
fende in die Flucht treiben. Bei dem Aufftand zu Madrid *) war e8 von 
der größten Wirkung. Hat man hierdurd) den Weind zum Nüdzug ge⸗ 
zwungen, fo thut dann das gefällte Bajonet das Webrige. 

„Würde man, ftatt in der jest üblichen Weife die Straßen zu 
pflaftern, die Chaufjeen nad) Art des Mac Adam anwenden, und dabei 
alle Seitenwege (Trottoire) mit Asphalt belegen, fo würde man fchon 
dadurc dem furchtbaren Barritaden-Bau vorbeugen, ja ihn faft unmög- 
lich machen; denn Material zu diefem Zwed, wenn aud) nur aus gerin- 
ger Gerne, herbeizufchaffen ift für Infurgenten, denen felten Fuhrwerke 
und die Mittel dazu zu Gebote ftehen, nicht wohl thunlich und Tann 
leicht verhindert werden. Barrifaden, aus Mobilien erbaut, zertrüimmert 
ein einziger Kanonenfchuß, und fie find leicht zu erflimmen, auch foftet 
diefes immer erft Kämpfe mit den Eigenthitmern, die ihre Stühle, Kom⸗ 
moden, Bettfchränfe 2c. felten gutwillig zu einem folchen Zweck hergeben. 
Umgeworfene Wagen und Karren find nicht furchtbarer, als gewöhnliche 
Möbel, können aber leicht den Kern folcher Straßenfchanzen machen, der 
dann mit Pflafterfteinen gehörig umgeben wird. Daher ift e8 das Erſte, 
womit man bei dem Ausbruch eines folchen Aufruhrs zu thun hat, alle 
Zirkulation des Fuhrwerks zu hemmen. Der Straßenkrieg gehört mit zu 
den Milttär-Wiffenfchaften und follte von den Offizieren gehörig ftudirt 
werden; von feiner Belämpfung hängt oft die Rettung des Landes ab. 
Bei dem legten Pariſer Aufruhr **) hatten fi) die Anführer desfelben die 
genauefte Kenntniß von dem Terrain verfchafft und, wie aus Allem 
hervorging, die Schwicrigfeiten und möglichen Wechjelfälle zum Voraus 

*) Der Aufftand vom 2, Mai 1808. 
**) 23 —26. Juni. 


gut berechnet. Ueberall, wo Hanptftraßen durch große Barrikaden ver- 
rammelt waren, waren e8 aud) alle die zu ihnen führenden Seitengaffen. 
Im Imnern der Häufer, die zwifchen den Barrifaden lagen, waren bie 
Mauern durchbrochen und fo Kommunikationen von einem Haus in das 
andere hergeftellt, welche, gleich verdedten Gängen, zu Niederlagen von 
Munition, Waffen und Mundvorrath dienten. Diefe Verbindungen er- 
ftredten fi) noch auf beiden Seiten bis auf mehrere Häufer, die außer» 
halb der Barrifaden lagen, fo daß die Angreifenden durch wohlgezieltes 
Feuer empfangen und aud im Rücken befchoffen werden fonnten. Man 
mußte einen Hänuferfrieg führen, gleich dem bei der Belagerung von Sa— 
ragoffa. Alle ftrategifchen Dispofitionen der Kommandirenden fcheiterten 
nicht felten an diefen Hinderniflen, die nur durd) die heldenmüthigfte Todes⸗ 
verachtung und durch das Vergießen des koftbarften Blutes überwunden 
werden konnten. Die Truppen wurden mehr als dezimirt, und viele Offi- 
ziere und Generale fanden fo ihren Tod. 

„Es gibt zwei Mittel, den Barrifaden- Aufruhr mit Erfolg und ohne 
zu große. Berlufte zu befämpfen. Das erfte ift, fobald eine Inſurrektion 
der Art zu befürchten oder im Entftehen begriffen ift, fogleich alle Haupt- 
punfte einer Stadt, wie das Nathhaus, die Kirchen, Schlöffer zc., zu 
bejegen und die Zugänge zu diefen, wo es nöthig ift, felbft zu verjchan- 
zen, um den Aufrührern fo alle Anhaltspunkte zu entziehen, durch deren 
Bejegung fie einen großen moralifchen Einfluß erhalten würden. Im 
Tal Schon Barrifaden aufgeworfen find, muß man fid) der vor ihnen 
liegenden Hänfer bemächtigen, fie mit Mineurs und Pompiers befegen, 
und von diefen, vermittelt des Durchbrechens der Mauern, in die hinter 
den Barrifaden liegenden Häufer dringen, und aus denfelben, wie von 
den Dächern herab, ein gut unterhaltenes Feuer auf die Infurgenten 
richten, wodurch fie bald in Unordnung gerathen, befonder8 wenn man 
auch Granaten unter fie fchleudert. Den Angriffs - Kolonnen auf den 
Straßen wird e8 dadurch Teicht gemacht, die VBerfchanzungen ohne großen 
Berluft zu nehmen. Auf diefe Weife wird man bald Herr des Aufftandes 
und der Barrifaden fein. Das andere Mittel ift fehr einfach und befteht 
darin: im Fall die Infurreftion ſchon zu weit gediehen und die Auf- 
rührer Zeit gehabt, fich in den beften Bertheidigungszuftand durch Ver⸗ 
Schanzungen 2c. zu fegen, die fo befeftigten Stadttheile zu umringen, alle 
Zugänge zu denfelben womöglich mit Kanonen oder hinlänglicher Trup- 
penzahl zu befegen und die Eingefchlofjenen durd) Mangel und Hunger 
zu einer baldigen Uebergabe zu zwingen und fo großes Blutvergießen zu 

vermeiden. Frauen, Kindern, Greifen, fowie allen Denen, die fich unbes 
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waffnet melden, kann man unbedingten Abzug geftatten, und ber Auf- 
ftand wird ſich dann bald von felbft und ohne großen Kampf legen. Es 
veriteht fi, daß man über hinlängliche Streitkräfte muß gebieten können, 
um die aufrührerifchen Quartiere vollkommen einzufchließen.” 

Bei dem angerathenen Verfahren war allerdings nicht in Betracht 
gezogen, daß die Aufftändifchen ihrerfeits Ausfälle machen, Minen an- 
legen, Granaten gebrauchen umd in macadamifirten Städten auf den 
Punften, wo fie Barrifaden errichten wollten, links und rechts, um ſich 
das nöthige Bau⸗Material zu verſchaffen, Häuſer einreißen konnten. Es 
wurde durch Erperimente gefunden, daß es, um eine gewöhnliche Häufer- 
mauer von Ziegelfteinen durchzuſchlagen, fchon hinreichte, wenn man einen 
ledernen Sad mit zwölf Pfund Pulver davorhing und letzteres erplodiren 
ließ. Die Hand-Granate ift folgendes Geſchoß: 


„Fand-Granate, im Durchſchnitt gezeichnet. 

„Durchmeſſer des gußeifernen oder mef- 
fingenen Geſchoſſes AB: 2%, —3 Zoll. — Eijen- 
ſtärke der Wand 1, bis 1% des Durchmeſſers. 

Das zylindrifhe Mundloch (für den Brand) 
ab = 4-14 de8 Durchmeffers. 

Der unten ſchräg (mie eine Pfeife) abgeichnittene 
hölzerne Brandzüinder ec hat faft die Länge des Geſchoß— 
durhmefjers und ruht oben mit dem übergreifenden 
Kopfe auf der äußeren Eifenflähe auf. Derſelbe ift im 
der Achſe durchbohrt, und in diefe Durchbohrung wird 
vor dem Einjeßen des ganzen Zündmittels eine Satzſäule von gewöhnlichem Mehl—⸗ 
pulver, Salpeter und Schwefel feft eingejchlagen. (Der Sat für den Zün- 
der ift: 1 Theil Mehlpulver, 2 Theile Salpeter, 1 Theil Schwefel.) Diefe Säule 
brennt ziemlich langſam. Oben ift der Zünder*) mit leicht brennbaren Fäden ver- 
jeden, damit das Geſchoß jchnell in Brand geftedt und dann weggeworfen werben 
kann (Anfeuerung). Das Gewicht des leeren Gejchofies beträgt 2 bis 3 
Pfund. Die Brennzeit des Zünders beträgt etwa 13 Sekunden. Der einmal 
in Brand geftete Zünder Iöfcht jelten aus, felbft wenn das Geſchoß ins Wafler 
fallt oder in den Erdboden eindringt. Die Sprengladung des Geſchoſſes d be- 
trägt 6 bis 8 Loth gewöhnlichen Pulvers. Zu 1000 Stüd Sand-Granaten 
find an Roh-⸗Material außer den Hohlgeichoffen erforderlich: 225 Pfund Mus- 
teten » Pulver als Sprengladung; für den Zündſatz: 2%, Pfund Mehlpulver, 
5 Pfund Salpeter, 2%, Pfund Schwefel; endlich 21, Pfund Zündſchnur ıc. 


— 








*) Anm.: Der würtembergifhe Hauptmann Dorn erfand für Granaten einen Per⸗ 
tuffions-Zünder und machte hiermit 1859 die Militär-Rommiffion des Bundestags bekannt. 
Die mit Knallquedfilber gefüllten Orxfini’ihen Bomben (in der Kubil« Form eines gleich- 
. mäßigen Dreieds) hatten auf allen 8 Seiten Zündhütchen⸗Kapfeln. 
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Der Preis eines laborirten Zünders beträgt etwa 6 Kreuzer rheiniſch, der 
des laborirten Geichoffes 1 Gulden. Die Sranzofen haben Hand- Granaten mit 
FSrittions- Zündung, die fi entichieden für Straßenfämpfe empfehlen. Die 
Bünder haben am Kopf eme Echnur, deren Reibung beim Durchziehen den Brand 
der Satzſäule veranlaßt. Eine geladene Hand-Granate, deren Durchmefler 3 Zoll 
beträgt, gibt beim Zerplatzen 8 biß 12 größere Sprengftüde, welche zum Theil 
his über 100 Schritte weit gejchleudert werden. Solche Geſchoſſe können bei Auf- 
ſtänden die fehlende Artillerie am Beften und Wirkſamſten erſetzen.“ 


Alfo bereitete fich die Reaktion forgfältig für künftige Straßen- 
fünpfe vor. Allerdings fielen nach den Märztagen eigentlich gefährliche 
Unruhen 1848 nur noch in Frankfurt a. M. während des Septembers 
und in Wien während des Dftoberd vor, dahingegen Berlin, die dritte 
Hauptftadt Deutjchlands, im entjcheidenden Momente fich mit dem paj- 
fiven Widerftande des Herrn von Unruh begnügte. 


Indeflen gab e8 Leute, welche die Beforgniß vor der Reaktion für 
mehr als lächerlich Hielten, Namentlich zeichneten fich die Profefloren in 
diefer Beziehung aus, die faft alle von der durch die Reaktion genährten. 
Sucht vor fogenannter „Ueberftürzung” befallen waren. Thierſch, der 
Rektor an der Univerfität zu München, ermahnte die dortigen Studenten 
ihon fehr frühzeitig, fi) von der Einmifchung in die Politik fern zu 
halten. Er fagte: „Die Bewegung für politifche Reform ift fchon nad) 
. wenigen Tagen eine fo allgemeine, eine jo lebendige geworden, daß fie, 
welches auch die Haltung ber Jugend fei, ihr Ziel durch die Organe 
der Öffentlichen Meinung, durch die Thätigfeit der Gemeinden, der Ver⸗ 
treter der deutjchen Männer, durch die Bereitwilligfeit der Regierungen, 
durch die Noth erreichen wird.” — Der Profefjor Gervinus fühlte ſich 
in feiner Stubengelchrfamfeit dermaßen über die demokratischen Schwarz- 
feher erhaben, daß er Ende Juni 1848 die Reaktions - Furcht faft für 
Berrüdtheit erklärte. 


„So war es,“ fehrieb er in feiner Deutfchen Zeitung, „aber fo iſt's 
nicht mehr, fo kann e8 nicht mehr werden. Nicht die Achfe eines Reichs, 
das Rad der ganzen MWeltgefchichte Hat fich umgedreht. Wo ift der Arm, 
wo find die Metterniche der nächften Zukunft, welche die Errungenfchaf- 
ten aller Nationen esfamotiren könnten bis etwa zurüd zum Karlöbader, 
zum Laibacher, VBeronefer Kongreß?! Die Furcht ift thörig, aber 
doch bleibt es eine Wahrheit: Thorheit auf Befferung 
der Thoren zu harren. E8 gibt aud, feine Neaktionäre in dem ge: 
gefürchteten Sinne 2c.” — Wohl hatte Gervinus Recht, wenn er es für 
Thorheit erflärte, auf Befjerung der Thoren zu harren; allein zu dieſen 
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Thoren gehörte er felber und Hunderte von dentfchen Profefloren mit 
ihn. Bon den Büreaufraten behauptete er, man babe jelbige fehr ver- 
fannt. Dann fuhr er fort: „Reaftionäre als Bartei find nir- 
gends, niht auf dem Rande, nidht in den Städten, ja 
niht einmal unter den Junfer- Offizieren, deren jugend— 
licher Webermuth nur zu oft zu gerehtem Unwillen dem 
Publifum Anlaß gab. Ihr Fundament ift untergraben.“ 

Auch unter den Parlamentsmitgliedern gab es Optimiften, welche 
durchaus nicht begreifen fonnten, warum die Demokraten an das Bor- 
bandenfein einer Reaktion glaubten. Auf den Karrilaturen jener Zeit 
fteht deßhalb im altdeutfchen Koftüm Eifenmann, wie er feine Reaktion 
fieht. Der Graf Solms-Laubach erging fich in folgenden Worten: 

„Mein Rath ift, in den Normen der neuen Berfafjungen, welche die 
Bolfsvertretung betreffen, da8 erhaltende Element'nicht nur ebenfo 
ftark, fondern noch ftärfer auszuprägen als das Element der 
Bewegung, weil ich in der Deffentlichfeit der Ständeverhandlungen, 
in der Deffentlichkeit des Gerichtsverfahrens mit Schwurgerichten, in ber 
Preffreiheit ohne Befchränfungen der Zenfur, in dem unbejchränften Pe- 
titiond= und Befchwerderecht ebenjo viele mähtige Bürgfchaften 
des fortfchreitenden Lebens wahrer Freiheit, und bei 
voller Wirffamfeit diefer Bürgfchaften nirgends eine 
Gefahr des Rückſchritts ſehe.“ 

Nach der Ueberzeugung der Optimiften, unter die ſich allerdings 
auch Biele miſchten, welche vor den Folgen einer neuen Revolution ſich 
fürchteten, war jet das große Werk der Freiheit unerfchütterlich begrün- 
det, und fie glaubten die Märzerrungenfchaften fo ficher in ihrer Taſche 
zu haben, wie jene Denkmünzen, welche zur Erinnerung an die Sturm- 
Periode gefchlagen worden waren. Diefe Denkmünzen beftanden: 1. in 
einer deutfchen Parlaments-Denkmünze *) zur Feier von Deutfchlands Er- 
hebung ; 2. in einer baieriſchen Denkmünze zur Erinnerung des 6. März 
1848; 3. in einer öfterreichifchen Denktmünze zur Erinnerung des 13., 


*) &8 wurden zwei verjchiedene Parlamentsmünzen geprägt. Auf der einen 
fteht die Umfchrift: „Berathung über Gründung eines deutſchen Parlaments; 
fonftituirende Verjammlung in der freien Stadt Frankfurt, 18. Mai 1848.’ 
Diefe Minze führt den Frankfurter und den Neichspoppel-Abler. — Die andere 
trägt die Worte: ‚Erzherzog Johann von DOefterreih, erwählt zum Reichsver⸗ 
wefer iiber Deutſchland den 29. Yuni 1848; konſtituirende Berfammlung in der 
freien Stadt Frankfurt, 18. Mai 1848.” 
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14. und 15. März; 4. in einer Denfmünze auf Heinrih von Gagern, 
Präfidenten des exften deutjchen Parlaments. 

Eben jo feft wie die Fonftitutionellen Monardhiften von der Unmög- 
lichkeit einer Reaktion überzeugt waren, glaubten viele Fonftitutionelle Re- 
publifaner an den nahen unabweislichen Anbruch einer neuen era. 
Darum fand der Plan, republitanifches Papiergeld auf diefe Hoffnung 
hin anzufertigen und in Umlauf zu bringen, vornehmlich in Süddeutfch- 
land Anklang. In dem betreffenden Proſpektus heißt es: 

„Plan zur Abfchliegung einer Anleihe zu Gunſten der deutfchen 
Republif. 
„So oft eine Zeit außerordentliche Anftrengungen machen muß, hat 
fie da8 Recht, die Zukunft in Anfpruch zu nehmen. Im der Nothwen⸗ 
digkeit, an die Zukunft eine Forderung zu ftellen, befinden fich jett die | 
Republifaner. Die Gegenwart verlangt die Verdrängung des Syſtems 
der Berdummung, Knechtung und Ausfaugung des Volks, durch eine 
auf dem Grundfage: Wohlftand, Bildung, Freiheit für Alle, beruhende 
Staatsverfaffung und Verwaltung. Ohne außerordentliche Opfer an 
Geld und Menfchenkräften kann dieß erhabene Ziel nicht erreicht werden. 
Der entjchiedengre Theil des Volkes weiht der republifanifchen Sadıe ! 
Leben und Gut. Groß ift das Kapital an Menfchenkräften, welches er ' 
vorſchießt. Mit Menfchenkräften allein ift nicht Alles gethan. Datum | 
follen namentlich Diejenigen, welche der Republik feine oder nur geringe ; 
Tebensthätigfeit zu opfern vermögen, auf andere Weife der Sache Bor: | 
Schub leiften. Diefes kann gefchehen durch Geldbeiträge, welde 
fie der werdenden Republik vorfchießen. Welch' ſchöne Wirk- 
famfeit wird hiermit älteren Männern und vornehmlich aber euch deut- 
fchen Frauen und Jungfrauen eröffnet! Auf eud) fegen bei dieſem Unte - 
nehmen die Nepublifaner große Hoffnungen. Und wer verzweifelt noch) 
an der republifanifchen Zukunft Deutfchlande ? 

„Don diefen Grundanfichten ging eine Gefellfchaft deutfcher Repu⸗ 
blifaner aus. Sie bejchloß, zu Gunften der deutſchen Republik eine Anleihe 
zu Tontrahiren und dazu Schuldfcheine in folgendem Werthe auszuftellen: 
1.& 35 fr. oder 5 Thaler; — 2.31 fl. 45 fr. oder 1 Thaler; — 
3. 37 fl. oder 4 Thaler; — 4. & 70 fl. oder 40 Thaler; — 5. & 700 fl. 
oder 400 Thaler. = 

„Diele Republifaner hatten ſich ſchon im Voraus zur Uebernahme 
diefer Schuldfcheine verpflichtet. Sie (d. h. die Schuldfcheine) find zu 
haben bei der Zentralverwaltung und den von bderfelben bezeichneten 
Agenturen. Der Träger eines folchen Titels ift Gläubiger der deutfchen 
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Republik; er erhält nebſt dieſem noch eine Urkunde, die als Beweis 
rechtmäßigen Erwerbes dient. Dieſelbe muß bei einer Handänderung er⸗ 
neuert werden. Der Ertrag dieſer Anleihe wird verwendet: zur Verbrei⸗ 
tung demokratiſcher "rundjäge, zur Anſtrebung freiſtaatlicher Zuſtände 
und — zur Verſorgung aller im Streben für die Freiheit verunglüdten 
Genoſſen und ihrer Yamilien. Der Grundfag: Einer für Alle und Alle 
für Einen, fol damit praftizirt werden, fein Mitglied darf untergehen. 
Dem Arbeitsfähigen wird Beichäftigung und nur dem Arbeitsunfähigen 
unmittelbare Hülfe verſchafft. Mit den Gleichgefinnten aller Völker 
fett man fid) in gutes Einvernehmen. Nach Beftimmung und Richtung 
der Geldverwendung werden Kapital-Stöde mit Reſerve-Fonds gebildet. 
Die Rüdzahlung mit fünf Prozent Zinſen geſchieht, fo- 
bald die deutfche Kepublif gegründet ift. Die Anftalt ıft 
eine Öffentliche. Diefelbe kann ſich nicht nur bei fichern Gewerbs- 
anftalten durch Einfchüffe intereffiren, fondern auch foldhe gründen, da- 
duch ihren Anhängern Beihäftigung verfchaffen und ihr gemeinfames 
Bermögen vergrößern. Die Oberaufficht des ganzen Unternehmens üben 
beftändig die unterzeichneten Mitglieder des Verwaltungsrathes und eine 
Auffichtsbehörde von 15 Mitgliedern periodifch. Eine General-Berfamm- 
lung wird von Zeit zu Zeit gehalten, eine Kommiffion von drei Mit- 
gliedern zur Prüfung der Schlußrehnung erwählt, ein fummarifches 
Gutachten derfelben veröffentliht. Der Verwaltungsrath er- 
nennt den Obergefchäftsführer, Schatmeifter, die Agenten, hat die Be— 
ftätigung von deren Gehülfen. Näheres befagt das Gejchäfts-Neglement ; 
fernere Beftimmungen bleiben der Gefellichaft vorbehalten.“ 

Das republifanifche Papiergeld enthielt die Auffchrift: 

„Freiwilliges Anlehen zu Gunften der deutfchen Republik. Schuld- 
Schein. (Aktie zu dem Unternehmen der Republifanifirung Deutfchlands). 
Nr. x für Gulden x oder x Thlr. C. Die Geſellſchaft deutfcher Repu⸗ 
blifaner, in deren Namen: Der Präſident des Wehrbundes Hilf dir. 
Biel, den erften November, 1848. Joh. Ph. Beder. Der Agent X. Der 
Obergeſchäftsführer Standau.” — Die Altie hat im Stempel auf Yar- 
bendrud eine Harfe mit gefreuzten Schwertern unter einer Eiche, nebft 
der Unterfchrift: „Hilf dir,“ und der Umfchrift: „Freiheit, Wohlftand, Ver⸗ 
brüderung, deutſcher Freiſtaat.“ — An den vier Eden fteht gedrudt: 
„Sut für x fl. oder x Thaler; mit 5 vom Hundert verzinslich; die 
Bruderhand allen Bölfern; 1. Buch Samuelis 8, Vers 10, 17." — 
Zwiſchen den beiden obern Eden find Ceres und Mars abgebildet, an 
einem Wappen lehnend, auf deilen fchwarz » roth - goldenen eldern die 
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Wörter: Freiheit, Bildung, Wohlftand angebradht find. Die Göttin 
blickt auf einen mit Roſenſträuchern ummwachfenen Bienenkorb, während 
im Hintergrunde von Mars, auf deflen Schilde „die Wörter „Einheit, 
Stärfe” ftehen, fich eine Stadt am Meere mit Sc..ffen zeigt. Zwifchen 
den beiden ımtern Eden befinden ſich ſymboliſch Aderbau, Fifcherei, Ge⸗ 
werbe, Wiſſenſchaft, Kunft und Wehrweſen dargeftellt. 

Ohne Zweifel war diefes Papiergeld eine Nahahmung der Aſſigna 
ten aus der Zeit der erften franzöfifchen Republik. Allein die befagten 
Alfignaten hatten die eingezogenen Güter des Adels, Königs und den 
©eiftlichkeit zur Grundlage, boten alfo Sicherheit und fußten auf einem 
Geſetz der nationalen Vertreter. Daher ftand auf ihnen gebrudt: „Lf 
loi punit de mort le contrefaeteur. La nation r&compense le denon 
eiatenr. Loi du 4 Janvier 1792, Pan 4. de la Liberte. Domaines ng 
'tionaux. Assignat de vingt-eing sol.“ Das deutſch-republikaniſche Pas 
piergeld dagegen, welches in jeder Hinficht wenig Garantien und fafl 
feinen Schuß vor Mißbrauch bot, enthielt bloß die tröftliche Zuſiche 
rung: „Die Rüdzahlung mit fünf Prozent Zinfen geſchieht, ſobald (?] 
die deutfche Republik gegründet iſt!“ — In der That mußte man, wo4 
fern man feine Eigenzwede verfolgte, fehr feft an die Unmöglichkeit eineg 
Sieges der Reaktion glauben, um es über fid) zu gewinnen, den Umſaß 
dieſes Papiergeldes zu verfuchen. Auch Diejenigen, welche ſolche Aftid 
nahnen, mußten einen jehr ftarfen Glauben an den endlichen Sieg dE 
„guten Sache“ befigen. Denn wenn fie die auf papierene Hoffnung g 
gründeten Aftien nicht aus einem rein geſchäftlichen Gefichtspunfte be 
trachteten, fondern nur Geld hergeben wollten, um Gefinnungsgenoffel 
zu unterftügen und wontöglich die deutjche Republik herbeizuführen 
fo wären überhaupt gor Feine Aktien nöthig geweſen. Einzelne Wortfühl 
rer des radikalen Bürgertfums durften doch wohl nicht unantorifirt i 
Namen der Nation Anleihen machen *). Somit gab es ſowohl aufSeitg 
der Monarchiſch-Konſtitutionellen, als auch auf Seiten der „deutfchey 























*) Bei ähnlicher Gelegenheit rief Freiligrath dem Profeſſor Kinkel zu ? 
Wohlgarantirt! — Zwar bie Nation 
Gab kein Mandat uns, Anleih’ auszufchreiben; 
Allein die gute muß genehm’gen fchon 
— Im Februar! — und darf Nichts Hintertreiben. 
Denn unfer wird die Nev’lution, 
Die zweite, fein und unfer wird fie bleiben, 
Weil fon die erfte wir, wie unbeftritten, 


"So wunderfhön verfahren und verritten. 
* * 


Beder, Reaktion. * 3 
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Republikaner Leute, welche die unerbittlich um ſich greifende Reaktion für 
geradezu unmöglich hielten: — Aberglauben hier und Aberglauben da! 

Inmitten der allgemeinen Befürchtung oder Hoffnung hinſichtlich 
der Reaktion ſtand der bekannte theologiſche Kritiker D. F. Strauß faſt 
vereinzelt mit jenem trockenen Urtheil da, welches er über die nationale 
Geſinnung unterm 17. Mat 1848 in Nr. 138 (Beilage) der Allg. Zei- 
tung veröffentlichte. Sein Urtheil war deßhalb jo ficher, weil er, die 
Anzeichen der Zeit ſcharf ins Auge fafjend, gewahrte, daß die Reaktion 
nicht bloß in den Regierungen, fondern im Bolfe felber lag Er 
drüdte fich fo aus: 

„In den erften Wochen nad) dem beifpiellojen Umſchwung, als Alles 
auf dem Spiele zu ſtehen ſchien, wie eilte da Alles herbei, um Opfer 
für die gemeinſame Rettung anzubieten. Wie ſchien da jedes deutſche 
Land bereit, ſeine Sonder-Intereſſen gegen das allgemeine Vaterland 
aufzugeben; wie willig die einzelnen Regierungen, ſich ihrer Oberhoheits⸗ 
rechte zu entkleiden und fie für das eine künftige Oberhaupt zufammen- 
zulegen, von dem man die Rettung des Ganzen erwartete! Wie anders 
ift e8 unterdeffen geworben, feit die Gefahr ferner gerüdt, oder eigent- 
fih nur feit man die allgemeine Unficherheit mehr gewöhnt iſt! Es ift 
nicht halb fo gefährlich, fagt der deutfche Michel, und ftedt die Opfer⸗ 
gabe, die er auf dem Baterlandsaltar darzubringen willens war, ge- 
mächlich wieder in die Tafche. Bor ſechs Wochen klammerte fid 
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Schon theilten wir die Stellen brüderlich; 
Bereit iſt Alles, bis auf eu'ren Segen. 
Drum in die Taſche greife Jeder ſich: 
Wer ſeinen Beutel zieht, der zieht den Degen, _ 
Es ift fo gut, als trotzt' er Hieb und Stich, 
Als hielt er Stand im ärgften Kugelregen; 
Er if, wie wir, Held und Apoſtel eben 
Und alte Sünden gar fei’n ihm vergeben! 


A * 
- * 


O Tezel, Tezel, nit dur Ablaßzettel 
Wirfſt du der Freiheit Feinde über’n Haufen: 
Kein Thron annoch fiel nieder durch den Bettel, 
Die Nevolution läßt fi nit Taufen! - 
Du machſt das wilde flolze Weib zur Vettel, 
Bon Thür zu Thür läß'ſt du fie laufen — 

.. Den al’zeit offnen Ranzen um die enden 
Und den beliebten Teller in ben Händen. 


%* %* 
%* 


Das ift die hohe nicht, die wir verehren 
u. ſ. w. 
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Alles in dem allgemeinen Schiffbruch an den Maſt der deut: 
chen Einheit an: jest glaubt Jeder zur Noth auf jeiner eigenen 
Planke enttommen zu können. Den früheren Beitrittserklärungen zur fon- 
ftituirenden Verſammlung folgen die Aber wie hinfende Boten nad. So 
werden wir am Ende viel Lärmen um Nichts gemadt- 
baben; der Traum der deutfhen Einheit wird verfhmwin- 
den, wie Träume zu verfhwinden pflegen, und ftatt der 
Erneuerung, auf die wir hofften, die wir fo nöthig Hatten, 
wird auf gut öfterreihifh, Alles beim Alten bleiben.“ 

Hätte die Reaktion nicht im Volke felber gelegen, fo würden die 
Regierungen und die vornehmen Klaffen der Gefellfchaft bei aller An: 
ftrengung und Sclauheit e8 nicht vermocht haben, die Märzerrungen- 
ſchaften dermaßen zu bejchneiden und die frühern Zuftände fo ungenirt 
wieder herzuftellen, wie es ihnen fpäter glüdte. Der Mangel politifcher 
Bildung und Erfahrung war nur zum Theil hieran ſchuld. Mehr nod) 
als jener Mangel vichtete die in den deutfchen Mittelfchichten vorherr— 
chende, mit ihm allerdings zufammenhängende Engherzigfeit, Zaghaftig- 
feit und Heinliche Wirthfchaftlichkeit, — Eigenfchaften, die fi) unter dem 
Ausdrucke „Michelthum“ oder „Spießbürgerlichkeit” zufammenfaflen laffen, 
— allgemeine moralifche VBerwüftung an. Die überwiegende Mehrzahl 
der deutfchen Bürger beurtheilte die Revolution nad) dem Schredens- 
gemälde, welches Schiller feiner Zeit zum Preife der Dummheit und 
Knechtſchaft des Volks von ihr in feinen pathetifchen Liede auf den 
deutſchen Glodengießer entworfen hatte. Der deutſche Kannengießer und 
der Schiller'ſche Glockengießer waren eine und diefelbe Perfon, aufge- 
wachen auf dem nämlicher Boden und verkommen in jener nänlichen 
befchränften Sphäre, in welcher die 1806 den Berlinern vom Grafen 
Schulenburg-Kehnert und vom Fürften Habfeld zugerufene und einge 
ſchärfte Phraſe, daß „Ruhe die erfte Bürgexpflicht“ fei, in die denfwür- 
digen dichterifchen Worte gekleidet wurde: „Weh' Denen, die: den ewig 
Blinden des Lichtes Himmelsfadel. leih'n!“ — Wären die Deutfchen nicht 
vom franzöfifchen Volke aufgerüttelt worden, jondern fich felbft überlaffen 
geblieben, fo hätten fie wohl nod) ein halbes Jahrhundert gebraucht, ehe 
fie biß zu ihren Märzerrungenfchaften vorgedrungen wären. Aber gerade 
deßwegen konnten fie fich eben jo wenig in dem ungewohnten Leben zu- 
vechtfinden, als fie fchließlich unfähig waren, die neue freiheit zu be- 
haupten und fie nad) allen Richtungen auszunugen. 


Erſtes Hauptſtück. 
Die ſoziale Reaktion. 


Das dentfche Volt war von dem Ausbruche der franzöſiſchen Re⸗ 
volution überrafcht worden. Die Bewegung, in die e8 gerieth, kam alfo 
nicht aus Innen heraus als naturgemäße Entwidelung. Erſt durd die 
erfhütternde Nachricht von den Ereigniffen in Paris wurde es plötzlich 
daran gemahnt, daß auc für Deutjchland die Stunde der Abrechnung 
gefchlagen hätte. Wie mächtig jedoch alle Schihten von der Bewegung 
ergriffen wurden, zeigte fich unter Anderm an den vielerlei Berfammlun- 
gen, welche im Laufe des Jahres 1848 zu Tage traten. Es festen da 
Zufammenfünfte an: die Handwerker, die Gefellen, die Schullehrer, die 
Zandwirthe, die Gutsbefiter, die Standesherren, die Geiftlichen, die Stu- 
denten, die Univerfitäts - Profefforen, die Setzer und Buchdruder, die 
Buchdruderei-Befiger, die Aerzte, die Apothefer, die Biſchöfe u. |. w. 
Dabei fehlte auch ein allgemeines deutſches Verbrüderungsfeft nicht. Wäh- 
rend nun jeder Stand und Beruf feine befonderen Wünſche hatte: was 
follte da, um die vielerlei Beftrebungen zu einer gemeinfamen großen 
Beftrebung zufammenzufaffen, das einigende Band und Loſungswort fein ? 

Bon Frankreich herüber ertünte noch aus der Zeit der erſten Ne- 
polution der alte Sammelruf: Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit. 
Selbiger drüdte die Forderung der mehr oder minder Rechtlofen der 
Gefellfehaft aus, ihr Verlangen: zur Gleichberechtigung mit den bevor- 
rechteten Klaſſen aufzurüden. Allein den gutmüthigen Leuten Deutfchlands 
ſchien das Wort „Gleichheit,“ obſchon fie mit demfelben durd die chrift- 
liche Religion befreundet waren, zu fchredlich in feiner Verwirklichung zu 
fein: weßhalb fie ſich alsbald feit dem Anfange der Bewegung bemüh- 
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ten, an die Stelle des fozialen Feldgefchreies: „Freiheit und Gleichheit,“ 
die zahmere Parole: „Freiheit und Einheit“ (oder gar völlig verwäflert: 
„Breiheit und Einigkeit”) treten zu laſſen. Mit andern Worten fuchte 
man die Bewegung vom fozialen Boden abzuziehen und fie in eine ver- 
ſchwommen politifch-nationale zu verwandeln. Die füddeutfchen Revolu— 
tionäre, welche das Hauptgewicht auf die Einführung der deutfchen Re— 
publif legten, hatten ein Paar foziale Phraſen aufgefifcht und fchillerten 
bald ganz roth, bald wieder fhwarzsroth-golden; im Grunde alfo waren 
fie höchft Konfufe Leute, die von Wirth und Stebenpfeiffer abftammten: 
— direkte Abfömmlinge der deutfchen Burfchenfchaft, welche mit der Her- 
ftellung der Nepublif, wie fie in der Schweiz und in Amerika beftand, 
ſchon Alles gewonnen zu haben glaubten. Ihnen fchien e8 unbefannt zu 
fein, daß während der erften franzöfifchen Revolution, in der fie fonft 
hin und wieder ihre Vorbilder fanden, die entjchiedenen Bolfsmänner, 
wie 3. B. ein Marat, Danton, Robespierre, Camille-Desmoulin, in den 
beiden erften Bewegungsjahren das Wort „Republik“ nie über die Lip- 
pen gebracht hatten und daß jene Revolution fo gründlich wurde, weil 
fie fih auf fefter fozialer Baſis aufrichtete. Ferner fehienen fie nicht zu 
wiffen, daß die Menfchheit nicht ohne Weiteres in den bloßen Rahmen 
eines Mufterftaats hineinfpaziert, und daß die revolutionären Errungen- 
haften fi) nur durch den Uebergangszuftand einer im demofratifchen 
Sinne ausgeübten Diktatur in Sicherheit bringen laſſen. Freilich war 
die flache Nichtung jener Kevolutionäre, die viel von der Natur der 
bloßen Krakehlmacher an fich Hatten, das Ergebniß der damaligen ge- 


ringen wirthichaftlichen Entwicklung Badens, Würtembergs und der Pfalz. ; 
Für Phrafen und Formen allein jchlägt fi) das Volk nit. Denn : 
wenn nicht unerträgliche Leiden vorhanden find und wenn ſich nicht die - 


Meberzeugung von dem völligen Unrecht der bevorzugten Klaffen in ben : 
unteren Schichten unerfchütterlic fetgefetst hat, bringen weder Zeitungs- 
Artikel noch philofophifche oder gründliche politifche Abhandlungen über 
den beſten aller Staaten, noch endlich der Hinweis auf das achte Kapitel 
des erften Buches Samuelis eine demofratifche Revolution zuwege. Zwi⸗ 
fchen der Rolle eines Speftafelmahers und der Aufgabe eines Organi- 
ſators liegt eine weite Kluft. 

Das Landvolf fühlte ſich beinahe allerorts fehr gedrüdt. Darum re- 
voltirten die Bauern weit und breit. Im Hannöver'ſchen dagegen, wo 
ein verhältnigmäßig wohlhabender Bauernftand eriftirte, blieb e8 ziemlich 
ruhig. Nur bei Hameln, Landrau, Peine und Locrum, an welch lettern 
Drt mit der Eifenbahn 150 Mann Artillerie abgejandt wurden, ge⸗ 
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ſchahen Aufſtände wegen der Härte der Beamten. Im Odenwald, Hohen- 
Iohen’fchen, in Baden und Würtemberg fehüttelten die Bauern die Feudal- 
Laſten ab, verbrannten die Grund» und Zehentbücher und zerjtörten die 
f Schlöfjer der Standesherren. Die Jagdvorrechte, die Frohnden und die 
Patrimonial-Gerichte Tafteten faft überall fchwer auf ihnen. Im einigen 
neubaierifhen Provinzen beftand bis zur Märzbewegung fogar das Recht 
der erften Nacht, welches, wenn es nicht ausgeübt wurbe, doch in Geld 
' verwandelt war und bezahlt werden mußte. Auch der Blutzehent beftand 
noch, über den Kreitmayr in den Anmerkungen zum baierifchen Land— 
recht gejagt hat: — „Das gemeine Bauernvolf fteht in der Perfuafion, 
daß der Pfarrer, welcher den Blutzehent zu genießen hat, auch die Obli- 
gatton, das Wafelvieh, nämlich den Stier, Hengft zc. zu halten, auf ſich 
habe. Es ift aber folches ‚eine Indezenz, wohingegen auch ber Pfarrer 
Dasjenige, was er von der Gemeinde wegen Haltung vorhandenen Un- 
thiers genoffen hat, wiederum der Gemeinde ablaffen muß.” — Ebenſo 
beitand in den altbaierifchen Landestheilen noch das Pfändungsrecht zur 
Eintreibung der grundherrlichen Forderungen. Es gab dort noch Vogtei- 
reichniffe, Bogthafer und Judenſchutzgelder. Deffen ungeachtet fielen mit 
Ausnahne von Franken in Baiern faft gar feine Auheftörungen vor; 
denn die Geiftlichkeit übte dafelbft noch einen großen Einfluß aus und 
ließ, gleichwie in Tyrol, während des Yahres 1848 mehrere Wunder- 
erfheinungen gefchehen. Auch d das preußiſche Landvolk verhielt ſich ver— 
hältnißmäßig ruhig. 

Im Naſſauiſchen gab es einen langen Streit der Gemeinden in 
den Herrſchaften Cransberg und Reifenberg mit ihrem Standesherrn, 
dem Grafen von Waldbott-Baſſenheim. In dieſen Gemeinden hatte dus 
Elend .einen hohen Grad erreiht, da der Aderbau dafelbft Teineswegs 
zur Ernährung der Bevölkerung ausreichte und die KHleinweber, Nagel- 
ſchmiede und Nadler, aus denen fich meiftens jene Ortfchaften zufammen- 
fetten, durdy die inzwifchen entftandenen Maſchinen und Fabriken faft 
gänzlich zu arbeiten hatten aufhören müffen. Die Gemeinden forderten 
Ueberlaffung der Jagd- und Fifchereigerechtigkeit in der Gemeinde, Auf- 
hebung de8 Zehents von allen Bodenerzeugniffen und von den Grund⸗ 
zinfen, Einführung von 2 bis 3 Holztagen- im Monat zum Einfammeln 
des Kefeholzes, der Erdftöde, des Laubes und Mooſes 2c.: — aber ber 
Graf machte nicht die geforderten Zugeftändniffe im vollen Umfange, 
wollte legtere auch bloß als wieder aufhebbare Onadengefchenfe ange- 
- fehen wiffen und befchritt den für die Gemeinden verderblichen fogenann- 
ten Rechtsweg; wodurch die bedauernswerthen Tandbewohner, wenn fie 
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auch ein Stüd Wald abbrannten und fünfhundert Baumſtämme umbie- 
ben, zulett unterliegen mußten. 

Sowie die Behörden ſich wieder ftarf genug glaubten, zogen fie auf 
den Rande die Zügel wieder ftraffer an. 

In dem Dorfe Rüdenau bei Miltenberg wurde im Juli eine fürft- 
lich Leiningen’fche Rommiffion, welche wegen Wilddieberei Hausfuchun- 
gen vornehmen wollte, anfangs zwar von den Bauern verjagt, Fehrte 
aber bald mit 300 Mann Erefutions- Truppen zurüd, welche nad) einigem 
Kampfe die Bauern unterwarfen. Später wurden diefe Truppen noch) 
durch eine Abtheilung großherzoglich Heffifcher Infanterie. und Kavallerie 
und vier Gefchüße verftärkt. Freilich überfchägte auch manchmal die drt- 
liche Reaktion ihre Kräfte. 

Am 24. Juli 1848 befchloß zum Beifpiel die Regierung in Gera, 
den Landkammerrath Rraufe, weil er fich feit dem April der Bauern 
fräftig angenommen und diefelben zu Sturm » Petitionen aufgefordert 
hatte, verhaften zu laſſen: worauf das mit Waffen herbeigeeilte Land⸗ 
volf, nachdem es die verfchloffenen Stadtthore eingebrochen und das ihm 
entgegentretende Militär, .die Bürgerwehr und Turnerſchaft zurüdgemwor- 
fen hatte, die Freilaſſung des Arreftanten.erzwang. Ebenfo ergwangen im 
Städtchen Penig fünf Landgemeinden die Freilafjung eined Bauern, der 
ins Gefängniß gefet worden war, weil er ein Häschen gefchoffen hatte.. 

In Defterreich beftand für die Bauern der Grunddienſt oder Erb⸗ 
zins, das Laudemium und Mortuar, die Robot, die grundherrliche Dorf: 
obrigfeit, der große und der Heine Zehent (Sad- und Blutzehent), die 
Herrihaften führten als Nubungseigenthümer die Grundbücher, und be» 
faßen das alleinige Jagdrecht, fowie fie auch die alleinige Gerichtsbarkeit 
ausübten und im Beſitze der. Waifenfafle und des Depofiten = Amtes 
waren. Die öfterreichifchen Bauern befreiten ſich nicht auf gewaltjante 
Weiſe, jondern förderten im Gegentheil, wie weiter unten erfichtfich wer⸗ 
den wird, als durd) den Reichstag die Gutsunterthänigfeit abgefchafft 
worden war, die Reaktion. In Thüringen — befonders auf den Walde, 
— wo die Landbewohner faft überall fich vebellifch gezeigt hatten, wurden 
in ben wildeften Gegenden die Hauptanführer verhaftet und beitraft, 
nachdem fich die Bewegung etwas abgekühlt hatte. Das Landvolf ermat- 
tete jehr bald; denn der Bauer, wenn er halbwegs ein Gütchen bejaß, 
bewies fich meiftens als ein großer Egoift und wollte, nachdem er feine 
eigenen Errungenfchaften in Sicherheit genießen zu fünnen glaubte, um 
jo ſehnſuchtsvoller Ruhe haben, als ihn das Gefinde jet wegen größerer 
Ansprüche beforgt machte und als ihn die Verfaffungsarbeiten der kon⸗ 
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ſtituirenden Berfammlungen, die er nicht verftand, gleichgültig ließen. Er 
fing bald an für feine Habe feitens der ganz armen Leute Befürchtungen 
zu begen. Die Lohnarbeiter auf den Rande aber waren, wenn fie aud) 
ihre färgliche Lage verbefjert zu fehen wünfchten und hin und wieder re- 
voltirten, viel zu ungebildet, um fich über die perjönlichen Bedürfniffe 
des Augenblids hinaus zu allgemeinen Forderungen behufs der Hebung 
ihrer Klaffenlage zu vereinigen. Hierzu war Deutichland wirthſchaftlich 
noch nicht genug entwidelt. 

Die nämliche Reaktion, welche beim Landvolke eintrat, zeigte fich 
aud) in den Städten. Da bier ebenfo, wie bei den Bauern auf dem 
Lande, die Größe der Habe den Mafftab des Werthes für den Bürger 
abgab und da folglich der Geldftolz in den Einzelnen das Beftreben er- 
zeugt hatte, reicher fcheinen zu wollen als fie wirklich waren, fo gehörte 
e8 in den fogenannten befjern Kreifen der Bürgerfchaft zum guten Tone, 
fi nicht mit dem niedern Volke, den kleinen Meiftern, den Hökern, 
Krämern, Handarbeitern und Gefellen, zu viel einzulaffen. Gerade aber 
das niedere Bolf war e8, welches überall zuerft tumultuirte, weil e8 den 
meiften Drud fühlte, nicht viel zu verlieren hatte und auch von Anftand 
und Sitte weniger in Schranken gehalten wurde. Die harte Behandlung _ 
feitens der Beamten und Polizei, die Afzife, das Rauchverbot, die Thor- 
fperre, die Brottare, die Polizeiftunde und ähnliche Leiden brachten das 
niedere Volk der Städte zunächſt in Harniſch. Man richtete aljo die 
Blicke auf das Handgreiflihe, Einzelne und vor Augen Liegende, weil 
die Weberficht über das Ganze fehlte. Die lokale Natur der Beſchwerden 
hatte zur Folge, daß die Tumulte ohne bewußte Verbindung ftädte- 
weile und abgerifien vorfielen. Revolutionärer Brennftoff war vorhanden 
und gab fi) in lärmenden Auftritten fund; allein es fehlte der Begriff 
der fozialen Gliederung, das Klaffenbewußtjein und die Einficht in die 
Sefege der Erzeugung und PVertheilung der Güter. Nicht minder ging 
den Armen die politifche Kenntniß durchweg ab. Allerdings konnte die- 
fem Mangel an Eimfiht, den die Proletarier mit den Bürgern und 
Bauern gemein hatten, durch den weitern Verlauf der Bewegung eini- 
germaßen abgeholfen werden; doch machte er fich im erften Feuer der 
Bolfsbewegung auf Schritt und Tritt fühlbar und erleichterte der Reak⸗ 
tion ihr Umfichgreifen. 

Wegen der in Deutihland allgemein herrfchenden Dberflächlichkeit 
der politifchen Urtheile feste man anfangs allgemein voraus, daß die 
Barifer Febrnar⸗Revolution lediglich in der Vertreibung des Königs und 
in der Berfündigung der Republik aufgehe. Man faßte alfo diefe Revo- 
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Iution gerade wieder jo feicht auf, wie die erfte, von der gewöhnlich die 
Einführung der Republik, die Hinrichtung des Königs und der Königin, 
die don Nobespierre angewandte Guillotine, die in Umlauf gefetten 
Aſſignaten und ber Napoleonifche Krieg ungefähr das Einzige waren, 
was das deutſche Volk wußte. Denn die in Deutfchland darüber erfchie- 
nenen Gefchichtswerfe und bie von den zenfirten Zeitungen verbreiteten 
Darftellungen und Urtheile zeichneten fich weder durd, Mares Verftändniß, 
nod durch Unparteilichkeit aus. Ueber die Republik hegte das deutjche 
Bolt die abfurdeften Anfichten, und wenn fie für gleichbedeutend mit der 
Vreiheit angefehen wurbe, fo ftellte man fich doc) unter diefer Freiheit 
die wildefte Zügellofigfeit, Raub, Mord und Todtſchlag vor. Man 
meinte, daß in den Republiken Jeder thun und treiben könnte, was er 
wollte. Daß es ariftofratifche, plutofratifche, oligarchifche, bürgerliche, 
demofratifche, föderaliftiiche, einheitliche, Stlaverei-, Hörigfeits-, Zunft- 
Republiken gegeben hatte, daran wurde nicht gedacht. Das niedere Voll, 
von dem Drange nad) Berbefferung feiner Tage geleitet, zeigte meiſtens 
eine Hinneigung zur Einführung republitanifcher Zuftände. Darum ließ 
fih eim großer Theil desfelben von den Wortführern der demofratifchen 
Richtung ind Schlepptau nehmen. Freilich ließ ein anderer Theil hier 
und da ſich ebenfo leicht von dem Gelde der Reaktion zu folchen Ruhe⸗ 
ftörungen verleiten, die der Bewegung nacjtheilig waren. Katzenmuſiken 
und damit verbundenes TFenftereinwerfen bei unbeliebten Perfönlichkeiten 
waren jehr in Aufnahme gefommen. Weil die Aufläufe und nächtlichen 
Ruheftörungen nicht aufhörten, waren die friedliebenden, achtbaren, wohl- 
habenden und befonnenen Bürger, die feinen Zwed, fondern nur Tob⸗ 
fucht und Rohheit darin erblidten, ſchon bald gar fehr darüber aufge- 
bracht, befonders als ihre Gefchäfte von den Unruhen litten und als mit 
dem eingetretenen öffentlichen Leben eine Menge Ausgaben, die fie früher 
nicht gefannt hatten, verbunden waren. Die Bürger ſuchten daher eines- 
theil8 die Armen, damit fie nicht allzu übermüthig würden, zu zügeln 
und anderntheild doch die unruhige Zeit zur Erweiterung ihrer Rechte 
zu verwerthen. Die allgemein eingeführte Bürgerwehr, die Schug- und 
Sicherheits-Wachen oder die National-Garde, wie die Bürgerwehr aud) 
in einigen Städten hieß, gaben nun das Mittel ab, die Armen, wenn fie 
Aufläufe machten, niederzuwerfen und auseinanderzutreiben, um jo mehr, 
da es zum Schreden der vermögenden Leute befannt wurde, daß in 
Frankreich fozialiftifche Meinungen nicht nur immer mehr in den Vorder- 
grund traten, fondern daß fogar in der franzöfifchen proviforifchen Negie- 
rung felbft zwei prononcirte Sozialiften, der Gefchichtfehreiber Louis Blanc 
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und der Arbeiter Albert, wenn auch nur als geduldete Perfönlichkeiten, 
um den Arbeitern Rechnung zu tragen, Sit und Stimme hatten. Darob 
vermehrte ſich die Mipftimmung über die Unruhen des niedern Volkes. 
Da durch den von der Bewegung verurfachten Gefchäftsftillftand viel- 
fache Arbeitslofigfeit einriß, hörte man zudem bei den armen Leuten wohl 
auch hier und da Drohungen, die gegen die. Sicherheit des Eigenthums 
und der Perfon gerichtet waren. Plötlich tauchte allerorts das Gefpenft 
des Kommunismus auf und war in Aller Munde. Die Furcht vorm 
Theilen ſchüchterte alle Wohlhabenden ein. Die Geburts-Ariftofratie und 
die dienftbefliffene Bureaufratie fuchten diefe Furcht in der doppelten 
Weife zu mehren, daß fie den Bürgern durch abſichtliche Uebertreibung 
der Ruheftörungen noch ärger bange machten, die Arbeiter dagegen — 
(wie 3. B. vom Grafen Pfeil geſchah, der ihnen in einem gebrudten 
Pamphlete zurief, man habe ihnen Kugeln ftatt des Brotes geboten) — 
foviel als möglich zu Tumulten aufreizten. Auf diefe Art jollten die Be- 
figenden und Beſitzloſen, die beide im Bunde für die Ariftofratie- zu 
mächtig geweſen wären, ſich gegenfeitig mürbe machen. Indeß trat eine 
ſolche Reaktion der befißenden Bürgerlichen gegen die Nichtbefizenden 
bei dem Stande der damaligen fozialen Entwidelung Deutfchlands natur- 
gemäß von felbft ein. Die Bürgerwehr fehritt gegen das niedere unruhige 
Volk faft ſtets ein; fie trat damit an die-Stelle der Behörden, deren 
Arm und Anfehen Nichts mehr vermocdten. Außerdem war gewöhnlid 
Sorge getragen worden, daß der Oberbefehl über die Bürgerwehr, von 
der bie Arbeiter ſchon durch die Sorge für ihren täglichen Unterhalt 
ausgefchloffen waren, in Händen von Perfonen ruhte, welchen von der 
Regierung Bertrauen gefchenft werben konnte. 

Wie die Zerfegung des Volkes und das. Auftreten der Beligenden 
gegen die Nichtbefigenden (ben fogenannten „Pöbel“) fich manifeſtirte: 
davon ſollen im Folgenden einige Beiſpiele gegeben werden. 

In Braunſchweig fielen am 26. März Thätlichkeiten gegen den 
Stadtrath Mad vor. Um die Wiederkehr der Unruhen zu verhüten, for- 
derte am folgenden Tage der Magiftrat die Bürger zum Eintritt in bie 
beſſer zu organifirende Bürgergarde auf, und als nun beim Dunfelwerben 
„der Pöbel“ ſich zur Wiederholung der Vorfälle des vorigen Abends 
anjchidte, formirten die Bürgergardiften Haufen und fchritten gegen die 
Unruhftifter ein. Das „Volk“ feinerfeits fiel die Bürgerwehr. mit Knüt- 
teln und Steinen an und traftirte fie fogar mit einzelnen Piftolenfchüffen. 
Dagegen brachten die Bürgergardiften die Gewehrfolben in Anwendung. Um 
Mitternacht war die Ordnung wieder hergeftellt. Tags darauf bewaffnete 
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ſich auch der Turnverein und vereinigte ſich mit der-Bürgerwehr gegen 
das niedere Volk. Der Herzog aber zeigte fich den Unterthanen nicht nur 
am Fenſter, fondern begab ſich auch mitten unter die Volksmaſſe und 
ſchwang die fehwarz-roth-goldene Fahne. Gleichſam als Lohn für ihren 
Beiltand erhoben die von den beiden Advofaten Dr. Aronheim und Lu— 
eius geleiteten Bürger die damald gewöhnliche Forderung der fonftitu- 
tionellen Freiheiten. — In der Mufterrepublit Bremen machten am 
6. März, wie es hieß, „trunfene Arbeiter, fremde Handwerfsburfchen und 
Straßenbuben“ einen Straßenauflauf. Sie zertriimmerten die Thorfperr- 
buden, vertrieben die Sperrgeldeinnehmer, zerfehlugen die Laternen und 
warfen in öffentlichen und Privatgebäuden die Yenfter ein. Das gewor- 
bene Rinienmilitär weigerte fi), gegen die Tumultuanten einzuſchreiten. 
Doc die Kavallerie und Bürgerwehr brachten die Herftellung der Orb- 
nung zumwege. Den folgenden Tag war die Entrüftung der Bürger über 
die Ordnungswidrigfeiten allgemein. Es thaten fid) nun die Bürgermwehr, 
die Schüßengefellfchaften und andere Bereine behufs Aufrechterhaltung 
der Ruhe zufammen. Bon wefentlihhem Belang bei diefer Aufrechterhal- 
tung der Ruhe war der Arbeiterverein „Vorwärts,“ beftehend aus Bi- 
garrenmachern und geftiftet von einem gewiffen Dr. Karl Andree. Dod) 
erhielten wohlweislich diefe Arbeiter, die die Ruhe aufrecht erhalten. hal- 
fen, feine Waffen, fondern verrichteten ihren Schugmanndienft mit einer 
weißen Binde um den Arm. Ein zwei Monate vorher gegründeter Bür— 
- gerverein „zur Yörderung ächten Bürgerthums“ bildete den Mittelpunft 
der gejeglichen Beftrebungen. Nachdem die Vollsauflänfe überwältigt 
worden waren, traten die Bürger mit ihren.Forderungen hervor und er= 
langten außer der Zufage der Berfaffungsreform die: üblichen konſtitu— 
tionellen Errungenschaften. — In der Mufterrepublif Hamburg ging es 
ganz ähnlich her. Denn als am „Lämmerabend“, einem: in Hamburg zu 
Pfingften gefeierten VBolfsfefte, das niedere Volk abend® mit Gewalt 
durch das Steinthor eindrang, die aus Bürgergardiften beftehende Thor—⸗ 
wache vertrieb und ſowohl das Wachtgebäude als auch das gegemüber- 
liegende Afzife-Gebäude, in welchem fich die Sperrbude befand, in Brand 
ftedte: da ‚wurde fofort durch Generalmarſch die Bürgergarde aufge- 
boten und vermittelft- derfelben die Ruhe wiederhergeftell. — Daß auch 
anderwärts die Bürger auf diefe Weife und zu dieſem Zwecke die Ord- 
nung aufredjt erhielten, davon legt unter Anderm die in der Stuttgarter 
Bürgerverfammlung vom 2. Mär; beſchloſſene Adrefie an den König 
Zeugniß ab. Denn darin heißt es: „Immer nod) fehen wir der ge- 
jeglichen Regelung des Nechts, Waffen zu tragen, vergeblich entgegen. 
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Kein unbefcholtener Mann follte von diefem Rechte ausgeſchloſſen fein, 
zumaljest, wo e8 gilt, feine®&emeinde, denStaat, fid und 
fein Eigenthum zu ſchützen.“ Man konnte fofort fehen. ob es den 
Bürgern mehr um ihren Befig al8 um die allgemeine Freiheit zu thun war. 

Bürgerwehren zum Schuße des Eigenthums gegen die armen Leute 
waren übrigens feine neue Erfindung in Deutfchland. Abgefehen von den 
Maßregeln gegen die in Folge der zweiten franzöfifchen oder Julirevolu⸗ 
tion in Deutfchland vorgefallenen Unruhen waren Bürgerwehren erft 
neuerdings im Jahre 1847 während der theuren Zeit errichtet worden, 
ald das arme, vom Hunger getriebene Volk die Kartoffel- und Brotauf- 
ftände machte. Jetzt im März 1848 bildeten fi) fogar in Baiern, wo 
doch wenig revolutionärer Zündftoff vorlag, überall in den größeren 
Städten Sicherheitswadhen. In Prag veranlaßte der Oberftburggraf den 
Oberften der Nationalgarden Andreas Haafe, daß diefer an die Natio- 
nalgarde und die Studentenlegion am 2. April die Aufforderung rich⸗ 
tete, fich) zur Unterdrüdung jedes Tumults bereit zu halten. Ebenjo for- 
derte der Graf Hoyos, der vom Kaifer ernannte Kommandant der Wie- 
ner Kommunalgarde, die Nationalgardiften in einem Maueranfchlage auf, 
daß fie alle fchlechten Schriften und Plakate, die fie an den Straßen- 
eden finden würden, abreißen und vernichten, auch die Berfafler . oder 
Anhefter auf der Stelle in Haft nehmen follten. Ingleichen ſchützte in 
Glauchau die Bürgergarde das gräflice Schloß vor Zerftörung. In 
Göttingen forgten die Bürger unbewaffnet und vereint mit den Studen- 
ten für die Wahrung der Ruhe. Sehr auffällig und äußerſt charafteri- 
ftifch für die allgemeine Tendenz der Nationalgarden war ein Vorgang 
in Hannover, der damals viel von ſich reden machte. Dort nämlid) ver- 
bafteten unter thätlichen Mifßhandlungen die Männer der Bürgerwehr 
den unter den Krondeputirten tagenden Weinhagen aus Hildesheim auf 
Anordnung des hanndverifchen Minifteriums. Bei diefer Verhaftung rief 
der Kommandant Hofrath Holfcher: „Fangt den Kerl todt oder leben⸗ 
dig!” Und der erft in Hildesheim durd) einen dem Gericht abgenöthigten 
Vreilafjungsbefehl aus der Haft entlaffene Weinhagen blieb darauf 99 
Zage im Kerker, mußte aber endlich, weil ihm keine Schuld nachgewiejen 
werden fonnte, als unfchuldiger Mann wieder auf freien Fuß geſetzt 
werden. — Sehr fcharf trat die Trennung zwifchen Bolf und Bürgern 
in Wiesbaden hervor. Hier war am 4. März eine ungeheure Menge 
Volks zufammengeftrömt. Die Leute fchrien: „Wir wollen den Herzog 
bier haben; wenn er nicht kommt, fo wollen wir ihn nicht mehr haben.“ 
Sie verlangten, weil fie fi) vom dortigen Komité verrathen glaubten, 
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die Unterfchrift des Herzogs und mißhandelten den zum Frieden mahnen- 
den Hergenhahn. Das Volk, davon überzeugt, daß man es betrügen 
wollte, lief nach dem Zeughaus, um fich dafelbfi mit Waffen zu ver- 
fehen. Aber jowohl das Zeughaus und die Kanonen, wie die ganze Mu⸗ 
nition wurden von der Bürgergarde gehütet und fo wirkſam vertheidigt, 
daß das Volk wieder abziehen mußte. Als dann der Herzog anfam und 
am Arme Hergenhahn’s ſich ins Schloß begab, diente ihm die Bürger- 
garde zur Bededung. Die Wiesbadener Bürgerwehr war 2000 Mann 
ftarf, und ein fogenanntes Sicherheitsfomit6 betrieb die Organifation der 
Bürgerbewaffnung im ganzen Zande*). Am preußifchen Hofe dachte man 
an das Errichten von Nationalgarden, die das niedere Volk im Zaume 
halten follten, fon anfangs März **). Als fie dann nad dem Berliner 
Straßenfampfe ins Leben traten, erhielten fie auch hier Gelegenheit, wie 
weiter unten erfichtlich werden wird, die ihnen zugedachte Aufgabe zu er- 
füllen. v. Boyen hatte diefes Sicherheitsinftitut ſchon zwei Jahre vorher 
anempfohlen. In Köln wurde eine Sicherheitögarde ausdrüdlich zu dem 
Zwecke errichtet, Perfonen und Eigenthum zu fügen: — Noch ſoll ein 
Beifpiel aus Thüringen hier folgen. Am 11. März firömten in Weimar 
Bolkshaufen vom Lande und aus den Städten Weimar, Apolda, Yutt- 
ftedt, Jena und Eifenad zufammen. Etwa 6000 Männer rüdten gegen \ 
das Schloß vor und ſchwangen drohend die Stöde. Aber den Schloßhof ' 
hütete die in aller Eile aus Freiwilligen gebildete Bürgerwehr, und fo 
ward der Landesfürft vor feinen empörten Unterthanen gefhüst, zumal 
da auch die von Jena gekommenen Studenten, auf die das Volk allein 
hörte, zur Güte fprachen und mit den einfältigen Leuten das einfälti | 
Lied: „Freiheit, die ich meine,” fangen. 

Demnach fteht unumſtößlich feft, daß, als den Regierungen die 
Macht zum Widerftande entſchwunden war, gerade die Bürger gegen die 
fiegreiche Bewegung die erfte offene Reaktion bildeten. Die Arbeiter in 
den Städten und auf dem Lande, zu denen aud) die Heinen Handwerker 





*) Dieſes Sicherheitsfomits, das fid) bald darauf das Zentralfiherheitöfomite 
nannte, juchte auch Frieden zu ftiften in den unter der Botmäßigleit des Grafen 
von Waldbott-Baffenheim ftehenden Herrſchaften Eransberg und Neifenberg. Hier- 
bin begaben ſich vier Komitemitgliever in Begleitung des Yuftizrath Spieß am 
9. April, vermochten aber die Leute in den aufrühreriſchen Gemeinden, die eine 
Menge ihnen abgezwadter Rechte wieder verlangten, nicht fo leicht zu beſchwich— 
tigen, wie fie gehofft hatten. s 

**) Anfangs März entftanden in Berlin Schußmänner mit Stäben. Zie 
wurden vom Bolfe verhöhnt. 
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und Kleinen Bauern zu rechnen find, waren die Träger der Bewegung, 
die eigentlichen NRevolutionäre. Da wurden die halbwegs begüterten Leute 
um ihren Befit beforgt und traten für bie ohnmächtigen Behörden be- 
waffnet zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung cin. Als fie das niedere 
Bolf gezügelt hatten und fich felber faktifch im Befit der Macht für den 
Augenblid fahen, machten fie Linksumkehrt und verlangten ihrerfeits von 
den Regierungen für die dargebracdhte Rettung Zugeftändniffe. Sie boten 
tn ihren Yorderungen einen Kompromiß an. Die eingefhüchterten Regie- 
rungen gaben nach, bewilligten ihnen Alles. Hiermit war der Bewegung 
Halt geboten: — fie blieb, wie man es damals ausdrüdte, vor den 
Thronen ftehen. - 

Wenn die befigeuden Klaſſen fogleich vor der Bewegung bange ge— 
weſen waren, weil fie befürchteten, die Armen würden in Berwilderung 
gerathen, alle Arbeitsluft und allen Gehorſam, ſowie alle Scheu vor ber 
fogenannten Heiligkeit des Eigenthums verlieren: fo. wurde diefer Be- 
fürdtung allerdings Raum gegeben durch einige ftarfe Ausschreitungen 
der in Aufruhr gerathenen untern Stände. Oft wurde indeß nur ein 
blinder Schreden erzeugt, indem falſche Gerüchte über gefchehene oder 
nod) bevorftehende Raubzüge verbreitet wurden. So wurde die Umge— 
gend Zübingens alarmirt durch die falfche Nachricht von einem Plünde— 
rungszuge der Yranzofen, die meiningifhe Grafichaft Kamburg wurde im 
Bewegung gefegt durch den aus der Luft gegriffenen Einfall der arınen 
Bewohner des preußifchen Städtchens Schfülen (bei Naumburg an der 
Saale), und im Bambergifchen wurden ängftigende Gerüchte verbreitet 
über einen beabfichtigten Einfall der meiningifchen Waldleute. Dazu kam, 
daß die Ausbrüche der Volkswuth Häufig falſch aufgefaßt und dargeftellt 
wurden, wenn für Raub- und Brandzug galt, was im Grunde eine Er- 
hebung gegen langjährige Bedrüdung, gegen Ausbeutung oder gegen un- 


haltbare Vorrechte des Mittelalters war. Die mit Eigenthumszerftörung 


verbundenen Aufftände gegen die Standesherren ließen ſich freilich, wenn 
man den Mafftab des aus dem Mittelalter überlieferten 


- Rechts (des Standesherrenvechts) anlegte, als eben fo viele Verbrechen 


darftellen, doc waren fie im Ganzen meift. der Durchbruch und Kampf 
des lebendigen neuen Rechtsbewußtſeins gegen das verrottete alte. Und 
wenn fich in Thüringen, Franken und im Elfaß die Iudenfamilien flüch- 
ten mußten, indem fie flehten, fie wollten gerne auf.die Emanzipation 
verzichten, wofern ihnen nur Sicherheit zu Theil würde: jo rührte doc 
der Grimm gegen fie großentheils daher, daß fie einen langjährigen 
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Wucher ausgeübt. und viele Perfonen durch raffinirte Kredit - Gewäh- 
rung und heimtüdifche Kredit-Entziehung ins Verderben geftürzt hatten. 

Die Furcht ergriff zunächft die großen Kapitaliften und Grund- 
befiger, d. 5. Diejenigen, welche am Meiften zu verlieren hatten. Auch 
hatten diefelben als begünftigte Klaſſe der Gefellfchaft triftigen Grund, 
wenigſtens die Beforgniß zu hegen, daß fie, wenn die untern Klafien 
zur Gleichberechtigung im Staate gelangten, die bisher genofjenen Vor⸗ 
rechte einbüßen würden. Aber die Furcht ftedte bald auch den Klein- 
befis an. Mochte diefer immerhin aus der Bewegung Gewinn zu ziehen 
ſuchen, fo Tieß er fich nichtSdeftoweniger durch den Aufruhr der Befit- 
lofen in Angft verfegen. Denn er war einestheil® ja gewohnt, die Aller- 
weltsdiener der Gefellfchaft in gelaflener, unterthäniger Haltung zu fehen 
und fic) bei einem’ feindlichen Gegenſatz auf die Seite des von ihm er- 
ftrebten Großbefiges, von dem er den guten Ton bisher immer enıpfan- 
gen hatte, zu ftellen, anderntheil® aber Hammerte er fich an feine Habe 
um fo ängftlicher an, je geringer fie war und je mehr es Mühe gefoftet 
hatte, fie zu erwerben und zufanmenzuhalten. 

Die Angft um die Habe fteigerte fich nicht weniger durch die Un- 
gewißheit, in der man fich deßhalb befand, weil fich nicht vorausfehen 
Tief, welches Ende die Bewegung nehmen würde, al® durch die lange 
Dauer der den Verkehr lähmenden Unruhen. Aus dem äufßerft bemegli- 
hen Barometer der Börfe läßt fich entnehmen, wie leicht durch gering- 
fügige, oft grundlofe Zeitungsnachrichten die Kapitaliften in Schreden 
gefeßt werden können. Damals jedoch, als der Beitand einer Menge Staaten 
gefährdet fchien, deren Papiere den Reichtum vieler vermögenden Leute 
ausmachten, war der Schreden der Geldleute fowohl permanent, als 
auch in dem fortwährenden Krachen der vielen Staatsgebäude wohl be- 
gründet. In der BVerlegenheit, wohin fie ihr Geld bergen könnten, boten 
häufig große Häufer Hleinern Firmen bedeutende Kapitalien mit VBerzicht- 
feiftung auf jeden Zins bloß zum Aufheben bis auf die Wiederkehr der 
ruhigen Zeit an, aber — was noch mehr fagen will — diefe Kleinen 
Häufer, obſchon fie hierdurch in den Stand gefeßt wurden, fi raſch 
emporzuſchwingen, trauten das ihnen unverzinslich angebotene Geld in 
vielen Fällen nicht einmal anzunehmen, weil es ihnen zur Laft fiel oder 
weil fie e8 bei ſich nicht fiher glaubten. Gleich dem Werthe des großen 
beweglichen Befitzes fant der des unbeweglichen. In Folge des unregel- 
mäßigen Einganges des Miethzinfes und der mit Demolirung, Brand 
und Kugelregen verbundenen Straßenfämpfe fiel in den Städten ber 
Preis der Hänfer, fowie auf dem Lande die Domanial-Gründe an Werth 
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verloren. Auf der andern Seite gingen die durch die Bewegung von 
Zaften befreiten Bauerngüter in die Höhe. Alle Berhältniffe fehienen um— 
gekehrt. Der Keiche wollte nicht für reich gelten, und er klagte fchon 
deßhalb feine Noth, weil er dadurd die befürchtete „Theilung“ abwenden 
zu können glaubte. In die Armen dagegen war ein bisher unbefanntes 
Selbftbewußtfein gefahren. Die in aller ihrer Berechnung geftörte Spe- 
fulation erlitt empfindliche Verlufte, woher e8 denn kam, daß geachtete 
Handelshäufer banferott wurden und in ihren Fall andere, von ihnen 
abhängige, zogen. Die Geſchäftsſt ockung wurde allgemein und befchädigte 
den Gewerbfleiß ſelbſt in feinen winzigften Erfcheinungen. Im Mär 
wurde der Augsburger Allgem. Zeitung aus Heſſen gefchrieben: 

„Der öffentliche Kredit ift verfchwunden, der Handel und Wandel wankt 
in allen Fugen, die Zuverficht ftocdt in allen Gewerben, der Verdienft, die 
Arbeit mindert fid) mehr und mehr, die Befienden ſchränken fich ein, die 
Handwerker und die große Klafje Derer, welche für ihre Eriftenz anf den 
Tagelohn angewiefen find, fehen fich in derfelben bedroht und, was 
das Schlimmſte ift, entwöhnen fi) wie des Arbeitsfleißes 
fo der heilfamen Befhränfung auf ihre gewohnte Auf- 
gabe, bieten fich der Bewegung als willige Werkzeuge, 
die bald bereit fein werden, die Rollen umzufehren. Der 
befonnene Bürger kennt die bedrohlihe Gefahr.“ 

Schon zu Anfang April traten in Leipzig nach dem Vorgange 
Hamburgs 56 Handlungen zu einem Bereine zufammen, um den ver- 
derblichen Folgen der Stodungen entgegenzumwirfen, und zwar gab diefer 
Berein, indem er die Sumnt von einer halben Million Thaler auf- 
brachte, auf gefunde courante Waaren Vorſchüſſe zu fünfzig Prozent. 
Dabei bewilligte die fächfifche Kegierung, un der Induftrie Erleichterung 
zu verfchaffen, dem Handelsftande zwei Millionen zu Vorſchüſſen auf 
gangbare Waaren und zur Disfontirung von Wechieln. 

In diefer Gefchäftsnoth richtete der niederöfterreichifche Gewerbe— 
verein an feinen Protektor, den Erzherzog Franz Karl, folgende Adrefle: 

„Ew. Majeftät! Ungeheure Ereigniffe haben im Weften von Europa 
ftattgefunden, der Kredit ift auf das Tiefſte erfchüttert, alle Gewerbe 
fioden, und es droht die höchſte Gefahr! Nur ein feftes inniges An- 
fchließen der Regierung an die Stände und Bürger, ein feftes inni- 
ges Anfchließen Defterreih8 an die Intereſſen des ge 
meinfamen deutfhen Baterlands und Offenheit kann das 
alte, fo oft erprobte Bertrauen wieder gewinnen! In die 
fer Zeit der Noth wagt es daher der gehorfamfte niederöfterreichijche 
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Gewerbeverein, Eurer Majeſtät die Verſicherung zu geben, daß alle feine 
Glieder bereit ſind, Gut und Blut für das angeſtammte Kaiſerhaus zu 
opfern, indem ſie überzeugt ſind, daß Euere Majeſtät nur die weiſeſten 
und zweckmäßigſten Mittel wählen werden, das drohende Unglück abzu⸗ 
wenden. Ewr. Majeſtät treugehorſamſter niederofierzeichiſcher Gewerbe⸗ 
verein.“ 

So verſtändigten ſich Jene, welchen die Kredit- und Geſchäftsnoth 
auf die Nägel brannte, mit den Regierungen über die Ableitung der Be— 
wegung vom ſozialen auf das nationale Gebiet. Der Erzherzog dankte 
im vorliegenden Falle dem Gewerbeverein in den Worten: 

„Gewiß, wir haben nie in die Treue Zweifel geſetzt, welche Sie 
neuerdings an den Tag legen. Ja, es iſt an uns, feſt zuſammenzuhalten, 
denn nur dann können wir zum gewünſchten Ziele gelangen. In Ihrer 
Mitte zu ſtehen kann nur höchſt erfreulich ſein.“ 

Damals war die Wiener Sparkaſſe von Leuten, die ihre Einlagen 
herausziehen wollten, den ganzen Tag hindurch umlagert, und die fter- 
reichifche Nationalbank fah fich zum erften Male genöthigt, einen Aus- 
weis über ihre Beftände zu geben, um der Entwerthbung des Papiers 
und dem maflenhaften Abzuge de8 Baarvorraths einigermaßen Einhalt 
zu thun. Der Betrag der im Umlauf befindlichen Banknoten betrug 
214.146,440 Gulden, und das Silber wurde auf einmal fo rar, daß die 
Öfterreichifche Regierung die Silberausfuhr unterfagte. 

Die Verkehrsſtockung machte fih am Meiften fühlbar in den beiden 
größten deutjchen Städten, den Zentral-Punkten Wien und Berlin, von 
wo fich die von ihren Renten Icbenden Leute, weil dafelbft die Schlad)- 
ten der Revolution geliefert wurden, ſammt den Höfen in fichrere Plätze 
zurüdgogen. Indem ausgefprengt wurde, daß nur Fremde, d. h. Franzo⸗ 
jen, Polen, Italiener, Ungarn und folche Deutfche, die feine. cockneys 
waren, die Wiederfehr der Ruhe durch ihre Heßereien verhinderten, brach 
in Wien ein Sturm feitend der Spießbürger gegen den Weftphalen 
Dr. Schütte los, nachdem diefer auf einer Volfsverfammlung zu einer 
Mafien-Petition aufgefordert hatte. Nicht nur wurde Schütte von ber 
Regierung ausgemwiefen, fondern die Nationalgarde, einen übertriebenen 
DOrdnungseifer entfaltend, legte auch zum Einfchreiten gegen die radifa- 
len Klubs ihre Bereitwilligkeit an den Tag. In Berlin bejammerten die 
Spiebürger fowohl den Wegzug vieler wohlhabenden Familien, als aud) 
die Abweſenheit der Garden, die, wie fie berechneten, der Stadt jährlich gegen 
zwei Millionen Thaler eingetragen hätten. Zu der allgemeinen Gefchäfts- 


noth gefellte fi) noch der Umftand, daß die Bürgerwehr den der Behag- 
Beder, Reaktion. 4 
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lichkeit zugethanen, friedlichen Geſchäftsmann immer anf den Beinen hielt, 
weßhalb er nicht in gewohnter Gemüthlichfeit feinem Berufe obliegen 
fonnte, und daß die unaufhörlichen Feſte, Verbrüderungen und Trinf- 
gelage an feinen Geldbeutel außerordentliche Anfprüche machten. Er hatte 
fi) vor den Märztagen nicht fehr angelegentlich um Politik befümmert, 
oder do), wenn er es gethan, für fie fein tiefes Verſtändniß gehabt. 
Die von den Wortführern des Bürgerthums aufgeftellten fonftitutionellen 
Forderungen hatte er miterhoben, theil® weil er mit dem Strome 
ſchwamm, theil® weil dem deutjchen Bürgertfume die Märzerrungen- 
fchaften durch die Aufftände des Proletariats faft ohne alles Zuthun in 
den Schoo8 fielen. Dieſe Errungenſchaften follten zur Beſchwichtigung 
dienen. Sie gingen über Alles hinaus, was vor den Märztagen gehofft 
worden war; wa8 aber noch fehlte, follte obendrein das Parlament be- 
fheeren. Der politifch befchränfte Bürger fah alfo feinen Grund für die 
Fortdauer oder Erneuerung der Unruhen. Tie plögliche allgemeine Bür- 
gerfreundlichkeitt und huldvolle Herablaffung der hohen Ariftofratie ließen 
ihn nicht an eine Reaktion denken, und hätte er daran gedacht, fo wären 
ihm doch die Errungenfchaften, die er nie ernftlich angeftrebt hatte, um den 
Freis allgemeiner Gefchäftsftodung zu theuer vorgefommen. Ohne e8 zu 
ahnen, war er felber ein Theil und Werkeug der Reaktion! 

In den Heinen Staaten richtete das in Maſſe vorhandene Papier: 
geld große Berwirrung an. Ta die Bantierd der größern Städte fid) 
weigerten, das Tapiergeld der Kleinftaaten anzunehmen, ftrömte dasfelbe 
in dag Heimathland zurüd, wo e8, indem der eine Kleinftaat das Ra- 
pier des andern wegen eignen Ueberfluſſes folcher Waare nicht brauchen 
fonnte, die Aengftlichfeit der ohnehin durch die Enge des Verkehrs be- 
fangenen Leute vermehrte. 

Tod die Hauptbeforgniß flößte Frankreich ein. Die plögliche Stodung 
in dem Berfehr dieſes Großſtaates, der alle europäifchen Märkte beein- 
flußte, übte auf das ganze Teutjchland einen mächtigen Rüdjchlag aus. 
Dazu famen die falfhen Vorftellungen von der erften franzöfifchen Ke- 
volution, die gefliſſentlich in zahllofen Büchern den Teutfchen im fchlimm- 
ften Lichte dargeftellt worden wur. Hatten doc felbft die allverehrten 
Dichter Schiller und Göthe (lekterer in dem für Spiepbürger mundge- 
rechten Epos „Hermann und Torothea“) dieſes Vorurtheil genährt, wo- 
gegen die Schriften eines Fichte und Hegel, die der großen Revolution 
beffer gerecht geworden, nicht ins Boll eingedrungen waren. Kein Wun- 
der, daß die in Frankreich abermals gejchchene Proflamirung der Repu- 
blik fogleid den fchlummernden Gedanken an einen Franzoſenkrieg wad)- 
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rief. Ging doch damald auch der Kriegsrath der fehmeizerifchen Eid- 
genofjenfchaft an die Vorarbeiten für einen „möglichen Gränzzug“ und 
befchloß , für einen folchen Fall ſechs Divifionen, jede 10.000 Mann 
ftarf, zum Scute der Schweiz aufzuftellen.. Die. allgemeine Beſorgniß 
wurde feineswegs gemindert, als man entdedte, daß hinter der neuen 
franzöfifchen Revolution der Sozialismus ftedte. Denn nun meinte man, 
die franzöftfche Regierung werde, wenn fie anders ihre Arbeiter nicht be- 
friedigen fönne, diefelben in einem Kriege gegen Europa loslaſſen, damit 
fie fi) dort an Beute holten, was fie daheim nicht hätten finden können. 
Bon dem Sozialismus hatten die deutfchen Bürger die fchauderhafteften 
Borftellungen. Noch ſtärker aber fehredte ihr unfchuldiges Gemüth und 
ihre empfängliche Phantafie der Kommunismus. Deun er war nad) ihrer 
liebenswürdig naiven Anficht das Theilen, das doch nicht bloß höchſt un- 
angenehm und fehwierig, fondern auch fehr unvernünftig und ungerecht 
ſchien. Bald waren eine Menge fehlechter Wie und Anekdoten über den 
Kommunismus im Schwange. Namentlich erzählte man, wie Rothſchild 
einem fogenannten Bummler, welcher von ihm feinen Antheil verlangt, 
einen Thaler gegeben habe, mit dem Hinzufügen, das fei bei vierzig Mil- 
lionen deutfcher Brüder der Antheil, der auf den Einzelnen fomme. Die 
Demokraten find Bummler, hieß e8, und die Kommuniften find folche 
Arbeiter, die nicht arbeiten wollen. Kommuniften, Bummler und Demo- 
fraten find gleichbedeutend. Geſinnungstüchtige Leute aber find Solche, die 
in nichts Anderm tüchtig find, als in der Gefinnung. 

Wenn in Deutfchland dem niedern Bolfe, welches überall Unruhen 
hervorgerufen hatte, das Fräftige Klafjenbewußtfein und der großartige 
Maflengeift fehlte, jo war es doc) feineswegs unmöglich, daß die beut- 
ſchen Arbeiter durch das Beifpiel der franzöfifchen angeftedt wurden. Die 
Angft vor diefer Anftedung reichte Hin, die Bürger in die Arme der 
Reaktion zu treiben. Darum fchürte die Ariftofratie nad) beften Kräften 
das Mißtrauen der Bürger gegen die Arbeiter. Mufterhaft in diefer Be- 
ziehung war ein Jammerruf der „Boffifchen Zeitung” unterm 7. März 
betitelt: „Ein Wort an die Arbeiter.” Letztere wurden durd) denjelben 
folgendermaßen ermahnt: 

„Laßt euch nicht täufhen! Dieß Wort der Warnung wollen 
wir, in diefer Zeit großer Bewegungen, fehwerer Ereigniffe, an unfere 
wadern Arbeiter und Handwerfer richten. Euer Beruf ift oft ein 
ſchwerer; das Leben ftellt euch feine leichte Aufgabe; aber noch ſchwerer 
ift die Aufgabe zu Löfen, allen Uebeln zu wehren, die euch bedrängen. 
Laßt euch nicht täufhen! Berjprehungen geben ift leicht, fie Hal- 
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ten ſchwer, oft unmöglich. Was in der Stunde der Aufregung, unter 
dem Einfluß vielleicht der Begeiſterung für ein edles Ziel, mehr aber 
nod unter dem der Furcht vor augenblidlicher, Teidenfchaftlicher Gewalt, 
am Strande der Seine bem Arbeiter verfprochen wird: das wird 
ihm Niemand halten fünnen Alle Mittel und Wege dazu find 
bis jegt nur Theorien, noch feine hat die Prüfung der Ausführung be- 
ſtanden. Ja die Unausführbarfeit der meiften fpringt fo Har ins Auge, 
‚daß nur die verblendetfte Leidenfchaft fie überfieht; die Mittel der 
Abhülfe, die man darbietet, werden vielmehr, wenn fie auch für den 
‚ Augenblid den Schein der Wohlthat haben, doch bald das Uebel nur 
: maßlo8 vergrößern. Darum: Laßt euch nicht täufhen! Goldne 
Berge verfpricht die neue Ordnung der Dinge dem Arbeiter in Paris! 
Sie wirft ihm im erften Augenblid eine große Summe zu, die aber, auf 
die Menge der Bedürftigen vertheilt, doch zu einer ganz unbedeutenden 
wird. Dennod, bleibt fie eine fo große für den Geber, daß er fie nicht 
öfter erfchwingen kann. Um Arbeit zu geben, muß das Bedürfniß dazu 
vorhanden fein; Fünftlich gefchaffene Arbeit ftillt die Noth einen Tag 
und vermehrt fie auf Jahre. Die erfte Bedingung zur einträglichen Ar- 
beit find Drdnung, Ruhe, Friedel.... Die praftifchen, tüchtigen 
Engländer, die wahrlich mit dem Looſe des Arbeiter bekannt find, die 
feit Jahren Alles thun, um e8 zu verbefjern oder um der Noth zu weh- 
ren, die durch die Zeitumftände, welche Gott lenkt, dennoch zuweilen ein- 
iritt und nie ganz abzuwehren ift; die Engländer fagen den Franzojen: 
Was ihr thut, iſt thöriht! Ihr heilt das Uebel für heute, damit es 
morgen dreimal ftärfer ausbriht. Die Noth, das Unglüd ſchickt Gott. 
Er ſchickt fie nicht dem Arbeiter allein, er fchidt fie uns Allen. Und nie- 
mals haben die andern Stände ſich mehr damit befchäftigt, dem Arbeiter 
feinen Beruf zu erleichtern, als jetzt. Darum nochmals: Laßt euch 
nicht täuſchen! Was ihr wünſcht, ift am wenigften zu erreichen durch 
den Schwindel der Aufregung, der die Maffen ergreift. Er tobt, wie ein 
Strom, der durch den Damm bricht und die Welder verwüftet, die er 
nähren fol, die Felder, wo Nahrung auch für euch wächlt, wenn fie euch 
auch nicht zugehören. Was Sonnenjchein und befruchtender Regen für 
die Ernte des Feldes, das ift Ordnung und Friede für die Ernte der 
Arbeit. Der Aufftand aber ift Hagelichlag! Darum und immer wieder: 
Laßt euch nicht täuſchen!“ 

So jammerte die, Voſſiſche Zeitung“ in Berlin elf Tage vor dem 18. März 
gegen „den Schwindel, der die Maſſen ergriff.“ Als ungeachtet des Hin⸗ 
weiſes auf die „praktiſchen, tüchtigen Engländer,“ welche in der Arbeiter⸗ 
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ausbeutung das Höchſte leiſten und inſofern mit dem Looſe des Arbeiters 
am Beſten bekannt ſind, endlich „der Hagelſchlag“ eingetreten war, da 
lobte auch die „Voſſiſche Zeitung“ den Dammesdurchbruch und begrüßte 
die neue Zeit als das Morgenroth eines ſchönen Tages. Aber ſchon bald 
erneuerte ſich in Berlin der Schrecken vor den kommuniſtiſchen Tenden⸗ 
zen der Arbeiterſchaft. Und dießmal trug ein Zeitungsredakteur die Schuld. 
Dr. Julius nämlich, der Redakteur der „Zeitungshalle,“ Hatte eine PBro- 
Hamation verfaßt, in welcher die achtbaren Leute eine Herausforderung 
der Arbeiter gegen bie Bürger erblidten. Die Entrüftung über folchen 
Frevel war entjeglih. Die Studenten befetten die Zeitungshalle, um in 
das Publikum fein Blatt dringen zu laffen. Zahlreiche Bürger und alle 
Leute der Börfe verfchworen fi), fortan diefe Zeitung nicht mehr zu 
halten, und der Yuftizminifter Bomemann ordnete die Verfolgung de . 
Delinquenten an. Letzterer wurde zum Widerruf bewogen. Als darauf —\ 
eine große BVolfsverfammlung im Thiergarten vor den Zelten, wo die 
Ürbeiterintereffen berathen werden follten, abgehalten wurde, ging es fo 
tumultuarifch her, daß der Präfident Gutzkow verſchwand. Indeß gewan- 
nen die Bürger den Tag. Denn die Arbeiterintereffen wurben zulett vier 
„ehrenwertHen Männern," dem Konditor Klahm, dem Zigarrennacher 
und Kattundruder Bremer, einem gewilfen Theophilus Bittfow und dem 
Kaufmanne Levinfohn zu dem Behufe anvertraut, daß fie fogleich Brot 
berbeifchaffen und zwar das im Voraus für die Soldaten gebadene Brot 
reguiriren follten. Ferner wurde, damit die Arbeiter nicht aus Müßiggang 
und Brotlofigfeit aufs Nevolutioniren verfielen, ein Kanal von andert- 
halb Meilen Länge zu graben unternommen. 

Im preußifhen Rheinlande trat das Klaffenbewußtfein der Arbeiter 
am Frühzeitigſten und Stärfften hervor. Schon in den erften Märztagen 
wurden von einer Bollsverfammlung auf dem Domhofe in Köln die or: 
derungen: Schuß ber Arbeit, Sicherftellung der menfchlichen Bedürfniſſe 
für Alle, Erziehung aller Kinder auf öffentliche Koften u. ſ. w., erhoben, | 
und am 3. März erfchien eine Volksdeputation, an deren Spibe ber; 
Dr. med. Gottſchalk ftand, bei dem ſich mit Zufammenfafjung der drin- 
gendften Volkswünſche befhäftigenden Stadtrathe, um unter Anderm Re⸗ 
gierung und Berwaltung durd) das Volk, Organifation der Arbeit und 
Abſchaffung des ftehenden Heeres zu fordern. Unter den Führern der 
Ürbeiter machten ſich außer Gottſchalk der frühere Hauptmann Willich 
und Annefe bemerkbar. Die Angränzung des Rheinlandes an Frankreich, 
ber Zufammenfluß vieler aus Wefteuropa kommenden Arbeiter, ferner die 
feit einer Generation weiter vorgefchrittene politiiche Bildung des mit 
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franzöfifchen Imftitutionen verfehenen Landſtrichs, fowie die dort aufge- 
blühten Fabriken, die den Gegenfag zwifchen „Arbeit und Kapital” grell 
bervorfehrten, hatten den rheinifchen Arbeiterftand mehr gezeitigt, al8 dieß 
in den andern deutfchen Landestheilen der Fall war. *). 

Aber die foziale Bewegung Frankreichs weckte auch im übrigen 
Deutfchland den ‚Arbeiterftand. So wird der Augsb. Allgem. Zeitung 
aus Leipzig unterm 18. April gejchrieben: 

„Könnte e8 noch Jemand bezweifeln, daß die gegenwärtige 
Bewegung vielmehr eine foziale als eine politifche tft, ber 
blide auf die neueſten Erſcheinungen, die fi) unter unfern Augen be- 
geben. Die Gefellfchaft in weitefter Ausdehnung fucht nad) neuen 
Gefegen, und Über Das, was davon die Stantsgefellfchaft im Be: 
fondern betrifft, obwaltet keine eigentliche Meinungsverjchieden- 
heit. Denn wir, die wir für verfaffungsmäßige Monar- 
hie in die Schranfen treten, verlangen „„mit den Für— 
ſten,“ was die KRepublifaner nur durhzufegen glauben 
ohne die Fürften An Namen und Formen ftößt es fidh, 
niht an den Geift und die Sadhe, und wie unwefentlid 
Namen und Formen find, das zeigt bas Beifpiel der Ge— 
ſchichte.. Alfo nicht ſowohl die Republik und Monarchie, jondern 
vielmehr der Befig und die Arbeitsfraft, das Kapital und die Ar- 
muth, die dienende und die befehlende Gefellichaftsklaffe liegen im 
Hader mit einander, fuchen nad) gerechter Ausgleichung. So ift c8 
denn gefchehen in diefer Stadt, daß fich die Zimmerleute und die Maurer, 
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*) Schon am 11. März ſuchte das rheiniſche Bürgerthum Schutz in einem 
Bündniſſe mit dem Königthum, indem es die konſtitutionelle Monarchie als das 
einzige Rettungsmittel gegen innere Kämpfe bezeichnete. Es heißt in 
der Adreſſe der rheiniſchen Ständemitglieder vom genannten Tage: „In der inni- 
gen Verſchmelzung des Königthums mit der Volfsfreiheit Tiegt die einzige Abwehr 
der mwachjenden Gefahren, die einzige Bürgſchaft, daß die große Errungenſchaft 
unferer Gejhichte nicht in inneren zerrüttenden Kämpfen untergebe; in dieſer Ver—⸗ 
Ihmelzung endlih und nit in fremder Hülfe, am Wenigften in einem Bünpniffe 
mit jener nordiihen Macht, die der Deutiche als den Feind feiner Nationalität 
und %reiheit betrachtet, Tiegt die Siegesgewißheit gegenüber einem Angriffe von 
Außen.” — Der Ausdruck: „Verjchmelzung des Königthums mit der Volksfreiheit” 
bedeutet im Munde der rheinischen Ständemitglieder nichts Anderes, als den Kon- 
ftitutionalismus, den Bund des Königthums mit dem Bürgerthume gegen die 
Proletarieraufftände im Innern und den Angriffsfrieg der franzöfſchen Sozialiſten⸗ 
republik nach Außen. 








— 55 — 


die Schufter-, Schneider⸗, Barbier- und ſonſtigen Handwerksgeſellen, ferner 
die Genofjenfchaften der Buchdrudereien, die Vader, die Aufläder und bie 
Zigarrenfpinner vereinigt und verjammelt haben, um ihre Anfprüche zu 
ordnen, den Arbeitgebenden entgegen, und endlic, felbft die Dienftmäb- 
hen... Im Roloffeum, einem Saale, der unter dem Namen „„Tannert's 
Salon““ noch allgemeiner befannt ift, Hatten fie ihren Tag angefagt. Es 
war der Palmfonntagabend... Bon den Dienftmädchen mochten etwa 
300 erfchienen fein und drei davon ergriffen das Wort. Sie Hagten in 
der unverfälfhten Mundart des Pleigen- und Oberlandes die Herr- 
[haften der Arbeitsüberforderung an. Sie hoben vorzüglich die Lage 
der Sindermädchen hervor, die bis 10 Uhr abends die Kleinen 
warten, dann an das Waſchfaß müßten, die mit einer „„YButterbemme“* 
von früh morgens 5 Uhr an aushalten follten bis mittags... Zu einer 
eigentlichen Befchlußfaffung gedieh e8 nicht. Die Rednerinnen begnügten 
ih, ihre Meinung fundgegeben zu haben... Bedarf e8 eines deut- 
liheren Zeugniffes für den überwiegend gefellfchaftli- 
hen Charakter unferer Revolution, als diefe Dienftmäd- 
henverfammlung, felbft wenn wir fie nur als einen Ver— 
fuh und fogar al8 einen nit gelungenen Verſuch be- 
traten wollen? Nur das nationale Element behauptet feine 
Geltung daneben, die politifche Forderung tritt dagegen 
als etwas Nebenfählihes, als ein bereits Entfhiedenes 
und Abgethanes in den Hintergrund.” U. f. w. 

Mochte immerhin ein Spaßvogel fi den Scherz erlaubt haben, im 
Leipziger Tagblatt eine Dienftmädchenverfammlung anzufündigen, fo be- 
wies doch der wirkliche Zuſammentritt der Dienftmädchen am angefegten 
Zage und Orte, daß die gefellfchaftliche Gährung aud) fie erfaßt Hatte. 
Deutlicher aber und ernfter, al8 die Dienftmädchenverfammlung, fprad) 
die in der augezogenen Korrefpondenz hervorgehobene Bereinigung der 
Zimmerleute und Maurer, der Schufter, Schneider, Barbiere und ſon⸗ 
ftigen Handwerfögefellen, ferner der Genofjenfchaften der Buchdrudereien, 
der Packer, Aufläder und Zigarrenfpinner behufs der Negelung ihrer An- 
fprüche gegenüber den Arbeitgebern. Die Leipziger Buchdrudereibefiger 
trugen jogar fein Bedenken, in ihren Streitigkeiten mit den Buchdrucker⸗ 
gehülfen die Dazmifchenfunft des Staats anzurufen, indem fie die Re- 
gierung baten, das Schiedsrichleramt zu übernehmen. 

Im Gegenfage zu andern Arbeitern, deren Bewegung lokal blich 
und bloß die Erhöhung der Arbeitsfäge oder die Verkürzung der Arbeits- 
zeit betraf, fuchten gerade die Buchdrudergehülfen fich zu einer großen 
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Gliederung zuſammenzufaſſen. Sie hielten vom 11. bis zum 14. Juni 
die erſte Nationalbuchdruckerverſammlung zu Mainz ab und formulirten 
bier ihre Klagen über den Mißhrauch der Lehrlinge, über die zu ihrem 
Nachtheil angewandten Mafchinen und über die Herabdrüdung der Ar⸗ 
beitöpreife. Auch arbeiteten fie Hier ihre Statuten für einen fogenannten 
deutfchen Nationalbuchdruderverein, welcyem fie den Namen „Gutenberg“ 
gaben, aus. Aber fie waren nicht minder von dem allgemeinen Wahne 
befangen, daß das nationale Frankfurter Parlament die glüdliche Löſung 
ber obfjchwebenden ragen vollbringen werde. Deßhalb fetten fie eine 
Eingabe an die deutjche National- Berfammlung auf, worin fie folgende 
Vorderungen erhoben: Gründung eines aus der Wahl der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer herporgehenden deutfchen Arbeiter - Minifteriums; Ab- 
fhaffung der allein dem Arbeiter nachtheiligen Ausnahmsgeſetze, bejon- 


‘ders in Betreff des Wanderns und der Niederlaffung; Ueberwachung des 


Lehrlingsweſens, damit eineötheil8 nicht durch die zu große Zahl deu 
Lehrlinge — namentlich) in den mit Mafchinen arbeitenden Buchdrude- 
reien — den Gehülfen gejchadet, und damit anderntheild den Lehrlingen 
ein Schuß vor Willfür und moralifcher Verderbniß gewährt werde; fo- 
dann bie Befchränfung des Maſchinenweſens, infofern durch dasſelbe ohne 
allgemeinen Nuten ber Einzelne bereichert und nicht einmal die fremde 
Konkurrenz verhindert werde, gefetliche Beſchränkung des Gefchäftsbetrie- 
bes auf Solche, welche das Gefchäft wirklich erlernt hätten, Aufforderung 
an bie gefchäftsverwandten Arbeiter, Vereine zu bilden, um die Arbeits- 
preife feftzuftellen, und mt Hülfe des Staats FKranfen-, Invaliden-, 
Sterbes und Witwenkaſſen zu erridhten; Verwahrung der Nationalver- 
fammlung an bie betreffenden Regierungen gegen die Ausweifung und 
Berfolgung ſolcher Arbeiter, die fi) mit Löfung der Arbeiterfrage be- 
ſchäftigten. 

Allerdings verließen ſich die Buchdruckergehülfen nicht, ganz auf das 
Parlament. Sie wollten vielmehr ihren Verein zum Ordner über die ©e- 
fhide der Buchdrudereiarbeiter machen. Bon jeder größern Drudftadt 
und von den vereinigten Fleinetn Nachbarftädten follte je ein Ausſchuß, 
beftehend aus vier Buchdrudergehülfen und drei Prinzipalen, zur Bei- 
fegung von Differenzen gebildet werden, von welchem Berufung an den 


“ Zentrale Ausfhuß, zu defien Sig für 1848—1849 Frankfurt am Main 


beftimmt wurde, eingelegt werden konnte. Jede Berfcehreibung von Ar- 
beitsfräften follte unberüdficdhtigt bleiben, wenn fie nicht von dem Aus- 
ſchuſſe des betreffenden Orts unterzeichnet wäre. Auch wurde feftgefeßt, 
daß vom 1. Auguft 1848 an jedes Mitglied die Offizin folcher Buch- 
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drudereibefiger, welche fich den Beichlüflen des Verein! nicht fügten, ver- 
lafien und daß die Arbeiter, welche dafelbft noch fortarbeiteten, nebft der 
Dffizin felbft in Verruf erklärt werden follten. Gegen die ſchon vorhan- 
denen Mafchinen follte Nichts unternommen werden; nur hatten bie Prin- 
zipale dafür Sorge zu tragen, daß durch diefelben feiner ihrer Arbeiter 
brotlo8 werde. Ferner follten, fo lange eine Preſſe ftile ftände, nur ge- 
lernte Druder bei den Mafchinen verwandt, und in diefem Falle bloß 
ausnahmsweife des Nachts gearbeitet werden. Endlich follten die Prinzi- 
pale für die Mafchinen- und Handarbeit gleiche Preife aufftellen. Zum 
Bereinsorgan wurde das in Berlin erfcheinende Blatt „Gutenberg“ 
ernannt. 

Wenn die Buchdruder - Nationalverfammlung die Einfegung eines 
freilich unter den obwaltenden Umftänden allein der Reaktion dienftbaren 
Arbeits-Minifteriums, die Befeitigung der allein den Arbeiter treffenden 
Ausnahmsgeſetze, das Eingreifen des Staats zur Unterftügung des Kaffen- 
wefens, fowie die Sicherheit der fi mit der fozialen Frage bejchäfti- 
genden Arbeiter forderte, entſprach fie dem Vortfchritte der Zeit. Sowie 
fie aber hemmend in die Entwidelung des Mafchinenbetriebs eingreifen 
und durch Vereins- oder Ausſchußbeſchlüſſe die Preife regeln zu können 
glaubte, vergriff fie fih in den Mitteln. Die Unreife der Arbeiter im 
Jahre 1848 befundete ſich gerade darin, daß fie das Webel nicht bei der 
Wurzel zu erfaffen vermodhten, jondern durch unpafiende oder unzurei- 
hende Mittel Abhülfe zu fchaffen gedachten. Anftatt von der Erfenntniß 
auszugehen, daß Derjenige, welcher der Herr der Produktion ıft, auch 
Herr der Bertheilung wird, fuchte man nach Palliativ - Mittelcden, wie 
Spar-, Kranken, Imvaliden-, Sterbe- und andern Kaſſen, oder kehrte 
fi gar gegen die der Neuzeit den charakteriftifchen Stempel aufdrüdenden 
Mafchinen. Wenn aud) die einheitliche Zufammenfaffung der Buchdruder- 
arbeiter lobende Anerkennung verdient, lag ihr doch die Tendenz zu 
Grunde, daß die gefammte Arbeiterfchaft nicht als gefchlofjenes Heer auf- 
treten, fondern fid) nad) ihren Berufsarten in Heine Trupps zerfplittern 
ſollte. 

Die Unreife der Arbeiter bildete die innere Stärke der Reaktion und 
machte den Rückſchlag nicht nur möglich, ſondern auch nothwendig. Die 
Gewerbefreiheit, welche, obſchon dem Arbeiter kein Eldorado bringend, 
doch in der Richtung der Zeit lag, wurde darum mit der erheuchelten 
Sorge für das Volkswohl bekämpft und dem Arbeiter verhaßt zu machen 
gefucht. Ein recht grelles Beiſpiel für die Unbildung ber Arbeiter lieferte — 
Lübeck. Dort beſchloß am 9. Oktober die Bürgerfchaft bei der Verfaſſungs⸗ 
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reviſion die Einführung der allgemeinen altiven und paſſiven Wahlfrei⸗ 
heit mit Aufhebung aller ftändifchen Unterfchiede. Die Arbeiter, denen 


, von hinterliftigen Leuten eingeredet worden war, das allgemeine Stimm- 


recht fei gleichbedeutend mit der fie unfehlbar ruinirenden Gewerbefrei⸗ 


: heit, verlangten Ständewahlen, machten einen Aufftand und hielten die 
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Bürgerſchaft im Sitzungsgebäude belagert, bis ſich dieſelbe über die 


Dächer hinweg in ſichere Häuſer flüchten konnte. Nachdem die Bürger⸗ 
garde einen Kampf mit den Arbeitern beftanden, das Lübeck'ſche Militär 
aber den Gehorſam verweigert hatte, rüdten Tags darauf oldenburgifche 
Truppen zur Aufrechterhaltung der Ruhe ein. 

Eine ebenfo große Unbildung offenbarte fi) in verfchiedenen Heinen 
Städten, von deren Jahrmärkten die auswärtigen Krämer als Ausländer 
durch die neidifchen einheimifchen vertrieben wurden. Auch hier fchimpfte 
man auf die Handels- und Gemwerbefreiheit, indem man fie al8 ben 
fihern Ruin des Heinen Bürgers und des Arbeiter8 bezeichnete. 

Ein merfwürdig buntfchediges Gemiſch lieferte der Münchener „Bil- 
dungsverein für Arbeiter” in feiner Antwort auf die Adrefle des dortigen 
Magiftrats bezüglich der Gewerbefrage. In diefer aus dem Juli 1848 
ftanımenden „&egenadreffe“ kehrt der genannte Verein fi) befonders gegen 
die Gewerbefreiheit, als deren Nachtheil er hervorhebt, daß fie, weil fie 
von perjönlicher Befähigung abfieht, die Gewerbe dem Pfufcher und dem 
großen Rapitaliften in die Hände liefert. Gleichwohl erflärt er fich gegen 
den Gemwerbezwang, weil lesterer dem natürlichen Rechte, der Entwide- 
lung der geiftigen und materiellen Kräfte der Arbeiter, und deßhalb der 
Entfaltung der Induftrie hinderlich fei. Ferner führt der Münchener Ar- 
beiterbildungsverein an, daß „dieß Syftem“ (nämlich der Gewerbezwang) 
das Recht der Familie und des Eigenthums nur auf Kapitalbefiger be- 
ſchränke, ein mächtiges „Proletariat von Eheloſen“ und eine Leibeigen- 
ſchaft der Werkftätten, die die Keime der gefellfchaftlichen Störung in 
ſich trage, erzeuge. Zugleich fei e8 in feiner jeßigen Ausprägung mit der 
Willfür des Arbeitgebers und ber Polizei gegen den Arbeiter verbunden 
und führe ungeachtet der Beſchränkung der Innungsrechte nicht zur Aus» 
gleihung der gejellichaftlichen Mißverhältniffe. Aber was fchlägt der 
Arbeiterbildungsverein dagegen vor? Zwar fordert er verbefjerte Volks⸗ 
bildungsanftalten und aus öffentlichen Mitteln unterhaltene Handwerks⸗ 
und Aderbaufchulen, wünſcht zur Seite des Parlaments eine aus pral- 
tifchen Männern zufammengefette volfswirthichaftliche Zentralfammer, die 
offenbar das Parlament als höchſt ungenügend erfcheinen läßt und im 


" „eine Gewerbe, Bandels- und Aderbaufammer zerfallen fol, und zwar 
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bittet er für den Arbeiter um das in Baiern verweigerte allgemeine 
Stimmrecht behufs der Parlamentswahlen: allein theils verrennt er ſich 
in die Selbfthülfe, theils verlangt er ganz reaftionäre Mafregeln und 
Bevormundung, fo daß er in bie größten Widerfprüche verfällt. So will 
er zum DBeifpiel jedes Gewerbe zur abgefchloffenen Innung geftaltet und 
die Aufnahme in diefelbe von Unbefcholtenheit und von einem Meifter- 
ftüd, über das ein Ausſchuß von Meiftern und Gefellen richten fol, ab- 
hängig gemacht wiſſen. Obfchon die „deutfche Ausländerei“ getadelt und 
die Förderung des Wandern als eines Bildungsmitteld gewünfcht wird, 
fo follen die Arbeiter doch nicht ohne Päffe reifen dürfen. Eine in jeder 
Stadt zu errichtende Arbeiterhalle fol Auskunft über Arbeitsverhältnifie 
geben, für augenblidlihes Unterfommen forgen und Geldunterftüßung 
bieten. Die alten Zünfte werden aufgefrifcht als fogenannte „zeitgemäße“ 
Wander-, Werkftättens und Gewerbeordnung. Das noch nicht verhallte 
Gefchrei und Gehenl über die PBarifer Juniſchlacht Elingt auch aus ber 
Adrefie des Münchener Bildungsvereins heraus, wenn darin gejagt wird: 
nicht durch ein falfches Unterftügungsiyftem und Nationalwerfftätten, ſon⸗ 
dern durch ein zwedmäßiges Banf- und Kreditfyften, duch Spar- und 
Hülfskaſſen folle die nöthige Ausgleichung zwifhen Kapital und Arbeit 
in’8 Werk gefett werben. Die Empfehlung von Lagerhäufern für Roh- 
ftoffe und für fertige Waaren, welche durch Affoziation der Gewerbtrei- 
benden eines Drts gebildet werden follten, erinnern in der Vereins⸗-⸗Adreſſe 
an franzöfifchen Urfprung. Wie der Vorſchlag einer neben dem Parla- 
mente tagenden volfswirthichaftlichen Zentrallammer dem in Frankreich 
mit einem Arbeiterparlamente angeftellten Erperimente entnommen war, 
fo andy rührte die Forderung einer allgemeinen deutfchen Nationalbanf, 
welche das ganze Volks-Kreditſyſtem in ſich ſchließen follte, von Paris 
ber, wo Proudhon ans Unkenntniß der nothwendigen Webereinftimmung 
zwifchen Staat und Gefellichaft die ſich felbft regelnde Anarchie herzu= 
ftellen befliffen war. Die unfelige Verblendung, wonach ber Staat als 
ein todter Mechanismus, als ein bloße8 Gerippe aufgefaßt wurde, ver- 
leitete den Bildungsverein auch zu der Aufftellung: die Staatsfabriken 
müßten abgefchafft oder der betreffenden Zunftgenoffenfchaft zugetHeilt 
werden. Gleichwohl wurde der Staat wieder zu Hülfe gerufen, wo es 
fih um die Befeitigung der erdrüdenden Konkurrenz der Tabrifen han⸗ 
delte. Denn „zur Ermöglihung der Konkurrenz“ follten die Fabrifen mit 
höhern Steuern belaftet werden! Noch mehr. Der Staat ſollte aud) gegen 
die Kaufleute einfchreiten und fie verhindern, im Detailverlauf der Waaren 
der Handwerker an dem Produktionsorte zu konkurriren, während ber 


Haufirhandel ganz verboten wäre. Ebenſo wies die geforderte Ablöfung 
der Real- Rechte auf die Staatshülfe Hin. Um die Widerfprühe der 
Adreſſe recht flagrant zu machen, war zwar gefordert, daß Zollſchranken 
und Wafjerzölle aufhören, aber dennoch gegen die Einfuhr fertiger Waaren 
Schußzölle, ſowie für die Einführung von Rodftoffen Erleichterungen beftehen 
follten. Den gröbften Verſtoß jedoch gegen die Oekonomie enthielt das 
unausführbare, optimiftifche Verlangen, wonach die Arbeit nicht mehr an 
den Wenigftfordernden zu vergeben war, weil daburd) der Lohn herab- 
gedrüdt, die Wanre verfchlechtert und die Unemigfeit genährt würde. — 
Somit herrfchte in diefer Adrefle die ärgfte Konfufion. Der Staat wurde 
zu Hülfe gerufen und doch wieder die Selbfthülfe als das einzige Aus- 
gleichungsmittel gepriefen; während neben dem ungenügenden Parlamente 
eine vollswirthichaftliche Zentral-Kammer beftehen follte, verlangten die 
Arbeiter dennoch auch im Parlamente zu figen; die Gewerbefreiheit wurde 
verurtheilt, und ebenfo die Gewerbebefchränfung getadelt, die dennod) als 
Gewerbeordnung und verjüngte Zunft wieder zum Borfchein fam; auf 
der einen Seite follte da8 Fallen aller Zollfchranfen und Waflerzölle die 
Handelöfreiheit herftellen, indeß auf der andern Seite das ärgfte Prohi- 
bitivfyftem befitrwortet wurde. Bei einem ſolchen Mifchmafche konfuſer 
Ideen fonnte natürlich der vierte Stand, der nur mit einheitlichen, ein- 
fachen, auf den Grund gehenden und darum allgemein verftändlichen For⸗ 
derungen durchzudringen vermocht hätte, feinen zahlreichen und klugen 
Feinden feine fiegreiche Schlacht liefern. 

Die gefährlichften Reaktionäre des vierten Standes waren viel we- 
niger die einen unmöglichen Dufterftaat fertig habenden Kommuniſten, 
als die um ihren Zunftzopf befümmerten Handwerker. Vom 2. bis zum 
6. Juni waren in Hamburg Abgeordnete des norbbeutfchen Handwerker: 
und Gewerbeftandes verfammelt, um die Anordnungen für einen auf den 
15. Juli in Frankfurt am Main zu berufenden allgemeinen deutjchen 
Handwerker- und Gewerbekongreß feftzuftellen. Diefer Kongreß follte den 
Entwurf zu einer „allgemein dentfchen zeitgemäßen“ Handwerker⸗ 
und Gewerbeordnung ausarbeiten und denfelben dem „hohen deutſchen“ 
Parlamente vorlegen. Die in Hamburg niedergefeßte Kommiſſion richtete 
einſtweilen an das Parlament folgende Adreſſe: 

„I. Wir erklären ung mit der größten Entſchiedenheit gegen Ges 
werbefreiheit und verlangen, daß diefelbe, in fo weit fie in Deutjchland 
befteht, durch einen befonderen Paragraphen des Reichsgrundgeſetzes aufs 
gehoben werde. 2. Wir erflären ung für würdig und befähigt, unfre An- 
gelegenheiten felbft zu ordnen, alfo auch die Köfung der fozialen Trage 
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felbft zu übernehmen. 3. Wir zeigen bem hohen Parlamente an, daß wir 
auf Grund des allgemeinen Berfammlungsrehts, zum 15. Julius d. 9. 
in Frankfurt a. M. eine Berfammlung von Abgeordneten des Handwer- 
fer- und Gewerbeftandes aus dem ganzen deutfchen Vaterlande berufen, 
um einen durch diefelben abzufaffenden Entwurf einer allgemeinen Hand- 
werfer- und Gewerbeordnung auszuarbeiten und dem hohen Parlamente 
vorlegen zu lafſen.“ 

Ter vom 14. bis zum 29. Juli in Frankfurt tagende Handwerfer- 
fongreß entjpracdh denn aud) dem Hamburger Präludium. 


Tas Refultat feiner Verhandlungen lautete: 
I. Eine allgemeine Ordnung für die Handwerker und technifchen 


Gewerbe ganz Deutſchlands, geftütt auf folgende Grundſätze: 
a) Der Betrieb eine8 Handwerks oder technifchen Gewerbes ift be- 


b) 


c) 


dingt durch Gewinnung des Meifter- und Ortsbürgerrechts. 
Das Meifterrecht ift bedingt durch innungsmäßiges Erlernen des 


Gewerbes, durch den Befähigungsnachweis und durch das zurüd- 


gelegte 25. Lebensjahr. 
Alle Handwerker müfjen zu Innungen zufammentreten. 


d) Ie einem Meifter kann das Recht zur Ausübung nur eines. 


Handwerks oder technifchen Gewerbes ertheilt werden. 


I. Schuß des Handwerferftandes. 
A) Nah Innen. 
a) Mit Einführung der neuen deutfchen allgemeinen Gewerbeordnung 


b) 


find alle an dem Betriebe von Handwerfen oder technifchen Ge— 
werben haftenden Realrechte aufzuheben. Vorher follen jedoch ſämmt— 
[iche betreffenden Staatsbehörden, nach Grundfägen der Billigkeit, 
den Werth der einzelnen Realrechtbefige mit Rüdficht auf die, in 
diefem Augenblide auf fraglichen Gewerberealitäten haftenden Paf- 
fiven ermitteln und hiernach eine billige Entſchädigung feftfegen, 
welche, wo möglid), binnen Jahresfriſt zu erftatten ift. 

Auf dem Lande, in Dörfern und auf Höfen follen nur ſolche 
Handwerke und techniſchen Gewerbe, und dieſe nur in ſolcher 
Anzahl betrieben werden, wie ſie das Bedürfniß eines Bezirks 
erfordert, mit billiger Rückſicht auf ſolche Gewerbe, deren Fabri⸗ 
fate in fernen Gegenden Abſatz finden. 


ec) Die rechtmäßigen Zeichen und Firmen follen gegen Nachahmung 


gefhüst, und das Führen falfcher Zeichen und Firmen für In⸗ 
duftrie-Erzeugniffe ſoll verboten werden. 
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d) Der Haufirhandel mit Handwerksartifeln ift unbedingt zu ver- 
bieten. 

e) Staats- und Kommunalwerkftätten find unzuläffig. 

f) Staats- und Kommunal⸗Arbeiten, fowie Lieferungen, follen nicht 
mehr an den Mindeftfordernden, eben fo wenig in Submiffion 
vergeben, fondern in Uebereinfunft mit den betreffenden Behörden 
von Innungen abgefhätt und an die Innungsmitglieder der 
Reihenfolge nach vertheilt werden. Bei Uebernahme folcher Ar- 
beiten und Lieferungen follen jedesmal praftifche Meifter den be- 
treffenden Beamten an die Seite geſetzt werden. 

g) Die Fabriken follen beftenert werden. Die Fabriken follen be- 
fchränft werden. Große Gewerbe follen zu Gunften der Heinen 
befteuert werden. 

h) Nur dem Handwerferftande ift der Handel mit feinen Erzeugniffen 
und den in fein Fach einfchlagenden Gegenftänden geftattet. 

B) Nach Außen. 

a) Alle Gewerbeerzeugniffe, welche vom Auslande eingeführt werden, 
müfjen zum Schutze der deutfchen Induftrie mit hohen Eingangs- 
zöllen belegt werden. Rohſtoffe, welche in Deutfchland felbft zur 
Fabrikation nöthig find, follen beim Ausführen angemeffen be- 
fteuert werden. Die Ausfuhr deutfcher Fabrifate ift von Seiten 
des Staates durch Ausfuhrprämien zu begünftigen. 

b) Begünftigung der Einfuhr des in Deutjchland gar nicht oder 
nicht Hinlänglich erzeugten Rohmaterials. 

c) Handelsverträge mit dem Ausland, welcde Deutfchland aud) den 
Zugeftändniffen entfprehende Vortheile gewähren. 

C) Berhältniffe zum Staate. 

a) Bertretung der Innungen durd; Speziallammern und eine allge- 
meine deutfche Handwerfsfammer. 

b) Ausfchliegliches Recht der inneren Selbftverwaltung durch die 
Innungen. 


D) Hülfsmittel. 


a) Unentgeltliher Unterricht in allen Schulen und Berbefjerung der- 
felben; Gründung von Gewerbeſchulen auf Koften des Staates 
zur Fortbildung der für ein Gewerbe beftimmten Knaben, in denen 
der technifche Unterricht durch praftifc, gebildete Xehrer ertheilt wird. 

b) Durch Hülfskaſſen und Vorſchußbanken. 

c) Durch zweckmäßige Kreditgeſetze. 
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Der Handwerkerkongreß machte nach zwei Seiten bin Front: ein⸗ 
mal gegen die Yabrifen und dann gegen das Proletariat. Die Fabriken 
wollte er möglichſt befehränfen und mit Steuern belaften; die Stants- 
und KRommunalwerfftätten follten abgefchafft, ferner die Stants- und 
Kommunalarbeiten, ſowie auch die Lieferungen bloß noch von dem Heinen 
Handwerk beforgt werden. Dem kleinen Handwerk zu Liebe follte auch 
der Haufirhandel mit Handwerferartifeln unterfagt fein. Ebenſo fehrten 
ſich die Handwerker gegen die große mit irgend einem Handwerke befchäf- 
tigte Arbeitermaffe, welche ganz in die Innungen eingepfercht werben follte. 
Jede Neubildung follte jomit verhindert und alle neuen Arbeitszweige in 
mittelalterliche Formen eingezwängt werden. Der Handwerferfongreh re- 
präfentirte da8 ächte Spiegbürgertfum. Mit Zähigfeit und Perblendung 
hing diefes an feiner befchränften Eriftenz und fuchte jeden über dasfelbe 
binausgehenden Fortfchritt aufzuhalten. Hierin fand die Reaktion bie 
Hauptnachhaltigkeit. Zwiſchen der oben zergliederten Adrefje des Mün- 
hener Arbeiterbildungsvereind und den Forderungen des Handwerferfon- 
greſſes herrfcht übrigens eine große Mebereinftimmung. Selbft die deutjche - 
Handwerferfammer fehlt nicht. Wenn aber infofern das Spießbürgerthum 
der deutfchen Einheit einen Zribut zollt, al8 e8 die Ausdehnung der 
Handwerfer- und Gewerbeordnung auf ganz Deutfchland fordert, fo tritt 
doch gleich daneben in den verlangten Spezial- Handwerferfammern der 
einzelnen deutfchen Länder der Zopf der Zerriffenheit hervor. 

Die fih durch die Befchlüffe der Meifter verlegt fühlenden, vom 
Handwerkerfongreß ausgefchloffenen Gefellen hielten ebenfalls einen „all 
gemeinen deutſchen“ Kongreß ab, befundeten aber dieſelbe Unreife, wie 
ihre Meifter, mit denen fie übrigens darin übereinftimmten, daß die fo- 
ziale Frage bald gelöft werden müffe, wenn nicht durch das „Proletariat“ 
Alles aus Rand und Band gehen folle. Den Gefellen mangelte demnach 
fogar die Erfenntniß, daß fie zum vierten Stande mitgehörten. 

Mit dem antirevolutionären Beftreben des Handwerkerkongreſſes ift die 
Agitation des „rheinifch-weftphälifchen Gewerbevereins,“ welcher fih am 
5. Mai konſtituirte, verwandt. Derfelbe verlangte Schuß für die Gewerbe, 
welche nicht die Konfurrenz des Auslands feldftftändig aushalten fünnten, 
empfahl in feinem Verzollungsſyſtem namentlich die Werth- und Rüd- 
zöle, wünſchte Begünftigung des Bergbaus und forderte ein deutiches 
Handelsminifterum und Handeldamt. Um auf das Parlament Einfluß 
zu üben, bejchloß er, in Frankfurt am Main eine ftändige Deputation zu 
unterhalten. Als fein geiftiges Kind muß der von und weiter unten er- 
wähnte „allgemeine deutfche Verein zum Schuße der vaterländifchen Ars 
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beit” angeſehen werden, von welchem im Januar 1849 ein „Zolltarif für 
Deutſchland“ (Frankfurt a. M., Verlag von Gebhard und Körber) er- 
fchien. Diefer wirkte den Freihändlern entgegen, welche er verächtlich „ein 
Paar Dugend Kaufleute der See- und einzelner Binnenftaaten” nannte, 
die ohne auf das Wohl des ganzen Baterlands zu fehen, nur ihren Pri- 
vatvortheil im Auge hätten, und er fuchte durch feinen SZolltarif befon- 
ders den freihändleriichen „Entwurf zu eimem Zolltarif für das vereinigte 
Deutſchland“ in der „öffentlichen Meinung“ zu vernichten. 

Das Rüdwärtstreiben feitens der um ihre Eriftenz beforgten Fleinen 
Meifter leiftete alfo der Reaktion den Fräftigften Vorſchub. Der mit Un- 
recht für einen großen Revolutionär gehaltene Gottfried Kinfel, der als 
NRahmittagsprediger in Bonn das Auflehnen gegen die von Gott geſetzte 
Obrigkeit mit dem ewigen Höllenpfuhl bedroht hatte, war nicht erft nö- 
thig, um durch fein Schrifthen: „Handwerk, rette dich!“ die befchränften 
Spießbürger in die Arme der Reaktion zu treiben. Denn der Kleine Mei- 
fter war an fi) ſchon reaftionär. Dieſem befchränften Handwerferftande 
gegenüber hätte nur die Arbeiterfchaft an folhen Orten, wo fie gehäuft 
und durch den Fabrikbetrieb zur Einficht ihrer Proletarierftelung gelangt 
war, einen heilfamen Ausfchlag zu geben vermodht. Allein hier offenbarte 
ſich diefelbe Flägliche Unreife. Ein wüſtes Toben und Schreien, Katzen⸗ 
mufifen, nußloje Aufläufe und Zertrümmerungen, anftatt eines tiefgrei- 
fenden einheitlichen Programms eine Menge Nezeptchen, totale Unklarheit 
über das Verhältniß der Gejellfchaft zum Staate, das Einfegen der Kräfte 
an einen augenblidlichen, feine Umbildung der Produftionsweife hervor: 
rufenden Gewinn, das Nachſchwätzen von unverftandenen Forderungen, 
wie 3. B. der Einfegung eines Arbeits - Minifteriums, der Organifation 
der Arbeit und des Rechts auf Arbeit, der Yrauen-Emanzipation, das 
kindiſche Spiel mit der rothen Farbe, zufammt der Parteinahme für 
unhaltbare Syfteme und Heinliche Experimente: da8 waren die allge- 
meinen Schwächen des Arbeiterftandes felbft da, wo die Gegner ben 
Hauptherd des Kommunismus vorausfegten. 

Die Hauptpunfte für die Arbeiter waren Wien und Berlin. Diele 
beiden großen Städte, wo durch die Staatözentralifation die Fäden von 
zwei Großftaaten zufammenliefen, mußten für die Bewegung maßgebend 
werden. Berfiand an einem diefer beiden Punkte die Arbeiterbevölferung 
fid) in den Befiß der Staatsgewalt zu fegen, jo fonnte und mußte fie 
bon da aus die Arbeiterfchaft von ganz Deutfchland unter ihre Leitung 
nehmen und diefelbe im Klaſſenkampfe führen. 


— 65 — 


Den Zuſtand der „ſterreichiſchen Arbeiter in damaliger Zeit fchil- 
dert Ernft Bioland in feiner „Sozialen Gefchichte der Revolution in 
Defterreich“ (Leipzig 1850, 8.) folgendermaßen. Er fagt: N 

„Wer Defterreic oberflächlich durcchreifte, dürfte vielleicht faum be- 
greifen Können, wie denn bafelbft ein Proletariat habe entftehen können; 
denn es tft ja, wie man fagt, ein Agrifultur-Staat, befigt einen Ueber- 
fluß an Herclichen fruchtbaren Gegenden, welche noch immer der pflegen 
den Hand des Menfchen warten und erfreut fich eines großen Reichthums 
der mannigfachften Natur-Produfte. Aber es wird vollfommen Klar, wenn 
man bedenkt, wie ſchädlich das Unterthänigfeitsverhältnif wirkte, wie es 
jede Verbefjerung der Agrikultur verhinderte, wie nur der ältefte Sohn 
einer Yamilie im Bauernbefige folgte und höchſtens noch ein zweiter fih \ 
als Knecht im Lande fortzubringen vermochte, und die gefellfchaftliche \ 
Ordnung des Privilegiums alles Naturgemäße nothwendigerweife ver- | 
fehrte, wie e8 erzeugen wollte, was der Boden verfagte, wie e8 vernah- | 
läffigte, was er gab, wie e8 einen Handel hervorzurufen ftrebte, zu dem |} 
alle Mittel fehlten und Nichts zu dem Handel that und thun fonnte, zu 
dem Oeſterreich berufen war. 

| 


— 


Das ganze Land wurde dadurch benachtheiligt, daß die Beförderung 
der Ausbeutung natürlicher Bezüge unterlaſſen wurde und unterlaſſen 
werden mußte, — und hierdurch, ſowie durch das Unnatürliche der Fünft- 
lich heroorgerufenen öfterreihifchen Fabrikation wurde eine große Anzahl 
Menſchen allen Chancen des Fabrik-Lebens preisgegeben, Chancen, weldhe | 
um fo ungünftiger waren und noch find, als jede Regung des Verkehrs 
dem Einfluffe der öfterreichifchen National-Banf ausgefett, diefes Inftitut 
aber eines von jenen ift, welche privilegirt nur den privilegirten Theil- 
nehmern Nuten bringen. 

Der Ausgangspunkt, der Herd des ProletariatS war Böhmen, denn 
e8 hatte bejonders viel mit Noth und Elend zu kämpfen. Die Herrfchaf- 
ten, größtentheil® Fidei-Kommiſſe und alle in Händen des Adels, find 
zwar ungemein reich, das Land ift fruchtbar, hat ergiebige Bergmerfe, 
Mineral-Duellen, von welchen fogar da8 Waſſer weit und breit in Handel 
fommt, es gibt dafelbft, namentlich im Königsgräger und Leitmeriter 
Kreife, fehr, ſehr viele Yabrifen, weit mehr al8 in andern Provinzen, 
auch überſchwemmten die Böhmen falt alle Aemter, und die einträglichften 
Poſten wurden wegen ihres Liftigen fehmiegfamen Wefens faft ausfchließ- 
[ih nur ihnen zu Theil: aber der Bauernſtand war dort mehr als fonft / 
überall mit Robot, Zehent u. dgl. auf beifpiellofe Weife gedrüdt, derart , 


baß dort viele Bauern, — ja man kann fagen alle — bloß von Kar 
Becker, Reaktion. 5 j 
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toffeln lebten. Die Armuth des böhmifchen Bayern und das Elend der 
Riefengebirgsbewohner überfteigt jede Borftellung *). Die Kinder der 
Landleute konnten demnach von ihnen nicht ernährt werden, und die große 
Anzahl der ſich fonad) zu allen möglichen Dienften Anmeldenden drückte 
den Tohn faft auf Null herab, und e8 wurde unmöglid), für fie in ihrem 
Baterlande hinlänglichen Erwerb zu finden. Sie zogen demnad) in die Fremde. 

Deßhalb fand man auch in allen Provinzen eine Unzahl böhmifcher 
Dienftboten, deßhalb überſchwemmten fie alle Fabriken Defterreichs, deß⸗ 
halb waren fie zu Tauſenden bei allen Eifenbahnarbeiten und deßhalb 
zogen fie fehaarenmeife in der ganzen weiten Monarchie als ZTeichgräber 
oder Mufilanten und zur Zeit der Aernte als Schnitter herum. Und 
wenn die Kartoffeln fchlecht gediehen, was namentlich in den letten 
Jahren (vor 1848) der Fall war, wo die Kartoffelfranfheit viele Frucht 
ungenießbar machte, fo ftarben in Böhmen, namentlich im Riefengebirge 
und in den Yabrif- Gegenden, Taufende am Hunger- Typhus, während 
die böhmischen Kavaliere, wie die Schwarzenbergs, Kolowrats, die Lobkowitze 
und mehrere Andere im Ueberfluſſe fehwelgten, und Diejertigen, welche bie 
herrlichen malerischen Badeörter Böhmens befucht hatten, nicht genug von 
dem Reichthum und den poetifchen Sagen diefes reizenden Landes er- 
zählen und hiermit ihre Phantafie ergögen fonnten. 

Befonders fchleht ging es den Fabrif- Arbeitern und zwar in ber 
ganzen Monardjie, da die Maffe der Ferbeiltrömenden Böhmen den Lohn 
drüdte und dadurch die Arbeitszeit immer mehr und mehr — bis auf. 
14, dann 16 Stunden des Tages — erhöht wurde. Traten Handels⸗ 
Krifen ein, ftanden einige Fabriken ftil oder machte auch nur die An- 
wendung einer Maſchine Menfchenhände überflüffig, fo hatten ftets eine 
Menge mit dem Hungertode zu fämpfen und Biele erlagen ihm._ 

Die Arbeiter hatten auch gar fein Mittel, ihrem Elende abauhelfen. 


“ Unbedingt mußten fie ſich dem Willen ihrer Herren und Arbeitgeber un- 


terwerfen. Arbeiter Affogiationen _ waren ftrenge verboten, und die Ver- 
abredung derſelben, unter einem gewiſſen Minimum des Lohnes nicht 
arbeiten zu wollen, war mit ſtrengen Strafen bedroht. Ihnen, den Pariahs 
der Geſellſchaft, war es verboten, für ihren Vortheil zu wirken, damit 
der Handel und die Induſtrie nicht durch erhöhten Lohn leide und die 
öfterreichifche Fabrikation mit dem Auslande Konkurrenz halten könne, 


— — 





*) Selbſt die armen ſchlefiſchen Weber in der Gegend des Eulengebirges jag- 


, ten dem Verfaffer, daß, obſchon es ihnen ſehr fchlecht ginge, doch die Noth in 


Böhmen noch viel größer ſei ale bei ihnen. 
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während doch die Urbeitgeber fich offen gegen fie zur Verkürzung des 
Lohnes verfchworen, und ſich zu diefem Behufe verfchwören durften. 

„Doc dieß war nur eine Konfequenz der Ordnung des Staates; denn 
da diefelbe auf das Privilegium gebaut war, fo durfte ſich nicht allein der 
Adel und mit ihm der adelige Grundbefiß eines Vortheiles erfreuen; denn 
hätte man die beherrfchte Klaffe nicht gleichfalls durch Privilegien und durch 
ihr Intereſſe gefchieden, fo würden die Adelsmacht und die Bureaukratie, 
diefe eigentlich herrfchenden Klaffen, dem Stoße der gleichen übrigen ab- 
hängigen Geſellſchaft ſchon lange nicht haben widerftehen können. Den- 
nad) mußten dem Handelsftande, den Gewerben durch Zunftordnungen 
und Innungsgefege Borrechte eingeräumt werden, und fie wurden es 
hauptfächlich dadurch, daß die Gewerbe- und Handelsfreiheit eingefchräntt 
und der privilegirte Handels- und Gewerbeftand zur herrfchenden Klaſſe 
über die abhängigen Arbeiter wurde. In Folge deſſen mußten auch die 
Handels- und Induſtrie-Geſetze nur zum Bortheile der herrfchenden 
Macht erfließen, und ſonach hatten die Hülfsarbeiter und Bauern eigent- 
ih faft ganz allein die übrige Geſellſchaft luxuriös zu ernähren, felbft 
aber — zum Lohne dafür — zu darben. 

„Die Folge der furchtbaren Zuftände der abhängigen Arbeiterklafie 
war, wenigftens in Wien, . .. . . gränzenlofe Immoralität und fittliche 
Berwilderung. Ganze Vorftädte, wie Thury, Lichtenthal, Altlecchenfeld, 
Strozziſchergrund, Margarethen, Hundsthurm, neue Wieden, Yünf- und 
Sechshaus, wimmelten von ausgehungerten zerlumpten Arbeitern, und Abends 
erfüllten die unglüdlicen Mädchen der Yabrifen in dem jugendlichften, 
felbft Kindesalter die Glacien und den Stadtgraben, um für einige 
Groſchen Jedem dienftbar zu fein. Im Jahre 1845 und 1846 zogen fie 
fogar mit jungen Yabrif-Arbeitern, den fogenannten Kappelbuben, welche 
auf die Annäherung der Polizei zu achten hatten, in den Straßen ber 
innern Stadt herum und fcheuten fich nicht, zur größern Bequemlichkeit 
ihres horizontalen Nebengewerbes Bänke und Polfter mit ſich zu nehmen. 
Auc nächtliche Anfälle und Beraubungen kamen damals faft täglich vor. 
. .. Diefes Wegelagererwefen beftand durch faft einen ganzen Winter, 
welcher damals ſehr fireng war und welcher die Arbeiterbevölferung def- 
halb, und weil fie die Heizung nicht erfchwingenefounte, zu folchen ver- 
zweifelten Gewaltthätigkeiten nöthigte. Endlich wurde aber doch die Polizei 
diefer fogenannten Kappelbuben mächtig und bei dreihundert derſelben 'wur- 
den unter da8 Militär geftect und nad) Dalmatien oder der Militär-Gränze 
gejendet, denn das Militär betrachtete man in Defterreich feit jeher als 


Strafs oder Korreltiond- Anftalt.“ 
5* 


PA 

Tie lange ununterbrocdyene Dauer gedankfenlofer Arbeit in den Fab- 
. rien erzeugte bei den Arbeitern aud) einen bedauernswerthen Stumpffim, 
und befonders Weber verfielen bei ihrer einfachen Beihäftigung in Blöd- 
finn und Irrfinn. Schon feit einigen Jahren vor 1848 hatten fich die 
Arbeiterzuftände bedeutend verfchlimmert, die Brotlofigkeit verbreitete ſich 
immer mehr, und ungeadjtet die Erdarbeiter bei den im meuefler Zeit 
überall lebhaft betriebenen Eiſenbahnbauten einen bedeutenden Abfluß 
fchafften, wuchs die Zahl befchäftigungslofer Fabrif-Arbeiter wegen Still- 
ftandes mehrerer Fabriken, Anwendung neuer Mafchinen und wegen Ber- 
armung mehrerer Gewerbsfente, welche im die Klaſſe der Arbeiter traten 
und wieder Andere verdrängten, dod) von Jahr zu Jahr, in geometrifcher 
Frogreflion. 

„Das fchaudervolle Elend diefer Yabrif- Sflaven, namentlich im 
Winter, ging in das Unglanblihe, und doch waren fie überglüdlich, 
wenn fie nur nicht ihren Berbienft verloren; denn dann blieb ihnen Nichts 
übrig, al8 zu verhungern oder zu fiehlen. Es gab viele brotloje Menſchen, 
welche faft ohne jede Befleidung, fowohl im Sommer ald im Winzer, 
fich des Tages hindurch in den Unrathslanälen aufhielten und des Nachts, 
um frifche Luft zu fchöpfen und Etwas zu erwerben und zu geniehen, 
Einbrüche oder Raubanfälle begingen und ſich dann im Frater oder in eleuden 
Kneipen herumtrieben. ..... . Zudem wurden die Arbeiter von den Be- 
hörden als Gefindel, wie eine Heerde Vieh, behandelt. Wer einmal auf 
der Wiener Polizei-Tireftion an einen Vormittag war, wird ſich wohl 
erinnern, wie viele Hundert Handwerksburſchen in einem engen Gange 
zufammengepfropft ftanden und fiundenlang auf ihre Wanderbücher ftille 
harren mußten, wobei fie ein Polizeimann mit dem Säbel oder Stod 
in der Fauſt wie eim Sklavenaufſeher überwadte. Tie Polizei und bie 
Zuftiz hatten ſich beinahe verfchworen, diefe Armen durd) diefe kopflojeite, 
wirklich chinefifche Anwendung des Geſetzes bis zur Berzweiflung zu 


„Wohl beitanden Gemeindenarmenanftalten, aber deren Wirfen war 
wie das Fallen eines Tropjend in da8 Meer. Ihre Einkünfte waren 
viel zu gering, um dem Elende nur ein Wenig fleuern zu fonnen. . . ... 
Auch beftand in Wien ehe vom Staate erhaltene freiwillige Arbeiteranftaft, 
aber diefe war derart, daß es Riemand länger als höchiten® einige Tage 
aushalten fonnte und Jeder lieber das größte Elend erduldete, als dar 
er zum zweiten Dale in dieje Anftalt ging. Tie Bezahlung, der Lohn 
war daſelbſt gleich Null und die Behandlung abſichtlich jedes menfchliche 
Gefühl empörend, damit ſich ja nicht Biele melden, und dem Staate nicht 
zur Lafı fallen möchten. Im Zucdthaufe war es bundertmal befler. . . . . 
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„Die Gefahren, weldhe von Seiten des Proletariats drohten und 
welche einen Blid in den furchtbaren Zuftand defielben thun Tießen, 
famen zum erften Male um das Jahr 1844 zum Vorſchein. Um jene 
Zeit, fo viel ich mich noch erinnere, wurde in den Fabriken Böhmens eine 
neue Mafchine in Anwendung gebracht, welche viele Arbeiter überflüffig 
machte und zugleich wegen der nun ungehenern Konkurrenz der Arbeit- 
fuchenden den Lohn verringerte und die Arbeitftunden vermehrte. Da die 
Entlaffenen nirgends eine Beichäftigung fanden und mit dem Hunger- 
tode rangen, auch die in den Fabriken belafjenen Arbeiter wegen der zu 
gleicher Zeit eingetretenen Mißärnte mit allem Mangel zu kämpfen hat- 
ten, jo rotteten fie fich namentlich im Leitmeriger und Königsgräßer 
Kreife zufammen, verlangten von den Fabrif-Herren die Abſchaffung der 
Mafchinen, und da ihrem Begehren nicht willfahrt wurde, aud) wegen 
der Konfurrenz mit dem Auslande nicht willfahrt werden konnte, fo 
ftürmten fie die Fabriken und vernichteten die ihnen da8 Brot raubenden 
Mafchinen. Andere — man fagte, mehrere Taufende — zogen mit Weib 
und Kind, mit Sad und Pad nad) Prag, um von dem damaligen böh- 
mifchen Oberftburggrafen dem Erzherzog Stephan Anordnungen zu er- 
bitten, in Folge beren fie wieder arbeiten und ficher leben fünnten. In 
Prag fürchtete man das Heranfommen diefer vielen Tauſende ausgehun- 
gerter Menſchen, und da in Defterreich Maffen-Deputationen ftrenge ver- 
boten waren, fo wurde gegen das in friedlicher Abficht zur Stadt wan- 
dernde wehrlofe Wrbeitervolf die ganze Polizei» und Militär- Macht 
aufgeboten, und der Polizei= Direktor ließ fogleich in die ruhig heran- 
drängende Maſſe, welche bloß um Hülfe gegen das Berhungern flehen 
wollte, mit aller Barbarei dareinfchießen, ohne daß irgend eine Gewalt- 
thätigfeit von Seiten derfelben vorausgegangen wäre. Die Arbeiter 
wurden hierüber wüthend, fie machten Miene zum Kampf; doch einfehend, 
daß fi. unbewaffnet unterliegen müßten, oder vielleicht auch aus bloßer Furcht 
verließen fie eilig die Stadt, zerftreuten ſich, zerfchlugen noch mehrere Fabrif- 
Einrichtungen, und obgleid; dann Etwas, um die dringendfte Gefahr 
abzuwenden, für fie gefchah, fo ftarben fie doch zu Tauſenden in den 
Babri-Gegenden und im Riefengebirge am Hunger-Typhus, fich fügend 
in ihr hartes Geſchick ohne den geringiten weiteren Angriff. 

„Nicht lange Zeit darnach zeigte ſich auch in Wien eine Eiterbeule 
des fozialen Elend. Es tauchten nämlich dafelbft die fogenannten Kappel- 
buben auf, von denen ich bereits gefprochen, und welche die Glacien, 
ja fogar die Straßen der innern Stadt durch Naubanfälle im höchften 
Grade unficher machten. Nachdem diefelben gebändigt worden waren, 
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dachte man aber doc, einmal nach, woher denn plößlich diefe Menſchen 
fümen. Man hatte von der Polizei erfahren, daß die Armuth und Brot- 
lofigfeit fie aus den Fabriken auf den Weg der Verbrechen gejchleudert 
habe, man fürchtete fid, man war auch durch franzöfifche, das menſch⸗ 
liche Elend fchildernde Romane fehr weich geftimmt worden, und bemnad) 
wurde es aus Furcht und aus Mitleid auf einmal Mode, mildthätig zu 
fein und Arme zu unterftägen.“ 

„Die Kleinkinderbewahranftalten mehrten ſich, und es traten einige 
Bereine mit behördlicher Genehmigung ins Xeben, um der Armuth zu 
fteuern. So bildete fid) ein Berein zur Rettung entlaffener Sträflinge; 
man bemühte fich, fie in Dienft und Arbeit zu bringen. Auch ein Armen- 
verein fam zu Stande, defjen Mitglieder an einem beftimmten Tage in 
der Woche ſich zufammenfanden, Kaffee und Thee nahmen, fid von 
geladenen jungen Herren vorlefen umd den Hof machen ließen und dann 
einige Stunden Etwas arbeiteten, das fie verlauften und deilen Erlös 
fie für die Armen verwendeten. Aber diefe Spielereien hatten natür= - 
ih nicht den geringften fichtlichen Erfolg. Kein Zweifel wohl, daß 
hiermit manchem Einzelnen geholfen wurde; aber während man Einen 
aus den Armen des Elends und der Berzweiflung riß, flürzten dafür 
zehn Andere hinein. Wenigftend aber hatten fie da8 Gute, daß fie die 
Willfürlichleiten, welche bei den von den Behörden überwadhten Ge⸗ 
meindearmenvertheilungen ftattfanden und wobei größtentheild Pro⸗ 
teftion eutfchied, an das Tageslicht zogen, daR man durch fie erfuhr, 
daß fogar eine Menge Kinder ohne einen Menfchen, der ſich ihrer 
annähme, obne beſtimmtes Obdach in der Nefidenz eriftirten und 
welche bald auf einer Stiege, bald in einem Keller oder in einem Wagen 
oder in Kanälen übernacdhteten und demnach ganz verwahrloft heran- 
wuchſen, und daß fie ſonach das Mitgefühl für die Armen anregten 
und den Nimbus der Unfehlbarkeit und der weifen Fürſorge von den 
Behörden allein herabrifien und die Erbitterung gegen das ganze Metter- 
nich’ fche Syſtem vermehrten. ... . . 

„Im Winter des Jahres 18417 und 1848 trat die allgemeine Ber: 
armung wohl vecht jichtlich hervor, aber mau ſchmeichelte ſich, fie ſei wur 
vorübergehend umd partiell; fie babe nur in dem zeitweiligen, durdh 
Handelsfriien herbeigeführten Stillftaude der Fabrifen ihren Grund und 
werde ſich bald wieder heben. Auch fchien die Gefahr nicht beſonders 
drobend; denn die Arbeiter waren ja geduldig, und man hätte auch gar 
wicht begreiien fönnen, woher fie die Idee nähmen, Etwas mehr zu for⸗ 
dern, wenn man ihnen mir zu eilem gäbe. Und zu diefem Behufe trat 


— 71 — 


eine Privat-Suppenanftalt in das Leben, welche aber ſehr erſtaunte, als 
bei der Bertheilung in den verjchiedenen Vorftädten mit einem Stüd 
Brot und einem Zeller nahrhafter Runforder-Suppe fich viele Taufende 
und Tauſende hungeriger Armen meldeten, Die Armen fchienen dafür 
fehr dankbar, aber dieß ſchien auch nur. Tiefer; feft eingewurzelter Groll 
gegen die Polizei, gegen alle Behörden, von welchen fie ſtets malträtirt 
wurden, unterdrüdter Zorn gegen den ganzen Staat, der fie wie Sklaven 
behandelte, Erbitterung gegen ihre Brotherren, die fort und fort an 
ihrem Lohne mäfelten und fie unbarmherzig drüdten, erfüllten ihre ganze 
Seele und Jeder von ihnen erfannte, daß die ganze übrige Gefellfchaft ihnen 
entgegengeftellt je. Die ganz gnädig mit SHerablaffung zugeworfenen 
Almofen zeigten ihnen nur noch mehr den großen Unterjchted zwifchen 
ihnen und den übrigen Gliedern der Geſellſchaft und erhöhten ihren 
Schmerz. Hätten fie nur die Möglichkeit gejehen, ihre Kette zu zerreißen, 
fie Hätten fie ficher Längft gebrochen. Aber Jeder vereinzelt ſah fie nicht 
und deßhalb Iebten fie in dumpfer Verzweiflung ſtill dahin.“ 

So ftellt uns Ernft Violand, der aus perfönlicher Anfchauung fpricht 
und verfcjiedene erlebte, hier übergangene Fälle erzählt, die Tage des 
Öfterreichifchen Proletariats dar. Selbiges trat zu Wien, während der 
Bewegung, bald ftarf in den Vordergrugd. Allein bei ihm und feinen 
Führern offenbarte ſich die nämliche klägliche Unreife, jener totale Man— 
gel an politifcher und wirthfchaftliher Einfiht, der fi) 1848 nicht 
bloß unter den Arbeitern, fondern auch unter dem Bürger- und Bauern» 
ftande überall kundgab. Abgefehen davon, daß fich die Arbeiter unter 
einander zu einem Haren gemeinfamen Streben nicht zu vereinigen 
vermochten, rief auch ihr Auftreten in Wien Beforgnig feitens 
der wohlhabenden Bürger und alfo eine dem Gelingen der Bewegung 
jelbft nachtheilige Klaffen- Reaktion Hervor. Somit fam Zerfplitterung 
und gegenfeitiges Mißtrauen in diejenigen Elemente, welche die Errun- 
genfchaften in gefchloffener Phalanx zu hüten hatten. Wegen der herr- 
chenden Unklarheit geſchah es, daß die Wiener Studenten, weil fie der 
Bewegung eine ftarfe, uneigennüßige und aufopferungsfähige Mannfchaft 
zur Berfügung ftellten, in hohem Grade die Leiter und Tonangeber wurden, 
obſchon diefe jungen Leute durch guten Willen und durch Enthufiasmus 
nicht die fehlende gereifte Einficht und Erfahrung zu erjegen vermochten. 
Wenn man nun bedenkt, daß Wien damals die revolutionärfte und 
größte Stadt Deutfchlands war, und daß von ihrem Scidfale der 
Ausgang der ganzen beutjchen Bewegung abhing, jo erfcheint das 
Scheitern der damaligen Organifations = Berfuhe Deutichlands und 
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die mächtige Ueberhandnahme der von allen Seiten hereinbrechenden 
Reaktion ſehr erflärlich. 

Ernft Bioland überfhägt den Agitator Karl Taufenau (Taufig), 
wenn er in feiner „Geſchichte der fozialen Revolution in Defterreich“ 
von demſelben fagt: „Durch Taufenau’s Krankheit verlor die Revolution 
übrigens einen Mann, welcher nach meinem Tafürhalten die ganze Be: 
wegung allein klar erkanute, und welcher bei feinen umfaflenden Wiſſen, 
feinem Zalente, feiner anßerorbentlihen, das Volk unwiderftehlich er- 
greifenden kühnen Beredtfamfeit, derjelben vielleicht eine andere Richtung 
zu geben im Stande gewejen wäre.“ — Zaufenau fette während des 
Eril8 in London feinen Mitflüchtlingen mehrmals ausführlih ausein⸗ 
ander, daß er jo gut wie Nichts von der Bewegung verftanden und erft 
feitdem aus den „Schriften der Meifter,“ wie er fi) ausdrüdte, Etwas 
gelernt hätte. Tie Größe feiner agitatorifchen Beredtfamfeit ift allerdings 
nicht in Zweifel zu ziehen; allein Zaufenau war ein Genußmenſch, der 
ſich wegen feiner desfallfigen Schwächen auch die erwähnte Krankheit zu⸗ 
z0g, und ihm fehlte mit der Klarheit die Charafterfeftigfeit und der per- 
fönliche Muth: weßhalb er während der Oftober-Revolution unter dem 
ſchicklichen Vorwande, die Ungarn holen zu wollen, Wien verließ und 
von Ungarn aus, ohne nad; Wien zu feinen Geſinnungsgenoſſen zurüd- 
zufehren, als Pächter verkleidet durch Galizien nad) Teutfchland, Frank⸗ 
reich und zulegt nad, England ging. Hätte e8 in Wien 1848 einen ein- 
zigen Mann gegeben, welcher die revolutionären Kräfte in heilfamer 
Weiſe zu organifiren und zu leiten vermocht hätte, fo würde wenigftens 
der vernünftige Theil unter den Befigenden nicht zum Nachtheile der 
Dewegung gegen die foziale Richtung der Arbeiterfchaft reagirt, der un⸗ 
vernünftige Theil aber bald feinen Einfluß verloren haben. Lie Arbeiter 
fonnten bei vernünftigen Menfchen bloß Beforgnig erweden, wenn Nie- 
mand vorhanden war, der ihre unbändige Kraft in geregelte Bahnen zu 
leiten und zum Bortheile der Gefammtentwidelung ihre Klaffenlage zu 
verbefiern verftand. An dem Mangel an organifatorifhen Talenten ging 
die Bewegung zu Grunde. 

Der Zwiefpalt zwifchen den Arbeitern und Bürgern trat fhon am 

‚ 13. März beim Ausbruche der Revolution hervor. Als nämlid an die- 
| fem Zage die Fabrik= Arbeiter der Borftädte auf die Nachricht, dag in 
\ der innern Stadt Unruhen ausgebrochen wären, heranrüdten, um fid) 
\ am Kampfe zu betheiligen, wurden gegen fie die damals noch vorhan- 
denen Thore gefchlofien. Hierauf zogen fie in die Vorftädte zurüd, zer⸗ 
\ftörten die ihnen wegen der Berzehrungsftener verhaßten Mauthgebäude, 
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zertrümmerten in den Fabriken die Maſchinen, weil dieſelben viel Hand⸗ 
arbeit unnöthig machten, und verbrannten in Fünf- und Sechshaus die 
Wohnungen verhaßter Fabrikanten. Sodann ſtreiften einige Hundert auf 
drei Meilen in der Runde Wiens umher, um in den Fabriken die viele 
Menſchenhände beſeitigende Perotine-Maſchine zu zertrümmern. Weil die 
Regierung den Zwieſpalt zwiſchen den Bürgern und Arbeitern benützen 
zu müſſen glaubte, wurde noch in der Nacht vom 13. auf den 14. März 
Volksbewaffnung verfügt und das Zeughaus geöffnet: worauf daun die 
reichen Bürger, der landſtändiſche Adel und die Beamten bewaffnet nach 
den Vorſtädten rückten und daſelbſt einige Hundert aufſtändiſche Arbeiter 
verhafteten. Da die Studenten an dieſen Arbeiterverhaftungen nicht 
theilnahmen, gewannen ſie das Zutrauen der Arbeiter und wurden in 
der Folge die Führer derſelben. Indeß meinte die Regierung Etwas für 
die Arbeiter thun zu müſſen: weßhalb fie die ſeit 1835 hart auf den⸗ 
felben laftende Verzehrungsftener von den nothwendigften Lebensbedürf- 
nifjen aufhob und mit kurzer Borausficht, damit fie nicht aus Nahrungs⸗ 
lofigfeit und Müßiggang aufs NRevolutioniren verfielen, öffentliche Erd- 
arbeiten anordnete. Nicht minder behandelten in der erften Zeit nad) der 
Märzrevolution die Fabrifanten ihre Arbeiter zuvorkommend aus Furdt, 
daß fich die Brand- und Zertrümmerungsfzenen erneuerten. Auch befchäf- 
tigten fie jett mehr Arbeiter, als früher, weil durd) die Zerftörung der 
Maſchinen mehr Menfchenhände nöthig geworben waren. Weberhaupt 
hatte der unter die Arbeiter gefahrene aufftändifche Geift den Befigenden 
einen nicht geringen Schreden eingeflößt. Als daher von Paris die Nadh- 
richt eintraf, daß dort die Arbeitszeit auf zehn Stunden herabgefegt wor⸗ 
den war, befürchteten die Eifenbahngefellfchaften Arbeiterunruhen, wenn 
fie nicht ein gleiches Zugeſtändniß machten, und befchränften deßhalb die 
Arbeitszeit gleichfalls auf zehn Stunden. Die Fabrikanten, von der näm- 
lichen Beforgniß erfüllt, folgten den Eifenbahngefellichaften in der Ver- 
minderung der Arbeitäzeit nad), und endlich, obwohl mit Widerftreben, 
verftanden ſich auch die Zunftmeifter zum Einhalten von bloß zehn Ar⸗ 
beitöftunden. Aber die Zunftmeifter gaben nicht eher nad), als bi die 
Geſellen von den einzelnen Handwerfen fich zufammengerottet hatten und 
mit fliegenden Fahnen vor den Magiftrat, der nun die Säumenden zur 
Nachgiebigkeit anhielt, gezogen waren. Somit hatten die Wiener Arbeiter 
ihre Arbeitszeitherabfegung den Parifern zu verdanfen. 

Bald jedoch führten die über ganz Europa hingehenden Unruhen 
und das durch fie bei den Geldleuten hervorgerufene Gefühl der Un- 
fiherheit in Wien eine Gefchäftsftodung herbei. Viele Arbeiter, auf diefe 
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Weife brotlo8 geworden, fuchten darum Zuflucht bei den öffentlichen 
Erdarbeiten. Die Erdarbeiten follten urfprünglich kein Fallftrid für die 
Arbeiter fein, fondern man wollte, da man einſah, daß lettere leben 
mußten, ihnen Etwas zu verdienen geben. Als reines Almofen aber 
wollte man ihnen den nothdürftigen Lebensunterhalt nicht ‚gewähren, weil 
man die Beforgniß hegte, die Armen könnten jonft vielleicht auf ganz andere 
Gedanken gerathen. 

Bald darauf brach, da die Gefchäftsftodung vielen Leuten die Be⸗ 
zahlung des Miethzinfes unmöglich machte, in Wien ein allgemeiner 
Schrei der Entrüftung gegen die Hauseigenthünter los, welche friſchweg 
Yaullenzer und Wucherer betitelt wurden. Eine im „Odeon“ abgehaltene 
Bolfsverfammlung ſprach fid) gegen Ende April für die Herabfegung 
des MWohnzinfes aus, fo daß ſich die Hausherrn gemöthigt fahen, 
von der Eintreibung der alten Miethe abzuftehen und lieber die rüd- 
ftändige Schuld zu erlaſſen, als vielleicht in Zukunft große Gefahr zu 
lanfen *). Zugleich ging ein Sturm gegen die Wucherer und Juden los. 
Diefe wurden in fortlaufenden Brofchüren, worin Ramen, Wohnort, 
Einfommen und Wucherzinfen genannt waren, dem Bolfe denungirt. 
Selbft das kaiſerliche Berfagamt wurde des Wuchers bezichtigt, weil es 
früher 8% und in der fetten Zeit 6%, Zinfen genommen hatte, während 
e8 nad) dem Gefege nur 5% beanfpruchen durfte. Aus diefem Grunde 
fah fich der Hof gezwungen, für einige hunderttaufend Gulden Pfänder 
Unbemittelter auszulöfen. Bei der Bewegung gegen die Gläubiger mad)- 
ten fi) befonders die Zunftmeifter und Heinen Fubrikanten bemerkbar, 
weil fie nicht mit den großen Fabrifanten die Konkurrenz aushalten 
fonnten. Der Schreden, welcher durch das Gerücht von der Zahlunge- 
unfähigfeit der Bank erzeugt wurde, beftimmte damals die Regierung, 
den Noten Zwangskours zu ertheilen. 

Mit einem Beglüdungsplane für das Heine Bürgertum trat nun 
ein gewifier Swoboda hervor. Gleichwie in Paris die von den Feinden 
der fozialen Bewegung, von Marie, Marraft, Garnier-Pagès ꝛc., in 
Leben gerufenen, dem Gefchichtfchreiber Louis Blanc aber in die Schuhe 


*) In frühern Jahrhunderten hatte die Regierung in den Preis der 
Wohnungsmiethe eingegriffen: „So meinte man noch 1697 in Defterreich,‘ beißt 
es in den Sahrbüchern für National-Delonomie und Statiftift von Hildebrand 
(I. Band, 3. Heft), — „es bebürfe nur eines Befehls, um die Steigerung, welche 
zu Wien in den Wohnungsmiethen eingetreten war, abzujtellen und „„die Intro— 
duzirung der Wolfailkeit““ in diefer Beziehung zurückzuführen.“ 
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geſchobenen National-Werkſtätten die Arbeiterbewegung irreleiten und zu 
Grunde richten follten, fo war auch in Wien Swoboda's Plan dazu 
beftinnmt, die foziale Richtung der Bewegung beim Volke verhaßt zu 
machen. Swoboda ſchlug die Errichtung einer Leihanftalt vor, welche 
den Handwerfsmeiftern und Heinen Fabrikanten unverzinslih und bloß 
auf die Garantie ihres Fleißes, fowie gegen eine Einfchreibegebühr Fleine, 
in beftimmten Raten rüdzahlbare Summen vorftreden und fo viel An- 
weifungen, al8 Häufer in Wien wären, ausgeben follte. Einmal als ver- 
rüdt mit feinem Plane von der untern Behörde, deren Zuftimmung er 
um des nöthigen Kredit willen nachſuchte, abgewiefen, trat er nad) 
einem Bierteljahre mit beſſerm Erfolg auf und richtete dann große Ber- 
wirrung an. Er verfprach bei feinem zweiten Auftreten einem Jeden, der 
10 fr. Konventionsmünze Einfchreibegebühr bezahlte, auf eine beftimmmte 
Frift ein Kapital von höchftens 100 Gulden bloß gegen die ©arantie 
des Fleißes des Leihers vorzuftreden. Zugleich verhieß er die Bezahlung 
aller Schulden, wenn nur der Schuldner fein ganzes Leben hindurch eine 
ganz unbeträcdhtliche Monats- und Bierteljahreseinlage behufs der Ab- 
tragung entrichten wollte. Er ftellte Aktien zu fünf, zehn und mehr Gul- 
den im Betrage von mehreren hunderttaufend Gulden aus, indem er fich 
der Hoffnung Hinzugeben jchien, daß diefe Aktien an Geldes Statt an- 
genommen werden würden. Swoboda hatte hohe Proteftion. Weil be- 
kannt wurde, daß der Minifter des Innern Doblhoff für 10,000 Gul⸗ 
den, ebenfo daß der Handeldminifter Hornboftl, eine bedeutende Anzahl 
jolcher Aktien gekauft hätte, glaubte das Publifum, daß die Swoboda'ſche 
Leihanftalt vom Staate garantirt fei, und ftrömte daher in Maſſe zu 
dem Bureau Swoboda’s, um durch die Entrichtung von 10 Kreuzern 
Einjchreibegebühr bes verheifenen Glückes theilhaftig zu werden. So 
gefchah es, daß fich gegen 40,000 Menſchen, meiftens Handwerker und 
Heine Fabrikanten, einfchreiben ließen. Als endlich der große Tag erfchien, . 
an welchen die Kapitalien vorgeftrect werden follten, gab Swoboda den 
geldbedürftigen Leuten, deren Zahl nicht gering war, feine Aftien. Und 
nun kam der Skandal, Denn die Aftien wollte Niemand nehmen; viel- 
mehr nannten Diejenigen, denen fie angeboten wurden, die ganze Sache 
eine Schwindelei. Weil jedoch der Minifter DoblHoff fid) an dem Aftien- 
Unternehmen betheiligt hatte, zogen am 11. September, dem Tage der 
Altien-Ausgabe, einige Taufend Menfchen vor das Haus des Minifters 
und verlangten die verfprochenen Kapitalien. Vergebens erklärte Doblhoff, 
daß er fi nur als Privatmann und aus WohltHätigkeitöfinn an dem 
Unternehmen betheiligt habe. Sein Leben gerieth in Gefahr. Bon der 
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akademiſchen Legion beſchützt flüchtete er ſich durch eine Hinterthür vor 
der Volkswuth *). Das Miniſterium aber, das bis zu einem gewiſſen 
Grade kompromittirt war, löſte nun den Verein auf, unterfagte die fernere 
Ausgabe der Aktien und erftattete dem betrogenen Rublitum die Ein- 
fchreibegebühr aus der Staatskaffe zurüd. Auf diefe Weife wurde die 
Ruhe wieder hergeftellt. Indeß wurde Swoboda, obfchon einige polizei- 
liche Nachforfchungen gefchahen, nicht verfolgt. Die hohe Proteftion ſchien 
ihn zu ſchützen. Er Hatte die Aufgabe gehabt, den Sozialismus Lächerlic) 
und verhaßt zu machen. Ein jo jämmerliches Ende nahm die Volksbank 
der Wiener Kleinbürger! 

Die Arbeiter Wiens während der Nevolutionszeit zerfielen in drei 
ftreng gefonderte Theile: in die Handwerfsgefellen, die Fabrikarbeiter 
und die Erdarbeiter. Die Handwerfögefellen oder Gewerbsarbeiter ftan- 
den, wenn man an fie den revolutionären Maßftab legt, am Niedrigften. 
Bei den Erdarbeitern zeigte fi) das revolutionäre Element am Meiften. 
Zwiſchen diefen beiden Arbeiterarten in der Mitte ftanden die Fabrif- 
arbeiter der Vorftädte. Das wird aus folgender Auseinanderfegung deut— 
licher werden. 

Die Handwerkögefellen fanden ihre Organifation in dem bisweilen 
auf 2000 Mann angewachjenen „Arbeitervereine,“ welcher feine Situn- 
gen im Saale zum Sträußl in der Joſefſtadt abhielt. Die Mitglieder 
diefes Vereind trugen an ihren Hüten und Mützen einen kleinen Bie- 
nenſtock aus weißem Metall zum Zeichen ihres Fleißes. Während der 
Bereinsverhandlungen durfte fi) Niemand Etwas zu effen oder zu trin- 
fen geben lafjen, weßhalb immer die mufterhaftefte Ordnung, Schweig- 
famfeit und Aufmerkſamkeit in den Sigungen waltete. Nur am Tiſche 
bei der Rednerbühne ftanden einige Seidel Bier, damit die Sprecher den 
trodenen Gaumen legen fonnten. Der Präfident hieß Sander, war ein 
Arbeiter und zählte etwa 25 Jahre. Der ſämmtliche Vorftand war aus 
Handwerkern zufammengefett. Diefer Verein glich den Arbeiterbildungs- 
vereinen, denn feine Mitglieder erhielten Unterricht im Lefen und Schrei- 
ben, befamen Borträge gehalten und übten fich nicht nur im Singen, 
Zanzen, Waffengebrauch und Turnen, fondern fpielten auch Theater und 
gefielen fich im Deklamiren von Gedichten. Bei diefer Menge von Bil- 
dungsgegenftänden konnte die revolutionäre Ausbildung nicht ſtark ge- 


*) Mit den Studenten war Doblhoff im beften Einvernehmen. No furz 
vor der Oftober- Revolution äußerte er; die Aula wiſſe recht gut, wie er zu 
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deihen. Das Höchfte, wozu ſich die BVereinsmitglieder verftiegen, waren 
Unterftügungsfaffen. Sonft wollten fie auf gejfeglihem Wege und ver- 
mittelft einer Konftitution die Wohlfahrt des Staats erreichen. 

Die Fabrilarbeiter fühlten fih, nachdem fie die Verminderung der 
Arbeitszeit erlangt hatten, im Ganzen fehr wohl und dachten, fo Lange 
als fie Arbeit hatten, an feine weitere Verbefferung ihrer Lage. Bon den 
Erdarbeitern, die von ihnen für geringer geachtet wurden, hielten fie fich 
abgefondert: eine Thatfache, die ihren Mangel an Klaffenbewußtfein be- 
Eundet. Zu einem Vereine organifirte fie ein polnifcher Jude, der fich 
Doctor Chaffe nannte, aber früher ſchlechthin Chaifes geheißen hatte. 
Diefer ſchuf zuerft den Klub der „Volksfreunde,“ welcher ſich jedoch, in 
Folge des Eintritt8 von Dr. Karl Taufenau, in die „alten“ und „neuen 
Volksfreunde“ fpaltete. Als aber der unter Chaifes’ Leitung ftehende Klub 
der alten Volfsfreunde, der feine Sigungen im Gafthof zu den fünf 
Lerchen in der Vorſtadt Weißgärber abhielt, ſich aufgelöft Hatte, ftiftete 
der unermüdliche Agitator in der nämlichen Vorſtadt einen neuen Klub, 
an Zahl etwa 800 Mann ſtark und „der radikale” oder aud „der li- 
berale Berein“ genannt. Diefer Berein bezeichnete als das Ziel feiner 
Wünſche die demokratiſche Monarchie. Wiewohl Ernſt Bioland in feiner 
„Sozialen Geſchichte der Revolution in Oeſtreich“ vermuthet, die demo- 
. kratifchmonardjifche Staatsform wäre bloß vor Fremden zum Aushänge- 
Ihilde genonmen, im Grunde aber die demofratifche Republik angeftrebt 
worden, jo muß der Verein doch immerhin, wenngleich er die übrigen 
Vabrikarbeiter der Vorſtädte beeinflußte,. für unfelbftftändig und unbe- 
deutend angejehen werden, weil fein Streben in jedem Falle auf eine 
bloße Staatsform gerichtet war. Chaifes, unerfchöpflich im Spredhen und 
faft immer heifer, war die Seele des Vereins. Er ftand mit den Ungarn 
in Berbindung, verfolgte alfo einen politifhen Zweck. 

Hätte es in Wien unter den demofratifchen Führern einen. einzigen 
mit organifatorifhem Zalent und ſtaatsmänniſchem Blick gegeben , ſo 
würde er die einzelnen Arbeiterabtheilungen mit einander verbunden, das 
revolutionäre bürgerliche und bäuerliche Element mit ihnen verſöhnt und 
große ſoziale Veränderungen durchgeführt haben. Allein, ſowie die Sachen 
ſtanden, blieben die drei Arbeiterarten: die Handwerksarbeiter, die Fa— 
brikarbeiter und die Erdarbeiter unter ſich, ſowie von den Bürgern und 
Bauern getrennt. Freilich waren die Erdarbeiter eine geraume Zeit hin- 
durch zahlreich und zumeilen auch fchlagfertig genug, fo daß man mit 
ihnen allein das Geſchick Defterreih8 und Deutfchlands in andere Bah- 
nen zu werfen im Stande gewejen wäre he wir jedoch uns fpezieller 
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mit ihnen befchäftigen, müflen wir zuvor die Wiener Nationalgarde oder 
Bürgerwehr und die afademifche Legion näher kennen lernen: erftere, weil 
fie die Kraft der Erdarbeiter brach; lettere, weil fie diefelben erſt leitete 
und dann in der entjcheidenden Stunde im Stidye ließ. Das über die 
Erdarbeiter hereinbrechende Verhängniß ift alfo mit dem ber DBürger- 
und Studentenfchaft eng verfettet. 

Bon der Bolfsbewaffnung waren, wie überall, jo auch in Wien die 
Arbeiter ausgefchloffen geblieben. Abgejehen von dem ſchon vorhandenen 
Bürgermilitär, welches fortbeftehen blieb, erftredte fich die Bolfsbewaffnung 
nur auf den befigenden und gebildeten Theil der Bewohner Wiens. Aus 
den Bürgern ging die Nationalgarde (Bürgerwehr) hervor, während die 
Studenten der Medizin, der Rechte, der Philofophie und der Polytechnif 
fich nebft ihren Profelforen in die afademifche Legion einreihten. Indem 
die oberu Befehlshaber von der Regierung eingefett wurden, erhielt die 
afadentufche Legion den Grafen Colloredo und die Bürgergarde ben 
Grafen Hoyos zum Kommandanten, welcher leßtere zugleich auch das 
DBürgermilitär befehligte *). 

In den Studenten lag die Seele der Wiener Bewegung. Bei einigen 
Studenten der Medizin und der Nechte, in einem Wirthshauſe der Vor⸗ 
ftädte, war der Plan für die Bewegung gereift, vor deren Gewalt 
Metternich weichen mußte. Nach dem 15. März bildete fi) aus der 
afademifchen Legion ein Komite, gleichfam der Kryftallifationsanfag zur 
weitern Entwidelung der Wiener Revolution, und es verfügte, wie ſchon 
erwähnt, auch über die Fäufte der Arbeiter, weil die Studenten fich nicht 
an der in den Borftädten ftattgehabten Arbeiterverhaftung betheiligt 
hatten. Weil aber dieſes Komits in den Gang der Ereigniffe einzugreifen 
drohte und namentlich fich der Arbeiter annahm, fo konnte e8 nicht ver- 
fehlen, die Eiferfucht der Bürger zu erweden. Die Nationalgarde faßte 
deßhalb den Beſchluß, mit der alademifchen Legion gemeinfam die Leitung 
der Bewegung zu führen. Die Regierung, welcher das Treiben der jun⸗ 
gen Leute nicht gefiel, war diefem Befchluffe nicht fremd. So fette ſich 
aus den Bürgern und Studenten ein den materiellen Theil der Volks⸗ 
bewaffnung beforgender Berwaltungsrath, ſowie ein politifche Fragen ver- 
bandelndes Zentralfomits zufammen. Die Arbeiter waren nicht im Zen- 
tralfomit6 vertreten; fie waren jo unwiffend und ungebildet und befaßen 
fo wenig Klaffenbewußtfein, daß in ihnen nicht im Entfernteften ber 

*) Als Pannaſch im Juli den Oberbefehl über die Nationalgarde erlangt 
batte, wurde er von realtionärer Seite in Öffentlichen Blättern angegriffen. 
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Wunſch, an der Leitung der Bewegung theilzunehmen, aufdämmerte. In— 
def erfreute ſich das Zentralfomite bis zum 25. April, an welchem die 
neue Berfaffung oftroyirt wurde, allgemeiner Anerfennung und wahrte 
auch in feinem Schooße die glüdlichfte Eintracht. 

Aber die neue Verfaſſung ftörte bald die paradiefifche Unfchuld. 
Anfangs mit gränzenlofen Jubel begrüßt, wurde fie doch binnen Kurzem 
der Gegenftand und die Urfache arger Anfeindung. Sie enthielt das 
übliche Tonftitutionelle Zweilammer-Syftem, demzufolge der Feudal-Adel 
die erfte und die fonftigen reichbegüterten Leute die zweite Kammer zu 
bilden haben. Um felbft diefe neue Konftitution zu paralyfiren, wurden 
ausdrüdlich in dem Faiferlichen Verleihungs-Patente die alten Provinzial« 
Stände beibehalten. Dabei beſaß der Kaifer noch das abjolute Veto. 

Die Hauptoppofition gegen die Konftitution ging von den Zeitungen 
und vom Zentralkomité aus, in weld)’ letterem die Studenten dominirten. 
Deßhalb beſchloß die Regierung, das Zentralfomite aufzulöfen. Zu dem 
Behufe fchiekte fie zu den Stadtlompagnien der Nationalgarde eine An- 
zahl Beamte, welche durch ihre Berdächtigungen es dahin brachten, daß 
in den reichen Stadtbezirken die Garde bei der Regierung anfragte, ob 
eine fo gefährliche Nevolutionsbehörde, wie das Zentralfomite, mit dem 
Beſtande der neuerdings eingeführten konftitutionellen Ordnung verträg- 
lich fei. Weil jedoch das Zentralkomité Gegenmaßregeln traf und der 
Unterftügung der ärmeren Borftadt-Garden und der Arbeiter gewiß war: 
fo traute die Regierung nicht offen zur Auflöfung zu fchreiten. Während 
nun im Stillen Ränke gegen dasſelbe gefponnen wurden, hieß es plöß- 
lih am 15. Mai, daß die Exrdarbeiter drohend ſich der Stadt näherten. 
Da wurden ſogleich die Stadtthore gefperrt, das Militär beſetzte die 
Glacien und einen Theil der Burg, die Nationalgarde ftellte fi) an den 
Thoren, auf den Bafteien und den Öffentlichen Pläßen auf und die afades 
mifche Legion fammelte fid) auf das Zeichen der Allarmtrommel in der 
Univerfität. Unverfehens rücdten nun einige Kompagnien Studenten, ge- 
folgt von den.übrigen, unter dem Rufe: „Wir wollen Eine 
Kammer!“ gegen die faiferliche Burg vor. Neben und Hinter ihnen 
aber zogen Arbeiter mit Hacken und Aerten, zum Aufwerfen von Barri- 
faden. Die aus Neugier herbeigelodte Menfchenmenge zog mit und wie- 
derholte den Ruf: „Wir wollen nur Eine Kammer!” Ehe die Regierung 
von dem Anrüden der Studenten Kunde erhielt, waren diefelben fchon 
in die Burg eingezogen. Der überrafchte Kaifer gab nad. Binnen einer 
halben Stunde war die Einberufung einer Tonftituirenden Nationalver- 
fammlung bewilligt. Die Wahlen follten allgemein, aber indireft fein; 


denn ein Verſuch Dr. Taufenau’s, nachträglich direkte Wahlen zu erhal- 
ten, fcheiterte an der fpöttifchen Ausrede des Miniſters Pillersdorff, daß 
er in der That nicht wüßte, wie ſich direfte Wahlen bewerfitelligen ließen. 
— Sonad) war ber Plan der Reaktion, an diefem Tage die revolutionäre 
Kraft Wiens zu brechen, nicht nur völlig mißglüdt, fondern geradezu ins 
Gegentheil umgefchlagen. " 

Am Abend des folgenden Tages wurde unter Kavallerie-Bededung 
- der Raifer nad) Innsbrud entführt. Nun waren die Wiener ohne 
Monarchen, und die größte Beftürzung ob folchen Unglüds lag auf allen 
Gefichtern ausgeprägt. Zwar unterfingen fid) die beiden Literaten Häfner 
und Zumora, in den Borftädten die Republik auszurufen, aber fie wur- 
den von den Arbeitern, welche die Republik für gleichbedeutend mit 
Mord und Teufel hielten, aufgegriffen und wären ficher gehängt worden, 
wenn nicht die Nationalgarde eingefchritten wäre und fie dem Sriminal- 
gericht überantwortet hätte. Während der allgemeinen Beftürzung löſte 
fih, in Folge der Umtriebe der Reaktion, das Zentralfomits auf. Das 
Studentenkomité jedoch beftand fort. . 

Natürlich bot die Reaktion, welche nicht bei halbem Erfolge ftehen 
bleiben wollte, Alles auf, auch die Auflöfung des Studentenfomite’s zu 
bewerfftelligen. Die Sturmpetition vom 15. Mai wurde nun auf alle 
mögliche Weife verunglimpft. Aber die Studenten ftanden zu feft in der 
öffentlichen Achtung, als daß es der Reaktion gelungen wäre, das Bolt 
gegen fie aufzubringen. Bald ſchon waren die Leute über die Entweichung 
des Kaiſers beruhigt. Da aber zu wiederholten Malen Gerüchte von der 
Auflöfung des Studentenfomite’8 auftauchten, ſchickte die afademifche Le- 
gion an das Minifterium eine Deputation, um über die desfallfigen Ab- 
fihten Auffchluß zu erlangen. Das Minifterium ftellte durchaus in Abrede, 
daß etwas Derartiges im Werke wäre. Nichtsdeftoweniger war am Mor- 
gen des 26. Mai das Auflöfungsdefret, unterzeichnet vom Regierungs- 
präfidenten Montecuculi, an den Straßeneden angefchlagen. Um ganz 
fiher zu gehen, Hatte die Regierung vorher die Aufruhrgefege bekannt 
gemacht und insgeheim ein Plakat, welches das Standrecht verkündete, 
für den Nothbedarf druden laffen. Nach und nad, fammelten fich die 
Studenten in der Univerfität; doch hatten nur etwa fünfzig Mann ihre 
Waffen bei fich. Bald erfchienen auch der Regierungspräfident Montecuculi, 
der Profeffor Hye, der im Mörzfturme zufammt dem Profefjor Endlicher 
dem Kaifer die deutfche Fahne überreicht hatte, ingleihen Graf Colloredo, 
der Kommandant der afademifchen Legion. Diefe Herren redeten den 
Studenten zu, aus einander zu gehen, und fuchten die afademifche Wache 
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zu entfernen. Allein fie wurden Berräther genannt und hinausgeftogen. 
Draußen aber auf dem Univerfitätsplate pflanzte ſich Militär auf. Da 
rief Dr. Guſtav Frank, der 1859 im englifhen Exil geftorbene Wiener 
Literat, die Studenten auf, das Leben für die Freiheit einzufegen, und 
allgemeiner Beifall Iohnte feine Worte. Nun fprangen die Studenten 
nad) Haufe, um ihre Waffen zu holen. Mittlerermeile hatte ein Purblizift 
30,000 Plakate druden lafien, worauf die Worte ftanden: „Wir wollen 
den Fortbeftand der afademifchen Legion!" Mit diefen Plakaten fuhr er 
nebft zwei andern Literaten in die Vorftädte zu den Arbeitern und rief 
fie zur Hülfe herbei. Die Arbeiter, bewaffnet mit Aexten, Schaufeln und 
Stöden, rüdten mafjenhaft heran, jeder von ihnen mit dem erwähnten 
Plafate an der Kopfbededung verfehen. Auch die Nationalgarde der 
Borftädte, die meift aus Kleinbürgern beftand, marſchirte zum Schutze 
der Studenten herbei. Im Nu ftrogte Wien von mehr als Hundert 
Barrifaden. Da fiel der Reaktion das Herz in die Kniefehle. Die Stuben- 
ten waren gerettet, — gerettet durch die Arbeiter. Das Militär mußte 
die Stadt verlafien, Graf Colloredo und Montecuculi machten fi aus 
dem Staube, und das Minifterium bewilligte Alles, was die Studenten 
als Sarantie für die Zukunft forderten. 

Der Nusen, den die Studenten aus diefem Siege zogen, war gering 
im Bergleich mit dem Gewinne, den fie hätten haben fönnen, wären fie 
einfichtiger gewefen. Sie bedangen ſich nämlich aus, daß das aus Bür- 
gern und Studenten neu zu wählende Zentralfomite befugt fein jollte, 
die Angelegenheiten Wiens und der Stadtumgegend felbftftändig zu leiten, 
und die Volfsrechte des gefammten öfterreichifchen Staats zu wahren. 
Ferner mußten die Truppen die innern Wachtpoften verlaffen, während die 
Thore von den Bürgergarden und Soldaten gemeinfchaftlich bejett wurden. 
Sodann waren der Nationalgarde 36 Kanonen abzuliefern. Endlich) Hatte 
die Regierung den Studenten die Grafen Hoyos und Kolloredo, den 
Regierungspräfidenten Montecuculi und den Profeſſor Hye zu Geifeln 
zu ftellen, von welch' Ießterer Bedingung jedody in Bezug auf Monte- 
cuculi und Colloredo, weil diefelben geflüchtet waren, abgefehen wurde. 
Hye und Hoyos aber wurden in der Folge abfolvirt. 

Bereit8 am Abend des 26. Mai wurde aus Nationalgarden und 
Studenten der neue Ausſchuß errichtet. Auch jeßt blieben die Arbeiter in 
demfelben unvertreten, obſchon ohne ihren Beiftand die Entfcheidung 
des Tags wahrfcheinlich ander ausgefallen wäre. Ya die Arbeiter dach- 
ter nicht einmal daran, Sig und Stimme im Ausfchuffe zu verlan- 
gen. Während die Studenten und Bürger unter Tauſenau'n Auſpizien 
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mit der Bildung des Ausschuffes befchäftigt waren, ftanden die Arbeiter 
noch Hinter den Barrifaden, und unter ihnen wurden Stimmen laut, 
welche die Freilaſſung der wegen des Ausrufens der Repnblif am 18. Mai 
verhafteten Literaten Häfner und Tuwora *) verlangten. Das Minifterium 
gericth in Furcht. daß jegt wirklich die Republik proflamirt würde, wenn 
es mit diefer Freilaſſung zögerte, und fette fogleich die beiden Hodjver- 
räther, welche dem beftehenden Geſetze nach eigentlih nur der Kaifer 
begnadigen konnte, auf freien Fuß, fowie e8 außerdem in alle, von ben 
Studenten geftellten, ſchon angegebenen Bedingungen fchnell willigte, 
Über die Arbeiter, denen die neuen Errungenfchaften zu gering däudhten, 
wichen noch nicht von den Barrifaden. Ta befamen aud) die Bürger 
vor den Arbeitern Angft. Am 27. Deai berichtete im Ausſchuß Friedrich 
Kaifer, daß alle Bitten und Borftellungen, die Arbeiter von den Barri- 
faden fortzubringen, nicht gefruchtet hätten. Selbft die Betheuerung, daß 
das Minifterium alle Forderungen des „Volks“ bewilligt habe, fei ver- 
gebens gewefen. Um nun den unterbrochenen Verkehr wieder zu öffnen, 
trage er darauf an, die Arbeiter auf irgend einem Punkte, z. B. in der 
Univerfität, zu konzentriren, ihnen dann einen feierlichen Umzug mit Fah⸗ 
nen zu bewilligen und fie auf diefe Weife wieder hinaus in die Vor⸗ 
ftädte an ihre Arbeit zu fchaffen. Er mache fih, wenn man ihm freie 
Hand Laffe, anheiſchig, daß heute abends fein Arbeiter mehr Hinter den 
Barrifaden zu finden fein follte. So wurden denn die Arbeiter im feier- 
lien Aufzuge nad) den VBorftädten zurüdgeführt. 

Der neue Ausſchuß befaß jetzt faktifch die höchſte Macht im öfter- 
reichifchen Staate. Anftatt dem Minifterium jene geringfügigen Bedin- 
gungen zu ftellen, hätte er e8 in feiner Hand gehabt, die Regierung ab- 
zufeßen, ihre Stelle einzunehmen und den ganzen Kaiferftaat zu beherrfchen. 
Nichts vermochte ihm zu widerftehen. Das Heer war wegen des Abzuges 
der Truppen nad Italien zum ernften Kampfe zu ſchwach, das Minifterium 
mit Zittern und Zagen erfüllt, der Kaifer nad) Iunsbrud gereift. Dazu 
hatten die wiederholten Siege den Wiener Revolutionären jenen mit dem 
Erfolg verknüpften Ruhm errungen, welcher der Mafje Reſpekt einflößt, 
fo daß fi) von der Hauptftadt aus mit nur einigem Gefchid der ganze 
Staat hätte in das Schlepptau der Revolution nehmen laflen. Aber die 
Wiener Bolfsführer waren fo fchauderhaft unwiflend und unerfahren, 
daß fie die Tragweite ihrer Macht gar nicht ahnten. Wo fie nur zuzu⸗ 
greifen brauchten, um allmädıtig zu herrſchen, da ftellten fie dem zwei- 


*) Tuwora wurde jpäter von der Regierung berforgt. 
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deutigen Miniſterium einige unbedeutende Bedingungen und beſchränkten 
freiwillig ihren Wirkungskreis auf die Stadt Wien und die Umgebung. 
In ſolchen gewaltigen Momenten zeigt dem Volke eine Ahnung, welche 
man den Maſſenverſtand nennen kann, die Allmacht der Volkskraft an. 
Auch dem Wiener Volke war es fo vorgekommen, als ob die Errungen- 
fchaften in feinem pafjenden Verhältnifje zum Siege ftanden. Darum 
- waren die Arbeiter nicht hinter den Barrifaden fortzubringen, biß fte fich 
endlih durd) den Fahnenumzug wegloden ließen, und darım forderten 
fie auch die Freilaffung Häfner’8 und Tumora’s. 

Das Berbot der Geldausfuhr und die wiederholten Aufftände waren 
nicht geeignet, die Induftrie zu ermuthigen. Viele Fabriken ftellten ihre 
Arbeiten ein, eine Menge reiche Leute hatte Wien verlaffen, verfchiedene 
- Handlungshäufer brachen zufammen, und der Ruin der großen Gefchäfte 
zog den der fleinen nad) fich. Hierdurch) wurde eine Menge Arbeiter be- 
ſchäftigungs- und brotlos. Da aber die an die Luft geſetzten Arbeiter 
in großer Anzahl bei den dffentlichen Arbeiten Befchäftigung fuchten, 
fah fid) da8 Staatsminiftertum, deffen Finanzen durch die Reaktion ftark 
in Anfpruch genommen wurden, bald zu der Erflärung veranlaft, daß 
e8 feine Arbeiter mehr bei den öffentlichen Arbeiten befchäftigen könne. 
Nun ging das arme Bolf den Sicherheitsausfhuß um Arbeit an. Hierauf 
fette diefer ein aus 8 - 10 Perfonen beftehendes Arbeiter - Komite aus 
feiner Mitte nieder, welches die Arbeiterzuftände zu prüfen, Berichte zu 
erftatten, Anträge zu ftellen, über die Bollgiehung der Befchlüffe zu wachen, 
die Aufnahmeliften der eingeftellten Arbeiter zu führen, die Auszahlung 
des Tagelohns zu handhaben und in unbedeutenden Dingen eine felb- 
ftändige Entſcheidung zu treffen hatte. Alle wichtigen Sachen jedod) wur- 
den dem ganzen Ausfchuffe zur Kenntnißnahme und Beſchlußfaſſung vor- 
gelegt. 

Machen wir hier eine kurze Paufe, um den Entwidlungsgang der 
Arbeiterverhältniffe zu betrachten. Zuerft werden gleid nad) der März- 
revolution öffentliche Arbeiten eingeführt, um einen Abzug für die durch 
diefelbe brotlos gewordenen Arbeiter, die fonjt aufs Nevolutioniren ver- 
fallen könnten, zu haben. Gleichwohl erfolgen neue Erhebungen, bei denen 
die Arbeiter von den für die „reine Demokratie“ ſchwärmenden Studen- 
ten und von dem demofratifch gefinnten heile der Nationalgarde fich 
als Einfhüchterungsmittel benugen laffen. Die Arbeiter geben zwar bei 
diefen Erhebungen wegen ihrer Fraftvollen Menge durd) die eingeflößte 
Furcht den Ausschlag, ziehen aber aus den Siegen feinerlei Gewinn und 
denfen nicht einmal daran, in den Sicherheitdausfhuß aus ihrer Mitte 
6* 
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Vertreter zu ſchicken, weil ſie an Abhängigkeit und Leitung gewöhnt ſind. 
Ja die neuen Erhebungen ſchlagen ſogar zu ihrem Verderben aus, indem 
dieſelben ſie wegen der dadurch vergrößerten Geſchäftsſtockung in Menge 
brotlos machen. Der Hunger treibt neue Brotloſe zu den öffentlichen 
Erdarbeiten. Da erklärt die Regierung, daß der Staat nicht genug Mittel 
hat, um ſie alle zu beſchäftigen. Auch jetzt fällt es ihnen nicht ein, den 
Staat zu erobern, weil fie der Eiufiht in ihre Klaſſenlage ermangeln 
und zur Umgeftaltung der Staatsverhältniffe zu unwiſſend find. Sie 
wenden fich daher mit der Bitte um Arbeit an den aus Studenten 
und Bürgern gebildeten Ausſchuß, der feine Entftehung und fein 
Anfehen ihnen verdankt. : Der Ausſchuß begreift, daß er die Arbeiter 
nicht ganz fallen laſſen darf, weil ohne fie er felbft fallen muß. Darum. 
feßt er aus feinem Schooße ein Arbeiter -Komite nieder. Die Arbeiter 
werden nun auf öffentliche Koften in Zagelohn genommen. Weil aber 
die Regierung ihrerſeits erflärt, daß der Staat zur Befchäftigung der 
vielen brotlofen Arbeiter nicht genug Gelder befigt, da geräth der Aus- 
ſchuß nicht etwa auf den Gedanken, diefe Regierung für abgefett zu er- 
flären und mit Hülfe der außer Brot gefomnienen Arbeiter an die Spite 
des öfterreichifchen Staats zu treten, ſondern er beftreitet die öffentlichen 
Ürbeiten nun aus den Mitteln der Kommune Wien. So zeigte ſich über- 
all eine Flägliche Unreife. Die Agitatoren, die Zeitungsliteraten, die Stu- 
denten, die Bürger waren politifc) faft ebenfo beſchränkt, wie die Arbei- 
ter; fie hatten fomit einander Nichts vorzumwerfen. Die offizielle Reaktion 
in Defterreich wäre rein verloren geweſen, wenn ihre Gegner mehr In— 
telligenz und Erfahrung beſeſſen hätten. Nur die gänzliche Unfähigkeit 
der Bewegungspartei und der totale Mangel einc einzigen organi- 
fatorifchen Talents innerhalb derfelben hat fie gerettet. 

Die Hauptrolle im Arbeiter - Komite fpielte der Student Willner, 
ein junger Dann von zwanzig Jahren. Diefer unerfahrene Mufenfohn, 
welcher nicht einmal Nationalöfonomie , fondern Yurisprudenz ftudirte, 
übte auf die Arbeiter einen faft unumfchränften Einfluß aus Er wurde 
der „Arbeiterfönig” genannt, und Ernft Bioland erzählte von ihm: „Er 
leitete die Arbeiter wie feine Kinder und viele folgten ihm unbedingt. 
Oft donnerte er gegen fie, aber überall war er auch ihr Schüger und 
wärmfter Vertheidiger.“ 

Der Ausſchuß ftellte als felbftverftändlich die Maxime auf, daß die 
brotlofen Arbeiter das Recht hätten, vom Staate Arbeit zu verlangen, 
und daß der Staat, wenn folche nicht vorhanden fei, die Pflicht habe, 
ihnen den gewöhnlichen Tagelohn auszuzahlen. Diefer Tagelohn betrug 


für emen Mann 25 Kreuzer, für ein männliches Kind über 12 Jahren 
und für ein Frauenzimmer aber 18 Kreuzer Konventionsmünze. Damit 
jedoch die Arbeiter das Geld nicht für Nichtsthun in die Taſche ſteckten, 
wurden neue Erdarbeiten auf Koften der Stadt Wien angeordnet: näm- 
(ich bei der Matzleinsdorfer Linie, bei der Währinger Linie und im Prater 
am Wlußbette der Donau. Die Arbeiter wurden nun in Kompagnien ein- 
getheilt, wovon eine jede durch einen Studenten der Technif befehligt 
wurde. Jeder folcher Auffeher erhielt einen Zagesgehalt von 40 Sreuzern. 
Die Kompagnien zerfielen wieder in Rotten, befehligt von Rottenführern, 
Diefe niedern Führer waren aus den Arbeitern felbft genommen und 
erhielten bloß den gewöhnlichen Zagelohn. 

Soweit war jest in Wien die „Organifation der Arbeit,“ eine PHrafe, 
welche damals unverftanden in Deutjchland den franzöfifchen Sozialiften 
nachgejchwätt wurde, durch) den ‘Drang der Umftände eingeführt worden. 
Dem Arbeiterfönig Willner war die gefchichtlihe Aufgabe zu Theil ge- 
worden, die Haltlofigkeit der damaligen fozialiftifhen Doktrin praktifch 
der Arbeiterfchaft Defterreich® ebenfo zu beweifen, wie Swoboda fie dem 
Kleinbürgerthpum Wiens ad hominem demonftrirte. 

Dod im Anfange ging Alles vortrefflid.- Die Arbeiter verdienten 
durch Arbeit ihren Taglohn, die Kompagnieführer für ihre Aufficht ihren 
Tagesgehalt, e8 entftanden an den Arbeitsplägen Bretterhütten behufs 
gemeinfchaftlichen Wohnens, die Arbeiter machten fich gemeinfchaftliche 
Einfäufe und fo weiter. Wie die Sache endigen follte: daran dachte 
Niemand. Die meiften nahmen, wenn ihre Gedanken überhaupt fo weit 
reichten, an, daß die Gefchäftsnoth nach und nad) aufhören und daß 
dann die Arbeiter fich friedlih von den Erdarbeiten in die gewohnten 
Gefchäfte verlaufen würden. 

Aber die Gefchäftsnoth griff immer weiter um fi. Sie riß auch in 
den Provinzen ein. ALS aber die dort befhäftigungslo® gewordenen Ar- 
beiter in den betreffenden Kommunen, bie ihrer überdrüffig waren, ver- 
nahmen, daß in der Hauptftadt des Reichs auf öffentliche Koften Ar- 
beit gewährt und ein hoher Taglohn gezahlt wurde, famen fie in Maſſe 
nad; Wien gewandert. Unter ihnen befanden ſich auch Geftalten, welche 
ben guten Bürgern Wien's nicht Arbeiter, fondern Strolche, Bagabun- 
den, Bettler, Diebe und fonftige Wildfänge zu fein ſchienen. Auf einen 
fo zahlreichen Beſuch von Herrenlofen hatte freilich der Ansſchuß nicht 
gerechnet, als er durch den Arbeiterkönig Willner fic zum Ausfpruche 
hatte bewegen laflen, daß der Staat die Pflicht habe, allen Arbeitjuchen- 
den Arbeit zu verfchaffen. Die Bürger murrten ohnehin darüber, daß 
die Kommune Wien viel Geld für ziemlich nutlofe Arbeit verausgabte. 
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Doc gerieth man nun etwa auf den ganz nahe liegenden Geban- 
ten, die Arbeiter inskünftig produktive Arbeit verrichten zu laflen? Kei- 
neswegs; denn fo weit reichte weder der Begriff von der Organifation 
der Arbeit, noch die fpießbürgerliche Anficht von der Verpflichtung des 
Staates. Oder dachte jett der Ausfchuß, da er von allen Seiten Re— 
fruten der Arbeit heranftrömen ſah, endlich gar daran, die Zügel der 
Regierung zu ergreifen und ſich aus den unbefchäftigten Leuten ein Re— 
volutions-Heer zu bilden? Nein, ſolche ungemüthlihe Pläne befchlichen 
nicht die Wiener Volksführer. Dan zog ſich vielmehr auf völlig arm- 
felige Weife aus der Klemme. Der Ausſchuß erflärte nämlich, daß die 
Kommune Wien bloß die Verpflichtung hätte, ihren eigenen Arbeitern 
Brot zu verfchaffen; die übrigen Gemeinden des Reichs dagegen hätten 
die nämliche Verpflichtung und müßten fomit ihre armen Leute felbft er- 
nähren; folglich werde allen fremden Arbeitern aufgegeben, auf der Stelle 
von Wien in die Heimath abzureifen; weil jedoch die neue Beftinnmung 
nicht rückwirkend fein follte, werde eine Ausnahme gemacht zu Gunften 
derjenigen fremden Arbeiter, welche bei den öffentlichen Arbeiten fchon 
eine Anftellung gefunden hätten. Aber hiermit war noch nicht alle Sorge 
befeitigt. Denn die fremden Arbeiter, welche ihren lebten Reſt Geldes 
zur Reife nad) Wien drangefegt hatten, wo fie vollauf befchäftigt zu wer- 
den und neues Geld zu verdienen hofften, ließen fich unter den damali- 
gen Umftänden nicht ohne Weiteres auf den Schub in ihre Heimath 
bringen. Der Arm der Polizei war gelähmt, und Diejenigen, welche dem 
nadten Hunger ausgefegt waren, Tonnten leicht die Perfonen und das 
Eigenthum gefährden. Um alfo die fremden Arbeiter zur Abreife zu be- 
ftimmen, wurben jedem Abreifenden zehn Gulden Reifegeld gegeben. Auf 
diefe Weife entledigte man fich der fremden Arbeiter. 

Aber fon bald wurde die vom Arbeiterfönige Willner gefchaffene Or- 
ganifation der Arbeit durch ein neues unvorhergefehenes Hebel geftört. Weil 
nämlich die angeordnete Arbeit nutzlos war, famen die Arbeiter auf den 
Einfall, e8 wäre wohl ziemlich einerlei, ob fie Etwas thäten oder nicht, 
und wenn man ihnen doch einmal, weil fie aus ihrer gewohnten Be- 
ſchäftigung herausgerifien wären, einen Taglohn aus öffentlichen Mitteln 
verabreichte, Fünnte man ihnen denfelben auch ebenfo gut beim Müßig- 
gehen geben: wozu noch hinzufam, daß manche fid) die Hände für ihre 
feine Arbeit, die fie nad) dem Aufhören der Gefchäftsftodung wieder auf- 
nehmen wollten, zu verderben befürchteten. Es riß alſo allgemeiner Müßig- 
gang und ein wüftes Wirthshausleben ein. Jetzt überlegten fi die an- 
dern Wiener Arbeiter, die entweder in Gefchäften oder als Dienftboten 
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ihren Lebensunterhalt verdienten, daß fie ihren Arbeitgebern, wenn diefe 
ihnen zu viel zumutheten, Troß bieten fünnten, da fie ja bei ben Erd⸗ 
arbeiten mit Müßiggehen Brot finden fünnten. Demzufolge fahen fid) 
eine Menge Dienftherren und fonftige Arbeitgeber von den ihnen nöthi- 
gen Arbeitshänden verlaffen, während bei den Erdarbeiten großer An- 
drang und Menfchenüberfluß war. Der Sicherheitsausſchuß, von ben 
Wiener Bürgern mit Klagen überhäuft, erließ daher die Verordnung: 
1. daß Niemand, der ohne genügenden Grund feinen bisherigen Arbeit- 
geber verließ, bei den Erdarbeiten Beihäftigung erhalten follte, und 
2. daß jeder bei den Erdarbeiten fchon eingereihter Arbeiter, wenn feine 
Dienfte von einem Wiener Bürger beanfprucht würden, Folge zu lei- 
ften hätte, widrigenfalld er aus der Liſte der Erdarbeiter geftrichen wer- 
den follte. Indeß ließ fich der zweite Theil diefer Verordnung fchwer 
ausführen, da bei der großen Zahl der Arbeiter feineswegs in den Li⸗ 
ften eine mufterhafte Ordnung herrſchte. 

Natürlich erregte eine derartige Verordnung bei den Arbeitern Un- 
willen, und die Unzufriedenheit wurde noch genährt und anfgeftachelt 
durch einige Hundert Emifjäre der Prager Swornoft-Berbindung, welche 
in Wien neue Unruhen hervorrufen zu müſſen glaubte, um fich in Prag 
freie Hand zu fehaffen. Diefe Emiffäre reizten namentlich die vielen böh- 
mifchen Arbeiter zum QTumultuiren auf. Außerdem besten an den. Arbei- 
tern auch die Sendlinge der offiziellen Reaktion, weil diefer das ftarfe 
Ürbeiterheer ein Dorn im Auge war und fie alfo vor allen Dingen 
Zwietracht zwifchen dem Ausſchuſſe und den Wrbeitern hervorrufen 
wollte. Nun wurden zwar die czehifchen Emiffäre auf der Eifenbahn in 
ihre Heimath exrpedirt; allein der don ihnen geftiftete Unfriede machte ſich 
gleichwohl in Tumulten Luft. Aber auch jet wieder wurde der Sturm 
befchwichtigt, und die Reaktion mußte darum nad) einem andern Mittel 
fuchen, die revolutionäre Kraft Wien’8 zu vernichten. 

Die Zahl der Erdarbeiter war auf 50,000 Dann angewachfen. Um 
diefes furchtbare Nevolutionsheer abzufehwächen, ließ die Regierung auf 
den Glacien Werbehütten errichten und für die italienifche Armee Rekruten 
anwerben. Damit die Arbeiter aber auch ſich zum Eintritt in's Heer 
bereit fänden, wurde ihnen ein hohes Handgeld geboten; denn die Re— 
gierung, die früher erklärt hatte, daß der Staat feine hinreichenden Mit- 
tel befäße, um für die vielen brotlo8 gewordenen Arbeiter zu forgen, 
hatte jest Geld genug, als es ſich darum handelte, die Arbeiter von 
Wien fort und in’8 Heer zur. Belämpfung der italienifhen Revolution 
zu loden. Der Ausfhuß gerieth über die Werbungen in große Angft, 
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da er nur zu gut einfah, daß e8 um feine ganze Macht gejchehen wäre, 
wenn er die Erbarbeiter nicht mehr zu feiner Verfügung hätte. Deßhalb 
erfchienen die Studenten unter den Arbeitern und predigten ihnen vor, 
welch’ ſchnöder Mißbrauch mit ihnen jegt getrieben werden jollte, da die 
Regierung fie gegen die Freiheit in Italien zu verwenden beabfichtigte. 
Tarüber geriethen die Arbeiter dermaßen in Zorn, daß fie in Maſſe auf 
die Glacien rüdten, dort die Werbehütten zertrümmerten und die zum 
Anwerben angeftellten Offiziere und Soldaten in die Flucht jagten. Der 
Ausschuß war höchlichit erfreut, daß der Werbeplan der Reaktion Fläglich 
gefcheitert war. Aber er glaubte auch dem Anftandsgefühle Rechnung 
tragen zu müffen und fchlug daher Plakate an, worin die Gewaltthätig- 
feiten der Urbeiter gegen die Eaiferlich-Föniglichen Werber ſcharf getadelt 
wurden. Das war ein neuer Beweis der lächerlihen Gutmüthigfeit des 
Ausſchufſes. Die Regierung hatte ihm wiederholt ihre reaftionären Ab- 
fihten an den Tag gelegt, zulegt noch beim Werbeverſuche. Jedoch weit 
davon entfernt, nun die Arbeiter endlich zum Sturze der ihnen feindli- 
chen Regierung zu verwenden, ließ er bdiefelben gegen die Werber, gegen 
die Agenten der Regierung erſt aufhegen, und als die Arbeiter gethan, 
was der Ausſchuß gewünfcht Hatte, ſprach derfelbe hernach heuchleriſch 
fein Bedauern über die Erzeſſe aus und wuſch feine Hände in Unſchuld. 
Hierdurd) mußte er unter den Arbeitern, die recht gehandelt zu haben 
glaubten, die größte Unzufriedenheit erregen. Werner hatte ihm die Re— 
gierung gezeigt, wozu fid) die Arbeiter verwenden ließen Anftatt aber 
feinerfeitS den Winf zu benugen und die Arbeiter in ein regelmäßiges 
Nevolutiond-Heer zur Belämpfung der Reaktion umzuwandeln, ließ er 
diefelben in ihrer Zwitterftellung, die nicht lange dauern konnte, verhar- 
ren. Die Gährung unter den Arbeitern mehrte ſich in Yolge der von 
Paris eintreffenden Nachrichten, die in Frankreich auf einen nahe bevor- 
ftehenden Kampf fchließen Tiefen. Während die Arbeiter auf der einen 
Seite die Unhaltbarfeit ihrer gegenwärtigen Lage einfehen lernten, aber 
fo wenig, wie der Ausſchuß, ein Mittel fannten, um aus der zumwar- 
tenden Situation herauszufommen, wurden fie fi) auf der andern Seite 
ihrer Maſſenkraft und ihres Gegenſatzes zur Bourgeoifie bewußter. Rei- 
bereien zwifchen Bürgern und Arbeitern konnten nicht ausbleiben. Na- 
mentlich fahen ſich die Bäder, die den Arbeitern fchlechtes Brot liefer- 
ten, und die leifcher, die ihnen Knochen und fchlechtes Fleiſch zumogen, 
hin und wieder Angriffen ausgefegt. Die Nationalgarde dagegen meinte 
die Bürger vor den Arbeitern fchügen zu müfjen. Auf diefe Weife wurde 
die Erbitterung zwifchen dem Wrbeiter- und Bürgerftande genährt. Der 
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aus „reinen“ Demokraten, d. h. aus politiſchen Schwärmern, beſtehende 
Ausſchuß ſchwankte hin und her: weßhalb er auf beiden Seiten zu be- 
ſchwichtigen ſuchte. 

Doch das Gefühl des Unmuths verlangte nach einem Ausbruch. 

Außerdem thaten die Agenten der Reaktion ihr Möglichſtes, um den 
Zwieſpalt nicht verharſchen zu laſſen. Den Bürgern mußten die Ar—⸗ 
beiter immer mehr verleidet, den Arbeitern die Bürger immer mehr 
verhaßt gemacht werden. Weil aber der Ausſchuß nicht zu rechter Zeit 
Partei zu ergreifen, Ordnung zu machen und einen befriedigenden Aus⸗ 
weg zu finden verſtand, bekamen die Arbeiter auch mit ihm Händel in 
Bezug auf die Auszahlung des Taglohnes. 

Das Pfingſtfeſt fiel 1848 auf den 11. Juni. Obſchon die Arbeiter 
faft gar Nichts thaten, war doch vorausgefegt, daß fie an den Wodhen- 
tagen arbeiteten, und fie erhielten dafür ihren Taglohn. Indeß befamen 
fie an den chriftlichen Feſt- und Feiertagen feinen Taglohn ausgezahlt. 
Nun traf es fich, daß einer Kompagnie an einem Pfingftfeiertage der Tag- 
lohn verabreicht wurde, während die übrigen Arbeiter leer ausgingen. Da 
verlangten die übrigen Arbeiter, die Nichts erhalten Hatten, gleichfalls die 
Ausbezahlung des Taglohnes für die Feiertage. Wohl wäre e8 dem Aus- 
Ichuffe ein Leichtes gewefen, dem billigen Verlangen in diefer Beziehung 
zu entiprechen ; da er aber feine Bormundfchaft über die Arbeiter zu ver- 
lieren befürchtete, wenn er fi) zur Nachgiebigkeit, die für Schwäche aus- 
gelegt werden könnte, herbeiließ, fo beftand er beharrlich auf feiner 
Weigerung. Dadurch gefhah aber gerade Das, was er in feiner Kurz- 
fichtigfeit vermeiden wollte. Er verlor bei den Arbeitern alle Autorität. 
Diefelben fingen nun zu tumultuiren an und geriethen mit den Bürgern in 
Händel. Die Nationalgarde hielt e8 deßhalb für angemefjen, endlich ein- 
mal mit Waffengewalt gegen die Wrbeiter einzufchreiten. Als darauf in der 
Woche von Kleinpfingften die Arbeiterunruhen ftärfer wurden, famen von 
der Nationalgarde mehrmals Deputationen in den Ausfchuß, um energi- 
ches Zuwerkegehen gegen die Arbeiter zu fordern. Beſonders wurden 
diefe Depntationen von den reichen Leuten der innern Stadt abgejchidt. 
Den Bürgern war, weil fie fortwährend durch die Arbeiter auf den Bei⸗ 
nen gehalten wurden, die Geduld ausgegangen, weßhalb fie einen großen 
Schlag ausführen wollten, um für die Zufunft Frieden zu haben. Auch 
jet noch konnte der Ausschuß zu feinem feften Entjchluffe gelangen. Er 
hoffte immer nod), die Arbeiter mit den Bürgern verföhnen zu fünnen. 
Ter von den Studenten behberrfchte Ausfhug wagte aber nicht offen 
Partei für die Arbeiter zu ergreifen, weil er einestheild ihnen nichts Beſ⸗ 
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feres, als die Erdarbeiten, zu bieten wußte und anderntheil® wegen feiner 
Unbefanntfchaft mit der Gefelfchaftswifienfchaft die Arbeiterunruhen, die 
er vom Standpunkte des Heinen Bürgerthums aus beurtheilte, nicht ganz 
. billigen konnte. Eben fo wenig vermochte er ſich für feindliche Maßregeln 
gegen die Arbeiter zu entfcheiden: denn er kannte die ariftofratifch-bürger- 
liche Tendenz der wohlhäbigen Leute in der innern Stadt, war in man- 
hen Stüden von der Gerechtigkeit der Arbeiterbefchtwerden überzeugt und 
hatte nicht bloß Verpflichtungen gegen die Arbeiter, da er ihnen feine 
jetige Machtftellung verdankte, fondern fah auch ein, daß in der bei den 
Erdarbeiten angehäuften Proletariermaffe die Hauptfraft der Wiener Ne- 
dolntion lag. Bor einem Kampfe hegte der Ausſchuß alfo die größte 
Shen. Siegten in demfelben die Arbeiter, fo ftand das Schlimmfte zu 
erwarten, weil er fie nicht vermittelft einer höhern Idee von Zügellofig- 
feiten abzuhalten und durch tiefgreifende, umfichtige Schritte einer beſſern 
Zukunft entgegenzuführen vermochte, furz, weil er feine Herrfchaft über fie 
zu verlieren fürchten mußte. Siegten dagegen die Bürger, jo war e8 um 
das ſchöne Glaubensbefenntnig der reinen Demokratie gefchehen, und alle 
demokratischen Errungenjchaften für das eigentliche Volk der Städte mehr 
als in Frage geftellt. Aus diefen Gründen fuhr der Ausſchuß mit feinen 
Begütigungsverſuchen fort. Mittlerweile brach der Parifer Aufftand am 
22. Juni 108. Die dunkle Nachricht davon erfüllte die Arbeiter mit neuer 
Kampfluft. Bewaffnet, fo gut, wie e8 eben ging, erfchienen fie am 23. Juni 
maflenweis in der innern Stadt, verhöhnten die Nationalgarde und forder- 
ten fie zum Kampfe heraus. Da halfen bei den Bürgern feine Befchwichtie 
gungsverſuche mehr. Wie die Parifer Bürger wollten fie ihre Macht und 
nöthigenfall8 ihre ganze Strenge entfalten. Auch ftand jegt, wie in Paris, 
das Kleinbürgerthum zur Bourgeoifte; denn auch die Nationalgarde der 
Borftädte ließ ſich zum Einfchreiten gegen die Arbeiter bereitwillig finden. 
Inder erlangte der Ausſchuß fo viel, daß zunächſt bloß eine große De— 
monftration zum Einfchüchtern der Arbeiter gemacht werd:n follte. Am 
24. Juni rüdte daher die gefammte Garde auf die Glacien aus, wo aud) 
alle Kanonen aufgefahren wurden. Sie war zum Kampfe entſchloſſen. 
Unterdefien begaben fi) Studenten unter die Arbeiter, um fte zu entmu⸗ 
thigen und ihnen die auf den Glacien ftehende impofante Macht der Bür- 
ger zu zeigen. Sie erreichten ihren Zwed. Die Arbeiter, muthlo8 geworden, 
baten um Entfchuldigung wegen des Vergangenen und gelobten Beſſerung 
für die Zukunft, während mit Hülfe der Studenten, der Kompagniechefs, 
welche die Einzelnen kannten, die Rädelsführer unter ihnen verhaftet wurden. 
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Hiermit war das fozialiftifche Erperiment der „Arbeits-Organifation“ 
gerihtet. Schon nad) weniger ald einem Monate war die von ihm er- 
wartete Arbeiterglüdjeligfeit dahin. Zwar waren die Arbeiter zu ihren 
„Öffentlichen“ Erdarbeiten zurücdgefehrt; allein die Sucht vor ihrer Macht 
und Gefährlichkeit, fowie ihr Meaffenfelbftvertrauen waren dahin. Der 
Sicherheitsausfchuß aber, der nicht rechtzeitig einzugreifen gewagt, fondern 
ans Schwäche zu der blutlofen Niederlage feiner Heeresmacht beigetragen 
hatte, war ebenfalls um fein Anfehen gefommen. Im Grunde war diefer 
Sieg über die Arbeiterfchaft ein Sieg der offiziellen Reaktion geweſen; 
denn da die Bürgerfchaft, die um jeden Preis Ruhe haben wollte, zu 
jeder Neubildung ebenfo unfähig war, wie die Studenten und Arbeiter: 
fo- ließ fie die Dinge ihren Gang gehen, benußte den Sieg nicht nad) 
zwei Seiten hin und erlaubte der ununterbrochen im Stillen arbeitenden 
Regierung, bald die Zügel wieder ftraffer anzuziehen. 

Das feitherige Minifterium war allerding® mit den Studenten und 
Arbeitern nicht fertig geworden. Nun aber brauchte die Reaktion neue Män- 
ner, und zwar wurde von dem mittlerweile zum bdeutfchen Reichsverweſer 
erforenen Erzherzog Johann, welcher in Wien den Kaiſer vertrat, das 
Minifterium Wefjenberg-Bac) eingefett. 

Kaum ift e8 glaublich, in wie geringem Grade die Wiener Revolu- 
tionäre geeignet waren, die Sachlage zu würdigen. Sie hielten nämlid) 
das neue Minifterium für „freifinnig.” Weil fie nicht wußten, daß fie in 
einem Uebergangszuftande begriffen waren, der entweder in den definitiven 
Sieg der Revolution oder der Reaktion, der Republik oder abfoluten 
Monarchie ausmünden würde, fo bedachten fie nicht, daß die Minifter 
ſchon ihrer Stellung nad) reaftionär verfahren mußten. Offenbar fchien 
e8 ihnen nicht unwahrfcheinlich, daß der Hof Männer von entjchiedener 
Vreifinnigfeit, die dem Kaifer die Schon abgeſchwächte Macht vollends 
entwinden helfen würden, zu Miniftern auserlefen hätte. Weil jedoch dem 
neuen Minifterium die beften demokratiſchen Intentionen zugefchrieben 
wurden, fonnte felbiges mit Sicherheit alle Vorbereitungen treffen, welche 
ihm zur Ausführung des beabfichtigten Gewaltftreiches nöthig fehienen. 
Zunächſt handelte es fich für die Reaktion darum, die Erbarbeiter und 
Studenten vollends unfchädlich zu mahen. 

Was die Erdarbeiter anlangt, fo wurde der Befehl über fie jett 
den Studenten entzogen. Dieß war wegen der konfuſen Anfichten, die 
über die Arbeiterfrage herrfchten, feineswegs fchwer. Unter den unverftan- 
deren fozialiftifchen Stihwörtern war nämlich außer der Phrafe von der 
„Drganifation der Arbeit” der Ruf nach einem „Arbeits-Minifterium“ 


t 





am Gewöhnlichften. Wenn alfo jet in dem neuen Minifterium auch ein 
„Minifter für die öffentlichen Arbeiten“ in Funktion trat, fo entſprach der- 
felbe einem allgemeinen Volkswunſche und fonnte folglich ohne Widerrede 
die Regelung der Arbeitsverhältniffe, einfchließlic) des Befehle über die 
Wiener Erdarbeiter, an fid) nehmen. So kam es denn, daß der neue 
Arbeits-Minifter, Namens Schwarzer, die Leitung der Erdarbeiten ergriff, 
ohne daß ihm der Sicherheits-Ausfhuß die geringfte Oppofition gemacht 
hätte. Er fonnte fich verfichert Halten, daß ihm, nachdem am 24. Juni 
die Feindfeligfeit zwifchen den Bürgern und Arbeitern auf die Spige ge- 
trieben worden war, nöthigenfalls auch die Nationalgarde bei neuen Arbei- 
terunruhen zu Gebote ftehen würde. Als er dann die Zeit für günftig 
hielt, mit den Erdarbeitern anzubinden, feßte er durch eine Verordnung 
vom 23. Auguft den Zaglohn derjelben um 5 Kreuzer herab. Er berührte 
dadurd) die Erdarbeiter an der empfindlichften Stelle; denn feitdem fie auf 
ihren ArbeitSplägen vereinigt waren, hatten fie fein anderes Ideal gefannt, 
als die Erhöhung des Lohnes bei möglichft geringer Arbeitszeit. Wie vor- 
auszufehen war, entftanden Arbeiterunruhen. Die Arbeiter hingen im Prater 
einen Strohmann, der ein großes papierenes Fünffreuzerftüf im Munde 
hatte und auf einem Ejel herbeigeführt worden war, an einem Galgen 
auf. Als fie aber noch die feierliche Beerdigung des Gehängten vorneh- 
men wollten, rüdte die Mänizipalgarde, d.i. die alte Polizei-Soldatesta, 
welche der unfähige Ausfchuß ungehindert Hatte fortbeftehen laſſen, gegen 
fie an, und fie wurden nad) kurzem Kampfe zerftreut. Sie fammelten 
fih zwar wieder auf anderen Plägen, verloren aber durch das euer der 
Nationalgarde, die fich der Munizipalgarde angefchloffen Hatte, an Todten 
und Berwundeten gegen hundert Mann und wurden überall in die Ylucht 
gejchlagen. 

Die Arbeiter Hatten truppmweife und ohne alle Organifation gefoch- 
ten. Außerdem befaßen fie feine andern Waffen, als ihre Arbeits-Inftru, 
mente und Steine. Weder die Studenten noc die demofratifchen Vereine 
batten ihnen beigeftanden. Am nädjiten Tage löfte ſich der Sicherheits- 
ausſchuß im Gefühle feiner Ohnmacht freiwillig auf, und nun erſt, nad)= 
dem ſie ſich hatten die Macht durch ihre Ungefchidlichfeit entreigen laſſen, 
verlangten die demofratifchen Vereine die Abfegung des Arbeits-Mini- 
fters. Indeß war es jchon zu fpät. Wohl Hatte die afademifche Legion 
Urfache, mit den gefallenen Arbeitern zu Grabe zu gehen; denn die Stu- 
denten feierten jett ihr eigenes Leichenbegängniß. Bald darauf wurden 
nicht nur 30.000 Arbeiter an andere öffentliche Arbeiten fern von Wien 
beordert, fondern aud) die Studenten wurden vermindert, indem Ferien 
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eingeführt und die Hörſäle geſchloſſen wurden. Die Zahl der akademi⸗ 
ſchen Legion fiel auf 1500 Mann herab, und das Studenten-Komité 
löfte fich ebenfalls auf”). Auf diefe Weife war in Wien auf längere Zeit 
die Ruhe hergeftellt. Während diefer Muße rüftete fih das Miniſterium 
für den großen Kampf, welcher mit der nunmehr abgeſchwächten Demo- 
fratie fammt und fonders aufräumen follte. Ta wir e8 hier bloß mit der 
Arbeiterbewegung zu thun haben, werden wir an einem andern Orte auf 
denfelben zu fprechen fommen. 

Man hat die großen Städte in abſprechender geiftreiher Manier die 
„Waſſerköpfe der Zivilifation“ genannt. Deſſenungeachtet fteht feft, daß 
in unferer Zeit, in welder ſich die Verkehrsmittel beifpiellos gehoben 
haben und die Pläte mit großer Bevölkerung einen ihrer Größe entfpre- 
henden Einfluß entwideln, die großen Hauptftädte für da8 ganze Land 
während einer Bewegung den Ausſchlag geben. Nicht Baden und Naffan, 
nicht Würtemberg, Schleswig-Holftein und die Duodez-Staaten entjchie- 
den 1848 im März den vorläufigen Sieg der Bewegung, fondern bie 
beiden Großſtaaten Defterreichh und Preußen, für welche hinwiederum ihre 
beiden Haupt- und Refidenzftädte Wien und Berlin in blutigen Straßen- 
ihlachten den Volkswillen zum Ausdrud und zur Geltung brachten. 
Diefe Macht anerfennend, begab ſich der öfterreichifche Kaifer wiederholt 
don Wien in die Provinz, während der König von Preußen es vorzog, 
auf dem Schloß Sansfouci zu Potsdam in der ftürmifchen Zeit zu woh- 
nen. So lange als die beiden großen Städte Wien und Berlin den Sieg 
der Bolfsfache behaupteten, konnten ſchon wegen des moralifchen Eindrudes, 
dem Diefe beiden Städte auf das Volk der Provinzen ausübten, Defter- 
reich und Preußen als vor der Reaktion gefichert gelten. Hier in den 
Zentren mußten auch die fozialen Gegenfäge, aus deren Kampfe der end- 
liche Sieg der Revolution oder Reaktion hervorgehen follte, am Meiften 
zu Tage treten. Gleich im März erkannte die durch den eflatanten Sieg 
der Bolfsfache auf Schleichwege Hingedrängte Reaktion, daß fie wieder 
obenauf fommen fönnte, wenn fie die Menfchen an dem fozialen Intereſſe 
faßte. Während die Demokraten, da fie ja feither unter der Ungunft der ge- 
jetlichen Herrfchaft weniger Bevorrechteter gelebt Hatten, meiftend arm 
waren, gab es unter ihnen auch Glüdsritter, die fich durch Beſtechung, 

*) Die akademiſche Legion fiel alſo auf ihre urſprüngliche Stärke herab. 
Denn am 11. April hatte Schulz, der in Frankfurt am Main erſchienene Ber: 
treter des polytechnifchen Inftituts, dem Fünfziger⸗Ausſchuſſe die Zahl der bewaff- 
neten Studenten Wien’s auf 1400 Mann angegeben. 
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nahdem fie fi) anfangs durch ihr Agitations-Talent gefürchtet gemacht 
hatten, in's Lager der Reaktion überziehen ließen. Manche wurden auf 
diefe Art zu Berräthern an der nämlichen Sache, welche fie noch vor 
Kurzem laut befürwortet hatten. Andere, die ſich anfangs der Demokratie 
aus Furcht angefchlofien hatten, fielen wieder von diefer Partei ab, jobald 
fie einfahen, daß die fehlimmfte Zeit überftanden fi. So waren ver- 
fchiedene reiche Leute in den Monaten März, April und Mai adyarnirte 
Sozialiften, welche nad) der Parifer Juniſchlacht, als fih ihr Herz er- 
leichtert fühlte, plößlich fich entweder den gemäßigten Konftitutionellen 
oder gar den offenen Reaktionären anjchloffen. Indeß hätten diefe einzel- 
nen Ueberläufer die Bewegung nicht rüdgängig machen fünnen, hätte in 
den großen Bolfsmafjen genug Berftändniß ihrer Klaffenlage gewaltet. 
" Denn wenn diefe Maffen von dem Anfpruche der Gleichberechtigung 
ducchdrungen find, vermögen einige Apoftaten nicht den fiegreichen Sturm- 
Schritt des Volks aufzuhalten. 

In den großen Städten nun, wo Menfchenmaffen dicht bei ein- 
ander wohnen und fich leicht verftändigen können, mußte e8 ſich erpro= 
ben, ob das niedere Bolf genug gebildet oder wie man das auch zu 
nennen beliebte, „zur freiheit reif“ fei. Das Bischen Schulunterricht, 
welchen das deutſche Volk im Schreiben, Lejen und Rechnen genießt, 
fonnte hierbei um fo weniger ausreichen, als felbiger nicht nur mit einer 
übermäßig großen fonfeffionell-religiöfen Zugabe gemifcht ift, fondern auch 
weit hinter feinem angeblihen Zwecke zurüdbleibt. Unter taufend Männern 
aus dem eigentlichen Bürger- und Bauernftande gibt e8 allemal kaum 
einen Einzigen, der in der Volksſchule orthographifch fchreiben, die Regel⸗ 
destri rechnen und nothdürftig geographifche Kenntniſſe erlernt. Mit den 
Schulkenntniſſen der Arbeiterbevölferung verhält es fich gerade jo, wenn 
nicht fchlimmer. *) Aber auch gefest, daß der deutfche Volksunterricht dem 





*) Die Kaufleute werden gewöhnlich den Gebildeten beigezählt und unter 
den Echulen diejenigen Sachſens als mufterhaft angejehen. Als jevod 1867 in 
Sachſen die Prüfung für den einjährigen Sreimwilligendienft ftattfand, gab darüber 
das „Sächſiſche Wochenblatt” nachftehenden Bericht: 

„Bon den zur Geftellung gelangten Kaufleuten wırrden 36%, von den Studirenden 
331, %,, von den Gewerbtreibenden 99%, für tauglich zum einjährigen Freimilligen- 
dienft befunden. Weniger günftig ftellte jich freilich vie allgemeine Bil- 
dung derjenigen jungenLeute heraus, welche zur fchriftlichen und münd— 
lichen Prüfung zugelafien wurden und deren große Mehrzahl demlaufmän- 
nifden Stande angehörte. Obſchon nur über deutihe Sprache, Gejchichte 
und Geographie und nur einmal über Nechnen und franzöfiihe und englijche 
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deutſchen Volke gerade fo viel Bildung beibrächte, als er ihm vorſchrift⸗ 
mäßig beibringen fol, jo würde derfelbe doch wenig geeignet fein, das 
Volk ſozial und politifch reif zu machen. Denn, anftatt die Leute zu freien 
Männern heranzubilden, zielt er im Gegentheile darauf ab, fie fowohl in 
politifcher, wie auch in fozialer Hinficht zu folgfamen Unterthanen zu er- 
ziehen. Die für eine Bewegung nöthige Bildung Tann fich ein Volt, wenn 
e8 gute Führer bat, nur innerhalb der Bewegung felbft erwerben. 

Wie traurig es in diefer Beziehung um die Arbeiterfchaft Wien’s 
ftand, haben wir bereit8 gefehen. In Berlin, der vielgepriefenen Haupt- 
ftadt der Intelligenz, ftand es nicht beſſer. Schon der Umftand, daß der 
Berliner Kampf vom 18. zum 19. März weder einen politifchen, noch 
einen fozialen Zwed hatte, bewies zur Genüge, daß die Berliner an po- 
Litifcher Bildung noch nicht weit vorgefchritten waren. Der Märzfampf 
in Berlin brach bloß deßhalb aus, weil fett einigen Tagen die Polizei 
und das Militär das Bolf, um es einzufchüchtern, auf der Straße brutal 
behandelt Hatten, und weil die Berliner nicht Hinter den Wienern zurüd- 
bleiben wollten. Nach dem 18. März aber brachte man e8 in Berlin bloß zu 


Sprade eyaminirt wurde, und obwohl ſich die Fragen nur auf einen Bildungs- 
umfang erftrediten, wie ihn jeder Schüler der erften Klafje einer Bürgerſchule Haben 
muß, blieben doc; eine große Menge von Fragen unbeantwortet oder wurden fo 
beantwortet, daß es beſſer gewejen wäre, fie wären unbeantwortet geblieben. Yür 
die Zukunft wird es Daher dringend nothwendig fein, daß die jungen Kaufleute 
einen andern Bildungsgang, als den bisherigen, einjchlagen; denn hätte der Maß- 
ftab, wie er in Preußen geſetzlich für das Freimilligen-Eramen vorgejchrieben ift und 
wie er in Folge aud in Sachfen eintreten wird, angelegt werden follen, ſo dürfte 
faum einer dver@raminanden dDurd die Prüfung gefommen fein.” 

Man würde irren, wollte man vielleicht Hieraus jchließen, daß der unter der 
Wirkung der Schul-Megulative ertheilte Unterricht in Preußen beffer fei, als in 
Sachſen. Berfaffer dieſes bat ala Präfident des Allgemeinen deutichen Arbeiter: 
bereins in Erfahrung gebradit, daß die in den Schulen erlangte Bildung des 
deutihen Volks überall — Preußen nicht ausgenommen — ziemlich, gleich jchlecht 
if, — Der befannte €. Fr. Wagner jagt in feinen „Kritiihen Bemerkungen und 
Enthüllungen‘ (Berlin 1849): „Man verjege die aus der Schule entlaffenen Kin- 
der unter die Irokeſen und Hottentotten, und in einer längeren ober kürzeren 
Reihe von Jahren werden die allermeiften viefen gleich fein. ... . Volksbildung! 
welche Begriffe machen fi doch Manche davon. Sie mögen doch herabfteigen un- 
ter die niedern Schichten, unter die Mafle des Volle, und fie werden verftehen 
lernen, was der weltfundige Zſchokke meint, wenn er von ber zivilifirten Barbarei 
ſpricht, d. 5. äußerliche Bildung, eine äußere Gewandtheit im Leben bei innerer 
Rohheit und Unwiſſenheit.“ 
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Tumulten, Katzenmuſiken, Straßenaufläufen und einigen Häglichen Putfch- 
verfirchen, die alle mit leichter Mühe unterdrückt wurden. 

Und doch gab es in Berlin ein zahlreiches Proletariat, defjen elende 
Lage vor dem Jahre 1848, wie z. B. Dronke that, in eingehenden 
Schriften gefhildert worden war. Uber diejes Proletariat war fehr roh, 
angeftedt von fader Witzelei und gut drefiirt unter dem Polizei-Pegi- 
mente und dem foldatifhen Ererzitium. Da ihm die neuen Ideen faft 
durchgängig fehlten, Ließ es fich nicht zum begeifterten Kampfe erwärmen. 
Sleihwie in Wien wurde nad) dem 18. März für dasfelbe geforgt, in- 
dem von Staatswegen zur Befchäftigung der Arbeiter die Grabung eines 
Kanals von anderthalb Meilen Ränge unternommen ward. Außergewöhnlich 
wurden Bauftellen bei Berlin errichtet, eine Yürforge der Regierung, 
welche Hr. v. Unruh in feinen „Skizzen aus Preußens neuefter Gejchichte“ 
(Magdeburg, 1849, 8%) folgendergeftalt tadelt: 

„Aber man that weniger als Nichts für die Erefutiv-Gewalt; man 
eröffnete große Bauftellen dicht bei Berlin und zahlte, um doch jedenfalls 
die Maſſen zufrieden zu ftellen, 15 Sgr. Zagelohn dem Mann, nicht nur 
dem Berliner unbefchäftigten Arbeiter, fondern auch Fremden, die man 
dadurch wider Willen heranzog. Zagelohn ohne Arbeitmaß, ohne ftrenge 
Aufficht, ohne die Mittel, eine folche auszuüben, nody dazu in einer 
großen Stadt, wo beftrafte Diebe und Bagabunden fi) mit den tüch— 
tigen Arbeitern vermifchten, demoralifirt in den ruhigften Zeiten. Solch' 
hohes Tagelohn für Nichtsthun in einer Revolution bezahlen, hieß, einen 
revolutionären Herd felbft fchaffen. Die Bewegungsmänner brauchten feine 
Sammelpläge zu befliimmen, fie fanden ihr Auditorium ftetS auf den 
Bauftellen verfammelt, und nicht fehlaffe Zuhörer, jondern rüftige, Fräftige 
Leute, denen die Regierung ein Schlaraffenleben auf Staatsfoften ge- 
währte. .... Man ſah zuweilen Arbeiter in Droſchken fahren, weil 
ſie mit wenig Mühe auf den königlichen und ſtädtiſchen Bauplätzen viel 
Geld verdienten und übermüthig wurden.“ 

Der ſo eben zitirte Volksmann macht es der preußiſchen Regierung 
zum Vorwurf (Seite 105), daß fie unterlaſſen habe: „im Intereſſe der 
freien Entwidelung des wahrhaft fonftitutionellen Syftems allen Exzeffen 
mit Energie gegenüber zu treten und (zu dem Ende keineswegs bie 
Sarnifon von Berlin zu entfernen, fondern) mindejtens 10,000 Mann 
bier disponibel zu Halten.“ Als Grund hat er hinzugefügt: „Die junge Frei— 
beit wächft nit ohne Schug in einem alten Staat, umlagert von er- 
bitterten Feinden.“ 
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Diefe Unterlaffungsfünde, welche v. Unruh rügt, machte die Re- 
gierung augenfcheinlich im November gut, als Bater Wrangel zum Schuge 
ber jungen Freiheit in Berlin einrüdte und Hrn. v. Unruh nebft Genoffen 
maßregelte. Es läßt ſich aus ben zitirten Stellen, die im Anfange des 
Jahres 1849 niedergefchrieben wurden, binlänglich ermeflen, wie Hr. v. 
Unruh, der Führer der Kammes-Majorität, und feine Partei über bie 
demofratifchen Beftrebungen überhaupt und namentlich über die den 
Arbeitern damals gewährte Staatshülfe urtheilte. Aber die preußifche 
Regierung war body wohl anfangs nicht fo unflug, wie Hr. v. Unruh 
glaubt; denn gerade dadurch, daß fie den Arbeitern einen MWochenlohn 
von drei Thalern verfchaffte, ftellte fie diefelben in ber aufgeregten 
Zeit vorläufig zufrieden und verhütete auf diefe Weife ernftliche Re⸗ 
volutions-Ausbrüdhe. Ste temporifirte, bis fie Mittel und Wege fand, 
die Situation zu Mären. Die gemäßigten Demokraten hielt die Re⸗ 
gierung für mindeftens ebenfo gefährlich, wie bie auf ben Bauplägen 
verfammelten und befchäftigten Arbeiter; aber gleichwohl ließ fie die- 
felben bi8 zum November in der Singfpielhalle fih verfammeln, zahlte 
denfelben aus Staatsmitteln nicht wöchentlich, wie ben Arbeitern, fon- 
bern fogar täglich 3 Thaler und übte über biefelben erſt fpäter unter 
Wrangel eine ftrenge Auffiht aus. Somit hatte die Regierung wohl 
in beiden Fällen den nämlichen Grund, warum fie dem „Schlaraffen- 
leben“ duch die Finger fah. Aber noch mehr. Gerade bie Arbeiter, 
die Leute aus dem niebern Voll, waren es gewejen, die zufolge dem 
Nachweiſe der Todtenliften am 18. März gelämpft, geblutet und ihr Leben 
gelafien, und die fomit die junge Freiheit in Preußen zufammt der 
Rednerthätigkeit der Singfpielhalle ins Leben gerufen Hatten. Darum 
war es nicht mehr denn recht und billig, daß bei der durch die Be⸗ 
wegung allerorts erzeugten Gejchäftsftodung bie Arbeiter der Haupt⸗ 
ftadt fich einige Zeit hindurch auf ben Bauplätzen verfanmieln, einen 
Wochenlohn von drei Thalern verdienen und von biefem Gelde auch 
zuweilen aus Uebermuth in Drofchlen fahren durften. Wie ungefähr- 
lich die Berliner Arbeiter waren, gab fich ja bei ber Beerdigung der 
Gefallenen des 18. März kund. Sie fangen damals das Lied: „Jeſus 
meine Zuverſicht.“ Selbft das Paradiren ber Todten vor dem Schloffe 
und das an den König geftellte Verlangen, er follte vor den Todten 
das Haupt entblößen, zeigte ihre rührende Cinfalt. 

Uebrigens dachte die Regierung nach bem 18. März ſchon bald 
daran, dem Wunfche des Hrn. v. Unruh zu genügen. Sie wollte näm⸗ 
(ih) das Militär wieder in die Stadt ziehen, aus der dasſelbe nebft dem 
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Prinzen von Preußen durch die Revolution verſcheucht worden war. 
Weil ihr aber hierzu die Stimmung unter den Arbeitern zu bedenklich 
ſchien, ſuchte ſie durch eine Lift die Rückkehr der Soldaten zu ermöglichen. 
Sie veranftaltete nämlich durch ihre Agenten *) auf den 26. März 
vor dem Schönhauſer Thore eine Volksverſammlung, auf welcher ber 
Thierarzt Urban, welcher der föniglihen Familie perfönliche Wohlthaten 
fchuldete, der fpätere Stadtrath Dr. Wöniger, welcher damals ein Mit- 
arbeiter der „Boflifchen Zeitung“ war, ferner der Advolat Furbach 
und der Student Rau für die Nüdfehr des Militärs und für die 
Annahme einer hierauf bezüglichen Petition plaidirten. Anfangs fanden 
fie auch geneigte8 Gehör, denn die Spießbürger, die den jegigen Aus- 
fall des Militär Aufwande beflagten, und die politifch noch völlig un- 
gebildeten Mafchinenbauer überwogen zuerft in der Berfammlung. Allein 
als die Studenten und Kanal-Arbeiter (die fogenannten Rehberger) an⸗ 
famen, und Berends, Bisky (Goldarbeiter), Nauwerk und Brill die Be- 
deutung von der Rückkehr des Militärs Far dargelegt hatten: da wurde 
faft einftimmig eine Adrefje angenommen, dergemäß das Militär aus 
Berlin fern zu bleiben hatte, 

Nachdem die Reaktion mit ihrem Kunftgriffe gefcheitert war, fuchte 
fie das Militär nah und nad) — zuerft bloß bataillonsweife — in bie 
Stadt einzufhmuggeln. Als bie erften Truppen wieder in Berlin ein- 
zogen, war ein Lehrer des Handwerkervereins gewonnen worden, fie am 
Thore mit „Hurrah“ zu begrüßen. Auf diefe Weife follte es den Anfchein 
haben, als ob die Arbeiter mit der Rückkehr der Truppen gänzlich ein- 
verftanden wären. 

Um die Arbeiterſchaft Berlin's politifch aufzuhellen, gründeten bie 
bemofratifchen Führer den „Volksverein unter den Zelten.“ Hier ſuchte 
nad dem Berichte Pierſig's („Müfterien der Berliner Demokratie“) den 
Arbeitern Eichler, ebenfalls ein Arbeiter, den Unterfchied zwifchen direkter 
und indirefter Wahl deutlich zu machen, indem er fie fragte: 


*) Zu diefen Agenten gehörte auch der ſchon in den ſchlefiſchen Weberunruben 
benutzte Referendar (ipäter Polizei Direktor) Stieber, welcher damals in der 
„ewigen Lampe“ verkehrte, Berjhmwörungen erfand und den eifrigen Demokraten 
fpielte. Stieber trug dem Könige bei Dem Umritte am 21. März die ſchwarz⸗roth⸗ 
goldene Fahne vor nnd von ihm flammt nebft andern Racdırichten in den „My 
fterien der Berliner Demokratie” (Leipzig und Meißen, 1849) wahrſcheinlich and) 
das Mährchen her, daß die Demokraten an jenem Tage den König vom Pferde zu 
reißen und ſich des Schloffes zu bemächtigen verabredet gehabt hätten, 
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„Wenn Ihr eine Waare kauft, wünſcht Ihr fie lieber aus erfter oder 
zweiter Hand zu beziehen ? 

„Aus erfter Hand!“ war die Antwort aus der Menge. 

„Seht Ihr nun,“ fuhr Eichler fort, „Boltövertrgter aus erfter Hand 
befommt Ihr durch direkte Wahlen, dagegen Bolfövertreter aus zweiter 
Hand durch die Zwifchenhändler, die Wahlmänner, die befommt Ihr durch 
die indirekte Wahl. Das volfsfeindlihe Minifterium Camphaufen will 
Euch Das, was IHr aus erfter Hand beſſer und wohlfeiler haben Könnt, 
aus der zweiten fchlechter und theurer zukommen lafjen. Welche Wahl wollt 
Ihr nun, direfte oder indirekte? 

Nachdem fi die Arbeiter für direfte Wahlen entfchieden hatten, 
wurde eine Kommiſſion niedergefett, beftehend aus Berends, Eichler, Helb, 
Julius, Jung, Kraufe, Siegrift, Schafler, Schlöffel 2c., um eine Riefen- 
Demonftration gegen das Minifterium in's Werk zu feten. Der beabfich- 
figte Zug wurde auf 50.000 Dann veranfchlagt. Doch die vom General 
Aſchoff befehligte Berliner Bürgerwehr vereitelte das Zuftandelommen des 
Unternehmens, indem fie ihre ganze Macht entfaltete, Verhaftungen vor- 
nahm und das auf indirekten Wahlen beftehende Minifteriun Camphaufen 
befchüste. Hiermit verfuhr zum erften Male die Bürgerwehr, weil die 
Mehrzahl ihrer Schützen durch indirefte Wahl ihr Intereffe beifer gewahrt 
glaubte, gegen die Arbeiterfchaft reaktionär. Es zeigte ſich alfo in biefem 
wichtigen Punkte deutlich die foziale Reaktion der Beſitzenden gegen bie 
mit wachſendem Mißtrauen betrachteten Befiglofen. Der offiziellen Reak⸗ 
tion gereichte dieß jehr zum Vortheil. 

Indeß fuchte man Eichler unſchädlich zu machen. Dan fpürte feinen 
Privat-VBerhältniffen nach und brachte e8 dahin, daß einer feiner Gläu- 
biger ihn wegen Schulden verhaften Tieß. Freilich gehört, wie befannt, 
das Schuldenmachen auch bisweilen zu den nobeln Paflionen der Arifto- 
fratie, aber man hoffte Eichler durch ben nun hervorgerufenen Skandal, 
weil er bloß ein Arbeiter war, in den Augen der Arbeiter und in ber „öffent- 
lihen Meinung“ zu ruiniren. Inzwifchen wurde Eichler dadurch frei, daß 
ein Parteigenofje (Yung) für ihn bezahlte, und Held vertheidigte ihn vor 
den Arbeitern unter den Zelten mit den Worten: „Daß Eichler Schulden 
bat, ift Fein Vorwurf für ihn; die Stadt Berlin und der preußifche Staat 
haben noch mehr Schulden.“ Das Ieuchtete der Menge ein, zumalda fie fich 
der fprüchwörtlichen Ausbrüde erinnerte: „Er hat Schulden, wie ein Ba⸗ 
ton, wie ein Graf!“ 

Als man glücklicherweife etwas Militär nad) Berlin zurüdgefchmug- 
gelt hatte, dachte man ernftlih daran, auch den Prinzen von Preußen, 
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welcher ſich vor ber Bollswuth nad) England geflüchtet hatte, wieder zu- 
rüdzubringen. Um die Arbeiter hierauf vorzubereiten, mußten die Regie- 
rungs-Agenten da8 Gerücht von der bevorftehenden Rückkehr des Thron 
folgers verbreiten und fi) dabei nad der Volksſtimmung erkundigen. 
Das Ergebniß des Ichlauen Verfahrens war jedoch, daß in den Vereinen 
und Volksverſammlungen der Beſchluß gefaßt wurde, vom Thiergarten 
aus, wo der Sammelplatz ſein ſollte, in Maſſe vor das Hotel des Mi⸗ 
niſters Camphauſen zu ziehen und dieſem durch eine Deputation kund zu 
thun, daß das ſouveräne Volk die Rückkehr des Prinzen unterſage *). 
Dießmal kam der Zug zu Stande, und den eigentlichen Kern desſelben 
bildete der vom Goldarbeiter Bisky geführte Handwerkerverein. Der Prinz 
war fo unbeliebt, daß nicht einmal Aſchoff mit der Bürgerwehr einfchrei- 
ten fonnte. Aber jegt fpielte Held **) den Berräther. Diefer erzählt ung 
in feinem Buche: „1848-50. Deutſchlands Lehrjahre oder deutfche Re⸗ 
volutionsgefchichten” (Berlin, 8%, 1859) jelbft den Verlauf diefer großen, 
von 25— 30.000 Menſchen gemachten Demonftration folgendermaßen : 
„Der Zug, welder am Nacmittage des 14. Mai unter Borantritt 
der Kommiflion nad dem in der Wilhelms-Straße belegenen Minifter- 
Hotel zu Stande kam, ging in größter Ruhe und Ordnung vor fid. 
Die Maſſe füllte die Straße vor dem Hotel. Camphaufen als Präfident 
des Minifteriums erklärte, daß der Prinz als preußiſcher Staats⸗ 
bürger zurückkehren könne, daß die Minifter ihr Amt nur auf Befehl 
des Königs oder auf Antrag der National-Berfanmlung niederlegen dürf- 
ten und daß fie jedem ungefeglichen Angriffe mit den Waffen entgegen. 
treten würden!“ — Held beruhigte nun, wie er ſich felbft rühmt, das Boll, 
indem er von dem Minifterpräfidenten die Erklärung erwirkte: der Prinz 
von Preußen werde nicht eher in's Baterland zurüdtehren, als bis bie 
NationalsBerfammlung zufammengetreten fei. Er forderte die Berfammel- 
ten auf, ihm nad) den Zelten zu folgen. Hier angelangt, bejchloß die Menge 


*) In dem Gedicht: „An den pommern’fchen Krautjunfer, wie er war, iſt 
und bleiben wird“ (gevrudt 1848 bei E. Xitfaß) beißt es: 

„> ſchrei du nach dem Bringen, der dem Blut entfloh’n, 
Schrei du, wie eine Waife nach des Weichen Sohn, 
D flebe weinend doch um deines Fürſten Thron!“ 

”*) Selb war früder Seconbe-Fieutenant. Bufammen mit Buhl, Edgar Bauer 
und Wehl ſaß er anf der Feſtung Magdeburg, als die franzöfiiche Revolution 
ausbrach. Er ging mit feinen Schidfaldgenofien nad Berlin und gab Hier 1848 
die „Lofomotive“ heraus. 
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auf Held’8 Antrag: „Die Frage ber Rückkehr des Prinzen von Preußen, 
welche nad) der ausdrücklichen Zuficherung des Miinifterpräfidenten nicht 
vor dem Zufammentritte der National-Berfammlung ftattfinden werde 
diefem gefeglichen Organe bes Bollswillens zur endgültigen Entſchei⸗ 
dung anheimzugeben.“ 

Hätte Held, auf den die Arbeiter blind vertrauten, an dieſem Tage 
die Volksmenge nicht vom Hotel des Miniſters nach den Zelten fortge⸗ 
lockt und ihr zum Frieden geredet, ſo würde das Miniſterium geſtürzt 
worden und eine weitreichende Revolution in Berlin zum Ausbruche 
gekommen ſein. Siegreich aber wäre dieſe Revolution geweſen, weil die 
Bürgerwehr für die Rückkehr des Prinzen nicht kämpfen wollte, während 
das in Berlin befindliche Militär kaum nennenswerth war. So unſer 
Held, auf den wir zurückkommen werden. Nunmehr wollen wir uns 
Hrn. v. Unruh zuwenden, um zu ſehen, was dieſer bei der Rückkehr des 
Prinzen gethan hat. Selbiger erzählt uns im zitirten Buche auf S. 
34—35: 

„Noch eines Borfalles in den Wahlprüfungen will ich erwähnen. 
Durch das Loos in die Kommiflion gelommen, und in bderjelben zum 
Borfigenden erwählt, machte ich dem Minifter des Innern den Borfchlag, 
bei der Anerkennung der Wahl für Wirfig“ — der Prinz fonnte nämlich) 
nicht anders, denn gededt durch die Abgeordneten⸗Unverletzlichkeit als 
Bollövertreter für Wirſitz, nad) Berlin zurückkehren — „darauf anzu⸗ 
tragen, den gewählten Prinzen von Preußen einzuladen, in der Berfamm- 
lung, zu erfcheinen und dadurch dieſe damals noch ſchwebende “Frage 
einfach und leicht zu löfen. Ich verficherte dem Minifter, daß bie Ver⸗ 
ſammlung, namentlich die linke Seite, einen ſolchen Antrag "der Kom⸗ 
miſſion mit großer Majorität, vielleicht einftimmig, annehmen werde. 
Der Miniſter ging darauf ein, behielt ſich aber vor, mit feinen Kolle⸗ 
gen Rückſprache zu nehmen. Nach dieſer erklärte ſich der Miniſterprä⸗ 
ſident gegen meinen Vorſchlag, und fand es bedenklich, den Prinzen als 
Abgeordneten in die Verſammlung eintreten zu laſſen. Nach 10-12 
Tagen, am 8. Juni, erſchien der Prinz dennoch in dieſer Eigenſchaft, 
ohne beſondere Aufforderung, auf welche ich Gewicht gelegt hatte, um 
jeden Widerſpruch außerhalb und in der Verſamnilung zu beſeitigen. 
In bürgerlicher. Kleidung und ohne Unterbrechung ber Sieung, wie ich 
haben, beſonders wenn die Worte, welche er ſprach und welche dem Mi⸗ 
niſterium vorher befaunt fein mußten, etwas gladlichet gewählt" geweſen 
wären.“ 
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Die Sorge, welche Hr. v. Unruh um die Rückkehr des Prinzen von 
Preußen trug, hing mit feiner Lieblingsvorſtellung vom konſtitutionellen 
Staate, worin die Mittelklaſſen mit den Ariftofraten die Herrfchaft über 
das Bolt theilen follten, eng zufammen. Denn er ſpricht ohne Zweifel 
Seite 155 einen herzinnerften Gedanken ans, wenn er ansruft: 

„Wehe der Regierung, wehe der Menfchheit, wenn die Mittelflaflen, 
in die rohen Maſſen hineingetrieben, auf die Hülfe berfelben angewiefen 
werben, ftatt fie zu fich Heranfzuziehen! Das Lebte ift nur bei freier Ent- 
widelung des wahrhaft fonftitutionellen Staates möglih. Wenn bie 
obern Klafien ihr wahres Intereſſe aufrihtig anffaßten, fo würden fie 
den Mittelftand mit fich zu vereinigen fuchen, ftatt ihn beherrfchen zu 
wollen.“ 

Die Ürbeiter hatten 1848 fon zu viel gelernt, um bloß als 
Anhängfel der Eonftitutionellen Partei dienen zu wollen, und gleichwohl 
batten fie noch nicht genug nachgedacht, um auf eigene Fauft die Be- 
wegung durchführen zu können. Schon vor bem 18. März hatten fie ein 
Arheiter-Minifteriun verlangt. Diefes hatten fie denn auch in der Perſon 
des Hrn. dv. Patow richtig erhalten. Aber nad) Kurzem lernten fie erkennen 
daß basfelbe nur dazu da war, um durch die fogenannte „Organifation 
der Arbeit“ fie im Zügel zu halten. Seit ihrer Demonftration gegen die 
Rückkehr des Prinzen von Preußen fuchte der Arbeiter-Minifter ihnen die 
Beichäftigung auf den Bauſtellen nad und nah zu entziehen und fie 
von Berlin in die Provinzen fortzufchaffen. Sie zogen deßhalb vor das 
Hotel des Minifters, fprengten die verfchloffene Hausthür, zerbrachen die 
Treppengeländer und verlangten Geld zu ihres Leibe Nothdurft, welches 
der eingefhüchterte Miniſter, um fein Leben zu retten, denn auch zulett 
beransgab. Allmählicd; wurden gegen 20,000 Arbeiter von dem Minifter 
ber öffentlichen Arbeiten aus Berlin fortgebradht. 

Da jedoch das Fortſchaffen der revolutionären Arbeiter viel zu lang⸗ 
fam ging und dagegen ohne neuen Revolutionskampf auch feine zahl- 
reihe Diilitär- Mannfchaft nach Berlin gelegt werden konnte, fo tröftete 
fi) die Regierung immer noch damit, daß das niedere Volt feine Waffen 
hätte. Denn in bie Bürgerwehr waren feine Arbeiter eingereiht worben. 
Zudem konnten fich diefelben, da fie ihren Lebensunterhalt mit Arbeit 
zu verdienen hatten, für Bürgerwehr-Uebungen und Aufzüge nicht bie 
nöthige Zeit nehmen, wofern fie nicht, wie einft in der erften franzöfifchen 
Revolution unter Yobespierre gefhehen war, Tagesſold erhielten. Aber 
bie Arbeiter Berlin's empfanden es bitter, daß fie von ber fogenannten 
Vollsbewaffnung — bloß weil fie Proletarier waren — follten ausge- 
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ſchloſſen bleiben. Die Regierung, welche von diefer Stimmung durd) ihre 
Horcher unterrichtet worden war, befürchtete nun, daß das niedere Bolt, 
wenn es zu einem neuen Kampfe getrieben würde, das Zeughaus ftürmte 
und fich daſelbſt Waffen holte. Sie lich daher insgeheim von dort Waffen 
in Kähnen auf der Spree fortfchaffen und jede Nacht das Zeughaus im 
Innern von einer Kompagnie Linientruppen bewachen. Indeß führte fie 
gerade hierdurch herbei, was fie verhindern wollte. Mehrere Kühne wur- 
den vom Volke angehalten und konnten bloß durch das energifche Ein- 
jehreiten der Bürgerwehr gerettet werden. Doc wurden bei diefen Un- 
ruhen einige Waffen und eine Kanone von den Proletariern wirflich er- 
beutet. Endlich befchloffen die Arbeiter, am Abend des 14, Juni nöthi⸗ 
genfall® mit Gewalt, ehe es zu fpät wäre, fih Waffen aus dem Zeug- 
haus zu holen. Am genannten Tage entitanden, wie folches in bewegter 
Zeit immer gefchieht, allerlei aufregende Gerüchte. Es hie unter Anderm: 
in Köln fei die Republif proffamirt und in Potsdam das Militär zur 
Stadt hinausgefchlagert worden. Mehrere Barrifaden, darunter in der 
Landsberger Straße auch zwei fehr gut angelegte, wurden aufgemworfen 
und mehrere rothe Fahnen aufgepflanzt. DieMenge umlagerte das Zeug- 
haus, aus welchem der wachthabende Hauptmann fofort abzog, als ihm 
zugernfen wurde, die Republik fei in Potsdam und Berlin erklärt und 
mit Jubel aufgenommen, und der König befinde fich auf der Flucht. 
Da die Bürgerwehr einige Tumultuanten erfchoß, tauchte man weiße 
Tücher in's Blut, fchwenfte fie und rief durch bie Straßen: „Verrath, 
Rache, e8 wird aufs Bolf geſchoſſen.“ Man zog mit einer rothen Fahne 
durch die Königsftraße auf den Alerander-Pla und proflamirte dort die 
Republil Nach dem Abzuge des Militärs ftüärzte das Volk ins Zeughaus, 
um ſich mit den längft erfehnten Waffen zu verfehen. Noch waren nicht 
viele Gewehre weggenommen worden, als neues Militär anlangte. Denn 
unter Irommelwirbel im Sturmfchritt rüdte ein Bataillon Soldaten 
heran, um die Entleerung des Zeughaufes zu verhindern. 

Die hierbei entfaltete Thätigfeit ber Bürgerwehr berichtet uns 
Profeſſor Dr. Rudolph Gneift in feiner Brofhüre: „Berliner Zuftände“ 
(Berlin 1849, 8%, wie folgt: 

„Die auf dent Gendarmen - Markte ftehenden Kompagnien (42, 43, 
44) zogen hierauf ab, bireft vor die der neuen Wache gegenüberliegende 
Seite des Zeughaufes. Bon diefer Seite war der Einbruch gefchehen, 
Thor und Fenſter eingefchlagen, und über dem Thor ftand eine lange 
Venerleiter, welche in bie Fenfter des zweiten Stodes führte, .. . Bor 
dem Thor brannten büfter einige Fackeln. Im Innern des Zeughauſes 
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war tiefe Finfternig, und nur aus einem gewiflen Summen ließ ſich 
vermuthen, daß eine große Anzahl Menfchen darin thätig war. Die 
Kompagnien fanden einen Augenblid bewegungslos.... Da kam 
der Hauptmann Bogel (derjelbe muthige Yührer, welcher bei dem Ar- 
beitertumult im Oftober zuerft die Barrikade in ber Roßſtraße beftieg 
und dort lebensgefährlich verwundet wurde) anf den überaus glüdlichen 
Gedanken, die Tambonre vor dem Zenghauseingang einen Wirbel fchla- 
gen zu laſſen *). ... Diefer Alt war entfcheidend, und augenblicklich 
verwandelte fi) die Szene. Sofort nämlid begannen ans den einzel- 
nen Fenſtern Selbftbewafiner herauszuhüpfen und mit bewundernswür⸗ 
diger Gefchwindigfeit an der Wand entlang davon zu laufen. Kaum 
mochten fünf oder fechs entwilcht fein, als bie Wehrmänner meiner 
Sektion nicht mehr zu halten waren. Sie fprangen zu, um bie Fliehen⸗ 
den zu erwifchen, ein folder Eifer war plöglid in ung ge- 
fahren, bag drei®ehrmänner auf einmal mit ihren Bajo- 
netten auf einen fiebzehnjährigen Jungen losftadhen, 
ber noch räfonniren wollte... Sonftige Waffentbaten 
zu vollbringen, wollte uns beim beften Willen nidt ge 
lingen. ... 

Manche räfonnirten und bekamen eine Ohrfeige, wogegen fie das 
Gewehr ablieferten; fehr wenige endlich fuchten ſich mit Gewalt durch⸗ 
zubrängen, befamen dann Rippenſtöße und gaben da8 Gewehr endlich 
auch ab. In das Zeughaus felbft einzubringen, fchien für den erften 
Augenblid noch unheimlich. Indeflen zwei Männer mit Schübenmüßen 
fliegen mutbig in eines der niedrigen Fenſter hinein, um den Abziehenden 
fhon vor dem Abgang die Gewehre abzunehmen. Einige Minuten barauf 
rücte die Bürgerwehr weiter vor. . . . Sehr felten bednrfte es wirklicher 
Gewalt, um einem Einzelnen das Gewehr wegzunehmen. Währenb wir 
mitten bierin befchäftigt waren, rüdte zum Ueberfluß ein Bataillon des 
24. Regiments mit Sahne und Flingendem Spiel vor bem Finanzminifterium 
vorbei in die Mollergafie hinein und machte vor dem dortigen Zeughaus⸗ 
eingang Halt. Yortwährend ftrömten inbeflen Ausreißer aus dem Zeug- 
haus heraus, und das Erdgeſchoß mochte fo ziemlich ausgeleert jein, als 
das Linienbataillon mit Trommelfchlag einrüdte.“ 

So berichtet der Fortſchrittsmaun Gueift, welcher anderthalb Monate 
vor dem Zeughausfturm in feiner Wahlrede im zweiten Bezirke tadelnd 


*) Rad) Profefior Gneift rührte alſo das erfie Trommeln von der Bürger- 
wehr Ber. 
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gefagt hatte: „Wir verurtheilen das alte Polizeifyftem, wäh- 
rend unfre Bürgerwehr gerade jegt in verkehrtem Dienft- 
eifer die alte Genbamerie übertrifft.“ Unter der Bürgerwehr 
hatte e8 Leute gegeben, welche nicht gegen ben Zeughausſturm einfchrit- 
ten, weil fie das Recht der Arbeiter, an der Bollsbewafinung theilzu- 
nehmen, anerkannten. Gneift, damals Mitglied der Stabtverordnetenver- 
fammlung, - feste baher in diefer Berfammlung den Antrag durch, der Magi- 
ftrat folle dem Minifterium den Entwurf einer Wehrordnung vorlegen und 
die natürliche „Unterordnung der Bürgerwehr unter die Kommmnalbehör- 
den geltend machen.“ Im Bürgerwehrllub war man empört, daß die Bür- 
gerwehr zu „Stadtlnechten“ erniedrigt werden follte, und „es war davon 
bie Rede, gewiffe Stadtperordnete aufzuhängen.“ 

Die Berliner Bürgerwehr hatte kaum vier Wochen beftanden, als 
fie fi) auch ſchon wie ein abgefchloffenes Korps betrachtete, welches mit 
den Waffen in der Hand dem unbewaffneten Theile der Bevölkerung 
mit gewiſſen Anfprüchen entgegenzutreten habe. Auf diefe Weife entftand 
ein fchroffer Gegenſatz zwijchen den Bürgern und Arbeitern. Wer be- 
waffnet war, hieß Bürger; wer es nicht war, der wurde Arbeiter genannt. 
Eine Zeitlang redete man den Arbeitern ein, daß ihr Intereffe mit dem 
ber Bürger zufammenfalle, und bie Arbeiter waren es zufrieden. Da 
jeboch die Bürgerwehr, wie oben erzählt, den gegen die Reaktion gerich- 
teten Demonftrationen der Arbeiter fich widerfegte, fo entfpann fich zwi⸗ 
fhen beiden ZTheilen eine Heftige Teindfchaft. Indeß fah auch bald ein 
Theil der Bürgerwehr ein, daß fie durch ihr Einfchreiten gegen die Ar- 
beiter nur ber Reaktion nütze: weßhalb ſich unter ber Führung des 
Buchhändler Simion ein demofratifcher Bürgerwehr-Klub bildete, wel- 
cher fogar dem Offizier von Natmer wegen feines Abzugs vom Zeug- 
haufe eine Bürgerkrone votirte. Als ein Theil der Bürgerwehr am Abend 
des 14. Juni dem interimiftifchen Bürgerwehrbefehlshaber, dem Major 
Bleſſon, den Gehorfam verweigerte, um die Waffen nicht gegen bie Ar- 
beiter zu gebrauchen, legte diefer noch in der Nacht des Zeughausſturmes 
fein Kommando nieder. Dem Bürgerwehrführer Benda aber, welcher auf 
die Arbeiter an jenem Abende Feuer fommandirt hatte, wurde von etwa 
600 Tumultuanten die Wohnung demolirt. (Später hieß es, daß der- 
felbe mit einem gewifien Bender verwechſelt worden fei.) 

Die Stadtverorbneten und ber Magiftrat Berlins beſchloſſen daranf: 
1) daß der bisherige Bürgermeifter zwar, wie die Sachen dermalen ftän- 
den, unmöglich geworden fei, aber in Anbetracht feiner langen, in „Frie⸗ 
denszeiten” verdienſtlichen Amtsführung, und in Anbetracht, daß feine, 
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durch den Ausbruch der Revolution herbeigeführte Entfeßung eine ges 
zwungene gewefen, ein Anrecht auf Penfionirung mit vollem Gehalt habe, 
daß man aber von ihm erwarte, er werde in der Nothzeit nicht auf vollem 
Gehalt beftehen, widrigenfalls er, nad Analogie der Wartegeldordnung, 
zu anderartigen Arbeiten herangezogen werden müfje; 2) daß das An⸗ 
fuchen des demofratifchen Klubs, auf eigne Koften ein fliegendes Korps 
von Pilenmännern herzuftellen und dafjelbe der Bürgerwehr anzufchließen, 
zurückzuweiſen fei, da es an fliegenden Korps nicht fehle und die Pile 
feine Waffe fei, um die Ordnung herzuftellen,; 3) daß eine gemifchte Kom⸗ 
miſſion erwägen folle, ob, um Ruhe und Ordnung in Berlin zu ftiften, nicht 
die Einfegung einer interimiftifchen Diftatorial- Gewalt nöthig fei, und 
4) daß der König nicht eher, wie beantragt worden, zur Rückkehr nad, 
Berlin durch eine ftädtifche Deputation aufzufordern fei, als bis die 
Stadt felbft die Ruhe in ihren Mauern hergeftellt habe. 

Die Neaftion beutete ihren Triumph nad) Herzensluft aus. Die 
Literaten und Arbeiter wurden aufs Aergfte geſchmäht. Den Zeughaus- 
fturm behandelte fie wie einen Diebszug, wie gemeinen Raub und Ein- 
bruch. Weil der Rittmeifter und Gutsbefiger v. Weiland ein Gewehr 
des Zeughausfturmes an fi genommen hatte, rief eine veaftionäre 
Adrefie ans: „Was fol man von einer National Berfammlung erwar- 
ten, die Gaſſenjungen und Diebe in ihrer Mitte zählt?" — Mehrere 
beim Zeughausſturm Exgriffene wurden zu Zuchthaus und vier Auftifter 
zu Feftung verurtheilt. Auch gegen die Anfertiger von Plafaten ward 
eine Unterjuchung eingeleitet, während die Bürgerwehr Hausfuchungen 
nach Gewehren anftellte. Um den Zeughansfturm recht gehäffig zu machen, 
wurde das Gerücht in Umlauf gejest, daß die Polen, befonderd aber die 
franzöfifche Regierung, die hinter da8 Geheimniß der preußifchen Zünd- 
nadelgewehre fommen wolle, dazu Geld hergegeben habe. Die Zahl der 
abhanden gelommenen Gewehre wurde vergrößert, und fpäter hieß es 
obendrein, daß auch fieben Kanonen vom Bolfe entwendet worden feien. 
Der Offizier v. Nagmer, welcher feinen Poften verlaffen hatte, wurde 
friegsgerichtlich verurtheilt. 

Jetzt tauchten patriotifche und konſervativ-monarchiſche Klubs in 
Menge auf. Die Pietiften eiferten gegen die Märzerrungenfchaften; die 
Hengftenberg’fche Kirchenzeitung, welche gegen alle Neuerung zu Belde 
309, bejammette die verführende Macht des Irrthums, welcher nicht ein⸗ 
mal die Auserwählten hätten entgehen fönnen, und Heinrich Leo be- 
hauptete fteif und feft in dem Muder-Blätthen, daß man mitten in 
einem Religionskriege fände. Diefes frömmelnde Treiben tobte ſich aus 
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in geiſtlichen Konferenzen, in zeitſchriftlichen Artikeln, in Broſchüren, in 
Korreſpondenzen und in perſönlichen Zuſammenkunften Einzelner. Heuch⸗ 
leriſch nahm man, um die Armee ganz auf der Seite zu haben, die 
preußiſche Waffenehre in Schutz und pries als einziges Mittel des Heils 
die Einſetzung einer Zentral-Leitung, welche alle gutgeſinnten Unterthanen 
Str. Majeftät gegen die Schlechten, gegen die mit dent Teufel im Bünd- 
nifje ftehenden Demokraten, organifiren nnd führen folle. 

Bor Allem aber fuchte die Reaktion die Reihen der Arbeiter zu 
lichten. Wo e8 nur anging, wurde ihnen die Arbeit leſchnitten, damit fic 
aus Nahrungslofigkeit entweder freiwillig das Weite juchten, oder fich zu 
den Arbeiten an der Oftbahn, deren hohe Arbeitslöhnung aufs Herrlichite 
ihnen gejchildert wurde, fortjchaffen ließen. Eine große Anzahl von ihnen 
ließ fich wirklich bethören. Doch gelang es ihren jührern, noch auf 
dem Bahnhofe manche zur Umkehr zu bewegen, fowie auch viele, die ſich 
hatten fortfchaffen Laffen, zeitig zurüdfamen, weil fie fi an der Oft- 
bahn in ihren Erwartungen gänzlich getäufcht gefunden hatten. 

Damit gegen den Aufruhr eine nachhaltigere Kraft entwidelt wer- 
den könnte, rüdten am 7. Juli in Berlin zwei Bataillone Infanterie ein. 
Auf der Wache befanden ſich jet häufig 3000 Mann eingefleideter Land⸗ 
wehr, welche aus der Stadt ſelbſt ſtammte. Am meiſten vertraute man 
auf die Linientruppen, die fich jedoch, damit fie nicht der demofratifchen 
Verführung erlögen, felten außerhalb der Kafernen fehen Laffen durften. 
Bon diefen Linientruppen waren die Soldaten de8 24. Infanteric- 
Regiments am 30. März nad) Berlin gelegt worden; zu ihnen fam noch 
das 9. (die Pommern) und da8 12 Regiment hinzu, wodurd fie auf 
fieben Bataillone anwuchfen. Rings um die Hauptftadt aber wurde in$- 
gehein ein Heer zufammen gezogen. Denn die durch den Waffenftillftand 
mit Dänemarf in Scleswig- Holftein überflüffig gewordenen Truppen 
wurden in aller Stille in die Marken gelegt, damit fie gegen das vebelliiche 
Derlin verwandt werden fonnten. 

Die damalige Stimmung in den hohen Kreifen der Gefellichaft 
wird in folgenden, dem Volkswitz entfprungenen und bei F. Nietad ge- 
drudten Gedichte perfiflirt: 

„Mein |chönes, Tiebes, fandiges Berlin! 
Leb’ wohl! Sch muß dich bombarbiren laſſen! 
Ha! wie Die Garden fampfesluftig glüh’n 
Und mit den Säbeln Happern bier in Potsdam's Strafen! 
Berliner, kommt, mit Schreden ſoll't Ihr hören, 
Wie beim Champagner fie auf Taille ſchwören: 
Erjäufen wollen fie die freche Brut 
. In ihrem eigenen Kanaillen-Blut! 
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Roc if e8 Zeit! Berliner, werd't vernlinftig 

Und kehrt zurüd ins alte liebe Joch! 

Ihr feid ja für die Freiheit noch nicht zinftig, 
Ind jede Kugel, wißt Ihr, macht ein Loch. 

IH Tann die Garbelieutenants nicht mehr halten; 
Sie wollen Euch partout die Schädel fpalten. 
Befinnt Euch noch bei Leiten, oder zittert: 

Die Garbelientenants find famos erbittert. 


Hat nur die Polizei erft wieder das Kommando, 

Schickt fie wohl dann und warn ein Dutzend aud nad) Spandow. 
Gendarmen wollt Ihr nicht. Nun gut: das werd’ ich ändern, 

Nie zeig’ fih einer mehr — ale in Konftabler-S’wändern! 

So ſtell'n wir na und nad) Die alte Ordnung ber 

Und thun, als ob dieß Jahr fein März geweſen wär! 

Wol’t Ihr das nicht: fo bau't nur Katafomben, 

Denn von der Höh’ des Friedrihshain’s chi’ ih Euch Bomben. 


Weil indeß die Regierung noch nicht offen eine große Truppen⸗ 
zahl nach Berlin einmarfchiren zu laſſen fid) getraute, trug fie fid 
mit dem Gedanken, die Polizeimannfchaft zu vermehren. Aber auch 
hierbei ftieg ihr das Bedenken auf, daß das Boll die Gendarmerie 
hafte. Sie glaubte deßhalb fehr Hug zu handeln, wenn fie, indem fie 
das in Bezug auf die englifche Polizei herrfchende günftige Vorurtheil 
benuge, fi eine Gendarmerie unter dem unfchuldigen Namen „Konftab- 
ler“ oder „Schutzmänner“ ſchuf. Diefer Plan fehien um fo vortreffli- 
her zu fein, als die englifche Polizei, die deßhalb ſpöttiſch vom englifchen 
Volke blue beetles (Schmeißfliegen) genannt wird, blau uniformirt iſt, 
fo daß fich bei der Belleidung die 1706 durch den Chemiker von Dies- 
bach erfundene preußifche Lieblingsfarbe anwenden ließ. Freilich tragen 
bie englifchen Poliziften anftatt der blanfen Waffen bloß. bIudgeons 
(Stäbe mit bleiernen Knöpfen), während die preußifchen Konftabler nicht 
nur mit Seitengewehren ausgerüftet wurben, fondern auch bei geeigneter 
Gelegenheit mit Schießgewehren erſcheinen follten. Über ber gleiche 
Name und die gleiche Farbe mußten den Unterfchied verdecken und als 
Befhwichtigung dienen. Nachdem alfo zweitaufend Mann . Konftabler, 
welche meift aus der Polizei der Provinz refrutirt wurden, eingefleibet 
worden waren, ließen fich diefelben zum erſten Male am 24. Juli öffent- 
ih fehen. Schon am 16. März hatten die Berliner Bürger, ohne je- 
doch von ber Behörbe die geforderten Waffen zu erhalten, nad engli» 
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ſcher Mode*, Schutzmannſchaften gegen die Zufammentottungen bes 
Volks errichtet, waren aber damals mit ihren weißen Stäben verhöhnt 
worden. Die jegigen Konftabler dagegen hatten gefchliffene Degen, mit 
denen ſich nicht gut fpaßen ließ. 

Kaum waren die neuen Schugleute zum VBorfchein gelommen, als 
es zwifchen ihnen und dem Volfe Zufammenftöße gab, Das Volk ärgerte 
fie nun, indem es unter Anderm nad Seifenblajen hafchte. Die Reibe— 
reien dauerten unausgefett fort vom 1. bis zum 8. Auguft. Da die 
Konftabler feine Menfchenanhäufungen auf der Straße dulden wollten, 
fielen jeden Abend unter den Linden, dem in's Brandenburger Thor 
führenden beliebten Spaziergange der Berliner, wo felbft in ruhigen Zei- 
ten ſich manchmal Menſchen anhäufen, Kollifionen vor. Biele friedliche 
Bürger, welde, auf der Rückkehr von einem Ausfluge begriffen, 
aus dem Thiergarten nach Haufe zu gehen beabfichtigten, wurden 
unter den Linden von den eifrigen Schutleuten als böswillige Ruhe⸗ 
ftörer angefehen und brutal behandelt, ja bisweilen verhaftet. Hier war 
e8 auch, wo die Abgeordneten v. Berg und Rodbertus, welch’ letterer 
unter Auerswald eine kurze Zeit hindurch Minifter gewejen war, durch 
die neuen Konftabler infultirt wurden. Hodbertus war zwar als Abge- 
ordneter vor Verhaftung gefichert, aber feine dießfallfige Unverletzlichkeit 
Schütte ihn nicht davor, daß er von einem Konftabler-Offizier wider ein 
Haus geftoßen und dann duch eine Glasthür in die Kranzler'ſche 
Konditorei geworfen wurde. Unter den Linden verfammelte fich zum 
großen Leidwefen der Schugleute jet regelmäßig der fogenannte 
Linden - Klub, als deilen Führer ein Kaufmann, Namens Müller, 
galt, bis .die Bürgerwehr den vergeblichen Anftrengungen der Poli- 
zei, die Zuſammenrottungen zu verhindern, nahdrüdlich zu Hülfe kam. 

Nach dem Tage bes Zeughausfturmes war es in Berlin verhält- 
nigmäßig fill geworden. Denn nicht nur wurde die Stadt um viele Ar- 
beiter vermindert, fondern es wanderten auch viele wohlhabende Leute 


*) In England Hatten fi die Bürger gegen die Zujammenrottungen der 
das allgemeine gleiche Wahlrecht verlangenden Ehartiften einſchwören Taffen. Bei 
der Nenubelebung der Alien⸗Bill (des Fremdengeſetzes) fagte am 11. April 1848 
Lord Malmesbury im Haufe der Lords: „BZugleich dürfe nicht unerwähnt bleiben, 
daß es auch eine große Anzahl höchſt achtenswerther Fremder (foreigners of 
the most respectable class) gebe, worunter er einige namhaft machen könne, 
wie den Prinzen Louis Bonaparte und Herrn Gaudin, die den Behörben ihre 
Dienfte angeboten und fi) als fpezielle Schugmänner hätten einfchwören laſſen.“ 
— ©. Parliamentary Debates vom Jahre 1848. 
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aus angebliher Furt vor dem Kommunismus aus. Doc diefe Aus- 
wanderung gefhah auf höhern Befehl, damit die in ihren Einnahmen 
benachtheiligten Bürger ſich nach der Rückkehr des Militärs fehnen follten. 
Darum mußten die meiften höheren Offiziere ihre Wohnungen fündigen, 
um ſich in Potsdam niederzulaffen. Ebenſo zogen die meiften Gefand- 
ten fort. Ein Theil des Hofftants fiedelte dauernd nad) Potsdam über. 
Die Wiener hatten in diefer Beziehung vor den Berlinern den Bortheil, 
daß bei ihnen die Donau immer einen lebhaften Verkehr unterhielt. 

Die Fortſchritte der Reaktion fchildert unterm 19. Juli ein Berliner 
Korrefpondent der A. U. Zeitung (Beilage Nr. 209) wie folgt: 

„Die Adreſſen und Proteftationen der Provinzen, der hiefigen fon- 
fervativ-fonftitutionellen Klubs, die Stinnmen fo vieler Taufende von 
Privat-Perfonen, welche die hiefigen älteren Zeitungen (für ſchwer zu er- 
legende Infertionsgebühren ! patriotifch zu fein, koftet auch Geld) erfül- 
len, haben denn doc, allmählich gewirkt, felbft wo ihre Sprache recht 
unbehülflich Hang, an Zopf und Perrüde erinnernd. Es ift ein großes 
Parlament von ganz anderen Tönen als das Feine in der Sing-Afabe- 
mie. Die Bollsverfammlungen unter freiem Himmel find nicht verbo- 
ten; ein Polizei-Kommiſſär durfte neulich als Redner auftreten und die 
den Verſammelten verfünden. Zum erften Male ward ein Polizeimann 
beffatfht. Aber vom Gerüfte herab empfahl ein Redner dem Demos 
unten Mäßigung, er lobte den Yortfchritt im Wege des Gefeges! Der 
vielbefprochene, einft in Magdeburg inhaftirte, dann ausgewiefene Weit- 
ling bat fi auch hier eingefunden und in einer andern Volksverſamm⸗ 
fung ſchon geſprochen. Es ift gut, wenn man den Kommunismus nicht 
als Gefpenft in der Verne drohend erblidt, wenn er in feiner verförper- 
ten Wirklichkeit fih) uns zeigt. .... Der praftiiche Verſtand unferer 
Landleute, Handwerker, felbft der Proletarier ift in folchen Dingen fcharf; 
und hat erft gar der Berliner Wi eine Schwäche im Dinge entdedt, fo 
ift e8 nicht mehr gefährlich. Auch die täglich aufgewärmte Lüge, welche 
die müßigen Arbeiter Hier zurücdhalten fol, daß ihre zur Oftbahn abge⸗ 
gangenen Genofjen dort barbarifch behandelt würden, hat ihre Kraft 
verloren, feit man Muth hat, mit den fchlagenden Gegenbeweiſen her- 
vorzutreten. Der Umfchlag in der Meinung datirt vom Tage des Zeug⸗ 
bausfturmes ; erft der Prozeß gegen die Ergriffenen hat der Thatfache 
indeß die fchlagende Wirkung gegeben. Der Umfchwung in ber Meinung 
ift ein überrafchend ſchneller. Würde Heute ein Staatsanwalt, wie da⸗ 
mals Herr Temme, ein Proflama wagen dürfen, worin er nur zur Ans 
gabe derjenigen Individuen auffordert, welche aus den Reihen der Bür- 
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gerwehr auf die mit Steinhagel anrüdenden Tumultuanten gefeuert, die- 
fer Uebertreter de8 Geſetzes gar nicht gedenfend? So konnte eine Par⸗ 
teiftellung einen fonft geachteten, gelehrten und hochgeftellten Richter ver- 
blenden, und man fand es natürlich. Und Heute, kaum ift ein Monat 
vorüber, wundert man ſich, daß diefer felbe Richter, um ihn von der 
Stellung eines Öffentlichen Anklägers zu entfernen, zu einem noch höhe- 
ren Poften in der Provinz befördert werden darf. Den eigentlichen Aus- 
fchlag in der Öffentlichen Meinung hat indeß Jacoby's Antrag gegeben. 
Nachdem diefe Majorität und in diefer National- Berfammlung ihn er- 
drücte, mögen die Emiffäre der Propagande ihr Bündel gepadt Haben, 
wie ein hiefiger Agitator vor einiger Zeit, erflärend: Berlin ift noch 
nicht reif, hier ift unfer Hopfen und Malz verloren — für diegmal!“ 

Die Haupt-Realtion faß in den Provinzen, namentlih in Rom: 
mern, Brandenburg und in der Provinz Sachſen. Schon im April wa- 
ren von Königsberg Protefte dagegen eingelaufen, daß das ftarfe Kö— 
nigreich Preußen zur bloßen Provinz Deutjchlands erniedrigt werden 
folle, und e8 waren Stimmen laut geworden, welde von der Beſchickung 
des Frankfurter Rarlaments abriethen. 


Nachdem fid) der große Grundbefig zu einer feften reaftionären 
Partei organifirt und ein fogenanntes Junkerparlament errichtet hatte, 
erhielt er in der Kreuzzeitung, welche „mit Gott für König und Vater⸗ 
land“ gegen die Revolution kämpfte, fein Partei - Organ. Einige Zeit 
hernach erließ Harkort eine Anfpradhe an die Fommern, un das Land⸗ 
volf für die Reaktion zu gewinnen. Er rief ihnen zu: „Daltet feft, da⸗ 
mit Euch Niemand die Krone raube, die Ihr von Euren Bätern geerbt 
habt!" — und indenter weidlich auf „die Schriftgelehrten und Steuerver- 
weigerer“ fchimpfte, legte er den Bauern folgendes Nechen-Erempel vor, deſſen 
fämmtliche Poften im Grunde doc nicht auf Rechnung der Demokratie, 
fondern auf die der Reaktion kommen mußten: 


Die Brandftiftung und Einäfcherung der Artillerie- 


MWerkitätte koftet. . . . 2.2. 2,000,000 Thlr. 
Für verfeste Pfänder zahlte der Rap ... 400,000 „ 
Für die Sparlafen . . . . 00. 200,000 „ 


Die Schutzmannſchaft koftet - © 2 2 0. .200,000 „ 
An müßig gehende Arbeiter verausgabt. . . . 1,700,000 „ 
Die Mobil-Mahung des Heer . -. . . . .  2,000,000 „ 


Das macht eine Summevon . . .. .» oo. 6,500,000Thlr., 
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fo die Steuerpflichtigen mit ſaurem Schweik aufgebracht haben *), wäh- 
rend unnütze Buben das Gefe mit Füßen traten. Für diefen Beitrag 
hätte man 6,500 bäuerliche Stellen faufen und an tüchtige Leute vor⸗ 
geben können.“ 

So fehr fi aber auch die Reaktion anftrengte, vermochte fie doch 
nicht im Nu die revolutionäre Kraft Berlin’s lahm zu legen. Denn in- 
dem die Demokraten die Abfichten der Reaktion durchſchauten, boten fie 
Alles auf, um ihre eigne Macht zu behaupten. Sie fahen ein, daß fie 
jegt, nachdem fie eine Menge Arbeiter eingebüßt hatten, dem erlittenen 
Berluft durch die Herftellung einer ftrafferen Organifation ausgleichen 
mußten. Daher trat nicht nur ein mus allen Klubs und Vereinen be- 
ſchicktes Komitoͤ, welches ſich wöchentlid) mehrmals verſammelte, bei 
Wahmann in der eipziger Straße zufanımen, fondern ganz Berlin wurde 
auch von dem demofratifchen Klub, deflen Präfidium über 3000 Mann 
verfügen zu können fich rühmte, in 22 Bezirke eingetheilt, von denen ein 
jeder unter die Leitung eines demokratifchen Führers geftellt und mit ei- 
nem bejondern Ausichuffe verjehen ward. Die Mafchinenbauer waren 
inzwifchen zur Demokratie übergetreten, und auf die Handwerker wirkte 
der von Born geleitete Arbeiterverein ein. Dieder altpreußifchen Partei in 
der Seele verhaßte Reichsverweſerhuldigung, welche für ganz Deutjch- 
land auf den 6. Auguft ausgefchrieben war, gab den Demokraten Anlaß, 
eine große Demonftration zu veranftalten, um ihre verfügbare Mann 
ſchaft zu muftern. Wenn ihnen der unverantwortliche Reichsverwefer in 
Frankfurt Schlimmer als gleichgültig war, gewann ihre Demonftration doc 
infofern eine demofratifche Bedeutung, als durch diefelbe die Unterordnung * 
Preußens unter Dentfchland ausgedrüdt werden follte. Darum fetten fie 
auf ben genannten Tag einen deutjchthümelnden Zug nad) dem vor dem 
Hallifchen Thore gelegenen Kreuzberg an. Bor dem Opernhaufe war 
der Sammelplag. Um die Preußenthümler zu verfpotten, war bei My⸗ 
lius eine fchwarzsweiße Fahne herausgeftedt, dahingegen an der Artil⸗ 
[eries und Ingenieur-Schule, wo e8 zu einem Bolld-Tumulte kam, die 
preußiſchen Farben abgenommen werben mußten. An dem Zuge bethei⸗ 
ligten fi gegen 20,000 Mann. Wegen diefer imponirenden Menge 
machte ſich das von der Reaktion ebenfalld nad) dem Kreuzberge beor- 
derte Landvolk, welches dort Preußen⸗Lieder fingen und Skandal anfan- 


*) Hacrkort geht Hier von der falſchen Unterftellung aus, als ob nicht die 
große Bollamafje vermittelt der indirelten Steuern, ſondern hauptſächlich nur die 
Bauern ven Staatsjädel füllten! 
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gen follte, vor dem Eintreffen des demokratiſchen Heerzuges rechtzeitig 
aus dem Staube. Weil aber bei diefer Gelegenheit den Preußenthüm⸗ 
lern die preußifchen Kokarden abgeriffen worden waren, erließ ber Po- 
(zeipräfident von Bardelchen eine Verordnung, derzufolge von nım an 
weder mit den deutfchen noch mit dem preußifchen Farben ein Gepränge 
getrieben werden durfte. In Stettin gefhah am nämlichen Tage eine 
ähnliche Demonftration; denn hier zog eine große Menfchenmenge vor 
das Schloß und fang dafelbft das ber Tiedertafel vom Prinzen unter« 
fagte Lied: „Was ift des deutfchen Vaterland.” 

Ziemlich drei Wochen darauf fiel wieder in Berlin eine ernfte Ruhe⸗ 
ftörung vor. Den Anftoß dazu hatten die Realktionäre in Charlottenburg 
gegeben, wo bie beiden Brüder Bruno und Edgar Bauer den 20. Au⸗ 
guft in einer demokratiſchen Verſammlung von frechen Kindringlingen 
gemißhandelt worden waren. Edgar Bauer, damals ein Xıebling der 
„Rehberger,“ kam deßhalb nach Berlin und forderte die Arbeiter auf, 
die ihm zugefügte Unbill zu rächen. Bon ihm und von Dowiat anges 
feuert, unternahm fofort am 21. Auguſt die Berliner Arbeiterfchaft cinen 
Sturm auf das Hotel Kühlwetters, des Minifters des Innern. Da die⸗ 
fer fich geflüchtet Hatte, follte der Yuftizminifter Märker aufgefuht und 
von ihm die Freilaffung der politifchen Gefangenen verlangt werden. 
Aber auch der Yuftizminifter hielt e8 nicht für gerathen, zu Haufe zu 
bleiben, fonbern rettete fi in das Hotel Auerswald’s, des Miniſterprä⸗ 
fidenten, mo abends große Gefelihaft war. Hiedurch wurde der In⸗ 
grimm des Volls auf das letztgenannte Hotel gelentt. Die im Sturm 
anrüdende Schutzmannſchaft konnte nicht verhindern, daß an dem Hotel 
das Pflafter aufgewühlt, bie eiferne Rampe abgeriffen und die Fenſter 
‚eingeworfen wurden, und daß fich die fchmaufenden Herren und Damen 
drin im Saale vor den fliegenden Straßenfteinen Hinter die Säulen 
flüchten mußten. Die Bürgerwehr, welche gerade im Kroll’fchen Lokale 
die Erwählung Nimplers zum Kommandanten mit einem Zwedefien ge- 
feiert hatte, fam zu ſpät an; doch traf fie noch zeitig genug ein, um 
eine Barrifabe, welche auf Rudolph Schramm's Anordnung in ber Beh⸗ 
renftraße errichtet worden war, zu räumen und zu zerftören. Dießmal 
waren felbft die Mafchinenbauer, von denen manche Gcwehre befaßen, un- 
terweg® gewefen, um den Aufftand zu unterftügen; fie hatten mit den 
Schugleuten einen furzen Kampf, bei welchem Schüffe gewechfelt wurden, 
in der Nähe des Dranienburgerthores zn beftchen gehabt. Bei foldyen Ge— 
legenheiten zerbrachen die Arbeiter gewöhnlich die in den Straßen be- 
findlichen eifernen Geländer und bewaffneten fi) mit Eifenftäben. Ein- 
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mal wurden fogar die großen eifernen Gitterthore des Königlichen Schlof- 
fes mit einer folchen Kraft umgebogen und ausgehoben, als ob fie nur 
von Holz gewejen wären. 

Am 21. Auguft hatte das fogenannte „Krämer - Minifterium“ ge- 
ftürzt werden follen. In Folge diefes Vorgangs wurde auf Bauer und 
Dowiat gefahndet. Letzterer ließ fich verhaften und wurde zu fechsjähriger 
Feftungsftrafe verurtheilt; Bauer dagegen, immer gededt von einer ſtar⸗ 
fen Arbeiterwache, blieb noch längere Zeit in Berlin und agitirte weiter. 
Herr v. Unruhe fagt in diefer Beziehung a. a. O., ©. 96: 

„Die Bande der alten polizeilichen Aufficht waren allerdings gelöft 
und eine neue gefeßliche Ordnung wegen der Unthätigfeit und Schlaffheit der 
Behörden noch nicht eingeführt; aber der im Ganzen milde Sinn ber 
Bevölkerung trat doc hervor. Ohne denfelben wäre unmöglich ge- 
weſen, eine Stadt von 400,000 Einwohnern unmittelbar nad) folchen 
Creignifien, wie die de8 Monats März, fi) at Monate hindurch faft 
felbft zu überlaffen. Der richterlichen Gewalt legte die Bevölkerung, nn- 
erachtet der Agitation gegen die Anwendung der alten Gefege, Hein 
irgend nennenswerthes. Hinderniß in den Weg. Es fanden Berhaftun- 
gen und Verurtheilungen, fowie Vollſtreckung der Urtheile flatt.“ 

Edgar Bauer ‘flüchtete fpäter in's Ausland und lebte bis zum 
Jahre 1860 im englifchen Erile. Durch das lange vergebliche Warten 
auf einen neuen europäiſchen Umſchwung mürbe und energielos gewor- 
den, auch wohl nicht unweſentlich von ſeinem Bruder Bruno beeinflußt, 
ging er zur Kreuzzeitungspartei über, legte ein jämmerlich reumüthiges 
Bekenntniß in einem curriculum vitae ab, und erhielt für feine alten 
Tage, wie er glaubt, ein ficheres Brot. Rudolph Schramm, viel ober- 
flächlicher no) als Bauer, fehr ehrgeizig und dabei ftolz auf das erhei- 
rathete Geld, ging, nachdem er fich fchon in England zweidentig benom- 
men hatte, 1864 öffentlich zu Bismard über, verlangte geabelt zu wer- 
den und wurde mit einem Konfulat in Italien abgefunden. Ein drit⸗ 
ter Arbeiterführer jener Zeit, Braß, von welchem Pierfig in feinen My⸗ 
ferien der Berliner Demofratie ſchreibt: 

„Im Mai, gleichzeitig mit den Katzenmuſiken, *) begannen and die 
demofratifchen Umtriebe in der Landwehr, welche der fi) demofrati- 
her Landwehrmann zeichuende Jude Braß beforgte,“ ift Redak⸗ 


*, Die Katzenmuſilen famen in Berlin früßzeitig in Berruf, da man die 
Entdeckung machte, daß die Realtionäre fie aufführen ließen, um die Demolraten 
gehäflig zu machen. 


teur der Bismard’fchen Norbdeutfchen Allgemeinen Zeitung geworden. 
Lothar Bucher, ein Kalt berechnender Egoift, der nach einer Furzen fozia- 
Tiftifchen Anwandelung als vortragender Rath im Minifterrum des 
Aeußern angeftellt wurde, war nie Ürbeiterführer, fondern gehörte zur 
„anftändigen“ Demokratie. 

Alle diefe Männer, nebft manchen Andern, deren demofratifches Be- 
kenntniß nicht aus der Tiefe geiftigen Lebens quoll, find gebrochen ; fie 
haben raſch die Schwung-. und Sprungfraft, die Herzensfrifche verloren. 
Bon ihnen gilt das bei der Bertheidigung Mögling’8 vom Advokaten 
Küchler trefflich gefprohene Wort: „Die Revolution verbraucht ihre 
Männer fehnell, raſch ſchwingt fich ihr Rad, und die einmal auf deſſen 
Höhe geftanden, werden fehnell wieder binabgeführt in Dunkel und Ver⸗ 
gefienheit.” (S. „Hans Lorenz Küchler,“ von I. Benedey im „Album 
von Combe-Barin,” Zürich 1861.) 

Die Urbeiterfchaft Berlin’8 hatte für ganz Preußen die Revolution 
des 18. März gefchlagen. Kein Wunder, daß fie über die mit ihrem 
Blute erfauften Errungenfchaften wachte und es übel aufnahm, als die 
vereinbarende Verſammlung, welhe in der Sing-Alabemie tagte, 
einen Antrag auf Anerkennung der Revolution ablehnte. Doch reſpek⸗ 
tirten die Arbeiter die Unverleglichkeit der Abgeordneten felbft in dem 
Prinzen von Preußen, obgleich fie fich gegen deſſen Rückkehr, wie oben 
erzählt wurde, unzweidentig erflärt hatten. Indeß gab es Abgeordnete, 
die ſowohl völlig anfisrevolutionär waren, als auch, wenn ihnen von 
ihren Wählern da8 Vertrauen entzogen worden war, ihr Mandat nicht 
niederlegten. So blieben die Herren Bauer, Sydow, Prediger Jonas 
und Geheimerath Jonas, unbefümmert um die ihnen von ihren Wahl- 
freifen eriheilten Mißtrauens⸗Voten, in der preußifchen National-Ber- 
fammlung und trieben ihre Kollegen zu realtionären Befchlüffen an. 
Andere, wie 3. B. der frühere Minifter Arnim, wollten die großen 
Städte vertilgt wifjen, weil diefe Nichts als Heerlager der Revolution feien. 

Nachdem fich derlei Abgeordnete durch ihre Neden immer mehr ver- 
haft gemacht hatten, fahen fie ſich manchmal einigen Kleinen Unannehm⸗ 
Iichleiten beim Heraustreten aus dei Berfammlung ausgeſetzt. Obfchon 
nun mehrere Abgeordnete firenge Mafregeln zum Zwede ihres Schuges 
wünjchten, drang dod am 15. Juni. a der Antrag des Abgeord- 
neten Uhlich durch, des Inhalte: „Die Berfammlung wolle befchlie- 
fen, daß fie feines Schutes Bewaffneter. bedarf und fi) unter den 
Schutz der Berliner Bevölkerung ftellt;" indeß wurde fchon Tags 
darauf von der nämlichen Verfammlung auf Riedel's Empfehlung be- 
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ſchloſſen: — „Auch die Verſammlung als folche ift umverletlich, und jeder 
gewaltfame Angriff gegen biefelbe als Hochverrath zu beftrafen :* — eine 
Faſſung, die allerdings nicht Die einzelnen Abgeordneten außerhalb der Ver⸗ 
fammlung ſchützte. Zweimal hauptſächlich umlagerten darauf die Arbeiter 
die Berfammlung und drohten die Mitglieder der Nechten aufzuheben: das 
eine Mal, als es fi) in Folge der weiter unten zu befprecdjenden Schweid- 
niter Vorfälle um den Stein’schen Antrag, da8 andere Mal, als es fi um 
die bewaffnete Unterftügung der Wiener Revolutionäre handelte. Ueber die 
Thatfache, daß den Mitgliedern der Nechten mit Aufhängen gedroht 
worden war, berichtete am 19. Oktober der Abgeordnete Meuſebach: „Ich 
habe wohl bemerkt, daß die Haltung der Menge geftern nidjt bedroh— 
lih war; es fchien mir mehr, als wollte fid; ber Volks⸗Humor ber 
Menge nur in fymbolifhen Demonftrationen fundgeben ; aber der Volks⸗ 
Humor muß feine Gränzen haben.” Freilich waren dergleichen Späße, 
welche von den Engländer practical jokes genannt werden, nicht nad) 
Jedermanns Gefchmade, zumal da die Bürgerwehr und die Mitglieder 
der Linken Hin und wieder die Minifter und die Mitglieder der echten 
vor dent drohenden Volke fehügen zu müffen glaubten; allein die Ta- 
deler follen bedenfen, daß die Reaktion nit nur zu desfallfigen Auf- 
tritten veizte, fondern daß fie auch mit üblem Beifpiele voranging. 
So waren 3. B. glei nad) dem Auftauchen der neuen Schugmann- 
fhaft gegen 600 Konftabler in den DeputirtensSaal eingedrungen, hats 
ten fich auf die Gallerien, in die Korridore, in die Gänge poftirt und 
“ mußten vom Borfitsenden, ber nicht in der Gegenwart Bewaffneter ver⸗ 
handeln laſſen durfte, binausgewiefen werben. *) | 
Unfchuldigerer Natur war die am 5. Oftober vorgenommene feierliche 
Verbrennung des proviforifchen realtionären Bürgerwehrgefcges, die vom 





*) Selbft Hr. v. Unruh ift der Anfiht, daß von den Umlagerungen des 
Schauſpielhauſes und den damit verfnüpften Vorfällen die Reaktionäre die eigent- 
fichen Urheber waren. Er fchreibt darüber (a. a. O., ©. 102): 

„Mehrere mit dem Volle fonft bekannte Abgeordnete verficherten, daß die 
Menge fie wenig beachte und unter dem Einfluffe ihnen ganz unbefannter Per- 
fonen ſtehen müſſe. Wenn man dieſen Umftand mit der am 17. Oktober erfolgten 
Verhaftung und der fpäter geſchehenen Berurtheilung eines Mitgliedes des ſo— 
genannten Junker⸗Parlaments zufammenhält, fo fcheint wirklich die Vermuthung 
nicht unbegründet, daß einzelne zur reaktionären Partei gehörige Perfonen auf 
irgend eine Weife bie Bewegung gefördert haben.“ 
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bemofratifchen Bürgerwehrverein ausging und bei welcher ſich die Arbeiter 
nur nebenher betheiligten. Die feierliche Handlung wurde vor der Sing» 
Akademie vollzogen. Den dabei veranftalteten Zug eröffnete ein Mann mit 
einer Tafel, worauf gefchrieben ftand: „WBürgerwehrgefeß vom 4. Oftober.“ 
Dann Fam ein Efel, an defien Schwanz das Gefet gebunden war. Natürs 
lid) fehlte aud) eine Fahne nit. Nachdem die Verbrennung ftattgefunden 
hatte, fehritt die Bürgerwehr ein, worauf „Vater“ Karbe das Volk er- 
mahnte, ruhig „nad; Haufe zu gehen, um fich ber Freiheit würdig zu 
zeigen.“ 

Der am 25. Dftober in Berlin tagende bemofratifche Kongreß, 
welcher fich felbft als gefcheitert anfehen mußte, übte auf die Verhältniffe 
der Hauptftabt feinen Einfluß aus. Denn ber auf einer Volksverſamm⸗ 
lung gefaßte Beſchluß, dem Wiener Aufftande Hülfe zu leiſten, rührte 
von dem in Berlin lebenden Auge her. Dagegen fiel kurz vor bem Kon⸗ 
greß ein heftiger Zufammenftoß zwifchen der Bürgerwehr und ben Arbei⸗ 
tern vor, welcher fehr folgenreich hätte werben fünnen. Auf dem Köpnider 
Felde nämlich, wo die KanalsArbeiter befchäftigt waren, follte eine Mas 
fine in Anwendung gebracht werben, doch wurde diefelbe von den Arbei⸗ 
tern, weil fie fi in ihrer Eriftenz bedroht fühlten, befchädigt. Am 16 
Oktober wurde daher ein Bataillon VBürgerwehr an Drt und Stelle ge- 
ſchickt und felbiges® gab auf die Arbeiter, obſchon fie fih ihm nicht in 
feindfeliger Abſicht näherten, fofort Feuer. Die Folge hiervon. war, daß 
in Berlin am 17. Oftober ein großer Tumult ausbrach, bei dem es nicht 
ohne Todte und Verwundete abging. Denn wiemohl Walded, d’ Efter und 
Berends die Urbeiter zu befänftigen fuchten, was theilmeife auch gelang, 
mußte doch eine in der Roßſtraße errichtete und mit Härtnädigfeit ver⸗ 
theidigte Barrifade von der Bürgerwehr mit ftürmender Hand genommen 
werben. Um den Aufruhr zu unterdrüden, waren fämmtliche 30.000 Dann - 
der Bürgerwehr auf den Beinen. Dan ftellte den Arbeitern vor, daß 
Arbeiter und Bürger fi verföhnen und ihre Kräfte gegen den gemein« 
fchaftlihen Feind, gegen die Reaktion, vereinigt halten müßten; Walded 
namentlich fagte: fo weit wie in Paris fer man noch nicht gelommen. 
In einer Petition der Arbeiter wurde jetzt das Staatsminifterium erjucht, 
die gemeinfchaftliche Beerdigung der gefallenen Bürgerwehrmänner und 
Arbeiter aus Staatsmitteln zu decken und ebenfo für Verwundete und 
Hinterbliebene Sorge zu tragen. Um die Arbeiter zu verföhnen, unters 
ftüßte die Linke der Berliner Nationalverfamnlung nicht nur dieſe Petition, 
fondern fie betheiligte fich auch am Leichenbegängniſſe und verlangte, daß 
den Arbeitern die beiden Arbeitstage, die fie im Konflikte mit der Bür- 
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gerwehr verloren Hatten, erfegt würden. Zu einer folchen Verföhnlichkeit 
hatte man bei biefem prinziplofen Arbeiterputfch auc volle Urfache. Denn 
fhon hatte Wrangel eine Parade in Berlin abgehalten und in einem 
Armeebefehl mit den fcharfgefchliffenen Säbeln und der blanfen Kugel 
im Lauf gedroht. Er wartete bloß auf eine günftige Gelegenheit, um in 
Berlin einzurüden. Das wäre bereits gefchehen, wenn die Reaktion 
den von der Demokratie bearbeiteten Soldaten getraut hätte. ‚Die jebt 
auf den nächſten Dörfern ftehenden Truppen zählten mit der Garnifon 
Berlin’s 47.500 Dann, die von 60 befpannten Kanonen unterftügt 
wurben. 

Auf welche Weife die Truppen von der Reaktion gegen bie Demo- 
fraten aufgeftachelt wurden, erhellt zur Genüge aus der unter fie ver- 
theilten, im November 1848 erſchienenen Schrift: „Gegen Demokraten 
helfen nur Soldaten“ (Berlin, Deder’sche Gcheime Ober-Hofbuhhdruderei). 
Darin heißt e8: 

„Als am 20. März die treuen Truppen, die den König und fein 
Haus gegen fremdes Mordgefindel vertheidigt hatten, die Stadt 
Berlin auf den Befehl des Königs verlaffen mußten und die glorreiche 
Revolution gemacht war, ber fich jeßt jeder brave Preuße fchämt, da 
fpieen die Demokraten die Truppen an und nannten fie Bluthbunde, 
ein Titel, der ihnen geblieben ift, bi8 man im Juli anfing, ihre Freund— 
Schaft zu fucchen, weil man anfing ihre Treue zu fürchten. Die Leichen der 
für den König gefallenen treuen Soldaten wurden nidt für würdig 
gehalten, am 22. März mit den Leibern der Märghelden in dem Fried— 
rihshain beerdigt zu werben. .... Als in Schleswig diefelben Regi— 
menter neue Lorbeeren den alten hinzufügten, feine Freude durfte in der 
Heimath laut werben. E8 waren die Bluthunde, e8 waren die der 
dumpften Söldner, bie unter der Knute der altpreußifchen 
Disziplin die Freiheit der Holfteiner und Schleswiger zugleich er- 
kämpften und vernidhteten. Als in Pofen die braven Pommern, Schlefier 
und Kofener den Aufruhr mit ftarker Hand bändigten, fein Wort des 
Beifalls durfte laut werden, nur zarte, aber ftetS erneuerte Klagen über die 
Drangfale des von ihnen felbft heraufbefchworenen Krieges, nur Trauer 
über das Mißlingen des durch die verthierte Soldateska zerjchmet- 
terten Aufruhrs wurde in dem Munde jedes wahren Demokraten, in 
allen öffentlichen Verhandlungen und Blättern laut. Für eure Leiden, 
eure Mühen, eure Gefahren und Entbehrungen, für 
den Ruin eurer Familien, die ihr in Noth und Sorgen 
zurüdgelaffen, als euer König euch rief, um die Provinz 
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und eure deutfhen Brüder in derfelben zu reiten, hatte 
feiner ein Mitgefühl, feiner ein Wort der Anerfennung. 
.... Und als im Mai die freien Mainzer Bürger die preußifchen Sol⸗ 
daten meuhlings ermordeten, da machte in der Frankfurter Reichs⸗ 
verfammtlung, von der ihr auch wohl jchon gehört haben werdet, daß fie 
einen Kaifer, den fie Verweſer nennen, über unfern lebendigen König 
gefettt haben, der Abgeordnete Zitz (ic) muß den Ehrenmann nennen, er 
fönnte euch einmal begegnen), ein Freund von dem Robert Blum, der in 
Wien fein gebührendes Ende gefunden, den Vorſchlag, alle preußifchen 
Zruppen ſogleich aus Mainz zu verjagen, fie könnten ſich einmal wehren 
und dann ftände Bürgerblut auf dem Spiel, und jedenfalls fei der 
freiheitsfeindlihen Soldatesfa das Tragen der Säbel zu 
verbieten... .. Und fo ging es fort. Nur die Freifchaaren, vor denen 
jedem Holfteiner und Schleswiger die Haut fehaudert, wenn er an fie 
denkt, fanden Gnade und Ruhm und Ehre in den Augen der Demofra- 
ten, und einigermaßen die VBürgerwehr, wenn fie fich irgendwo recht 
läſſig und feige oder auffäßig und rebellifch gezeigt Hatte; ihr aber, meine 
treuen und tapfern Kameraden, bliebt die Bluthunde und die ent- 
menfhte Soldatesfa, bis fid etwa im Monat Juli der Blick der 
Demofraten auf die ungebrochene Kraft der Aruee lenkte und fie zufam- 
menfchredten vor ihrem treuen Sinn und ftarfen Arm. Bon da an fingen 
fie ein anderes Spiel an, wenngleich folche Angriffe, wie in Mainz, 
nebenher, 3. B. in Düffeldorf, auch noch vorfamen, ber Stadt, die fid) 
befonder® dadurch auszeichnet, daß die dortigen Demofraten 
die Shmadh foweit getrieben haben, nad; eurem König 
und Kriegsherren bei der Durdreife mit Shmuß zu 
werfen.“ 

Das Heer wurde von ber fozialen Reaktion beberrfcht. Denn die 
meiften® dem Abelsftande angehörigen Offiziere, welche die Soldaten in 
der Treue erhielten, erblicdten im Heere eine Verforgungsanftalt, jo daß 
fie nicht bloß durd, ihren Eid und ihren Begriff von der Ehre, fondern 
auch durch ihre Verbindungen und namentlich durd) die Sorge für ihre 
Eriftenz auf die Niederwerfung der Demokratie angewiefen waren. 

Die Reaktion, nad) einem ſchicklichen Vorwande fpähend, um das in 
der Umgegend von Berlin angefanmelte Heer in die Stadt einrüden zu 
laſſen, fuchte einen Aufftand hervorzurufen, zu defien ſchneller Bemeiſterung 
die Bürgerwehr außer Stande wäre. Unter Andern wurde der mit ihr 
einverftandene Meberläufer Held dazu auserfehen, einen ſolchen Aufftand 
in Szene zu fegen. Theils deßhalb, theil® aber auch, weil Held eine 


Zeit lang durch feine Stentorftimme die Arbeiter Berlin's zu beeinfluffen 
und irre zu leiten verftand, fehen wir uns genöthigt, ihm einige Betradh- 
tungen zu widmen. 

Held war feit jener großen Demonftration gegen ben Prinzen von 
Preußen, bei welcher er den Sturz bes Minifteriums abgelentt und den 
Ausbruch einer für das fönigliche Haus verhängnißvollen Revolution ver- 
hütet hatte, mit der feudaliftifchen Partei in nahe Beziehung getreten und 
allmählih um den größten Theil feines Einfluffes gefommen. Fortwäh- 
rend wegen feines Berhältniffes zur Reaktion angegriffen, vertheidigte er 
fih anfangs flegreich mit der Gegenbefchuldigung, daß ihn die übrigen 
Bolfsführer aus purem Neid megen feines Anfehen® bei den Ürbeitern 
verleumdeten. Endlih aber ward er duch Lift feiner Verbindung 
mit der Ariftolratie überführt. Am 2. September nämlich erhielt er von 
Yräulein DO. v. Hafe ein Hand«Billet, welches ihn zum Thee einlud und 
ihm mittheilte, daß Frau von *** die Belanntfchaft des großen Volks⸗ 
mannes zu machen wünfche. Held, gleich dem Elephanten- Männchen in 
bie Yalle gelodt von einem Weibchen, ftellte ſich pünktlich ein. Er traf 
bei feiner intriganten Gaftfreundin den Baron von Katte, den Präfiden- 
ten bes Preußenvereinsd. Zugleich hatte Fräulein von Hake aber auch an 
Held’8 erbitterten Feind Dohm gefchrieben und diefem gemeldet, Held 
werde mit Herren v. Katte bei ihr eine Zufammenkunft haben, weßhalb 
fie ihn abends act Uhr zum Beſuch bitte. Die zu Protokoll gegebenen 
Ausfagen des Fräuleins v. Hake überführten darauf Held der Verſchwö⸗ 
rung mit der Üriftofratie. Umfonft fuchte er fi) noch länger dadurch in 
der Volksgunſt zu erhalten, daß er in einem Plakate am 13. September 
das Volk über das noch einzige Mittel, die foziale Wohlfahrt Herzuftellen, 
aufzuklären verfprad). Vielleicht meinte er damit jenes Mittel, über welches 
er in Nr. 50 feiner „Lokomotive“ gefchrieben hatte: 

„Wir bemerfen, daß es — foviel uns belannt geworden — unter 
den Homöopathifchen Arzneikräften, welche bekanntlich unſchädlich find, aller= 
dings einige gibt, dur, deren Anwendung oder Nichtanwendung die Em- 
pfängnig ganz in die Willfür der Ehegatten gelegt werben Tann.“ 

Das geheimnißvolle Bild von den „vielen unbelannten Berhältnifien,“ 
in bie er Einficht genommen zu haben behauptete und die „im Intereſſe 
des Volkes ausbeuten“ zu wollen er verhieß, entkräftete indeß nicht bie 
Sehäffigkeit des nun völlig erwiefenen Faktums: — feines Einverftänd- 
nifjes mit der Realtion. 

Held gibt in feinem Buche: „Deutfchlands Lehrjahre oder deutſche 
Nevolutionsgefhichten” über feine Beziehung zu Hrn. v. Katte (auf Seite 
349) den wachfolgenden Aufſchluß: 
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„Abgeſehen davon,“ fagt er, „daß bei einzelnen Heinen Tumulten erwieſe⸗ 
nermaßen Agenten jener (reaktionären) Partei als Aufwiegler thätig waren, 
fo ift es auch eine von uns zu verbürgende Thatſache, daß dem ſchon 
mehrfach genannten Demagogen Held durch den Präfidenten des Preu⸗ 
Kenvereins, einen gewiffen von Satte, das Anerbieten einer Summe von 
25.000 Thalern gemacht wurde, um feinen noch übrigen Einfluß zur Ber- 
anftaltung einer größeren Revolte zu verwenden.“ 

Da Held feine damalige Verbindung mit der Ariftofratie nicht ab- 
läugnen fann, gibt er in dem erwähnten Buche folgende Erklärung ab 
(pag. 270): 

„E8 war vorzugsweife die überall ertönende gerechte Klage, daß 
die Volksmänner immer nur fchwagten und niemals handelten, — wo⸗ 
dur in Held ber Plan auffeimte, einmal Etwas zu thun. Zufolge feiner 
mehrjährigen publiziftifchen Wirkſamkeit trug er ein neues Staatsprinzip 
in feinem Kopfe“ (— warum gerade im Kopfe? —) „umher, nad) 
welchen die Berfaffung eines Staats eine foziale Bafis haben, 
m einer Ariſtokratie der Intelligenz feine Strebepfeiler finden 
und in einem repräfentirenden Monarchen gipfeln follte. Ein folche Ber- 
faffung, die Held bis in die kleinſten Details ausgearbeitet zu haben be= 
hauptete und die alfo (?) fir und fertig war, follte feiner Idee zufolge 
ganz Deutfchland innerhalb feiner Gränzen zu einem durchaus einheitlichen 
Staate mahen. Was den Weg zum Biele betrifft, fo gab die Idee dar- 
über Folgendes an: 

„Preußen muß die Revolution von Neuem und mit ganzem Exnfte 
in die Hand nehmen, zu welchem Zwecke es nöthig ift, in Preußen alle 
Parteien für das gemeinfchaftliche Ziel zu einigen. Um die bereits außer⸗ 
ordentlich ſtark gewordene royaliftifche und Militär-Partet zur Seite zu 
haben, muß fich die Krone felbft für die Nevolution ausſprechen. In 
Betracht aber, daß der König für feine Perſon einer ſolchen Wolle, 
in der er fhon einmal ohne Erfolg aufgetreten ift, abhold fein muß, 
zeigt fich in der Perfon des Prinzen von Preußen, al® bes legitinen 
Thronfolgers, ein durchaus paffender Bannerträger. Alle Umftände fpre= 
chen dafür, daß ber König zu Gunften bes Prinzen refigniren, und daß 
diefer Letztere, als entjchloffener, worttreuer und zuverläffiger Mann, mit 
Freuden bereit fein wird, cine große welthiftorifche Miflion zu über- 
nehmen. Zur Wahrung aller Volksrechte wird e8 genügend fein, ihm für 
die Zeit der revolutionären Umgeftaltung einen Volfstribun zur Seite 
zu ftelen. Die Revolution felbft wird aus folgenden Aften beftchen: 
Thronbefteigung des Prinzen von Preußen; Auflöfung der National- 
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verfammlung in Berlin; Borausverfündigung der bi8 zum Schluß der 
Revolution zu fuspendirenden Berfaffung des deutfchen Reichs; Er- 
Härung des neuen Königs von Preußen zum Könige von Deutfchland ; 
Froflamirung des Kriegszuftandes in Preußen; Aufforderung an alle 
Länder deutſcher Zunge, unter Mebiatifirung ihrer Fürften dem neuen 
deutfchen Reiche durch Anſchluß an Preußen beizutreten; Kriegserflärung 
gegen alle widerftrebenden Elemente; Sicherung gegen fremdländifche 
Intervention durch die Unterftügung der Infurreftionen Italiens, Ungarns 
und Polens.” — 

Borftehender Reaktions - Plan, von welchem Held die BVaterfchaft 
übernommen hat, war dazu angethan, vermittelft eines Staatsſtreichs 
erft die Herrfchaft der Junker in Preußen ficher zu ftellen und dann die 
junferlich preußifche Wirthfchaft, unter nationalem Aushängefchilde und 
mit Befeitigung der fozialen Freiheits-Idee, über das ganze Deutfchland 
auszudehnen. Das komödienhafte Heldenthum des Volkstribunats zur 
Seite eines aufgefrifchten, durch nationalen humbug verftärkten abſolu⸗ 
tiftifchen Königthums, welches fich des deutſchen Einheitöftrebens als einer 
eifernen Zuchtruthe bedienen follte, um damit die Treiheitsbeftrebungen 
niederzufchlagen, ift fo ſchlau ausgedacht, daß Held ficher den Ruhm 
und Preis verdient hat, womit ihn 1848 folgendes Gedicht überjchüttete: 


„Bas Leben im Traum. 

Ver ift der Heros, der der Dummheit Phalanx ſchlägt, 
Der Schwert und Lanze in dem eh’rnen Buſen trägt? 

. Wer ift der Nimrod, den Europa jauchzend nennt, 
Den über’8 Meer die Talte und die warme Bone fenıt? 
Der Atlas, der den Staat auf feine ſtarken Schultern hebt, 
Bor dem des Ares Satelliten-Horde grimmig bebt? 
In dem noch ungeboren fehläft die neue, ſchön're Welt? 

Der brave Held! 


Ber ift der Seladon, um den fich Holde Engel jchaaren, 

Mit dem die Milde und die Liebe finnig zart ſich paaren ? 

Wer ift der Alkibiades, den undankbar die Fürſten ächten? 

Der Wafhington, den Deipotie und Sklavenſeelen Inechten ? 

Wer ift der Menſchheit Retter, der den Himmel auf die Erde rief, 

Die Treue und den Glauben, der jo lange jchlief? 

— An dem, wie an dem elfen, jede Zorneswoge leicht zerichellt ? 
Der brave Held! 
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Auf, Deutſchlands Söhne, hebt die Humpen hoch und frei, 

Berjagt der Sorge und des Unmuths düſtre Scheu, 

Stoßt an! Das Yeld der gold’nen Freiheit if gewonnen, 

Das Vaterland umleuchten taufend Hoffnungsfonnen, 

Die Einigkeit und des Bemeinfinns Kinder find geboren, 

Ihr, ihr jei jet ein em’ger Eid gejchworen! 

Ein Gott hält, trägt und ſchützt die neue deutſche Welt, 
Mit ihm flieht treu und feft im Bund der brave Held. 

Seine Verbindung mit der feudalen Partei hatte Held abgeläugnet, 
fo lange e8 ging. Nachdem durch die Intrigue des Fräuleins von Hake 
das längere Läugnen unmöglicd) geworden, da gibt er vor, er habe fid) 
durch die Bermittelung der Anhänger des Prinzen mit legterem in Ber- 
bindung feßen wollen und fei bloß aus diefem Grunde mit Heren von 
Katte in Berkehr getreten. Der Herr von Katte aber, der Präfident 
des Preußenvereins, ift gerade der Mann, welcher, wie uns Held felbft 
erzählt, ihm fpäter 25,000 Thaler anbot, wenn er ben Reft feines 
Einfluffes daran fegen wolle, um einen Aufftand hervorzurufen, welcher 
für das Einrüden der um Berlin lagernden Truppen zum Borwand 
zu dienen geeignet fei. | 

Suchte aber Held etwa einen ſolchen Aufftand, der dem Preußen 
verein 25,000 Thaler werth fchien, nicht hervorzurufen? Laſſen wir ihn 
felbft fprechen. Er erzählt uns im angeführten Buche: 

„In der erften Zeit, als fich bei der Ernennung bes Grafen Bran- 
denburg zum Chef eines neu zu bildenden Minifteriums in der Berliner 
Bevölkerung ein revolutionärer Geift zeigte, mußte man glauben, das 
Bolf würde dem Einrüden der Truppen nad dem Borbilde Wiens 
einen energifchen Widerſtand entgegenfegen. Im diefem Glauben gefchah 
es fogar, daß der mehrfach, genannte Volfsleiter Held troß des Miß- 
kredits, in welchem er ftand, mittelft eines Plafats auf die Nothwendig- 
feit hinwies, daß fich die Hauptftadt auf mehrere Tage verproviantire, 
um durch eine BZernirung nicht glei) anfangs in Noth zu gerathen. 
Allein, wie wenig das Bolf zu einem wirklichen Widerftande entjchloffen 
war, geht wohl am Klarſten aus dem Schidfale hervor, dem diefe Ver⸗ 
proviantirungsidee verfiel. Ein gewifier Dr. Cohnfeldt, der unter dem 
Namen „„Buddelmeier““ burleske Flugfchriften im Berliner Sargon her⸗ 
ausgab und den genannten Demagogen im Intereſſe der Reaktion (??!) 
fhon von jeher mittelft folcher Flugblätter theils dem Haffe, theils dem 
Spotte preiszugeben verſucht hatte, perfiflixte jenen Vorſchlag durch ein 
Blatt, welches die Weberfchrift führte: „Berlin, verproviantire bir; dein 
großer Held bat Hunger!“ 





— 14 — 


Der Präſident des Preußenvereins, Herr von Katte, mit dem der 
„mehrfach genannte Volksleiter“ verkehrt Hatte, angeblich um den Prin- 
zen von Preußen für das von Held „im Kopfe herumgetragene Staats- 
prinzip“ zu gewinnen, hatte während jenes Umgangs eine fo gute Mei- 
nung vom „mehrfach genannten Volfsleiter” gewonnen, daß er denfelben 
nicht zu beleidigen glaubte, wenn er ihm für die Rolle eines agent pro- 
vocateur 25,000 Thaler anbot. Und was that ber große, der brave, der 
unbeftechliche Held ? Er rieth Berlin an, fi) auf mehrere Tage zu ver- 
proviantiren! Er hatte Hunger! 

Noch muß. zur Charakteriftit Held’8 erwähnt werben, daß er: bald in 
dem angeführten Buche den Prinzen von Preußen für den Mann ber 
Situation des Jahres 1848 hält, bald dagegen Guſtav Struve als ben 
Einzigen bezeichnet, der Teutjchland Hätte einig machen können. Zwar ift 
das Eine fo fonfus wie das Andere; aber man möchte bei fo grellem 
Widerfpruche fragen: Wie reimt fich das zufammen ? 

Alſo von einem ſolchen Manne ließen fich eine Zeit lang die Ber- 
liner Arbeiter narren! Leider theilt uns Held über die „foziale” Baſis 
der zu oftroyirenden Verfafjung, die wohl nicht fehr demofratifch gewefen 
wäre, nichts Näheres mit. Allein eine Verfaffung, die vermittelft eines 
Staatsftreiches in Ausficht geftellt war, konnte auch, meun fie wirflich 
eingeführt wurde, vermittelft eines Staatsftreiches wieder zurüdgezogen 
werden. Ein ſolcher Gewaltakt war jedenfalls Fein geeignetes Mittel, um 
in Preußen und im übrigen Deutfchland die demofratifche Partei für die 
Held'ſche Idee zu gewinnen. Lettere Lich fich erſt nach der mit dem 
Nationals-Berein zu Stande gebrachten Zerfegung der Demofratie von 
Bismard ausführen. 

Wollte der vierte Stand mit den übrigen Ständen zur Gleichberech⸗ 
tigung empordringen, fo vermochte er fein Ziel nur durch revolutionären 
Kampf zu erreichen. Die Bewegung ging dann von Unten nad) Oben, 
nicht aber, wie Held es vorjhlug, von Oben nad Unten. Die Ar- 
beiter konnten bloß in einem Kampfe fiegen, welcher die von Held befür- 
wortete Webereinftimmung mit der feudaliftifhen Partei ausfchloß. Der 
Held’fche Vorſchlag lief darauf hinaus, der vor dem März herrſchenden 
Ariftofratie das Heft früher zurüdzugeben, als biefelbe e8 auf dem lang- 
famen Wege friedlicherer Reaktion wieder zu erlangen hoffen konnte. Held 
fpielte den Demokraten und Sogialiften, während er für die Reaktion 
Propaganda machte. Er tänfchte das Volk. Wäre er, anftatt lange feine 
Doppelrolle zu fpielen, mit feinem Plane bald nad, den Märztagen her- 
ausgerückt, fo würde er zwar auch der allgemeinen Verjpottung verfallen 
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fein, allein der Vorwurf des Verraths und der Täufchung hätte ihn doch 
nicht fo ftarf getroffen. Was aber den durch Held vorgefchlagenen Rüdtritt 
des feitherigen Herrſchers zu Gunften des Thronfolgers anlangt, fo war 
derfelbe in der Bewegung von 1848 cin beliebtes reaftionäres Mittelchen, 
welche8 darauf berechnet war, durdy den Wechfel das abgeſchwächte Ver- 
trauen der Unterthanen zu beleben, da8 monarchiſche Prinzip aufzufrifchen 
und den Glauben an eine neue Aera vege zu machen. Zwiſchen Held 
und den fpäteren Gothaern und National-Bereinlern war nur der Unter- 
ſchied, daß erfterer fic der Konfequenzen feines Nlanes viel mehr bewußt 
war, als die beiden legteren, daß er alſo mit Abficht und Vorbedacht 
dem abjoluten Königthum in die Hände arbeitete und daR er der Sunfer- 
fhaft auch die foziale Idee dienftbar machen wollte. 

ALS endlich jedem Auge erfichtlich die Reaktion über Preußen her— 
einbrach, da jchien ſich unter Rimpler's Führung anfangs die Bürger- 
wehr mit den Arbeitern zur Abwehr vereinigen zu wollen. Weil dieſe 
jedoch von der unter Unruh's Vorſitze vereinbarenden Berliner National- 
Berfammlung abhängig gemacht wurde, beruhigte man fich in ber Folge 
mit dem pafliven Widerftande und ließ geduldig, indem man eine Fauft 
in der Zafche machte, den Kriegszuftand über fic ergehen. Selbft die 
Entwafinung lieh fih die Bürgerwehr gefallen: nur wurden die Liften 
verbrannt, um die genaue Kontrolle unmöglicd) zu machen, und der vierte 
Theil der Bürgerwehrmänner überlieferte feine Waffen den Arbeitern, wo⸗ 
durch denfelben Fein anderer Gewinn erwuchs, als daß ihnen Hausfuchun- 
gen zugezogen wurden. Somit gelangte bei diefem Theile der Bürger- 
wehr das Recht der allgemeinen Volksbewaffnung zur praftifchen Aner: 
fennung, als die Bürger felbft die Waffen, die fie fiegreich gegen die 
Ürbeiter gebraucht, vor dem Militär geftredt und jeden Gedanken an 
Widerftand aufgegeben Hatten. Nachdem Wien fchon erobert worden 
war, wurbe durch die Unterwürfigfeit Berlin’s für ganz Dentfchland ber 
Triumph der Reaktion entfchieden. Die Bürger hegten mehr Furcht vor 
dem niebern Volke, ale vor der Wiederkehr des abjolutiftifchen Regiments. 
Die Bourgeoifie hatte freilich Hierzu volle Urfahe. Dagegen wäre wohl 
die Anbahnung einer Verftändigung zwifchen dem befcheidenen Mittel- 
und Heinen Bürgerftande einerfeits, und dem Arbeiterftande andrerfeits, 
wie damals die Berhältniffe lagen, nicht unthunlich geweſen, wofern nur 
die Führer fih die große Gefahr vergegenwärtigt hätten, die durch bie 
gegenfeitige Abſchwächung immer näher rüdte. Indem die Bürgerfchaft 
das revolutionäre Arbeiterthum, anftatt ſich mit ihm auf einer für beide 
Theile billigen Grundlage zu vereinigen, mit gewaffneter Hand unbedingt 
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im Zaume ‚hielt und ſich in ben Mantel der Gefetzlichkeit hüllte, vollzog 
fie die Auheftiftung, die den ungefchminkten Reaktionären feit den März- 
tagen unmöglich geworden war. Da die Gefege aber, welche fie anzief, 
aus der vormärzlichen Periode unumfchränfter Herrſchaft ftammten, fo 
mußte fie Hierdurch ſchon allein die Reaktion, vor welcher fie fich ficher 
wähnte, unfehlbar herbeiführen. Der durd) den Märzfturm gefchaffene 
Zuſtand charafterifirte fi in jeder Beziehung durch feine Konfufion und 
Halbheit. Der Ausgang der Kämpfe in Wien und Berlin war für das 
Schidfal der Bewegung im ganzen Deutfchland maßgebend. In beiden 
Hauptftädten hatte die Revolution wicderholt günftige Chancen, die nicht 
benugt wurden, weil die rechten Führer fehlten und weil die Vertreter 
der fozialen und nationalen Sache einander befänpften. 

In den Tagen, wo das Bürgertum Frankreichs für feine Gleich— 
berechtigung fänıpfte, hatte die Nationalgarde zum Schuß der bürgerlichen 
Freiheiten gegen die von Oben kommenden willfürlichen Handlungen ge- 
dient. In Deutfchland dagegen wurde die Bürgerwehr nur zur Auf- 
rechterhaltung der Gefeglichkeit gegen das niedere Bolt verwandt. Diefer 
neuen Verwendung der Bürgerwehr war es daher entjprechend, wenn 
diefelbe in den wenigen Orten, in welchen fie durch die Reaktion nicht 
aufgelöft wurde, fih in eine Yeuerwehr-Töfchmannfchaft zu verwan- 
deln hatte. 

Wenn in den Heinen Ortfchaften und Rändern die fozialen Gegen- 
fäge nicht fo feharf hervortraten, wie in den großen, fo rührte dieß da- 
ber, daß dort wegen der Winzigfeit der Berhältniffe die Zuftände nicht 
jo ausgeprägt waren, und daß die perfönliche Bekanntſchaft faft der ſämmt⸗ 
lihen Ortsangehörigen unter einander die Schroffheit der Kontrafte eini- 
germaßen verwiſchte. Aber wirkſam war nichtsdeftoweniger die foziale 
Reaktion auch in den Heinen Plätzen und Staaten. Jeder derfelben bat 
feine bejondere foziale Reaktions⸗Geſchichte aufzumweifen, wenngleich fich 
bier das Bewußtfein nicht immer Far geftaltete und der Gegenfat ſich 
nur dadurch Bahn brach, daß die Weniger-Bemittelten meift der radikalen 
politifchen Richtung Huldigten, während die Reicheren an der monardji- 


ſchen Staatsform fefthielten. So traten fid) bereit8 in der erften April- 


Hälfte zu Stuttgart die Bürger und Ürbeiter feindlich gegenüber, indem 
ſich die erſtern für ſchriftliche Wahlen und für die Konftitutionelle Mon⸗ 
archie, die letzter dagegen für mündliche Wahlen und für Republik 
erklärten. Faſt überall anderwärts zeigte fich diefelbe Erjcheinung, daß ſich 
die Demokratie aus den Arbeitern und aus den Wenig-Befigenden vor⸗ 
züglich rekrutirte, während für die Wohlhabenden und Reichen nad) Stein’s 
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Ausdruck das Königthum und die Gefeglichkeit bes Konftitutionalismus 
die Aufgabe Hatte, das Eigenthum zu fchügen. Zu Hamburg wurde bie 
alte Polizeiwirthfchaft während ber exrften Tage des Septembers in ber 
Perfon der Nachtwächter vom niedern Volke angegriffen, indeß in Kaſſel 
um die nämliche Zeit ein rein materieller Grund, die Erhöhung der 
Brottare, Zufammenrottungen und Tumulte des Pobels hervorrief, gegen 
welche die Kafleler Bürgergarde rückſichtslos einfchritt. Ein fehr hitziger 
und hartnädiger Kampf zwifchen der Kommmnal-Garde und den Arbei- 
tern, weil Iegtere einen der Ihrigen mit Gewalt aus dem Gefängniffe 
befreiten, fiel am 13. und 14. September in Chemnitz vor. Hier ver- 
mochte die Kommunal-Garde allein mit den Mafchinenbanern nicht fertig 
zu werden, fo daß Weiterei von Marienberg, Infanterie von Zwickau 
und endlich noch ein Bataillon leichter Infanterie von Leipzig zur Unter- 
werfung der Arbeiter nöthig waren. In der Hauptiftadt Baiern's bildete 
fi) anfangs Juli aus Gemeindegliedern, Bürgern und Schugverwandten 
der Stadt München und der Vorftadt Au ein „Bürgerverein für Freiheit 
und Ordnung,” durchdrungen von der Ueberzeugung, daß allein bie 
monardifchefonftitutionelle Regierungsform unter dem angeftammten Re⸗ 
genten⸗Hauſe den Gefinnungen und Gefühlen der übergroßen Mehrzahl 
der Baiern entfprähe. Zwar erklärte fich diefer Verein feft entfchloffen, 
jeder Verkümmerung der Volfsfreiheiten entgegehzutreten, doch verlangte 
er, daß fie gefchaffen werden follten „im Wege des Geſetzes und der 
Ordnung.” Daher wollte er „jedes Streben nad) Anarchie, wo und wie 
es ſich immer zeigen werde, mit Entjchiedenheit niederhalten und hierin 
mit allen feinen Mitteln die gefegliche Gewalt unterftügen.” Nicht min- 
der ſprach er öffentlich den Wunſch aus: „Möchten fi in allen Gauen 
Deutfchlands ähnliche Vereine bilden und durch gegenfeitige VBerbrüberung 
zu diefem Zwede wirken!“ 

Baiern war in feiner induftriellen Entwidlung weit hinter dem übri- 
gen Deutfchland zurüdgeblieben. Denn die vielen Klofter- und Kirchen⸗ 
güter, die vielen Bet- und Feiertage, die unbedingte Herrichaft, welche 
die Geiftlihen dort über das Volk ausübten, fowie ber ausgedehnte 
Srundbefts, der fi) dort noch in den Händen des Adels befand, nebft 
den fchweren Laften, die fi) an diefen Grundbeſitz knüpften, hatten mit 
unwiderftehlicher Macht den Kortfchritt gehemmt und dem Eindringen der 
Aufklärung Halt geboten. Darum verhielt fich während des Jahres 1848 
das Volk in Baiern fehr ruhig. Darum wurde das bairifche Ablöfungs- 
gefeg vom 4. Juni des genannten. Jahres ein Mufter für die Reaktion. 
Aus dem nämlihen Grunde fand der Widerftand, welcher feitens ber 
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bisherigen Venorrechteten gegen die bemofratifche Bewegung geleiftet 
wurde, in Baiern fehr wirffame Hülfe. 

Der bairifchen Reaktion fam der „Latholifche Bücherverein“, welcher 1830 
nad) dem Borbilde der Wiener Redemptoriften gegründet worben war, 
weidlich zu Statten *). Denn derjelbe befaß einen großen Einfluß auf das 
Bolf, da er in vielen Hunderten von pfarramtlichen Verkaufs⸗Lokalen Schrife 
ten vertrieb und das größte VBücherlager der Welt befaß. Die meiften 
diefer Schriften rührten von Jeſuiten her und wirkten demgemäß vor 
Allem für die Erhaltung der geiftlichen Gerechtſame. Nicht nur trieb 
diefer Berein, gleich dem Zentral-Schulbücherverlag, eigene Gefchäfte, 
Sondern kaufte auch für 50% und mandmal fogar für 33%, %, fremden 
Berlag. Jeder Berleger, weldjer nit zu fol’ niedrigem Preiſe 
losſchlug, hatte zu gewärtigen, daß fein Buch unter die fchlechten und 
verpönten gefetst wurde, 

Die Oeiftlihen waren gegen die Revolution fehr thätig, weil fie die 
Beſorgniß hegten, daß der Kirche die Macht, refpektive das Kirchen und 
Kloftervermögen, befcjnitten würde. In der Denkfchrift der in Würzburg 
verfammelten Erzbiſchöfe und Biſchöfe Deutfchlands vom 14. November 
1848 wird für die Kirche Freiheit und Selbftändigfeit, Freiheit des 
Unterrichts und ihrer Lehre, fowie ihrer Lehrbücher, Unftalten, Vereine, 
des Kultus, der Anftelüng ihrer Diener, mit einem Wort die Zügellofig- 
feit, die völlige Ungebundenheit und die daraus entfpringende Herrſchaft 
im Staate, beanſprucht. An diefe unbefchetdenen Forderungen fnüpfen die Bi- 
ſchöfe folgende Erwägung: „Ob die Kirche, auch bei aller Opferwilligfeit from⸗ 
mer Vereine und ihrer Bereitwilligkeit, fich zum Bettler zu machen an ber 
Thüre des Reichen, um die Gaben feiner Mildthätigfeit in den Schoos 
der Armuth zu fchütten, der Noth der heutigen fozialen Zuftände mit 
Erfolg zu reichen im Stande fein möge, dieß wird wejentlich bedingt fein 
duch das Maß freier felbftändiger Bewegung, welche auch für diefes 
Gebiet ihr zu vindiziren die Biſchöfe als ihre Pflicht erkennen. Endlich 
bat die Kirche das Recht, alles Fatholifhe Kirhen- und 
Stiftsvermögen als ihr durch rechtmäßige Titel wohl 
erworbenes Eigentum, glei jedem Bürger oder bür- 
gerlihen Berein, gegen gewaltfamen Eingriff gefhüsgt 
zu ſehen und dasfelbe frei und felbftändig zu verwalten 
und zu verwenden. &8 ift biefes überall nur zu den Zweden 





*) Seine Wirkſamkeit eröffnete er unter königlicher Sanktion 1831 mit einem 
Kapital von 21,427 Gulden. 
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der Kirche (?) in oft viele Jahrhunderte Hinaufreichenden Stiftung, 
funden*), beftimmtes Bermögenseigenthbum der Einen, aus 
einiges Rechts-Suüubjekt zu erfennenden katholiſchen Kir— 
Hengemeinfhaft, und muß fid darum, follen Recht und Ge— 
rechtigfeit den Fürften und Völkern Deutjchlands annoch Heilig und fein 
leerer Schall fein, allerwege des gleihen Rechtsſchutzes zu 
erfreuen Haben, wie jedes andere Gefellfhaftsvermögen, 
defien Unantaftbarfeit überall gefichert erfcheint, wo öffentliche und bürger- 
lihe Ordnung eine Wahrheit ift.“ 

Befonders war e8 den Geiftlichen zuwider, daß eine von ihnen unab- 
hängige Stellung der Schullehrer und die Trennung der Schule von der 
Kirche gefordert wurde. 

Während in Würzburg die Vertreter des Katholizismus die Nechte 
ihrer Kiche dem durch die Revolution zum Ausdrud gelangten neuen 
Rechtsbewußtſein entgegenftellten, tagten in ähnlicher Abficht faft gleich- 
zeitig die Vertreter des Proteftantismus fowohl zu Wittenberg, wo die 
Konföderation der gefammten „evangelifchen Gemeinden ohne dogmatifche 
Union“ ihr herfömmliches Necht zu wahren fuchte, als aud) zu Leipzig, 
wo die ftrengen Lutheraner, vulgo Pietiften, fich gegen die Neuerungen 
ereiferten. Auch in Speier fand eine General-Synobe ftatt. 

Jetzt hielt Profeffor Harleß feine revolutionären Heerpredigten mehr! 

Hinter der Geiftlichkeit blieben die deutfchen Standesherren, da ihnen 
die vorläufige Aufhebung der Fidei-Kommiſſe und gar vieles Andere ein 
Eingriff in ihr gutes Recht ſchien, beim Proteftiren gegen das Ausglei- 
hungsbeftreben nicht zurüd. In einer Vorftellung, de dato Stuttgart, den 
31. Oftober 1848, wünfchten fie nämlich „gewiffenhaftes Abwägen der 
mit der Neuzeit vereinbarten und in Einklang zu dringenden wohlbegrün- 
deten Rechtszuftände.“ 

Als ein Faktor der fozialen Reaktion muß auch der ſchon oben flüch- 
tig berührte, im Sommer 1848 entftandene „Allgemeine deutfche Verein 
zum Schuge der vaterländifchen Arbeit” ausdrücklich namhaft gemacht 
werben, der fein Widerftreben gegen die Handels- und Gewerbefreiheit 
hinter der zur Schau getragenen Sorge für den Arbeiter und Landmann 


*) Die Berufung der Biſchöfe anf mehrere Jahrhunderte alte Titel fteht im 
grellen Widerjpruche zu der von der rechtswiſſenſchaftlichen Forſchung gemachten 
Entdeckung, daß alles Recht wandelbar ift und daß es ſtets der jeweiligen Rechts⸗ 
anfhauung des Volkes entſprechen ſoll. Schon Göthe fagt:,&8 ſchleppen ſich Geſetz 
und Rechte wie eine ew'ge Krankheit fort.“ 

Beder, Reaktion. ‘ 3 


— 
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verſteckte. Derfelbe legte auf einer Generalverfammlung am 1. Novem- 
ber 1848, welche von DVertretern des Gewerbs- und Handwerkervereins 
fowie von Babrifanten, Kaufleuten und „andern Freunden der Induftrie“ 
befucht war, die Grundlagen zu einem „Zolltarif für Deutfchland“ (ge- 
drudt Frankfurt a. M. im Januar 1849), einem Buche, in deflen Ein- 
leitung (©. 5) die bezeichnenden Worte ftehen: „Sollen die glüdlichen 
politifchen Errungenfchaften der Nation nicht den tiefften gewerblichen 
Berfall in ihrem Gefolge haben, jo müffen fie von einer Handelspolitif 
begleitet fein, die den Nothwendigfeiten unferer gewerblichen Lage volle 
Rechnung trägt.” Der betreffende Verein ſchützte folglich das National- 
Sntereffe vor, wenn er, wie er ſich ausdrüdte, „den deftruftiven Zwecken 
des Treihändler-Tarif8” entgegen arbeitete. Sonad) fiel bei ihm deutlich 
die foziale Reaktion mit der nationalen zufanmen. 

E8 würde zu weit führen, follte in der gegenwärtigen Schrift der 
Berlauf der fozialen Reaktion, der in den mannigfaltigften Erſcheinungen 
fi) mantifeftirte, in allen Einzelheiten dargeftellt werden. Zu viele Details 
würden weniger belehrend als ermüdend fein. Dagegen ift es unerläßlid), 
den eigentlichen Grund anzugeben, warum in Deutfchland die foziale 
Reaktion mit unwiderſtehlicher Kraft über die Ausgleichungsbeftrebungen 
die Oberhand gewann. Diefer Grund ift nirgends anders, als in ber 
geringen wirthfchaftlihen Entwidelung zu fuchen. Aus legterer erklärt 
ſich denn auch die geiftige Unveife des niedern Volks oder die Abwefen- 
heit des energifchen Klaffenbewußtfeind. Erft die Groß-Induſtrie nebft 
den in ihrem Gefolge erfcheinenden großartigen Verkehrsmitteln vermag 
jene überlieferte Befchränftheit, welche ſtaatlich und gefellfchaftlich der 
Ausgleichsarbeit fich entgegenftemmte, Hinwegzuräumen. Denn zuvor muß 
die Macht des beweglichen Beſitzes fo ftarf geworden fein, daß fie den 
unbeweglichen Befig und die ihm in den Städten zur Seite flehende 
Zünftler-Produktions-Weife aus feiner trägen Sicherheit und Stabilität 
entwegt hat, ehe auf Grund geänderter Befigverhältniffe ein neues fozial- 
ftaatliches Gebäude vernünftigerweife entftehen kann. Phantaftifche Mufter- 
ftaaten-Spyfteme, Berfchwörungen oder optimiftifhe Wünfche find ohn⸗ 
mächtig, wofern nicht die wirthſchaftliche Entwickelung dem neuen Rechts⸗ 
bewußtſein, welches verwirklicht werden ſoll, die unentbehrliche Unterlage 
geſchaffen hat. 

Wie ſah es aber in dieſer Beziehung 1848 in Deutſchland aus? 
Es dominirte hier noch der gebundene Grundbeſitz und das gebundene 
Handwerk. Die Landbevölkerung überwog weitaus die ſtädtiſche. Im 
preußiſchen Staate, welcher der Fels der Reaktion war, lebte noch drei 
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Biertel der Gefammtbevölferung auf dem Lande, und obfchon ein reaf- 
tionärer Schriftfteller jener Zeit *), wenn er die Landeinwohnerfchaft des 
preußifchen Staates auf fünf Sechſtel der Gefammtbevölferung angibt, 
entfchieden Unrecht hat, fo war dod) immerhin der Einfluß des unent- 
wegten Grundbeſitzes fo übermäcdhtig, daß derfelbe gegen die Anftrömung 
der induftriellen Beweglichkeit einen unbezwingbaren Damm bildete. Mit 
der modernen fozialen Bewegung im innigften Zufammenbange fteht die 
beziehungsweife Abnahme der Landbevölferung und die entfprechende 
Zunahme der Bevölferung der großen Städte, da mit den Fortfchreiten 
der wirthfchaftlichen Entwidlung der große bewegliche Befig immer mehr 
jene von ihrer Hände Arbeit Lebenden Volksmaſſen befchäftigt, welche 
früher vorzugsweife in der Dienftbarkeit und im Brote des unbeweglichen 
Beſitzes Ttanden. Noch nach der amtlichen Zählung vom 3. Dezember 1861 
betrug in Preußen bie Landbevölkerung 12.865,368, die ftädtifche dagegen 
nur 5.611,132 Köpfe. Hiervon waren 32%, des Ganzen mit Gewerben 
und Fabrikation befchäftigt, 6 % —= 184,232 Perfonen waren Kaufleute, 
12% gehörten dem Militär-, dem Beamten (65,000), dem *Xehrer- 
(33,000, definitiv und 10,000 vorübergehend), oder dem geiftlichen Stande 
(12,803) an, oder fte fungirten als Aerzte (54,804), als Apotheker 
(3812), als Schaufpieler (2981) oder waren Rentiers (70,000). Die 
übrigen 50 %, gehörten durchweg dem Landbau an. Die Kandbevölferung 
verhielt fich zu den Stadtbewohnern wie 12:5. In den Hauptgewerben 
fielen die Heinen Meifter ins Gewicht. Abgefehen von den 192,345 Webern, 
die auc nad) Erlangung der Meifterfchaft meiften® unfelbftändig blieben, 
gab es im preußifchen Staate im genannten Jahre 

154,111 Scufter, darunter 94,849 Schuhmachermeifter; 

122,789 Schneider, „ 73,088 Schneidermeifter; 

46,987 Bäder, „ 26,186 Bärfermeifter; 

34,991 Fleifcher, „ 21,566 #leifchermeifter. 

Es unterliegt alfo feinem Zweifel, daß 1848 felbft bei der Arbeiter- 
bevölferung der Städte dA8 befchränkte Kleine Handwerk unverhältniß- 
mäßig vorwog und durch fein Mebergewicht im fozialen Kampfe den 
Ausfchlag gab. 

Dem entfprechend ftand e8 1848 um die Verkehrsmittel Deutfch- 
lands, da ja zwifchen diefen und der wirthfchaftlihen Entwidlung 


*) Der preußiiche Regierungrath „Friede wollt’ er Sperling“ in feinen „Bor- 
ſchlägen zur Verbefferung unferer gejelligen Zuftände in Beziehung auf Berfehr, 
Religion und Regierung“ (Magdeburg, 1849, Seite 15). 
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eine Wechfelbeziehung herrſcht. Zwar waren, feitdem Napoleon I. am 
Rhein jene Chauffee gebaut Hatte, die noch heute von dem Segen der 
franzöfifchen Eroberung Zeugniß ablegt, die Straßen zwifchen den Haupt- 
plägen Deutichlands ſehr verbefjert worden; allein noch gar Vieles war 
zu wünfchen übrig und die Vizinalwege faft durchgängig fchlecht. 

Indeß machten 1848 die Chauffeen fchon nicht mehr das Haupt- 
verfehrsmittel aus. Vielmehr waren und find noch jest die Eifenbahnen 
die Hauptträger für den befchleunigten Verkehr des durd) die Groß— 
Induſtrie in erhöhtem Maße beweglich gewordenen Befites., Um daheı 
das Scheitern der Jozialsdemofratifchen Bewegung von 1848 uns voll- 
ftändig zu erklären, wird es nothwendig fein, mit dem Zuftande des 
deutfchen Eifenbahnwefens jener Zeit uns befannt zu machen. 

Dr. Nikolaus Hoder Hat in feinem Werke, betitelt: „Die Groß- 
Induftrie Nheinlands und Weftphalens, ihre Geographie, Geſchichte, 
Produktion und Statiftif” (Leipzig 1866), dargelegt, daß 1844 — alfo 
vier Jahre vor der Zeit, mit welcher wir uns hier bejhäftigen, — im 
preußifchen Staate die Eifenbahnen bloß eine Strede von 114", Meilen 
einnahmen und daß fie damals nur 3.940,904 Berfonen nebft 7.845,026 
Zentnern Gütern beförderten, dahingegen fie im nämlichen Staate zwanzig 
Jahre fpäter ſchon auf einer Strede von 801 Meilen 32.126,600 Perfonen 
und 535.579,910 Zentner Güter trugen. 

Da Preußen als ein Militär-Staat fofort die ftrategifche Bedeutung 
der Eifenbahnen ins Auge gefaßt hatte, machte es in der Frankfurter 
Bundesverfammlung auf diefelbe 1847 aufmerffam, erfuchte die Regie- 
rungen, deren Länder e8 verfpeifen wollte, bei der Anlage von Eifenbahnen 
auf die militärifche Zwedmäßigfeit Nüdficht zu nehmen, und ftellte die 
Bitte, daß jeder Staat hinfihtlic der ſchon fertigen oder no im Bau 
begriffenen und veranfchlagten Eifenbahnen nach einem gegebenen Formulare 
genügenden Auffchluß geben möge. Die amtlihen Mittheilungen, welche 
demzufolge von den Gefandten der meiften größern Stzaten in der Bun- 
desverfammlung gemacht wurden, liefern und nun einen hinlänglichen und 
genauen Weberblid über den Stand der deutſchen Eifenbahnen in den 
Jahren 1847 und 1848. 

Die „tabellarifche Ueberſicht über den Stand des Eienbahnweſens im 
preußiſchen Staate im Auguſt 1847“ befindet ſich in Beilage 3 zu 8. 24 der 
zweiten Sitzung der deutfchen Bunbesverfammlung vom 13. Januar 1848 *) 


*) Siehe: „Protofolle der deutichen Bunbesverfammlung vom Jahre 1848. 
Sitzung 1-70. Frankfurt a M. Druck von C. Krebs⸗Schmitt.“ (Orig.-Abdrud.) 
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enthält von den einzelnen preußiſchen Eifenbahnen fol- 


gendes BVerzeichniß: 


1) 


2 


— 


3) 


9 


5) 


6) 


Magdeburg-Leipzig, vollendet und am 18. Auguft 1840 ganz er⸗ 
eröffnet. Ränge der ganzen Bahn 15.;, Meilen. — 20 Lokomotiven, 
107 Stüd Perfonenwagen, 181 Stüd Laftwagen. 
Düffelborf - Elberfeld, vollendet und am 13. September 1841 ganz 
eröffnet. Länge: 3, Meilen. — 8 Lofomotiven, 48 Stück Perfonen- 
wagen, 88 Stüd Laftwagen. 

Berlin-Anhalt’fce (Berlin- Köthen), vollendet und am 16. Septem- 
ber 1841 ganz eröffnet. Länge: 20, Meilen. — 25 LRofomotiven, 
102 Stüd Perfonenwagen, 280 Stüd Laſtwagen. 
Magdeburg - Halberftädter, vollendet, ganz eröffnet am 16. Juli 
1843. Länge: 7., Meilen. — 8 Lofomotiven, 32 Perfonenwagen, 
58 Laftwagen. 

Rheinische (Köln, preußifch-belgifche Gränze bis Nahen), vollendet, 
ganz eröffnet am 15. Dftober 1843. Länge: 11, Meilen. — 
18 Xofomotiven, 61 Perfonenwagen, 446 Laftwagen. 

Derlin » Stettin - Stargarder, vollendet von Berlin nad) Stettin am 
15. Auguft 1843 und von Stettin nad) Stargard am 1. Mai 1846. 
Länge: 22., Meilen. — 21 Lofomotiven, 73 Perfonenmwagen, 
180 Laftwagen. 


7) Oberfchlefifche (Breslau, preußifch-Krafauer Gränze bei Myslowis), 


8) 


9) 


10) 


11) 


vollendet und am 3. Dftober 1846 ganz eröffnet. Ganze Ränge: 
26.5 Meilen. — 24 Lofomotiven, 60 Perfonenwagen, 168 Laft- 
wagen. 

DBreslausFreiburg-Schweidnig (incl. der 1., Meilen langen Zweig- 
bahn Königszelt-Schweidnis), vollendet und am 29. Dftober 1843 
ganz eröffnet. Länge: 8.; Meilen. — 9 Lolomotiven, 56 Perfonen- 
wagen, 109 Laſtwagen. 

Bonn- Kölnet, vollendet und am 15. Februar 1844 ganz eröffnet. 
Länge: 3., Meilen. — 8 Lokomotiven, 42 Perfonenwagen, 17 Laft- 
wagen. 

Berlin-Potsdam- Magdeburg, vollendet bis auf die im Bau begriffenen 
Elbbrücken und die zugehörige Bahnftrede bei Magdeburg, und am 
13. September 1846 bi8 dahin dem Verkehr übergeben. Länge: 
19., Meilen. — 26 %ofomotiven, 80 Perfonenwagen, 131 Laftwagen. 
Niederfchlefifch-märkifche (Berlin-Breslau) incl. der 3., Meilen lan- 
gen Zweigbahn Kohlfurt- Görlig und der Bahn zur Verbindung 
der Bahnhöfe bei Breslau von O., Meile Länge. Bollendet und 


12) 


13) 


14 


Ad 
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am 1. September 1846 ganz eröffnet. Länge: 51., Meilen. — 
57 Lokomotiven, 91 Perfonenwagen, 271 LRaftivagen. 
Niederfchlefiiche Zweigbahn (Glogau - Hansdorf), vollendet und am 
1. November 1846 ganz eröffnet. Ränge: 9, Meilen. — 9 Rolos 
motiven, die Perfonen- und Laftwagen find nicht angegeben. 
Berlin» Hamburg, vollendet und am 15. Dezember 1846 ganz er- 
öffnet. Yänge: 38 Meilen. — 33 Lokomotiven, 84 Perfonenwagen, 
205 Laftwagen. 

Wilhelms- Bahn, bis auf den Kleinen Theil von Annaberg zur 
öfterreichifchen Landesgränze vollendet und am 1. Mai 1847 bis 
dahin dent öffentlichen Verkehr übergeben. Länge der vollendeten 
Strede 6., (ganze Bahn 7.,) Meilen. — 6 Lokomotiven, 25 Berfonen- 
wagen, 43 Laftwagen. 

Die bisher aufgezählten Bahnen waren entweder ganz oder doc) 


größtentheils vollendet. Die nachftehenden waren im Auguſt 1847 alle 
noch unvollendet, nämlich: 
15) Köln-Mindener (preußiſch⸗ſchaumburg⸗lippeſche Gränze bei Minden). 


16 


nf 


17) 
18) 
19) 


20) 


21) 


Bollendet von Deus bi8 Hamm und am 15. Mai 1847 bis dahin 
dem Verkehr übergeben. Die völlige Vollendung ftand zum 15, Ok⸗ 
tober 1847 zu erwarten. Länge der vollendeten Strede: 19. Meilen, 
ganze Bahn 35., Meilen. — 14 Lokomotiven, 49 Perfonenwagen, 
128 Laftwagen. 


Thüringifche (Halle-Gerftungen). Bollendet von Halle bi8 Eifenad) 


und am 24. Juni 1847 bis dahin den öffentlicdyen Verkehr über- 
geben. Länge der vollendeten Strede 22.,, gauze Bahn 24., Meilen, 
— 12 Lokomotiven, 61 Perfonenwagen, 190 Laftwagen. 
Stargard-Pofener, vollendet von Stargard bis Woldenberg und am 
10. Auguft 1847 bi8 dorthin dem öffentlichen Verkehr übergeben. 
Länge der vollendeten Strede: 9., Meilen. Ganze Ränge 22., Meilen. 
BriegNeiffe, vollendet bis auf die Einführung in den Rayon von 
Neiffe und am 25. Juli 1847 bis dahin dem öffentlichen Verkehr 
übergeben. Ganze Bahn: 5., Meilen. 

Bergiſch-Märkiſche (Dortmund-Elberfeld), in Ausführung. Die Strede 
von Elberfeld nad) Schwelm wurde noch im September 1847 er- 
öffnet. Länge der ganzen Bahn: 7. Meilen. 

Prinz Wilhelms-Bahn (Steele -Bohwinkel), in Ausführung. Ganze 
Länge: 4, Meilen. 

Mänfter-Hammer, in Ausführung. Die Vollendung ftand 1848 zu 
erwarten. Ganze Bahn: 4, Meilen. 
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22) Aahen-Maftrichter (auf preußifchem Gebiete 1. Meilen lang), in 
Ausführung. Die Vollendung der Strede auf preußifcheu Gebiete 
ftand 1848 zu erwarten. Länge: 4, Meilen. 

23) Magdeburg - Wittenberge, in Ausführung "Sie jollte mit Aus- 
ſchluß der Elbbrücke bei Wittenberge 1848 vollendet werden. Ränge: 
14., Meilen. 

24) Köln-Minden-Thüringer Verbindungsbahn, in Ausführung. Ränge: 
18., Meilen. 

25) Kuhrort = Krefeld (Kreis Glodbach), in Ausführung. Länge: 

5; Meilen. 

26) Aachen-Düfjeldorfer, in Ausführung. Länge 10., Meilen. 

So nach Hatten die preußifchen Eifenbahnen im Jahre 1848 nicht 
mehr, als den dritten Theil ihrer heutigen Höhe erreiht. Wir wollen 
nun fehen, wie e8 um die Eifenbahnen in den andern deutfchen Län— 
dern ftand. 

Die Ueberficht über die würtenrbergifheStaatseifenbahn, 
ihre Richtung, Länge, den Stand ihres Baues, über ihre Schienengeleife, 
Bahnhöfe und Transportmittel ift gegeben in der Beilage zu $. 45 der 
dritten Sigung der deutfchen Bundesverfammlung vom 20. Januar 1848. 
Bon den rein militärifchen Angaben abgefehen, finden wir dafelbft den 
nachſtehenden Aufſchluß. 

A. Richtung. Die würtembergiſche Staatseiſenbahn geht von 
Stuttgart aus in zwei Richtungen: 

1) öftlich, nad) Ulm an die bairiſche Gränze, und von da ſüdlich 
nach Friedrichshafen am Bodenfee; 2) in nördlicher Richtung nad) 
Heilbronn am Nedar. Bon letterer Bahnlinie foll bei Bietigheim eine 
Bahn in weftlicher Richtung an die badische Gränze bei Maulbronn ge- 
führt werben. 


B. Zänge. Die Länge diefer berfchiebenen Bahnlinien beträgt: 
1) von Stuttgart nad Ulm . . . . 12% Meilen, 
von Ulm nach Friedrichshafen . . . 13% „ 
2) von Stuttgart nach Heilbronn . . . 7 n 
3) von Bietigheim an die badifche Gränze 4 „ 
Zufammen 37 Meilen. 
C. Stand des Baues. Bon diefen Bahnlinien find 


1) vollendet und feit November 1847 auf ihrer ganzen Ränge im 
Betrieb: 
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a) in öftl. Richtung: Bahnſtrecke v. Stuttgart 

bis Süßen, auf einer Yänge von: . . . . 6%, geogr. Meilen; 
b) in nördl. Richtung: Strecke von Stuttgart 

bis Bietigheim .. .. 81% 
e) in fühl. Richtung: Strede von Raensun 

bis Friedrichshafen. . . . . N „ 

Zuſammen; 127 geogr. Meilen. 

D. Transportmittel. Auf den bereits im Betrieb befindlichen 

Bauſtrecken ſind vorhanden: 


Lokomotiven, durchaus mit 4 gekuppelten Trieb⸗ und 4 Lauf⸗ 
rädern nebſt Tendern: 16 Stüd; 


Verfonenwagen, achtväberige, welche im Durchfchnitt 64 Perſonen 
faffen, 53 Stüd; 

Terfonenwagen, vierräderige, welche durchſchnittlich Raum für 
28 Berfonen haben, 10 Stüd; 

Taftwagen, achträderige, mit einer Tragkraft von 170 Zentnern, 
12 Stüd; 

Laſtwagen, vierräderige, mit einer Tragfraft von 75 big 
100 Zentnern, 24 Stüd. 

Die würtembergifhe Regierung hatte durch ein mit den Ständen 
verabfchiedetes Gefet unterm 18. April 1843 beftimmt, daß auf Staats- 
foften eine zur Befahrung mit Dampffraft eingerichtete Eifenbahn, welche 
von Friedrich&hafen über Ravensburg und Biberach nad, Ulm, von’ da 
über Göppingen und Kannftadt nad) Stuttgart und von hier nad) Heil- 
bronn führte, erbaut werben follte. Diefe Bahn, welche eine Gefanmtlänge 
von 37 Meilen haben follte, war alfo 1848 erft zum dritten Theile fertig. 

In Medlenburg-Schwerin waren 1848 zwar Eifenbahnen im 
Bau begriffen, aber noch feine vollendet. 

Braunfhweig erflärte in der A. Situng der Bundesverfammlung 
vom 27. Januar 1848, e8 werde das erftattete Gutachten der Bundes⸗ 
Militär - Kommiffion vom 22. Juni 1847 und den Ausjchußantrag vom 
15. Juli 1847 berüdfichtigen, insbefondere auch die Ausführung einer 
zwedmäßigen Verbindung der Feftungen Köln und Koblenz mit den in 
Frankfurt fich vereinigenden Eifenbahnen in jeder Weife zu begünftigen 
geneigt fein, fobald ein Bauunternehmen dahin gerichtet werde. 

Durch das Fürftentfum Schaumburg-Lippe lief 1848 eine Eifen- 
bahn von Often nad; Weften in einer Länge von 3..; Meilen. Sie bildete 
einen Theil der Hannover-Mindener Bahn und war gleichzeitig mit diejer 


” ” 


dem öffentlichen Betriebe übergeben worden. Das Fürftentfum bejaß 


wei Bahnhöfe und zwei Halteftellen. 
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Ueber den Stand des Eifenbahnweiens im Königreihe Hanno- 
ver gibt die Beilage zu 8. 92 des Bundes-Protofoll8 vom 24. Februar 
1848 folgende Nachricht. 

Im Yanuar genannten Jahres waren fünf hannöverifche Eifenbahnen 
vorhanden, nämlich: 

1) Hannover-Braunfchweig, eröffnet am 19. Mai 1844, mit 65 Lokom., 
187 Perſonen- und 810 Güterwagen. Länge auf hannöverifchem 
Gebiete: 5.,,, auf braunfcdhweigifchen Boden 2.,, geogr. Meilen. 

2) Lehrte» Hildesheim, eröffnet am 12. Yuli 1846, von 3.36 Meilen 
Länge. Nur ein Geleis war fertig, doch war die Bahn für zwei 
Geleiſe vorbereitet. 

3) Lehrte - Harburg, eröffnet am 15. Oftober 1845 bi8 Zelle, am 
1. Mai 1847 bis Harburg. Ein Geleis, für zwei vorbereitet. Länge 
20.43 Meilen. 

4) Hannover-Minden, eröffnet am 15. Oktober 1847. Das zweite Ge- 
leis war noch unvollendet. Länge auf hannöverifchem Gebiete: 3.,,: 
auf heſſiſchem: 1.,,; auf Tippefhen: 3.35; auf preußifchem Boden: 
OÖ. Meile. 

5) Wunftorf-Bremen, eröffnet am 12. Dezember 1847. Ein Geleis, für 
zwei vorbereitet. Länge: 13.,, Meilen. 

Tas zwifchen Nord» und Süddeutfchland vermittelnde Großherzog- 
thum Hefjen hatte, wie aus der desfallfigen Weberficht (Beilage zum 
Bundes-Protofolle vom 2. März 1848) erhellt, ſchon drei Eifenbahnen. 
Davon war die Main-Nedar-Bahn, dem Stantsvertrage vom 25. Fe- 
bruar 1843 gemäß gemeinfchaftlid, mit Baden und Franffurt ausgeführt, 
im Ganzen 11.3 Meilen lang. Sie war bi8 auf den Bahnhof bei 
Frankfurt, die Mainbrüde dafelbft und bis auf die Nedarbrüde bei Laden⸗ 
burg vollendet und hatte ein einfaches Schienengeleis. Lokomotiven (heflifche 
12, badifhe 3, Frankfurter 3) zufammen 18 Stüd. Perfonenwagen (heil. 
67, bad. 17, Frankfurter 21) zufammen 105, darunter 30 Stehwagen 
für die Proletarier (Wagen vierter Klaffe für den vierten Stand) und 
6 Wagen erfter Klaſſe für die vornehme Welt. Gepäd-, Vieh⸗ und 
Güterwagen 146. Summe aller Transportwagen 251. Im Sommer 1846 
wurde die Bahn auf der ganzen Ränge eröffnet. 

Die Franffurt-Dffenbacher-Bahn war zwar vollendet, aber noch nicht 
in Betrieb gefeßt. Länge: O.gg3 Meile. 

Die Main-Wefer-Bahn, laut Staatsvertrag vom 6. Februar 1845 
gemeinschaftlich vom großherzoglichen, ſowie vom furfürftlichen Heſſen und 
von der freien Stadt Frankfurt unternommen, follte erſt 1850 fertig 
werden. Ihr nördlicher Endpunkt war Kaffel. 
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In Luremburg war eine Eifenbahnanlage projektirt, während in 


Limburg vorderhand noch an feine Eifenbahn zu denken war. 


Noch fol bier der baierifhen Eifenbahnen Erwähnung ge- 


ſchehen, wie diefelben am 1. Januar 1848 beichaffen waren. (Beilage zu 
8. 598 des Protofoll8 der 61. Sitzung der deutſchen Bundesverfammlung 
bom 5. Juni 1848.) In Baiern gab e8 folgende Bahnen: 


1) 


2) 


3) 


Die Ludwigs-Eifenbahn von dem induftriellen Nürnberg nad) Fürth, 
die erfte in Deutfchland, war vollendet und eröffnet am 7. Dezember 
1837 auf einer Strede von 0, Meile. — 2 Yolom., 15 Perfonen- 
wagen, 2 Laftwagen. 

München - Augsburger- Bahn, vollendet bis auf den Bahnhof in 
München und ganz eröffnet am 4. Dftober 1840. Länge: 8), 
deutfche Meilen. — 13 Lofom., 66 Perfonenwagen, 66 Laftwagen. 
Ludwigs-Süd-Nordbahn, projektirt von Lindau über Augsburg nad) 
Nürnberg an die fächfifche Gränze auf einer Gejfammtftrede von 
75.73 Meilen. Bollendet von Kaufbeuern über Augsburg nad) Donau- 
wörth: eröffnet von Kaufbeuern nad) Augsburg am 5. Auguft 1847 
und von bier nad) Donauwörth am 20. November 1844. Ränge 
diefer vollendeten Strede 13. Meilen (13 Lokom., 50 Perfonen- 
wagen und 83 LRaftwagen). — Im Bau begriffen die Strede von 
Donauwörth über Nördlingen nad Nürnberg, — Werner war von 


. Nürnberg nad) Neuenmarft eine Strede von 18.,, Meilen vollendet. 


4) 
6) 


6) 


Eröffnung von Nürnberg nad) Bamberg am 25. Auguft 1844, von 
da nad) Xichtenfel8 am 15. Februar 1846 und von hier nad) Neuen 
markt am 15. Oktober 1846. — 22 Lokomotiven, 74 Berfonenwagen, 
95 Laftwagen. -- Die Eröffnung der fächfifchen „Reichsgränze“ 
ftand 1848 zu erwarten. 

Ludwigs-Weitbahn von Bamberg über Würzburg nad Afchaffenburg 
an die heſſiſche Gränze. Der Bau follte 1848 erft begonnen werden. 
Tichtenfels-Roburger-Bahn, ernftlic, projektirt, aber noch nicht einmal 
im Bau begriffen. 

Prälziihe Ludwigs - Bahn von der preußifchen Gränze bei Berbach 
nad) Speier und Ludwigshafen. Vollendete Strede: 5.,; Meilen 
(gleich einem Drittel der ganzen Strede von 15.,; Meilen). — 20 
Lokom., 80 Perfonenwagen, 55 Laftwagen. — Bon Berbach bis 
Kaiferslautern ftand die Vollendung im Jahre 1848, von da bis 
Neuftadt im Jahre 1849 zu erwarten. 

Bei den baieriihen Eifenbahnen muß es im Vergleich zu denen 


anderer Länder auffallen, daß die Zahl der Laſtwagen mit der Zahl der 
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Berfonenwagen theil8 auf faft gleicher Stufe fteht, theils ſogar, wie dies 
bei der Ludwigs-Eiſenbahn und der Pfälzischen Ludwigs-Bahn der Fall 
ift, unter fie herabfinlt. Das zeigt uns fofort, daß Baiern 1848 eine 
noch fehr gering entwidelte Imduftrie befaß. Eine gleiche Erſcheinung 
bietet Würtemberg, das Land, gefegnet mit zahlreichen Standesherren und 
vielem vreichsritterfchaftlichen Adel, welches, weil die Wucht des trägen 
großen Grundbeſitzes die gefunde Entfaltung der modernen Induftrie arg 
hemmte, auf feiner Staatseifenbahn 63 Stüd Perfonenwagen und dagegen 
bloß 36 Stüd Laſt- oder Güterwagen aufzuweiſen hatte. 

In Baden ging die Eifenbahn von Heidelberg noch nicht bis völlig 
hinauf an die Schweizer Gränze Im Thüringen mußte man, um von 
Eiſenach aus nad) Franffurt am Main zu fahren, fi) der Poft bedienen, 
und ber Thüringer Wald, der lange zu warten hatte, ehe er von der 
Eifenbahn durchbrochen wurde, theilte Deutjchland noch in zwei Theile. 
Nur im Welten war Nord- und Süddeutſchland ſpärlich durd die Eifen- 
bahn mit einander verbunden, Denn auch das induftrielle Sachſen, ob- 
Thon feine Hauptftädte durch die Dampffraft einander näher gerüdt 
waren, hatte die Verbindung mit Süddeutfchland noch nicht zu Stande 
gebracht. 

Läßt man die Meine Bahn von Nürnberg nad Fürth außer Rech— 
nung, fo muß als das eigentliche Entftehungsjahr des deutſchen Eifen- 
bahnverkehrs das Jahr 1840 angefehen werden. Ya in recht eigentliche 
Aufnahme kamen die Eifenbahnen bei dem deutfchen Volke erft in den 
Jahren 1843 und 1844. Hieraus wird erfichtlich, daß diefes Verkehrs⸗ 
mittel, welches unter Anderm die gejchichtliche Aufgabe Hatte, den landes- 
gränzlichen Zopf zu vernichten und den. Partitular-Geift der ftaatlichen 
Abgejchloffenheit zu Eniden, bis zum Jahre 1848 noch feine bedeutenden 
Wirkungen ausgeübt haben fonnte. Ebenfo läßt fid) mit Sicherheit aus 
dem Zuftande des deutichen Eifenbahnwefens entnehmen, daß bis zu jenem 
Jahre, welches für Deutfchland und für das ganze Europa den Anbruch 
einer neuen Zeit fignalifirt, die Groß -Induftrie, wie auch durch andere 
Erſcheinungen, namentlich durd) die Entwidlung des Zollvereins, unum⸗ 
ftößfich beftätigt wird, innerhalb der germanifchen Sprachgenofienfchaft 
noch feine großen Erfolge errungen hatte. Die Eifenbahnen follten zu- 
nächſt den Mittelftand Fräftigen und ihn über die feitherige beengte Denk⸗ 
und Anfchauungsweife erheben. Das Herreneigenthbum de8 großen Adels, 
welches fich theilweife bis zur ftaatlichen Souveränetät herausgebildet 
hatte, war mit dem Merkantil-Syftem und mit der Natural-Wirthichaft 
verwachfen geweſen; es hatte Deutfchland Jahrhunderte lang im Zopf- 
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thume erhalten und war erft durch den mächtigen Rüdichlag, welchen 
auf die Handels- und Verfehrsverhältniffe die Herftellung der Unabhängigkeit 
der nordamerilanifchen englifchen Kolonien hervorbradhte, langſam unter- 
minirt worden. Denn durch die Erfämpfung der Unabhängigfeit in Nord- 
amerifa, welche zu dem Ausbruche der erften franzöftfchen evolution 
befanntlic in inniger Beziehung ftand, hatte fich der deutfche Verkehr 
nad) Außen, der vorher auf den Zwifchenhandel befchränft geblieben war, 
nad und nad) zu einer felbftändigen Stellung erhoben und übte nun auf 
die Entwidelung bes innern Verkehrs einen heilfamen, ftärfenden Einfluß 
aus, jo daß die bunte Mannigfaltigfeit und die vielgerühmte Zopfbildung, 
welche von den vielen Heinen Refidenzen ausftrömte, der überwältigenden 
Großmacht des Weltverfehrs weichen mußte. Hinterließ aud) das Jahr 
1848, welches die einfeitige Reaktion in blindem Uebermuth da® „tolle 
Jahr“ genannt hat, keine dauernde Schöpfung, fo war doch der moralifche 
Eindrud desfelben unauslöfhlic, und als beim Einläuten der Reichs⸗ 
verweferfchaft die alte Karolus- oder Kaiferglode auf dem Frankfurter 
Dome zerfprang, fündigte fie in Wahrheit an, daß die Herrlichkeit des 
alten Reichs zu Ende war. 

Weil die Eifenbahnen zunächft hauptfächlich dem Meittelftande in 
Deutfchland nütten, waren fie auch, gleichwie in andern Rändern, vor- 
züglich für ihn eingerichtet. Die Wagen dritter Klaſſe, welche durch ihre 
polfterlofen Site und ihre fonftige ganz einfache innere Einrichtung zeigten, 
daß fie für einen noc nicht der VBerweichlichung verfallenen Stand be- 
ſtimmt waren, machten überall die weitüberwiegende Mehrheit aus. Nur 
in jenen Gegenden, wo ein flarfes, zu kleinern Reifen genöthigtes Pro- 
letariat vorhanden war, wurden Wagen vierter Klaſſe, deren Paſſagiere 
ihre Fahrt ftehend und dicht gehrängt zurüdzulegen hatten, mit billigen 
Fahrpreiſen eingeführt. Aber auch dieſe Stehwagen waren, felbft in den volf8- 
reichften Gegenden, immer gering an Zahl; denn der von der Hand in 
den Mund lebende und höchſtens wochenweis verforgte Proletarier fol, 
wenn er auch in fonftiger Beziehung dem Ylugfande gleicht, mit ritter- 
licher Treue an feinen Arbeitgeber, den Lehnsherrn der Neuzeit, fo lange 
als möglich gebunden bleiben und, anftatt fi) auf der Welt moderner 
Eifenftraßen herumzutreiben, zum Dienft und Verdienſt ftets hold und 
gewärtig fein. Eine Einrichtung wie in England, wo dem niederen Volke 
der mit einem Penny pro Meile berechnete fogenannte Parlamentszug, 
der freilich langfam genug geht, zur Berfügung fteht, wurde bei der Ein- 
richtung der deutfchen Eifenbahnen weder für nöthig, noch für einträglich 
befunden, 
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Alfo fpiegelte der Stand der Eifenbahnen 1848 in Deutjchland den 
Grad der wirthichaftlichen Entwidlung und die Tragweite der Volksbe⸗ 
griffe ab. Er enthüllt uns den tiefer liegenden Grund, welcher bewirkte, 
daß die foziale Bewegung fcheitern mußte. Wenn felbft der Mittelftand 
ſich noch nicht aus den Fefleln des Partifularismus völlig herausgearbeitet 
hatte, und wenn folglich felbft die hoffnungsvolle nationale Bewegung 
nicht mit felbftändiger Kraft vermittelft der Lehre von der Volks-⸗Souve⸗ 
ränetät zu ihrem Endziele durchzufchlagen vermochte, mußte doc) wohl 
der auf viel weitere Beziehungen angewiefene, d. h. der an das in ganz 
Europa und über dasfelbe hinaus herrſchende Syftem der Nationalöfo- 
nomie gefettete, Sozialismus zum flegreichen und endgültigen Durchbruche 
noch viel weniger angethan fein. 

Aber mit dem Triumphe der unverhüllten fozialen war auch ber 
Triumph der nationalen und ftaatlichen Reaktion ſchon deßhalb im Voraus 
fichergeftellt, weil die nationalen und ftaatlichen Faktoren im Grunde nur 
Kryftallifationen fozialer Zuftände find, deren breite Unterlage doc immer 
das niedere, arbeitende Volk bleibt. Alle nationalen und ftaatlichen Er- 
fheinungen laffen fich, auch wenn fie in der höchften Potenz zu Tage 
treten, immer wieder in einfache gejellfchaftliche Faktoren, aus welchen fie 
zufammengefett find, auflöfen. ft daher die Reaktion in den großen 
Bolfsfchichten entfchieden, fo erfolgt fie auch mit unerbittlicher Noth- 
wendigfeit in den über ihnen liegenden und von ihnen getragenen Schich⸗ 
ten. Der eine Sieg der Reaktion zog daher folgereht den andern 
nad) ſich. | 

Der Berlauf der nationalen und ftaatlihen Reaktion nun fol im 
Tolgenden gefchildert werben. 


Bweites Hanptkürk. 
Die nationale Reaktion. 


Der Nachweis, welchen wir aus den amtlichen Aufzeichnungen der 
Bundes - Protofolle empfangen, bildet eine Hauptquelle der folgenden 
Darftelung. Wir fehen uns deßhalb gemöthigt, über jene Protofolle ei- 
nige Worte voranszufchiden. 

ALS die deutfhe Bundesverfammlung am 14. November 1816 ihre 
einftweilige Geſchäftsordnung feſtſetzte, befchloß fie, „die Bekanntmachung 
der Bundestagsverhandlungen durch den Drud als Regel” aufzuftellen, 
dagegen die der Deffentlichkeit nicht zu übergebenden Verhandlungen je- 
des Mal befonders auszunehmen. Demzufolge wurden die Protofolle, 
mit Ausnahme folcher Gegenftände, deren Geheimhaltung angemefjen 
fchien, bi8 zum Wahre 1824 veröffentlicht. Inzwiſchen hatte fich der öf- 
fentliche Geift in Deutfchland nach jener einfeitigen Begeifterung, in die 
ihn ein blinder Franzoſenhaß verſetzt hatte, dermaßen ernüchtert, daß der 
Bundestag für zwedmäßig hielt, das Licht der Deffentlichkeit, welches 
feine allen Neuerungen abholde Thätigfeit beleuchtete, Hinfort unter den 
Sceffel zu ftellen. Darum wurde am 1. Juli 1824 auf Präfidial-An- 
trag der Beſchluß gefaßt: 

„Daß im Geiſte obigen Präfidial-Autrags vorzugehen und der Bun 
desfanzlei-Direktion aufzugeben fei, fünftighin nad) Maßgabe der ver- 
handelten Gegenftände zweierlei Brotofolle aufzunehmen und zwar 
Öffentliche und Separat-, bloß loco dietaturae zu druckende Brotofolle.” 

Weil in Folge diefes Befchluffes ſowohl die Anzahl, als auch die 
Wichtigkeit der veröffentlichten Bundes - Protofolle fich ſehr verminderte, 
wollte bald fein Menſch mehr die dem Publikum in einer Ouart - Aus- 
gabe dargebotenen Berhandlungen der Bundesverfammlung leſen: weß- 
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halb vom Jahre 1828 an wegen der Öleichgültigkeit der deutfchen Un- 
terthanen die Veröffentlichung aud) diefer Duart - Ausgabe- unterblich. 
Bon nun an wurden nur noch einzelne Verhandlungen oder Befchlüffe 
vermittelft Frankfurter Blätter amtlich befannt gemacht. 

Im ganzen übrigen Europa, felbft in Neapel und Rom, gab e8 
feine fo politifch fchläfrigen und zu jeder ftaatlichen Selbftändigfeit fo 
unfähigen Leute, als die Deutjchen e8 waren. Trotz der ihnen nachge⸗ 
rühmten Bildung und Ehrliebe ließen fie e8 über fich ergehen, daß zwan⸗ 
zig Jahre lang über die unheimliche Thätigkeit, "welche im fürſtlich Thurn 
und Taris'ſchen Palaft der Eſchenheimer Gaffe der Bundestag betrieb, 
fein Sterbenswörtchen in die Deffentlichfeit drang. In denjenigen deut- 
ihen Staaten, in welchen Berfafjungen beftanden, begnügte man fidh 
mit der Kenntnißnahme der Ständeverhandlungen, und in foldhen Staa- 
ten, wo nod) feine Berfaffung eingeführt war, mit der Abwefenheit der- 
felben. Niemand alſo nöthigte die. deutjche Zentralgewalt dazu, die Heim- 
fichfeit, in welche fie ihre Wirkfamfeit gehüllt Hatte, aufzugeben. Nichts- 
deftomeniger dachte der Bundestag endlich jelbft wieder daran, diejenigen 
feiner Verhandlungen, welche für die Deffentlichkeit geeignet wären, durch 
den Drud befannt zu machen. Denn theil8 witterte er, mit einer feinen 
Nafe begabt, Morgenluft, theil® war es ihm unlieb, daß er entweder 
völlig der Bergefienheit anheimfiel oder hin und wieder verfannt wurbe. 

Daher bewirkte anı 26. März 1847 die würtembergifche Regierung, 
daß ein Ausſchuß niedergefett wurde, welcher die Frage zu prüfen hatte, 
ob ſolche Verhandlungen, welche unfchädlicher Natur wären, wieder, wie 

früher gefchehen, veröffentlicht werden follten. Hierauf erftattete am 
9. September 1847 (in der 28. Situng) im Namen dieſes Ausſchuſſes 
der königlich preußifche Bundestagsgefandte Graf Dönhoff Beriht und 
ftellte folgende Anträge : 

1) Die Bekanntmachung der Bundestagsverhandlungen bildet von 
jetzt ab wieder die Regel, und die Protofolle werden daher — falls die 
Bundesverfammlung nicht eine frühere Publikation befchließt, — jedes 
Mal 6 Wochen nach deren Unterzeichnung veröffentlicht. 

2) Die hiervon zu madhenden Ausnahmen werden von 
einem zu dDiefem Zwedezu wählenden Ausfhuffevon fünf 
Mitgliedern der Bundesverfammlung zur Öenehmigung 
vorgefchlagen. 

3) Derfelbe Ausſchuß Hat Vorfchläge darüber zu mahen, wie es 
mit der Veröffentlichung der feit dem 1. Juli 1824 bis jet nicht ver- 
Öffentlichten Bundestagsverhandlungen zu halten fein wird. . 
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Weil jedoch eine fo wichtige Angelegenheit nicht überftürzt werden 
durfte, wurde zunächſt nur der Beſchluß gefaßt, ſowohl über die mitge- 
theilten Anträge, al8 auch über die gleichzeitig abgegebene Präfidial:Er- 
klärung, derzufolge zwar eine größere Publizität als bisher, aber unter 
einigen bejchränfenden Modalitäten, eintreten follte, Inftruftion von den 
Regierungen einzuholen. Hiermit wurde die in Ausficht genommene Ver⸗ 
öffentlihung auf die lange Bank gefchoben. 

Als demnach die Ereigniffe des Jahres 1848 an den Bundestag 
herantraten, war immer noch nicht, weil ſich die Regierungen mit der Er- 
theilung der erbetenen Inftruftion nichtübereilt hatten, die Frage in Be— 
treff der Veröffentlichung der Bundes-Protofolle entjchieden worden. Aber 
gerade jetst glaubte der Bundestag, damit nicht feine Eriftenz in Frage 
geftellt würde, der Deffentlichfeit zu bedürfen. 

Darum theilte anı 29. März 1848 der badifche Gefandte (der Ge- 
heime Rath Welder) feinen Herren Kollegen mit, er fet von feiner höch— 
ften Regierung beauftragt worden, bei ber hohen Bunbdesverfanmlung 
den Antrag zu ftellen, die Protokolle der hohen Berfammlung wiederum 
in der Art zu veröffentlichen, wie zur Zeit des Beginnes der Bundes⸗ 
verfjammlung. Eine unbedingte, ausnahmslofe Deffentlichfeit follte dem- 
zufolge nicht eingeführt werden, fondern ftetS jene &egenftände, welche 
für die Publikation nicht zu paſſen fchienen, geheim gehalten werden. 
Nachdem nun der in Rede ftehende badifche Antrag an den für dieſen 
Öegenftand in der 9. Situng vom 26. März 1847 niedergefettten be- 
fondern Ausſchuß verwiefen worden war, liefen endlich bis zum 7. April 
1848 die Abftimmungen der Mehrheitinfoweit ein, daß am genannten Tage, 
weil bloß Kurheſſen und die 16. Kurie mit der Inſtruktion noch im 
Rückſtande waren, ein Befchluß gefaßt werden fonnte. Es wurde alfo der 
in der Plenar-Sigung vom 14. November 1816 einftinnmig gefaßte Be- 
ſchluß, demzufolge 

„die Belanntmachung der Bundestagsverhandlungen durch den 
Drud als Regel feftzufegen fei, die ber Publizität niht zu über- 
gebenden Berhbandlungen hingegen jedes Mal auszuneb- 
men wären,“ 

unter Aufhebung der Beichlüffe vom 5. Februar und 1. Yult 1824, 
foweit folche dem Befchluffe vom 14. November 1816 entgegenftänden, 
wieder in Wirkſamkeit gefeßt, und das Präſidium erfucht, hierzu die weis 
tere Einleitung zu treffen. 

Ferner wurde, da der Bundestag in der guten Meinung, die das 
Volk von ihm fi bilden follte, jet feine Rettung erblidte, in der 31. 
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Sikung vom 11. April 1848 verabredet, außer der Veröffentlichung der 
Bundes-Protofolle auch möglichft fchnel ein Refums feiner Verhandlun⸗ 
gen, ihres Gegenftandes und Inhalts, durch die damals vorhandenen 
drei Frankfurter Zeitungen befannt zu machen, und hiermit die Gefand- 
ten von Würtemberg und Heflen-Darmftadt zu betrauen. 

Zulest ward nod) in der 51. Sitzung vom 12. Mai 1848 Benja- 
min Krebs, der Inhaber der Bundes-Präfidial-Druderei, ermächtigt, un- 
ter Aufficht der Bundestanzlei- Direktion eine Duart-Ausgabe der Bun- 
des-Protofolle zu veranftalten: weßhalb die KanzleisDirektion beauftragt 
wurde, unmittelbar nad) Unterzeichnung der Protofolle felbe zu dem in 
Rede ftehenden Behufe abzugeben und für befchleunigte Veröffentlichung 
zu forgen. 

Demgemäß wurden vom 10. April 1848 bis zur Abdankung der 
Bundesverfammlung am 12. Yuli genannten Jahres die Protofolle in 
fofern wieder öffentlich, al8 nicht die befondere Natur der verhandelten 
Gegenftände etwa die Geheimhaltung wünfchenswerth machte. 

Trog der anfcheinenden Deffentlichfeit der Bundestagsverhandlumn- 
gen gab e8 aljo 1848 wieder zweierlei Protokolle, nämlich öffentliche und 
Separat-Protofolle, Xegtere, loco dietaturae gedrudt, führten die Sei- 
tenzahl mit Buchſtaben fort, jo daß, wenn das legte öffentliche Protokoll 
3. B. mit Seite 387 geſchloſſen hatte, die Seiten de8 darauf folgenden 
Separat-Protofoll8 folgendermaßen bezeichnet wurden: — 387a, 387b, 
387c, 387d u. ſ. w. — Das erfte Separat-Protofoll wurde fogleich in 
der 30. Sigung vom 10. April 1848 aufgenommen. Die Gefammtzahl 
diefer 1848 aufgenommenen Separat-Protofolle beläuft ſich auf 23, und 
zwar datiren fie aus der 30., 32., 36., 37., 38., 39., 40., 42., 43., 44., 
45, 46., 47., 48. 49., 50. 51., 53, 62., 64. 65, 68. und 69. 
Sigung. 

Schon aus vorftehenden Bemerkungen läßt ſich entnehmen, daß un- 
ferer Darftellung nicht bloß die öffentlichen, fondern auch die geheimen 
Brotofolle zu Grunde liegen. Die fämmtlichen Protokolle der Bundes- 
verfammlung vom Jahre 1816 bis zum Jahre 1866 Haben dem Ber- 
faffer auf der Laiferlichen Schloßbibliothel zu Wien im Driginal-Abdrud 
zur Verfügung geftanden und find don ihm benutzt worden. Dieß wird 
zur Klarlegung einer Hauptquelle, aus der er gefchöpft Hat, vorläu- 
fig genügen. 


Die deutfche Bundesverfammlung weihte das Jahr 1848 damit ein, 


daß fie die gegen die freie wiſſenſchaftliche Forſchung, gegen N Lehr⸗ 
Becer, Realtion. 
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und Lernfähigfeit beftehenden Vorfchriften aufrecht erhielt. In ihrer 
zweiten Sigung vom 13. Januar nämlich traten Defterreih, Preußen, 
Kurhefien, Dänemark, Niederlande, Weimar, Meiningen, Schwerin, 
Strelis, dann Hohenzollern, Liechtenftein, Reuß, die beiden Lippe, Wal- 
def und Heffen- Homburg dem in der 26. Sigung vom 26. Auguft 1847 
geftellten Präfidial-Antrage wegen Verlängerung der Gültigkeit des Be- 
Ichlufjes vom 13. November 1834 in Betreff der Univerfitäten und an- 
derer Lehr- und Erziehungsanftalten anf weitere ſechs Jahre bei. 

Biele Sorge bereitete dem Bundestage die Schweiz. Denn von dort, vo 
in den meiften Kantonen eine freie Prefje Herrfchte, drangen ungeachtet als 
ler umfichtigen Vorkehrungen aufrührerifche Schriften unter das deutſche Volk. 
Schon waren unterm 12. Juni 1845, fo wie unterm 18. Februar und 17. Juni 
1847 Berbote gegen den Oefammtverlag des „Literarifchen Komptoirs 
in Zürich“ und des „Literarifchen Inftituts zu Heriſau“ ergangen, aber 
gleichwohl Hatten diefe Maßregeln nicht den verhofften Erfolg gehabt, 
allen übrigen Buchhandlungen der Schweiz als warnende DBeifpiele zu 
dienen. Gegenwärtig erregte die Unzufriedenheit des deutſchen Bundes» 
tags vorzüglich die Firma „Jenni Sohn“ in Bern. Ein Verzeichniß 
von neunzehn dafelbft verlegten Schriften bewies zur Evidenz, daß die- 
felbe mit Vorliebe ſich dem Vertrieb revolutionärer Bücher widmete. Die 
Gehäffigfeit diefer Thatfache ward noch dadurch erhöht, daß die erwähnte 
Firma ihre Verlags-Ärtifel auf fchr Huge Weife nach Deutfchland cein- 
zuſchmuggeln und felbige durch gefewidrige Mittel der Kontrolle ber 
bundesftaatlihen Behörden zu entziehen wußte. In diefer Hinficht 
hatte bereits ein von der Fföniglich ſächſiſchen. Bundestagsgefandtichaft 
am 28. November 1847 an ſämmtliche andere deutihe Bundestagsge- 
ſandtſchaften gerichtetes Aundfchreiben auf den Gebrauch falfcher Fak—⸗ 
turen, deren fich die gedachte Buchhandlung bediente, aufmerkſam gemacht. 

Noch Earer aber war die fchlimme Abfiht, die deutjchen Behör- 
den zu täufchen, in jenen, wiederholt in Preußen vorgefommenen Fällen 
zu Tage getreten, in welchen der erfte Bogen jolcher Brandſchriften nebft 
Umſchlag und Titel abgefondert, vermuthlih auf dem Korreſpondenz⸗ 
Wege, an feine Adrefle gelangte, während der übrige Theil des Werks 
auf gewöhnlichem Buchhändlerwege in der Weiſe erpedirt wurde, daß 
jedem Exemplar der Titel und der erjte Bogen völlig unfchuldiger 
Schriften, 3. B. des „Archivs für Thierheillunde von der Geſellſchaft 
ſchweizeriſcher Thierärzte. Bern 1835, bei E. E. Jenni, Buchhandler- —, 
vorgeheftet war. 
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Um das deutfche Vaterland vor dem großen Unheil, welches die 
Jenni'ſche Buchhandlung anzurichten emfig bemüht war, wirffam zu be- 
wahren, war der zur Verhütung des Mißbrauchs der Preffe eingefegte 
Ausſchuß mit Abgabe eines Gutachtens beauftragt worden. Demgemäß 
erftattete der preußifche Gefandte Graf Dönhoff in der 3. Sigung vom 
20. Januar 1848 Beriht. Er hob in feinem Vortrage hervor, daß je- 
ner Bundesbefhluß vom 5. Suli 1832, nach welchen der Debit deut- 
Tcher, außerhalb des Bundesgebiets erjchienener Schriften — jedoch nur 
wenn diefelben unter 20 Drudbogen ftark und politifhen Inhalts wa- 
ven — von der fpeziellen Genehmigung der betreffenden Bundesregie— 
rungen abhängig gemacht wurde, den Bedürfniffen der Gegenwart fei- 
neöwegs mehr genügte, da ungeachtet und kraft des beſagten Befchluffes 
alle politifchen Schriften über 20 Drudbogen und ferner alle angeblich 
nicht politifchen Bücher ungehindert nach Deutjchland eingingen. Frankreich, 
fagte der preußifche Graf, fei troß feiner der Preffreiheit und Deffent- 
lichkeit im Innern fo unbefchränft Huldigenden Verfaſſung in diefer Be- 
ziehung weit beffer geftellt, al8 der deutihe Bund. Denn die königlich 
franzöſiſche Ordonnanz vom 13. Dezember 1842 (Bulletin des 
lois, Nr. 10,419, page 820) fette aufer den für die Büchereinfuhr 
ſchon gefeglich beftehenden Borfchriften wegen beftimmter Urfprungszeug- 
niffe, Zollabgaben und anderer Kormalitäten, ferner noch feſt, daß alle 
in franzöftfcher Sprache außerhalb Frankreichs erfchienenen Drudjachen, 
die nach Paris beftimmt feien, mur über gewifle, beftimmte, Gränzzolläm⸗ 
ter eingehen dürften, dort plombirt und an das Minifterrum des Innern 
gefchict würden, fo daß fie alfo gar nicht direkt an die Buchhändler ge- 
langten, fondern. erft von den oberften Zenfur- und Polizeibehörden un⸗ 
terfucht würden. Ebenfo. dürften dergleichen Drudfachen, welche für das 
übrige Frankreich beftimmt feien, nur über acht beftimmte Gränzzolläm⸗ 
ter eingehen, bei denen beſonders hierzu angeftellte Beamte des Minifte- 
riums des Innern fie erft genau zu fontrolliven hätten. Hiernach Halte 
Frankreich das Prinzip feft, daß alle in franzöfifcher Sprache auswärts 
erfcheinenden Dradichriften, gleichoiel welchen Inhalts und gleichviel ob 
über oder unter 20 Bogen ftarf, in Frankreich nicht eher in den bud)- 
bändlerifchen Betrieb gelangen fönnten, als bis fie von eigens dazu be- 
ſtimmten Beamten der Regierung vorher fontrollirt und genehmigt wors 
den fein. So lange als der deutfche Bund nicht das nämliche Prinzip 
adoptire und fo lange er wenigftend nicht den Bundesbeſchluß vom 
5: Juli 1832 ganz allgemein auf alle in beutfcher Sprache außerhalb 
Deutſchlands erjcheinenden Drudicriften — gleichviel welchen Inhalts 
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und ob über oder unter 20 Bogen — ausdehne: werde, wie die Er⸗ 
fahrung lehre, der Schuß gegen die ſchädliche Einwirkung ſolcher Drud- 
fohriften nur ein fehr unvollfommener bleiben. Berhältnigmäßig am 
Wirkfamften fei bisher diefer Schu immer noch durch Berlagsverbote 
ſämmtlicher Erzeugniffe ſolcher außerdeutfchen Buchhandfungen, deren 
revolutionäre und feindliche Tendenz feftftehe, erzielt worden. Der Bund 
habe fchon einige Dale, und zwar nicht ohne Erfolg, zu diefem radifa- 
len Mittel gegriffen. Die früher gemachten Erfahrungen zeigten, daß das 
Berbot auc auf diejenigen neuen Firmen von vornherein ausgedehnt wer- 
den müffe, unter welchen die Jenni'ſche Buchhandlung den Vertrieb ihrer 
gemeinfchädlichen Verlags - Artikel etwa fpäterhin fortzufegen verfuchen 
follte. 

Gemäß dem vom Ausſchuſſe geftellten Antrage faßte nun bie deut⸗ 
fche Bundesverfammlung den Beſchluß: daß der Debit ſämmtlicher Ber- 
lags⸗Artikel „Ienni Sohn“ in Bern, fowie derjenigen Firmen, welche als 
Fortſetzung der genannten Buchhandlung zu betrachten wären, in ſämmt⸗ 
lichen Bundesftaaten möglichft zu verhindern fei. 

Eine Beichwerde der Furfürftlich heſſiſchen Regierung wegen Preß- 
unfuges mehrerer unter badifcher Zenfur erfcheinenden Blätter, nament- 
[ich des „deutſchen Zufchauers*, der „Mannheimer Abendzeitung“, des 
„Mannheimer Journals“ und der „Heidelberger deutfchen Zeitung“, er- 
hoben in der 5. Sigung vom 3. Februar 1848, wurbe einftweilen zur 
Kenntniß genommen und befchloffen, vorerft der Erklärung ber großher- 
zoglich badifchen Regierung entgegen zu fehen. Offenbar waren die in 
Baden erfcheinenden Zeitungen viel ungefährlicher, als die aus der Schweiz 
fommenden revolutionären Schriften. 

Die Beſchwerden und Beforgniffe, zur welchen die politifchen und fo- 
zialen Zuftände der Schweizer Anlaß gaben, befchränkten fich indeß nicht 
auf die Preffe allein. Vielmehr meinte der Bundestag (11. Situng vom 
2. März 1848), e8 müßten die ultrademofratifchen und radikalen Gefin- 
nungen, welche fich jo häufig in der Schweiz manifeftirt und zu vielfachen 
Ummwälzungen in den einzelnen Kantonen geführt hätten, einen übeln 
Einfluß auf Dentfchland überhaupt, namentlich aber auf die deutfchen 
Nachbarländer, üben. Die Beftrebungen, durd) die revolutionären Preß- 
erzeugniffe auf Deutfchland zu wirken, fchienen dem deutichen Bunbestage 
mit dem Uebelftande in innigem Zufammenhange zu ftehen, daß die Schweiz 
ein Aſyl für deutſche politifche Flüchtlinge bildete, von welchem aus bie 
revolutionären Umtriebe ins Werk gejegt und in welchem fie geduldet 
würden. Diefe revolutionären Beftrebungen gingen aber nicht nur von 
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einzelnen, fich in der Schweiz aufhaltenden Individuen aus, fondern es 
exiftirten dort auch Affoziationen, welche revolutionäre nnd kommuniſtiſche 
Zwede verfolgten und deutiche Reiſende, befonders folche, die den arbei- 
tenden Klaſſen angehörten, in ihre Berbindungen zu ziehen und hierdurch 
fowohl ihre Wirkfamfeit, als auch die Berbindung felbft auf Deutſchland 
anszudehnen fuchten. Das Verbot des Wanderns nad) ber Schweiz war 
vom Bunde fchon am 15. Januar 1835 verfügt worden. 

Der 1847 über den Sonderbund erfochtene Sieg und die damit 
zufammenhängende Ausräucherung jener braven und lammesunfchuldigen 
Leute, welche allgemein unter dem Namen Jeſuiten befannt find, gereich- 
ten gleichfalls der Schweiz zum ſchweren Borwurfe und hatten rings am 
politifchen Horizonte ſchwere dunkle Gewitterwolfen zufammen gezogen, 
deren Tränen im Jahre 1848 mit Blig und Hagel — fo wenigftens 
war es im Rathe der Allerhöchften beſchloſſen — über das Alpenland 
hereinbrechen follte. Während England die Schweiz nicht ſchützen konnte 
und wollte, waren die Tontinentalen Großmächte darüber einig, daß der 
Radikalismus der Alpen⸗Republik unter allen Umftänden, nöthigenfalls 
fogar mit Heeresmacht, vertilgt werden müßte. Frankreich, Defterreich, 
Preußen und der deutfche Bund follten nach dem feftgeftellten: Plane die 
Schweiz mit Truppen überziehen, um dem Althergebracdhten wieder An⸗ 
fehen zu verfchaffen. Somit follte auf dem Fleinen Raume, der zwiſchen 
und neben den Schweizer Bergen der republifanifchen Freiheit in Europa 
noch übrig gelaffen war, tabula rasa für die Reaktion gemacht werden. 

Warum Rußland an dem beabfichtigten Kreuzzuge nicht theilnehmen 
fonnte, darüber ſprach fich die ruſſiſche Regierung, um keinen Zweifel an 
ihrem guten Willen auffommen zu lafjen, in einem Aundfchreiben unterm 
24. Januar 1848 folgendermaßen aus: 

„Die drei Mächte Hatten ſich über die durch diefe Sachlage noth- 
wendig gewordene Spracde und Mafregeln mit und verftändigt, und 
wenn wir ihnen die Smitiative überlaffen zu müflen geglaubt haben, fo 
gefchieht es, weil e8 uns gefchtenen hat, daß ihnen als an die Schweiz 
grängenden Mächten diefelbe fpezieller zukönimt, und weil wir die unbe= 
quemen Verzögerungen vermeiden wollen, welche unfere Entfernung yom 
Schauplatze der Ereignifje bei jedem dringlichen Auftreten (& toute mani- 
festation d’urgence) hätte herbeiführen können.“ — Am Scluffe des 
Rundſchreibens ftand die Berfiherung: „daß die moralifche Unterftügung 
Rußlands bei feinem Borgehen und bei feiner Maßregel fehlt, welche 
zum Zwed Haben, dem revolutionären Geifte, unter weldyer Ge— 
ftalt er fich auch zeigen möge, die Aufrechterhaltung des politifchen Gleich⸗ 
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gewichts und der geſellſchaftlichen Ordnung aufzuerlegen.“ — Aehnlich 
ſprach ſich eine an die oberſte Regierung der Schweiz gerichtete ruſſiſche 
Deklaration aus. 

Die verſuchte Vermittlung, beziehentlich Einmiſchung in die innern 
Angelegenheiten der Schweiz wurde 1847 vom Vorort zurückgewieſen. 
Darauf forderten am 10. Dezember 1847 die Höfe von Wien und Berlin 
die deutſche Bundesverfammlung auf: „den Zuftand der Dinge in der 
Schweiz in ernfte Ueberlegung zu nehmen, und zu erwägen, weldye Maß- 
regeln der deutſche Bund, in feiner Eigenfchaft als Geſammtmacht, im 
Angeficht von Ereigniffen, welche durch ihre materiellen und moralifchen 
Einwirkungen nicht bloß feine Imtereffen, ſondern felbft die Bedingungen 
feiner politifchen Eriftenz gefährden, zu nehmen habe.“ 

Bei der hierüber in der erften Sigung vom 7. Januar 1848 vor- 
genommenen Abftimmung fprachen ſich die Vertreter der fänmtlichen 
deutſchen Staaten kriegeriſch gegen die Schweiz aus und festen wegen 
diefer Angelegenheit in der dritten Sigung vom 20. Januar 1848 eine 
Kommiflion ein, beftehend aus den Gefandten von Preußen, Baiern, 
Sachſen, Baden und Dänemark, bei welcher. der hanndveriſche Geſandte 
als Stellvertreter fungirte. 

In der 7. Sitzung vom 17. Februar 1848 hielten Oeſterreich und 
Preußen Vortrag, indem ſie der Bundesverſammlung u. U. die Mit- 
theilung machten: 

„Durch die jeitens der ſchweizeriſchen Tagſatzung im Monat Dezem⸗ 
ber v. J. erfolgte Ablehnung des Vermittlungsantrages der Mächte, und 
durch die gleichzeitig ſtattgefundene Unterdrückung des Schutzbündniſſes 
der ſieben Stände (des Sonderbundes), welche den Bürgerkrieg beendigt 
hat, ſind die Angelegenheiten der Eidgenoſſenſchaft in eine veränderte 
Lage gekommen, auf welche die Mächte, unter Fortſetzung ihres Einver⸗ 
ſtändniſſes, Rückſicht zu nehmen bemüßigt waren. Die Höfe von Wien, 
Berlin und Paris haben in dieſer Beziehung beſchloſſen, der Tagſatzung 
durch Vermittlung ihres Präſidenten unumwunden erklären zu laſſen, daß 
die durch die Traktate des Jahres 1815 der Eidgenoſſenſchaft gewährten 
Vorzüge an die Aufrechthaltung der politiſchen Geſtaltung geknüpft ſeien, 
in welcher die Schweiz zur Zeit des Abſchluſſes jener Verträge, den 
Mächten gegenüber, erſchienen ſei; nun ſeien aber notoriſch durch die 
jüngſten Begebenheiten in der Schweiz die Grundlagen jener Geſtaltung 
in weſentlichen, namhaft gemachten Punkten beeinträchtigt worden, und 
es werde daher von deren Wiederherſtellung in den vorigen Stand und 
von angemeſſener Gewährleiſtung abhängen, daß die bis dahin ſuspen⸗ 
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dirt bleibenden Wohlthaten ewiger Neutralität und der Unverlegbarfeit 
des ſchweizeriſchen Gebiets wieder eingeräumt werden. 

„Diefe Erklärung,“ beißt e8 in der dem Bundestage von Preußen 
und Oeſterreich gemachten Mittheilung weiter, „ift in einer von den 
Gefandten der drei Höfe an den Präfidenten der Tagſatzung gerichteten 
Note vom 18, Januar, welche hiermit vorgelegt wird, der Schweiz bes 
thätigt worden. Nach der Aufnahme, welche diefelbe feitens der Tag⸗ 
ſatzung finden wird, wird die fernere Stellung der Mächte, welche fich-zu 
den Grundjägen der Erklärung befennen, dem fchweizerifchen Staats⸗ 
Eörper gegenüber, bemeſſen werben. Defterreich und Preußen werben nad 
Eingang der Antworten aus der Schweiz ihren deutfchen Bundesgenofien 
über den Gang, den die Mächte nah Maßgabe jener Antworten ein- 
fchlagen werden, ferner Mittheilung zu machen nicht ermangeln.“ 

In der vorgelegten Note wurde darauf hingewiefen, daß in ber 
Bundesverfaffung der Schweiz vom 7. Auguft 1815 nicht anders eine 
Beränderung vorgenommen werben. dürfe, al8 unter Zuftimmung eines 
jeden. der 22 Kantone. Schwyz, Appenzell, Inner-Rhoden und Unter- 
walden feien 1814 und 1815 nur unter der Bedingung, daß die Kan⸗ 
tonal-Souveränetät gewahrt bleibe, wieder in den Bund der Schweizer 
eingetreten. Die Forderungen, welche die vereinigten Negierungen von 
Wien, Berlin, Paris und Petersburg an die Schweiz ftellten, faßten ſich 
in folgende Punkte zufammen: 

1) daß die Kantonal-Souveränetät nicht als beftehend anerkannt 
werden könne in jenen Kantonen, welche durch die Truppen anderer 
Kantone militärifch befegt feien und welche uuter dem Drude der Maß- 
regeln ftänden, von denen jene Beſetzung begleitet jet; 

2) daß der Schweizer Bund als in regelmäßiger und kontrakt⸗ 
mäßiger Lage fich befindend nicht eher werde angefehen werden können, 
ale bis "die erwähnten Kantone ihrer völligen Unabhängigkeit wieders 
gegeben, ihre Regierungsbehörden vollfommen frei würden haben her- 
ftelen fünnen; 

3) daß die Rückkehr auf den militärifchen. Friedensfuß in allen 
Kantonen die nothiwendige Bürgſchaft ihrer mwechjelfeitigen und allgemei- 
nen Freiheit fei, und ” 

4) daß feine Veränderung in der Bundes-Alte gemacht werben 
dürfe, e8 fer denn unter einftimmiger Genehmigung aller den Bund bil- 
denden Staaten. 

So war die Schweiz denn in der Gefahr, mit Krieg überzogen und 
getheilt zu werden. Bei biefem Feldzuge gegen einen Heinen Staat, 
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deſſen freiheitliche SImftitutionen den legitimen Negierungen ein Gräuel 
waren, follte fi) der deutfche Bund als Großmacht bethätigen. Der in 
der betreffenden Angelegenheit gewählte Ausſchuß fprach fich hierüber 
folgendergeftalt aus: 

„Dieß liegt, wie gefagt, in den Grundprinzipien der deutſchen Bun- 
desverfaffung; wenn aber der Ausfchuß äußerte, daß diefe Erwägung 
jet mehr Gewicht als je habe, fo warb er Hierzu durch die Wahrneh- 
mung veranlaßt, daß feit einigen Jahren die Stimmung der Nation fid) 
mehr und mehr für eine größere Einheit ausfpricht; es ift das National» 
gefühl weit reger, al& früher, und es ift ein Sinn für die Ehre 
des Baterlands in dem Volke verbreitet, der, richtig ge- 
leitet, nur erfreulihe Ergebniffe haben wird, ber e8 aber 
auch dem Bunde nicht vergeben würde, wenn er die Intereffen und die 
Ehre des Baterlands in dem Verhältniffe zum Auslande vernachläffigte.“ 

Solche Worte wurden noch in der 11. Bundestagsfigung vom 
2. März 1848 laut. Indeß ſah man um biefe Zeit ſchon recht wohl 
ein, daß der beabfichtigte Feldzug gegen die Schweiz in Folge ber gänz- 
lich veränderten politifchen Verhältniſſe nicht recht mehr thunlich fei. 
Weil alfo die fehmweizerifhe Tagſatzung in einer Note vom 16. Februar 
den Großmächten die Verficherung gegeben hatte, es follte von den Kan⸗ 
tond-Regierungen ftrenger als bisher darauf gefehen werben, daß die 
Flüchtlinge das ihnen gewährte Aſylrecht nicht mißbrauchten, war der 
deutfche Bundestag froh, daß er hiermit feinen Rückzug bemänteln fonnte. 
„E8 haben fich indeflen,“ fagte jeßt der Ausſchuß, „bie Begebenheiten 
weniger bedenklich geftaltet, als man es vielleicht erwarten durfte Zu 
diefer Anficht Hält ſich der Ausfchuß durch die jegigen Zuftände in der 
Schweiz, namentlich) aber auch durd; den Inhalt der aus öffentlichen 
Blättern befannt gewordenen Antwort-Note der Tagſatzung vom 16. Fe⸗ 
bruar berechtigt.“ | 

Der preußifche Bundestagsgefandte Graf von Dönhoff, der feine 
Regierung in der Bundesverfammlung jchon feit dem 16. Juni 1842 
vertrat, führte vom 21. Oftober 1847 bis zum 17. März 1848 ex sub- 
stitutione das Präfidium und die öfterreichifhe Stimme. Denn der 
öfterreichifehe Gefandte Graf von Münch-Bellinghaufen war abwefend. 
Unter preußifchem Borfig alfo wurde, wie wir fahen, der Plan gefaßt, 
das deutfche Nationalgefühl irre zu leiten und den im Volle hervorge- 
tretenen Sinn für des Vaterlandes Macht und Größe zu einer Vernich⸗ 
tung ber fchweizerifchen Freiheit zu benugen. Die übrigen Bundestags- 
gefandten waren damals folgende: — für Baiern: Gaſſer, feit bem 
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3. Juli 1847; — für Sachſen: Geheimer Rath Freiherr von Noftig und 
Sändendorf; — für Hannover: Geheimer Legations-Rath Freiherr von 
Zenthe, jeit 1843; — für Würtemberg: Staatsrath Freiherr von Blom- 
berg, feit dem 6. Mai 1841; — für Baden: Freiherr von Blittersdorff, 
feit dem 14. Sanuar 1841; — für Kurheſſen: Geheimer Rath von Rieß, 
feit dem 3. Februar 1832, — für das Großherzogthum Heffen: Gruber, 
feit 1823; — für Holftein und Lauenburg: der däniſche geheime Kon⸗ 
ferenzeRath von Pechlin, feit dem 26. Januar 1826; — für Luremburg 
und Limburg: Staatsrath von Scherff, feit Januar 1842; — für bie 
großherzoglih und herzoglich fächfifchen Hänfer: Freiherr von Fritſch, 
feit dem 15. Oftober 1840; — für Braunfcdweig und Naſſau: Kanımer- 
berr und Rechnungsfammer-Präfident Freiherr von Wingigerode, feit dem 
7. Juni 1844; — für die beiden Medlenburg: Wirklicher Geheimer Rath 
von Schad, feit bem 19. Januar 1829; — für Oldenburg, Anhalt und 
Schwarzburg: Kammerherr und Geheimer Staatsrath von Both, feit dem 
14. Inni 1821; — für die 16. Stimme: fürftlicher und Tandgräflicher 
Wirklicher Geheimer Rath Freiherr von Holzhaufen, feit Dezember 1841; 
— für die freien Städte: Lübeckſcher Senator Curtius, feit 1. Oktober 
1846. — Bundesfanzlei-Direftor war Hofrath Ritter von Weiflenberg. 


Dur den Ausbruch der franzöfifchen Februar- Revolution wurde 


die Schweiz gerettet. Zwar gab die preufßifche Regierung nur ungern, 
weil fie um Neuenburg beforgt war, da8 der republifaniichen Freiheit feind- 
felige Unternehmen auf; allein mit dem Falle Louis Philipps war in 
alle Berechnungen der Diplomatie eine ſolche Störung gelommen, daß 
es klüger fchien, einftweilen die Dffenfive mit der Defenfive zu vertau- 
Then. Indeß zeigt uns der gegen die Schweiz ausgefponnene Plan, wie 
die Regierungen der deutſchen Bundesftaaten die freiheitlich = einheitliche 
National- Bewegung Deutfchlands auffaffen und welde Hintergedanten 
fi ihnen troß aller Zugeftändniffe aufdrängen mußten. 

Es iſt fehr intereffant zu fehen, welchen Eindrud die Nachricht von 
dem neuen Auffhwunge Frankreichs auf die Bundesverfammlung machte. 
Daß man fich Feineswegs der Sorglofigkeit hingab, geht aus der 
9. Sigung vom 29. Februar hervor, an welcdem Tage. Graf Dönhoff 
als Borfigender nachftehenden Vortrag hielt, Er fagte: 

„Die Größe und Bedeutung der neueften Ereigniffe in Frankreich, 
deren Rüdwirkung auf ganz Deutſchland augenfcheinlich in den vielfad)- 
ften und wichtigften Beziehungen ebenfo unmittelbar als tief fein wird, 
macht e8 der Bundesverfammlung zur dringendften Pflicht, die Tage des 
deutfchen Bundes auf diefe Veranlaſſung fofort in ernfte Erwägung zu 
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ziehen, und zu überlegen, welche Maßregeln ſich bei dem dermaligen 
Zuſtande der Dinge als räthlich und als nöthig erweiſen. 

„Die reißende Schnelle, mit der die Begebenheiten im Süden und 
Weſten des deutſchen Bundes ſich entwickeln, die unverkennbaren morali⸗ 
ſchen Einwirkungen derſelben anf den Stand ber öffentlichen Meinung 
in Deutichland felbft, und die Gefahren, die aus den dermaligen euro» 
päifchen politifchen Berwidelungen fogar für die Sicherheit und Integrität 
des deutfchen Bundesgebietö ſich entwideln können, gebieten dem beut- 
[hen Bundestage, ohne Zeitverluft feine Anfichten über Dasjenige aus- 
zufprechen, was in diefer Beziehung vorzufehren fei. | 

„E8 wird allen Bundesregierungen nur erwünfdt 
fein fönnen, die entfprehenden Borfhläge ihres gemein- 
ſchaftlichen Zentral-Organes hierüber in möglidft fur- 
zer Friſt zu erhalten, um dann darüber fofort beftimmen 
zu koönnen.“ — 

Aus diefen Gründen ſchlug das Präfidium vor: „einen Ausſchuß 
von fünf Mitgliedern behufs fchleuniger Berichterftattung hierüber” zu 
wählen. — Die Bundesverfammlung ftimmte nicht nur dieſem Antrage 
bei, fondern fchritt auch fofort zur Wahl. 

Sonſt hatten e8 fich die Herren Bundestagsgefandten fehr bequem 
zu machen gepflegt; fie hatten lange Ferien gehabt und ſich auch während 
ber nicht ganz faulen Zeit wöchentlich höchftens nur einmal, wofern 
nicht etwa eine reaftionäre Maßregel größeren Eifer nöthig machte, ver- 
ſammelt und berathen. Jetzt dagegen wurden fie plötzlich äußerſt emiig. 
Schon am Tage nad) erfolgter Wahl erftattete der königlich preußifche 
Gefandte Namens des Ausfchuffes folgenden Vortrag: 

„Die Dringlichkeit der Umftände, vor Allem die tiefgehende Auf- 
regung des öffentlichen Geiftes, die fich bei allen politifchen Parteien, 
felbft den liberalften, vorzüglich in einem drängenden Verlangen 


nad Einigung aller nationalen Kräfte äußert, um den ge 


meinfchaftlichen Gefahren zu begegnen, die Deutfchland bedrohen, legt 
nad der einftimmigen Anficht des Ausfchuffed dem Bundestage 
die Pflicht auf, diefem dringenden Verlangen ohne Zeitverluft den Le= 
galen Anhaltspunkt zu geben. Diefer Anhaltspunkt ift 
aber nur der Bundestag felbft, als das gemeinfhaftlide 
Zentral-Organ aller deutfhen Regierungen, und es wird 
fich mithin nur darum handeln, dich auszuſprechen. Der 
Ausschuß fchlägt daher vor, folgende Belanntmahung fofort der Pub- 
lizität zu übergeben: 
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„„Der deutſche Bundestag, als das geſetzliche Organ det 
nationalen und politiſchen Einheit Deutſchlands, wendet fich ver⸗ 
trauensvoll an die deutſchen Regierungen und das deutſche Volt. u 

„nBerfaffungsmäßig berufen, für die Erhaltung der innern und 
änfern Sicherheit Deutfchlands zu forgen, fpricht der Bundestag 
feine Ueberzeugung dahin aus, daß beide nur ungefährbet bleiben können, 
wenn in allen deutfchen Landen das einmüthigfte Zufammenmir- 
fen der Regierungen und Vöolker und die innigfte Cintracht 
unter allen deutſchen Stämmen mit gewifjenhafter Treue erhalten werden. 

„„Nur auf diefer Eintracht und diefem Zuſammenwirken beruht die 
Macht umd die Unverleglichkeit Deutfchlands nach Außen und die Auf- 
rehterhaltung der gefeglihen Ordnung und Ruhe, fowie 
die Sicherheit der Perſonen und des Eigenthums im 
Innern. Die Gefchichte Deutjchlands gibt die Belege hierzu, fowie die 
bittern Lehren über die traurigen Folgen, wenn Zwietraht zwiſchen 
den Regierungen und Völkern und den einzelnen Stämmen 
die Kräfte der deutichen Nation zerfplittert und ſchwächt ımd ihr In- 
nere® zerreift. 

„„Mögen diefe theuer erfauften Erfahrungen in der bewegten Ge— 
genwart unvergeklich fein und während der ftürmifchen Zufunft benußt 
werden, die möglicherweife Deutfchland nicht fern fteht. 


„„Der deutfhe Bundesſtaat fordert daher alle Deutfchen, 
denen das Wohl Deutfchlands am Herzen liegt, — und andere Deutfche 
gibt e8 nicht im Namen des gefammten Vaterlands drin— 
gend auf, e8 möge ein Jeder in feinem Kreiſe nad) Kräften dahin wir- 
fen, daß diefe Eintracht erhalten und die geſetzliche Ord— 
nung nirgends verlegt werde. | 

„nDer Bundestag wird von feinem Standpunfte aus 
(sic!) Alles aufbieten, um gleich eifrig für die Sicherheit Deutſchlands 
nach Außen, fowie für die Förderung der nationalen Intereffen 
und des nationalen Lebens im Innern zu forgen. 


„„Deutſchland wird und muß auf die Stufe gehoben werden, die 
ihm unter den Nationen Europas gebührt, aber nur der Weg der Ein- 
trat, des gejeglihen Fortfchritts und der einheitlihen 
Entwidelung führt dahin. 

„„Die Bundesverfammlung vertraut mit voller Zuverficht auf den 
in ben fchwierigften Zeiten ſtets bewährten gefeglihen Sinn, auf 
die alte Treue und die reife Einficht des deutſchen Volks.“ 


Borftehende Proklamation an das beutfche Volt — von ber, bei- 
läufig gejagt, Bismard für die Thronrede, womit ex feinen König im 
Frühjahr 1867 das fogenannte norddeutſche Parlament eröffnen ließ, 
einige Stellen benutt hat — ift in mehr denn einer Hinficht beachtens- 
werth. Zunächſt muß e3 einigermaßen überrafchen, daß der Bundestag, 
nachdem er ſich, beinahe ein Vierteljahrhundert lang, in undurchdringliches 
Dunkel gehüllt hatte, mit bem Betreten der Oeffentlichleit fein Glüd 
machen zu können glaubte. Sodann ift die Schlauheit nicht zu verfen- 
nen, womit er die Einheits-⸗Idee aufgriff, um vermittelft derfelben 
die freiheit lichen Beſtrebungen zurüdzuhalten und unſchädlich zu ma- 
chen. Dieſen Zweck hoffte er zu erreichen, wenn er das deutſche Volk 
bei deſſen ſchwachen Seiten anfaßte. Er wandte ſich daher an das 
deutſche Gemüth, indem er das Nationalthum betonte, trieb die be- 
ſchränkten Unterthanen durch Vorſpiegelung von theils unbeftimmten, 
theild namhaft gemachten Gefahren in die Enge, warnte mit den Xeb- 
ren der Gefchichte, berief ſich auf die reife Einficht der unter Jahrhun⸗ 
derte langer Bevormundung Gehaltenen, rühmte die alte Treue und ben 
gefeglichen Sinn, und fuchte felbft dem Gedanken der Einheit durch die 
Empfehlung des gefeslichen Fortfhritts und der ruhigen Entwidelung 
die Spite abzubrechen. Beſonders aber war es ein Meifterftüd, daß er 
den Fonfufen deutfchen Politikern den Namen „Bundesftaat“ hin- 
warf; denn an biefem marklofen und harten Knochen follte fich die Ein- 
beitöbewegung bie Zähne ausbeißen. Zugleich verftand der Bundestag 
den bittern Kern feiner Proflamation in fchmadhafte Ausdrüde einzu- 
büllen und dem eigentlichen Zwed mit patriotifcher Gefinnung zu um- 
wideln. Leider gibt ung das betreffende Bundes-Protofoll nicht an, 
welche Heiteren Bemerkungen im vertraulichen Kreife die gewiegten Po- 
Iitifer der Eſchenheimer Gaſſe über ihre Proflamation gemacht haben. So- 
wie die Einheit von der freiheit getrennt wurde, ebenfo ward und blieb 
das Politiſche vom Nationalen, welch' letzteres vom erfteren doch immer 
nur eine zufällige Zugabe fein follte, gefchieden, und beide liefen ale 
jelbftändige Faktoren neben einander ber. 

Nach einer ſolchen Vergangenheit, wie fie der Bundestag hatte, ges 
hörte in der That eine ftarfe Portion liebenswürdiger Dreiftigfeit dazu, 
um jest in diefer fturmbewegten Zeit mit einer patriotifchen Proflama- 
tion vor die Nation zu treten und von ihr zu verlangen, daß- fie ihn 
als das gefegliche Drgan der deutfchen Einheit anerkenne. Wan hätte 
glauben follen, der Bundestag würde froh fein, wenn fich nicht die öf- 
fentliche Aufmerkſamkeit auf ihn lenkte, und er im Stillen, wie bisher, 
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feine reaftionären Pläne fchmieden und in's Wert fegen Tönnte; allen 
er kannte die bürgerliche deutfch-nationale Partei zu gut, als daß er ge- 
wärtigt hätte, bei dem erften Mudjen auf» und davongejagt zu werden. 
Nichtsdeftoweniger bejchlich ihn in den erften Märztagen, weil ihm fein 
diplomatifches Gewiſſen fagte, was er bei der Demokratie verdient hatte, 
einige Angft; weßhalb er am 6. März fowohl dem Senate der freien 
Stadt Frankfurt. für die Sorgfalt, womit diefer in den letzten Tagen 
die Erhaltung der Ruhe und Ordnung bewirkt habe, auf Antrag des 
Borfigenden feinen Dank, wie auch der Bürgerfchaft die „allgemeinfte“ 
Anerkennung wegen ihres „loyalen, Träftigen und muthvollen Beneh⸗ 
mens” auszudrüden Urfache zu haben glaubte. 

Dem Bundestage war ed darum zu thun, nicht nur die Regierungen 
in der eingetretenen fchwierigen Konftellation zu berathen, fondern auch 
fich fortwährend in der oberften Leitung der politifchen Angelegenheiten 
Deutfchlands zu behaupten. Um diefes Ziel zu erreichen, verſchmähte er 
es nicht, einige unbedeutende, unwefentliche Zugeftändniffe zu machen 
und ſich dadurch mit feinen feitherigen Verhalten in. offenen Widerfpruch 
zu fegen. Hierher gehört die Adoptirung der deutfchen Farben, welche 
er an den Burfchenfchaftlern grimmig verfolgt hatte. 

Der politifche Ausſchuß des Bundestages war zufammengefeßt aus 
den Gefandten Preußens, Baierns, Sachfens, Badens und Dänemarks. 
Als Stellvertreter war der Gefandte der jächftfchen Häufer auserkoren. Weil 
aber diefer Ausschuß jegt alle Hände voll zu thun Hatte, ward er ver- 
ftärkt durch den hannoverifchen und den großherzoglich-herzoglich-fächfifchen 
Sefandten. In der 16. Sitzung vom 9. März trug nun im Namen des 
befagten Ausfchuffes der königlich preußifche Geſandte Hinfichtlich der 
nationalen Symbole Folgendes vor: 

„Der Ausſchuß, von der Ueberzeugung ausgehend, baf die Kraft 
Deutfchlands wefentlich auf dem Bewußtfein feier Einheit beruht, die- 
je8 Bewußtfein aber, damit e8 der Nation lebendig und Har vorfchwebe, 
äußerer Symbole bedarf, glaubt die wiederholt ſchon in Anregung ge- 
brachte Frage wegen eines Bundeswappens und wegen Bundesfarben 
dermalen zur Löfung bringen zu follen. Der Ausfchuß ift der entſchie⸗ 
denen Anficht, daß. zum Bundeswappen fi) am Beten dasjenige Em: 
blem eignet, welches jchon im Jahre 1846 zur Bezeichnung der Geſchütz⸗ 
röhre und übrigen Gegenftände der Artillerie - Dotation der beiden Fe⸗ 
ftungen Ulm. und Raftatt verwendet worden ift: — der alte deutſche 
Reichsadler mit der Umfchrift: Deutfcher Bund — da e8 fein anderes 
gefchichtliches Symbol der taufendjährigen Einheit der verſchiedenen 
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deutihen Stämme gibt. — — Ebenſo werben die Bunbesfarben der 
deutichen Vorzeit zu entnehmen fein, wo das deutjche Reichspanier fchwarz, 
roth und golden war. Der Ausſchuß trägt daher darauf an — unbes 
Ihadet der einzelnen Landesfarben und Wappen (sic!) 
— jenes Emblem zum Bundeswappen und diefe Farben zu den Bun- 
desfarben zu erflären. Der Ausſchuß wird unverzüglich weitere Anträge 
ftellen, wo und in welcher Weife da8 Wappen und die Farben anzıı- 
bringen find.“ 

Nachdem der niederländifche Gefandte den Vorbehalt zu einer wei- 
teren Erklärung feiner Regierung eingelegt hatte, wurde auf die nochma- 
lige Empfehlung des preußischen Gefandten in der 21. Sigung vom 20. 
März der Beſchluß gefaßt: 

1) Das Bundeswappen und die Bundesfarben werden fofort in den 
Bundesfeftungen angebradht, und ift die Bundes-Militär-Kommiffion mit 
der unmittelbaren Ausführung diefes Befchluffes beauftragt; 

2) das durch die Bundeskriegsverfaffung (8.36) für den Fall ei- 
nes Bundeskriegs vorgefchriebene gemeinfchaftliche Erkennungszeichen al- 
ler Bundestruppen ift diefen Emblemen zu entnehmen; 

3) die Siegel der Bundesbehörde haben daB Bundeswappen zu 
führen; | 

4) der Milttär-Kommiffion und der Bundeskanzlei-Direlktion ift Vor⸗ 
ftehendes zur Nachachtung mitzutheilen. 

Auf dem Bundes-Palafte der Efchenheimergaffe in Frankfurt flatterten 
Ihon binnen Kurzem mit den ſchwarz⸗roth⸗goldenen Farben zwei präch⸗ 
tige Fahnen, die 253 Gulden 42 Kreuzer koſteten. 

Gleich dem Bundes-Palafte wurden auch die Bundesfeftungen mit 
dergleichen Schmud verfehen. So 3. B. wurde in Landau der Doppel⸗ 
adler angebradjt an dem Gouvernements- und SKommandatursGebäubde, 
ferner an den Thoren und fonftigen Gebäuden der Feſtung — in paf- 
fender Größe, während mit ben Bundesfarben die Barrieren, Scilder- 
häufer, die Laffetten und das übrige Artillerie » Material angeftrichen 
wurde. 

Indeß wollte man die nationale Bewegung nicht allein mit dem 
kindiſchen Spiele deutfcher Farben befchäftigen, fondern man dachte, wie 
weiterhin erfichtlid) werden wird, auch ernftlih an den Wall, dag es 
nöthig werden würde, die innere Aufregung buch den Aderlaß eines 
äußern Krieges abzuſchwächen. Für diefen Fall waren allerdings die 
deutfchen Farben und der Reichsdoppeladler ſehr nüglihe Erkennungs⸗ 
zeihen. Zudem geftattete der Bundestag durch den Farbenbeſchluß nur, 
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was er micht mehr Kindern konnte. Sowohl ber hierauf bezügliche 
Vortrag, als auch der betreffende Beſchluß felbft wurden alsbald ver- 
mittelft der in Frankfurt erfcheinenden Zeitungen durch) den Bundes- 
tag veröffentlicht. 

Ein andered nicht mehr vermeidbares Zugeſtändniß war die Auf- 
hebung der Zenfur. | 

Weil über diefen Schritt des Bundestags noch viele falfche Vor— 
ftellungen berrfchen, fol hier gezeigt werden, woher e8 fam, daß an die 
Stelle der Zenjur nit die Preßfreiheit, wie gewöhnlich irrig 
angenommen wird, fondern die „Zenfur- Freiheit” gefeßt wurde. 

Die Bundes - Alte verſprach den Deutſchen im Artikel 18, lit. d: 

„die Abfaffung gleichfürmiger Verfügungen über die freiheit der 
Preffe und über die Sicherftellung der Nechte der Schrififteller und 
Berleger.“ 

Diefe Zufage war vorläufig mit der Einführung der Zenfur gelöft 
worden. Letztere entſprach jedoch den veränderten Berhältniffen nicht 
mehr. Die deutjchen Regierungen fahen dieß vor den Märztagen ein. 
Sp äußerte 3 -B. der bairifche Geſandte bereit8 im Januar in der 
Bundesverfammlung :- 

„als Erfüllung diefer Zuficherung (der Bundes-Akte) kann offen- 
bar eine im Jahre 1819 als tranfitorifch eingeführte und im Jahre 1824 
mit: demfelben proviforifchen Charakter fortgefette Anordnung nicht gel- 
ten, welche den einzelnen Bundesſtaaten die abfolutefte Prävention als 
pofitive Norm darbietet. Auch hat die politifche Tages - Literatur in 
Deutfchland unter der veralteten Herrfchaft jener Anordnungen einen 
Charafter angenommen , welcher weit bedenklicher erjcheint, als felbft die 
allerausgedehntefte Freiheit, indem häufig volle Zügellofigkeit ohne jenes 
Gegengewicht herbortritt, welches eine ausgebildete würdige Prefle der 
unmwürdigen entgegenftellt.“ 

Doch nicht die bairifche, fondern die fächfifche und preußifche Res 
gierung ergriffen die Initiative für Abfchaffung der Zenfur. 

Die beiden Ietteren meinten dem Preßunfuge wirffamer ftenern zu 
fönnen, wenn anftatt des bisherigen Präventiv-Syſtems ein gut ausge- 
arbeitete8 Repreſſiv⸗-Syſtem eingeführt würde. Auf Anregen diefer Re— 
gierungen waren unterm 9. September 1847 die Bundesregierungen um 
Beantwortung folgender Fragen erfucht worden: 

1) Soll das Bundespreßgeſetz vom 20. September 1819 im Sinne 
der zur Erzielung einer gleichförmigen Anwendung deſſelben gegebenen 
Andeutungen ergänzt und vervollftändigt werden ? 
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2) Soll an die Stelle des erwähnten Geſetzes, zur Löſung der 
durch den Artikel 18 der Bundes⸗Akte der Bundesverfammlung vorbe- 
baltenen Aufgabe, das neue Preßgefeß dem Präventiv- oder dem Repreſſiv⸗ 
Syſtem angehören, ober fol das fünftige Preßgeſetz des Bundes durd) 
eine zwechmäßige Verbindung und gegenfeitige Ergänzung von Präventiv- 
und Reprefliv-Maßregeln gebildet werden ? 

3) Sollen die von Preußen und Sachſen gemachten Borfchläge, 
und insbefondere der Paragraph 1 des von Preußen vorgelegten Be- 
Ihlußentwurfs, zur Grundlage der weitern Regulirung der Preßgeſetz⸗ 
gebung gemacht werden? 

Die beiden erſten Paragraphen des in der 28. Sitzung des Jahres 
1847 von Preußen vorgelegten Entwurfs beſtimmten: 

8. 1. Jedem deutſchen Bundesſtaate wird freigeſtellt, die Zenſur 
aufzuheben und Preßfreiheit einzuführen. 

8. 2. Dieß darf jedoch nur unter Garantien geſchehen, welche die 
andern deutſchen Bundesſtaaten und den ganzen Bund gegen den Miß⸗ 
brauch der Preffreiheit möglichft ficher ftellen. 

Indem die baierifche Regierung fich diefe beiden Paragraphen an- 
eignete, ſchlug fie anftatt der übrigen Paragraphen des preußifchen Ent- 
wurfs, um den durch Artikel 2 der Wiener Schluß - Alte geforderten 
Garantien zu genügen, einen Zufat vor, worin e8 hieß: 

„Zu diefem Ende vereinigen ſich fämmtliche Bundesregierungen zu 
dem Befchluffe, des in ihren Staaten verfafjungs- oder geſetzmäßig be⸗ 
ftehenden Zenſurrechts fi nur injofern zu begeben, als in dem zu erlafjen- 
den Gefeße landesverfafiungsmäßig, alfo rechtSverbindlich feftgefegt wird: 

1) ein Syftem durchaus erfledliher Kautionen und verantwortlicher 
Redakteure ; 

2) abfolute Nichtzulafiung von Behauptungen, welche die Grunb- 
lagen der fozialen Ordnung und des chriftlichen Staats in Frage ftellen ; 

3) gleiche Beftrafung der Angriffe auf die Sicherheit des Bundes 
und feiner Berfaffung, dann auf die Sicherheit und die Verfafjung der 
einzelnen Bundesftanten mit den Angriffen auf die Sicherheit und Ver⸗ 
faffung bes eigenen Landes; dann der Angriffe und Ehrfurchtsverlegungen 
gegen die Bundesregenten mit den Angriffen und Ehrfurchtsverletzungen 
gegen den eigenen Landesherrn.“ 

Dergeftalt ftand e8 um die Einführung der Zenfur = Freiheit vor 
den Märztagen. Bei dem langfamen Gange, mit welchem faft alle Bundes- 
tagsangelegenheiten behaftet waren, gefchah es, daß bis zum 29, Feb⸗ 
urar 1848 auf die obigen Tragen nur Antworten von Preußen und 
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Baiern einliefen. Indeß äußerte fich anch der Vertreter der beiden Med- 
lenburg am lettgenannten Tage der Abfchaffung der Zenſur nicht 
gerade ungünſtig. 

„Immer ſind jedoch,“ ſagte er, „Ihre königlichen Hoheiten von der 
Ueberzeugung durchdrungen, daß bei den zu ergreifenden Maßregeln, in 
dem einen wie in den andern Falle, das Prinzip ber Einheit nicht 
verlaffen und die Durchführung derfelben in den einzelnen Bundesftaaten 
nad) möglichſt gleihföürmigen Grundfägen durch die Bundesgefeßgebung 
felbft thunlichft gefichert werde.” — " 

Deag die deutfche Einheit präventiv oder reprefliv beftehen; immer- 
hin bleibt diefe Art Einheit die Einheit der Despotie! Was das 
Jahr 1848 verlangte, war — wenn auch noch ziemlich unbefiimmt — 
jedenfalls die Einheit der Freiheit! 

Zenau hat einft gefungen: 

Mit ihrem beil’gen Wetterſchlage, 
Mit Unerbittlichkeit, vollbringt 

Die Noth an einem großen Tage, 
Was nur Jahrhunderten gelingt. 

Ob der Noth, die ihm auf den Leib rückte, mußte auch der Bun⸗ 
destag ſich raſch zur Abſchaffung der Zenſur entſchließen. Würtemberg 
und Baden, beide in harter Bedrängniß, erklärten, daß bei ihnen die 
Zenſur unhaltbar geworden ſei. „Wenn daher die großherzogliche Ne- 
gierung,” fagte ber badifche Geſandte in der Situng vom 1. März, 
„bei einer wohl kaum zu vermeidenden Verzögerung der Berathungen 
in der Bundesverfammlung, früher in den Fall kommen follte, den drin- 
genden Anträgen ihrer Stände durch proviforifche Anordnungen 
binfichtlich der Prefle, vorbehaltlich der zu erwartenden Bun- 
dDesbefchlüffe, entgegenzulommen, fo dürfte die hohe YBundesver- 
fammlung unter den dargelegten VBerhältniffen darin nit 
fomwohl eine Bernadhläffigung der Bundespfliht, als 
vielmehr die Erfüllung einer ihrer größten Pflidten 
gegen dendeutfhen Bund von Seiten der großherzoglichen 
Regierung erfennen, indem fie, durch Befriedigung eines länger 
nicht mehr abweisbaren Bedürfniffes in ihrem Lande, den höhern 
und legten Zweden des Bundes am Beften zu genügen 
im Stande ift.“ 

Nicht minder verftändlich ſprach ſich um die nämliche Zeit die groß⸗ 
herzoglich heſſiſche Regierung für Abſchaffung der Zenſur zu Gunſten 
einer kräftigen Repreſſiv-Geſetzgebung“ aus. Gleich den beiden 

Deder, Weaktion, | 11 
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Medlenburg legte fie auf die deutſche Einheit Gewicht, da fie es würbe 
aufs Aeußerſte beflagen müflen, wenn wirklich nicht eine und diefelbe 
Preßgeſetzgebung für alle Bundesftaaten aboptirt werden follte. Hierfür 
führte fte folgenden wichtigen Grund an: „Der Bund kann die deutfche 
Prefle, welche ihre Wirkungen überall ausübt, wo die deutfche Sprache 
herrſcht, nicht einer ungerwiflen umd ungleichen Behandlung durch bie 
Partikular⸗Geſetzgebungen überlaffen. Geſchähe diefes, jo würden bie 
Gefahren der böswilligen, überall Umfturz fuhenden 
Preffe nirgends aufhören.“ 

Auf „unmittelbare allerhöchſte“ Entfchließung, laut Nr. 10 des groß- 
berzogl. badifchen NRegierungsblatts vom 1. März 1848, wurde in Baden, 
bis zur Erledigung dieſer Sache durch die Bundesverſammlung, propi- 
forifch das Preßgefeg vom 28. Dezember 1831, welches feiner Zeit 
der bundesftantlihen, beziehentlich deutſch-einheitlichen Reaktion erlegen 
war, wieder in Wirkſamkeit gefegt. Nach der nämlichen allerhöchften un- 
mittelbaren Entfchließung fand „hinfichtlih der mittelft der Preſſe ver- 
übten Berbrechen“ das im Jahre 1845 mit den badifchen Ständen ver- 
einbarte Strafgeſetzbuch Anwendung. 

Ebene fand fich die würtembergifche Regierung bewogen, durch 
eine Verordnung vom gleichen Tage (1. März), auf folauge, bis ein bie 
Berhältnifie der Prefle regelnder Bundesbeſchluß gefaßt fein würde, unter 
„einftweiliger Befeitigung der Zenfur“ die Beſtimmungen des 
mwürtenbergiächen Preßgefeßes vom 30. Januar 1817, um die einfchlägige 
Zuficherung von $. 28 der Berfaflungsurfunde zu erfüllen, wieder in 
Kraft treten zu laſſen. 

In Folge dieſer Vorgänge, deren Wiederholung in andera Bundes⸗ 
ftnaten der Bundestag vorausfah, legte fich der Preßgefetgebungs - Aus- 
fhuß die Trage vor, was unter fo bewandten Umftänden zu thun ſei, 
um die Einheit der Preßgefebgebung ded Bundes aufrecht zu erhalten. 
Er erbliedte Hierzu fein anderes Mittel, als nach Nummer 3 der vor⸗ 
gedachten Borfragen die 88. 1 und 2 des von Preußen vorgelegten Ent- 
wurfs eines Bundespreßgeſetzes, weil für deren Annahme fi jchon 
mehrere Bundesmitglisder auägeiprochen hatten, auf der Stelle zum Bım- 
desbefchluß zu erheben und Diefelben zu verkündigen, Dagegen die nähere 
Bezeichnung und Feftfiellung der „dem Bunde zu gewährenden Gavantien“ 
einer fpätern Zeit vorzubehalten. In der 12. Sigung vom 3. März 
ftellte darum der Ausſchuß den Antrag: 

„Hohe Bundesverfaommlaung wolle beſchließen: 
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1) Jedem deutfchen Bundesftaate wird freigeftellt, die Zenfur 
aufzuheben und die‘ Preffreiheit einzuführen ; 

2) dieß darf jedoch nur unter Garantien gefchehen, welche die andern 
deutfchen Bundesftaaten und den ganzen Bund gegen den Mißbrauch 
der Preßfreiheit möglichft ficher ftellen ; 

3) vorftehende Beitimmungen find fofort öffentlich zu verfündigen.“ 

Bei der Abftimmung erklärten ſich mit vorftehendem Antrage die 
meiften Gefandten einverftanden, wobei jedoch die Vorausfegung ausge— 
fprochen wurde, daß die Kompetenz bes Bundes hinfichtlich der Feftfegung 
der Garantien ausdrüdlich vorbehalten bleibe. Nicht für den Antrag 
ftimmten Defterreih, Hannover und Kurheſſen. Insbeſondere bemerkte 
der hannoverifche Geſandte, daß er, zur Zeit noch ohne Imftruftion, ſich 
abzuftimmen außer Stande fehe und, im Hinblid auf den Artifel 65 der 
Wiener Schluß-Akte vom 15. Mai 1820, zu dem Beſchluſſe mitzuwirken, 
vielmehr feiner allerhöchften Regierung Erklärung vorbehalte. 

Indeſſen hielt e8 die preußifche Regierung für fehr gefährlich, wenn 
die einzelnen deutfchen Staaten Hinfichtlich der Einführung der Zenfur- 
Vreiheit einige Zeit ſich felber überlaffen blieben. Denn gerade in ben 
Beftimmungen, welche gegen die Freiheit der Preffe ihr nöthig fchienen, 
war nad ihrem Dafürhalten die deutjche Einheit fein leerer Schall, 
fondern mit tief greifenden und weit reichenden Yolgen verknüpft. Sie 
ftimmte Hierin mit der Anficht, welche in der Bundesverfammlung die 
großherzoglich heſſiſche und die beiden medlenburgifchen Regierungen 
ausgefprochen hatten, vollftändig überein. Weil aber die Regelung der 
in Trage ftehenden Preß-Garantien eine zu lange Ausdehnung erfordert 
hätte, hätte der Bundestag fie zu Stande bringen follen, jo nahm 
Preußen die Sache der deutfchen Einheit unverzüglich felbft in die Hand 
und ftellte fi) an die Spige der Reaktion, indem es zur Vermeidung 
jedes Zeitverlufts direft den Regierungen das Mufter eines Preßgefetzes 
zur Nachachtung mittheilte. Hierdurch wurde, wenn die ſämmtlichen deut« 
[chen Kabinette an den Maßregeln des preußifchen Mufters, gegenüber 
dem demofratifchen Berlangen nach Preßfreiheit, feithielten und in den 
Einzeländern die Beitimmungen deffelben in die neuen Preßgeſetze einzu- 
ſchwärzen vermocdhten, die fo nothwendig erachtete glüdliche Uebereinſtim⸗ 
mung allerorts erzielt. Der preußifche Entwurf, welcher den ſämmtlichen 
deutfchen Preßgefegen aus den Jahren 1848 und 1849 folglich mehr 
oder weniger zu runde liegt, lautete fo: *) 


*) ©, Beilage zu $. 143 des Protofoll® der 18. Sitzung der dentſchen Bun—⸗ 
desverſammlung vom 13. März 1848. 11* 
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„Grundzüge zu dem Entwurfe eines Bundesbefchluffes über Die Prefie. 


1. 

Jedem Bundesftaate wird freigeftellt, die Zenfur aufzuheben und 

Zenfur - Freiheit (sie!) einzuführen. 
2. 

Jeder Bundesftaat ift verpflichtet, Garantien zu gewähren, welde 
die übrigen dentfchen YBundesftaaten, und den Bund, als folden, 
(sic!) gegen den Mißbrauch der Preffe möglichft ficher ftellen. 

3. 

Diefe Garantien find fowohl gegen Drudfchriften, als gegen alle 
mittelft mechanifcher Mittel, wie Steindrud, Kupferdrud, Kupferſtich, 
Holzſchnitt, oder fonft vervielfältigten Schriften und Bildwerke zu gewähren. 

| 4. | 

Jene Garantien find theils folche, die in allen Bundesftaaten 
ohne Unterfchied, theil® folche, welche allein in denjenigen Staaten zu 
gewähren find, welche, von dem in Nr. 1 verliehenen Rechte Gebrauch 
machend, Zenfur- Freiheit (sic!) einführen. 


Allgemeine Beitimmungen. 
5. | 
Nur konzefjionirte Buchdrudereien und andere Anftalten zur Verviel⸗ 
fältigung von Schriften und Bildwerfen, Buch- und Kunfthandlungen, 
Lerh-BibliotHefen und Leſe-Kabinette find zu dulden, unkonzeſſionirte aber 
aufzuheben, und deren Inhaber zu beftrafen. 


6. 

In wie weit biefe Beftimmung wegen Konzeflionen zu dem Gewerbe 
auf die bereits beftehenden Gewerbe anzuwenden find, bleibt zwar 
der Anordnung jedes einzelnen Bundesftaats überlaflen, für die nah 
Publikation des Bundesbefchluffes entftehenden ift dieſelbe aber unbe⸗ 


dingt maßgebend. 
7. 


Die Herausgabe von Zeitungen und andern periodifch erſcheinenden 
Schriften iſt 

a) nur nach vorgängiger Konzeſſion zuläſſig, und es iſt die Konzeſſion 
an die Perſon des Inhabers gebunden; 

b) die Konzeſſion darf nur auf Grund eines Proſpektus ertheilt 
werden, welcher den Umfang des Blattes, die darin zu beſprechenden 
Gegenſtände, und die Perioden, in denen es erſcheinen ſoll, bezeichnet; 
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c) jedes Blatt muß einen verantwortlichen Redakteur haben, der 
jedoch mit Genehmigung der betreffenden Behörde auch in der Perfon 
des Konzefiions-Inhabers beftellt werden Tann ; 

d) auf jeder Nummer des Blattes muß der Name des verantwort- 
fihen Redakteurs angegeben fein; | 

e) alle Blätter, welche ohne vorgängige Konzeſſion, oder ohne vor- 
berige Beftellung eines verantwortlichen Redakteure erjcheinen, find zu 
unterdrüden und die Herausgeber zu beftrafen. 

f) ft gegen den verantwortlichen Redakteur eine Freiheitsftrafe er- 
fannt worden, fo muß vor dem Antritt und für die Dauer derfelben 
ein anderer verantwortlicher Redakteur beftellt werben, widrigenfalls das 
Dlatt während der Dauer der Yreiheitsftrafe fufpendirt wird. 

g) Jeder Herausgeber einer Zeitung oder eines andern periodifc) 
erfcheinenden Blattes ift verpflichtet, Entgegnungen, zu welchen fich die 
betheiligte Staatsbehörbe veranlaßt findet, Foftenfrei in die nächfte Num⸗ 
mer des Dlattes aufzunehmen, und den Entgegnungen den Pla anzu⸗ 
weifen, den die Behörde verlangt. 

Auch Privat-Perfonen, welche in dem Blatte angegriffen find, haben 
das Recht, die Aufnahme einer Entgegnung foftenfrei in der nächiten 
Nummer des Blattes zu verlangen. 

Ueberfteigt der Umfang der Entgegnung das Doppelte des betreffen- 
den Artifels, fo find für dad Mehr in beiden Fällen Infertions-Koften 
zu bezahlen. 


8. 

Das Recht zu dem Gewerbebetrieb eines Buchdruders, Buchhändlers 
u. f. w. — Nummer 5 — fo wie das Recht zur Herausgabe periodifcher 
Schriften, daſſelbe mag auf ausdrüdlicher Konzeflion beruhen oder nicht, 
kann, wenn ber Berechtigte fich einer Uebertretung der in dieſem Bundes⸗ 
befchluffe zur Verhütung des Mißbrauchs der Prefje gegebenen Bor- 
ſchriften ſchuldig macht, nad) vorangegangener Verwarnung (sic!), 
zur Strafe entzogen werden. 


| 9. 
Die Entziehung muß aber jederzeit erfolgen, wenn der Berechtigte 
fi, vorangegangener Verwarnung ungeachtet, einer dreimaligen Ueber⸗ 
tretung ſchuldig gemacht hat. 


Konzeflionen dürfen gar nicht ertheilt werden an Perfonen, welche 
in einem Bundesſtaate innerhalb der letzten zwei Jahre wegen Preß- 
vergehen, oder innerhalb der letzten fünf Jahre wegen Preßver- 
reden beftraft worden find. 
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11. 

Der Redakteur und Konzeflions - Inhaber eines Blattes, fowie der 
Druder und Verleger einer nicht periodifch erfcheinenden Schrift, find 
verpflichtet, auf Verlangen der betheiligten Behörde den Einfender eines 
Artikels, oder Berfaffer der Schrift namhaft zu machen, und müſſen 
dazu im Weigerungsfalle durch Strafmapregeln angehalten werden. 

12. 

Die Beftimmung der auf Preßvergehen anzubrohenden Strafen, 
d. h. Strafen für die Webertretung folcher Vorjchriften, welche zur Ber- 
hütung des Mißbrauchs der Preffe gegeben find, fowie die Art ihrer 
Verfolgung, bleibt zwar den einzelnen Bundesftaaten überlaffen: überall 
fol jebocd) gegen Berfügungen und Untjcheidungen der Verwaltungs- 
behörden in Preßſachen den Betheiligten die Berufung an eine aus rich- 
terlichen und Berwaltungsbeamten in gleicher Zahl aufammengefegte Be⸗ 
hörde zuftehen. 

13. 

Die Beftrafung der mittelft der Preſſe begangenen Verbrechen 

verbleibt den ordentlichen Gerichten nad) den beftehenden Landesgeſetzen. 


14. 
Die Unterfuchung wegen Preßvergehen und Preßverbrechen muß 
überall nach der Yorm des Anklage-Prozefjes ftattfinden. 
Den Regierungen fteht jedoch frei, dabei aus Gründen des öffent- 
lichen Wohles die Deffentlichkeit der Verhandlungen auszufchließen. 


15. 
In allen Bundesftaaten müffen gleihmäßig, Urheber und jänmt- 
liche Theilnehmer treffende Strafen für folgende Verbrechen angedroht 
werden: 

a) Läfterung Gottes, oder Herabwürdigung einer der chriftlichen 
Kirchen, oder einer geduldeten Religions-Geſellſchaft durch Schmähungen, 
oder Berfpottung ihrer Lehren, Einrichtungen, Gebräuche, oder der Ge- 
genftände ihrer Verehrung; 

b) Aufforderung, fei es unmittelbar oder mittelbar, durch Rath oder 
fonftige Aufreizung, unter Verlegung der beftehenden Gefete, die Ver— 
faffung oder die Geſetze des deutfchen Bundes, oder eines der 
Bundesftanten, auf einem andern, als zu deren Aufhebung 
oder Aenderung gefeglih vorgefhriebenen Wege aufzıthe- 
ben, oder zu ändern, oder gegen diejelben fich aufzulehnen; 

0). Herabwürdigung des deutfchen Bundes oder eines Bundesftaats 
durch Schmähung, Berfpottung oder Berläumdung ihrer Berfaffung, Ge⸗ 
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feße, Stantseinrichtungen, Regierungs- und Berwaltungsmaßregeln ber 
Behörden; 

d) Berunglimpfung eines zum deutfchen Bunde gehörenden Regen⸗ 
ten, oder der Mitglieder feiner Familie; 

e) Beleidigung eine® mit dem deutfchen Bunde im anerkannten 
völferrechtlichen Verkehr ftehenden auswärtigen Regenten, fowie Schmähung 
der mit dem deutfchen Bunde in freundfchaftlicher Verbindung ftehenden 
Regierungen; 

f) Beleidigung eines der bei dem deutſchen Bunde, oder bei einem 
der Bundesftaaten beglaubigten Gefandten; 

g) jolche Angriffe auf die in dem Eigenthum und ber Familie be- 
ruhenden Grundlagen der gefelichaftlichen Zuftände, welche nach In⸗ 
halt und Form das Gebiet wiffenfchaftlicher Erörterung überfchreiten ; 

h) grobe Unfittlichfeiten (sie! Sind bie feinen Unfittlichleiten befler 
und minder anftößig ?). | 

Außerdem muß die Beichlagnahme und Bernichtung der in den 
Privat-Befig noch nicht gelommenen Eremplare ber verbrecherifchen 
Schriften, Abbildungen oder Darftelungen, fowie der dazu beftimmten 
"Platten und Formen angeordnet werden. 


16. 

Der Redakteur, wie der Herausgeber einer Schrift find ftets als 
Miturheber des darin enthaltenen Preßvergehen® anzufehen, ebenfo der 
Berleger oder Druder, falls der Verleger nicht genannt ift und infofern 
fie den Verfaſſer in den dentfchen Bundesftaaten nicht nachzuweiſen 


vermögen. 
17. 


Im Uebrigen gelten Hinfichtlih der kriminellen Berantwortlichkeit 
des Druders und Verlegers rüdfichtlich der in einer Schrift enthaltenen 
Preßverbrechen die allgemeinen Rechtsgrundſätze, mit ber Maßgabe, 
daß, wenn bei Vervielfältigung oder Verbreitung der betreffenden Schrift 
ein Preßvergehen konkurrirt, der SKontravenient die Vermuthung 
gegen ſich hat, den Inhalt gelannt zu haben. 


18, 

Gemeingefährlihe Preßerzeugnifle find za jeder 
Zeit, and) wenn wegen ihrer Beröffentlihung Niemand beftraft 
werden Tann, zu unterdrüden, und bleiben den einzeluen Bun- 
desftanten die Maßgaben, unter denen dergleichen Verbote in Ausführung 
zu bringen ‚find, überlafjen. 
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19. 

Gegen Bertriebsverbote und Beichlagnahmen der Berwaltungsbehör- 
den findet die, Nummer 12 nachgelaſſene Berufung ftatt und entfcheidet 
die dafelbft gedachte gemifchte Behörde aud) über die Frage: ob und 
welche Entjchädigung den Betheiligten zu gewähren. j 


20. 
Die Beftimmungen über die Zulaffung folcher Schriften, welche 
außerhalb der bdeutfchen Bundesftaaten erjcheinen, bleiben den einzelnen 
Staaten überlaffen. 


Befondere Beftimmungen für die Staaten mit Zenfur - Freiheit. 
21. 

In denjenigen Staaten, weldhe (8. 1) Zenſur-Freiheit ge 
währen, greifen außer vorftehenden, in allen Bundesftaaten ohne Un⸗ 
terfchied geltenden Beftimmungen, noch folgende befondere Einrichtun- 
gen Platz: 

. a) In Betreff der Zeitichriften. (8. 7.) 

Bei Konzeflionirung von Zeitfchriften ift von deu Inhabern der 
Konzeflion vor. Eintritt der Wirkfamkeit derfelben eine Kaution, 
nad) dem vom Ermefien der Behörden abhängenden Betrage 
von 200 bis 10,000 Thalern zu beftellen. Bon diefer Kaution 
werden die von dem Konzeflionär, fowie die von dem verantwortlichen 
Redakteur zu erlegenden Geldftrafen, infofern fie binnen 14 Tagen nicht 
baar berichtigt werden, fofort baar entnommen. Tritt dadurch, oder in 
Folge eines Arreft- Schlages auf die Kaution, oder einer Ueberweiſung 
derfelben, eine Verminderung der als Kaution haftenden Summe ein, 
fo ift diefelbe binnen 14 Tagen zu ergänzen, nad) beren Ablauf die Be- 
fugnig zur ferneren Herausgabe der Zeitfchrift aufhört. 

Ausgenommen von der Berpflidtung zur Kautions- 
Stellung find die von einer Staatsbehörde herausge— 
gebenen oder unter Aufficht einer ſolchen erfheinenden 
Zeitſchriften, fowie diejenigen, welche rein wiffenfchaftlichen oder 
technifchen Inhalts find, z. B. Tandwirthfchaftliche, medizinifche, muſika⸗ 
liſche Zeitfchriften, fowie folche Journale, die in monatlichen Heften er- 
fcheinen, jedoch nur in fo fern, als der Proſpekt der Zeitfchrift das rein 
wiflenfchaftliche oder technifche Gebiet nicht überfchreitet und genau 
inne gehalten wird. 

b) In Betreff aller andern Preßerzeugnifle außer Zeitſchriften. 
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Den Drudern ift bei Vermeidung empfindlicher Geld- und 
Vreiheitsftrafen, fowie für ben zweiten Nüdfall bei Vermeidung der Un- 
terfagung des Gewerbebetriebs, bundesgefeglich die VBerpflihtung 
aufzuerlegen, fofort nad) beendigtem Drude und jedenfalls 
vor Ablieferung eines Eremplars eines Preßerzeugniſſes, welches nicht in 
einer konzeſſionirten Zeitfchrift befteht, an irgend Jemand, ein Eremplar 
der Behörde vorzulegen, und eine Ablieferung und Veröffent⸗ 
lihung der Auflage, deren Stärke fie jedes Mal genau an- 
zugeben haben, bis die Behörde diefelbe entweder ausdrücklich oder 
durch Unterlaffung eines Bertriebsverbots fammt Beſchlagnahme binnen 
einer gewiflen (etwa 24ftündigen bis Ztägigen) Frift freigegeben Hat, 
nicht eintreten zu laſſen. Wegen diefer Betriebsverbote und Befchlagnahme 
der Berwaltungsbehörden treten die oben unter Nr. 19 aufgeftellten 
allgemeinen Beſtimmungen ein. 

22. 

Die zur Ausgabe bei der Publikation biefes Bundesbeſchluſſes be- 
reits vorhandener Zeitfchriften berechtigten Perfonen haben innerhalb 
Tahresfrift nad) defien Publikation, und, im Fall fie während diejes 
Zeitraums eines Preßvergehens oder eines durch Drudfchriften verübten 
gemeinen Verbrechens jchuldig erklärt worden, binnen 14 Tagen nad) ber 
Berurtheilung die nad) diefem Befchluffe erforderliche Kaution zu be- 
ftellen, widrigenfalls die Zeitfchriften, für welche Kaution zu beftellen 
war, nicht ferner erfcheinen dürfen. 


23. 

Es bleibt übrigens jedem Bundesftante, welcher Zenfurfreiheit ein⸗ 
führt, überlafien, neben den nach Pr. 21 zu treffenden Präventiv-Maß- 
regeln andere, und namentlich die von Preußen in Vorſchlag gebrachten, 
in Anwendung zu bringen, | 

24. 

Damit e3 in ben gefammten Bundesftaaten nidt an 
der vor Allem nöthigen möglichften Einheit (sic!) in der 
Dehandlung der Angelegenheiten der Preſſe fehlt, beftellt 
die Bundesverfammlung ein Syndilat. Den einzelnen Bundesftaaten 
bleiben aber die Einrichtungen überlaffen, die fie entweder bei fich felbft 
oder in Vereinbarung mit andern Bundesregierungen zur Ausführung des 
Bundesbefchluffes im Sinne und innerhalb der Gränzen desjelben zur 
Erreichung des gemeinfamen Zwedes für gut finden werden. Dem Bun- 
des⸗Syndikate Liegt e8 ob, auf eine einheitliche Behandlung der 
Preßangelegenheiten in allen Bunbesftaaten hinzuwirken; welche befe-* "--—- 
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Attribute aber demfelben beizulegen, bleibt noch der näheren Berathung 
beim Bundestage vorbehalten.“ 

— So beſchaffen war der preußifche, den Regierungen direft zuge- 
ſchickte Entwurf. Er ift hier in feiner vollen Länge wiedergegeben wor- 
den, weil feine verhängnißvolle Bedeutung für den Ausgang der Bewe- 
gung des Jahres 1848 gar nicht hoch genug angeichlagen werden kann. 
In der nämlichen Sitzung, in welcher derfelbe dem Bundestage vorgelegt 
wurde, ftellte der Geſandte der großherzoglich und herzoglich jächfifchen 
Häuſer im Namen des Herzogs von Meiningen den Antrag auf Erlaß 
eines vollftändigen und definitiven Reprefliv-Gefeßes, wobei e8 wohl auf 
den preußifchen Entwurf abgefehen war. Die Bundesverfammlung ſprach 
darauf die Erwartung aus, daß fie möglichft baldigen Aeußerungen ſämmt⸗ 
licher Regierungen über den von Preußen vorgelegten Befchlußentwurf 
entgegenjehe. Indeß gingen wenige einfchlägige Aeußerungen beim Bun- 
deötage ein. So machte der hannöverifche Gefandte am 17. März die 
Anzeige, daß fein König einen Gefegentwurf wegen Aufhebung der Zen- 
fur und Einführung eines entſprechenden Repreſſiv⸗Syſtems zur Vorlage 
an die auf den 28. März einberufene hannöverifche allgemeine Stände- 
verfommlung habe ausarbeiten laſſen; wodurch felbftverftänblic, jedoch 
den vom Bunde befürworieten Garantien nicht vorgegriffen werben folle. 
Ebenfo übergab der dänifche Geſandte um die gleiche Zeit zwei proviſo⸗ 
riſche Fönigliche Verordnungen vom 10. März, durch welche in den Her⸗ 
zogthümern Holften und Lauenburg die Zenfur aufgehoben und ein 
„anderes Berfahren“ an deren Stelle gejegt worden war. Endlich theilte 
aud) die oldenburgifche Negierung unterm 29. März dem Bundestage 
eine in Folge des Bundesbeſchluſſes von 3. März erlaflene, die Auf- 
bebung der Zenfur verfügende Verordnung mit. 

Wenn aber die einzelnen Bundesregierungen e8 unterliegen, dem 
Bundestage ihr Urtheil über den preußifchen Entwurf einzufenden, fo 
rührte dieß daher, daß fich das preußifche Kabinet direkt mit ihnen in 
Berbindung gefett hatte. Der Entwurf diente alfo ihnen nichtsdeſtowe⸗ 
niger beim Ausarbeiten der neuen Preßgeſetze als Muſter und fiel wie 
ein böfer Mehlthau in die aufblühende junge Freiheit. Einen fchlim- 
meren Streid hätte Preußen gegen die Entfaltung des demokratischen 
Geiſtes und gegen die gedeihlicdye Entwidlung der deutfch-nationalen Be- 
wegung fchwerlich ausführen können. Diefer Streich allein würde hin- 
reichen, die 1848 in Umlauf gefette Nedensart, daß Preußen der Staat 
der Intelligenz fei, in ihrer ganzen Thorheit und Lächerlichkeit zu zeigen. 
Denn Preußen ftellte fi hierdurch auf gleiche Stufe mit jenen finftern 
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Mächten des Mittelalters, welche durch bie heilige Inquiſttion, durch 
den Inder und dergleichen Mittel den menfchlihen Geiſt im Feſſeln 
gefchlagen hatten, und es paßten auf den vorliegenden Fall bie Worte, 
welche am 20. Januar 1790 Sieyes in der franzöftfchen National-Ber- 
fammlung fprad : 

„Ainsi, göner mal & propos la libert& de la presse, ce serait atta- 
quer le fruit du gönie jusque dans son germe, ce cerait andantir une 
partie des lumieres qui doivent faire la gloire et les richesses de notre 
posterite.‘‘*) 

Gleichwie die deutſchen Liberalen fpäter die Aufhebung des Zunft- 
zwanges fchon für die Einführung der Gewerbefreiheit hielten, fo auch 
nahmen fie 1848 die Aufhebung der Zenſur für die Herftellung ber 
Preßfreiheit. Darum fanden die „preußifchen Kniffe,“ die doch nur an 
die Stelle des abgenutzten alten Mittels zur Knebelung der Preſſe ein 
nenes verjchärftes Syſtem unter dem Namen Zenfur-Freiheit fetten, 
felbft in den Liberalften Preßgefegen wenigftens theilweife Eingang umd 
beraubten auf diefe Art die Bewegung einer ihrer beften Waffen. Sogar 
über den rein abftraften Wiflenfchaften hing von nun an immer das 
Damofles-Schwert preußifcher Intelligenz. 

Indeß war in den vorbengenden Maßregeln gegen die Preffreiheit 
bloß ein Theil der Fürforge enthalten, welche zu Gunften der deutfchen 
Einheit, wie Preußen fie verftand, das heißt behufs Aufrechterhaltung 
bes Abfolutismus, zu ergreifen waren. Diefer Abfolutismus, der jo eben 
noch gegen die republifanifche Treiheit der Schweiz hatte zu Felde ziehen 
wollen, machte fi) jetzt darauf gefaßt, feinerjeits mit Gewalt der Waffen 
angegriffen zu werben, Ihm fchwebte es noch vor, daß auch der Gegen- 
faß, in welchem er zur erften franzöfifchen Republik geftanden hatte, nur 
auf kriegerifchem Wege zum Austrag gelangt war. Sein Gewiſſen fagte 
ihm alfo, daß er fi von Seiten Frankreichs wiederum eines Kampfes 
auf Leben und Tod zu gewärtigen habe. Der demofratifche Geiſt, wel- 
hen er durch die vorerwähnten Preßmaßregeln im Innern Deutfchlands 
niederhalten wollte, war im ftaatlichen Leben Frankreich zum vollen 
Ausdrud und zur Herrfhaft gelangt, fo daß derfelbe dort mit der 
Staatsmacht, die in Deutfchland gegen die Demokratie dem Abfolutis- 
mus noch zur Berfügung fand, feine europäifche Exiftenz durch einen 


*) ©. die Abhandlung von Armand Marraft über die Preffe in dem 1848 
erfchienenen Buche: Paris Rövolutionnaire, Paris, verlegt von Pagnerre und 
Buillaumin & Go. 8%, Seite 327. 
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Kampf gegen ben wegen der europäifchen Zufammenhänge auf Frant- 
reich nothwendig einwirkenden Despotismus ficher zu begründen ſu⸗ 
chen Tonnte. 

In der 11. Sigung vom 2. März wurden daher die Vorbereitun- 
gen für den erwarteten Prinzipien-Srieg getroffen. Indem der Töniglich 
bannöverifche Gefandte im Namen des Ausfchuffes für militärifche An- 
gelegenheiten Bericht erftattete, ging er von dem’ Grundſatze aus, daß 
der nächſte Zwed des Bundes die Erhaltung der äußern und in- 
nern Sicherheit Deutfchlands ſei. Er fagte: „In Zeiten, wie bie 
. gegenwärtigen, ift einheitlihes Zuſammenwirken geboten; von 
diefer hohen Berfammlung aber, al8 bem Organe ber Gefammt- 
heit, wirb mit Recht erwartet werben, daß fie ungefäumt Bedacht dar- 
auf nehme, die dem hohen Berufe entfprechenden Mafregeln zu ergrei- 
fen. Bor allen Dingen find e8 die Bundesfeftungen, diefe Schutzwehr 
unferer weftlichen Gränze, auf welche ber Ausſchuß die Aufmerkſamkeit 
der Berfammlung leiten zu müflen glaubt.“ 

Auf den Antrag des Berichterftatter8 wurbe nun unter allfeiti- 
ger Zuftimmung befchloffen: 

1) von der Militär-Kommiflion ein Gutachten über die Sicherung 
der weftlichen Gränzen bezüglich der Bunbesfeftungen einzufordern, und 
zwar follte bie Kommiſſion einen Unterfchied machen zwifchen denjenigen 
Mafregeln, welche zur fchleunigen Ausführung zu gelangen hätten, und 
folchen, die als minder dringend für die nächfte Zeit vorzubehalten 
wären; . 

2) von ber Militär-Kommiffion den Entwurf des Feſtungs⸗Regle⸗ 
ments von Ulm und Raftatt, jowie den des Bundesverpflegungs-Regle- 
ments einzufordern; . 

3) die Regierungen von Preußen und des 7. und 8. Armee⸗Korps 
(Baiern, Würtemberg, Baden und Gweßherzogtfum Heflen) um erforder- 
liche Borkehrungen für die Sicherheit der weftlichen Gränze Deutſchlands 
anzugehen; | 

4) die -Befakung von Mainz auf 12,000 Dann Imfanterie und 
300 Mann Kavallerie (das Minimum der Kriegsſtärke) zu erhöhen und 
bis zum Eintreffen der Öfterreichifchen Truppen bie preußifche Regierung 
die ganze Garnifon-Stärfe ftellen zu Laffen; 

5) ebenfo Raſtatt auf das Minimum des Kriegsfußes von 5,000 
Mann (davon A Defterreicher und %, Babenfer) zu bringen, fo zwar, . 
bag bis zur Ankunft der Defterreicher Baden die volle Garnifon zu 
ftellen Hätte; 
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6) ingleihen nad) Ulm 10,000 Mann öfterreichifche, bairifche und 
würtembergifche Truppen zu legen und bis zum Eintreffen ber Defter- 
reicher Batern und Würtemberg die ganze Garnifon ftellen zu laſſen; 

7) Baiern, Würtemberg und Baden zur fofortigen Ernennung bes 
Gouverneurs und Kommandanten der Bundesfeftungen Ulm und Raftatt 
aufzufordern ; 

8) Luxemburg und Landau der Obhut Preußens und Baierns an- 
zuvertrauen, und e8 Preußen anheimzugeben, fich hinſichtlich Luxem⸗ 
burgs mit der großherzoglich Iuremburgifchen Negierung ins Einverneh- 
men zu feßen; Ä 

9) gleichermaßen Preußen mit der Sorge für das linfe Nheinufer 
und Baiern mit der für Germersheim zu betrauen; Ä 

10) zur Ausführung der befchloffenen Maßregeln und zur Beftreitung 
anderer nothwendiger Bundesausgaben eine binnen vier Wochen zu ent- 
richtende Matrifular-Umlage von einer Million Gulden auszufchreiben. 

Es mußte dem Bundestage lieb fein, wenn im beutfchen Publikum 
die Beforgniß vor franzöfifcher Eroberung fich gleihfall® regte. Denn 
diefe Beforgniß, ein Weberbleibjel des urfprünglich gegen die franzöfifche 
Demokratie losgelafjenen Franzofenhafles, bewies zur Genüge, daß es in 
Deutfchland mit ber politifchen Bildung noch jehr fchlecht beftellt war. 

Der ohnehin Shwachen deutfchen Demokratie mußte, wie man wenigftens 
annehmen fonnte, vor allen Dingen daran liegen, eine innige Bereinigung 
mit der zur Staatöherrfchaft gelangten franzöfifchen einzuleiten. Der 
Vranzofenhaß dagegen entftammte jener Zeit, in welcher die europäifche 
Reaktion das befchränkte National-Gefühl ihrer Unterthanen dazu benugt 
hatte, um die Sympathie für die demokfratifchen Prinzipien der erften 
franzöfifchen Revolution in tödtliche Feindſchaft zu verfehren. Was alfo 
früher ſchon einmal gelungen war, follte jet zum zweiten Male glüden. 
Wenigftens fam es auf den Berfuh an. Deßhalb malten die Reaktionäre 
aller Schattirungen den beutfchen Nationalen die fchredlichen, von Frank⸗ 
reich drohenden Gefahren an die Wand, und die Regierungen braditen 
einftweilen die Truppen auf die Beine, die, wenn es nicht anders an⸗ 
ging, mit nationaler Begeifterung bie Freiheit Frankreichs austilgen 
follten, aber auch eben fo gut unter dem Vorwande äußerer Gefahr 
gegen die Demokratie im Innern Deutfchlands verwandt werden fonnten. 
Die Scheidung der europäifchen Völlergruppen in Nationen verringerte 
oder bejeitigte in hohem Grade die nachtheiligen Folgen, welche der große 
Sieg der Demokratie in Frankreich für die Eigenthümer großer europätfcher 
Länderftreden — für die ſouveränen Tandesherren — nach ſich zu ziehen 
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drohte. Deßhalb war e8 im Intereſſe diefer fouveränen europäifchen großen 
Orundeigenthümer gelegen, durch da8 Wachrufen der Beforgniß vor franzöfi- 
fchen Eroberungsgelüften das National-Gefühl zu ftärken und länderweife den 
einheitlichen demokratischen Geift Europa’8 zu zerfegen und abzufchwächen. 

Schon am 4. März ftellte deßhalb der den Vorſitz führende preu- 
Bifche Geſandte Graf Dönhoff der Bundesverfammlung die Erwägung 
anheim, ob es nicht angemefjen fei, die aus Beranlaffung der jüngften 
Ereigniffe in Frankreich zur Sicherung der Bundesgränzen bejchloffenen 
und fofort zur Ausführung zu dringenden militärifhen Maßnahmen 
ihrem Hauptinhalte nach zu veröffentlichen, um „dem Publifum die 
Meberzeugung zu geben, daß die Bundesverfammlung als die oberfte ge- 
fegliche Behörde, weldye für die äußere Sicherheit Deutfchlands zu forgen 
babe, in Erfüllung diefer Pflicht bereit8 diejenigen erften Vorkehrungen, 
welche da8 Bedürfniß des Augenblicks erforderte, getroffen habe.” Natürlich) 
war die Bundesverfammlung mit diefem Präfidial-VBorfchlage einverftan- 
den, und nachdem man den Inhalt und die Yaflung einer mundgerecdhten 
Veröffentlichung erörtert hatte, wurbe befchlofjen, den patriotifchen Artikel 
fofort in die Frankfurter Zeitungen einrüden zu laſſen. In der nämlichen . 
Sigung wurde bezüglicd) der Bundesfeftungen Ulm und Raftatt der von 
der Militär-Rommiffion vorgelegte Entwurf einer an die Bau-Direftionen 
diefer Teftungen zu erlaflenden Inftruftion genehmigt und die für den 
Feftungsbau desfalls beantragten Summen von im Ganzen 290,000 Gul⸗ 
den rhein. vorſchußweiſe aus dem Ulm-Raftatter-Baufond dergeftalt an- 
gewiefen, daß der Ulmer Feftungsbau-Direktion 100,000 Gulden, der 
Ulmer Ausrüftunge-Direftion aber 80,000 Gulden, und der Bau-Direltion 
Raſtatt's 60,000 Gulden, fowie der Raſtatter Ausrüftungs - Direktion 
50,000 Gulden gegen Quittung gezahlt wurde. 

Terner wurde an die Regierungen Baierns, Würtembergs, Badens 
und des großherzoglichen Heflens das Erfuchen geftellt, ihre Belagerungs- 
Parfe, injoweit als thunlich, zur Aushülfe für die Feſtungen Ulm und 
Raftatt herzugeben. Wegen des noch nicht vollendeten Feftungsbaues 
bemerkte die Militärkommiſſion *), deren Borfigender der öfterreichifche 
G.⸗M. Graf Nobili war, in ihrem Berichte: 





*) Die Militär - Kommiffion ift nicht zu verwechleln mit dem Bundestags⸗ 
Ausſchuſſe fir militäriiche Angelegenheiten. Erftere bildete den technifchen Beirath 
der Bundesverfammlung und beftand aus höhern Offizieren, aus Fachleuten. Da- 
gegen beftand der Ausſchuß fir militärische Angelegenheiten aus Bundestagsge- 
fandten, aljo aus Diplomaten, die im Schooße und aus der Mitte der Bundes- 
verſammlung gewählt wurden, um ben Verkehr ber genannten Berfammlung mit 
der Militär-Kommiflion zu vermitteln. 
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„Bei den eingetretenen politifchen Berhältniffen Tönnte der Fall 
entftehen, daß e8 darauf ankomme, von ben bereits ausgeführten Be⸗ 
feftigungsanlagen den möglich größten Nuten zu ziehen. Es fragt fid) 
daher, wie dieß Fünne bewirkt werden, ohne den angeorbneten Yortgang 
des Baues und der Ausrüftung der Feſtung weientlich zu flören unb 
zu unterbrechen.“ 

Dei den militärifchen Vorkehrungen gegen die demofratifche Revolu- 
tion war die würtembergifche Regierung am Flinkeſten. Denn auf die 
erften Nachrichten von der Staatsumwälzung Frankreichs wurden alsbald 
die dortigen ſämmtlichen Negimenter auf den großen Friedensftand, d. h. 
ohne die Kadres, die Infanterie auf je 800 Mann, die Reiterei auf je 
400 Dann gefegt. Auch Baden theilte der Bundesverfammlung fchon in 
der 19. Sigung vom 15. März mit, daß durch die von der großherzoglid) 
badifchen Negierung bewirkte Erhöhung des Präfent- Standes der In⸗ 
fanterie und dur) die Beorderung einer Schwadron Reiterei von 100 
Pferden nad) Raftatt die Befagung diefer Bundesfeftung -einfchließlich 
der Offiziere und der jedenfall zur Vertheidigung verwendbaren Maurer 
des Armee-Korps über 5,000 Mann zählte, nämlich: 4,500 Mann In⸗ 
fanterie, 104 Mann Reiterei, 306 Mann Artillerie und 800 Maurer 
(Infanterie), insgefammt 5,760 Mann. 

Der öſterreichiſche Geſandte Eolloredo-Wallfee, Graf und Geheimer 
Rath, der feit dem 17. März erſt proviforifch für den abwefenden Grafen 
Münch - Bellinghaufen und dann vom 29. März definitiv bis zu feiner 
Abberufung am 19. Mai den Vorfiß in der Bundesverfammlung über- 
nahm, machte bei feinem Eintritt die Anzeige, daß feine Regierung, ver- 
anlaßt durch den Bundesbefhluß vom 2. März und geftügt auf ein un- 
mittelbare Erſuchen des würtembergifchen Kabinets, 3,400 Mann In- 
fanterie zufammt der entjprechenden Artillerie von Bregenz nad) Ulm 
entjendet habe, damit biefelben ben auf Defterreich fallenden Antheil 
an der Kriegsbefabung jener Bunbesfeftung bildeten. Doc kamen die 
öfterreisgifchen VBefagungstruppen in Mainz erft am 27. April, in 
Raſtatt am 27. Mai und in Ulm am 20. bi 22. Mai an. 

Sehr eifrig bewies ſich Preußen. Denn der preußifche Gefandte 
brachte ebenfalls den 17. März zur Anzeige, daß feine Regierung dem 
betreffenden Bundesbeſchluſſe Folge geleiftet hatte. Die Linien-Infanterie 
und Kavallerie des 7. und 8. preußifchen Armee⸗Korps waren bis 
dahin auf Kriegsftärte, d. 5. die Bataillone auf 1000 Dann 
und die Kavallerie - Regimenter auf 600 Mann, erhöht worden. Die in 
der Rhein Provinz und in den Bundesfeftungen Mainz und Luyemburg 
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garnifonirenden preußifchen Heferve- Infanterie - Negimenter hatten bie 
nämliche Stärke erhalten, und die Yeltungs- Artillerie der beiden ges 
nannten Bundesfeftungen, fowie diejenige von Saarloui® war anf die 
Kriegsbefagungsftärfe vermehrt. Ebenfo waren die 7. und 8. Pionnier- 
Abtheilungen auf Kriegsftärke gefetst und verfahen die Feftungen Saarlouis, 
Jülich und Weſel mit. der erforderlichen Rionnier -Mannfchaft. Bei 
Koblenz war em bisponibles Korps, beftehend aus 12 Bataillonen, 
12 Schwadronen und 4 Batterien, aus den zur Beſatzung nothwendigen 
Zruppen gebildet. Selbiges follte, wenn die Defterreicher nicht rechtzeitig 
einträfen, die Befagung von Mainz auf die Höhe von 12,000 Dann 
ergänzen. Was aber letztere Feſtung anbelangt, fo ftanden dort bereits 
an preufifchen Zruppen 5,000 Dann Infanterie, 675 Dann Artillerie, 
150 Mann Kavallerie und 125 Dann Pionniere, zufammen 5,950 Mann, 
die mit der dort befindlichen öfterreichifchen Garnifon eine Mainzer 
Gefammtbefagung von 10,000 Mann ergaben. Die Feſtung Luremburg 
enthielt an preußifchen Truppen 5,000 Mann Infanterie, 600 Mann 
Artillerie, 125 Mann Pionniere, fowie ein Kavallerie-Detachement, und 
fonnte von Trier aus fofort auf die volle Sriegsftärfe von 7000 Dann 
erhöht werden. Das Approvifionnement der Rheinfeſtungen, nebft deren 
Ausrüftung mit Kriegs - Material, war vollftändig vorhanden. “Die 
fortifilatorifche Armirung von Saarloui8 war angeordnet und diejenige 
ber preußifchen Rheinfeſtungen zwar nod) nicht ausgeführt, aber leicht 
zu bewerfftelligen. An ber weftlichen Gränze Deutſchlands ftanden an 
preußifchen Truppen einfchließlich des disponiblen Korps bei Koblenz, 
aber mit Abrehnung der Mainzer Beſatzung, 38 Bataillone, 2 Jäger⸗ 
abtheilungen, 24 Schwabronen, 104 beſpannte Gefchüge und 2 Pionnier- 
Abtheilungen, eine Anzahl, die von Magdeburg aus vermittelft ber 
Eifenbahn verftärkt werden konnte. Wie fchon bemerkt, hatte die preu⸗ 
Bifche Negierung frühzeitig die ftrategifche Bedeutung der Eifenbahnen 
ins Auge gefaßt; fie hatte auch die mit Dampf zu bewerfftelligende Be⸗ 
förderung von Truppenmafjen einem eifrigen Studium unterworfen *). 
Zu den eben angegebenen Truppen kamen nod; 26 Bataillone rhein- 
ländifcher und weftphälifcher Landwehr hinzu, die binnen Kurzem in dem 
Bezirken des 7. und 8. Armee⸗Korps zufammentreten follten. 


*% ©. Organifirung des Transporte größerer Truppenmaflen auf Eifen- 
bahnen. Zweite, mit den bis zum 9. Mai 1866 befohlenen Abänderungen ver- 
fehene Auflage der Ausgabe vom Jahre 1861. Berlin, 1866, 8%. Verlag ber 
Königlichen Geheimen Ober-Hofbuch-Druderei (R. v. Deder). 


— MT — 


Da zunächft die Feftungen in Vertheidigungszuftand gefet werben 
follten, fo wurden felbft die Fleinen Ränder, wie. Lippe, Schaumburg- 
Lippe und Walded, melde zufammen 1450 Dann zu ftellen hatten, 
aufgefordert, fich für Luremburg in Marfch-Bereitjchaft zu halten; doch 
wurden fie im Mai hiervon bdispenfirt, weil Preußen erflärte, auch fer- 
nerhin, wie bisher, diefe Kontingente in Luxemburg vertreten zu wollen. 
Es war nämlid) um dieje Zeit eine Meuterei unter der Luremburger Gar- 
nifon ausgebrochen. Zudem meldete ein Schreiben des Luxemburger Zi- 
vil⸗Gouverneurs an die niederländifche Bundestagsgefandtfchaft, daß das 
ganze Land in heftiger Gährung begriffen fei, und daß von Frankreich 
aus müßige Arbeiter eingedrungen wären, wodurd) die ſchon vorhande- 
nen ſchlimmen Elemente, die in dem nur ſchwach gefhüsten Waffen - De- 
Hot von Ettelbrüd eine Emeute beforgen Liegen, einen bedeutenden Zu- 
wachs erhalten hätten. Unter jo bewandten Umftänden wurde nicht nur 
der dortige Generallieutenant von: Wulffen ermächtigt *), unter feiner 
Berantwortlichfeit nöthigenfalls Kleinere Detachements über den Nayon 
der Feftung hinaus zu entfenden, fondern es ſchien auch um der ftren- 
gen Aufrechthaltung der Ruhe und Ordnung willen erforderli, daß an 
Stelle der Heinen Kontingente eine kompakte, durch ihre Disziplin aus- 
gezeichnete ‚preußifche Garnifon Luxemburg beſetzt bielt. 

Auch die beiden Schwarzburg, die beiden Hohenzollern, ingleichen 
Reuß ältere, und Reuß jüngere Linie erhielten die Aufforderung zur Marſch⸗ 
bereitjchaft, um fi) nad) Landau zu begeben, deſſen Kriegsftärfe auf 
6291 Mann angefegt war. . 

Nicht minder hatten fi) Weimar, Roburg-Gotha, Meiningen, Al- 
tenburg und die anhaltifchen Kegierungen zum Abmarſch nad) Mainz in 
den Stand zu fegen. Bon ihnen erklärte ſich Weimar und Meiningen 
zu Anfang, Anhalt-Bernburg **) zu Ende de8 Monats Mai marfchfer- 
tig. Baiern brachte feine Garnifon in Landau bis Anfang Mai auf 
4000, die in Germersheim deſſen Brüdenfopf jedoch erft um diefe Zeit 


*) Anfangs hatten die Gendarmen, ſowie die Zoll- und Forftwachen die Un- 
ruhen niedergehalten. Doch brach unter den in der Feftung liegenden einheimijchen 
Truppen eine Revolte aus: wodurd eine beim preußiihen Minifterium des Aus- 
wärtigen eingelaufene Denunziation, daß dem Kriegsmaterial der Bundesfeftungen 
die Gefahr der Zerftörung drohe, an Glaubwürdigkeit gewann, obwohl die Duelle, 
aus der fie ſtammte, für nicht ganz zuverläſſig galt. 

**) Nachdem am 23. Nov. 1847 die anhalt⸗-köthen'ſche Mannslinie ausgeftorben 
war, Batte Leopold von Deffau, der Inhaber des Seniorats, fir fih und feinen Bern- 
burgex Better Alerander Karl, Befig von Köthen ergriffen. 
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auf dem rechten Rheinufer zu bauen angefangen wurde, auf 5145 
Köpfe; bis zum 12. Mai bildeten da8 Haupt- und Neferve - Kontingent 
Baierns 36 Bataillone, von denen 7 Bataillone unter dem Generallieute- 
nant Fürft Taxis in der Pfalz und in Mannheim, 8 Bataillone unter 
dem Generallieutenant Baligand im badifchen Seekreife, 12 Bataillone 
marfchbereit in den Garnifonen, die 9 Referve-Bataillone aber in Lan- 
dau, in Germersheim und in ihren Garnifonen diesſeits des Nheines 
vertheilt waren. 

Als Kurheffen am 6. März den Antrag auf Mobilmahung aud) 
des 9. Bundes-Armee-Korps ftellte, ward derfelbe zwar „einftweilen“ 
abgelehnt; doch glaubte die Bundesverfanmlung mit Befriedigung aus 
diefem Antrage den Eifer entnehmen zu fünnen, womit die Furheflifchen 
Truppen jedenfalls ſchon zum Voraus in fo vollftändige Kriegsbereit- 
ſchaft gefett werden würden, daß für den Fall einer von Bundeswegen 
zu verfügenden Mobilmahung dann diefelbe um fo rafcher und voll- 
ftändiger werde bewirkt werden fönnen. 

Mit diefem Waffengeklirr ding der Beſchluß der Bundesverfamm- 
lung vom 6. März zufammen, demgemäß an fümmtliche höchfte und hohe 
Bundesregierungen da8 Erſuchen gerichtet wurde, zur Sicherftellung des 
Bedarfs von Pferden bei etwa erforderlich werdender Mobilmachung 
des einen oder des andern Bundes-Armee-Korps vorerft die Ausführung 
von Pferden nad, andern als zum deutfchen Bunde gehörenden Staaten 
zu unterfagen „und zwar, in jo weit es möglid, and ohne 
Rückſicht aufdefghalbetwa bereits geſchloſſene Verträge.“ 
— Dieſes Verbot der Pferdeausfuhr war vorzüglich auf Frankreich, Bel- 
gien, die Schweiz und Sardinien gemünzt, weil man annahın, daß bei 
einem Prinzipien-Kriege die genannten Staaten gegen den alten Abfolu- 
tismus Front und gemeinfchaftliche Sache machen würden. Selbiges er- 
folgte auf preußifche Anregung, nachdem der Ober-Präfident der Rhein⸗ 
provinz fich wegen bemerkbar gewordener größerer Anfäufe von Pferden 
ſeitens franzöfifcher Lieferanten bewogen gefunden hatte, die Pferdeausfuhr 
an der Zollvereinsgränge des Regierungsbezirks Trier bis auf Weiteres 
zu unterfagen. Die Ausfuhr von Waffen, Munition, Schlachtvieh und 
fonftigen Approvifionnements - Gegenftänden wurde jedoch, objchon die 
Milttär-Kommiffion deßhalb anfragte, noch nicht verboten, weil eine 
folche allgemeine Maßregel wie eine grelle Herausforderung erjchienen 
wäre. 

Gegen das Berbot der Pferdeausfuhr fträubte fich der niederländifche 
König; er wurde aber zur Nachgiebigfeit genöthigt. Mit dem König von 
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Dänemark, der fic ebenfalls dagegen fperrte, würde nicht glimp flicher 
verfahren worden fein, wenn nicht die inzwifchen in Schleswig-Holftein 
eingetretene Beränderung eine folche Nötigung überflüffig gemacht Hätte. 
Die fardinifche Regierung Hatte im November 1847 in Hannover 500 
Pferde angefauft, wovon nur ein Kleiner Theil vor Erlaß des Ausfuhr- 
verbote8 von ihr bezogen worden war. Um den Kauf vollftändig zu 
realifiren, richtete der fardinifche Gefandte Pallavicini an den bdeutfchen 
Bundestag eine Note, in welcher er nachdrüdlich betonte, daß das Ber- 
bot feine rückwirkende Kraft äußern dürfe. Allein der Bundestag gab 
eine abfchlägige Antwort; denn nad) feiner Anficht wurde „ein Verbot 
nicht rücdwirkend zur Anwendung gebracht, wenn c8 auf Handlungen nur 
in Anwendung fam, welche erft nachdem e8 erlaffen und verfündigt wor- 
den war, vorgenommen werden“ follten. 

Tür den Oberbefehl des achten Bundes-Armee- Korps fanden Sich 
zwei Bewerber: der Markgraf Wilhelm von Baden und der Prinz Fried» 
rih von Würtemberg, von denen der erftere durch die badifche, der letz— 
tere duch die würtembergifche Regierung vorgefhoben wurde. Die ftär- 
fere Macht behauptete indeß den Vorrang. Für den Oberbefehl der 
fämmtlichen Truppen des 7. und 8. Bundes-Armee-Korps ward, meil 
damals die Prinzen dieß Gefchäft am Beten zu verftehen fchienen, Prinz 
Korl von Baiern ernannt, dem laut dem Separat - Protofolle der 
36. Situng der Bundestag unterm 17. April den nöthigen Revers mit dem 
Eides-Formular zufandte. Auch die Furheflifchen Truppen, welche bald 
daranf gegen die Republifaner Süddeutſchlands in den Kampf zu rüden 
hatten, wurden ihm untergeordnet. 

Die Truppen erhielten an der Kopfbedeckung die fehwarz-roth-gol- 
dene Bundes-Kofarde; diefe und ein breites Band mit den nämlichen Bun- 
desfarben am äußerften Ende des Fahnenſtocks oder Reichs-Paniers be- 
fundeten die fie leitende deutfch-einheitliche Idee. Wenn hiernad), meinte 
die Bundesverfammlüng, die Zeichen der größeren SHeeresabtheilungen, 
die Fahnen nämlich, das Emblem des Bundes trügen, und jeder ein- 
zelne Krieger dasfelbe feinerfeitS ebenfalls, jo dürfte der Zweck der 
Sade vollftändig erreicht fein. 

Mittlerweile wurde das Kriegsfeuer des Franzofenhaffes durch die 
innerhalb Deutfchlands ausbrechenden Unruhen einigermaßen abgefühlt. 
Denn diefelben verhinderten die Keinen Regierungen, ihre Reichs- oder 
Bundestruppen, die fie in ber Nähe zu gegenfeitiger Unterftüung beſſer 
verwenden fonnten, an bie weftlihe Gränze zu ſchicken. Im Grunde 
wurde dadurch die Verwendung nicht verändert, weil felbige ebenjogut 
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daheim, wie an der Gränze gegen ſdie Demokratie gerichtet blieb. “Die 
in’s Militär aufgenommenen jungen Leute wurben, fobald fie in den 
Soldaten-Rod eingefnöpft waren, der Anftedung demofratifcher Anfichten 
entrüdt, und fo groß war noch ihre Bejchränktheit, daß fie fich fchon in 
Veindesland wähnten, wenn zum Beifpiel die Meininger gegen Schleiz, 
die Sachen gegen Altenburg oder die Weimaraner gegen Hildburghanfen 
behufs Dämpfung demokratifcher Aufregung fommandirt wurden. 

Die deutfche Bundesverfammlung Hatte ihre militärifchen Maßregeln 
von Bornherein in diefem Sinne getroffen. Sie wollte als höchſte Be- 
hörde Deutfchlands, als Zentralgewalt des großen Baterlands und als 
Geſammt-Organ der deutfchen Regierungen, nicht bloß für die äußere, 
fondern auch für die innere Sicherheit forgen. Darum blieb es ſich 
gleich, mochten die Truppen nun gegen das franfe Ausland oder gegen 
die franken Gefinnungen Deutfchlands dienen, 

Die Ergreifung von Sicherheitsmaßregeln nad) Außen war fomit 
nichts Anderes, als die Einleitung und Bemäntelung militärischer Sicher- 
heitsmaßregeln im Innern. Denn kaum hatten die erftern begonnen, fo 
folgten ihnen die legtern auch ſchon auf dem Fuße nad. Die Rüftungen 
nad) Außen aber liefen neben denen gegen das unruhige Iunere ber und 
dauerten fort. 

In der 19. Sigung der deutſchen Bundesverfammlung vom 15. März 
hielt der preußische Gefandte im Namen der vereinigten Regierungen von 
Defterreich und Preußen folgenden Vortrag: 

„Die an mehreren Punkten Deutfchlands ausgebrochenen Unruhen,“ 
fagte er, „in Folge deren fchon mehrfach die Sicherheit der Perfoneu und 
des Eigenthums gefährdet worden ift, erfordern die größte Aufmerkſam⸗ 
feit fämmtlicher Bundesregierungen und erzeugen die Nothwenbdigkeit, daß 
ale Regierungen ohne Ausnahne ihre Bundeskontingente in die bun- 
deskriegs⸗verfaſſungsmäßige Bereitfchaft jesen, um weiterer Verbreitung 
folcher Ungefetlichfeiten entgegenzuwirfen. Die Höfe von Oefterreich und 
Preußen glauben daher ungefäumt in Vorſchlag bringen zu müſſen: 

1) die Infanterie der Bundes - Kontingente werde in der Fürzeften 
Friſt auf die volle Stärke des 1-prozentigen Kontingents- gebracht ; 

2) es ift den Regierungen freigeftellt, die Kavallerie, Artillerie und 
die Pionniers in ihrer gegemwärtigen Stärfe bis auf weitere Beſchluß— 
nahme zu belaſſen; 

3) die Aufſtellung der bundes-kriegs⸗verfaſſungsmäßigen Before 
von %Y, Prozent bleibt fernerer Anordnung vorbehalten; 
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4) die zwedmäßigfte Vereinigung und Bertheilung der Armee-Sorps 
ift den betreffenden Regierungen fo lange überlafien, bis es nothwen- 
dig wäre, barüber allgemeine Anorönungen vom Bunde auögehen zu 
laſſen; 

5) alle Regierungen übernehmen e8, auf ergangene 
birefte Reguifition in Fällen von Angriffen auf die Si- 
herheit der Perfonen und des Eigenthbums ſich gegen- 
feitig möglichfte Hülfe zu leiften (sie!). 

. Da durch obige Anträge, fuhr der preußifche Graf Dönhoff fort, 
„dem vorhandenen Bebürfniffe genügend entſprochen ift, fo wird um fo 
mehr in den fänmtlichen Bundesftaaten Alles zu vermeiden fein, was 
dem Auslande gegenüber als eine provozirende Kriegsrüftung gegen 
dasfelbe erjcheinen müßte. Die Bundesverfammlung fpriht das Ber- 
trauen aus, daß den Bundesverhältniffen gemäß diefe Vorſchläge ſchon 
fofort von fämmtlichen Regierungen möglichft berüdfichtigt werden, und 
erbittet fich zum Behuf der Beihlußfaffung innerhalb 14 Zagen In⸗ 
ftruftionen.“ 

Die Heinen Kabinette entjprachen nach beften Kräften dem Verlan⸗ 
gen der beiden mächtigften deutfchen Höfe. So theilte der badifche Ge⸗ 
fandte bereit am 20. März mit, daß feine Regierung durch die bei den 
Stünden beantragte Erhöhung der Kompagnien der Infanterie anf 180 
Unter-Offiziere und Soldaten den Präjent- Stand der großherzoglichen 
Infanterie im Ganzen auf 10,800 Dann (ohne die Offiziere und Spiel- 
leute mitzurechnen) zu bringen im Begriff fei, und daß die ſämmtlichen 
Sefhüte des Haupt: und Referve-Klontingents nebft einer Anzahl Mu- 
nitions-Wagen ihre Beipannung erhalten würden. Alle badifchen Feld⸗ 
Batterien des Armee-Korps follten auf eine Präfent-Stärfe von 100, 
die Seftnngsbatterien auf eine Stärfe von 150 Kanonieren, dem Antrage 
an die Stände gemäß, erhöht werden. 

Andere Regierungen zeigten, wie aus einigen Beifpielen erhellen 
wird, gleihe Regſamkeit. Der niederländifche Gefandte nahm am 
23. März Beranlaffung, die Anzeige zu machen, daß die Miliz. Pflichtigen der 
Aushebung von 1847 zum 1. Mai einberufen worden, und daß in An- 
betracht der Unruhen, welche feit dem 15. März fowohl im Innern des 
Landes, als zu Luxemburg felbft, ausgebrochen, auch die Fflichtigen der 
Aushebungen von 1845 und 1846 von der großherzoglichen Regierung 
einberufen jeien. — Braunfchmweig zeigte am 10. April an, daß fein Kon⸗ 
tingent an Infanterie, Kavallerie und Artillerie auf Kriegsfuß geſetzt wor- 
den war. — Bis zu diefem Zeitpunkte hatten auch die anhaltifchen Regie- 





— 12 — 


rungen ihre Kontingente auf die volle Stärke bes 1-progentigen Kontin: 
gent-Sates gebracht und die vorbereitende Anordnung für die Einbern- 
fung der Keferh getroffen. — Die Infanterie-Stärfe der königlich fäch- 
ſiſchen Armee hatte den 1-prozentigen Sat um Mitte April erreicht. 

Mit den militärifchen Anordnungen Hand in Hand gingen die Auf- 
ruhrgefege. AS ein Mufter in feiner Art wurde für diejenigen Staaten, 
welche noch feine folchen bejaßen, das nachjtehende hannöverifche vom 
16. April um der deutfchen Einheit Willen zur Nachahmung mitgetheilt: 

„Ernſt Auguft, von Gottes Gnaden König von Hannover, fönig- 
licher Prinz von Großbritannien und Irland, Herzog von Cumberland, 
Herzog zu Braunfchweig und Lüneburg, u. f. w., u. f. w. 

Wir erlaffen hiermit unter verfaffungsmäßiger Mitwirkung der ge- 
reuen allgemeinen Stände des Königreichs das folgende Geſetz: 

8. 1. Jeder Einwohner einer Gemeinde ift verpflichtet, zur Erhal- 
tung der Ruhe und Ordnung in derfelben nach Kräften mitzuwirken. 

8. 2. Zu diefem Zwede kann in jeder Stadt: und Landgemeinde 
unter Leitung des Ortsvorftandes eine Bewaffnung ihrer Mitglieder und 
die Errichtung einer Bürgerwehr mit felbftgewählten Führern befchlofien 
und ausgeführt werden. 

8. 3. Wenn bei einen Auflauf (8. 161 und 162 des KRriminal- 
Geſetzbuches) öffentliches , oder Privat- Eigenthum vernichtet, befchädigt 
oder auf fonftige Weife beeinträchtigt wirb: fo ift die Geſammtheit der 
Einwohner des Gemeindebezirks, in welchem ein ſolcher Vorfall ſich er- 
eignet — jedoch ohne folidarifche Verpflichtung — verbunden, den da- 
durch verurfachten Schaden zu erſetzen, vorbehaltlid; des Regreſſes gegen 
die Schuldigen.“ 

Nach 8. 4 diefes Geſetzes wurde das zum Schadenerfag dienende 
Geld zur Hälfte nad) Kopfzahl, zur Hälfte nach dem Fuße der vereinig- 
ten direften Steuern aufgebradht. Laut $. 5 war hiervon nur ausgenom« 
men, wer nachwies, daß er Alles zur Verhütung des Schadens gethan. 
Ebenfall8 ausgenommen war zufolge $. 6, wer feine Abwefenheit nach⸗ 
zuweifen vermochte. Gemäß 8. 7 wurde $. 3 in Anwendung gebracht, 
wenn die zufammengerottete Menge von Außen fam. E8 hieß dann mit 
Bezug hierauf im $. 8: 

„In ſolchem Yale gelten die 88. 3 bis 6 von den Einwohnern 
derjenigen Gemeinden, aus deren Mitte die Theilnehmer gefommen find, 
vorausgefettt, daß die leßtern in einer Weife, welche die Aufmerkſamkeit 
auf ihr Borhaben zu lenken geeignet war, fich von dort entfernten, und 
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die Gemeinden im Stande waren, das Vorhaben zu hindern.” Endlich 
beftimmte $. 9: 

„Ueber die Berbindlichkeiten zur Entfehädigung und über den Betrag 
berfelben haben bie Gerichte zur entfcheiden. Der bei denfelben anzubrins 
gende Antrag ift gegen die Gemeinde zu richten.“ 

Indem das hanndverifche Aufruhrgefeg die Gemeinden für allen 
bei einem Tumulte verurfachten Schaden verantwortlicd, machte, verwan- 
delte e8 alle Gcmeindeeinwohner in Schugwächter der Ruhe und Ordnung. 
Aehnlich waren ſchon in der alten preußiſchen Berorbnung vom 30. Dezem⸗ 
ber 1798 (Abfchnitt I von Verhütung der Tumulte und Beftrafung der 
Urheber und Theilnehmer derfelben) die Hauswirthe und ihre Stellver- 
treter, die Aeltern, Schullehrer und Herrfchaften, die Entrepreneurs von 
Babrifen, Gewerfsmeifter, insbefondere diejenigen, welche Spinnereien 
hielten, fowie die in der Nähe eines ansbrechenden Tumultes wohnbaften 
Wirthe zur Mitwirkung bet Unterdrüdung von Unruhen verpflichtet 
worden *). 

In Bezug auf die Verwendung des Militärs bei Unterdrüdung 
von Unruhen beftimmten die preußifchen Geſetze, daß die Truppen in 
der Regel nur auf Requifttion der Zivil-Behörde mitwirken durften. In 
diefer Requiſition mußte der Gegenftand und der Zweck, wozu die Hülfe 
des Militärs nachgefucht wurde, fo beftimmt angegeben fein, daß von 
Seiten des requirirten Militär-Befehlshabers die nöthigen Anordnungen 
mit AZuverläffigfeit getroffen werden konnten. Sobald von ber Zivil-Be- 
hörde ein Militär- Befehlshaber um Beifland angegangen wurde, hatte 
derfelbe die Anordnungen zur Erreihung des in der Requifition bezeich- 
neten Zweds auf eigene Verantwortung zu treffen und darüber allein 
zu beftimmen, ob und in welcher Art zur Anwendung der Waffen ge- 
fehritten werden follte. Bezwedte die Requifition die Zerſtreunng cines 
Bollsauflaufs, oder die Aufhebung einer Volföverfammlung, fo mußte, 
bevor zur Anwendung der Waffen gejchritten wurde, die verfammelte 
Bolfsmenge zuvor dreimal in kurzen Paufen, durch den Befehlshaber 
felbft oder duch einen Abgeordneten, Öffentlich und laut aufgefordert 
werden, ruhig aus einander zu gehen, bei Vermeidung des Waffen- 
gebrauchs. Einer jeden folhen Aufforderung mußte ein Signal durd) die 
Trommel, die Trompete, oder das Horn vorausgehen. Wurde aud) bei 


*) Verordnung zur Aufrechthaltung der Öffentlichen Ordnung und der den 
Gefetze [huldigen Achtung. Bom 17. Auguft 1835. Nebft Auszug aus der Ver: 
ordnung vom 30. Dezember 1798. Berlin, 1849, 8°. 
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der dritten Aufforderung nicht fofort Folge geleiftet, fo erzwang das 
Militär durch Waffengebrauch den jchuldigen Gehorfam. Ohne Regui- 
fition der ZivileBehörde fand die Verwendung des Militärs zur Unter- 
drüdung von Unruhen und zur Ausführung der Geſetze ftatt: 1) an 
Orten, welche in Belagerungszuftand erflärt waren; 2) wenn bei Störung 
der öffentlihen Ruhe in Folge vorfallender Exzeffe der betreffende 
Militär- Befehlshaber „bei Beobachtung des Auftritts nad, Pflicht und 
Gewiſſen“ dafür Hielt, daß die Kräfte der Zivil- Behörde, weil fie mit 
der Requifition um Militär-Beiftand »zu lange gezögert hatte, für bie 
Herftelung der Ruhe nicht mehr ausreichten, 3) wenn die Zivil-Behörde 
dur) äußere Umflände außer Stand geſetzt war, die Requiſition recht⸗ 
zeitig zu erlafien. Auch in diefen Fällen mußte, ehe zum Gebrauche der 
Waffen gejchritten wurde, die dreintalige Aufforderung zum ruhigen Aus- 
einandergehen vorgenommen werden. Uebrigens war zu jeder Zeit dem 
Militär bei Ausübung des Wacht oder Patrouillen-Dienftes, oder fonft - 
während der Dienftleiftung zur Aufrechthaltung der öffentlichen Ordnung, 
Kuhe und Sicherheit, der Gebraud) der Waffen aus eigenem. Recht in 
folgenden Fällen geftattet: 1) zur Abwehr des Angriffs und zur Ueber- 
wältigung des Widerftandes, wenn dasſelbe bei einer diefer Dienftleiftuns 
gen angegriffen oder mit einem Angriff gefährlich bedroht ward, oder 
wenn es durch Thätlichfeiten oder gefährliche Drohungen Widerftand 
fand; 2) zur Erzwingumg des ihm fehuldigen Gehorfams, wenn das 
Militär bei einer folchen Dienftleiftung zur Ablegung der Waffen oder 
anderer zum Angriffe oder Widerftande geeigneter, oder fonft gefährlicher 
Werkzeuge aufforderte, und diejer Aufforderung nicht fofort Folge ge- 
feiftet wurde, oder die abgelegten Waffen oder Werkzeuge wieder aufge- 
nommen wurden; 3) zum Schut der feiner Bewahung anvertrauten 
Perſonen oder Sachen; 4) zur Bereitlung der Flucht bei Fluchtverfuchen 
von Perfonen, welche ihm als Gefangene zur Bewachung oder Trans» 
portirung anvertraut, oder von ihm ergriffen oder feilgenommen worden 
waren. Befand ſich das Militär in einem Yale, in welchem der Waffen- 
gebrauch ihm freiftand, und war e8 von diefer Befugniß Gebrauch, zu 
machen genöthigt, fo durfte in jedem derartigen Valle erft dann zum 
Gebrauh der Schußwaffen gefchritten werden, wenn entweder ein be- 
fonderer Befehl dazu ertheilt war, oder wenn die andern Waffen unzus 
reichend erfchienen. Auch war in allen Fällen ftreng darauf zu halten, 
daß bei der Ausübung der Befugniß des Waffengebrauchs nicht weiter 
gegangen wurde, als dieß zur Erreichung des befonderen jedesmaligen 
Zweckes erforderlich war. Wurden Zivil-Berfonen durch Anwendung ber 
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Waffen ſeitens des Militärs verlett, fo hatte der tommandirende Befehls⸗ 
haber, jobald die Umftände es zuließen, die Orts-Polizei-Behörde zu be= 
nachrichtigen, welcher fodann die Verpflichtung oblag, die Sorge für die 
Berlettten zu übernehmen *). 

Eine Woche nad) dem hanndveriſchen erſchien das badiſche Aufruhr⸗ 
geſetz, welches ſo lautete: 

„F. 1. Wenn Wir einen Ort oder einen Kreis in Kriegszuſtand 
erflären, jo gilt dieß, vorbehaltlich früherer Aufhebung, jeweils auf 
4 Wochen. Der Kommandant eine? zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung beftimmten Truppenabtheilung kann, im Einverftändniffe mit 
dem ihm beigegebenen Zivil-Rommiffär, jeweils auf 8 Tage einzelne Orte 
oder Bezirke felbft in den Kriegszuftand erklären, und dieß im einer ben 
Umftänden angemefjenen Weiſe öffentlich befannt machen. 

8. 2. Wer in einem im Kriegszuftande befindlichen Orte 

1) Waffen trägt, ohne dazu von der Zivil-Staatsbehörde oder von 
der Militärbehörde ermächtigt zu fein, oder Andere zu einem öffentlichen 
Auftreten mit Waffen auffordert, oder 

2) in Beziehung auf die Zahl, die Marfchrichtung oder angeblichen 
Stege der Aufrührer falfche Gerüchte ausſtreut oder verbreitet, welche 
geeignet find, das Publitum zu beunruhigen, oder die Zivil- und Mili- 
tärBehörden in Beziehung auf ihre Maßregeln irre zu führen, oder 

3) eine Volksverſammlung veranlaft, berfelben beiwohnt, ober zum 
Erſcheinen dabei auffordert, oder 

4) einer zuftändigen Handlung der Zivil- und Militär-Behörde 
fi) widerfegt, ein duch die Umftände veranlaßtes, im Intereſſe der 
öffentlichen Sicherheit erlaflenes polizeiliches Verbot Übertritt, oder zu 
folchen Webertretungen Andere aufreizt, oder 

5) fei es durch Schrift ober Rede, oder wie fonft, zu einem Ver⸗ 
brechen bes Hochverrathes, Tandesverrathes, Aufruhrs, der öffentlichen 
Gewaltthätigleit, Widerfelichkeit, oder einer Befreiung der Gefangenen, 
oder zur Theilnahme an einem folchen Verbrechen auffordert, oder 

6) Soldaten zur Untreue zu verleiten jucht, | 
wird fofort verhaftet und, bis ber Kriegszuftand wieder aufgehoben ift, 
als Kriegsgefangener behandelt. 


*) Allerhöchſte Kabinets -Ordre vom 17. Oktober 1820. Verordnung vom 
17. Auguft 1835. — Gejeg über den Waffengebrauch des Militärs vom 20. März 
1837. Berordnung vom 10. Mai 1849. — Siehe die Zufammenftellung dieſer 
Beftimmungen in der „Inſtruktion über den Waffengebrauch des Militärs und 
über die Mitwirkung deffelben zur Unterdrüdung innerer Unruhen.” Berlin, 1861, 8°. 
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8. 3. Der nah 8. 2 vom Militär oder von ber Bolizeibehörbe 
Berhaftete wird nad) $. 15 der Berfaffungsurfunde innerhalb zwei Tas 
gen von den Beamten dernommen. Bon einem Zivil- und zwei Militär- 
Deamten, oder, wenn er eine Militär-Perfon ift, von drei Militär-Beamten, 
wird fofort ohne Zulaffung eines Rechtsmittels, entfchieden, ob der Ver⸗ 
baftete als Kriegsgefangener zu behandeln fei. 

8. 4. Dem Militär - Kommandanten fteht e8 zu, den Kriegsgefan- 
genen an irgend einem fichern Orte in Verwahrung feft zu halten oder 
auch ſchon vor dem im 8.2 erwähnten Termine an den wegen des ver- 
übten Verbrechens oder Vergehens zuftändigen Richter abzuliefern.* 

Nachdem $. 5 von der Strafverfhärfung, $. 6 vom Gebrauch der 
Waffen bei Widerfetlichfett und Gewaltthätigfeit gehandelt hat, erlaubt 
8. 7 den Gebraud) der Waffen gegen eine Mehrzahl Bewaffneter, die 
beim Erjcheinen der öffentlichen Gewalt nicht fogleich die Waffen nieder- 
legen und fi) ergeben. Gegen Fliehende felbft dürfen die 
Waffen unumfhränft gebraudt werden. Weiter heißt es: 

„S. 8. Iſt dur den in einer Gemeinde ausgebrocdhenen Aufruhr 
eine militärifche Befegung des Orts nöthig geworden, fo kann der Ge- 
meinde, welche, wie ſich von felbft verfteht, die Koften der Be— 
fegung zu tragen hat, zugleich eine Kriegsftener auferlegt 
werden. 

8. 9. Diefe Verordnung tritt mit ihrer Verfündigung im Regierungs⸗ 
blatte in Wirffamkeit. Wir werden veranlaffen, daß die beiden Kanımern, 
deren Mitglieder gegenwärtig wegen der Ofter- Ferien großentheild be- 
urlaubt find, fehleunigft wieder ihre Siuungen eröffnen, worauf Wir 
denfelben diefes proviſoriſche Gefe zu ihrer nachträglichen Genehmigung 
und noch weitere Maßregeln zur Zuftimmung vorlegen laflen werden.“ 

Wie aus vorftehenden Beftimmungen erfichtlich ift, berührte man in 
Hannover, Baden und, um es gleich kurz zu fagen, aud) anderwärts, 
die Leute am Geldbeutel, kitzelte fie an der empfindlichen Stelle des 
Eigenthumsgefühls und ftach mit der kriegsgeſetzlichen Sonde bis hinein 
in den Nervenbüfchel des fozialen Lebens, um fie für die Aufrechter- 
haltung der Ruhe und Ordnung zu interefjiren und fie zu getreuen 
Schildfnappen der Reaktion zu machen. Die Kammern, deren es in den 
deutfchen Baterländern, damit die eine die andere am weniger langjamen 
Borrüden verhinderte, gewöhnlich zwei gab, ließen ſich zur Sanktionirung 
der auf diefe Weife die Perfonen und das Eigentum fchügenden Auf- 
ruhrgejege hold und gewärtig, bereit und willig finden. 
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Gleichwie am 29. März der Bundestagsausſchuß für Militär-An- 
gelegenheiten wegen feiner vielen Gefchäfte um zwei Mitglieder verftärft 
wurde, ebenfo wurde die Kommiffion vom 7. Juni 1832, welcher dem 
Artikel 28 der Wiener Schlußafte gemäß die Wahrung der Sicherheit 
und Ordnung im Bunde zur Pfliht gemaht war, am 25. März 
durch die Wahl des Gefandten der großherzoglid) und herzoglich fäd)- 
ſiſchen Häuſer ergänzt. 

Um gegen die Revolution in der Mitte Deutſchlands ein großes 
ſchlagfertiges Heer, das ſofort nach jeder Richtung hin verwendet werden 
konnte, bei der Hand zu haben, ward laut Separat-Protokoll vom 
20. April durch die deutſche Bundesverfammlung beftimmt, ein aus 
öfterreichifchen, preußifchen und Föniglich fächfifchen Kontingenten zufam- 
mengeſetztes Armee-Korps zwifchen Würzburg, Bamberg und Hof aufzu⸗ 
ſtellen. Man berechnete, daß diefe Referve- Armee im Herzen Deutſch⸗ 
lands den bisher getroffenen militärifchen Maßregeln gleichfam die Krone 
aufjeste. Während die Truppen des 7. und 8. Bundes - Arnıce = Korps, 
fowie ein Theil der Truppen von der zweiten Divifion des 9. Armee- 
Korps unter bairifchen Oberbefehle die weftliche deutfche Bundesgränze 
am Oberrhein ficher ftellten, und während den Niederrhein zwei preu⸗ 
Bifche Armee - Korps unter ihrer Obhut hielten: war ein preußifches 
nebft dem 10. Bundes-Armee-Korps für die Dedung des Nordens be- 
rechnet und ferner gegen DOften und Süden preußifche und öfterreichifche _ 
Korps aufgeftellt. Die Errichtung einer Armee zwifchen Würzburg, Bam⸗ 
berg und Hof machte alſo das Vertheidigungs-Syſtem vollſtändig. Dem⸗ 
nach ſollte das ſächſiſche Bundes-Kontingent (die erſte Diviſion des 
9. Bundes-Armee-Korps) ſofort mobil gemacht werden, um nad) ergan⸗ 
gener Aufforderung in fürzefter Frift in die Gegend von Hof und 
Bamberg vorrüden zu fünnen. Sachſen hatte 10,000 Mann zu liefern. 
Ebenfo follten Defterreich und Preußen von Eger, Pilfen und Erfurt 
aus ähnliche Einleitungen, und zwar jede diefer beiden Regierungen für 
ein Korps von 20,000 Mann zu treffen haben, um dann gleichfall8 nad, 
ergangener Aufforderung ſich fofort auf dem genannten Terrain aufftellen 
zu fünnen. In Üebereinftiimmung mit dieſer Anordnung hatten die be- 
treffenden drei Regierungen beim Bundestage anzuzeigen, wann ihre 
Truppen zum Marche fertig fein würden und binnen welcher Zeit nad) 
ergangener Aufforderung bdiefelben an den Beltimmungsorten anlan- 
gen könnten. 

Die deutfche Demokratie hatte von Glück zu fagen, daß über der 
Aufftellung ‚diefes in Ausficht genommenen Bundesheeres der gute Genius 
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ber Revolution, oder, wenn man bie Sache vom entgegengefeßten Stand⸗ 
punkte aus beurtheilt, ein böfes Verhängniß waltete. Denn wäre das 
betreffende Korps wirklich Tonzentrirt worden, fo würden die nun fich 
fiher fühlenden Regierungen ohne viel ederlefen die Demokraten als- 
bald zu Paaren getrieben haben. 

Zwar theilte die fächfifche Negierung dem. Bundestage *) mit, daß, 
vom Beginne der Mobiliſirung an gerechnet, die königlich ſächſiſchen 
Truppen binnen 4 bis 5 Wochen marfchfertig fein und daß dann im 
3 bis 4 Tagen nad) ergangener Aufforderung die Spitzen der Kolonnen 
bei Hof eintreffen könnten; allein fie fprach zugleich ihren Zweifel dar⸗ 
über aus, ob die Mobil-Machung fofort im vollen Umfange zu beginnen 
habe, Jedenfalls fpielten bet. diefem Zweifel der Geldpunkt und die 
Bolfsftimmung eine Rolle. Hierauf ward der ſächſiſchen Regierung er- 
öffnet, daß es genügen würde, wenn diejenigen 10,000 Mann, welde 
Sachſen nach Pofition 2 des Befchluffes vom 20. April zu mobilifiren 
hätte, 30 Tage nach ergangener Aufforderung an ben beftimmten Auf- 
ftelungsplägen eintreffen fünnten. 

Der preußifhe Gefandte zeigte unterm 4. Mai (zufolge dem 
Separat = Protofoll von diefem Tage) an, daß die preußifchen Truppen 
im Stande wären, nad) gejchehener Aufforderung am 24. Tage in 
Erfurt zum Ausmarſch verfammelt zu fein und von da in fünf bis 
ſechs Märfchen Bamberg zu erreichen. 

Aber das Scidfal des Bundes - Korps wurde entichieden durch die 
Dedrängniß, in welche mittlerweile Defterreich gerieth. Wie der öfter 
veichifche Präfidial-Gefandte am 10, Juni mittheilte, waren die Öfterrei- 
hifchen Truppen dergeftalt in Anfpruch genommen, daß eine Drganifation 
für das Korps zwiſchen Hof, Bamberg und Würzburg unmöglid) vor 
der zweiten Hälfte Juli beendet werden konnte. Durch diefe Berfchiebung 
wurde die Aufftellung vereitelt. Die Demokratie fand hierdurd) - Zeit, fich 
innerhalb Deutfchlands beffer feftzufegen. Ohne das fich in fortwährenden 
Unruhen Luft machende foziale Element wären dic deutſchen Nationalen 
von vornherein völlig verloren geweſen. 

Wenn der Abſolutismus in manchen Poſitionen durch die Min- 
ftürme geſchwächt, aus andern fogar verdrängt worden war, behauptete 
er fich doch Traft der ihm zuftehenden Gewalt des Schwerte innerhalb 
des Militär-Bereiches in feiner vollen Stärke und Geltung. Hier fand 
er feine uneinnehmbare Befte, von welcher aus er die Niederungen des 


*), Separat-Brotofoll der deutfchen Bundesverſammlung vom 29. April 1848. 
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Parlamentarismus beherrfchte und die dem Konftitutionalismus preis- 
gegebenen Gemeinpläge wieder gewann. Die beiden unverftandenen 
Lehrſätze des Fonftitutionellen Aberglaubens, wonach einestheils der Fürft 
nie Unrecht zu begehen vermag (the king can do no wrong) und wo— 
nach diefer anderntHeil® unbefchränkt über das Heer verfügen und mit 
vollftändiger Machtvollkommenheit über Krieg und Frieden entfcheiden 
muß, famen den Plänen der Reaktion und der Erhaltung und Kräftigung 
des Abfolutismus fehr zu Statten. 

Die militärifchen Maßregeln trugen reichliche Früchte. - Konnte jetzt 
eine Regierung mit ihren rebelliihen Unterthanen nicht fertig werden, fo 
fand fie Unterftügung bei den Nachbarftaaten. Als 3. B. die fürftlich 
Solm’fchen Behörden die in der Umgegend von Braunfels (preuß. Kreis 
Weslar) ansgebrochenen Unruhen nicht fofort zu bewältigen vermochten, 
verlangten fie die Hülfe der an der Gränze in Weilburg ftehenden 
naflauifchen Truppen, und der Bundestag erflärte fi am 17. April mit 
der Hülfeleiftung einverftanden. Die walded’fche Negierung rief in ähn- 
licher Noth die Kurheflen an, weil das eingeborne Kontingent unzuver- 
läflig fchien. Nach Lauenburg rückten zwei Kompagnien hannöveriſcher 
Infanterie. 

Nur ſelten wurde eine Stimme gegen dieſe praktiſche Einheitlichkeit 
des monarchiſchen Deutſchlands laut. Im Gegentheil fanden die meiſten 
der bekannten Volksmänner eine derartige Solidarität ganz in der Ord⸗ 
nung, wie denn Robert Blum in dem oben bereits angegebenen Falle 
(f. die einleitenden Bemerkungen) als Mitglied des Fünfziger Ausfchuffes 
diefelbe thätlich förderte und unterftügte. Bloß Profeflor Bayrhoffer er- 
hob in einer Eingabe an ben Bundestag, die von 167 Marburger 
Bürgern und Studenten unterzeichnet war, damals, als wider die badi⸗ 
ſchen Republifaner von allen Seiten zu Felde gezogen wurde, einen 
kräftigen Proteft. Aber vergebens. Der Bundestag beichloß, den Petenten 
durch deren vorgefeßte Behorde folgende patriotiſche Eröffnung zukom⸗ 
men zu laſſen: 

„Die Herbeiziehung der Truppen der benachbarten Bundesſtaaten 
in dem Großherzogthum Baden ſei nöthig geworben, weil eine Partei 
in diefem Lande mit Hülfe fremder Eindringlinge und gegen den Willen 
der großen Mehrzahl des Volks eine Aenderung der Staatseinrichtungen 
mit Waffengewalt habe durchfegen wollen, welchen Verſuch feine geord⸗ 
nete Regierung dulden könne. Indem man dieſem Anfırchen der badifchen 
Regierung, welches biefelbe in Uebereinftimmung mit ber Kandesvertretung 
geftellt, entiprochen habe, fei hiermit zugleich bem Wunſche von ganz 
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Deutfchland, nad Einigkeit und gejegmäßiger Entwidlung der Rechte 
und Freiheiten der Nation, Genüge geleiftet worden.“ 

Was den badifchen Aufftand anbelangt, jo traf der Bundestag 
gegen denfelben fehr frühzeitig fpezielle Vorkehrungen. Den erften An- 
ftoß zu ben Borfichtsmaßregeln gab das würtembergifche Kabinet, 
befien Gefandter unterm 23. März anzeigte: es fei feiner Negierung 
von Paris „aus guter Duelle” die Nachricht zugegangen, daß der deutfche 
demofratifche Klub dafelbft beichloffen habe, am 21. oder 22. des Monats 
ein Trei= Korps von 5000 bis 6000 Deutfchen und Franzofen von 
Paris aus an den Oberrhein ziehen zu laflen, um in Baden, im Grof- 
berzogthume Heflen und in Rheinbaiern die Republik zu proflamiren. 
Auch fer ficher, daß die franzöfifche Regierung dieſem Zuge fein Hinder- 
niß in den Weg legen werde. Hierauf befchloß die Bundesverfammlung 
ftehenden Fußes: ſämmtliche Bundesregierungen, zunächft und befonders 
diejenigen der weftlichen Gränzftaaten, fomit Baiern, Baden, das Groß- 
herzogthum Hefien, Luxemburg und Naflau, hierauf dringend aufmerkſam 
zu madjen, damit bei Zeiten die erforderlichen Maßregeln gegen die aus 
dem angezeigten Umftande drohende Gefahr getroffen würden, auch jede 
weitere Nachricht darüber fofort beim Bunde angezeigt werden könnte. 
Namentlich follten die Bundesfeftungsbehörden von Landau und KRaftatt 
zu direfter Anzeige hierüber an die Bundesverfammlung angewiefen werben. 

Am 25. März vormittags theilte die badifche Hegierung dem Bun- 
destage mit, daß fie nähere Nachricht über den aus Frankreich drohenden 
Anmarſch deutfcher Arbeiter erhalten habe. Abgefehen von den deutjchen 
Ürbeitern in Paris, die fich zu einem Freifchaareneinfall rüfteten, ſei, in 
Folge der Entlafjung einer großen Anzahl deutfcher Arbeiter aus den 
eljäflifchen Yabrifen und deren Ausweifung aus Frankreich, das Grof- 
herzogthum von der Gefahr bedroht, mit einer Menge brotlofer Arbeiter 
überſchwemmt zu werden. Der Gefandte fügte Hinzu: 

„Die großherzogliche Regierung glaubt annehmen zu dürfen, daß 
zunädyft die hohen Regierungen der das achte Armee- Korps bildenden 
Kontingente fid) dringend aufgefordert fühlen werden, ihre militärifchen 
Kräfte mit Baden möglichft bereit zu Halten und zu fonzentriven, daß 
aber auch vielleicht die hohe Bundesverfammlung felbft wegen einer 
größern Zruppenaufftelung Yürforge zu treffen fi) veranlaft finden 
dürfte. Der (jubftitwirte) Gefandte ift beauftragt, Hochderſelben anheim- 
zuftellen, welcde Anordnungen aus Anlaß vorftehender Anzeige für nöthig 
zu erachten feien, um der Gefahr einer Verlegung des Bundesgebietes 
vorzubeugen.“ 
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Nachdem anfangs der Bundestag die vorerwähnte fignalifirte Ge- 
fahr, weil er fie bloß in unbeftimmten Umriffen erblidte, noch auf eine 
leichte Achfel genommen und deßhalb fie einfiweilen dem Ausfchuffe für 
militärifche Angelegenheiten überwiefen hatte, befann er fich in Folge 
der badifchen Anzeige flugs eines Beflern und beraumte noch am Nach⸗ 
mittage des nämlichen Tages — was fonft bei ihm unerhört war — 
eine zweite Sitzung an. In diefer beſchloß er, gleich mit folcher Energie 
aufzutreten, daß nach Niederwerfung des erften Berfuches der Proflamirung 
der Republif den Revolutionären jede Luft zu einem zweiten derartigen 
Unternehmen vergehen follte. E8 wurde feftgefett: 

1) Die Höchften Regierungen von Würtemberg, Baden und dem 
Großherzogthune Heflen zu erfuchen, eine jede der drei das 8. Armee- 
Korps bildenden Divifionen in der Art und nad) Bedarf zu Fonzentriren, 
daß folche jofort, und zwar in erforderliher Stärke, auf die bedrohten 
Punkte entjendet werden könnten; zu ſolchem Zwede aud), nad vorgän- 
giger Verabredung unter fi), die Sammelpläge der Truppen zu beftim- 
men; infofern e8 aber zwedmäßig erjchiene, mobile Kolonnen zu formiren 
und außgerdemdurhdiedürgerbewaffnung (siel)dahin mit- 
—zu wirken, daß den Gefahren vorgebeugt werde, welche für die Orb- 
nung und Ruhe in Deutſchland aus dem Mebertritt zahlreicher oder gar 
bewaffneter Schaaren von Arbeitern auf das deutfche Gebiet drohten; 

2) die königliche bairifche Kegierung gleichfalls zu erfuchen, in Be⸗ 
ziehung auf die Bundesgränze der bairifchen Rheinpfalz ähnliche Vor- 
fehrungen zu treffen; 

3) die Regierungen von Baiern, Baden, Kurhefien, dem Groß- 
herzogthum Heflen, von Naſſau und Heflen- Homburg dringend aufzu⸗ 
fordern, durch geeignete Vorkehrungen im Allgemeinen, namentlich aber 
auch auf den verſchiedenen Eifenbahnhöfen vorzugsweife durch Bürger: 
bewaffnung und eventuell durch Militär es zu bewirken, daß zu den be- 
abfichtigten Volksverſammlungen, fowie aud) zu der Berfammlung (sie!), 
weiche am 30. März und den folgenden Tagen in Frankfurt am Main *) 
angefegt wäre, überall fein nicht autorifirter bewaffneter Zuzug .ftatt- 
haben könnte. _ 

Die Entlaffung deutfcher Arbeiter aus den franzöftfchen Werfftellen 
und Fabriken trug allerdings in hohem Grade dazu bei, daß die brotlos 
gewordenen deutfchen ‚Proletarier an die Rückkehr nad) Deutjchland und 
an die Inſurgirung der fonft fo friedlichen, von Eichen und Linden ftill 


*) Hiermit if da8 Borparlament gemeint. 
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befchatteten heimifchen Erde dachten. Unter ihren Augen war die Errich- 
tung. der franzöfifchen Republik gefchehen, und fie fahen es jeden Tag 
mit an, welde wichtige Rolle in dem neuen Freiftaate die franzöftfchen 
Arbeiter übernommen hatten. Kein Wunder, daß auch fie fi zu 
Großem berufen fühlten, zumal fich ihnen gebildete Führer zugefellten, 
die fie anfenerten und organifirten. _ 

Mebrigen® wurden durch den Stilftand der Gefchäfte die dortigen 
dentfchen Arbeiter nicht allein außer Berdienft geſetzt. Den belgifchen 
und englifchen Arbeitern paſſirte das Nämliche. „Anftatt uns hier das 
Brot wegzunehmen,“ mochten zu den fremden Konkurrenten der Arbeit 
die franzöfifchen Genoffen jagen, „würdet ihr viel Flüger und würdiger 
handeln, wenn ihr in emer eignes Land zurüdkehrtet und dafelbft nach 
unferm Beifpiele die Tyrannei ftürztet.“ Den franzöfifchen Behörden, 
die Schon genug für ihre eigenen Arbeiter zu forgen hatten, mußte 
es Lieb fein, wenn fie fi) auf fo glimpfliche Weife der fremden hungri- 
gen Leute entledigen Tonnten. 

Die beigifchen Arbeiter, welche Frankreich zu verlaſſen fich genöthigt 
fahen, unternahmen einen ähnlichen Einfall nach Belgien, wie derjenige 
war, welder nad) Baden projektirt wurde, fcheiterten bamit aber 
vollftändig. 

Was die in Frankreich feither befchäftigten englifchen Arbeiter an- 
betrifft, fo gab damals ihr Geſchick Anlaß zu Erdrterungen im englifchen 
Parlamente. Anfangs März 1848 nämlich wurden eine Anzahl englifcher 
Arbeiter und Arbeiterinnen, die in den Fabriken Rouen's verwendet 
worden waren, durch die franzöfifchen Arbeiter verjagt, indem diefe von 
den Fabrikanten die Entlafjung ihrer Rivalen verlangten. Die in die 
Enge getriebenen Engländer flüchteten fich, ohne ihre Kühne und Kleider 
mitzunehmen, in größter Haft auf ein Dampfboot und einige davon 
landeten am 4. März: auf dem Boden Altenglands in Portsmouth, 


Andere dagegen waren um die Erlaubniß eingefommen, noch einige Zeit 


in Rouen verweilen zu dürfen, um ihr Eigenthum zu erlangen. Der 
Bürgermeifter (Maire) von Rouen gab ihnen am 6. März den Befchetd, 
dag zwei Schiffe mit 97 Perfonen, welche letztere alle Flachsarbeiter 
(Hax-workers) waren, in Portsmouth angefommen feien. Hierauf fegelten 
auch fie am 6. März abends ab. Manche davon waren von Dundee 
und Glasgow, die meiften jedoch von Dublin und Belfaft. Als ber 
englifche Gefandte Lord Normanby von der Vertreibung feiner Lands⸗ 
leute unterrichtet wurde, begab er fich zum Haupte der proviforifchen 
Regierung und erzählte ihm, was vorgefallen war. Lamartine verſprach, 
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dafür Sorge tragen zu wollen, daß ähnliche Szenen ſich nicht wieder 
ereigneten *). 

Es kann fomit feinem Zweifel unterliegen, daß auch der nach Baden 
beabfichtigte Freifhaarenzug der deutichen Arbeiter in Paris eine foziale 
Grundlage hatte, wenn auch der Ruhm des bramarbafirenden Dichter- 
Generals Herwegh und die opferfreudige Begeifterung des muthigen, 
aber einem jchredlichen Looſe vorbehaltenen Bornſtett's dazu beitrugen, 
dem Knurren des Hungrigen Magens Schweigen zu gebieten. Die von 
ben bdeutjchen Regierungen zur Auskundfchaftung der vepublifanifchen 
Expedition unterhaltenen Spione (observateurs), jowie die in folcher 
aufgeregten Zeit unermüdlich thätige Fama vergrößerten bald die Gefahr 
durch übertriebene Angaben Hinfichtli der Zahl, der Führung, der 
Zufammenfegung und der Pläne des republifanifchen Korps, fo daß fich 
Ihon am 26. März die badifche Regierung bewogen fand, der durch⸗ 
lauchtigen deutſchen Bundesverfammlung neue Auffchlüffe deßhalb zu 
machen. Diefe Auffchlüffe befundeten arge Beſorgniß und lauteten fol- 
gendermaßen: 

„Seftern abends gegen 11 Uhr find dem fubftituwirten (d. 5. dem 
in Abweſenheit des badifchen mit Führung der badifhen Stimme be- 
trauten großherzoglidy heſſiſchen) Gejandten von der großherzoglichen 
(badifchen) Regierung aus ganz zuverläffiger Quelle Mittheilungen von 
hoher Wichtigkeit zugelommen, welche er ohne Aufſchub zur Kenntnif 
hoher Bundesverfammlung zu bringen fich verpflichtet Hält. Es fteht 
nämlich) den: deutfchen Bundesgebiete von vereinigten Deutjchen und 
Polen in Kurzem ein Angriff bevor, welcher unverzüglid; die Anwendung 
möglichft umfafjender und energifcher militärischer Gegenvorfehrungen 
aufs Dringendfte erfordert. 

Die erften 500 Marfchrouten follten Donnerdtags den 23. d. M. 
von dem leitenden Parifer Komité ausgeftellt werden; Freitags den 
24. d. M. früh follte das erfte Bataillon abgehen. Man nimmt an, daß 
in 14 Zagen gegen 10—12,000 Deutfche und ein Paar Tauſend Polen 
am Rhein fein werden; Emiſſäre find voransgegangen, einer nad) dem 
Rheinkreiſe, einer nah Mannheim, beide einflußreich unter dem dortigen 
Bolke; die deutfche föderative Republik fol in Zweibrüden und 
Mannheim zugleich ausgerufen werden; alle Fürften follen ver- 
*) Siehe die Jnterpellation Stratfords im englifhen Haufe der Gemeinen 
unterm 9. März 1848 und die offizielle Antwort Sir George Grey's (Parliamen- 
tary Debates, dritte Serie, Band 97, Seite 336). 

Beder, Reaktion. 18 
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trieben werben. Für Waffen ift an der Gränze geforgt. Man zweifelte 
nicht, daß das Pariſer Volk die gemeinſchaftliche Wanifeftation der Dent- 
fen und Polen unterflügen, und die dortige Regierung anfer Stand 
fein werde, den Zug zu verhindern. Wahrſcheinlich ift bereits ein 
Kriegs-Komite eingefeut und der Dberbefehl einem er- 
fahrenen polnifhen General übertragen. Franzofen und 
Schweizer werden fid) dem Zuge anjchließen; als wahrfcheinlich wird 
angenommen, baß der Rhein-Uebergaug auf Schweizer Boden er- 
folgen werde. 

In dem zumähft abgehenden Bataillone ift ein Detachement, an 8 
intelligenten und fogar hHinreihend bemitielten Leuten 
beftehend, welche zur bejondern Aufgabe haben, einige Gage vor der 
Ankunft des Gros der Armee auf das rechte Rheinufer überzugehen und 
die dortigen Bölker zum Aufruhr aufzureizen. 

Die proviforifche Regierung der deutfhen Republit 
fommt mit einem vollftändigen Programm nad Deutid- 
land, deſſen Tevife ift: „„Alles für das Bolf, Alles durd 
das Voltk!““ 

Hohe Bundesverfammlung wird aus diefen Mittheilungen die 
Ueberzgengung fchöpfen, dag die Gefahr für Deutfchland viel größer ift, 
als fie bei den in der gefirigen Situng zu deren Abwendung gefaßten 
Beichlüffen unterftelt wurde, daß daher diefe night mehr als 
zureiheud zum Schuge Deutſchlands betradtet werden 
können.“ 

Die ſoeben mitgetheilte Schreckensnachricht übte auf die diploma⸗ 
tiſchen Herren der Eſchenheimer Gaſſe eine erſchütternde Wirkung aus. 
Ihre bereits gefaßten Beſchlüſſe ſchienen ihnen weit hinter den Erfor⸗ 
derniſſen der ſchauderhaften Lage zurüdzubleiben. Nachdem alſo der 
hannsõveriſche Geſandte Namens des Ausſchuſſes für militäriſche Ange⸗ 
legenheiten einen dem vorausgeſetzten Sachverhalte angemeſſenen Bortrag 
erſtattet hatte, wurden folgende Anträge zum Beſchluſſe erhoben: 

1) das 7. und 8. Bundes-Armee-Korps ſofort auf den voll⸗ 
ftändigen Kriegsfuß zu fegen und zur möglichit fchnellen Berwendung 
zufammenzuziehen ; 

2) die Föniglich baierifche Regierung um Ernennung eines Befehls⸗ 
habers diefer beiden Korps zu erfucdhen *); 


*, Wir haben ſchon oben mitgetbeilt, daß ein bateriicher Prinz für den Ober- 
befehl anserforen wurde. 
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3) dem Oberbefehlshaber die Beftimmung der Bereinigungspunfte 
und die Anordnung der etwaigen Dislofationen zu überlaflen; 

4) die Regierungen von Würtemberg, Baden und dem Großhergog- 
thume Heffen zu erfuchen, fich über die Wahl eines Befehlshabers des 
8. Armee-FKorps zu verftändigen und Anzeige hiervon zu machen; 

5) gegen die höchften Regierungen von Baiern, Würtemberg, Baden 
und vom Großherzogthume Heflen den Wunfch auszufprechen, zu ver- 
mitteln, daß die Bürgerbewaffnung nad) vorgängigem Einvernehmen der 
betreffenden Zivil- und Militär- Behörden erforderlichenfalls mitwirfe ; 

6) den Oberbefehlshaber aufzufordern, über die politifchen und 
militärifchen Ereigniffe fortgefeßte Mittheilungen einzufenden, und nament- 
lich aud in dem Falle, in welchem er die fehon vorhandenen militärischen 
Kräfte verftärkt zu ſehen wünfchen follte, ſchleunige Anzeige beim Bunde 
zu machen. Und fo weiter. 

Der großherzoglich hefiifche Gefandte theilte noch mit, daß er von 
feiner Regierung beauftragt fei, in Yolge der von der Schweiz her dro- 
henden Einfälle in das Bundesgebiet, unter der vorausgefetten Bereit- 
ſchaft der Föniglich preußifchen Armee-Korps am Nieder - Rhein, die un- 
verzügliche Aufftellung des neunten und zehnten Bundes-Armee-Korps 
zu betreiben. 

Die armen deutfchen Arbeiter in Paris träumten nicht im Entfern- 
teften davon, daß ihr Führer Herwegh, noch ehe es zum Schießen käme, 
bei der Ankunft auf deutfchem Boden fogleich vom Hirfchfteber befallen 
werden, das Hafenpanier ergreifen, feine Leute fchmählich im Stiche 
laflen, fich als einen Bauer verfleiden und alsdann, während fie ihr 
Blut vergöffen, auf dem Boden eines Daches Hinter einem Faſſe, vor 
welchem feine ebenfalls in Bauernfleider vermummte Gemahlin als 
Barrifade läge, das alte Sprüchwort bewahrheiten würde, daß weit ent- 
fernt ficher vorm Schuß fei. Noch viel weniger aber fonnten fie eine 
Ahnung davon haben, daß der deutjche Bundestag vor achthundert Dann 
in fo panifchen, kaum glaublihen Schreden gerathen und aus diejem 
Grunde, um ihnen einen würdigen Empfang zu bereiten, mehrere Armee- 
Korps gegen fie auf die Beine bringen werde. 

E8 war dem Bundestage ſehr viel daran gelegen, daß die Bürger 
bei der Abwehr des Arbeitereinfalls mitwirkten. Zu diefem Behufe wurde 
den Befigenden vor den einbrechen wollenden Schaaren bang gemacht. 
Fremdes NRaubgelindel, Yumpen aus aller deutfcher Herren Ländern, aus- 
gehungerte Bettler, die auf Beute ausgingen, waren nach den reaktionären 
Schilderungen fo eben in Begriff, gleich Heufchreden über Baden herzu⸗ 

13* 








— 196 — 


fallen, die Sicherheit des Eigenthums und der Perfonen zu gefährden und 
alle Grundlagen der Zivilifation zu zerftören. Wenn die Befigenden fich 
einfchüchtern ließen, war man ficher, daß die beabfichtigte republikaniſche 
Scilderhebung fehl fchlagen mußte. Halfen fie diefelbe aber vollends gar 
befänpfen, jo fonnte man den Arbeitereinfall als ein fehändliches, gegen 
die Souveränetät des badiſchen Volkes unternommenes Attentat dar⸗ 
ftellen. 

Die meift aus Arbeitern beftehenden deutfchen Vereine der Schweiz 
waren alsbald nach dem Siege der Parifer Revolutionäre zum Entjchluffe 
gelangt, einen Sreifchaareneinfall nach Süddeutſchland ins Werk zu fegen, 
dort die Fürſten zu vertreiben und das republifanifche Banner aufzu- 
pflanzen. Sie Hatten ſich organifirt, einererzirt und mit Waffen verje- 
ben. Zwar hatte der Schweizer Vorort Bern das öffentliche Ererziren und 
den bewaffneten Zug auf eidgenöflifchem Boden unterfagt ; allein manche 
Kantons - Regierungen begünftigten den Einfall und leifteten ihm ins—⸗ 
geheim hülfreiche Hand. In Genf gewährte die Regierung den Yrei- 
willigen, die nach Deutſchland zum Aufftande ziehen wollten, freie Fahrt 
über den Genfer See nad) Lauſanne, wo beim Landen verfchiedene Mit- 
glieder der Regierung die Freifchaarenmänner mit hHerzlicher Umarmung 
empfingen, um ihnen freie Verföftigung und Wohnung anzumweifen, und 
dem deutfchen Bundestage wurde fogar die Mittheilung gemacht, daß die 
Berner Regierung dem zum Oberbefehlshaber des Freifchaaren-Korps er- 
wählten Johann Philipp Beder einen Vorſchuß von 45,000 Francs ge- 
leiftet Habe.*) Die Bekleidung der in der Schweiz fich bildenden Frei⸗ 
ſchaaren beftand in einem Käppi aus Wachsleinwand, in einer blauen 
Bluſe und in einem Ledergürtel um die Lenden, der zugleich die Patron 
tafche trug. Als es zum Aufbruche kam, zog faum der vierte Theil De 
rer, die fich in der erjten Begeifterung hatten einzeichnen laſſen, und zwar 
marfchirten diefe Yreimwilligen, nachdem ihre Waffen in Kiften an die 
Gränze gefcjidt worden waren, verzettelt in kleinen Haufen, aber mit 
guter Mannszucht. Johann Philipp Beder in Biel, ein zum Bourgeois 
aufgerüdter früherer Bürftenbinder, bewies ſich wohl als guter Yärm- 
macher, aber als ganz ſchlechter Führer, der nicht einmal feinen Leuten 
gleich- und vechtzeitig die Ordre zum Aufbruche ſchickte. Auffällig war 
beſonders die Begeifterung, welche die Bewohner des Kantons Neufchatel 
beim Durchmarſch der Freiſchaaren für die republifanifche Sache an den 
Tag legten. Auf den Dörfern um Neufchatel vergofieen Männer und 
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*) 28. Sitzung der deutfhen Bundesverfammlung vom 4. April 1848, 8. 221. 
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Frauen Thränen der Rührung und riefen, indem fie. ihrer preußifchen 
Herrſchaft gedachten, den deutichen Republilanern zu: „Schlagt fie tobt, 
die Hunde, wenn ihr hinaustommt !“ 

Hätte die Schweiz jetst tüchtige Staatsmänner befeflen, fo würde fie 
nicht nur für die Intervention, womit fie erft noch vor Kurzem bedroht 
worden war, reichliche Rache genommen, fondern auch in Europa bei ber 
neuen Wendung der Dinge eine fehr hervorragende Rolle gefpielt haben. 
Aber die meiften radifalen Führer der Schweiz waren ebenfo bejchränft, 
wenn nicht noch befchränfter, als in Frankreich Lamartine. Es zeigte 
fi, analog fo vielen übereinftimmenden andern Erfcheinungen, auch 
hier, daß das Bürgertum nichts großes Politifches mehr verrich⸗ 
ten kann. 


Zur Belämpfung des aus Frankreich drohenden Arbeitereinfalls Hatte 
der Bundestag, abgejehen von der Bürgerwehr, urfprünglid 65,000 Mann 
beftimmt. Da jedoch hiervon ein beträchtlicher Theil ausfiel, der entweder 
zu weit zurüdlag, um fofort bei der Hand zu fein, oder wegen Mangels 
an Pferden nicht fogleich ausrüden konnte, oder auch wegen der daheim 
ausgebrochenen Unruhen nicht zu entbehren war oder endlich zur Be—⸗ 
fegung der Bundes- und LTandesfeftungen zurückbleiben mußte: fo hatte 
nicht nur Preußen bei Koblenz ein aus 12 Bataillonen, 12 Schwadro⸗ 
nen und 4 Batterien beftehendes disponibles Korps gebildet, fondern es 
wurde and) das 9. und 10. Bundes-Armee-Korps auf die Stärke des 
1-prozentigen Kontingents gebracht, um zur Nettung des Baterlandes 
beizutragen. Der Theil der zweiten Divifion des 9. Armee-Korps, wel- 
her aus kurheſſiſchen Landesfindern beftand, follte raſch konzentrirt und 
an der fiidlichen Gränze des Kurſtaats aufgeftellt werden. Außerdem 
wurde die öfterreichifche Negierung erjucht, nad) Naftatt ein Drittel der 
vollen Kriegsbefagung zu fchiefen, für Ulm die Ergänzung zur vollen 
Kriegsbefagung bereit zu halten und zwar ihre Truppen zuerft nad) Ra- 
ftatt, dann nad) Ulm und zuletzt nach Mainz zu entjenden. 

Bei der erften Nachricht von dem drohenden Arbeitereinfall hatte 
die baierifche Regierung auf der Stelle 7 Bataillone Infanterie, 5 &8- 
fadronen Kavallerie und eine Sechspfünder-Batterie in Eilmärfchen nad 
der Pfalz beordert. Ferner erhielten 5 Infanterie - Bataillone, 6 Schwa= 
dronen Cheveaur-Kegerd und eine Sechspfünder-Batterie unter dem Kom 
mando eines Brigadiers den Befehl, nad) Memmingen aufzubrecen, 
um dafelbft fich für die Hülfeleiftung an der füdweftlichen Gränze bereit 
zu halten. 


. 
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Gegen den beabfichtigten Einfall ans der Schweiz, deſſen Stärke 
die Spione übertrieben auf 12— 15,000 Mann angaben, ſchickte die wür- 
tembergifche Regierung am 2. April 2 Negimenter Infanterie, ein Rei— 
ter-Regiment und eine Batterie von 6 Kanonen vorläufig nad) Rottweil, 
unterließ aber nicht, weitere Truppen ſowohl zur Verſtärkung diefes Korps, 
als auch zur Entfendung an andere bedrohte Punkte — unter der Bor- 
ausfegung von der Beihülfe der Nachbarftanten — bereit zu halten. Auf 
Erfuchen der äußerſt ängftlichen badifchen Regierung von 3. April, die 
Tags zuvor in den Schwarzwald abgegangenen Truppen wo möglich zu 
vermehren und folche bis Donauefchingen vorrüden zu laffen, erließ das 
würtembergifche Kabinet noch an 2 Bataillone (d. h. 1,370 Mann) In⸗ 
fanterie und an 4 Schwadronen Reiterei der Garnifon Ulm den Be- 
fehl, ebenfalls in jene Gegend zu marſchiren, während gleichzeitig dent 
Generallieutenant von Miller die Vollmacht ertheilt wurde, mit dieſen 
und den übrigen unter feinen: Befehl ftehenden Truppen nöthigenfalls 
über Nottweil hinaus vorzurüden. 

Inzwiſchen fteigerte fich nach den von der großherzoglich badifchen 
Regierung gegebenen Nachrichten die Gefahr zufehends. An Kurheſſen, 
defjen Regierung wegen der durch die Eingquartierungslaft hervorgerufe- 
nen Aufregung und wegen der durch die Bundeskriegsverfaſſung un— 
zuläffigen Trennung des Korps die Konzentrirung an der füdlichen 
Gränze des Kurftaats nicht vornehmen wollte, erging darum die drin- 
gende Aufforderung, der Anordnung des Bundestags jofort zu willfah- 
ven und auf der Stelle den Oberbefehlshaber de8 Korps zu ernennen. 
Sodann wurden die hohen Regierungen von Schwarzburg-Sondershaufen, 
Schwarzburg-Rudolftadt, Hohenzollern-Hechingen, Liechtenftein, Hohenzol⸗ 
lern- Sigmaringen, fowie von Reuß älterer und jüngerer Linie anfgefor- 
dert, ihre Kontingente ohne weiterm Aufſchub zur Kriegsbefegung ber 
Bundesfeftung Yandau abmarfchiren zu laflen. Baiern hatte unverzüg- 
[ih den Kommandanten der Bundesfeftung Ulm zu ernennen, und der: 
Gouverneur von Ulm (Graf zur Lippe-Bifterfeld) follte nebft dem Kom⸗ 
mandanten von Raſtatt fofort beeidigt werden. 

Trotz diefer umfafjenden Vorkehrungen fühlte fich die badifche Ne- 
gierung immer noch nicht beruhigt. Der geheime Kath Profeflor Dr. 
Welder, ihr neuer Bundestagsgefandter, fehilderte im ©egentheil am 
15. April die Lage als Höchft gefährlich, weil in fürmlichen Proflamationen 
zum Bürgerfriege aufgefordert würde, und weil mit den Buzügen aus 
Frankreich eine aufrührerifche Schilderhebung im Innern des Landes zu- 
fammenfiele. In Gemäßheit mit den badifchen Anträgen mußten nun 





die Inchefiifche und naſſauiſche Regierung ihre Kontingente zum Anfchluß 
an das achte Armee-Korps unverzüglich in Marfch fegen. 

Heder und Struve, im Jahre 1848 die beiden fähigften Führer des 
deutfchen Bürgerthums, hatten nicht die Energie befeflen, aus eigener 
Initiative einen republilanifchen Aufftand zu organifiren. Doch glaub- 
ten fie jett den drohenden Einfall deutſcher Arbeiterfchaaren aus Frank⸗ 
reich und der Schweiz ausbeuten zu fünnen, indem fie im badifchen 
Dberlande offen die Sahne der Empörung ſchwangen. Indeß hatten fie 
angefichts der von der Reaktion ausgeftreuten Bangigfeit vor den frem- 
den Näuberbanden nicht den Muth, fi) mit den von Außen kommenden 
Vreifchaaren völlig in's Einvernehmen zu fegen und hierdurch ein Zu⸗ 
fammenwirfen zu ermöglichen. Namentlich wies Heder alle nicht badifche 
Hülfe weit von ſich, und bloß Struve rief, als es ſchon zu fpät war, 
die bewaffneten Wrbeiterfchaaren der Schwez um Unterftützung an. 
Ebenſo wenig hatten fie in andern deutſchen Rändern den Ausbruch gleich» 
zeitiger Aufftände vorbereitet. Auf diefe Weife wurbe der ſchlecht ange- 
legte Aufftand, für den es fonft nicht an günftigen Chancen fehlte, un⸗ 
terdrüdt, und die von Außen einzeln und ungeordnet nad) Baden ein- 
fallenden Trupps von der überlegenen Zahl der gegen fie bereit gehaltenen 
„deutichen“ Soldaten gefchlagen. 

Ehe es jedoch zum Treffen fam, erfuchte das badifche Kabinet die 
Regierungen der Schweiz und Franfreich8 in Noten um Berhinderung 
der Einfälle. Werner legte fich auch der vom Borparlamente eingejegte 
Sünfziger- Ausfhuß zu Gunften der Reaktion ins Mittel, indem er in 
einem Aufrufe unterm 12. April die Deutfchen in Frankreich und der 
Schweiz abmahnte, in bewaffneten Maffen nad) Deutjchland zurüdzu- 
fehren. Diefer Aufruf, unterzeichnet durch den Präfidenten von Soiron, 
durch deſſen Stellvertreter Robert Blum aus Sachſen und Abegg aus 
Preußen, fowie durch die Schriftführer H. Simon und Jakob Venedey 
aus Preußen und Briegleb aus Koburg, enthielt unter Anderm folgende 
lächerlich pathetifche Stelle: 

„Brüder! E8 gilt der Welt das Beifpiel zu geben, wie die deutſchen 
Männer auf dem Wege der freien Berathung ſich einigen zu einer großen 
Nation, wie fie Freiheit und Wohlftand dauerhaft gründen auf dem un- 
erjchütterlihen Boden deutjchen Volkswillens *).“ 

Ein zweiter Aufruf des Fünfziger-Ausfchuffes vom 28. April Teiftete 
in der Donquirotterie noch ©ewaltigeres; denn er verband mit dem 


*) ©. Verhandlungen des deutſchen Parlaments. Offizielle Ausgabe. Frank⸗ 
furt, 1848. 8. Erfter Band. 
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Lächerlichen das Gehäflige der Deuumziation. Er war nämlih au 
das badifche Volk gerichtet und erging ſich in folgendeu Phrafen: 

„Seue, die ſich die Freunde des bdentfchen Volkes nennen, find 
feine fchlimmften Feinde Um ihren Willen geltend zu machen, ſetzen 
fie Alles aufs Spiel, was Deutſchland nad, langem Kampfe errungen 
und mit ſchweren Opfern errungen bat: feine Einheit, feine freiheit. 
Der Reaftiou öffnen fie Thür und Thor; den äußeren Feinden fielen 
fie das deutſche Land bloß.... Die badifhe Regierung hat zur Unter- 
brüdung des Aufruhrs ein Geſetz *) verkündet, welches die Zuftimmung 
aller wahren (!) Baterlandsfreunde findet. Unterftüßt die Ans— 
führung diefes Geſetzes! Deutſche Krieger eilen herbei zu Be⸗ 
fampfung der Empörer. Erkennt in diefen Kriegern Euere 
Brüder! Als Eure Freunde nehmt fie auf und ſteht 
ihnen bei, foweit Ihr könnt! Wenn Ihr das thut, 
wenn Ihr den Aufrührern Eure Städte, Eure Dörfer verfchliekt, 
wenn Ihr die Unterftübung verhindert, bie Webelgefinn ihnen 
bieten mödten, fo wird bald der Aufruhr unterdrädt, und in fried- 
liher Weiſe der freie Ausdrud des wahren () Bolks— 
willens möglidh werden, von weldem allein die Aufrichtung der 
fünftigen Berfafiung vou ganz Tentfhland und von jedem Ein- 
zelftaate abhängen kann.“ 

Wäre uod) ein Beweis nöthig, daß das vom dentjchen Bürgerthume 
vertretene natiouale Element der Reaktion gegen die Eutwidelung ver 
Bewegung von 1848 diente, fo würde er hinlänglich durch die vorer- 
wähnten beiden Anfrufe des Fünfziger-Ansichufles geliefert werden. So 
abfurd fie aber and) waren, wurden fie doch noch durch den Borfchlag Jakob 
Benedey’s, eines Borftandse-Mitglieds des Yünfziger + Ausfchufles, über- 
teoffen. Benebey beantragte in der 24. Sigung des Fünfziger-Ausfchuf- 
fe8 vom 28. April: 

1) Es foll eine Parlaments-Wehr von 10,000 Manu, und zwar 

a) 2000 Mann Reiterei, 

b) 1000 Mann Kanoniere, 

c) 7000 Mann Infanterie 
gebildet werden. 

2) die Farlaments-Wehr wird gebildet aus freiwilligen bes Heeres, 
der Landwehr, der Bürger-Garde und der Turner. 


— — 





*) Das oben mitgetheilte badiſche Aufruhrgeſetz. 
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3) die einzelnen Abtheilungen der Parlaments - Wehr wählen ihre 
Unter-Offiziere und Offiziere ſelbſt. 

4) Der Fünfziger - Ausfhuß, und fpäter das Parlament, wählen 
dagegen die Befehlshaber der drei befouberen Waffenarten, und ebenfo 
den Obmann der ganzen Parlaments-Wehr. 

5) Der Beruf der Parlaments-Wehr ift: die Ruhe und den Frieden 
im Lande wiederherzuftellen, wo er durch Gewalt der Waffen gegen die 
beftehenden Geſetze geftört worden ift. 

6) Der Fünfziger-Ausfhuß, und fpäter das Tarlament, wählt zwei 
feiner Mitglieder, die als Friedensftifter überall der Parlaments-Wehr 
vorherziehen und ftets erft im Namen des Parlaments den Frieden 
bieten und ihn auf alle Weife herzuftellen fuchen, ehe die Macht der 
Waffen angewendet wird. 

7) Der Fünfziger-Ausſchuß, und fpäter das Tarlament, allein ver- 
fügen über die Parlaments - Wehr, beftimmen ihre Standquartiere und 
fenden fie an die Orte, wo der öffentliche Friede durd) Gewalt der 
Waffen und bewaffnete Schaaten gefährdet ift. 

8) Der deutſche Bund trägt die Koften der Parlaments- Wehr und 
ſorgt für die unmittelbare Bewaffnung der Waffenabtheilungen. 

9) Der Fünfziger-Ausſchuß trägt beim Bundestage darauf an, daß 
die obigen Vorſchläge unmittelbar zu einem Bundesbeſchluſſe erhoben 
und ebenſo unmittelbar zu ihrer Vollziehung geſchritten werde. 

Venedey's Vorſchlag wurde in ſo weit gewürdigt, als er an eine 
Kommiſſion verwieſen ward, unter deren Händen er umkam, weil ſich der 
Bundestag nicht ins Handwerk pfuſchen ließ. Aber der betreffende Antrag 
bekundet nichtsdeſtoweniger, daß Venedey wirklich Anlage zu jenem 
roitelet Jakobus dem Erſten von Köln hatte, als welchen ihn Heinrich 
Heine fpäter verherrlichte. 

Nicht genug, daß der Fünfziger-Ausſchuß den veaftionären Maß— 
vegeln fein moralifches Gewicht lieh, um einestheils die Aufftändifchen 
Ihwanfend zu machen, anderntheils ihnen in Baden den Boden zu ent- 
ziehen; nicht genug, daß fich eine Menge Spione, die die Bewegungen 
überwacdhten und Alles haarklein den Regierungen mittheilten, bei den 
Freiſchaaren Zutritt verfchafft hatten; emdlich nicht genug, daß die 
Soldaten der Reaktion in furchtbarer Heeresmaht aus einem ganzen 
Dutzend deutfcher Staaten auf die Beine gebracht worden waren, um 
die Inſurrektion zu zermalmen und fie in Brei zu verwandeln, pour 
decourager les autres: vermeinte die badifche Regierung die revolutio- 
nären Kräfte auch noch theilen und zum Abfall von der republifanifchen 


Sache verleiten zu müflen. Sie ſuchte daher ſowohl die Polen, vor deren 
militärifcher Erfahrung man fid) befonders fürdhtete, abzufplittern, als 
auch einen Theil der aus Frankreich gelommenen Arbeiter zum friedlichen 
Uebertritt auf deutfches Gebiet zu verloden. Der badifche Bundestags- 
gejandte Geheimrath Welder ftellte deßhalb der dentſchen Bundesver⸗ 
fammlung unterm 25. April vor, daß es zum Zweck baldigfter Be⸗ 
freiung der weftlichen Gränze Deutfchlands von den Schaaren deutfcher 
Arbeiter als höchſt wünſchenswerth erjcheine: wenn die deutfchen Regie- 
rungen denjenigen Arbeitern, welche an den bewaffneten Arbeiterfchaaren 
al8 Gemeine oder auch als Führer theilnähmen, wegen dieſer Theilnahme 
Straflofigfeit zufidyerten, wofern diefelben unbewafinet und vereinzelt 
friedlich zurüdtcehrten und nicht zu den Anftiftern der Zuzüge gehörten. 
Zugleich flug Welder vor, daß alle diejenigen Arbeiter, welche fi auf 
diefe Weife zum Abfall bewegen ließen, nad) ihrem friedlichen Uebertritt 
anf denifches Gebiet wicht etwa fich felbft überlafien, fondern alsbald 
ins Militär gefteckt werben follten. Tiefer auf die Täufchung der Arbei- 
ter abgefehene Borfchlag wurde in der40. Sitzung der Bumdesverfammlung 
(8. 337) gemacht und dem am 29. Februar gewählten Ausſchuſſe, welcher 
noch durch die Gefandten von Baiern und Hannover verftärkt ward, 
zur Begutachtung überwiefen. Lant dem in der nämlichen Sigung ubge- 
faßten Separat-Protofolle wurde zudem befchloffen: 

1) Die betreffenden Regierungen, nämlid) die großherzoglich und herzog⸗ 
Gh fächfifchen, die herzogl. anbaltifchen und die landgräflich heſſiſche, zu 
erfuchen, fofort die zur Kriegsbefagung von Mainz beftimmten Kontin⸗ 
gente der Referve-Infanterie-Divifion in marfchfertigen Stand zu fegen 
und, daß dieß gefchehen, bier baldigft anzuzeigen; 

2) der Militär» Kommiffion auf den Beriht vom 14. April vor⸗ 
fänfig einen Kredit von 150,000 Gulden auf den Zinſen-Fond und 
aushelfend den Mainzer Referve-Fond zu eröffnen, um aus diefen Gel- 
dern die Koften der dringendften Armirungs =» Bedürfnifle für die Bun⸗ 
besjeftung Mainz zu beftreiten. - 

Es iſt Hierbei wohl zu beachten, daß die Reaktion ſich in den Bun⸗ 
besfefiungen zu halten gedachte, wenn etwa das offene Land ringsum 
von der Teemofratie erobert würde. Aus diefer Berechnung erklären ſich 
die Konflikte, welche in den Feftungen Mainz, Um, Schweidnitz u. ſ. w. 
zwifchen dem regelmäßigen Militär einerfeits und der Vürgerwehr und 
den demokratischen Bereinen andrerfeits vorfielen. 

Was die Folen anbelangt, fo zeigte Welcker bereds unterm 12. April 
(32. Sigung, $. 263) au, daß die großherzogliche Regierung feit dem 
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5. dieſes Monats eine Anzahl ans Frankreich im Großherzogtfume an- 
gefommener Polen in unbewaffneten Abtheilungen von 40 Köpfen auf 
badifche Koften mit der Eifenbahn nah Mannheim und von da mit 
Dampfichiffen bis Köln habe weiter transportiren und verpflegen Laffen. 
Zugleich fprad er im Namen feiner Regierung die Hoffnung aus, daß 
von Seiten de8 Bundes diefer der Erhaltung der öffentlichen Ruhe ge- 
leiftete Dienft möge anerkannt und folglich ein Theil der desfallfigen 
Koften übernommen werden. 

Zufolge dem Protokolle der 36. Bundestagsfigung vom 17. April 
theilte da8 badische Kabinet mit, daß 500 Polen gebeten hätten, unge- 
trennt und mit der Eifenbahn über Frankfurt nach Galizien befördert zu 
werden. Auf diefe Anfrage gab der Bundestag den Beſcheid, daß die 
Polen nicht anders, als in der bisherigen Weife, befördert werden dürften. 

Die Weiterbeförderung der Polen geſchah aljo nicht, wie damals im 
deutſchen Publikum irrtümlich geglaubt wurde, aus Sympathie mit der 
unglüdlichen Ration, fondern in der Abficht, die in und um Baden an- 
gehänften revolutionären Kräfte zu trennen und abzufchwächen. Die 
Sympathie, welche das deutſche Vorparlament den Polen bewiefen hatte, 
wurde dabei von der Reaktion mit ausgefuchter Pfiffigfeit zu benutzen 
verftanden. Nur wenigen von den aus Baden fortgefchafften Polen war 
es vergönnt, ihr Vaterland wiederzufehen. Denn die meiften von ihnen 
waren mittello8 und wurden in Hannover und Braunſchweig, vorzüglich 
aber in der preußifchen Provinz Sachſen (zu und um Magbeburg), inter- 
nirt. Ihr Loos glich dem der Kriegsgefangenen. 

Sowie für Baben die Hauptgefahr befeitigt war, wurden dem 
Bolen-Transporte Schwierigkeiten in den Weg gelegt. Nun ſchickte die 
badifche Regierung einen bejondern Kommiffär nad) Kehl zur Hand- 
habung der Fremden-Polizei. Es wurde ferner gefordert, daß die Reiſenden 
auf den von den franzöftfchen Behörden ausgefertigten Marjch- Routen 
nicht bloß ihren Namen, Heimathsort und ihr Land aufwiefen, fondern 
daß auch die außftellende Behörde fich verbindlich machte, alle diejenigen, 
welche defienungeachtet an der preußifchen und öfterreichifchen Gränze 
zurüdgewiefen würden, wieder bei fi aufzunehmen. Bon diefer Anord- 
nung ward dem WYünfziger-Ausfchuffe Kenntniß gegeben, als er wieder- 
holt forderte, daß allen aus Frankreich heimfehrendeu Polen der völlig 
ungehinderte Durchzug durch Deutfchland verftattet und erleichtert würde. 
Weil der Fünfziger-Ausſchuß aus lauter geringen Kapazitäten beftand, 
fieß er fi) vom Bundestage auf diefe jämmerliche Art wirklich abfertigen. 
Ebenſo Leicht Tieß er ſich durch die Erklärung der preußifchen Regie- 
rung zufriedenftellen, daß in Köln keine Polen zurücgehalten oder abge- 
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wiefen würden, fondern daß, nachdem etwa 900 Polen unentgeltlich auf 
der Eijenbahn befördert worden wären, dieſe Beförderungsweife — an 
welher auch Franzoſen und Andere ungehörigerweife theilgenommen 
hätten — auf diejenigen Polen habe bejchränft werden müſſen, welde 
nachweislich dem Großherzogthume Poſen angehörten. Seit ber Ein- 
führung der namhaft gemachten Beſchränkungen und Schikanen Hörten 
begreiflicherweife die Zuzüge der Rolen aus Straßburg über Köln auf. (Die 
genauen ftatiftifchen Nachweife über die an den Polen verübte Inter⸗ 
nirung werden geliefert werden, wenn wir in einem andern Theile unſers 
Werfs auf die Rompenfation der mulitärifchen Leiftungen zu fprechen 
fommıen.) 

Die erfte Nachricht über die Operationen in Baden erhielt der Bun- 
deetag in einer Meldung Friedrichs von Gagern, ded Kommandanten 
der 2. Tivifion des 8. Armeekorps. Tiefer Bericht lautete wörtlich: 

„Schon am 11. d. M. (April) marfdirte eine Arbeiterabtheilung 
von 150 Mann dur Roaft (rheinaufwärts), den 13. circa 200 Mann 
über Roaft nad) Großheim, wo fie einquarfirt wurden und übernad)- 
teten. Am 14. marſchirte die Kolonne weiter und ftehen *) am 15. d. M. 
in Marfolsheim, was gar feinem Zweifel unterworfen ift. — Die Arbeiter 
find mit Piftolen und Dolchen bewafjuet, ziehen geordnet und Halten 
gute Maunszucht. — Es verlautet ferner, daß bei Sponed oder bei 
Rheinau eine Landung verfjucht werden joll, legterer Drt foll der gün= 
ftigere fein. Eine gleichzeitige Yandung an beiden genannten Oxteu dürfte 
vielleiht ebenfalls flattfinden. — Auf den 16. April werden 400-500 
deutjche Arbeiter, aus dem Innern Frankreichs kommend, in Straßburg 
erwartet; auf den lebten Stationen von legterem Ort werden fie durch 
die Einwohner auf Wagen freiwillig geführt, damit fie nod) rechtzeitig bei 
dem heutigen Feſt eintreffen fünnen — Tie bei Mödelsheim ftehende 
Kolonne erwartet 1500 Mann Deutſche, welche Zahl durch franzöſiſche 
Troletarier bi8 auf das Dreifache anwachſen dürfte. — Der heutige 
Tag dürfte ein ernjter werden, — doch ift das Feftungsthor in Straß» 
burg gegen Kehl heute bis zur Beendigung der Feierlichkeiten gefchloffen, 

Der Tivifiond - Kommandant 
(ge3.) Sr. v. Gagern.“ 

Hierauf forderte der Bundestag **) die Gefandten von Baiern, 

Würtemberg, Baden, Kurhefien, Heflen-Darnıftadt und Nafſau auf, un- 


*) Sollte heißen: „Und fie jtebt.” 
**) S. ZSeparat-Protofoll der 37. Sigung vom 18. April 1848. 
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verzüglich auf dem kürzeſten Wege die von der Militär-Kommiſſion ge— 
wünſchten und auch der Bundesverſammlung nothwendigen Nachrichten 
zu verſchaffen; beſonders verlangte der Bundestag vom großherzoglich 
badischen Gefandten zu wiflen, ob das Vorrüden der naſſauiſchen und 
kurheſſiſchen Truppen an die badifche Gränze und in's badifche Land ge- 
wünfcht werde. Aus letzterem Umftande geht hervor, daß die Naftauer 
und Kurheſſen — fei e8, weil fie die Folgen fehenten, oder weil fie fich 
zu langſam gerüftet hatten, — nicht fo raſch gewejen waren, wie der 
Bundestag und die badifche Regierung gewünſcht und vorausgefegt 
hatten. 

Wahrſcheinlich Handelte es fich bei diefer Verzögerung um die Ver— 
pflegungskoſten. Denn die badische Regierung ftellte gleich nachher den An- 
trag auf Erlaß eines Geſetzes über gleichmäßige Verpflegung, „um den 
bei fpäterer Abrechnung zu erwartenden Schwierigfeiten zu begegnen.” 
Ebenfo brachte furz darauf der würtembergifche Gefandte zur Sprade, 
„daß, nachdem in Folge des Bundesbefchluffes die Aufftellung des ach— 
ten Urmeeforps erfolgt ift, die hierdurd) veranlaßten Koften auch vom 
ganzen Bunde getragen werden müflen.“ Aber erft am 17. Juni ſetzte 
über diefen Gegenftand die Bundesverfammlung Folgendes feft: 

„So lange ein allgemeines Militär - Berpflegungs - Reglement vom 
Bande nicht vereinbart ift, und infofern bejondere Verträge unter den 
betheiligten Staaten nicht beftehen, fol Verpflegung und Transport für 
Bundestruppen auf anderem Bundesgebiet nach den Gefeten und Ge— 
bräuchen des Landes gefchehen, in welchen fi die Bundestruppen auf- 
halten, und die Vergütung dafür nach demfelben Maßftabe erfolgen, wie 
er gefeglich für die eignen Truppen bes befreffenden Yandes bei Märfchen 
und Einguartierungen beftimmt ift.“ 

Inzwiſchen erging an die in Heidelberg und Mannheim liegenden 
naſſauiſchen Truppen der Befehl, in's badifche Oberland vorzurüden, und 
auch der furheffifche General von Bauer wurde aufgefordert, daß er in 
Gemäßheit des Bundesbejchluffes vom 15. April ſchleunigſt mit feinen 
Truppen in das Großherzogthum zum Anfchluffe an das achte YBundes- 
Armee-Korps marjchiren möge. — Die erften naffauifhen Truppen, be- 
ftehend aus 900 Mann Infanterie nebft 2 Gefchügen und der erforder- 
lihen Mannfchaft, Befpannung und? Munition wurden am 20. April 
vermittelft der Eifenbahn nad) Baden befördert. In den nächſten Tagen 
folgten denfelben gleichjtarfe Züge nach, fo daß die in Baden ftehenden 
Naſſauer ſchon am 24. April zufammen 3500 Mann ausmachten. Was 
die Kurhefien betrifft, jo ward kraft allerhöchfter Entfchliefung vom 
17. April eine mobile Kolonne gebildet, die aus 6 Bataillonen Infanterie, 
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2 Kompagnien Jäügern, 6 Eskadronen Hufſaren und 2 Batterien Ar⸗ 
tillerie (4 A Geſchũtzen), nebſt einer Abtheilung Pionuieren beſtand. Den 
27. April gingen für die naſſauiſchen Truppen von Wiesbaden weitere 
4 Geſchũtze mit 96 Mann und 73 Pferden, ſowie ein Detachement Pion⸗ 
niere ab. Die Mannſchaft und Pferde des naſſauiſchen Bagage-Trains 
verliehen Wiesbaden nicht vor dem 1. Mai. 

Die Militär-Kommiffion des Bundestags erhielt unterm 19. April 
eine Mittheilung von badischen Kriegsminiftertum, worin gemeldet wurde, 
daß am 16. April 400 von Paris gefommene deutfche Arbeiter bei Kehl 
ftanden. Bom 15. auf den 16. verfuchten etwa 300 Arbeiter den Ueber⸗ 
gang bei Breiſach, was vereitelt wurde. Bon den Aufrührern im GSee- 
frei war befannt, daß in Bonndorf am 16. die Onartiermader für 
1500 Senfenmänner Quartier beftellt hatten. Zwiſchen Stehlen und 
Bonndorf waren 500 Daun, theild mit Gewehren, theild mit Senfen 
bewafjnet, gefehen worden. Da fie am 17. über Lenzkirch hatten nad 
Freiburg vorrüden wollen, fo wurde hierans der Schluß gezogen, daß 
die Aufrührer des Seelreifes und die aus Frankreich kommenden Arbei- 
ter ſich bei Freiburg die Hand reichen wollten. Mannheim befand ſich 
in großer Aufregung. 

Die niedere Vollsklaſſe verfuchte dort die fogenannten „beilern“ Bür- 
ger (da8 Heißt: die vermögenden Leute, die aud) in England our bet- 
ters genannt werden) — durch Gewalt einzufhüchtern, fo daß 3 Kom- 
pagnien des badıfchen Leib-Infanterie-Regiments und ein Zug Artillerie 
dahin gefchidt werden mußten. Außerdem ftanden anderthalb Batail- 
lone Baiern in Ludwigshafen; doch war über das Einrüden derfelben 
nad Mannheim noch Nichts befannt. — „Da diefe Truppen“ — fo fchloß 
der Bericht — „für eine Stadt wie Mannheim, wo felbft auch die 
große Zahl der Uebelmollenden bewaffnet ift, bei einem wirfliden Zu⸗ 
fammenftoß nur ſehr ſchwach, und überdieß der bedrohten Punkte zur 
Zeit fehr viele find, fo werden Euer Hochwohlgeboren Selbft erkennen, 
daß jchleuniger Zuzug bundesfreundſchaftlicher Hülfe im höchſten Grad 
zu wünjchen.ift.“ 

Eine fpätere, dem Bundestage am 29. April vom Kriegsſchauplatz 
zugehende Meldung befagte, daß am 27. Prinz Karl von Baiern von 
Stuttgart nad) Karlsruhe abgegangen und daß der baierifche General 
von Baligand am 24. mit den königlich baierifchen Truppen, ohne auf 
Widerftaud zu foßen, in Konftanz eingerüdt war. 

Zufolge dem Separat-Protofolle vom 1. Mai gab ein Bericht des. 
baierifchen Prinzen Karl Aufſchluß über das Treffen bei Kandern vom 
20. April, über das Gefecht vor Freiburg vom 23. und über die vom 
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badifchen General Hoffmann am 24. April vollbrachte Erftürmung letzt⸗ 
genannter Stadt. Das 8. Armee-Korps war hierauf in drei Beobad)- 
tungs⸗Korps getheilt und einem jeden derfelben ein Diftrift angewiefen 
worden, um durch mobile Kolonnen das Feſtſetzen der Freifchaaren im 
Schwarzwalde und Rheinthale.zu verhindern. Das erfte Korps unter 
dem würtembergifchen Generallieutenant von Miller durchzog das Wie- 
fenthal nad) Lörrach hin, Hatte bei Todtnau ein Meines Gefecht zu be- 
ftehen und nahm dort den Aufftändifchen eine Kanone ab. Als das näm- 
liche Korps am 27. zwiihen Schopfheim und Sädingen auf einen Hau- 
fen von circa 800 Köpfen unter dem dapongelaufenen Herwegh ftieh, 
zerfprengte e8 die Yeinde und machte ungefähr 200 Gefangene. Das 
zweite Korps unter General Hoffmann operirte vom erften nördlich 
zwijchen dem Rhein und der Wafjerfcheide des Eltz- und Kinzig - Tha- 
les. Das dritte Korps unter General Gayling dehnte feine Bewegun- 
gen bis zum Kapeller-Thal aus. Als Reſerve ftand das kurheſſiſche 
Korps unter Generallieutenant von Bauer in Heidelberg, Mannheim und 
Karlsruhe. Das baterifche Korps unter Generallieutenant von Baligand 
hielt die Umgegend von Stodad) und Konſtanz feft und leitete feine 
mobilen Kolonnen auf den Raum zwifchen den Straßen gegen Schaff- 
haufen über Singen und jener gegen Donauefchingen über Geifingen 
zur Sicherung diefer Gegenden, die „voll brennbaren Stoffes“ waren. 

Weiter meldete der baierifche Oberbefehlähaber: 

„Fortdauernde Unruhen in Mannheim haben mich genöthigt, noch 
2 Bataillone Naffauer Truppen dort zu laffen; nachdem aber am 
26. (April) die Erzefje zwifchen Bürgern und Truppen fo überhand nahmen, 
daß bie naſſauiſche Brüdenwache, von einen Haufen mit Schüffen an- 
gegriffen, gezwungen war, fi) auf das baierifche. Gebiet nad) Ludwigs⸗ 
bafen zu flüchten, und bei dem Borrüden einer baterifchen Abtheilung, 
die zum Feuern genöthigt war, 1 Offizier und 5 Mann verwundet 
wurden, wovon 2 geftorben, habe ich mid, genöthigt gejehen, die groß. 
herzogliche Regierung zu ernftern Mafregeln aufzufordern, und ihr zu 
diefem Behufe 3 Bataillone mit einer Abtheilung Kavallerie und '/, Bat- 
terie von den in der Aheinpfalz ftchenden Truppen angeboten.“ 

Diefe angebotenen baierifhen Truppen, befehligt vom Generallieute- 
nant Fürſt Taxis, langten den 1. Mai in Mannheim an. Aber fchon 
zwei Tage vorher waren jene Empörer, welche ben 26. April an der 
Aheinbrücde auf die „deutfchen Krieger” gefchoffen Hatten, unter mili- 
täriſchen BVorfichtsmaßregeln verhaftet und ins Zuchthaus nach Bruch⸗ 
fal abgeführt worden. Sowie die neuen baierifchen Truppen anlamen, 
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nahmen fie noch am nämlichen Tage, in Gemeinfhaft mit den dort 
ſchon in Beſatzung ftehenden 4 Bataillonen Furhefiticher und naſſauiſcher 
Truppen, die Entwaffnung des Volks durch die Zivilbehörde in der 
Art vor, daß bis zum Abend bereits 3000 Gewehre und 400 Senjen 
eingeliefert waren. *) Unterdejien war durch die mobilen Kolonnen in 
den Thälern ded Schwarzwaldes zwar die Ruhe hergeftellt, aber dadurch 
noch keineswegs die Stimmung für die gefeßliche Regierung und deren 
Behörden günftig geworden. 

„Unter diefen Umpftänden,“ fchreibt der baierifche Prinz an ben 
Bundestag,“ iſt es nothwendig, daß eine hohe Bundesverſammlung ſchär⸗ 
fere Maßregeln auf irgend eine Weife vorzeichne, wenn diefe Revolution 
zu einem guten Ende durchgeführt werden fol. So lange nit das 
Standrecht publizirt ıft, daß jeder mit den Waffen in der Hand Er- 
griffene demjelben augenblicklich unterliegt; fo lange nicht die Gemein— 
den verantwortlicd; gemacht werden, daß jeder Zug aus ihren Dörfern 
und Orten fogleidy mit Exekution, Kontribution und Stellung von Gei- 
feln aus den angefehenften Einwohnern beftraft wird: bricht die jekt 
bloß unterdrüdte Gährung wieder aus, fobald die Truppen ihre Rofitio- 
nen verlaffen, zurückgezogen oder aud) nur in fchwächerer Zahl im ba- 
difchen Oberlande verlegt würden . . . . Ueberdieß befteht ein Komité 
von Heder und Konforten in Straßburg, das durch Proflamationen und 
Emiſſäre, fowie durd) Geldfpenden fortwährend auf das Gelingen feiner 
revolutionären Zwecke hinarbeitet. Es würde deßwegen eine entjchicdene 
Note an die frauzöfifche Regierung, ſolche Zufammenkünfte nicht zu dul⸗ 
den, jehr förderlich werden.“ 

In dem Treffen bei Kandern war der General Friedrih von Ga— 
gern gefallen. Seine Leiche wurde mit großem Gepränge nad) Franf- 
furt und von da nach Hornau, dem Yamiliengute des Berendeten, ge⸗ 
ſchafft. Obſchon der General in offener Feldſchlacht geblieben war, ſchil⸗ 
derten dennoch die Reaftionäre feinen Tod wie einen Meuchelmord, und 
obihon Gagern in einem von der Reaktion arrangirten Feldzuge gegen 
die Republikaner eine Hauptrolle gefpielt, ſchämten fich gleichwohl die 

*), Separat-Protvfoll vom 4. Mai 1843. - In der Berorduuung, welche 
die Stadt in Belagerungszuftand erffärte, hieß ee: „Sämmtliche Bürger habeu 
innerhalb drei Stunden, von der Bekanntmachung Diefer Verordnung ar geredh- 
net, ihre Waffen aller Art an dem vom Militär - Kommando beftinnmten Orte 
abzuliefern, bis der gejegliche Zuftand wieder Hergeftellt fein wird. Denjenigen, 
welche die Waffen innerhalb dieſer Frift nicht abliefern, werden dieſelben im Wege 
der Erelution abgenommen.” 
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liberalen Zeitungen nicht, heuchlerifc in ihm einen der edelften Söhne 
Deutfchlands zu betrauern. In Frankfurt wurde feine Leiche vom Fünf- 
ziger-Ausfchuffe, ven der Militär-Kommiſſion des Bundestags, von den 
Mitgliedern der Behörden, von den Quartier-Schutzwachen u. f. w. in 
Empfang genommen, al8 militärifche Eskorte diente die Frankfurter Stadt- 
wehr nebjt dem Linien-Militär, und von Höchſt an begleitete den Lei— 
henwagen eine Abtheilung Bürger - Kavallerie bi8 nad) Hornau. Auf 
diefe Weile ehrte die Reaktion einen ihrer verunglüdten Helden. Die 
Helden der Revolution dagegen feierte Ferdinand Freiligrath, indem 
er fang: 

„Wie ftirbt es ſich Schön in der Kraft, im Born, 

Sie liegen, emporgewandt den Blid, 

Eie liegen, die Todeswunde vorn 

Und das biut’ge bleiche Haupt im Genid. 

„So lagen die Tapfern an Wien und Spree, 

So lagen die Turner am Eiderfluß, 

So lagen auf jener Schwarzwaldhöh' 

Die Freilhaarmänner, gefällt vom Schuß. 

„So lagen und liegen fie dußendweis, 

Die der März gefordert und der April, 

So findet fie liegen die Roſe des Mai’s, 

Daß ihr Grab fie befränze freundlih und ftill.“ 

Die Revolution war jest in Baden niedergeworfen ; aber die fort- 
dauernde Gährung, fowie die wiederholten Ausbrüche, und endlich der 
fomplette Sieg derjelben im nächſten Jahre zeigen zur Evidenz, daß das 
Volk Badens in feiner großen Mehrheit die Republif wollte. Schon die 
ungeheure Zruppenzahl, welche nöthig war, in Baden die monardifche 
Gefetzlichkeit wieder herzuftellen und aufrecht zu erhalten, ftrafte die 
Antwort Tügen, welche der Bundestag wider fein befleres Wiffen dem 
Profeifor Bayrhoffer nebft Genoffen auf die oben erwähnte Befchwerde 
gegeben hatte. Nicht die aus Frankreich und der Schweiz kommenden 
Arbeiter, jondern die deutſchen Krieger, welche wie Brüder aufzunehnıen 
der Yünfziger-Ausfhuß dem badischen Volke empfohlen hatte, fielen wie 
eine Heufchredenihaar über das arme Land her umd fraßen es aus, 
Der Oberbefehlshaber geftand felbft ein, daß nur mit den Schreden des 
Standrehts, mit Füftliren und Hängen, den badiſchen Einwohnern der 
Republifanismus gründlich ausgetrieben werden könne. 

Das Meifte leiftete Baiern bei diefer deutfch-einheitlichen reaftionären 
Beruhigungsarbeit, In einem Schreiben vom 10. Mai an den Burudes- 


tag meldete Prinz Karl: „Bon Seiten des 7. Armee» Korps ftehen in 
Becker, Reaktion. 14 
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der Rheinpfalz und gegenwärtig detachirt in Mannheim 7 Bataillone, 
5 Esfadronen und 1 Batterie von 8 Geſchützen — in der Stärke von 
6600 Mann. In dem Seekreife fteht ein Truppen-Korps von 8 Bataillonen, 
6 Esfadronen und 1% Batterien (von 12 Gefchügen), deſſen Anzahl 
12,000 Köpfe beträgt. Außer diefen 18,600 Dann find in der Mobil- 
machung zur Stellung des vollzähligen Kontingents, fowohl im König- 
reiche, als in der Rheinpfalz, neben den bereits marjchfertigen Truppen 
noch die dritten Bataillone jämmtlicher Infanterie-Regimenter begriffen, 
wodurch es möglich) wird, zur Hälfte Juni mit dem Kontingent und 
feinen Ergänzungen in der Stärfe von 47,700 Mann aufzutreten.“ 

Auh Würtemberg firengte fi) an, um allen Eventualttäten als 
Nachbar Badens gewachjen zu jein. Die Baden zur Verfügung geftellte 
würtembergifche Kriegsmacht betrug über 17,000 Mann Präfent-Stärfe. 
(Bundes-Protofolle von 1848, 8. 687.) 

Wegen der unerträglichen Einquartierungslaft reichten die Mann⸗ 
heimer beim Bundestage eine Borfiellung ein. Allein die betreffende 
Eingabe wurde durch die Bundesverfanmlung von der Hand gewiefen, 
jedoch dem Ober-Kommando überfandt mit dem&rfuchen, „derjelben eine 
nad) den Umftänden möglichite Berüdfichtigung zu gewähren.“ Zugleich 
wurde die Bundes-KanzleisDirektion beauftragt, den Mannheimer Depu- 
tirten von der zu ihren Gunſten eingetretenen Verwendung Kenntniß zu 
geben mit dem Hinzufügen, daß die Dislofation der Truppen nicht vom 
Bundestage, fondern vom Oberbefehlshaber angeordnet werbe. 

Wirklich wurden die kurheflifchen und naffauifchen Truppen nad) einiger 
Zeit aus Baden zurüdgezogen. Aber diefe ZTruppenverminderung wurde 
nicht durch die Mannheimer Petition, fondern durch den Wunſch der betref- 
fenden beiden Kegierungen veranlagt. „Die Gründe zu diefem Antrag,“ 
fagte die kurheſſiſche Regierung, „Liegen Kar vor. Die Gefahr eines äußeren 
Kriegs ift noch niegt vorüber, und darum die Nothwendigfeit, in jedem 
Staat das vollftändige Kontingent mobil zu maden, von ſelbſt einleuch- 
tend. Ebenſo wenig ift die Ruhe und Ordnung im Innern des Kur- 
ſtaats hergeftellt und gefichert, ja in Folge der befannten neuen fünftlichen 
Aufregung mehr als je bedroht, da zudem das Abfein der Truppen bie 
auarchifchen Beftrebungen, an denen e8 auch in Kurheſſen nicht fehlt, auf eine 
gefährliche Weife ermuthigen dürfte Daß aber die Unruhen in Kur— 
befien, wenn fie aus Mangel an den erforderlichen Mitteln, fie nieder- 
zubalten, weiter um fi greifen würden, die bedenflichften Folgen für 
ganz Deutſchland hervorrufen müßten, kann man wohl nicht verfennen.“ 
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Den fremden Truppen in Baden flanden Zivil-Komiſſäre zur Seite, 
deren Aufgabe es war, den Transport, die Einquartierung und die Ber: 
pflegung zu regeln. Wenn die naffauifche und furheffifche Negierung auch 
nicht, gleid) der würtembergiſchen, auf Entfhädigung hHinfichtlich der 
durch das Leiſten der Bundeshülfe verurfachten Koften wiederholt dran- 
gen, jo mochte dennod, die geringe Garantie der Koftenzurüderftattung 
eines der Motive bilden, welche fie zum baldigen SZurüdziehen ihrer 
Streitfräfte veranlaßten. Denn nod) war die fchwierige Trage nicht ent- 
fchieden, in wie weit dem Bunde ein Regreß an Baden zuftand. 

Die Anſicherheit des Koftenpunfts brachte endlich felbft die baterifche 
Regierung auf den Gedanken, ihre Truppen aus Baden zurüdzunehnten. 
Sie erwog, daß ihre Intervention täglich 5,000 fl. foftete. Allein ein 
Schreiben des badischen Minifter8 der auswärtigen Angelegenheiten unterm 
24. Juni an den Bundestag ſprach die Befürchtung ans, daß eine neue 
republifanifche Schilderhebung bevorftehe, nämlich: 

„Daß theil® im Elfaß, theils in der Schweiz (von Bafel über 
Schaffpaufen bis Konftanz, Eglifau, Leichlingen, Zegerweilen, SKreuz- 
liwel 2c.) neue republifantfche Freiſchaaren, wenn aud noch ſchwach an 
der Zahl, unter den bekannten Führern Heinzen, Heder, Mögling, 
Siegel, Reſina, Kayfer, organifirt; daß Waffen angefauft, und Depöts 
in manden Orten der Kantone Bafel, Schaffhaufen, Thurgau gebildet, 
und daß von da aus fortwährend Verbindungen mit dem badifchen 
Oberlande unterhalten, Drudichriften, wie der Volksfreund, nebft zahl- 
loſen Ylugblättern, die alle zu republifanifhen Scilderhebungen auffor- 
derten, herbeigejchleppt und vertheilt würden.“ 

Deßhalb wurde am 30. Juni der baierifchen Regierung erwidert, daß 
die gewünfchte Zurüdziehung der Truppen noch nicht ftattfinden könne, wobei 
jedoh dem Dber- Kommando des 7. und 8. Armee- Korps überlaffen 
bleibe, nad) Rückſprache mit der badifchen Negierung die Garnifon von 
Mannheim unter der Vorausfegung zu vermindern, daß, für den Tall 
unerwartet eintretender Ereignifje, von Landau, Germersheim und andern 
Orten, wo baierifche Truppen ftänden, auf geſchehene Requifition Deta- 
hirungen nad) Mannheim ftattfinden fönnten und hiernad) von dem 
Korps⸗Kommando die geeigneten Befehle erlafjen werden würden. 

Zugleich fette der undestag den eidgenöflifchen Vorort in Kennt- 
niß von den auf’ Schweizerboden gefchehenden revolutionären Umtricben 
und ftellte an ihn das Anfuchen, die oben erwähnten vepublifanifchen 
Flüchtlinge, namentlich Heder, von der Gränze mwegzuweifen und feine 
Borbereitung zu Angriffen auf Deutfchland zu geftatten, was nad) all- 
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gemeinen völferredhtlichen Grundfägen und bei den beftehenden freundnad)- 
barlichen Berhältniiien zwifchen Deutſchland und der Schweiz um jo mehr 
erwartet werde, als bereitö von der franzöfiijhen Regierung 
in dbiefem Sinne Zufiherungen ertheilt und Anordnun— 
gen getroffen worden feien, und als ferner bei der Fortdauer 
des gegenwärtigen Zuftandes der Bund fic veranlagt finden könnte, 
durch Aufftellung größerer Truppenmajjen und forgfältiger Ueberwachung 
alles Verkehrs mit den an Baden grängenden Theile der Schweiz zur 
Beſchwerniß der Staatsangehörigen von beiden Rändern, neuen Einfällen 
aus der Schweiz und damit in Verbindung ftehenden aufrührerijchen 
Dewegungen im Innern des Landes vorzubeugen. 

Die oberjte Behörde der Schweiz bewies fic den deutichen Regie— 
rungen nicht weniger gefällig, als die beiden jämmerlidyen franzöfifchen 
Staats: Chefs Yamartine und Cavaignac. Defienungeadjtet bereitete der 
Zuftand Badens dem Bundestage und feinem Nachfolger, dem Minifterium 
des NeichSwefers, noch manch’ Schwere Sorge. Tie Reaktion fuchte darum 
durch ihre Agenten unter den Flüchtlingen widerliche Streitigkeiten her— 
dorzurufen, indem fie namentlid über Karl Heinzen und Guſtav Struve, 
die fie für befonders gefährlich hielt, das Gerücht ausfprengen Tieß, daß 
diefelben ungeheure Geldſummen unterfchlagen hätten. Bei der Verbreitung 
diefer Beſchuldigung waren vorzüglic) zwei Literaten, Namens Homburg 
und Corvin = Wiersbigfi, ihr förderlih. Heder wurde nicht nur vom 
baierifchen Hauptmanne von Abel, dem Bruder des bekannten jefuiten- 
freundlichen Minifters, jondern von vielen andern Emiſſären befucht und 
umlauert, bi8 endlich der gefürchtete Mann, nachdem er mit feinen Ver⸗ 
fuche, ins Frankfurter Parlament zu gelangen, gejcheitert war, zur großen 
Freude der Reaktion an der Schöpfung des bürgerlich - nationalen 
Deutfchlands verzweifelte und nach) den Bereinigten Staaten Nord» 
amerifa’s, feinem politifchen Mufterbilde, abfegelte. Nur Guſtav Struve 
und verfchiedene Schüler Hecker's blieben zurüd und fachten die Flammen 
des Aufruhrs vom Neuen an, fo daß Baden vom Kriegszuftande auf 
lange hinaus nicht befreit wurde. Hätten die Bauern und Kleinbürger 
Deutſchlands insgefammt die nämliche Energie bejeflen, wie ihre badischen 
Kollegen, jo hätte unzweifelhaft das Jahr 1848 ein anderes Nefultat 
geliefert. 5 

Der Sieg der Reaktion über denerften badifhen Anf- 
ftand ift fehr wichtig. Denn in Baden wurde die große 
Frage entjchieden, ob in That und Wahrheit ein moder- 
nes Deutſchland gefhaffen, oder ob bLoß mit den bedeu- 
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tungslofen Fhrafen des Parlaments-Geſchwätzes das 
alte abgeftorbene Reih auf den Berfaffungspapier neu 
fonftituirt werden follte. Die gewiegten Diplomaten der deutfchen 
Bundesverfanmlung, welche die verhängnißvolle Bedeutung der badifchen 
Inſurrektion ſogleich erfpähten, zögerten darum nicht, gegen den unruhi- 
gen Winkel Deutſchlands die umfafjendften Mafregeln zu ergreifen. 
Wenn unter den fämmtlichen Ländern Teutfchlands in Baden allein der 
jogenannte dritte Stand, obwohl angeregt von Außen einestheil® durch 
den Arbeitereinfall und anderntheil® durch das Beifpiel zweier angrän⸗ 
zender Republiken, noch einige Kraft entwickelte, ſo iſt dieſe Erſcheinung 
einfach dadurch zu erklären, daß der wirthſchaftliche Zuſtand des 
Schwarzwaldes und badiſchen Oberlandes, wie ſchon die kommuniſtiſchen 
Einrichtungen der Schwarzwälder Uhrmacher befunden, den Gemeinſinn 
in viel höherm Grade frifch erhalten Hatte, al8 dick in andern Gegen- 
den Deutjchlands der Fall war. Aber gerade deßhalb blieben die Anftren- 
gungen des badifchen Volks im übrigen Deutſchland ununterftügt. Wohl 
wogen die einzelnen badifchen Revolutionäre, wie weit fie auch fonft hin— 
ter ihrer Aufgabe zurüdbleiben nıochten, doch als Männer taufendmal 
Schwerer in der Wagfchale, als ganze Parlamente Deutſchlands; allein 
ihr Unglüd war, die allgemeine Entwidlung nit in fich aufgenommen 
zu haben und darım die charafteriftifche Bewegung der Zeit nicht zu ver- 
ftehen. Sie waren Partifulariften und gerirten fid) als Förderativ-Re— 
publifaner, deßhalb mußten fie unterliegen. Der verbundenen Reaftion 
würde bloß die Kraft der einheitlichen Republik die Spige zu bieten ver— 
mocht haben. Nur die Zentralifation ber, Revolution konnte helfen. 

Nachdem wir den Bundestag, das Gefanmt- Drgan oder die Zen 
tral- Gewalt der deutfchen Reaktion, in voller Friegerifcher Thätigkeit ge- 
fehen haben, wollen wir uns jegt, ehe wir zur Betrachtung der fehles- 
wigeholfteinifchen Angelegenheit übergehen, feinen friedlichen Arbeiten 
zumenden. 

Es läßt ſich nicht läugnen und muß um der Wahrheit willen aus- 
drüdlich hier anerfanıt werden, daß die Bundestagsgefandten bei Weiten 
gefcheidter waren, als die dem deutfchen Bürgerthume entfprofjenen Volks— 
männer. So groß war der Abftand zwifchen beiden Kategorien, daß 
allein ein derartiger Vergleich wie eine Beleidigung der fürftlichen Ver— 
treter erfcheint, Hätte die deutfche Ariftofratie das deutfche Bürgertum 
nicht geiftig weit überragt, jo wäre fie 1848 unrettbar verloren gewefen. 

As das ımerwartete Unglüd in Frankreich fi) für die abfolutiftt- 
ſche Negiererei Deutſchlands höchſt bedrohlich fühlbar machte, da ſuchte 
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fih der Bundestag vor Allem über feine Lage Har zu werden. Tenn 
um richtig handeln zu fünnen, mußte er zuerft willen, wie e8 um ihn 
ſtand, und wie fein Berhältnig zur deutfchen Nation, beziehentlich zur 
öffentlihen Meinung des Bürgertfums, befchaffen war. Am 8. März 
nun erftattete der badifche Geſandte Freiherr von DBlittersdorfi im Na— 
men des in der 9. Situng gewählten politifchen Ausſchuſſes Bericht 
über die dermalige Lage des dentſchen Bundes. Er beichränfte fi, wie 
er fagte, auf das Nothwendigfte, redete aber mit naiver Offenheit und 
faft rührender Aufrichtigkeit, gleich als ob er fid wie ein Zerfnirfchter 
und Büßender im Beichtftuhle befunden hätte. 

Blittersdorff nämlich, ein zweiter Reinecke, fprad) zu feinen hohen 
Kollegen: 

„Die Beleuchtung der innern Tage des deutjchen Bundes muß der 
Ausſchuß mit dem betrübenden Bekenntniß beginnen, daß der dentjche 
Bund und fein Organ, die Bundesverfammlung, Tängft ſchon das allge- 
meine Bertrauen in ihre gedeihliche Wirffamfeit verloren haben. Ein 
foldhes Bertrauen ift aber die Grundbedingung des 
Fortbeftandes einer jeden politifhen Inftitution..... 
Schon die Grundverfafjung des Bundes war eine mangelhafte und un 
genügende...... * Nachdem Redner zum Beleg hierfür hervorgehoben, 
daß die Erfüllung der Verſprechungen und Volkswünſche von der Stim— 
meneinhelligfeit abhängig und dadurch unmöglich gemacht worden fei, 
fährt er fort:)... „Der Souveränität der einzelnen Bundesftanten wurde 
dadurdy eine Ausdehnung gegeben, welche die Wirkfamkeit des Bundes 
in ftet8 engere Gränzen einzwängen mußte.... Die Protofolle hoher 
Bundesverfammlung waren Nichts mehr als ein Repofitorium von Bor: 
trägen und einzelnen Abftimmungen, ohne inneres Leben und Zufammen- 
bang, ohne Austausch der Ideen und Anfichten, ohne ein daraus fid) 
mit Wolgerichtigleit ergebendes Reſultat. Dazu fam eine mangelhafte 
Geſchäftsordnung, deren Bervollftändigung nicht einmal verfudt und 
nocd weniger erzielt wurde... . Die mit dem Präfidium hoher Bundes: 
verfammlung betraute erfte Bundesmacht war feit vielen Jahren nur auf 
furze Zeit durd) ihren eigenen Geſandten dahier vertreten... . Nur die- 
jenigen Bundesbefchlüffe, welche der öffentlichen Meinung entgegentraten und 
deren Berantwortlichfeit die Bundesregierungen daher lieber dem Bunde 
überließen, wurden als Bundesgeſetze publiziert, und als ſolche auf deren 
Befolgung gehalten... . In demfelben Berhältniffe aber, wie die Sou- 
verainetät der Bundesftaaten fich auf Koften des Bundes zu erweitern 
juchte, nahm die Wirkjamfeit und das Anjehen der Ständeverfammlun- 
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gen in den einzelnen Bundesftanten zu. Diefe Ständeverfammlungen 

bildeten die Tandftändifchen Berfaffungen zu wahren Repräfentativ-Ber- 
fafjungen aus und wurden dadurd) zur eigentlichen Negierungsgewalt 
und durch die Deffentlichfeit ihrer Verhandlungen auch zum Träger der 
öffentlichen Meinung. ...... Da die Bedürfniffe der Neirzeit dringend 
Befriedigung forderten, diefe aber durch den Bund nicht gewährt werden 
konnte, wandten fich die deutſchen Völker immer mehr den Ständever- 
fammlungen zu und überließen e8 den Regierungen und dem Bunde, 
fih gegenfeitig unwirkffam zu maden...... Die Dynaftie der Orleans 
wurde in fürzerer Zeit vom Throne geftürzt und aus dem Weiche ver- 
trieben, als es bedurfte, die ältere Linie der Bourbons aus dem Erbe 
ihrer Väter zu verdrängen. Die Republif wurde proflamirt. Der NRüd- 
ſchlag auf Deutfchland war ein gewaltiger. .... Bei der Tage der 
Regierungen und des Bundes war eine fofortige Be 
wältigung (sie!) diefes Rüdfhlages ſchwer möglid. 
Die Richtung desjelben wurde zuerft durch die befannten, im Großber- 
zogthume Baden aufgeftellten 4 Forderungen: einer allgemeinen Volks— 
bewaffnung, uneingefchränfter Freiheit der Preffe, Einführung der Schwur- 
gerichte und eines deutfchen National-Parlaments, bezeichnet. Die Re— 
gterungen eilten, Konzeflionen zu geben, die mehr oder weniger mit dem 
bisherigen Bundes-Syſteme in Widerfpruch ftehen und eine völlige Um— 
geftaltung der innern Berhältniffe der einzelnen Staaten herbeiführen 
müſſen. .... Die Aufgabe hoher Bundesverfammlung tft 
e8 nun, wieder ECinflang und Uebereinftimmung in die 
gettörten VBerhältniffe zu bringen und dadurd den in 
nern und äußern Frieden Deutfhlands zu fihern — 
Hierzu dürfte die Thätigfeit diefer Behörde im ihrer 
dermaligen Lage und ohne bedeutende Berftärfung der 
Zentral-Gemwalt des Bundesnicht ausreichen. Dieß geht am 
Deutlichften aus der Wirkung hervor, die durch die neueften Befchlüffe 
der Bundesverſammlung hervorgebracht worden ift..... Es muß daher 
nach anderen Mitteln geforfcht werden, um Deutſchland vor innerem 
Zwiefpalt und Anarchie zu ſchützen. E8 fteht Großes und Ent 
ſcheidendes aufdem Spicle Zwar hatte e8 den Anfchern, daß 
die Gemäßigteren dev Anhänger der nationalen Entwidlung 
Deutſchlands bei dem Verlangen eines deutfchen Parlaments davon aus- 
gehen, daß die einzelnen Bundesftaaten und Bölfer als Gefammtheit 
vertreten werden follen. In diefem Sinne hat fich eben erft die am 
5.9. M. in Heidelberg abgehaltene Verfammlung von Angehörigen ver- 
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ſchiedener Bundesſtaaten ausgeſprochen. — Allein hinter den gemäßigten 
Männern des Forftſchrittes ſteht die Rartei der Ultra-Radikalen 
und Republikaner, die nach einer allgemeinen deutfchen Republik 
ſtrebt. Gedrängt von der einen Seite durch die Gemäßigteren und von 
der andern durch die noch nicht von der Bewegung ergriffenen Regie— 
rungen, fönnte dieſe Partei ſich, unter Verläugnung alles 
patriotiſchen Sinnes, auf die Hülfe einer Partei des 
Auslandes ftüken und dadurd den Anlaß zu den bebeu- 
tendften Konflikten geben. Tiefer Gefahr darf Deutſch— 
fand niht ausgefegt werden. Nach Obigem muß anerkannt 
werden, daß die Berfaflung des deutfchen Bundes, wenn Deutſchland 
einig, ftarf und friedlich bleiben fol, einer Revifion auf breiter nationa- 
ler Grundlage bedarf... . . Iſt einmal befannt, daß die verfaflungs- 
mäßige Zentral-Behörde des Bundes ſich mit der Revifion der Bundes- 
verfaſſung auf zeitgemäßer nationaler Baſis befchäftigt, werden damit 
die zur Ausführung diefer Revifion erforderlichen Einleitungen mit der 
möglidhften Befchleunigung verbunden, fo wird die Bundesverfammlung 
die Augen der deutfchen Nation auf fich ziehen und, gelingt das große 
nationale Werk, da8 allgemeine Vertrauen gewinnen.“ 

Hier finden wir es in dürren Worten ausgefprocdhen, daß die 
Reaktion, als die fofortige Bewältigung der von Frankreich ausgehenden 
Revolutions-Wirfung ſchwer möglich fchien, ſich an die deutfch-nationale 
Idee feſtklammerte, un vermittelft derjelben, gemeinfam mit den ge= 
mäßigten National-Piberalen, Front gegen die eigentlichen Revolutionäre 
zu machen. Der Bundestag wollte fid) am Leben erhalten und feine 
Bollmachtgeber, die Negierungen der Kinzelftaaten, retten. Daher 
ſuchte er um jeden Freis die Initiative zu behaupten. Um die öffent- 
fihe Meinung auf fih zu Ienfen, fpielte er fogar den National- 
Reformator und unternahm eine Berfafjungs - Repifion auf breiter 
volfsthümliher Grundlage. In Anbetracht feiner Antezedentien hätte 
er eigentlich befürchten miüffen, feinen Glauben zu finden und aus- 
gelacht zu werden, hätte er es mit Haren Köpfen zu thun gehabt. — 
Allein er Faunte feine deutſch- nationalen Aefthetifer und Tecorums- 
Männer viel zu gut, um fich in ihnen zu verrechnen. Die Richtung 
und der Berlauf, welche die deutjch-nationale Bewegung hierauf nahm, 
find das Werf des Bundestags, und wenn aud) verfchiedene Kleine 
Abzweigungen und Seitenlinien des nun kommenden Prozefjes nicht 
immer ganz genau hatten vorhergefehen werden können, fo war dod 
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der große, die Entjcheidung gebende Grundriß mit Meifterhand ber 
Bewegung jet vorgezeichnet. Prevoir c’est regner. 

Zunähft wurden noch in der 14. Sigung vom 8. März folgende 
Beichlüffe gefaßt: | 

1) Die Bundesverfamndung fpricht die Meberzeugung aus, daß 
eine Revifion der Bunbesverfaflung auf wahrhaft zeitgemäßer und 
nationaler Grundlage nothwendig fei; 

2) fie beauftragt den Ausschuß, gutachtlichen Vortrag über die 
Art und Weife, wie diefe Revifion zur Ausführung zu bringen fet, 
unverzüglich zu erftatten. 

In Folge hiervon beantragte der politifche Ausfhuß und befchloß 
die Bundesverfammlung fchon zwei Tage nachher: „ſämmtliche Bundes- 
regierungen einzuladen, Männer des allgemeinen Vertrauens, und zwar, 
für jede der fiebzehn Stimmen des engeren Rathes einen, al&bald 
(fpäteftens bis zu Ende des Monates) mit dem Auftrage hierher 
abzuordnen, der Bundesverfammlung und deren Ausihüflen zum 
Behufe der Vorbereitung der Revifion der Bundesverfaflung mit gut- 
achtlichem Beirathe an die Hand zu gehen.“ 

Indem der Bundestag, geftügt auf den gutachtlichen Beirath 
der Bertrauensmänner, letztere als Strohmänner und nöthigenfalls ale 
Siündenböde benugen wollte, gedachte er die nationale Bewegung felb- 
ftändig zu leiten und fie auf eine unerfledlihe Kevifion der Bundes— 
verfaffung zu beſchränken. Fiel aud, wie wir fehen werden, die 
Revifion an fich nicht nach feinem Wunſche aus und ließen ſich die 
Bertrauensmänner nicht ganz wie willenlofe Werkzeuge behandeln; immer- 
hin erreichte er durch feinen Kunftgriff zwei Hauptvortheile, welche in 
beträdhtlihem Grade das Scidfal der nationalen Wiedergeburt zu 
Sunften der deutfchen Regierungen entfchieden. Einmal nämlich wurde 
die Thätigfeit der Anhänger der nationalen Theorie vom Handeln auf's 
Reden und zwar auf das Ausarbeiten einer Berfaffung abgelenft, und 
dann wurde — was höchft wichtig war, weil es die nationalen Volks⸗ 
männer zu gänzlicher Ohnmacht verurtheilte — die neutrale Stadt 
Sranffurt am Main, der Sit der Kleinftaaterei, zum Mittelpunkt der 
fänmtlichen deutfchnationalen Beftrebungen gemacht. 

Zunädjft follten die fiebzehn Vertrauensmänner der Bundesver⸗ 
jammlung als Schugwall dienen, wenn fic) das VBorparlament ver- 
fammelte. Die Mitglieder des Vorparlaments famen nit auf Grund 
eines Mandate, fondern traten lediglich in ihrer Eigenfchaft als Ver- 
trauensmänner des deutſchen Volles zufammen. Diefen Bertrauens- 
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männern bes Volkes fette alfo die Bundesverfammlung die Bertrauens- 
männer der Regierungen entgegen. Hätte fie das VBorparlament fich felbft 
überlaffen, ohne ihm feiten® der Regierungen ein Gegengewicht zu bieten, 
fo hätte dasfelbe die Macht faktiſch am ſich geriffen und die Regierun— 
gen völlig in den Schatten geftellt. Hierdurd) wäre das Borparlament 
in den Fal gekommen, die Volks-Souveränetät zu proflamiren und fi 
als revolutionäre Zentral-Behörde zu fonftituiren. Heder und Struve, 
welche diefen Plan wirklich hegten, würden vielleicht al8dann das ganze 
Borparlament beherrfcht und mit ſich fortgeriffen haben. 

Eine der erften Mafregeln des .deutfch-nationalen Konvent würde 
unter folchen Umſtänden die Abfegung und Vertreibung des Bundes- 
tages gewefen fein. Diefer fämpfte fomit um feine Eriftenz, wenn er 
den Beichlüffen des VBorparlaments zuvorfam und fich die oberfte Lei- 
tung der deutfchen Angelegenheiten nicht entwinden ließ. Die fiebzehn 
Bertrauensmänner, welche ihn in der allgemeinen Achtung wieder zu 
heben hatten, follten daher ſchon bis Ende März, bis wohin das Bor: 
parlament zufammentrat, in Frankfurt am Main eintreffen. 

Die Einführung einer deutschen National-Berfammlung war, wie 
die Sachen ftanden, nicht mehr zu verhindern. Um die Initiative in der 
Hand zu behalten, mußte darum, ehe das Borparlament jene Ein- 
führung befchloß, der Bundestag fie aus eigenem Antriebe anzuordnen 
fheinen. Alfo beantragte der badische Gefandte ſchon am 9. März die 
Einfegung „insbefondere einer ftändifchen Vertretung der deutfchen Bun- 
desländer bei der Bundesverſammlung.“ 

Es war vorauszufehen, daß auch die reaftionären Befchlüffe, durch 
welche die Bundesverfammlung in jeder Hinficht die Deutfchen gefnebelt und 
ihnen, um mit dem Pichter zu reden, die Einheit der „gemeinfamen 
Peitſche befcheert* Hatte, über Kırrz oder Lang fallen mußten. Am 23. März 
nun erfolgte ein Antrag der freien Stadt Frankfurt wegen Aufhebung 
der feit dem Jahre 1819 erlafjenen Ordonnanzen, die fälfchlid) „Aus- 
nahmsgeſetze“ genannt wurden, während fie doch die Hegel gebildet hatten. 
Der betreffende Gefandte fagte: „Auf eine fofortige förmliche Aufhebung 
derfelben anzutragen, hält fi) der Senat (Frankfurts) um fo mehr ver- 
pflichtet, al8 erft dadurdy die Wirkung einiger dieſer Ausnahmsgeſetze 
vollftändig befeitigt zu werden vermag. Dieß gilt namentlih von dem 
Beſchluß vom 5. November 1835, welcher die Verſchickung der Alten in 
Polizei- und Sriminal-Sahen an Schöppenftühle und Univerfitäten unter- 
fagt und die wefentlichften Unzuträglichfeiten für hiefige freie Stadt zur 
Folge gehabt hat.” — Bei Behandlung dieſes Antrages ging der Bun- 
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destag ganz jefwitifch zu Werke. Es beftand nämlich im Schoos bes 
Bundestags eine Kommiflion, welche die Aufgabe Hatte, die Vollziehung 
jener fogenannten Ausnahmsbefchlüffe zu überwachen. Selbige hieß die 
in Folge des Artikels 28 der Wiener Schluß-Afte gewählte Kommiſſion 
und war am 7. Juni 1832 zur „Erhaltung der Sicherheit und Ordnung 
im Bunde“ inftallirt worden. Dem Frankfurter Antrage gemäß hätte 
diefe Kommiffion fofort aufgelöft werden müffen, weil bie Bundesbe- 
Ichlüffe, über deren Vollziehung fie zu wachen hatte, für ungültig erklärt 
werden follten. Anftatt deffen aber wurde der nämlichen Kommiſſion ber 
Frankfurter Antrag zur Begutadhtung überwiefen; ja am 25. März ward 
fogar „wegen Abweſenheit des Grafen von Münd-Bellinghaufen“ die Zahl 
ihrer Mitglieder durch die Wahl des Gefandten aus den herz. ſächſiſchen 
Häufern ergänzt. Da jedod der Bundestag in die Enge gerieth und 
folglich Etwas zur Beruhigung des Publikums in der beregten Angeles 
genheit thun mußte, fo hütete er fich wohlweislich, die vealtionären Be— 
ſchlüſſe namentlich, förmlich und einzeln aufzuheben, fondern erklärte fie 
mit einer leicht erfichtlichen reservatio mentalis nur im Allgemeinen und 
faktifch für aufgehoben. Er beſchloß nämlich: „daß die gedachten, bean= 
ftandeten Ausnahmsbeſchlüſſe für fämmtliche Bundesftanten aufgehoben, 
mithin bereits als völlig befeitigt zu betrachten und, wo es noch erforderlich 
befunden- werden follte, darüber die nöthigen Bekanntmachungen zu er- 
laſſen feien.” — Das Protokoll der 27. Sitzung vom 2. April (8. 214) 
befagt darüber: 

„Einen bereit8 vorbereiteten Vortrag des wegen Artikel 28 der 
Wiener Schluß-Afte beftehenden Ausſchuſſes, dem der Antrag der freien 
Stadt Frankfurt überwiefen worben war, glaubte man um fo weniger 
abwarten zu müſſen, als derAusfchuß eine im Allgemeinen ausgefprochene 
Aufhebung diefer Beſchlüſſe nicht zu beantragen beabfichtigte, vielmehr 
eine Prüfung ber feit 1819 gefaßten Bundesbeſchlüſſe, ſoweit fie all- 
gemeine Angelegenheiten betreffen, für nothwendig gehalten Hat, um zu 
beftimmen, welche unter die Kategorie der Ausuahmsbefchlüffe fallen; 
es jet aber mehr darauf ankommt, nur den Grundſatz in bindender 
Weiſe auszufprehen, damit fo dem Zweifel und dem Miftrauen entger 
gengetreten werde.“ 

Das Einfahhfte würde gewefen fein, wenn der Bundestag genöthigt 
worden wäre, ohne Ausnahme alle auf das öffentliche Wefen bezüglichen, 
feit 1819 erlaffenen und noch gültigen Bundesbefchlüffe ſummariſch aufs 
zuheben ; denn auf dieſe Art wäre ihm jedes jefitifhe Hinterpförtchen 
verriegelt worden. Indem man fid) jedoch mit feiner verſchlagenen Er— 


— 220 — 


Märung begnügte, geſchah es, daß nicht nur der Ausſchuß fir Vollziehung 
von Artikel 28 der Wiener Schlußafte beftehen blieb, jondern daß man 
auch fogar jene alten gehäfligen Beichlüffe, deren Abjchaffung verlangt 
wurde, neu auffrifchte. In letsterer Beziehung fei nur an"Pofition 5 des 
Beſchluſſes vom 15. März, betreffend die zur Sicherheit der Perfonen 
und des Eigenthums zu ergreifenden militärifhen Mafregeln, hier 
erinnert, des Inhalts: „Alle Regierungen übernehmen e8, auf ergangene 
direfte Requifition in Fällen von Angriffen auf die Sicherheit der Per- 
fonen und des Eigenthums ſich gegenfeitig möglichfte Hülfe zu leiften.“ 

Sleichwie der Bundestag fein Anfehen zu Fräftigen beflifien war, 
ebenfo fuchten auch manche Bundesregierungen die monardjifche Autorität 
aufzufrifchen, indem fie einen Regenten-Wechfel vornahmen. Darum trat 
Ludwig von Baiern die Regierung an feinen Sohn Marimiltan ab. 
Ohne uns auf die übrigen hieher gehörigen Fälle einzulaffen, ſei bei- 
fpielöweife nur erwähnt, daß am 10. März der Großherzog von Hefien 
beim Bundestage die Anzeige machte, daß er: 

„um Sich bei vorgerüdtem Alter eine Erleichterung in den Regie— 
rungsgefchäften zu gewähren, den durkhlaudjtigften Herrn Sohn, des 
Erbgroßherzogs von Heffen Königliche Hoheit, zum Mitregenten, und 
zwar in der Weife anzunehmen geruht habe, daß alle die Staatsregierung 
betreffenden Iandesherrlichen Entfchliegungen von des Erbgroßherzogs Mit- 
regenten Königlicher Hoheit ausgehen, auch von Höchftdemfelben allein 
unterzeichnet werden jollen.“ 

Bald fchien e8 aber, ganz abgefchen von den Bertrauensmännern, 
durchaus nöthig, die alten Bundestagsgefandten, deren Namen wir oben 
angegeben haben, abzuberufen und fie durch neue Perfünlichfeiten zu er: 
fegen. Der oben genannte bairifche Gefandte Gaſſer war ſchon vorher 
durch Dr. Willich erfett worden; allein auch diefer trat bald ab, weil 
er angeblich die angeftrengten Arbeiten des Bundestags nicht aushalten 
fonnte. Wohl glaublich! Die Ueberlaft der Arbeit — das heißt: Die 
böfe Zeit — ſuchte der Reihe nad) alle Bundestagsgefandten Heim, 
fo daß einer nad) dent andern von diefen bdurcchlauchtigen Diplomaten 
vom Bundestags- oder Revolutions- Typhus ergriffen wurde und folg- 
lic) einem neuen Gefandten Plag machen mußte. Doch unterfchieden ſich 
die neuen Gefandten nicht viel von den alten. 

Ende März räumte der badifche Gefandte Freiherr von Blittersdorff 
feine Stelle dem geheimen Rath Dr. Welder ein. Blittersdorff fchied 
mit Wehmuth aus der hohen Berfammlung, in der er fo lange Zeit 
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einen ehrenvollen Plag eingenommen hatte, und richtete an feine Kollegen 
nod ein Abfchiedsfchreiben, worin er jammerte: 

„Diefe hohe Behörde wird mir, wie ich Hoffe, das Zeugniß nicht 
verfagen, daß ich nie einen andern Gedanken und ein anderes Streben 
hatte, als für die fortfchreitende Entwidlung der Bundesverfammlung 
und Bundesmacht in ächt fürderativem und nationalem Sinne zu wirken, 
und daß ich daher den Namen nicht verdiene, den man mir im enige- 
gengefeßten Sinne zu machen geſucht hat.“ 

Die Bundesverfammlung ftellte ihm durch ihr Präfidium das erbe- 
tene Zeugnig alsbald fhriftlih aus. 

Für das Großherzogthum Heſſen trat um die nämliche Zeit der 
Freiherr von Lepel ein. Er begrüßte die Bundesverfammlung mit einer 
hochfliegenden Antrittsrede. Als nächfter Gaſt ftellte fih für Kurheſſen 
dem Bundestage am 12. April Dr. Sylvefter Jordan vor. Die übrigen 
Lückenbüßer werden weiter unten erwähnt werden. Doch ſei ſchon jest 
erwähnt, daß die neuen Bundestagsgefandten fih nicht nur ohne 
Schwierigkeit den alten Einrichtungen der Eſchenheimer Gaſſe fügten, 
fondern fi) aud) an den geheimen Protofollen, theilweife jogar in ber- 
borragender Weife, betheiligten. 

Bon den Bertrauensmännern trafen zwar nur wenige zu Ende 
März in Frankfurt ein, allein der Bundestag machte fich ihre Anwefen- 
heit flinf zu Nutze. Denn er bedurfte ihrer dringend, um vermittelft 
derjelben gegen das Vorparlament zu operiven. Indem der föniglich fäch- 
fifhe Gefandte am 29. März im Namen des von der Bundesverfamm- 
lung eingefegten Nevifions-Ausfchuffes Vortrag exftattete, fagte er: 

„Sowie die Militär-Kommiſſion den Ausfhuß mit ihren technifchen 
Kenniniffen und Erfahrungen unterftüßt, fo wird der jegt gewählte Aus- 
ſchuß in diefer Verfaffungsfahe Nichts vornehmen, ohne vorher die An— 
ficht der 17 Bertrauensmänner zu vernehmen, und wird fich verpflichtet 
halten müffen, diefe Anficht jedenfalls und auc dann hoher Bundesver- 
famlung vorzutragen, wenn fie mit der feinigen nicht ganz übereinftim- 
men follte. Er wird, da die Zeit drängt, noch ehe alle die zu erwarten- 
den 17 Männer hier angefonmen find, die fehon in der Mehrzahl An 
wejenden als den fchon bejtehenden Beirath zu betrachten und diefelben 
aufzuforderu haben, fich über die Wahl eines Borftandes u. f. w. zu 
einigen . . .. Daß eine vollftändige Mittheilung der Bundestags-Proto- 
tolle, joweit fie gewünfcht wird, und jedenfall® der auf diefe Reorgani- 
fations=Arbeiten bezüglichen, gefchehen müſſe, verfteht fich ebenfo von 
felbft, ald daß das BundesfanzleisPerjonal dem Beirath zur Dispofition 


zu ftellen fein wird... . . Der Ausſchuß glaubt auch, daß die Initiative 
mit vollem Vertrauen in die Hände diefer Männer zu legen fei, ift aber 
des Tafürhaltens, daß es dem Ausfchuffe nur förderlich fein könne, wenn 
denfelben ausdrücklich anheimgeftellt würde, nad) Befinden, auch während 
ihrer Arbeiten, mit dem Ausfchuffe in Kommunikation zu treten. Wenn 
fi Zweifel über Hauptgrundfäge herausftellen, oder .wenn e8 dem Bei- 
rath wegen einzelner Fragen erwünfcht fein follte, jo wird es zwedmäßig 
fein, diefe Fragen dem Ausfchuffe vorzulegen, damit fie durch ihn begut- 
achtet und von hoher Bundesverfammlung entichieden werden können, 
damit -eine fichere Grundlage des weiteren Baues gewonnen werde. Dieß 
wird fo lange eine um fo wünfchenswerthere Rüdfichtnahme fein, als nicht 
ſämmtliche Stimmen in dem Beirathe vertreten find. Auch kann im Laufe 
des Gefchäfts eine gemeinfchaftliche Berathung des Beirathes und bes 
Ausſchuſſes Hie und da zweckmäßig erfcheinen, und legterer wird hierzu 
immer bereit fein.“ 


Aus einem andern Vortrage deffelben Gefandten erfehen wir, wie 
der Bundestag fid) da8 Zuftandefommen der neuen Berfafjung vorftellte. 
Herr von Noftiz und Iändendorf bemerkte nämlich im Namen des Re— 
viſions⸗Ausſchuſſes: 


„Eine neue Verfaſſung kann entweder einfach aus der Vereinbarung 
der Regierungen hervorgehen und von dieſen gemeinſchaftlich durch Bun- 
desbefchluß oftroyirt werden, oder fie fann im Wege des Bertrages und 
freier Zuftimmung der Regierungen auf der einen und des Volks auf 
der andern Seite zur Gültigfeit gebracht werden. Nur diefer letztere Weg 
gibt eine Gewähr für den Beftand einer Berfaflung; eine oftroyirte würde 
unter feinen Umftänden rathſam fein; fie ift unter den jetigen Verhält- 
niffen eine Unmöglichfeit: denn die freifinnigfte, den ausgeſprochenen 
Wünſchen entfprechendfte, und felbft mit den größten Opfern der ein- 
zelnen Bundesfürften verbundene, würde, oftroyirt, nie auf Beifall und 
Dank rechnen können .... Ob überall neuere Bolfszählungen ftatt- 
gefunden haben, ift nicht befannt; es ift alfo, da es eben nur auf em 
Berhältnig anfommt, ficherer, die in der beftehenden Matrifel ange- 
nommene Volksmenge zur Unterlage zu nehmen. Setzt man feft, daß 
unter diefer VBorausfegung ein Abgeordneter auf 70,000 Einwohner ge- 
rechnet und abgejandt wird, fo ift dieß ziemlich das Nämliche, als wenn 
man von der wirflidhen Bevölferung einen auf 100,000 Ein- 
wohner rechnet, da die Zunahme dann fi) ohngefähr wie 7:10 verhält.“ 
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Juſt als das Borparlament zufammentrat, veröffentlichten mm 
die Frankfurter Zeitungen folgenden Beichluß des Bundestags: 

„Zu befchleunigter Entwerfung der Grundlagen einer neuen Bun⸗ 
desverfafjung hat die Bundesverfanmlung mit einleitenden Arbeiten zu 
diefem Zwecke unter Zuziehung von Männern des öffentlichen Vers 
trauens bereit8 begonnen. 

Zu weiterer Förderung diefer wichtigen Angelegenheit beſchließt 
diefelbe, die Bundesregierungen aufzufordern, in ihren ſämmtlichen, dem 
deutfchen Staatenfyften angehörigen Provinzen auf verfafjungsmäßig be- 
fiehendem oder fofort einzuführendem Wege Wahlen von National-Ber- 
tretern anzuordnen, welche am Site der Bundesverfammlung an einem 
fchleunigft aufzuftellenden, möglichft Furzen Termin zufammenzutreten 
haben, um zwifchen den Regierungen und dem Wolfe das deutfche Ver- 
fafjungswerf zu Stande zu bringen. 

Da der Drang der Umftände die einftweilige Annahme eines be= 
ftimmten Maßſtabes der Bevölkerung, nach welchem die gedachten Volks⸗ 
vertreter in jedem Bundesſtaate zu erwählen find, erforderlich macht, To 
erfcheint e8 zwedmäßig, in Bezug auf die bisherigen Beftandtheile des 
Bundes das beftehende Matrikular-Berhältnig dabei zu Grunde zu legen 
und die Aufforderung dahin zu richten, daß auf 70,000 Seelen der Be⸗ 
völferung jedes Bundesftaats cin Vertreter zu wählen, auch denjenigen 
Staaten, deren Bevölferung nicht 70,000 Seelen beträgt, die Wahl 
eines Vertreters zugngeftehen fei.“ 

Zeit gewonnen, Alles gewonnen, fagt das Sprüchwort. Und fo ver» 
hielt e8 fich jest mit dem Bundestage. Derfelbe war dem Borparlamente 
nur um einen Kagenfprung zuporgelommen; allein er nahm durd) bie 
Beröffentlihung feines Beſchluſſes den bürgerlichen Vertrauensmännern 
den frifchen kräftigen Eindrud weg, den fonft ihre Feſtſetzungen bezüglic) 
der National Berfammlung auf das Publiftum gemacht hätten. Der 
Bundestag fchien durch fchnelles Entgegenflommen dem Fortichritte Bahn 
zu brechen, und fo diente in doppelter Hinficht die Einfegung eines 
Parlaments nun als Beruhigungsmittel. Indem man das Volk auf den 
Ausdrud des Sefammtwillens hinwies und es auf die Wunder der Ber- 
faffung vertröftete, entzog man den Revolutionären faſt alle Kraft. 

In jedem Betreff muß der in Rede ftehende Bundesbefchluß als 
äußerft praftifch und wirkſam angefehen werden. Den Zeitpunkt für den 
Zufanmentritt des Parlaments feftzufegen, unterließ er, wodurch er dem 
Regierungen einen möglichft freien Spielraum gewährte. Ebenfo wenig 
enthielt er eine Beſtimmung, ob die Vertreter mit direkter oder indirelter 
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Wahl erwählt werden follten. Nur in Bezug auf die Seelenzahl traf 
er eine Beftimmung, welche eine Falle für das Borparlament warr 

Obſchon das Borparlantent, indem e8 für 50,000 Seelen einen Ber- 
treter feftiette, die Anordnung des Bundestages zu verbeſſern fuchte, jo traf 
e8 doch Feineswegs das Richtige. Denn e8 behielt die alte Bundesmatrifel 
bei, welche angeblich vom 14. April 1842, im Grunde aber aus dent 
Sahre 1819 Herftammte. Der Bundestag hatte die alte Matrifel unter 
Anderm auch deßhalb gewählt, weil da8 Vorparlament, wenn es die- 
felbe annahın, hiermit das alte Bundesrecht anerkannte. E8 handelte ſich 
nicht darum, irgend ein Verhältniß der deutfchen Landesbevälferungen 
zu haben, fondern das richtige Verhältnig zu wählen. Seit 1819 hatten 
fi) in der Bevölferungszunahme die einzelnen deutſchen Staaten nicht 
gleihen Schritt gehalten. Die einen waren hinter den andern im der 
Einwohnervermehrung zurüdgeblieben. Zufolge der alten, den Wahlen 
zu Grunde gelegten Matrikel hatte der deutfche Bund nur 30,164,392 
Einwohner, gegen zwölf Millionen weniger als in Wirklichleit. Demnach 
betrugen die öfterreichifchen Bundesangehörigen 9,482,227, während fie 
in Wirklichkeit ſich auf 12,277,261 beliefen. Preußen hatte laut 
der Matrikel bloß 7,948,439 anftatt 12,249,000 Bundesbevölferung, 
Baiern 3,560,000 ftatt 4,504,874, Würtemberg 1,395,462 ftatt 1,781,810, 
Baden 1,000,000 ftatt 1,367,486, das Großherzogthum Heſſen 619,500 
ftatt 852,679, das KurfürftentHum Heffen 567,868 ftatt 754,702, das 
Königreich Sachſen 1,200,000 ftatt 1,836,664, Hannover 1,305,351 ftatt 
1,782,771, Solftein 360,000 ftatt 530,933, Medlenburg - Schwerin 
358,000 ftatt 522,144 u. ſ. w. 

Nach Reden's Zeitfchrift des Vereins für deutfche Statiftit (Dezem- 
ber 1847) betrug im Jahre 1846 die Gefammtbevölferung des deutjchen 
Bundes 41,672,375 Köpfe, die ſich folgendermaßen auf die Einzelftaaten 
vertheilten: 

1) Oeſterreich (unter und ob der Enns nebft Salzburg, Steiermarf, 
Kärnten, Krain, Küftenland, Tyrol und Vorarlberg, Böhmen, Mähren 
und Schlefien) enthielt 12,277,261 Einwohner; 2) Preußen mit feinen 
zum Bunde gehörigen Provinzen Pommern, Brandenburg, Schlefien, 
Sachſen, Weftphalen, Nheinland zählte 12,249,126 Einwohner; 3) die 
Devölferung Baierns (Ober- und Niederbaiern, die Pfalz, die Oberpfalz 
und Regensburg, Ober:, Mittels, Unterfranken und Afchaffenburg, Schwa- 
ben und Neuburg) war 4,504,874 Köpfe ſtark. Die Heinen deutſchen 
Staaten enthielten folgende Seelenzahl: 4) Würtemberg 1,781,810 Ein- 
wohner; 5) Baden 1,367,468 E.; 6) das Großherzogthum Heflen 
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852,679 E.; 7) das Kurfürſtenthum Heſſen 754,702 E.; 8) Naſſau 418,627 
E.; 9) das Königreich Sachſen 1.836,664 E.; 10) das Königreich Hannover 
1.782,771 E.; 11) das Herzogthum Braunſchweig 274,214 E.; 12) das 
Großherzogthum Oldenburg 279,063 E.; 13) das Großherzogthum 
Mecklenburg-Schwerin 522,144 E.; 14) das Großherzogthum Mecklen⸗ 
burg⸗Strelitz 95,450 E.; 15) das Großherzogthum Sachſen-Weimar 
257,573 E.; 16) das Herzogthum Sachſen-Koburg-Gotha 174,216 E.; 
17) das Herzogthum Sachſen-Meiningen-Hildburghauſen 160,515 E.; 
18) das Herzogthum Sachſen-Altenburg 128,819 E.; 19) Anhalt-Deſſau 
63,082 E.; 20 Anhalt-Bernburg 48,844 E.; 21) Anhalt-Köthen 43,180 E.; 
22) Holſtein-Lauenburg 530,933 E.; 23) Luxemburg-Limburg 384,557 E.; 
24) Hohenzollern-Sigmaringen 45,431 E.; 25) Hohenzollern-Hechingen 
20,226 E.; 26) Heſſen-Homburg 24,433 E.; 27) Schwarzburg⸗Sonders⸗ 
hauſen 58,682 E.; 28) Schwarzburg-Rudolſtadt 70,918 E.; 29) Lippe⸗ 
Detmold 106,046 E.; 30) Lippe-Schaumburg 32,244 E.; 31) Waldeck 
59,704 E.; 32) Liechtenſtein 6,585 E.; 33) Reuß, ältere Linie 35,150 E.; 
34) Neuß, jüngere Linie 77,016 E.; 35) Hamburg 188,054 E.; 
36) Bremen 75,727 E.; 37) Lübeck 42,320 €. 38) Frankfurt am Main 
68,240 Einwohner. 

Durch das Zurüdgehen auf die veraltete Bundes-Matrifel wurde 
die Zahl der Deputirten fehr bedeutend verntindert, wie aus folgender 
Tabelle erfichtlich werden wird. Kam nämlich auf je 50,000 Köpfe ein 
Abgeordneter, jo ftellte 


nad wirklicher Bevölkerungszahl nad der alten Matrifel 
Deiterreic) 245 . . . 190 Bertreter, alfo 55 zu wenig. 
Preußen 244 . .„ . 159 n u 85 n n 
Baiern 00... 71 ” v 19 " " 
Würtentberg 35. 28 " „» Ton 
Baden 27 20.2. 20 " " 7 " " 
Großherzogthum Heſſen 17... 12 ’ „Bon 
Kurfürſtenthum Heften 15... 1 " „ Au nn 
Naſſau 8.2... 6 " " 2 ” ” 
Königreih Sachſen 36... 24 „ „2 n 
Hannover 35... 26 „Ion 
Braunfchweig 5 4 ” ” In " 
Oldenburg bb... 4 n „ Io 
Medlenburg- Schwerin 10... 7 n v In n 
Mecklenburg⸗Strelitz 1 1 " „ On 
Sadjen-Weimar 5 4 " „iu 

Becker, Realtion. 15 


nad wirklicher Bevoölkerungszahl nach der alten Matrikel 
Sachſen⸗Koburg 3 2 Vertreter, alſo 1 zu wenig. 
Sachſen⸗Meiningen 3 2 Fe 
Sadjfen-Altenburg 2 2 „ „0. 
Anbalt-Deflau 1 1 „ „Oo nr 
Bernburg 1 1 " „on 
Köthen 1 1. .»„ 0, 
Holftein-Lauenburg 10 7 n „ Bon 
Luremburg-Timburg 7 5 „ „» Ion 
Hohenzollern-Sigmaringen1 . . » 1 " „ od, rn 
Hohenzollern-Hedingen 1 1 " » Oo 
Heflen-Homburg 1... 1 w „don 
Schwarzb.-Sondershaufen 1. . - 1 n „ don 
Schwarzburg-Rudolftadt 1 1 n „ oO un 
Lippe-Detmold 2 1 „ „Ion 
Lippe-Schaumburg 1 1 n „ ou 
Waldeck 1 1 n „On 
Liechtenſtein 1 1 n „0, rn 
Neuß, ältere Linie 1 1 „ "„ Our 
Neuß, jüngere Linie 1 1 n „0 
Hamburg 3 3 n „0, 
Bremen 1 1 n „ Oo 
Kühe 1 1, ‚0, 
Sranffurt 1... 1 „ „ 0 
Summa 824, Summa 605, alfo 219 Vertreter 


zu wenig. 

Kam c8 aud) nicht gerade auf die Zahl der Bertreter, fo fam es 
doch, wenn der Bolfswille zum Ausdrude gelangen follte, auf das. richtige 
Berhältnif an. Als der Irrthum entdeckt wurde, brachte Abegg denfelben 
im Yünfziger-Ausfchuffe zur Sprache, worauf Simon den Antrag ftellte, 
die wirkliche Bevölkerungszahl anftatt der verrotteten Matrikel zu fegen. 
Diefer Antrag wurde unterftüßt von Kolb, Jakoby und Reh. Allen 
Wedemeyer, Profeflor Biedermann, Buhl, Kierulff, Siemens, Mühlfeld, 
Benedey, Yürgens, Hergenhahn und Wiesner festen die Beibehaltung der 
Bundes⸗Matrikel durd). 

Die Reaktion feierte hiermit einen großen Triumph; denn da gerade 
die Bertreterzahl der großen Staaten beeinträchtigt wurde, begünftigte diefe 
Wahlart die Kleinftaaterei und benachtheiligte die Einheitsbewegung. Ebenfo 
leiftete da8 Vorparlament der Krähnwinkelei Vorſchub durch die Annahme 
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der vom Bundestage herrührenden Beſtimmung, daß auch jeder Staat 
unter 50,000 Seelen einen Bertreter wählen follte. Hierdurch wurden 
die Liliputer-Ländchen Bernburg, Köthen, Sigmaringen, Hechingen, Hom- 
burg, Reuß, ältere Linie, fowie Lübed, und nach der alten Matrifel auch 
Schwarzburg-Sondershanfen, Lippe-Schaumburg, Bremen und Frankfurt am 
Main, mit je einem Abgeordneten bedacht, objchon fie nicht 50,000 Ein« 
wohner zählten, während auf der andern Seite in den größern Staaten 
gegen eilf Millionen Menſchen unvertreten blicben. Aus diefem Ver- 
fahren des Borparlaments fehon ging die unumftögliche Wahrheit her. 
vor, daß die fogenannten „deutſchen Männer“ noch lauter Kleinig- 
feitsfrämer und ihr Einheitsftreben Flauſenmacherei, Wortfhwall und 
Nichts als eine Selbfttäufhung oder fchöne Tüge war. Man verfuhr 
aber auch fehr infonfequent, als man die alte Bundes-Matrifel wählte; denn 
auf derjelben waren die nen aufgenommenen Länder Oſt- und Weftpreußen, 
fowie Schleswig, welches 362,900 Einwohner zählte, nicht enthalten, To daß 
man fih, um die Matritel- Zahl zu finden, bei diefen Yändern doch wohl 
an die wirkliche Bevölkerungszahl, deren Verhältniß fich feit 1819 fehr 
geändert hatte, halten mußte. Manche Staaten hatten fid) feitdem rafch 
entwidelt, andere dagegen waren in der Bevölferung nur langfam vor- 
wärts gefommen. So war das Königreich Sachſen jetzt volfreicdyer als 
Hannover und Würtemberg, obſchon es nad) der alten Matrifel weniger 
Abgeordnete als diefe beiden Länder zu wählen hatte. Die Bevölferung 
von Holftein-Pauenburg und Luremburg-Timburg hatte fich faft verdoppelt, 
die wirkliche Bevölferungszahl Badens erreichte faft die alte Matrifelzahl 
Würtembergs, fowie auch die wirkliche Zahl des KurfürftenthHums über 
die alte des Großherzogthums Heffen Hinaus ging; Preußen und Defter- 
reich aber waren im Bunde faſt völlig gleich geworben. 

Bon den 16, Millionen preußifchen Einwohnern, welche fänmt- 
lich zum Bollvereine gehörten, fanden anfangs März 1848 beinahe 
4.300.000 nod) außerhalb des deutfchen Bundes. Während aljo etwas 
mehr als der vierte Theil der preußifchen Bevölkerung nicht zum deut⸗ 
Shen Bunde gehörte, fielen doch beinahe drei Viertel innerhalb desfelben. 
Bon der Geſammtbevölkerung Defterreih8 dagegen hatten bloß 12.277,261 
Köpfe Antheil am Bunde, das heißt bloß ein Drittel der öfterreichifchen 
Sefanmtbevölferung, fo daß etwa 24 Millionen öfterreichifche Einwohner 
nicht zu Deutfchland gerechnet wurden. Gleichwohl übertraf die zum 
Bunde gehörige wirkliche Einwohnerzahl Defterreichs die Bundesbevölke— 
rung Preußens zu Anfang des Jahres 1848 um 28,000 Köpfe, 

Das durch die alte Bundes-Matrifel herbeigeführte falſche Wahl: 

15 * 
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und Vertreterverhältniß ſpringt ſogleich in die Augen, wenn in Zahlen 
angegeben wird, wie die einzelnen Staaten nun wählten. 

In Oeſterreich kam jetzt nämlich ein Vertreter auf 65,000 der zum 
Bunde gehörenden Einwohner. In Preußen betrug das Verhältniß, 
wenn Oft: und Weftpreußen hinzugerechnet wurden, 95,000 und mit 
Einfchluß von Poſen jogar 103,000, wobei wir auf die weiter unten 
befprochene Aufnahme diefer preußifchen Provinzen in den deutfchen Bund 
verweifen. In Baiern fam auf 75,000 Menfchen ein Bertreter. In 
Würtemberg wurden 67,000, in Hannover, Baden und Braunfchweig 
68,000, im fönigliden Sadjen 76,000, in Holftein 75,000 und in 
Zuremburg-Limburg 77,000 Köpfe mit einem Parlaments-Abgeordneten 
bedacht. Dagegen wählte Reuß älterer Linie mit 35,000, Lübeck mit 
42,000, Heſſen-Homburg mit 24,000, Schwarzburg-Sondershaufen 
mit 58.000, Hohenzollern-Hehingen mit 20,000, Hohenzollern-Sigma- 
ringen mit 45.000 und endlid) gar das Fürſtenthum Liechtenftein mit 
6,000 Einwohnern einen Deputirten. 

Man fchien es lediglich darauf abgejehen zu haben, das partifula- 
riftifche Element der Kleinftaaten auf Koften der großftantlichen Bevöl- 
ferung zu bevorzugen. Auf diefe Weile gelangte Fein einheitliches Deutfch- 
land zur Bertretung. 

Das Borparlament beging einen großen Fehler, als es, anftatt ganz 
genaue Beftimmungen zu treffen und Deutfchland in gleichmäßige Wahl- 
freife einzutheilen, die Handhabung der Wahlen den Belieben der BViel- 
ftaaterei anheimgab. E8 hätte im Gegentheil die Staaten zufammenlegen 
und unter einander werfen, vor Allem aber verfügen follen, daß bis auf 
Weiteres Feine einzige Ständelanmer, gejchweige denn eine fonftitwirende 
Berfammlung, fi) in den deutfchen Einzel-Ländern verfammeln durfte. Das 
Mißlingen der nationalen Bewegung von 1848 tft theilmeife aus den Kon 
fequenzen diefes Fehlers herzuleiten. Die Eintheilung Deutfchlands bei 
der Zuſammenſetzung dee Reichslammergerichts nach dem weſtphäliſchen 
Frieden auf dem Reichstage "von 1654 konnte ebenſo wenig, wie die 
‚von 1781, noch maßgebend fein. Denn beide waren verrottet. Im 
Juli 1848 machte Auguft KRavenftein in Frankfurt a. M. für den Parla— 
ments = Abgeordneten Dhanıe, wegen eined von demſelben für die 
Organiſation des Reiches geftellten Antrags folgende neue Kreiseintheilung : 

1. Breußen, beftehend aus Dft- und Weſtpreußen (einfchließlich 
des Reg.Bez. Bromberg) ; 

2. Pommern; 

3, Medlenburg; 
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4. Schleswig-Holftein mit Hamburg, Eutinz; 

5. Nieder-Sachfen, beftehend aus Hannover, Braunfcweig 
und Oldenburg nebft Bremen ; 

6. Brandenburg mit Pofen; 

7. Schleſien; 

8 Böhmen; 

9. Ober- -Sadf en, beftehend aus dem Königreiche Sachſen und 
Thüringen (dieſes bis zum Rücken des Thüringerwaldes gedacht); 

10. Mittel-Sachſen, beſtehend aus der preußiſchen Provinz 
Sachſen, aus Anhalt und den ſchwarzburgiſchen Unterherrſchaften; 

11. Heſſen- und Mittel-Rheinland, beſtehend aus den drei 
Heſſen, aus Naſſau, Frankfurt und Wetzlar; 

12. Franken, beſtehend aus den baieriſchen Provinzen Ober⸗, 
Mittel- und Unterfranken; 

13. Weſtphalen mit Lippe und Waldeck; 

14. Nieder- Rheinland, beſtehend aus der preußiſchen Ahein- 
provinz uud Birkenfeld, nebft Limburg und Luxemburg; 

15. Defterreih mit Mähren; 

16. Steiermarf=- I lIyrien, dazu der Salzacıh- Kreis; 

17. Tyrol mit Viechtenftein ; 

18. Baiern, beftehend aus den baierifchen Provinzen Ober-Baiern, 
Nieder-Baiern und Ober-Pfalz; 

19. Schwaben, beftehend aus Wurtemberg, Hohenzollern und der 
baieriſchen Provinz Schwaben; 

20. Ober-Rheinland, beſtehend aus Baden und der baieriſchen 
Kheinpfalz (Elſaß). 

Aber auch diefe Eintheilung wäre unthunlich gewefen und fie Liefert ung 
einen Beitrag für die ausnahmslofe Regel, dag man ſich 1848 ſchlecht aufs 
Organifiren verftand. Die auf diefe Weile gefchaffenen Kreife find viel 
zu groß und berücdfichtigen — was einen Hauptmangel derfelben aus- 
macht — viel zu viel, ſowohl bie mittelalterliche Stammes-, wie auch 
fpätere Staatsländer-Eintheilung. Da Deutfchland 1848 gegen 42 Millionen 
Einwohner zählte, fo ließ es fich furzweg in 84 Departements, jedes 
durhfchnittlih zu einer halben Million, und die Departements wieder 
in 10 Wahlfreife oder Kantone, wovon jeder einen Deputirten wählte, 
eintheilen. Die Departements durften nicht groß und mußten ſo gleich— 
gewichtig als möglich ſein, wobei den Städten und den induſtriellen 
Gegenden, weil dieſe das Zivilifations-Element gegenüber der einheitlichen 
Tändereintheilung bildeten, vorzüglich Rechnung zu tragen gewefen wäre. 
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Die feitherigen Ränder hätten gar nicht berücichtigt werden und Die 
Departements, fowie die nach den Hauptorten zu benennenden Kantone 
geeignete Namen und Hauptftädte erhalten follen, damit das Volk fi 
möglichit ſchnell und Leicht in die neuen einheitlichen Einrichtungen hin- 
einlebte. Treilich hätte al8dann das VBorparlament ſich behufs der Ein- 
heitsfhöpfung permanent zu erklären und nad allen Seiten Wahl- 
Kommiffäre mit firengen Inftruftionen auszufenden gehabt. Zudem hätten 
diefe KRommiffäre die Beamten, die Polizei und die bewaffnete Macht, 
refpeftive die alsbald überall herzuftellende Volks- und Bürgerwehr, zu 
ihrer Verfügung Haben müſſen. Wie die Sachen in der erften Zeit 
ftanden, wären die Truppen leicht für die Revolution gewonnen worden, 
das ftehende Heer hätte fich reinigen und umformen, freilich bei ber 
bedrohlichen Haltung Rußlands, nicht beträchtlich vermindern lafjen; — 
alsdann wären die Truppen nicht blinde Reaktions-Werkzeuge geblieben. 
Ein folches energifches Vorgehen hätte die Durchführung der einheitlichen 
Revolution zur Folge gehabt, das Vorparlament hätte fich zum Konvent 
erhoben, und für die erft nad) Vollendung der Wegräumungsarbeit zufanmen- 
tretende Fonftituirende Verfammlung wäre freier Boden und freie Luft 
gefchaffen worden. Es war eine Tollheit, Deutfchland einheitlich kon— 
ftituiren zu wollen, während doch die alten ftaatlichen Trennungen be- 
ftehen blieben. Sollte fich die deutfche Einheit nicht, wie es wirflic) gefommen 
ift, al8 eine abergläubifche Phrafe und ein Fonftitutioneller Papierwiſch 
erweifen, fo durfte von der angeftammten ftaatlihen Organifation nicht 
ein Stein auf dem andern bleiben. Unter den Führern des Bürgerthums 
befaßen Struve und Heder, welch’ letterer feine Zeit für die „der wan- 
dernden Habe” — für die Zeit der Bourgeoifie — anfah, allein 
Scharfblid; doc auch ihnen fehlte der politifche Feldherrnverſtand, denn 
fonft hätten fie eingefehen, daß die Kevolutionirung des Schwarzwalds 
für Deutjchland nicht entjcheidend fein konnte. 

Einen andern großen Fehler beging das Vorparlament, als e8 dem 
Antrage Karl Vogts aus Gießen beiftimmte, demzufolge den einzelnen 
Ländern freigegeben wurde, die Wahlen entweder direft oder tndireft 
einzuleiten. Ram fchon wegen des veränderten Zahlenverhältniffes feine 
richtige Vertretung zu Stande, fo wurde felbige auch jest noch dadurch 
verpfufcht, daß man den Regierungen, die nicht vom beften Willen befeelt 
waren, fehr vielen Spielraum ließ. Die einen Länder wählten num die 
Bertreter direkt, die andern indireft; manche, wie z. B. Baiern, bedienten 
ſich fogar gegen die ausdrüdliche Anordnung des Vorparlaments, eines 
Wahl-Zenfus. Ebenfo wurde in den meiften Ländern den jogenannten 
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deutjchen Ausländern die Wahlfähigfeit nicht zugeftanden, wodurch allen 
jenen deutfchen Arbeitern, Sewerbtreibenden, Studenten, Titeraten, Sprach⸗ 
lehrern u. f. w., die fih in einem andern beutfchen Staate aufhielten 
und nicht gerade wegen der Wahl nach Haufe reifen fonnten, das natio⸗ 
nalseinheitliche Wahlrecht entzogen wurde. Ferner war die Beftimmung, 
daß jeder Wähler „jelbftändig“ fein müßte, fo zweidentiger Natur, daß 
reaftionäre Regierungen und Beamte, von welchen die Wahlliften abhingen, 
einen Zenfus ausüben und eine Menge volljährige Männer von der 
Wahl ausjchliegen fonnten. Viele Wahl-Reflamationen wurden übrigens 
vom Fünfziger-Ausfchuffe, den das Vorparlament eingeſetzt hatte, gar 
nicht beachtet: fo 3. B. die Rellamationen aus Augsburg, Frankenthal, 
ans Meiningen, Oggersheim u. f. w. 

Hierzu fam, daß das Borparlament das Verhältnig Pofens und des 
Iſtrianer Kreifes zu Deutfchland unentichieden gelaflen hatte. Ya der 
König von Preußen hielt fi) an den Beſchluß der Bundesverfammlung 
vom 30. März, demzufolge aus je 75.000 Seelen ein Bertreter auf 
Grund der alten Bundes-Matrifel zu wählen war, und er. verordnete 
fomit, daß in Preußen nur 113 Abgeordnete gewählt werden follten, 
nämlich: für Brandenburg 19, für Pommern 11, für Schlefien 28, 
für die Provinz Sachſen 16, für Weftphalen 14, für die Aheinlande 25. 
Das desfallfige „allerhöchſte Propoſitions⸗Dekret“ befagte weiter: 

„Für den Fall, daß die Provinzen Preußen und Poſen in Folge unferes 
Patente vom 18. März den Wunſch ausfprechen follten, dem deutfchen 
Bunde einverleibt zu werden, rihten wir zugleih an unfere 
zum Bereinigten Landtag verfammelten getreuen Abge- 
ordneten der Ritterfhaft, Städte und Tandgemeinden 
die Aufforderung, eine angemeffene Anzahl von Abge- 
ordneten, welche für die Provinz Preußen 23 und für die 
Provinz Poſen 12 betragen würde, für die deutfheNatio- 
nal-Berfammlung zu wählen.... Sollte die auf Grund des 
neuen Wahlgefeges zu bildende Berfanmlung der Vertreter unferes 
Volks, wie jedoch kaum zu erwarten ift, früher als die Berfammlung der 
deutfchen Nationals-Repräfentanten zufammentreten, fo behalten wir 
uns vor, mit derfelben über eine den veränderten Ver— 
hbältniffen angemeffene Bertretung unferes Volks bei 
der deutſchen National-Repräfentation eine Bereinba- 
rung zu treffen. Wennübrigens bei Konftituirung der neuen deutfchen 
Bunbesverfaffung die Bildung eines theilweife aus Mitgliedern der 
erften deutſchen Ständelammern beftehenden Oberhaufes vereinbart 
werden möchte, fo werben wir zur Bollgiehung diefer Wahl, fofern nicht 
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‚bis dahin eine andere erfte preußifche Kammer gebildet fein follte, unfere 
Herren-Rurie befonder8 einberufen.” Unterzeichnet war diefes reaktionäre 
Dekret von Friedrich Wilhelm, Camphaufen, Graf von Schwerin, von 
Auerswald, Bornemann, Arnim, Hanfemann, von Reyher. Der Frank—⸗ 
furter Fünfziger-Ausſchuß richtete deßhalb an den König von Preußen 
die Aufforderung, die Parlamentswahlen in der vorjchriftmäßigen Weife 
vornehmen zu lafjen. 

Der Bundestag war durch das VBorparlament nicht abgejegt und 
‚ vertrieben worden. Hiermit war viel für die Reaktion gewonnen. In 
Bezug auf die 50.000 Seelen, die zufolge dem Beſchluſſe des Worpar- 
lament8 je einen Vertreter für die Nationalverfammlung wählen follten, 
gab er nad), obgleich er dem Borparlament nicht unbedingt Necht gab. 
Sein Ausſchuß fagte darüber bei der Begutachtung : 

„Da ja überhaupt jede PVertretung nur ein Austunftsmittel ift, 
geboten durch die Unmöglichkeit, den Volkswillen in anderer Art zu ver- 
mitteln, fo wünfcht man dieſes Ausfunftsmittel jo wenig wie möglid) 
auszudehnen, d.h. man wünfcht eine möglichft zahlreiche Berfammlung .... 
Der Ausfhuß muß alfo bekennen, daß er weder behaupten kann, daß das 
Berhältnig 1: 70,000, nod) da8 von 1: 50,000 das wirklich richtige fei.“ 

Vom Präſidium des Vorparlaments erhielt die Bundesverfammlung 
am 2. April folgendes Schreiben: 

„Das Präfidium von der Berfammlung zur Vorbereitung der deut- 
chen Eonftituirenden National-Berfammlung an die deutjche Bunbesver- 
ſammlung. 

Der unterzeichnete Präſident gibt ſich die Ehre, der deutſchen YBun- 
desverſammlung in dem anliegenden Auszuge der Protokolle die Beſchlüſſe 
ergebenſt mitzutheilen, welche die hier zur Vorbereitung der deutſchen 
konſtituirenden National-Verſammlung verſammelten Männer im Namen 
des deutſchen Volks gefaßt haben, mit dem Erſuchen, im Verein mit 
dem gewählten Ausſchuſſe der gegenwärtigen Verſammlung die Einleitung 
zu treffen, daß den geſtellten Anträgen Statt gegeben werde, insbeſondere 
für die Beſchleunigung der Wahlen zu wirken, damit die konſtituirende 
National-Berfammlung zuverläflig im Intereffe der Beruhigung 
des deutſchen Volks am 1. Mai ihre Sigungen eröffnen fönne. 


(gez.) Mitteraier. 
vdt. die Sefretäre 
Baner, Kierulff, Simon, Briegleb, Blankenhorn, 
W. Müller, Dr. Georg Barrentrapp.“ 
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Der Präftdent der Bundesverfammlung ertheilte hierauf die Antwort: 
Euer Hochwohlgeboren 


befenne ich den Empfang der geehrten Mittheilung vom 2. April, welche 
ich der Bundesverfammlung vorgelegt habe. In deſſen Folge ift Xetstere 
gern bereit, den in diefer Mittheilung und in den Befchlüffen der Ver- 
fammlung vom 31. März und 1. April ausgefprochenen Wiünfchen ent- 
gegenzufommen. In Beziehung auf die beanftändeten Bundesbeſchlüſſe 
bat fie bereit einen Beſchluß ‚gefaßt, den ich in der Anfuge mitzutheilen 
mich beehre. Empfangen Euer Hochwohlgeboren die Berficherung meiner 
ausgezeichneten Hochachtung.“ 

Der Bundestag hatte feit Anfang April nicht bloß feine eigenen 
Bertrauensmänner, fondern auch die Miptrauensmänner des Yünfziger- 
Ausſchuſſes neben fich. Der Fünfziger-Ausfhuß war beauftragt, die Bun- 
des-Berfammlung einzuladen, mit ihm bis zum Zufammentritt der kon⸗ 
ftitwirenden Verfammlung ind Bernehmen zu treten; er hatte fie bet 
Wahrung der Intereſſen der Nation felbftändig zu berathen und die 
nöthigen Anträge an die Bundesverfammlung zu bringen, fowie „bei ein- 
tretender Gefahr*) des Vaterlands” das Vorparlament fofort wieder 
einzuberufen. Er follte ferner die allgemeine Volfsbewaffnung bei den 
Regierungen durchjegen, und aus Oefterreich ſechs Männer als weitere 
Ausſchußmitglieder zuziehen. Anftatt den Bundestag, der doch, weil man 
ihm mistraute, vom Fünfziger-Ausſchuß überwacht wurde, fofort abzu- 
tun, hatte ihm das Borparlament, indem e8 den Bod zum Gärtier 
fette, „die Angelegenheit der Begründung eines Eonftituirenden Parlaments“ 
überlaffen. Bom Borparlamente förmlich anerfannt, durfte er jeßt feine 
Stellung einftweilen für ganz gefichert betrachten. 

Freilich ging das Beifammenfein der drei Körperfchaften nicht ganz 
ohne Unannehmlichfeiten ab. Allein es. fam hier fein vechter prinzipieller 
Manneszorn zum Durchbruch, fondern der Zwift glich vielmehr dem 
Keifen, Grollen und Schmollen der Weiber. Den Fünfziger-Ausfhuß 
juchte fic die Bundesverfammlung jo weit als möglid) vom Leibe zu 
halten und gedachte darum mit ihm Lediglich ducd) ihre Strohmänner — 
durch die fogenannten Vertrauensmänner — zu verkehren. Indeß wollte 
fi) der Fünfziger-Ausſchuß nicht vom hohen Pferde herab behandeln Laffen 





*) Man erfieht aus diefem Theile des Auftrages, daß das deutſche Bür- 
gerthum ſich nochmal® michelartig bereit finden ließ, gegen die franzöſiſche Republik 
zu Gunften der deutſchen Monarchen zu Felde zu ziehen. 
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und überfandte am 7. April der Bundesverfammlung nachftehende Mit- 
theilung : 

„Rach längerer Berhandlung wurden auf die Anträge von Zachariä, 
Hergenhahn und Anderer folgende Beichlüffe gefaßt: 

1) Die proponirte Art der Verhandlung ift abzulehnen und eine 
direfte Verhandlung des Ausfchuffes mit der Bundesverfammlung zu 
verlangen; 

2) die Bundesverfammlung ift einzuladen, die Siebenzehner in ihre 
Mitte aufzunehmen und dann eine Kommiffion zu ernennen, die mit dem 
Ausſchuſſe verhandelt; 

3) die Siebenzehner find anzugehen, daß fie ihre Aufnahme in die 
Bundesverfammlung verlangen; 

4) die Bundesverfammlung ift zur fofortigen Erklärung darüber zu 
veranlaffen, in wie weit fie mit den ihr mitgetheilten Befchlüffen der vor⸗ 
bereitenden Berfammlung übereinftimmt, und was fie zu deren Ausfüh- 
rung gethan hat.“ 

Sonach gedachte der Fünfziger-Ausfhuß mit den Siebenzehnern 
gemeinfchaftliche Sache zu machen und durd) diefelben in das Heiligthum 
der Ejchenheimergaffe einzudringen. Dagegen mußte vor Allem dem 
Bundestage daran gelegen fein, die Siebenzehner nicht in feinen Schoos 
aufzunehmen, weil diefelben einestheils fonft aufgehört hätten, feine 
Strohmänner zu fein, und weil anderntheils eine ſolche Aufnahme ſich 
nicht mit den beftehenden Bundeseinrichtungen vertrug. Darunı half fid) 
der Bundestag auf diplomatiihe Weife, indem er zwar fich im Allge- 
nieinen fehr zuvorfommend und verföhnlich zeigte, aber höflich die Auf- 
nahme der Siebenzehner ablehnte. Demgemäß antwortete er: 

„Das Präfidium der Bundesverfammlung erwidert Namens der⸗ 
jelben auf das Schreiben des von der vorbereitenden Verſammlung zur 
Begründung eines neuen verfaflungsmäßigen Zuftandes in Deutjchland 
gewählten Ausfchufles : 

1) daß die Bundesverfammlung die ihr mitgetheilten und ferner 
noch mitgetheilt werdenden Anfichten und Wünſche des Ausſchuſſes feit- 
ber Schon beachtet hat und auch ferner beachten wird; . 

2) daß die Form der fortlaufenden Berathungen und Berhandlun- 
gen mit den fiebenzehn Männern des Vertrauens fchon zu gegenfeitiger 
Zufriedenheit geregelt ift, und daß die Bundesverfammlung aud in den 
Fällen, in welchen der Gegenftand und das Bedürfniß eines leichtern 
und zeitfparenderen Gejchäftsganges e8 wünfchenswerth machen, gemein- 
Ihaftlich mit jenen Männern berathen wird; 
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3) daß anliegend die Beſchlüſſe der Bundesverſammlung vom 4. 
und 7. d. M., betreffend die ſchleswig-holſteiniſche Angelegenheit und 
die Wahlen zur fonftitwirenden Berfammlung, *) mitgetheilt werden, und 

4) daß ähnliche weitere Mittheilungen vorbehalten bleiben.“ (Bundes 
Protofol vom 10. April, 8 254.) | 

Außer diefer Antwort, welche dem Yünfziger-Ausfchuffe Alles verhieß, 
aber Nichts gewährte, gebrauchte der Bundestag auf den Antrag des 
badifchen Kollegen Welder, der durchaus nicht rein im Kamifol war, 
den Kunftgreiff, daß er fcheinbar feine -Situngen der Heimlichkeit ent- 
fleidete, indem er feine Protofolle in der von uns Eingangs diefes 
Hauptftüds dargelegten Weife zu veröffentlichen beſchloß. Inzwiſchen 
führte er die loco dietaturae gedrudten Separat-Frotofolle ein, worin 
er Alles, was geheim bleiben follte, alfo namentlich feine antisdemo : 
fratiihen Maßnahmen für die äußere und innere Sicherheit des Vater: 
lands, niederlegte. 

Um zu zeigen, wie volfsfeindlic) das eingefchlagene Verfahren war, 
fol im Nachftehenden aus dem Separat-Protofoll vom 4. Mat 1848 
jener Theil hier mitgetheilt werden, welcher im befagten Protokolle als 
Nummer 3 bezeichnet ift. Terfelbe lautet: 

„Nachdem die VBertrauensmänner in der Situng hoher Bundesver- 
fammlung vom 27. vorigen Monats den von ihnen ausgearbeiteten Ent- 
wurf zur Berfaflung für Deutfchland eingereicht haben, ift e8 durchaus 
nöthig, daß hohe Berfammlung einen Beſchluß faſſe, ob fie 

1) vorerft Inftruftionen der einzelnen Regierungen abwarten, oder 

2) gleich zur Prüfung der in dem Entwurf enthaltenen Beftimmun- 
gen übergehen und verfuchen wolle, über die den einzelnen Geſandten ange- 
meſſen fcheinenden Modifikationen fich zur verftändigen, in welchem Tall 
weiter zu bejchließen wäre, 

a) ob der Reviſions⸗Ausſchuß zunächft jene Prüfung und refp. Be⸗ 
gutadhtung vorzunehmen hätte, oder etwa 

b) für diefen Fall die gewöhnliche Gefchäftsordnung zu verlaffen 
und wegen der hohen Wichtigkeit und großen Eile der Sache eine an- 
dere, etwa die Einrichtung zu belieben wäre, daß hohe Bundesverfamm- 


*) Hier ließ fidh die Bundesverfammlung den immer ängftlich vermiedenen 
Ausprud: „Fonftituirende Verſammlung“ entichlüpfen. Des Bundesbe- 
Ihluffes vom 4. April hinſichtlich Schleswig-Holftein’s wird unten furz gedacht 
werben. 
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Yung ſich in 2 oder 3 Sektionen theilte und in diefen erft den Eutwurf 
beriethe, das Nefultat diefer vorläufigen Prüfung aber in einer vollen Ber: 
fammlung von den Referenten der einzelnen Sektionen gegenfeitig mitgetheilt 
und dann weiter berathen würde, wenn nicht hohe Bundesverfammlung 
vorziehen follte, gleich in pleno zu verhandeln, weil, wie bemerft, die Zeit fo 
außerordentlich ſparſam zugemeffen ift. Leider kann nicht verfannt werden, 
daß, es möge prozedirt werden, wie da wolle, e8 ganz unthunlich er- 
Scheint, die Refultate der Verftändigung hoher Bundesverſammlung noch 
fo zeitig zur Kenntniß der einzelnen Regierungen zu bringen, daß diefe 
annoch fi) über einen im Namen der Regierungen der National-Ber- 
fammlung vorzulegenden Entwurf verftändigen könnten; ohme fpezielle 
Autorifation aber wird hohe Bundesverfammlung nicht dazu ſich ver- 
ftehen wollen, einen von ihr gefertigten oder emendirten Entwurf der 
National-Berfammlung hinzugeben. Verhalten ſich aber die Regierungen 
ganz unthätig, jo ift vorauszufehen, daß die bevorftehende Berfammlung 
eine rein Fonftitwirende fein und den Regierungen eine Konfti- 
tution oftroyiren, wenigftens dieß zu thun verfuchen werde, auch den 
mäcdhtigften gegenüber, 

„Selbft übrigens, wenn — wie augenfällig — die Regierungen in 
ihrer Geſammtheit nicht im Stande fein follten, mit einem ihnen ge: 
nehmen Berfafjungsentwurfe hervorzutreten, würden ihre Rechte und 
Interefjen noch ſich wahren laffen, fofern fie die geeigneten Organe der 
National-Berfammlung gegenüber zu ftellen vermöchten. Allein hier wirft 
ſich gleich da8 Bedenken auf: wird die Fonftituirende Verfammlung 
folhe Organe, alfo eigentliche NRegierungs-Kommifjäre, wenn fie außer: 
halb ihr ftehen, zulaffen? Und könnte nicht durch den Verfuch der Yor- 
mirung einer ſolchen Minifter-Banf fofort ein Prinzipien-Kampf Hervor- 
gerufen werden, deffen Ausgang für die Regierungen leicht gefährlich 
werden könnte? Handelten die Regierungen defßhalb nicht 
vorfihtiger, wenn fie zu bewirfen fuhten, daß die 
Männer ihres Vertrauens in Die Nationalverfammlung 
gewählt würden, ober wenn fie diefe Männerin den 
Reihen der Abgeordneten jelbft fuchten, und — ohne 
ihnen einen offiziellen Charafter beizulegen — mit 
ihnen fich verftändigten, was in dem zu identifizirenden 
Interefje der Regierungen und Völker über die gegen- 
feitigen Rechte und Pflihten, fowohlin Beziehung auf 
ganz Deutfhland, als auh die einzelnen Theile des 
Bundesftaates, verfaffungsmäßig feftzufegen wäre? 
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„Es tft nicht wohl denkbar, daß die Regierungen be- 
abfihtigen, die National-Berfammlung ganz frei ge 
währen zu lafjen, und ruhig abzuwarten, welde VBerfaf- 
fung von derjelben werde zu Stande gebradt werden — 
in der Hoffnung etwa, daß die Berfammlung nicht da 8 
beendigte Werk fogleih defretiren und promnlgiren, 
fondern zunädft den Regierungen als Berfafjungsent- 
wurf zur Annahme und rvefp. weitern Berhandlungen 
vorlegen werde. Dieß wird voransfichtlich nicht gefchehen, fondern, 
wie fchon bemerkt, e8 ift zu erwarten, daß die Berfammlung, jelbft wenn 
fie in einer großen Mehrzahl aus Angehörigen der fogenannten konſti— 
tutionellen Monarchie befteht, das ihr nun einmal eingeräumte und fort- 
während zu gefährlichen Konſequenzen ausgebeutete Prädikat „„kon fti- 
tuirende”“ wird realifiren und folgeweife in eine fürnliche VBerhand- 
lung und vertragsweife Vereinbarung mit den Kegierungen wicht ſich 
wird einlaffen wollen. 

„Gerade um an diefer Klippe nicht zu fcheitern, ift e8 wünſchens⸗ 
werth, daß die Berfaflung dem Schooße der National-Berfammlung, 
der Form und dem Inhalte nad), fo entfteige, daß die Negierungen der 
Einzelftaaten fie annehmen fünnen, ohne hierdurch den Bedingungen ihrer 
Eriftenz zu entjfagen und in dem Bundesftaate auf» oder eigentlich 
unterzugehen. Das ift aber eher zu hoffen, wenn den Regierungen ges 
lingt, Organe zu finden, welche nicht von Außen nad) Innen, fondern 
umgefehrt, den Willen und die Kraft haben, damit durch Gründe der 
Bernunft, des Rechts und der Erfahrung die Ueberzeugung neu begriin- 
det und geftärft werde, daß Deutichland feinem Partikularismus aud) 
die allerwohlthätigften Folgen verdanfe umd noch künftig derjelbe edle 
Blüthen und Früchte treiben fünne, die Nachtheile jenes Partikularis- 
mus aber fich befeitigen, eine wahre (!) Einheit und Größe Deutſch— 
lands ſich Herftellen Yaffe, ohne gewaltfame Vernichtung der Staaten 
Individualitäten. . | 

„Segen : den Borfchlag, die Organe der Regierungen in der Ber- 
fammlung felbft zu ſuchen, wird zwar eingewendet werden, daß davon 
zu beforgen fei, e8 werde fofort das Vertrauen der Öffentlichen Meinung, 
‚welche jene Männer gewählt hat, wieder gefchwächt und diefen hierdurch) 
der nöthige Einfluß, un den Zwed erreichen zu können, entzogen werden. 
Allein diefem Einwande läßt fich durch die Bemerkung entgegnen, daß 
eben deßhalb die fraglichen Organe Feine offiziellen fein follen, daß einer 
förmlichen Minifter-Bant noch mehr Bedenken der Art entgegentreten 
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würden, daß überhaupt ſich das Bilden einer rechten und linken Seite 
und eines eentri gar nicht verhindern läßt, weil die Verſchiedenheit der 
Anſichten und Ueberzeugungen mit Nothwendigkeit dazu führt, und Ver⸗ 
dächtigungen überhaupt weder Geſammtheiten noch Individuen ſich ent- 
ziehen können, alle Parteien ohne Unterſchied ihnen ausgeſetzt ſind.“ 

„Außerdem iſt nicht zu verkennen, daß es für die Regierungen 
äußerft ſchwierig fein würde, unter ihren Beamten und zwar denjenigen, 
welche den neuen Zeitrichtungen ergeben find, eine genügende Anzahl von 
Männern zu finden, welche die erforderlichen phyfifchen, geiftigen und 
moralifhen Eigenſchaften befigen, um mit Erfolg von einer Regierungs- 
banf aus auf eine fo zahlreiche Verſammlung zu wirken. Und find die 
Regieriingen fo glüdlich, foldhe Männer zu haben, fo bedürfen jie ihrer 
auch zu Haufe in den gegenwärtigen anarchifchen Zuftänden, und weil in 
jedem einzelnen Lande auf legislative Abänderungen des Beftehenden ge- 
drungen wird, ohne erft die Refultate ber fonftitwirenden Nattonal-Ber- 
fammlung abzuwarten. 

„Die Bundesverfammlung, in ihrer Gefammtheit ober dur Depu- 
attonen, kann die Regiſerungen in diefer VBerfammlung nicht vertreten. 
Bon andern, nicht entfernt Kiegenden Gründen abgefehen, genügt die Er- 
wägung, daß die Bundesverfammlung, ald Repräfentantin der Regierun⸗ 
gen, der National-Berfammlung gewifjermaßen gegenüberfteht, und nicht 
wohl angeht, daß beide direft mit einander, wie dieß ſonſt in Bertrags- 
verhältniffen wohl geſchieht, verkehren, jondern es vermittelnder Organe 
bedarf, wenngleich diefe ebenfalls von den Regierungen gewählt werden. 
Offenbar find auch in dem PVerhältniß der Regierungen zur National- 
Berfammlung verfchiedene Geſichtspunkte feftzuhalten: — einmal haben 
nämlich die Negierungen ein folidarifches Intereffe dem Volk in ferner 
Zotalität gegenüber, bei Feftftellung aljo der gegenfeitigen Volls- und 
Regierungs-Rechte und Pflichten, fodanı haben die Regierungen ein be= 
fonderes Intereſſe gegen einander, bezüglich des Verhältniſſes zur Fonfti- 
tuirenden, oberften Reichſsgewalt, und endlich haben die einzelnen Staaten, 
Regierungen und Bolf vereinigt, gewiffe Partikular-Intereffen den allge- 
meinen Intereffen von ganz Deutfchland gegenüber zu wahren.“ 

„Diefe verfchiedenen und zum Theil einander widerfirebenden NRüd- 
fihten einem höhern Gefichtspumnft unterzuordnen, oder in diefem zu ver- 
einigen, wäre zwar eine würdige Aufgabe für die Bundesverfammlung, 
allein fie wird fie unter den gegebenen Verhältniſſen nicht zu leiften ver- 
mögen. Es dürften aber die Regierungen auf die angedeuteten Momente 
aufmerffam zu machen fein, felbft auf die Gefahr Hin, daß diejes über- 
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flüſſig ſein könnte, weil fie von ſelbſt ſchon ſolche in Betracht ge- 
zogen und möglicherweiſe geeignete Maßregeln ergriffen haben könnten. 

„Wenn übrigens die ſo lange ſchon (auch im relativen und den 
gegenwärtigen Verhältniſſen angemeſſenen Sinne) beſprochene, aber immer 
noch nicht in Ausführung gebrachte Schaffung einer Bundes— 
Zentrals, reſp. Erefutiv- Behörde (sic!) noch zu Stande ge- 
bracht werben follte, ehe die National-Berfammlung zufanmentritt — 
und die Nothwendigfeit einer folden Mafregel im In- 
tereffe aller Regierungen, der größten wie der Eleinften, 
dürfte wahrhaftig nicht verfannt werden, wenn nidt fort- 
während beflagenswerthen Illuſionen ſich hingegeben würde, — fo 
möchte wohl jene Behörde aud als die geeignetfte er 
fheinen, um der Nattional-Berfammlung gegenüber zu 
treten, Namens der Regierungen mit ihr zu verfehren, 
und fürdiefen Berfehr die pafjendften Organezufuden. 

„Selbft aber, wenn e8 nicht gelingen follte, die fragliche Behörde 
ins Leben zu rufen, wenn hohe Bundesverfammlung oder die einzelnen 
Regierungen an den buchftäblichen Beftimmuugen der Bundes-Afte feft- 
halten wollten, während hiervon doch in andern Fällen fo häufig fchon 
in- der neueften Seit ift abgegangen und überhaupt der Boden betreten 
worden ift, auf welchen inftinftmäßig nur die Nothwendigfeit, das Be- 
dürfniß des Tages, Qualität und Quantität des Handelns beftimmt, jo 
würde doch unter-allen Umftänden es nöthig fein, daß die Regierungen 
eine Kommiffion von 3—5 Mitgliedern umverzüglich beftellten und in 
Frankfurt zufammentreten Tießen, um eine eimheitliche Leitung in die Ber- 
bältnifie zur National-Berfammlung zu bringen. Jene Kommilfion würde 
die formelle Vermittlung zwifchen den Regierungen in ihrer Gefanmtheit 
und der National-Berfammlung wahren, mit den einflußreichften Mit- 
gliedern dieſer Verſammlung ftet8 fich benehmen und je nad) den Unt- 
ftänden die geeignetften Maßregeln zur Wahrung der NRegierungs- Inter: 
eſſen vorjehen.“ | 

Borftehendes war ein Promemoria, eingebradht vom Freiherrn von 
Lepel, dem neuen Gefandten des allverehrten neuen hefjendarmftädtifchen 
Minifters Freiheren von Sagern. Der Reviſions-Ausſchuß, deſſen Mit- 
glied Lepel war, fprach die Anficht aus, welcher der Bundestag einftim- 
mig beipflichtete: „daß diefes Promemoria den Regierungen einzufenden 
fei, weil das ſelbe, theilweife wenigitens, Bemerfungen und An- 
deutungen (sie!) enthält, deren Berüädfihtigung ſich em- 
pfehlen dürfte.“ 
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Was war der kurze Sinn diefes Promemoria’8? Einfach der: die 
Wahlen zu beeinfluffen, die cinflußreihen Parlaments— 
Mitglieder zu beftehen, die zu [haffende Zentralgewalt 
in einen Berfhwörungsherd der Regierungen zu ver 
wandeln und das Volks-Intereſſe dem Regierung: 
Intereſſe zu opfern. 

Wer ftaf hinter Freiherrn von Yepel? Sein Bollmachtgeber der Edle 
Heinrich von Gagern, der beim Zugrunderichten der nationalen Bewegung 
nod) eine fo hervorragende Rolle fpielen follte. 

Auf einem Schleichwege gelangte zur Kenntniß des Fünfziger-Aus- 
ſchuſſes, daß am 4. Mat ein der fonftituirenden Befugniß der deutjchen 
Bolfsvertretung feindliche8 Separat-Protofoll vom Bundestage abgefaßt 
worden war. Einzelne Stellen des Promemoria’8 fanden fogar durch bie 
Preſſe ihren Weg in die Deffentlichkeit. Was gefchah nun? — Wurde 
jet der Bundestag etiwa abgefeßt? — O nein! — Heinrich von Gagern 
desavouirte feinen Gefandten und beriefihn ab, der Bundestag ſuchte auf den 
Rath des neuen würtembergifchen fonftitutionellen Minifter-Präfidenten 
Paul Römer *) fich weiß zu wafchen, und der unfähige Fünfziger-Aus- 
ſchuß, obwohl er fehr ergrimmt that, begnügte fi) damit, das Promemoria 
— wie er fi ausdrüdte, der öffentlichen Meinung anheimzuftellen. 

Die Bundesverfammlung war fo fed, dem für jede männliche poli- 
tifche That zu feigen Fünfziger-Ausfchuffe rundweg am 12. Mai zu ant- 
worten 

„Die Bundes-Berfammlung nimmt feinen Anftand, in Erwiderung 
auf da8 Schreiben des Herren Borfigenden des Fünfziger-Ausfchuffes 
vom geftrigen Tage demfelben hierüber .einen Abdrud des 8. 3 des 
Separat-Protofoll8 der 47. Bundestagsfigung vom 4. d. M. zufonmen 
zu lafien, indem diefelbe dabei die Bemerkung ‚nicht zu unterdrüden ver- 
mag, daß nur duch Mißbrauch von Vertrauen die Mittheilung eines 
Separat - Protofoll8 mit dem darin enthaltenen Promemoria eines ein⸗ 
zelnen Mitgliedes erfolgt fein kann, welches an ſich zwar das Licht 
der Deffentlichkeit nicht zu fchenen hat, aber darum für die Deffentlichkeit 


*) 8. 491 des Protofolls der 52. Sigung vom 15. Mai. Der würtember: 
giihe Gefandte beantragt, zur Widerlegung irrthümlicher Auffaffung eine offene 
beruhigende Erklärung über das Verfahren de8 Bundestags Hinfichtlicdy Des 
Separat-Protokolls vom 4. Mai abzugeben.: Diefe öffentliche Erffärung, durch 
welche das Volk dumm gemacht werden follte, wurde beichloffen am 16. Mai 
($. 506). 
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nicht beftimmt ift, weil dasfelbe nur bei Gelegenheit einer Inftruftions- 
Einholung in der deutfchen Berfaffungsangelegenheit den Bundesregie- 
rungen, als theilweife der Beachtung werth, mitgetheilt wurde.” 

Die übrigen Theile de8 Separat-Protofolls vom 4. Mai enthielten 
militärifche Maßregeln gegen die Demokratie, nämlich einen oben theil- 
weife mitgetheilten Bericht des Ober-Kommando's aus Baden, mit 
dem Antrage auf die ftandrechtliche Exekution, die Kontribution und 
Stellung von Geiſeln feitens der badifchen Gemeinden, ſodann Näheres 
über die Aufftellung des gegen die demofratifche Revolution zu richtenden 
Armee Korps zwifchen Bamberg, Würzburg und Hof. 

Einigermaßen gefährlich fchien dem Bundestage Hedfcher unter den 
Yünfzigern zu fein, der damals, wie fo viele Andere, ‚repnblikanifche 
Reden gegen die Reaktion hielt. Doch berfelbe ließ fich gewinnen und 
wurde darauf zu einem Neichsminifter gemacht. 

Auch unter den fiebenzehn Vertrauensmännern gab es einen Schredens- 
‚ mann. Dieſes enfant terrible war Niemand anders ald der Geſchichts⸗ 
Profeffor Droyfen. Weil ſich derfelbe ebenfalls auf den andeutungsweife 
im L2epef’fchen Promemoria angegebenen Wegen hat gewinnen laſſen, und 
ſich ſogar dazu hergegeben hat, die deutfche Gefchichte zu Gunften des: 
preußifchen Herrfcherhaufes zu verunftalten, jo mag e8 der Mühe fich ver- 
lohnen, bier darauf Hinzuweifen, daß Droyſen zwei Promemoria’8 gegen 
die Reaktion anfertigte, worin er fi als Repubtifaner befannte und 
gegen das nämliche Preußenthum zu Welde zog, welchem er nachher 
dienfibar wurde. Auf die Schriftftüde felbft werden wir unten zurüd- 
fommen. Nachdem die Streitigfeit mit Dänemark ausgebrochen war, 
hatte die Bundesverfammlung den Profeffor Droyfen aus Kiel „aus- 
nahmsweife und bis auf Weiteres“ in ihrer 28. Sigung unter die fie- 
benzehpn Männer des Öffentlichen Vertrauens aufgenommen. 

Den geiftigen Mittelpunkt der Siebenzehn- bildete Profefior Dahl- 
mann, welcher von der preußifchen Regierung erwählt worden war, und 
die Aufgabe zu erfüllen hatte, den Berfaffungsentwurf — dem Plane 
der Reaktion gemäß — im preußifchen Sinne auszuarbeiten. Dahlmann 
war damals eine fo gefuchte Berfönlichkeit, daß ihn auch die 16. und 17. 
Stimme gewählt hätte, wenn Preußen nicht zuvorgelommen wäre. Der 
geheime Legationsrath Max von Gagern vertrat die 13. Stimme (Braun- 
fchweig und Naffau) und führte den Borfig. Für Baiern fungirte Kird)- 
geßner, der, als der Berfaflungs- Entwurf nicht im baierifchen Sinne 
ausfiel, feinen Austritt anzeigte, ohne dabei eines Erfagmannes zu er- 
wähnen ; weßhalb die Bundesverfammlung — obſchon vergebli — an 
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die baierifche Regierung das Anfuchen richtete, daß diejelbe für Wieder» 
befegung der exledigten Stelle fchleunigft Sorge tragen möge. Kurheflen 
hatte zuerft den Negierungsrath Wippermann zu feinem Vertrauensmann 
beftellt,; als aber derſelbe fich für die ihm zugedachte Rolle nicht zu 
‚eignen ſchien und Frankfurt verließ, trat an feine Stelle der Profefjor von 
der furheffifchen Tandes-Univerfität und Abgeordnete Dr. Bergf. Bon öfter- 
reichifcher Seite war der ftändifche niederöfterreichifche Verordnete, Appella- 
tiousrath Ritter von Schmerling erfchienen, und ihm noch der LTandrath 
Freiherr von Sommaruga zur Beihülfe im Gefchäfte, fowie zur Sub- 
ftituirung in BVerhinderungsfällen zur Seite geftellt. Hannover wurde 
durch den Göttinger Profeflor Zachariä vertreten. Die übrigen Ver—⸗ 
trauensmänner waren: Todt aus Adorf für das Königreich Sachen ; 
der Dichter Dr. Uhland aus Tübingen für Würtemberg; Ballermann 
aus Mannheim für Baden; Dr. Langen aus Rheinheſſen für Heffen- 
Darmftadt; der Staatsanwalt Willmar aus Turemburg für Luxemburg ; 
von der Gabelentz aus Altenburg und Luther aus Meiningen, für die 
fähfifhen Herzogthümer; Stever aus Medlenburg für Medlenburg ; 
Profeſſor Dr. Albreht aus Leipzig für Oldenburg und die andern 
Staaten der 15. Stimme; Jaup aus Darmftadt und Petri aus Detmold 
für die Heinen Staaten der 16. Stimme; endlich Profeflor Dr. Gervinus 
aus Heidelberg für die freien Städte der 17. Stimme, . 
Der von den Bertrauensmännern ausgearbeitete Entwurf *) beftimmte, 
daß „nunmehr an die Stelle des bisherigen deutfchen Bundes eine auf 
National-Einheit gebaute Verfaflung treten follte.” Die zum bisherigen 
deutfchen Bunde gehörigen Lande, mit Einfluß von Oft- und Welt: 
preußen und von Schleswig, follten fortan ein Reich — einen Bundes- 
ftaat bilden, während wegen des Großherzogthums Pofen und des 
Iſtrianer Kıeifes eine Beftimmung vorbehalten blieb. Die Selbftändigfeit 
der einzelnen deutſchen Staaten wurde nicht aufgehoben, aber, foweit 
e8 die Einheit Deutſchlands zu fordern fchien, befchränft. Diefe Befchrän- 
fung follte theil8 darin beftehen, daß fortan einzelne Staatsange- 
legenheiten ausjchließlih der Reichsgewalt anheimfielen, theils darin, 
daß dem Bolfe gewiffe Grundrechte und Einrichtungen von Reichswegen 
gewährleiftet wurden. Der Reichsgewalt follte zuftehen: a) die völfer- 
rechtliche Vertretung Deutfchlands und der einzelnen Staaten nad) Außen, 





*) S. Deutichlands Einheit und der Entwurf des deutſchen Reichsgrundge⸗ 
jetges, von den 17 Männern des öffentlichen Vertrauens überreiht am 26. April 
1848 und beleuchtet von %. F. Weichiel. Magdeburg 1848, 8. 
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fowie die Ueberwachung der von den einzelnen Staaten unter ſich oder 
nit dem Auslande abzujchließenden Verträge; b) das Recht über Krieg 
und Frieden; c) das Heerweien, beruhend auf ftehendem Heere und 
Landwehr, und auf dem Grundfag der allgemeinen Wehrpflicht ohne 
Stellvertretung ; d) das Feſtungsweſen; e) die Sicherung Deutſchlands 
zur See, durch Kriegsflotte und Kriegshäfen; f) da8 Zollwefen, fo daf 
da8 ganze Reich ein Zollgebiet bildete; g) das Poftwefen; h) Geſetz⸗ 
gebung und Oberanfficht über Waſſerſtraßen, Eifenbahnen und Zelegraphen ; 
i) Ertheilung von Erfindungs-Patenten, die ſich aufs ganze Reich zu 
erftreden hatte; k) die Geſetzgebung im Gebiet des öffentlichen und Pri- 
vatrechts, infoweit eine folche zur Durchbildung der Einheit Deutſchlands 
erforderlich fei, wohin insbejondere ein Geſetz über deutjches Heimaths- 
recht und Staatsbürgerrecht, fowie ein Geſetz über ein für ganz Deutſch— 
land gleiches Münz-, Maß⸗ und Gewichtſyſtem gezählt wurde; 1) die 
Gerichtsbarkeit, infoweit fie dem Keichdgericht zufäme; m) die Verfügung 
über ſämmtliche Zoll» und Rofteinfünfte und, fofern diefe und fonftige 
Neichdeinnahmen (wie Taxen, Kortzeffionsgelder 2c.) . für den nun ver- 
widelten und vervielfachten ftaatlichen Mechanismus nicht ausreichten, 
die Belegung der einzelnen Staaten mit KReichsftenern. Die Reichsgewalt 
war im NeichSoberhaupte und Reichstage vereinigt; die Verwaltung ein- 
zelner Zweige geſchah durch eigene Keichsbehörden, an deren Spiße die 
Neichs-Minifter ftanden. Das Reichs⸗Oberhaupt Hatte den 
Titel: „Deutſcher Kaifer“, und feine Würde follte „um der 
Sicdherftellung der wahren Wohlfahrt und Freiheit des 
deutfhen Bolfs willen“ erblich fein. Diefes Reichsoberhaupt refi- 
dirte zu Sranffurt am Main und bezog eine mit dem Reichstage zu 
vereinbarende Zivilliftee Der Kaifer hatte die vollziehende Gewalt in 
allen Angelegenheiten des Reichs, ernannte die Reichsbeamten und die 
Offiziere des ftehenden Heeres und der Marine, fowie bie Stab8offiziere 
der Landwehr; desgleichen verfügte er über die Bertheilung des ftehenden 
Heeres. Ihm ftand die außerordentliche Berufung, die Bertagung, Sclie- 
Bung und Auflöfung des Reichstags zu, deſſen Befchlüffe erft durch feine 
Berfündigung für alle Theile des Reichs verbindliche Kraft erhielten, er 
erließ die zur Vollziehung der Neichsgefege nöthigen Verordnungen, und 
das Recht des Vorſchlags und der Zuftimmung zu den Geſetzen theilte 
er mit dem Reichstage. Er übte die völferrechtliche Vertretung Deutfch- 
lands aus, entſchied über Krieg und Frieden und war un— 
verleglih und unverantwortlich, obwohl er ein verantwortliches 
Minifterium zur Seite hatte. Der Reichstag beftand aus zwei Häufern: 
16* 
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dem Ober- und Unterhauſe. Das Oberhaus, beſtehend aus höchſtens 
200 Mitgliedern, wurde gebildet aus den regierenden Fürſten, aus einem 
Abgeordneten von jeder freien Reichsſtadt und aus den Reichsräthen, 
welche vierzig Jahre alt waren, und aus den einzelnen Staaten durch 
die Stände, der Bevölkerung angemeſſen, auf 12 Jahre gewählt wurden, 
fo daß alle 4 Jahre ein Drittel austrat. Das Unterhaus beſtand aus 
Ahgeordneten des Volks, welche auf ſechs Jahre gewählt wurden, jo 
daß alle zwei Jahre ein Drittel ausfchied. Auf je 100,000 Seelen ber 
wirklichen Bevölkerung Fam ein Abgeordneter, jedoch fo, daß auch 
Staaten von geringerer Volkszahl einen Abgeordneten fchidten, und ein 
Ueberfchuß von wenigftens 50,000 Seelen ebenfalls zu einem Abgeordneten 
berechtigte. Die Wahl geſchah durchs Bolt (nit duch Ständever- 
fammlungen); ob aber direft oder inbireft (durch Wahlmänner), blieb 
der Geſetzgebung der einzelnen Staaten überlaffen. Wähler war jeder 
volljährige, felbftändige Staatsangehörige, mit Ausſchluß der wegen 
eines entehrenden Verbrechens Berurtheilten, wählbar jeder Wahlbered)- 
tigte nad) vollendetem dreißigften Lebensjahr ohne Unterfchied des Staates, 
aus dem er ftammte. Beamte bedurften zur Annahme der Wahl feiner 
Genehmigung. Die Neichsräthe und die Mitglieder des Unterhaufjes 
bezogen Reife» und Zaggelder aus der Heichslaffe. Jedes Mitglied des 
Reichstags vertrat ganz Deutfchland und war an Inſtruktionen nit 
gebunden. Zur Gültigkeit eines NeichStagsbefchluffes gehörte die Weber: 
einftimmung beider Häufer, die auf gleiche Weiſe das Recht 
des Geſetzvorſchlags, der Beſchwerde, der Adreſſe und der Minifter-An- 
klage hatten. Der Voranſchlag des Neichshaushalts war ſtets zuerft 
dem Unterhanfe zur Beſchlußnahme vorzulegen, deren Ergebniß das 
Dberhaus nur im Ganzen verwerfen durfte. Zum Befchluß eines jeden 
Haufes gehörte die Gegenwart von einem Drittel der Mitglieder und 
die abjolute Mehrheit der Stimmen. Sit des Reichstags war Frank⸗ 
furt am Main, die Verhandlungen und Beſchlußfafſung beider Häufer 
gefhahen öffentlich. Eine Bertagung durch den Kaifer durfte nicht über 
ſechs Wochen ausgedehnt werden, und einer Auflöfung Hatte die Anord- 
nung neuer Wahlen binnen 14 Zagen zu folgen, widrigenfalld der Reichs⸗ 
tag drei Monate nach der Auflöfung in feiner alten Geftalt zufammen- 
treten follte, wenn die Zeit der ordentlichen Sigung nicht früher fiel. 
Die Mitglieder des Reichstags durften — außer im Fall der Ergreifung 
auf frifcher That bei einem peinlichen Verbrechen — während ihrer 
Anwefenheit anf dem Reichstage, fowie auf der Hin- und Herreife 
nicht ohne Zuftimmung des Haufes, dem fe angehörten, verhaftet 


werden, auch nicht wegen ihrer Aeußerungen im Hauſe an einem anbern 
Orte zur Rechenfchaft gezogen werden. Die Reichsminiſter hatten Zutritt 
in jedem Haufe und mußten auf ihr Verlangen gehört werden, ehbenfo 
wie fie zu erfcheinen Hatten, wenn ihre Gegenwart verlangt wurde; doc) 
hatten fie nur Stimmredt in dem einen oder andern Haufe, wenn fie 
Mitglieder deffelben waren. 

Die Neichsräthe vertheilten fich (zufolge Anlage .A des Bundestags- 
Protofolls vom 27. April 1848) folgendermaßen: Defterreich 24, Preu- 
fen 24, Baiern 12, Sachfen, Hannover, Würtemberg und Baden je 
6= 32, Kurheſſen, großherzogliches Heflen, Schleswig-Holftein und Med- 
Ienburg- Schwerin je 6 — 24, Ruremburg, Braunſchweig, Naflau, Weimar, 
Oldenburg je 4=20, Koburg, Meiningen, Altenburg je 2=6, alle 
andern Staaten je 1= 19: zufammen 161. 

Hierzu fam ein Reichsgericht, das feinen Sit in Nürnberg haben 
follte. Alle Bundesbefchlüffe, Kandesgefege und Berträge zwifchen einzelnen 
deutfchen Staaten waren, infoweit fie mit einer Beftimmung des Reichs⸗ 
grundgejeges in Widerfpruc ftanden, außer Kraft geſetzt. Zu Abände- 
rungen des Reichsgrundgeſetzes war die MWebereinftimmung des Reichs⸗ 
tags mit dem Neich8oberhaupte, in jedem Haufe die Anwefenheit von 
wenigftens Dreiviertel der Mitglieder, und eine Stimmenmehrheit von 
Dreiviertel der Anweſenden erforderlich. Die regierenden Häufer der eins 
zelnen Bundesftaaten hatten das Reichsgrundgeſetz nicht zu befchwören. 

Dahlmann, der eigentliche Schöpfer des Reichsverfaffungs-Entwurfs, 
welch’ letsterer in der That den Arbeiten der zufammentretenden Tonftitui- 
renden Berfammlung zur Grundlage diente, hatte Feine Revolutions⸗, fon- 
dern eine Reftaurations-Verfaffung geliefert. Allerdings waren derſelben 
einige Grundrechte beigegeben, allein diefe bildeten gerade zu dem übrigen 
Inhalte einen fchreienden Kontraft und eine fchwere Anklage. Noch 
fhlimmer als die verfchimmelte Inftitution des Erbkaiſerthums war die 
Einführung des Zweikammer⸗Syſtems; denn hierdurch wurde die neue 
Rechtsanſchauung, welche erft noch vermittelft des allgemeinen Stimmredhts 
ſich ſchwach und allmählig Bahn brechen follte, ſchon von Vornherein, an 
Händen und Füßen gefeffelt, der alten Welt überliefert. Zwar ließ der 
Berfaflungsentwurf anfcheinend zweifelhaft, ob der Erbfaifer aus dem 
Hohenzollern’fchen oder aus dem Habsburg⸗Lotharinger Herrfcherhaufe 
zu nehmen war; indeß Tonnte Niemand, der die Pläne der Erbfaifer- 
partei fannte, darüber unklar fein, daß der Bonner Profefjor für die 
preußiſche Regierung, die ihn zu ihrem Bertrauensmann beftellt, gearbeitet 
hatte. Der Plan der Reaktion war fir und fertig. Der König von Preußen 
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wollte nicht Kaifer der Deutfchen und die Reichsverfaſſung follte nicht 
eine Wirklichkeit werben. Aber Dahlmann's Berfaffungsentwurf hatte die 
Aufgabe, die Öffentliche Meinung irre zu führen. In biefen Plan paßte 
es, wenn einestheild das baieriſche Haus Wittelsbach dem Berfaffungs- 
entwurfe der Bertrauensmänner den Berfaffungsentwurf eines breiföpfigen 
Direktoriums entgegenftellte *), um zu verhindern, daß die deutfchen 
Fürften „zu bloßen Borftehern der Lanbes-Polizeigewalt herabgefetzt“ 
würden, und wenn anderntheils zur Wahrung des Scheines ihrer Unab- 
hängigfeit die Bertrauensmänner den Entwurf, nachdem fie ihn fertig 
gemacht Hatten, fogleich veröffentlichten, ohne ihn erft in der Bundesver⸗ 
fammlung disfutiren zu laſſen. Es war im Rathe der Allerhöchften be- 
fchloffen, daß aus der nationalen Bewegung fein dauerndes, gefetzlich 
anerkanntes Werf hervorgehen durfte. Einzig und allein der Herzog von 
Koburg fandte dem Bundestage bie gothaifche Berfaffung ein, um die- 
felbe vom Bunde gewährleiften zu laffen. 

Weil die Bertreter der nationalen Bewegung Nichts zu Stande 
bringen follten, wandte fi) die Spener’fche Zeitung vom 6. Mai, die 
den Tag vorher für die preußifche Hegemonie geſchwärmt hatte, in einem 
infpirirten Artikel gegen den Entwurf der Siebenzehner, indem fte fchrieb: 

„Welch' ein Speck mit dem deutſchen Kaifer! Was einmal abge- 
ftorben ift, fan in der alten Form nicht wieder auferftehen. Und wenn 
es noch ein Titular-Kaiſer wäre, fo könnte man eine folche Schöpfung 
denjenigen Einrichtungen zuzählen, welche je nach den Umftänben ent: 
weder nützlich, überflüffig oder fchädlich find ; aber ein Kaifer mit einer 
Apanage mit fo und fo viel Millionen, einem foftfpieligen Minifterium 
und Beamtenheer! Als Ergänzung dazu ein ebenfalls koſtſpieliges und 

*) S. Entwurf von Grundzligen zu einer nationalen deutichen Bundesver⸗ 
faflung. (Bon Baiern vorgelegt. Außerordentliche Beilage zur Allgemeinen Zeitung 
bom 15. Mai 1848, Seiten 2—4. — Die innern Berfaflungszuftände des 
Königreih8 Baiern werden am Beſten charakterifiri durch folgende Beftimmung 
der baieriichen ftändifchen Berfaffung: „Abänderungen in den Beſtimmungen der 
Berfaflungsurfunde oder Zuſätze zu derjelben können ohne BZuftimmung der 
Stände nicht geichehen. Die Borjhläge hierzu gehen nur von dem 
Könige aus, und nur wenn derjelbe fie an die Stände gebradit 
bat, dürfen diefe darüber berathfchlagen. Zu einem gültigen Bejchluffe 
in diefer Höchft wichtigen Angelegenheit wirb wenigftens dje Gegenwart von drei 
Biertheilen der bei der Verſammlung anmejenden Mitglieder in jeder Kammer 
und eine Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen erfordert.” $. 7. Titel X 
der baieriichen Berfaflungsurkunde.) 
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überflüffiges, aus der Rumpelkammer ber Vergangenheit hervorgeholtes 
Reichsgericht in Nürnberg! Laßt doch die Todten ruhen! Nicht die Weis- 
heit der Doftrinäre und Berfaffungsmacher beftimmen den, der die Hege- 
monie in Deutfchland führt, fondern die Gewalt der Umftände und Ber- 
hältniffe. Diefe geben Preußen die Hegemonie Deutfchlands, denn Preußen 
ift der erfte und mächtigfte rein deutfche Staat!“ 

Um das Einheitswerf der National - Vertretung zu Nichte zu 
machen, ertheilte die preußifche Regierung auf eine Anfrage der mei-. 
ningifhen, wie befannt wurde, den guten Rath, neben der Tonftituiren- 
ben Berfammlung, die in Frankfurt am Main zujammentreten follte, 
überall in den einzelnen Staaten die Landtage einzuberufen und durch 
diefelben Konftituirungs- Arbeiten vornehmen zu laflen. Die ehrgeizigen 
Männer des Bürgertfums, die gern vor der Welt ihre ftaatsmännifche 
Weisheit anbringen wollten, fuchten ohnehin ihren Heimathsſtaat zu 
einem Mufterftaate umzugeftalten und kamen auf diefe Weife den Ab- 
fihten der Reaktion auf mehr als der Hälfte des Wegs entgegen. Anz 
geſichts dieſer Gefahr fuchte der Fünfziger-Ausfhuß nur einen Beſchluß 
des Bundestages zu erwirken, wonach e8 bei Doppelwahlen Jedermann 
freiftehen follte, entweder im Frankfurter Parlamente oder in feinem 
Heimathlande als Volksvertreter zu fungiren. Der Fünfziger- Ausschuß 
feste matt hinzu: 

„Es erfcheine wünfchenswerth, daß während der ‘Dauer der konſti⸗ 
tuirenden National - Berfammlung die Landtage der einzelnen Staaten 
wo möglich (!) ausgejegt und nicht ohne die dringendften Gründe ein- 
berufen werden. Der Ausfchuß fei entfchieden der Weberzeugung, da 
Tonftitnirende Verfammlungen in einzelnen Staaten nicht einberufen wer- 
den follten, bevor das Berfaffungswert für Deutjchland vollendet fein 
werde, indem andernfalls widerfprechende Grundfäte und Beftimmungen, 
eine Duelle fpäterer Störungen und Zerwürfniſſe, faum zu vermeiden 
fein werden.“ 

Die Bundesverfammlung wich) dem Erfuchen des Yünfziger-Aus- 
fchußes geſchickt aus umd .hütete fich Flüglich einen Beſchluß zu fallen, 


. der die Abfichten der Reaktion geftört hätte. Sie erwiderte nämlich den 


Fünfzigern: 

„Die Bundesverſammlung glaube zwar, daß die geäußerten Wünſche 
fo viel für ſich haben, daß die hohen Regierungen dieſelben ſchon er- 
wogen haben werden unb fie, foweit es die Verhältniffe der einzelnen 
Länder geftatten, berüdfichtigen werben; fie wolle aber noch ausbrüdlich 
die hohen Bundesregierungen auf diefelben aufmerkſam machen, da fie 
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felbft einen Befhluß hierüber nicht zu faſſen vermöge, 
ohne vorher genaue Kenntniß der gegenwärtigen Berhältniffe der einzel- 
nen Länder zu haben, und daher beforgen müßte, ftörend in die innern 
Angelegenheiten derfelben einzugreifen.” (41. Sigung vom 26. April.) 

Ein fpäter in der Frankfurter National-Berfammlung geftellter An⸗ 
trag Jakob Venedey's, welcher die mit dem Einigungswerke der Pauls⸗ 
fiche in Widerſpruch ftehenden Konftitutions-Arbeiten der einzelnen 
Ständeverfammlungen unterfagte, war nicht gegen die realtionären Re- 
gierungen, fondern gegen die ſüddeutſchen Republikaner gerichtet. 

Angeregt von Profefjor Droyfen, beantragten die Vertrauensmänner 
nicht bloß den bewaffneten Schuß Deutjchlands zur See, fondern auch, 
foweit e8 nicht bereitS gejchehen, die Einführung einer allgemeinen Bolts- 
bewaffnung. Den Anträgen der PVertrauensmänner waren zwei Denk⸗ 
fohriften beigefügt, in deren einer ihr Berfafler, der Republikaner Droyjen, 
über die Bollsbewaffnung unter Anderm fagte: 

„Es ift eine der bedenklichften Wendungen in der berzeitigen extem⸗ 
porifirten Bollsbewaffnung, daß fie fich, wenigftens vieler Orten, aus- 
drüclich gegen die fogenannten Proletarier wendet. Der traurige Unter- 
fchied zwifchen National-Garden und Volk hat in Frankreich nicht wenig 
zu dem Unheil der jüngften Tage beigetragen. Diefen Unterfchied in das 
Syſtem der deutfchen Vollsbewaffnung übertragen, heißt nichts Anderes, 
al8 einen innern Hader verewigen, ja zum Xheil erft erweden, dem über 
Kurz oder Lang alle Güter des Friedens, der Sicherheit, der Zivilifation 
jelbft erliegen müfjen.“ (Beilage 2 zu $. 299 des Protofoll® ber 37. 
Sigung der deutſchen Bunbesverfammlung vom 18. April 1848.) 

Auch diefe Anträge verftand die Bundesverfammlung gefickt zu - 
umgehen, indem fie einfach die Einführung der Volksbewaffnung den 
Regierungen anempfehlen zu wollen verfpradh. Die meiften Heinen Staaten 
reichten der Bundesverfammlung ihre Geſetze und Verordnungen bezüg- 
lich der Volfsbewaffnung ein. Das befitlofe Volt blieb ohne Waffen, 
denn nur die Befigenden follten fi und ihr Eigentum nermittelft der 
Bollsbewaffnung vertheidigen und den Behörden die Orbnung und Ruhe 
aufrecht erhalten helfen. &leichwie früher Hinfichtlich der Preffreiheit den 
einzelnen Staaten ein Mufterentwurf geliefert, und gleihwie in ber Ge⸗ 
ftalt eines Aufruhrgefeges allen deutſchen Landen ein Vorbild zugegan- 
gen war, jo erhielten fie jeßt auch ein reaftionäres Ideal für die Ein- 
führung der Bolfsbewaffnung als Nachtwächter-Inftituts. Selbiges ging 
wieder von Hannover aus und lautete folgendermaßen: *) 


*) Beilage 2 zu 8. 809 des Protofoll® der Yundesverfammiung vom 20 - 
April 1848, 
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„Belanntmachung des kön. hannöveriſchen Mini fteriums des Innern 
die Errichtung von Bürgerwehren (Schutzwachen) in ben Gemeinden 
betreffend. oo. 

„I. Für nicht amtsfäffige Städte und Flecken. 

...... Die Bürgerwehr ſoll vorzugsweiſe aus Bürgern beſtehen. 
... Die Bürgerwehr und ihr Führer bleiben aller Orten den Anordnungen 
und der Leitung der Stadt- und Tleden-Obrigfeit unterworfen; die Ob- 
rigkeit kann die Bürgerwehr, um fie nen zu ordnen, auflöfen, ſobald fie 
deren ortbeftehen in bisheriger Weife nicht angemefien erachtet. Im » 
Städten und Pleden, wo Bürgerwehren unter hiervon abweichenden Ber- 
bältniffen fich gebildet haben, werden biefelben Hierdurch den Anordnun⸗ 
gen und der Leitung der Obrigkeit ausdrücklich unterworfen. 

„I. Für Landgemeinden und amtsfäffige Städte und Flecken. 

...... Aus welchen Einwohnern die Schutzwehr gebildet werden 
ſoll, bleibt dem nach den jedesmaligen Umſtänden zu bemeſſenden Be— 
ſchlufſe der Gemeinde überlaſſen. Die Art der Bewaffnung, ſowie, ob 
Jeder ſich ſelbft die Waffe anzuſchaffen hat, oder ob dieſelbe auf Koſten 
der Gemeinde anzuſchaffen iſt, beſtimmt die Gemeinde. Der Ortsvor⸗ 
ſtand hat auch die Bildung der beſchloſſenen Schutzwachen zu leiten; 
die wegen Bildung derſelben zu treffenden Einrichtungen unterliegen 
ſeiner Genehmigung. Die Obrigkeiten ſind angewieſen, den Landgemein⸗ 
den behufs zweckmäßiger Bildung von Schutzwachen aller Orten durch 
geeignete Anleitung behülflich zu fein; fte ſollen daher von dem gefaßten 
Beihhluffe auf Errichtung einer Schutzwache fofort Anzeige erhalten, und 
werden, wo fie es nöthig finden, mit einem von der Gemeinde zu wählen 
den Ausfchuffe darüber berathen. 

„IH. Gemeinfchaftlice Beftinmungen für Stadt- und Land⸗ 
gemeinben. 

„Bereit von der Verpflichtung zur Theilnahme an der Bürgerwehr 
oder Schutzwache find: 1. Gebrechliche, 2. Geiftliche und Aerzte, und 
3. Einwohner, welche im aftiven Militär-Dienfte ftehen. Staatsdiener 
bürfen nur infoweit daran theilnehmen, als der öffentliche Dienft die 
Theilnahme geftattet; fie haben in diefer Beziehung, mit Ausnahme ber 
auch ohne Bezeugung befreiten Borftände der Behörden, auf Erfordern 
eine Bezeugung des Dienftvorgefegten beizubringen. Die Errichtung ber 
Bürgerwehren in ben Städten ꝛc. und der Schugwachen auf dem Rande zc, 
ift nur Angelegenheit der einzelnen Gemeinde; die Bürgerwehr oder 
Schugwehr darf daher ihre Wirkſamkeit über die Gränzen des Gemeinde- 
bezirks nur dann hinaus erftreden, wenn eine Aufforderung der Obrigkeit 


erfolgt, oder der, durch den 8. 8 des Geſetzes *) über die Verpflichtung 
zum Schabenerfaß bei Aufläufen vom heutigen Tage bezeichnete Fall einer 
aus der eignen Gemeinde gegen benachbarte Orte beabfichtigten Nuhe- 
flörung eintritt. Die Verbindung mehrerer Gemeinden zu einer gemein- 
Schaftlihen Bewaffnung ift nur auf erfolgte Genehmigung der Ortsbe- 
börde ftattnehmig. In der Regel befhränft fi der Dienft der 
Bürgerwehr und der Schutzwache auf die Ausführung von. 
Nachtwachen ꝛc.“ 

Zuletzt fiel den Vertrauensmännern, da fie längſt ihre Aufgabe er- 
füllt hatten, die Fortdauer ihrer Stellung felbft zur Laft; weßhalb am 
27. Mai der Borfigende derfelben ein Gefuh um Auflöfung einreichte. 
Diefe Auflöfung wurde von der Bundesverfammlung am 5. Juni aus- 
gefprochen. Laut bdofumentirter Rechnung beliefen fich allein die während 
der Berhandlungen der Bertrauensmänner verurfadhten Drud-, Erpedi- 
tions- und ähnliche Koften auf 534 Gulden 31 Kreuzer. Die nicht un- 
beträchtlichen Diäten beftritten natürlich diejenigen Staaten, welche die ein- 
zelnen Vertrauensmänner auserlefen, bevollmächtigt und abgefandt hatten. 

Die Bundesverfammlung gewahrte mit Schreden, daß alle Mittel, 
fie wieder in der öffentlichen Meinung zu befeftigen, nicht genug an⸗ 
ſchlugen. Indeß erhielt fie gewiſſe Beweife des Vertrauens in den Ein- 
gaben, die jest von Zeit zu Zeit an fie gelangten. Da dieje Eingaben im 
Allgemeinen zur Kennzeichnung der Bewegung beitragen, auch manche 
von ihnen drollig genug find, follen einige davon Hier Erwähnung 
finden. 

Schon im Januar erftattete Dr. Freiherr von Reden in Berlin, 
Namens des Bereins für deutfche Statiftit dafelbft, Anzeige über den 
gedeihlichen Fortgang diefes Vereins und verband damit die Bitte um 
Unterftügung der von demfelben beabfichtigten Herausgabe einer Statiftif 
bes deutſchen Bundes entweder durch ein Gefchent von 4000 Thalern 
oder aber durch Zuficherung der Abnahme von 500 Exemplaren diejes 
Werkes von zirfa 200 Drudbogen. Nachdem der Bundestag, der fonft 
bloß den Verein für deutfche Alterthumskunde reichlich befoldete, den Re⸗ 
gierungen die Unterftügung Reden's an's Herz gelegt hatte, trat die 
Gebruar-Revolution ein. Nunmehr erneuerte Reden feine Bitte zu wieber- 
holten Malen, befchräntte fi) aber füglich auf eine einftweilige Unter- 
ftügung von 1000 Thalern und feste feine Unterftügungsgefuche, nachdem 
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*) Des hannöveriſchen Aufruhrgeſetzes, zu welchem das Bürgerwehrgeſetz die 
Ergänzung bildet. 
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die Zentral» Gewalt errichtet und nachdem der Bundestag reſtaurirt 
worden war, jahrelang fort. Aus der Retition vom 13. Januar 1848 
ift die Stelle bemerfenswerth, welche fich auf eine foziale Preisfrage be- 
zieht. Neden meldet nämlich, daß der ftatiftifche Verein zur Bildung eines 
Prämien-Fonds für ftatiftifche Preisfragen die Einleitung getroffen und 
als erfte Aufgabe die Beantwortung folgender Frage gewählt habe: „ft 
bie oft gehörte Behauptung gegründet, daß in Deutjchland oder einzelnen 
Staaten des deutfchen Bundes Verarmung und Sittenverderbtheit gegen 
frühere Zeiten unverhältnigmäßig zugenommen haben, und welches find 
(im alle der Bejahung) die allgemeinen Urfachen diefer Erſcheinung?“ 
(S; 8. 80 der 6. Sitzung des Bundestages vom 10. Februar 1848.) 

Bon einem Pfeudonymus (Möller) in Gießen, der fih Karl Morik 
Emanuel XIX. nannte, wurde der Bundestag gleichfalls mit mehreren 
Eingaben behelligt. Der Betreffende überfandte Vorftellungen und Mit- 
theilungen über die Anwendung des Sprengens bei dem Entjanden der 
Flußbette, ſowie überhaupt über da8 Sprengen unter Waffer. Außer einer 
Dentfchrift und fünf Blättern Zeichnungen war feiner Eingabe eine ver- 
fiegelte Anlage beigefügt, die den Namen und Stand des Verfaſſers 
enthielt. 

Pofitifcher Natur war eine Eingabe vom proviforifhhen Ausſchuß 
des National-Bereins für deutfche Auswanderung. Selbige enthielt die 
Borftelung und Bitte, daß hohe Bundesverfammlung zur Berathung 
über bald möglichfte Erreichung der nationalen Zwecke des Bereins durch 
fommittirte Männer mit ihm in Verbindung treten möge. 

Unterm 5. März überreichte Adolph Henze, Direftor des „Zentral- 
Bereins für Induftrie, Handel und Gewerbe“ zu Leipzig, eine Borftellung 
in Betreff der Konftituirung einer Zentral-Patent-Behörde. 

Ein Poftverwefer, Namens Joſeph Müller, zu Wallmerod im Herzog- 
thum Naſſau, wünfchte ſich dem Freifchaarenzuge nad) Schleswig-Hol- 
ſtein anſchließen zu dürfen; doch wurde ſeine Petition als unſtatthaft ad 
acta gelegt. 

Aus Mölle im Herzogthum Lauenburg ging eine Eingabe von 82 
Unterzeichnern ein, betreffend die Erfüllung der Bundespflichten feitens 
des Herzogthums Lauenburg, nebft einer Belanntmahung der Ratze- 
burger Regierung vom 18. April. Eine ähnliche Eingabe wurde am 
5. Mai vom Juſtizrath Höchftädt perfünlich überreicht ; andere derartige 
Eingaben folgten. 

Die Aeltermeifter und Beifiger des Töpfergewerks zu Bromberg 
fuchten unterm 28. April um den Schutz der Rechte der Zünfte und 
Innungen, insbefondere der ZTöpfermeifter, nad). 
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Unterm 29. April richtete das deutſche Komité zur Wahrung deut- 
ſcher Intereffen für Nawitfh und Umgegend an ben Bundestag bie 
Bitte, die Aufnahme der deutjchen Bewohner des Kröbner Kreifes in den 
deutichen Bund und die Wahl eines Abgeordneten aut konſtituirenden 
Verſammlung zu verfügen. 

Dr. Chr. Fr. Elvers, kurheſſiſcher Ober⸗Appellations⸗Rath zu Kaffel, 
fandte am 1. Mai ein Promemoria ein, betreffend die Wiederherftellung 
des deutfchen Neich8 und verbunden mit der Mittheilung eines Projekts 
über eine direfte Verbindung der Oſt- und Nordſee durch eine Sciffs- 
eifenbahn zwifchen Flensburg und Hufum. 

I. 3. Weber, Buchhändler zu Leipzig, überfandte unterm 1. Mai 
20 Eremplare der Nummer 252 der Illuſtrirten Zeitung, enthaltend den 
Entwurf einer deutfchen Reichsverfaſſung, zur Vertheilung an die Mit- 
glieder der hohen Bundesverfammlung. 

Unter gleichem Datum fchidte Dr. Theodor Bernd, Profeffor zu 
Bonn, als Zeichen feiner Verehrung eine Heine Drudichrift unter dem 
Titel: „Die drei deutſchen Farben und ein deutfches Wappen. Bonn, 1848.” 

Vom Yuftiz-Kommiffarius Robert in Berlin lief der Abdrud eines 
von ihm durch die Zeitungen veröffentlichten kurzen Auffates , betitelt: 
„Ein Wort über Abhülfe der Gewerbenoth und des Geldmangels,” 
bei der Bundesverfammlung ein. Der Berfaffer fchlug die Errichtung 
nationaler Induftrie-Banken vor, welche verpflichtet fein follten, alle 
Urten von Fabrifaten zu einem Normal-Schägungswerth von 20 Prozent 
unter dem Berfaufswerth des Yabrifats anzunehmen. Diefer Normal- 
Schätzungswerth ſollte dem Prodnzenten als ein Zeitpfanddarlehen in 
Papiergeld ausgezahlt werden. — Ferner beantragte Robert ein unbe- 
dingtes Ausfuhrverbot des gemünzten Geldes und allen nicht kunſt—⸗ 
mäßig verarbeiteten Goldes und Silbers nach dem Auslande. Für die 
Zwede des Handels mit dem Auslande follten einige Städte zu Stapel- 
Orten bdefignirt werden, in denen der Austaufch der gegenfeitigen Pro- 
dufte ftattzufinden hätte. — Der barbarifche Plan wurde vom Bundes- 
tage ad acta gelegt. 

J. 4. Mohr, Privat-Gelehrter in Meiningen, richtete unterm 
9. Mai an den Bundestag eine Borftelung und ein Gefuch in Betreff 
der Organifation der deutjchen Gefindeichaft. 

Vom beutichen Zentral-Fomitd und den Wahlmännern der Stadt 
Pofen langte am 11. Mai eine Eingabe an, betreffend die möglichit 
baldige Einverleibung der Stadt und des Kreifes Rofen in dem beut- 
ſchen Bund. 
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Der Mechanikus Ludwig Arnold Leinberger zu Nürnberg theilte in 
einer Eingabe vom 13. Mai mit, daß er ein eifernes Luftdampffchiff, 
welches als Brander bei einer Armee oder Kriegsflotte verwendbar fei, 
erfunden habe. 

Ernft von Burſian, Dr. phil. von Braunfchweig, reichte am 
22. Mai ein Geſuch um Beihäftigung, refp. Anftellung,, perfönlich ein. 

Sodann langte am 23. Mai eine Eingabe von Siegfried Juſtus 
an, dem Apoftel für das Reich Gottes auf Erden, weldjer im Auftrage 
feines Herrn und Meifters und als Bevollmächtigter von Zion eine Dent- 
fhrift unter dem Titel: „Amtliche Beftätigung eines diplomatischen 
Aktenſtücks von Zion in Betreff des Neiches Gottes,” einreichte. 

Klaproth, kön. preuß. Major a. D., machte in einem Schreiben vom 
29. Mai dent Bundestage den Vorſchlag, ein nıobiles Freiwilliges beut- 
fches Jäger-Korps zu errichten. 

Außer polnifchen Proteften gegen die Einverleibung in den deutfchen 
Bund fei hier nur noch die dem Bundestage eingereichte Schrift Theodor 
Bahrl's, des Agenten der Fön. preuß. Seehaudlungs-Sozietät in ben 
merifanifchen reiftaaten, erwähnt, bezüglich der Frage: ob Hamburg in 
dem deutfchen Zollſyſteme ein völliger Wreihafen bleibe, oder in dem 
fünftigen allgemeinen Zollverbande eine beutfche Handelsftadt mit einem 
wohlgeordneten Entrepot-Syftem werde ? 

Alle diefe Eingaben konnten den Bundestag nicht tröften Hinfichtlich 
der Einbuße an Bertrauen, die er durd) das Belanntwerben des Lepel'⸗ 
fhen Promemoria’8 erlitten hatte. Er war fehr vorfichtig geworden und 
faßte vom 17. Mai bis zum 10. Juni fein geheimes Protofoll mehr ab. 
Dann aber verfiel er doch wieder feiner alten Gewohnheit, indem er meinte, 
daß num einmal nicht alle Angelegenheiten an "die große Glocke gehängt 
werden fünnten. Die neuen fonftitutionellen Meinifter: ein Römer in 
Würtemberg, ein Wippermann in Kurheſſen, ein Stüve in Hannover, 
u. f. w. thaten ihr Möglichftes, um den Bundestag in der allgemeinen 
Achtung aufzuwärmen; weßhalb denn von der würtemberg’jchen Regie- 
rung fogar der Antrag geftellt wurde, die Sigungen des Bundestags 
— mit Ausnahme folder, die geheim bleiben müßten — Öffentlich zu 
machen *). Endlich wurde der Bundestag durd gänzlich neue Gefandte 


*) Auch von der braunichweigiichen Regierung lief ein gleiher Antrag ein. 
Die Abfiht ging in beiden Fällen dahin, unvermerkt das Plenum anzubahnen, 
welches erforderlich war, wenn die zu fchaffende Bentral-Gewalt aus den Händen 
des Bundestags ihre Machtbefugniß einpfangen follte. Nicht minder follte ber 
Bundestag dem Parlamente gegenüber einen vollwichtigen Körper bilden. 
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aufzufriſchen geſucht, um ihn wenigſtens ſo lange um der Rechts⸗Kon⸗ 
tinuität willen am Leben zu erhalten, bis die im Lepel'ſchen Promemoria 
als nothwendig bezeichnete Zentral-Gewalt an ſeine Stelle treten konnte. 
Den baieriſchen Geſandten Willich erſetzte der Kämmerer Freiherr von 
Cloſen, den würtembergiſchen Freiherrn von Blomberg der Ober-Tribu- 
nal-Rath Freiherr von Sternenfels, und für Hamburg trat zeitweilig — 
wegen des auf einer Mifjion nad; England begriffenen Syndifus Banks — 
Lutteroth-Legat ein. Aus der Militärlommiffion ging Herr von Radowig 
ab und überließ, bis der Generalmajor von Peuder anfam, dem preußi- 
ſchen Mitgliede From dort die Angelegenheiten allein. An die Stelle des 
Lübecker Geſandten Curtius rüdte Dr. von der Hude ein, Wingigeroda 
wurde durch Dr. Liebe, von Both durch Oberft Mosle erfegt. Für den 
abtretenden dänifchen Gefandten von Pechlin erfchien Dr. Madai, und 
der Frankfurter Dr. Harnier, der das Lepel’fche Promemoria mit unter- 
zeichnet hatte, mußte feinen Plag dem Schöff und Senator Dr. Souchay 
einräumen. Den preußifhen Grafen Dönnhoff löfte Herr von Ufedom, 
den fächlifchen Freihern von Noftig und Jänkendorff Dr. Todt aus 
Adorf ab. Als der thüringifche Staatsrath Freiherr von Fritzſch abbe- 
rufen wurde, nahmen feine Stelle fogar mehrere Gefandten ein, nämlich: 
der geheime Rath und fachjfen-weimarifche Laudmarſchall Herr von der 
Gabeleng (für Weimar und Altenburg), der geheime Rath Freiherr von 
. Stodmar (ald Bundestagsgefandter für Koburg-Gotha) und Profeſſor 
Dr. Perthes (ald Bertreter von Meiningen-Hildburghaufen). Hierbei ift 
indeß zu bemerken, daß die Regierungen, indem fie zu ihrer Sicherheit 
eine Zentral-Gewalt einjegen wollten, die Herftellung eines für organi- 
Ihe Einrichtungen im Bundesrechte vorgefchriebenen Plenums im Auge: 
hatten. Der fehwerin’fche Regierungsrath Dr. Karften erjegte Herrn von 
Schad, der Hannöverifche Klofterratö von Wangenheim den Yreiherrn 
von Leuthe, und der Geheime Yuftizrath Petri erſchien lippe’fcherjeit8 zur 
Herbeiführung des heimlich angeftrebten Plenums. Zuletzt bot der Bundes- 
tag ein ganz neues Bild dar, aber fein Geift war immer noch der alte. 
Zum Präfidenten für diefe funfelsnagel-neue Bundesverfammlung war 
der kaiſerlich-königliche niederöfterreichifche Apellations-Rath und ftändi- 
ſche Verordnete Ritter von Schmerling auserforen. Selbiger eröffırete fein 
Präſidium am 19. Mai mit den Worten: 
„Meine Herren ! 

In der ernfteften Zeit, die je Deutfchland erlebte, trete ich in Ihre 

Mitte. Das Werk, welches unfere Freiheit und Stärke auf immer fchaffen 
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ſoll, es wird begonnen *) Auch wir find berufen, bei dieſem Baue mit⸗ 
zuwirken, denn nunmehr kennen die Regierungen feine andern Intereſſen, 
als die Völker. Bon dem reblichen Streben zu diefer Mitwirkung find 
wir Alle ducchdrungen. Empfangen Sie die Berficherung, daß alle meine 
Kräfte unferm wichtigen Berufe geweiht fein werden, und erlauben Sie 
mir die Bitte, mir Ihr Vertrauen, Ihre Uuterftügung nicht zu verfagen. 
Möge e8 mir gelingen, Sie, meine Herren, im Laufe unferer Gefchäfts- 
verbindung zu überzeugen, wie ich von dem -lebendigfien Gefühle durd}- 
drungen bin, daß unfer ſchönes Vaterland mächtig, frei und dadurch 
glüdlich werde.“ 

- Wenn man diefe Rede Schmerlings, von der gegenwärtig Sag für 
Sag jofort unfere Lachmuskeln reizt, mit Bedacht lieft, wird man be= 
greifen, daß fie als diplomatifches Phraſenſtück für die Oeffentlichfeit be- 
ftimmt war, daß fie dem Bundestage in der öffentlihen Meinung 
nügen follte. Doch fei erwähnt, daß ein Gefandter in ber Bundesverfanmlung 
fi) befand — Todt aus Adorfe—, welcher es viel ehrlicher mit dem 
Bolfe meinte, als feine fämmtlichen Herren Kollegen. Bor Todt mußte 
fih die Bundesverfammlung in Acht nehmen. Zwar führte auch Todt 
einen Titel, der gewöhnlich bei Demokraten zu begründetem Berdadhte 
Anlaß gibt: er hieß nämlich „Seheimer Legations-Rath“; allein Todt 
blieb immerhin im Schooße der Bundesverfammlung als fehr unflarer 
Menfh gefährlich und fand fich mit feinen Kollegen nicht jo Leicht zu- 
recht, wie 3. B. der Geheime Rath Welder oder der gebrochene Syivefter 
Jordan. | 
Wie ungefhidt benahm ſich Todt nicht, als in Mainz cin biutiger 
Zufammenftoß zwiſchen der Bürgerwehr und der dortigen preußischen 
Beſatzung ftattgefunden hatte! Allerdings war nad) den traurigen Vor- 
füllen in Kaflel ber Bundestag fehr beforgt geweſen und hatte fein 
Präſidium erfucht, genaue Nachrichten einzugehen; allein einestheils 
bafhtedie Bundesverfammlung, ohne im Ernſte die Thaten der Kaſſeler 
Garde du Corps zu bedauern, bloß nad) Popularität und anderntheils 
befürchtöte fie, weil Kafjel nicht fehr weit von Frankfurt Liegt, aus einem 
etwa erfolgenden republikaniſchen Umfchwunge in Kurheſſen für fich jelbft 
Gefahr. Anders jedoch ftand es um Mainz. 

Bereit8 am 25. April berichtete Freiherr von Lepel, der großherzog- 

lich heſſiſche Geſandte im Bundestage, Namens des Bundesausfchuffes 
in Militär-Angelegenheiten über eine Mittheilung des Feftungs-Gouver- 


*) Tags vorher war die National-Berfammlung zujammengetreten. 


— 2656 — 


nements von Mainz vom 22. d. M. in Bezug auf die ſich daſelbſt 
bildende Bürgerwehr und deren Eingreifen in die Befugnifle der Militär- 
Behörden. Mit einem Worte war es anftößig, daß ſich in einer Bundes- 
feftung eine Bürgerwehr organifirte. Darauf erfuchte der Bundestag die 
großherzoglich heſſiſche Regierung: fofort die geeigneten Einleitungen zu 
treffen, damit den Paragraphen 14 und 15 des Bunbesfeftungs-Regle- 
ments in Mainz entiprochen werbe, ferner bei Exlaffung der die Volks⸗ 
bewaffnung regelnden Gejege auf die eben angezogenen Beitimmungen 
des Feſtungs⸗Reglements Rückſicht zu nehmen, und endlich über das Ver⸗ 
fügte Anzeige zu machen. | 

Weil man jebod in jener aufgeregten Zeit mit ben Mainzern, 
welche das munterfte Völkchen Deutſchlands ausmachen, nicht leichten 
Kaufes fertig werden konnte, mußte durch einen Konflikt zwifchen Bürger⸗ 
wehr und Militär die Gelegenheit zum Einfchreiten Herbeigeführt ‚werben. 
Run erfolgte die Entwaffnung der Mainzer Bürger, die erfehnte Auf- 
löfung der Bürgerwehr, und die Bundesverfammlung faßte am 22. Mai 
den Beichluß: 

„il. Da nad dem Berichte de8 Generals von Hüfer vom geftrigen 
Zage die in Mainz ausgebrochenen Unruhen die Berfegung biefer Feftung 
in den Belagerungszuftand nöthig gemacht haben, fo findet die Bunbes- 
verfammlung die bezüglichen, von dem Gouvernement getroffenen Maß- 
regeln gerechtfertigt und erwartet, daß dasjelbe von ben ihm durch das 
Feſtungs⸗Reglement an die Hand gegebenen Befugniffen zur Herftellung 
ber Ruhe mit eben fo viel Feftigfeit ald Mäßigung Gebraud, machen, 
auch über den weitern Verlauf, und namentlich über die Vollziehung der 
Entwaffnung, Bericht erftatten wird; 2) die großherzoglich heſſiſche Re- 
gierung ift, unter Mittheilung vorftehender Verfügung, dringend aufzu⸗ 
fordern, dem Bunbesbefchluffe vom 25. April d. J., 8. 341 der Proto- 
folle, Folge zu geben.“ 

Als der Gegenftand in der Paulskirche verhandelt wurde, befchloß 
man motivirte Tagesordnung, nachdem Ritter von Schmerling erflärt 
hatte, daß die Truppen in Mainz zu bleiben hätten, weil fie dazu be- 
ftimmt feien, „auch uns bier in Frankfurt zu ſchützen.“ 

Am 27. Mai tHeilte Schmerling als Borfigender dem Bundestage 
drei weitere Berichte des Mainzer Weftungs-Gonvernements mit, aus 
denen folgende Thatſachen hervorgingen: 

In Folge der von den Regierungs⸗ und Stadtbehörden gemadhten 
Borftellungen wurde die Friſt zur Ablieferung der Waffen bis zum 
22. Mai Mittagd 12 Uhr verlängert. Nach Ablauf derjelben waren 


1004 Infanterie- Gewehre, 107 Büchfen und Iagdgewehre, 11 Karabiner, 61 
Senfen und 120 Säbel abgeliefert worden. Bon den abgegebenen Ge⸗ 
wehren, waren 257 Stüde noch fcharf geladen und 23 Stüde abgefeuert. 
Bon der preußifchen Garnifon waren A Mann getödtet und 25 zum 
Theile fehwer verwundet. Die Berwundungen wurben theils durch Schieß- 
waffen, theils durch Dolche, und zwar die Mehrzahl derfelben — zufolge 
dem gouvernementalen Berichte — rüdlings beigebracht. Bon der Bevöl- 
ferung wurden bei den BVorfällen am 21. Mai nur 5 Perfonen ver- 
twundet und eine getödtet, feitdem aber ein Mann, welcher troß wieder- 
holten Anrufens einer Schildwache nicht zurüdgehen wollte, verwundet 
und duch diefelbe Kugel ein Knabe zufälligerweife bdergeftalt verlegt, 
dag er bald hernach ftarb. Zur Ermittelung der Schuldigen war eine 
gemifchte Kommiffion, beftehend aus einem öfterreichifchen und preußifchen 
Stab8-Offiziere, fowie aus drei heſſiſchen Juſtiz-Beamten niedergefegt 
worden, ohne daß es derfelben jedoch gelungen war, irgend eine der 
Bivilperfonen zu ermitteln, welche die Tödtungen oder VBerwundungen 
der Soldaten veranlaßt hatten: denn felbftverftändlich wurden die Zivil- 
. perfonen als der fchuldige Theil betrachtet. 

Nach Berlefung diefer Berichte bemerkte Schmerling, die motivirte 
Tagesordnung in der Vaulskirche fei damit begründet worden, daß nıan 
vertraute, e8 würden die Verwaltungs-Organe künftigen ARuheftörungen 
vorzubeugen bedacht fein. Da ftellte nun der neue fächfifche Gefandte zur 
großen Meberrafchung feiner Kollegen folgende Anträge: 1) daß fofort 
ein Garnifonwechjel eintrete,; 2) daß nach Rublifation des großherzoglich 
heſſiſchen Bürgerwehrgefeges die Bürgerwehr der Stadt Mainz, unter 
Berüdfihtigung der Yeftungsverhältniffe, reorganifirt, auch 3) eine Auf- 
bebung der während der jüngften Creignifie dafelbft getroffenen Aus- 
nahmsbeftimmungen, in foweit fie überhaupt beftänden und ihre fernere 
Anfrechterhaltung nicht aus Rückſicht auf die Feſtungsverhältniſſe unbe- 
dingt erforderlich wäre, veranlaßt werde. Dieſe Anträge bewiejen, daß 
Zodt nit in den Bundestag paßte. Sein Herz gehörte dem Bolfe, 
Zwar ſah fi) der Bundestag genöthigt, eine gemifchte Kommiſſion, 
beftehend aus den Bundestagsgefandten für Würtemberg und Oldenburg, 
und aus den Milttär-Bevollmächtigten Defterreich8 und Preußens, nad) 
Mainz zu entfenden, und die. preußifche Befagung hatte den Wunſch aus- 
zufprecdhen, daß fie von Mainz wegverlegt werden wollte: allein e8 blieb 
bet der Entwaffnung und bei der Auflöfung der Bürgermehr, weil hierin 
das Ziel des blutigen Konflift8 zu fuchen war. In diefer Hinficht beric)- 
tete das Feftungs-Gouvernement unterm 28. Mai: „Was die Reorgani: 

Beder, Reaktion. 17 
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fattion der Bürgerwehr betrifft, fo ift e8 für die nächfte Zeit wohl mit 
der Sicherheit der Feftung nicht vereinbarlich, folche wieder zu bewirken, 
und e8 könnte diefes nur unter veränderten Berhältniffen im befchränften 
Maße und allein unter den im Feftungs-Reglement begriffenen und 
gebotenen Garantien uud nad) Maßgabe des hierbei zu erwartenden 
Bewaffnungsgeſetzes ftattfinden“ *). 

Beſſer als Todt Hatte fi) der großherzoglich Heffifche Freiherr von 
Lepel im Bundestage heimifc gefunden. Daher widmete ihm bei feinem 
Ausscheiden am 22. Mai der Borfigende des Bundestags einen chrenden 
Nachruf, in welchen es hieß: „Sie (die Bundesverfanmlung) fühlt fich 
verpflichtet, Eurer Exzellenz für Ihre eifrige und einfichtsvolle Mit- 
wirfung in diefer ernften Zeit ihren Dank durd) mich auszudrüden; 
fie wird es fchmerzlih empfinden, Ihre Thätigkeit fünftighin entbehren 
zu müſſen.“ 

Sehr gut in die Art fchlug auch der hanndverifche Klofterrath von 
Wangenheim, von Lenthe's Nacjfolger, welcher an den fonftitutionellen 
neuen Minifter Stüve in Hannover folgenden Bericht am 18. Juni einfandte: 

„Defterreich und Preußen werden, wie heute die Sachen ftchen, die 
Beichlüffe der Nationalverfammlung, wie fie auch fallen, al8 ein unaus—⸗ 
weicjliches Yatum annehmen, e8 dem waltenden Arme der Vorfehung 
überlafiend, ob in der weiteren Entwidelung ein Stadium eintritt, wo 
fie wieder an Etablirung eines geordneten Öleidhge- 
wichts unter den Gewalten denfen fünnen; fie ergeben fich 
ins Scidfal, weil fie feine Gefelichfeit und Ordnung dabei mehr zu 
verlieren, fie vielleiht aber wieder darauß zu gewinnen 
hoffen. In welche Lage gerathen aber dadurd) alle die Länder, die noch 
einen Reſt von Ordnung fich bewahrt, die noch nicht alle Treue gegen 
ihren Fürften und alle Anhänglichfeit an das ſpezielle Vaterland und 
feine Geſetzgebung aufgegeben haben ? Sollen fie ohne Weiteres aud) 
ihr Bishen Ordnung in den chaotifchen Brei werfen, aus welchem in 
unbeftimmter Zukunft ein einiges Deutfchland gebaden und geformt 
werden fol? Oder follen fie dem Strome der omnipotenten Bolfs- 
*) Auch als im Juni die Handhabung der Polizei an die Zivil-Behörden 
zurücigegeben wurde, blieb da8 Verbot gegen das Tragen und Einführen von 
Waffen, fowie gegen Zufammenrottungen und gegen die Veranftaltung von Ber- 
fammlungen unter freiem Himmel in Kraft. An den Preußen fuchten ſich Die 
Mainzer zu rächen, indem fie die preußiiche Kabinet8-Ordre aus dem Jahre 1798, 
welche die Brutalität des Militärs gegen die Bürger verbietet, als Plakat 
dructen und an die Straßenedfen von Mainz anfchlugen. 
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Souveränetät entgegentreten und fi) in der Nothwehr für das Bischen 
eigene Freiheit, nicht allein in Oppofition mit dem übrigen Theile von 
Deutfchland fegen, fondern auch den Bürgerkrieg im Innern auflodern 
laffen und dabei den anardifchen Elementen im Innern, welche fofort 
das Schild der Legitimität im Sinne der deutfchen Einheit vorfchnallen 
werden, fich als Verfechter des Partifularismus und des Separatismus 
gegenüberftellen ? Beide Chancen find gleich berderblich !“ 

Den 4 Juli berichtete der nämliche Diplomat an feinen Herrn und 
Meifter: *) 

„Se weniger id) nun im Stande bin, den Glauben an das Eini- 
gungswerf, das hier in Frankfurt gebaut wird, aufrecht zu erhalten, 
weil ich davon das Beftehen der Einzelftaaten ale Grundbedingung 
deutjchen Weſens nicht trennen kann, um fo mehr fteigt in mirdie 
Beforgniß vor dem unvermeidlich werdenden Konflikte 
auf, undes wird nur darauf anfommen, unter welden 
augenblidlihen Berhältniffen diefer Konflift ein 
tritt, und da iſt allerdings zu wünſchen, daß von Seiten 
der Kegierungen dabei niht aggreffive, ſondern defen- 
five gegen die Attentate der National-Berfammlung 
verfahren werde.“ 

ALS fehr nügliches Mitglied der Bundesverfammlung bewährte fich 
der neue badische Geſandte Geheimrath Dr. Welder. Wäre felbiger ein 
Dann von echtem Schrot und Korn gewefen, jo hätte er fich über- 
haupt nicht zum Bundestagsgefandten machen laffen. Sein volfsthüm- 
licher Ruf hielt nicht den Stich; denn fonft hätte er fich vor der Ber- 
mengung und Berührung mit dem übeln Rufe der Bundesverfanmlung 
gewahrt. Die Zeit der Oppofition hatte aus ihm mehr gemacht, als er 
war. Selbftüberhebung und Geldliebe verleiteten ihn, wenigftens Bundes- 
gejandter zu werden, wenn er nicht badifcher Märzminifter werden fonnte. 
“ Seine Schuld war es ficher nicht, wenn das abgelebte Inftitut des 
Bundestags troß aller Gegenanftrengungen fi) am Leben zu erhalten, 
zuletst doch dem Bedürfniffe der neuen Zeit weichen mußte. Der geheime 
Kath Welder nahm e8 über fich, jene Anträge zu ftellen, welche darauf 
berechnet waren, den Bundestag zu popularifiren und neu zu befeftigen. 
Er führte den das Volk täuſchenden Beſchluß herbei, der die Separat- 
Protofolle einführte, indem er den Glauben erwedte, daß die ſämmtlichen 
Bundes-Protofolle der Deffentlichkeit übergeben würden. Seine Thätigfeit 





*) Diefe Hanndverijhen Aften-Stüde erichienen im November 1848 gedruckt. 
17* 
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bei Bekämpfung des badiſchen Aufſtands iſt oben erwähnt worden. Von 
ihm ging der Vorſchlag aus, die aus Frankreich an der badiſchen Gränze 
erſchienenen Arbeiter zu amneſtiren, um fie in der Falle der Militär- 
Alfentirung zu fangen. Er bot hülfreiche Hand zu ber Internirung ber 
in thr Vaterland zurüdkehren wollenden Polen. Er fuchte nicht bloß, um 
der Demokratie entgegenzuwirken, das preußifche Element im Bunde zu 
ftärfen, indem er (8. 319 der Protofolle) fich für die definitive Auf 
nahme Poſens in den deutfchen Bund ausſprach, fondern er zeigte ſich 
durchaus den der Reaktion Vorſchub leiftenden Worten treu, die er in 
feinem Kommiffions-Beriht über den Antrag des Abgeordneten Baffer- 
mann auf Einführung eines National-Parlaments gebraucht hatte. Er 
hatte damals gejagt: 

„Da wir feinen einfachen Staat und feine Aufhebung der einzelnen 
Staaten und Regierungen und des reichen deutfchen individuellen Staats- 
lebens wollen, jo ift e8 wohl Har, daß die Staaten als Einheiten im 
Bunde vertreten fein müflen. .... Auch bei der größten Vorliebe für 
die Volksfreiheit darf man ficher der großen moralifhen Kraft der 
National-Repräfentation in ihrer Verbindung mit der öffentlichen Mei- 
nung troß aller monardhifchen Rechte vertrauen.“ 

In diefem Sinne handelte er, als er behufs der Einführung voll- 
fommener Verfehrs- und Zollfreiheit beantragte, die einzelnen Negierungen 
follten befondere Bevollmächtigte ernennen und mit ausgedehnter Voll- 
macht verfehen nach Frankfurt fenden, um eine Vereinbarung über ge- 
meinfchaftliche deutfche Ausgangs» und Eingangszölle und fonftiger Maß- 
regeln zu bewirken. Er überfah hierbei, daß die Einzelftanten, deren 
Beftand und Rechte er nicht antaften wollte, wegen ihrer verjchieden- 
artigen Intereſſen nicht zu einer Vereinbarung würden gelangen können. 
Zwar kamen einige ftaatliche Gefandte nad) Frankfurt, und die Kont- 
miſſion für Artikel 19 der Bundes-Alte, die längſt verfchollen war und 
nur noch aus den Gefandten Preußens und der freien Städte bejtand, 
wurde wieder in Thätigfeit gefett: allein die Einheit des Verkehrs Tief 
ſich auf diefem ihr widerfprechenden Wege nit ins Leben rufen. Welder 
machte hierducch bloß Hoffnungen rege, die fi) am die falfche Adreſſe 
richteten. 

Biel wichtiger war ein anderer Antrag, den er in der nämlichen 
(37.) Situug (8. 297.) ftelte. Selbiger follte ins Werk ſetzen, was 
Lepel in feinen Promemoria zur Wiederbelebung der Regierungsmad)t 
vorſchlug. Er ſollte eine Zentral-Gewalt im Intereſſe der Regierungen 
ichaffen und durch diefelbe verhindern, daß die Staatseinheit Deutſchlands 
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durch die Fonftitwirende Berfammlung begründet würde. Der betreffende 
Antrag lautete auf proviforifhe Begründung einer erefutiven Bundess 
gewalt bis zur Beendigung des Verfaſſungswerks und der Fonftitwirenden 
Berfammlung. Er ging auf die Herftellung einer Trias und enthielt 
folgende Beftimmungen : 

„Dieſe erefutive Behörde ift für jett in der Art zu bilden, daß bie 
beiden größern Bundesftaaten Defterreichh und Preußen je ein Mitglied, 
und die übrigen Bundesftaaten ebenfal8 ein Mitglied derfelhen cr» 
nennen, wobei die übrigen Bundesftaaten, außer Oeſterreich und Preußen, 
in der Art verfahren, daß Baiern drei Kandidaten vorſchlägt, aus welchen 
die übrigen Staaten dur) Stinnmenmehrheit einen als Mitglied wählen. 
Diefe Bundesvollziehfungsgewalt foll in minder wichtigen und in fchr 
eiligen Fällen allein und auf eigene Verantwortlichfeit, in wichtigern, 
nad) dem Rathe der Bundesverfammlung, die für die allgemeine innere 
und äußere Sicherung und für die Wohlfahrt des Vaterlands noth- 
wendigen gemteinfchaftlichen Maßregeln vollziehen. Sie fol insbefondere 
fofort zur Ernennung eines Bundesfeldheren fchreiten. Sie fol die, für 
Sicherung und Wohlfahrt des Baterlands nöthigen, gefandtichaftlichen 
Berbindungen und Unterhandlungen zu ihrer Aufgabe machen. Sie foll 
von den gefammten Bertheidigungseinrichtungen, und insbefondere aud) 
von der Volfsbewaffnung, die höchfte gemeinfchaftliche Leitung über- 
nehmen.“ 

Zehn Tage fpäter Tiefen feitens des Fünfziger-Ausfchufies bei der 
Bundeeverfanmlung zwei Screiben ein, weldye mit dem MWelder’fchen 
Antrage ziemlich Harmonirten. Sie lauteten : 

„Die Bundesverfammlung fol durch 3 Mitglieder verftärkt werden, 
welchen die Wahl des Bundesoberfeldherrn, der diplomatische Verkehr 
zwifchen Deutfchland und den auswärtigen Mächten, fowie die exefulive 
Gewalt in eilenden Fällen unter eigener Berantwortlichkeit, in allen audern 
Fällen aber noch dem Rathe der Bundesverfammlung übertragen wird. 
Die drei Perfonen werden von der Bundesverſammlung nad Vereins 
barung mit den Männern des Vertrauens und mit dem permanenten Aus⸗ 
ichuffe den Regierungen vorgefchlagen. Diefelben find für ihre Handlungen 
der deutfchen Nation verantwortlich, und ihre Wirkſamkeit währt jo Lange, 
als fich nicht die fonftituwirende Berfammlung gegen deren Fortdauer erklärt.“ 

Das zweite Schreiben wünfchte, daß die Wahl des Bundesober—⸗ 
feldheren nicht biß zur Ernennung der drei neuen Mitglieder der Bundes- 
verfammlung verſchoben, fondern fofort vorgenommen werde. 

Unterzeichnet waren dieſe beiden Schreiben vom Vorſitzenden Abegg 


— 22 — 


und vom Schriftführer Schott. Enthielt der badifche Antrag die Tren- 
nung der Einheit von ber Freiheit und war er ein volfsfeindlicher 
Ein- und Angriff gegen die Souveränetät der Nation, die im Parlamente 
verkörpert erfcheinen follte: fo wurde er, al8 die Bundesverfammlung ihn 
am 3. Mai zum Beichluß erhob, auch durch feine Faſſung vollftändig 
zu einem antisdemofratifchen Alte zugefpitt; denn zufolge diefer Faſſung 
follten die drei zu wählenden Regierungsvertreter in den Bundestag ein- 
treten, um diefen zu fonzentriren, und als ihre Aufgabe wurde nament- 
lich) auch bezeichnet, daß fie „die Vermittlung und Bereinigung der An⸗ 
fihten der Regierungen unter einander und mit der fonftituirenden Ber- 
fammlung in Beziehung auf die im gemeinfchaftlichen Vereine in das 
Leben zu rufende neue deutſche Verfaffung* bewirken follten. Auf unver- 
merkte Art wurde das Vereinbarungs-Prinzip eingefchmuggelt, die Konfti- 
tuirungs=-Arbeit der National-Berfammlung von vornherein gelähmt und 
zu einer Halbheit gemacht, und ferner die Volksbewaffnung, deren Ober- 
leitung hiermit in die Hände der Bundesverfammlung überging, in eine, 
wenn nicht geradezu freiheitfeindliche und gemeinſchädliche Anftalt, fo doch im 
günftigften Falle in eine bedeutungslofe Spielerei und Nachtwächterei 
verwandelt. 

Der Fünfziger- Ausschuß hatte fich durcd die Agenten und Augen 
diener der Regierungen zu einem unüberlegten Schritte fortreißen laffen. 
Stüdlicherweife hatte er den Standpunft der Volks-Souveränetät in dem 
einen Schreiben nicht ganz verleugnet, fondern ihn wenigftens nothdürftig 
gewahrt. Als er nun den dummen Streich, den er begangen hatte, immer 
beſſer einſehen lernte, da lehnte er fich gegen den Bundesbefhluß, auf 
und erflärte fich gegen die Schöpfung der neuen Erefutiv-Gemwalt, weil 
fie nicht bloß als bleibende Maßregel Hingeftellt, fondern auch, wegen 
der ihr attribuirten Vermittelung der Regiminal-Anfichten und Wünſche 
gegenüber der konſtituirenden Berfammlung mit den Befchlüffen des 
Borparlaments und Fünfziger: Ausfchuffes im Widerfpruche fei. Doc 
die Bundesverfammlung erwiberte fed: man habe erft die Beröffentli- 
hung des amtlichen Protokolls abwarten, nicht aber auf Grund eines 
außer :offiziellen Artikels *) Einfprache erheben follen. Sie fügte fühn hinzu: 


*) Die Bundesverſammlung behauptete hier eine wiffentlihe Unwahrheit. 
Denn die Artikel Über ihre Verhandlungen wurden für die Frankfurter Zeitungen 
durch eine von ihr eingeſetzte Kommiffion angefertigt und waren fomit offiziell. Auch 
flimmte das amtlihe Protofoll in diefem Falle mit dem fraglichen Artikel ganz 
überein, 


— 263 — 


„Zur vorläufigen Einfegung diefes Organs die erforderlichen Ein- 
keitungen zu treffen, fand fi) die Bundesverfammlung — da folcyes 
lediglich ein Ausfluß ihrer gefetslich beftehenden Autorität fein fol und 
da demjelben feine andern Befugniffe übertragen werden follen, als folche, 
welche ihr nach der allfeitig anerkannten, gegenwärtig beftehenden gejeß- 
lichen Ordnung zuftchen — volllommen befugt. Wenn ber Fünfziger- 
Ausſchuß von der Borausfegung ausgeht, daß die Bundesverfammlung 
hierbei an den von ihm unterm 27. April gefaßten Beichluß irgendwie 
gebunden fei, fo fann man hierin nur eine Berfennung der Stellung 
des Wünfziger-Ausjchuffes und der der Bundesverfammlung gegenüber 
den Regierungen zuflommenden Befugnifje erbliden, und indem die Bundes 
verfammlung ihr Bedauern ausfpricht, daß bei den nach ausdrüdlichem 
Beſchluſſe des Fünfziger-Ausfchuffes veröffentlichten Verhandlungen des: 
felben fo maßloſe Angriffe eines feiner Mitglieder vorkommen fonnten, 
wie folche in öffentlichen Blättern zu Iefen find, muß fte die Proteftation 
des Fünfziger-Ausfchuffes gegen den gefegmäßigen Gang diefer Ange- 
legenheit entfchieden zurückweiſen.“ 

Hiermit nicht zufrieden, nahm Welder am 10. Mai (50. Sigung 
8. 457) ausdrüdlid) und einfeitig die NHechte der Regierungen und des 
Bundes in Schuß, wobei er in hochfahrender Weife fchlieglich die Worte 
ſprach: 

„Die Bundesverſammlung kann ruhig auch hier, wie überall, ſeit 
der großen Regeneration unſers vaterländiſchen Rechtszuſtandes, ihre 
Maßregeln dem Richterſtuhle der öffentlichen Meinung unterſtellen. Sie 
wird, davon bin ich überzeugt, auch fernerhin die Behauptung der Würde 
und der unentbehrlichen Rechte der Regierungen und Staaten, welche ſie 
zu vertreten berufen iſt, mit leidenfchaftslojer ernfter Bemühung für das 
einträchtige Zufammenwirfen aller Kräfte und Organe des Baterlands 
zu verbinden willen.“ 

Die geheimen Protofolle freilich vermochten vor dem hier ange- 
rufenen Richterftuhle der öffentlichen Meinung fchlecht zu beftchen. Denn 
al8 gleich darauf das Lepel'ſche Promemoria befannt wurde, konnte 
Welcker fid) glüdlicdy preifen, daß er bei der Abfafjung jenes Separat- 
Protokolls vom 4. Mat, worin dasfelbe enthalten war, wegen zufälliger 
Abwesenheit feinen Namen nicht mit unterzeichnet hatte. Bon den übrigen 
Separat-Protofollen aber, die er mit unterfchrieb, wurde dem Publikum 
Nichts befannt. Bon den Separat-Protofollen war Metternich der Er- 
zeuger und Welder der Pflegevater, 
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Welcker benahm fi ganz als durchlauchtiger Bundestagsgefandter. 
. Für eine Reife, welche Seine Exzellenz im Auftrage des Bundestags nad 
Lauenburg unternahm, reichte er eine liquidirte Rechnung von 1,455 
Gulden 10 Kreuzern ein. So theuer mußte das arme Volk diefem Em- 
porfömmling, als er fürftlicher Vertreter geworden war, eine kurze Dienft- 
reife bezahlen! *) Daß die Freiherren und Grafen, aus welchen gewöhns» 
(ich die Bundesverfammlung beftand, mindeftens 100 Thaler per Tag 
bei Dienftreifen anfetten, fan dem would-be-patriot, einem fein wollens 
den Volksmanne, nicht zur Entfchuldigung dienen. 

Die Reaktion Hatte jet offen an den Zag gelegt, wozu fie eine 
Zentral-Gewalt wollte und warum fie der Einfegung derſelben ſeitens 
des Parlaments zuvorzufommen fuchte. Aber auch der Yünfziger-Aus- 
ſchuß Hatte nun wiederholt gezeigt, daß er feiner Zeit nicht gewachjen 
war. Er bewies feine Kopflofigkeit nochmals eflatant in Bezug auf die 
Parlamentswahl. Der Graf Wilhelm Friedrich Chriftian v. Bentind nämlich, 
der mit der oldenburgifchen Regierung, weil er die frühere reichsunmittel⸗ 
bare Stellung feines Haufes nicht verfchmerzen founte, im alten Hader lag, 
legte in einem Schreiben dem Fünfziger-Ausfchuffe die Gründe dar, 
warum das Bolf der Herrſchaft Kuiphaufen zur felbftändigen Wahl eincs 
befonderen National-Vertreters berechtigt fei. ($ 481 der Protofolle von 
1848.) Ebenſo fuchte das: FürftenthHum Birkenfeld um die Verwendung 
des Yünfziger-Ausfchuffee nach, um einen jelbftändigen Abgeordneten zur 
National⸗Verſammlung wählen zu können. Die Yünfziger waren der 
deutfchen Einheit fo fchlecht eingedenf, daß fie wirklich für die beiden 
Afterftanten ihre Fürfprache eintreten ließen. „Der Fünfziger-Ausfhuß“, 
heißt e8 in dem betreffenden, von Abegg unterzeichneten und an die Bun» 
desverſammlung gerichteten Schreiben, „läßt diefe Verwendung eintreten 
‚und ftellt einer hohen deutſchen Bundesverfammlung das geziemende Er- 
fuchen, in diefer Sache bei den betreffenden Bundesregierungen das Ges 
eignete jchleunigft einleiten zu wollen.“ 

Slüdlicherweife handelte dießmal die Bundesverfammlung vernünfs 
tiger ald der Fünfziger-Ausſchuß, und zwar aus dem einfachen Grunde, 
weil die Anordnung felbjtändigen Wählens in der Herrfchaft Kniphaufen 
gegen den Bundesbeſchluß vom 30, April 1831 verftoßen hätte, wonach 
Kniphaufen der oldenburgifchen Matrifel eingereiht war. Der oldenbur- 


*) ©. die Revifion der Rechnungen der Bundes: Kanzlei- und Bundes⸗Ma—⸗ 
tritular- Kaffe vom 1. Januar bis 31. Auguft 1848. — Dreißigfte Sitzung ber 
deutihen Bundesverfammlung vom 2. Dezember 1851, $. 243. — Protokolle des 
deutihen Bundes vom Jahre 1851. Original-Ausgabe. 





gifche Sefandte theilte in der 39. Sitzung zwei neue Gefege mit, denen 
gemäß Lübel und Wirkenfeld den 8. und 9. der neun in feinem Lande 
errichteten Wahlfreije bildeten. 

In den reußifchen Landen traten ähnliche feparatiftiiche Gelüſte in 
den Vordergrund. Nachdem eine Verordnung der fürftlich reuß-plauen’- 
chen gemeinſchaftlichen Landesregierung zu Gera vom 10. April 1848 
für die Landftriche der fürftlich reußifchen jüngern Linie die Wahl nur 
eines Teputirten angeordnet Hatte, wurde gleichwohl im Widerfpruch 
hiermit durd) eine Verfügung der nämlichen Behörde vom 15. April die 
Wahl dreier Parlaments-Abgeordnneten ausgejchrieben. In diefer Sache 
fällten die Fünfziger ein befferes UrtHeil, denn fie gingen von der An- 
fiht aus, daß nicht nur der ehemalige Staat Reuß-Gera in Reuf- 
Ehersdorf und Reuß-Schleiz aufgegangen fei, fondern daß auch die Ich- 
teren beiden nur einen einzigen Staat bildeten. Auf diefe Weife wurde 
zwar nicht die Einheit Deutſchlands, wohl aber diejenige der Fürften von 
Reuß jüngerer Linie gerettet. Zwifchen dem Bundestage und den Fünf— 
zigern herrfchte Hierbei glüdliche Vebereinftimmung. 

Der Zufammentritt des Parlaments war vom VBorparlament fpä- 
teften8 auf den 1. Mai angefett worden. Weil jedoch den Regierungen 
die Wahlen anheimgeftellt worden waren, mußte der angejegte Termin 
aufgegeben werden. Borzüglic) waren Preußen und Hannover an diefer 
Berfchleppung fchuld. Der preußifche König hatte nämlich, indem er ſich 
an den Bundesbefchlug vom 30. März hielt, die Wahlen der preußifch- 
deutſchen National-Bertreter am 3. April eingeleitet und horribile au- 
ditu! — am 6. April durd) den in Berlin anwefenden Tandtag vollzies 
hen laffen. Als Hierauf der Bundesbefhluß vom 7. April, welcher fid) 
dem Wunjche des Vorparlaments anbequemte, erfolgte, mußte angeblich 
aus diefem Grunde eine Frift über den 1. Mai hinaus für Preußen be- 
willigt werden. In Hannover follten die Wahlmännerwahlen am 27 
April und die Abgeordnetenwahlen am 2. Mat — wo möglih! — be— 
ginnen: werhalb die hannöver'ſche Regierung beim Bundestage eine drei- 
wöchentliche Hinausrüdung des Termines für den AZufammentritt des 
Tarlaments befürwortete. Nur Würtemberg, wo direfte Wahlen gefchahen, 
und Baiern, wo das allgemeine Stimmrecht mißachtet wurde, waren 
rechtzeitig fertig. Die fächfifchen und öfterreichifchen Wahlen fonnten nicht 
vor dem 18. Mat beendigt werden. In Sadjfen war die Wahlbethei- 
ligung fo gering, daß der Leipziger Vize-Bürgermeifter Koch feinen Stadt- 
kindern deßhalb eine Nüge ertheilte. In Anhalt Defiau war bis zum 15. 
Mai noch fein Abgeordneter gewählt. Zwar richtete die Bundesverſamm⸗ 








ung in ihrer 41. Sigung (26. April) an die fänmtlichen Regierungen 
die Einladung, es zu ermöglichen, daß die Abgeordneten wenigftens bis 
zum 18. Mai erfcheinen könnten — an weldem Tage die Eröffnung des 
Parlaments auch wirklich erfolgte — allein troßdem hinften manche Re— 
gierungen noch fehr Hinterdrein. So wurde die legte Wahl im 11. Be- 
zirk von Kurheſſen (Kreis Hünfeld) erft am 27. Mai angezeigt, und 
Walde wurde aud) erft um diefe Zeit fertig. Ja der fubftituirte groß- 
herzoglich heffifche Gefandte reichte dem YBundestage ein Verzeichniß der 
12 Bertreter des Großherzogthums erft am 2. Juni ein, bis wohin aud) 
Hannover und Limburg die Vollendung ihrer Wahlen anzeigten. 

Weil bei den Parlaments-Wahlen bereits die Nationalitäts-Streitig- 
feiten zum Vorſchein fommen, fehen wir uns genöthigt, hier die Reak⸗ 
tion gegen das reftaurirte Deutfchthun in Betracht zu ziehen. Das Natio- 
nalthum an fich hat Feine Berechtigung und Feine ftichhaltige gefchicht- 
liche Grundlage. Es hängt in feiner Anfchauung mit dem mittelalter- 
lichen Wildfangsrecht (Wildfangiatus Jus, Droit d’Aubaine), demzufolge 
die Luft und der Umgang mit Hörigen eigen machte, eng zufammen und 
ift ein vom Adel, der den fämmtlichen Grund und Boden in Beſchlag 
genommten, auf unfere Zeit herab überlieferte Vorurtheil, welches indeß 
mobdernifirt und vom Bürgerftande mit demokratiſchen Beftandtheilen ge= 
ſchwängert worden ift. Der vafjallifche Stolz der territorialen Abftammung 
ift eine Ergänzung und ein matter Abglanz des Adels der Geburt. 
Während jedoch der Iettere in dem Eigentbum und in den ftaatlichen 
Borrehten eine vernünftige Bafis hat, ift erfterer, wofern er fich nicht 
auf ein großes Klaſſen-Intereſſe zu ftügen vermag, eitel Täufchung, 
Schwärmere und Sflavenfinn. Der Kammerdiener brüftet fich mit feiner 
Herrſchaft und der Knecht weiß ſich viel darauf, daß er gerade dem und 
feinem andern Herrn angehört. Ein folcher Gefinde-Patriotismus machte 
ſich meiftens 1848 breit. Die großen Grundeigenthümer durften fich dar- 
über freuen, daß damals die ungeheure Mehrzahl ihrer Unterthanen 
noch nicht über die Jahre der Minderjährigkeit des Michelthums hinaus- 
gerüct war. 

Die fchleswig-holfteinifche Streitigfeit gehörte zu jenen Fällen, in 
denen das bdeutfche Bürgertum, weil ihm das angeftammte, nicht aber 
das demokratische Recht die Grundlage des nationalen Strebens war, 
für Kleinſtaaterei und fürftliche Legitimität fchwärnte und mit dem viel 
demofratifcheren dänifchen Bürgertfum wegen eines territorialen Befigan- 
fpruches feindlich verfuhr. Wenn indeß das deutjche Bürgerthun fi) auf 
ein, vier Jahrhunderte altes, Necht berief und dabei mit der fchleswig- 
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holfteinifchen Nitterfchaft gemeinfame Sache machte, wog doch beim fee- 
hanbeltreibenden Bürgertum des deutjchen Nordens das Handels-Inter⸗ 
effe vor. Ganz klar und praftifch war dieß ausgefprochen in einem durch 
den „Deutfchen Verein“ in Kiel erlaflenen Aufruf für Bildung einer 
deutfchen Flotte den 4. Mai, worin e8 hieß: 

„Schleswig-Holftein ift das wichtigſte Land für diefe deutfche Flotte. 
Ohne Schleswig Holftein kann Deutfchland feine Flotte, der deutfchen 
Landmacht ebenbürtig, erreichen; mit Schleswig-Holftein wird es fte be- 
fiten müffen.... Es (Schlesw.-Holft.) befitt vor Allem in dem Kieler 
Hafen einen Hafen erften Ranges, groß und gegen jede. Gefahr ficher 
genug, um die größte Flotte der Welt darin zu erbauen und zu ftatio- 
niren. Es wird ferner von der bisherigen dänischen Marine den ihm zu- 
fommenden anfehnlichen Theil als einen nicht ganz unwidjtigen Anfang 
einer deutfchen Seemacht Deutfchland bieten können. Es hat endlich in 
feinen Seefahrern an der Oft- und Weſtküſte einen Kern der tüchtigften 
Seeleute, die mit Achtung in allen Theilen der Welt genannt werden.“ 

Wäre ein feites, auf der Grundlage bürgerlicher Freiheit einheitlich 
organifirtes Deutfchland und ſomit ein dauerhafter Stod für das jonft 
auf der Konfufion überfhwänglichen Gefühles beruhende Nationalthum 
vorhanden gewefen, jo würde die Einwohnerfchaft an den deutſchen Grän— 
zen fichere Stüge und Elare Anhaltspunfte gehabt haben. Aber Deutfch- 
land war nicht bloß an den Gränzen, fondern auch in feinem Innern in 
Nationalitäten zerriffen. Der Baier, der Würtemberger, der Badenſer, 
der Sachſe, der Hefle, der Hannoveraner, der Preuße und fofort — fie 
Alle bildeten After-Nationalitäten innerhalb Deutfchlands, die nod) kaum 
den -beengenden Schranfen oder vielmehr der Abjperrung des Merfantil- 
Syſtems zu entwachſen anfingen. 

Innerhalb des in höchſt ungleichartige Einheiten zerjplitterten Bun— 
des von beinahe 42 Millionen Menfchen beftand der von Preußen ges 
ftiftete Sonderbund des Zollverein, deſſen Bevölkerung nad) einer vor= 
läufigen Abrechnung des Jahres 1847 (zufolge der Kölniſchen Zeitung, 
April 1848) 29,393,372 Seelen zählte, welche wiederum ſich folgender- 
maßen auf die einzelnen Staaten vertheilten: 

Preußen 16,453,540 Einwohn. ; Baiern 4,510,700 E.; Würtemberg 
1,768,870 E.; Kurheflen 726,883 E.; Thüringen 997,243 E.; Luxem⸗ 
burg 186,140 E.; Königr. Sachjen 1,836,664 E.; Baden 1,365,034 €. ; 
Großherzogtum Heſſen 863,152 E.; Braunfchweig 248,519 €. *) 


*) Die Abweihung dieſer Bevölferungsangabe von derjenigen in Reden's 
Zeitſchrift ift unbedeutend und leicht erflärlid. — — Laut Bundes-Matrifel vom 





Demnach betrng bie Bevölkerungszahl des Zollvereins beinahe brei 
Biertheile der deutfchen Geſammtbevölkerung. Die nicht zu ihm gehörigen 
Staaten waren Ocfterreih, Hannover, *) HolfteinsLauenburg, Oldenburg, 
Hamburg, Lübeck, Bremen, Medlenburg, Limburg und Fiechtenftein. Der 
Gebietsumfang des Zollvereins enthielt fett 1. Oktober 1845, nachdem 
Braunſchweig mit allen feinen Beftstheilen beigetreten war, 8,2475% 00 
Onadrat-Meilen. Unter der Bevölferung des deutfchen Bundes gehörten 
15,719,662 Köpfe (alfo beinahe 16 Millionen oder weit über °/,,) dem 
Zollverein nicht an. 

Diefes Bevölferungsverhältniß ift ſehr wichtig, denn da im jeder 
großen Bewegung die materiellen Intereſſen den Ausfchlag geben, erflärt 
es une in Zahlen da8 Scheitern des deutfchen Einigungswerkes. Nicht 
bloß Mecklenburg fträubte ſich, obfchon es in nächfter Nähe Preußens 
lag, wegen jeiner mittelalterlichen Befitzuftände gegen den Eintritt in 
den Zollverein, fondern außerdem noch im Norden die dem Freihandel 
geneigten Hanfeftädtee Zwar war vor drei Jahren der von Hannover 
geleitete, auf freihändlerifcher Bafis ruhende Stenerverein durch den Ab- 
fal Braunfchweigs fehr empfindlich betroffen worden; allein die Ein- 
wohnerſchaft Hannovers glaubte fich befjer zu ftehen, wenn fie ihre Aus— 
und Einfuhr nicht mit den Schußzöllen des preußifchen Zollvereins be- 
ſchwerte. Holjtein und Lauenburg gehörten dem dänifchen, Limburg dem 
holländischen Zoll-Spfteme an. Zwar waren feit 1818, dem Jahre, in 
welchem Prenßen durch ein, feine Nachbarn fchmerzlich berüihrendes Geſetz 
über Zoll und“ Verbrauchsftenern und über den innern preußifchen Ver—⸗ 
fehr die Grundlage des Zollvereines fehuf, und feit der 1819 von Franz 


3. Mai 1848 betrug die Zahl der ben deutſchen Bund bildenden Staaten 38 und 
zwar find hierbei Luremburg .und Limburg, fowie Holftein und Lauenburg für ein 
einziges Land gerechnet. Es ift fomit nicht genau, wenn Profeffor Wilhelm Mill: 
ler neuerdings in feiner „Geichichte der neneften Zeit 1816—1866" (Stuttgart 
1867, 89) auf Seite 225 fagt: „Bu allererft mußte man fi) darüber ins Klare 
feen, auf welche Weife man den Regierungen der 35 ſouveränen Staaten, worum: 
ter 31 Monarchien und fogar 2 Großmächte waren, den durch die National- 
Berfammlung repräfentirten Volfswillen oftroyiven könne.“ — Die Beilage zu 
8. 400 des Protokolls der 46. Sitzung der deutihen Bundesverfammlung vom 
3. Mai 1848 enthält die „achte proviſoriſche Matrifel.“ 

*) Hannover ſchloß mit Prenfen erft am 7. September 1851 über die Ber- 
einigung des Steuervereind mit dem Zollverein einen Bertrag ab, welcher am 
1. Januar 1854 ins 2eben trat. 
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Liſt betriebenen Agitation fire ein gemeinfames deutſches Zoll- und Han⸗ 
delsfyften allmählich die Mehrzahl der deutfchen Staaten auf vollswirth- 
Tchaftlicher Bafis geeinigt worden und fowohl der am 28. Juli 1824 
entftandene füddeutjche Zollverein, welchen Baiern, Würtemberg und die 
Fürſtenthümer Hohenzollern gebildet Hatten, als auch der durch Vertrag 
von 24. September 1828 in Kaffel zu Tage gelommene Mitteldeutfche 
Handel8verein, zu welchem Kurheſſen, Hannover, Braunfchweig, Naſſau, 
Homburg, Srankfurt a. M., faft ganz Thüringen, Sadjjen und Olden⸗ 
burg gehört hatten, jchon zu Anfang der Dreißigerjahre völlig unhaltbar 
geworden, weil e8 Preußen gelungen war, durch Vertrag vom 14. Febr. 
1828 Heflen-Darmftadt zu fic) überzuziehen und fomit zwifchen die geg— 
nerifchen Verbände einen fie auseinander fprengenden Keil zu treiben; 
allein die füddentfchen Staaten Batern und Würtemberg waren, wie fid) 
1841 bei der Erneuerung des Zollvereind zeigte, noch nicht fo feft an 
den preußifchen Zollverein gefettet, daß ihr Abfall, wenn ihren wider 
ftreitenden Intereffen nicht Rechnung getragen wurde, geradezu unmöglic) 
war. Jede folgende Erneuerung des Vereins bewies, wie fehwer fich die 
vielen Sonder-Interefien abfinden und zufammenhalten ließen. Das Ge- 
tingfte, was man vom Cinigungsftreben des Jahres 1848 erwarten 
fonnte, wäre doch wohl, hätte weniger die Phrafe vorgeherrfcht, die ſo— 
fortige Berfchmelzung aller deutſchen Staaten in einen einzigen SZollver- 
band und die Einführung von einem einzigen Münz-, Maß- und Gewidt- 
Syſtem gewejen. Glüdte nidht einmal diefe Verfchmelzung, die doch eine 
unumgängliche Borbedingung der Einheit war, fo mußten alle übrigen 
Einigungsverfuche, weil fie der realen Grundlage entbehrten, vergeblich 
fein. Aber diefe Verfchmelzung durfte nicht, wie Welder that, den Negie- 
rungen anheimgegeben werden, fondern das Volk felbft mußte fie zu 
Stande bringen. In ODefterreich waren e8 befonders die böhmischen Fa— 
brifanten, die fich gegen den Zollanſchluß an Deutichland fträubten, da- 
hingegen die fteiermärkifche Gewerfenfigung vom 18. Auguft 1848 zu 
Leoben fic für die Vereinigung günftig ausfprah. Das deutjche Bür— 
gerthum, welches die nationale Bewegung vertrat, Hatte nur in feinem 
Kleinften Theile erkannt, daß es beim Zuftandebringen des Einigungs- 
werfes viel weniger auf eine in der Luft fehwebende Verfaſſung für ganz 
Deutfchland, als vielmehr auf die Ausfühnung und Bereinigung der ma— 
teriellen Intereffen ankam. Allerdings genügte die Zolleinigung nicht zur 
Herftelung der Einheit, zu welcher jie nur die Einleitung bildete; allein, 
wenn man nicht einmal die leichte Vorbedingung der Einheit durchzu— 
führen im Stande war, um wie viel weniger konnte man das Schwerere 
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zu erreichen hoffen! Der Kampf der Schuk- und Prohibitiv- Zöllner 
gegen die Freihändler enthielt innerhalb des deutjchen Bürgerthums felbft 
recht eigentlich die Reaktion gegen die nationale Einigung. Die in ber 
Paulskirche zu Sranffurt am Main tagenden Profefforen hatten hiervon 
nicht die Leifefte Ahnung. 

Auch die nationale Bewegung war, fofern fie auf Ber- 
nünftigfeit Unfprud maden fonnte und nit in bloß un- 
verftandenem Geſchwätz beftand, durchaus fozialer Na- 
tur. Die mit der Bielftnaterei verbundenen Hemmungen waren dem Auf- 
ſchwunge des nationalen Wohlftandes nachtheilig. Das alte, durch den 
Bundestag repräfentirte und in viele Staaten zeriplitterte Deutfchland 
war das Ergebniß eines Befigverhältniffes, demzufolge einzelne große 
Adelige über die Ländereien, die fie urfprünglic) bloß verwaltet und zu 
Lehn befeffen hatten, im Kaufe der Zeit fouveräne Herren geworden waren. 
Die jegige Einheitsbewegung war alfo gegen dieſes Herreneigenthbum zu 
richten und zwar hatte mit Befeitigung der vielen Herrenftaaten der fi 
erftarft fühlende dritte Stand die Herrfchaft über da8 ganze Deutfchland 
zu erringen. Nachdem die Revolution in den einzelnen deutjchen Tändern 
vor den Thronen ftehen geblieben war, follte die den Yürften übrig ge- 
bliebene Macht von einem Zentral-Punfte aus, an weldem der Wille 
des deutſchen Bürgerthums maßgebend wäre, vollends in einen Schatten 
verwandelt werden. Indeß beftand der Unterfchied zwifchen der fozialen 
Bewegung des niedern Volkes und der national gefärbten des Bürger- 
thums darin, daß die erftere gleiches Recht für Alle erftrebte, wäh- 
rend die Iegtere e8 nur auf die Gleichſtellung der Inhaber des 
beweglichen Befißes mit den feitherigen Bevorrechteten abge- 
fchen hatte, um dann gemeinfam mit den oberen Klaffen die nur von 
ihrer Hände Arbeit lebende, dienende Volksklaſſe zu regieren. „Wenn 
die oberen Klaffen“, fehreibt Hr. dv. Unruh, „ihr wahres In— 
tereffe richtig auffaßten, fo würden fie den Mittelftand 
mit fi zu vereinigen ſuchen, ftatt ihn beherrfchen zu wollen.“ 
— Die unteren, befiglofen Klafjen follten zwar den Schuß genießen, den 
der ftaatliche Kandfriede, um die Autorität der Obrigfeit aufrecht zu er- 
halten, auf alle im Staate lebenden Individuen ausdehnt; allein gleiches 
Recht follte doch nur den Befigenden zu Theil werden, die fich für die 
Fortdauer der bisherigen Nechtlofigfeit der unteren Klaſſen entſchieden, 
wofern fie nur felber zur nationalen Öeltung und Gleichberechtigung ge- 
langten. Das niedere Volk hielten die Mittelklaſſen für unreif zur Frei- 
heit und an die Bevormundung und Nechtlofigkeit desfelben waren fie 
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dermaßen gewöhnt, daß fie ſich -an den fchreienden Widerſpruch nicht 
ftießen, in den fie verfielen, wenn fie zu ihrem eigenen Vortheil die demo- 
fratifchen Preiheitslehren bis zu einem gewiffen Grade geltend machten, 
während fie die dienenden Befitlofen in der Rechtloſigkeit erhalten 
wiffen wollten. Gleichwie unter den alten Griechen nicht einmal die 
größten Philofophen die Sklaverei für anftößig befunden Hatten, und 
gleichwie c8 einft unter den alten Römern troß ihrer republifanifchen 
Freiheit und Sfleichheit gang und gäbe gewefen war, die Sklaven — 
die Mitglieder der „Familie“, die infimos — für eine „untergeordnete 
Nationalität“ (quasi secundum hominum genus) anzufchen: ebenfo war 
ein Jahrtauſend lang ti dem germanifirten Europa erft die Hörigfeit 
und Leibeigenfchaft für ganz felbftverftändlich betradjtet worden, worauf 
nun die bewegliche Dienftbarkeit, die fogenannte „freie Arbeit” al8 ebenſo 
nothwendig und felbftverftändlih, wie natur- und rechtsgemäß galt, 
Der moderne Sklave hatte, was das gleiche Recht anbelangt, fo wenig, 
wie der frühere Familien-Sklave, ein Baterland. Die Nation follte im— 
mer da aufhören, wo der wohlhäbige Befig aufhörte. Denn das Rechts— 
bewußtfein und großentheil8 auch "die Sittlichfeit gehen Hand in Hand 
mit den Befigverhältniffen. - 

Die nationale Bewegung war fontit eigentlich eine verftecte foziale, 
aber fie fland im Gegenfag zur offenen fozialen evolution und bildete 
unter patriotifher Hülle eine Reaktion zu derfelben. Im Grunde war 
daher der Streit um die deutſche Einheit ein Klaſſenkampf. Objchon 
reaftionär nach Unten, war felbiger in feiner prünzipiellen Bedeutung 
gleichwohl revolutionär nad) Dben. Weil aber die fonfequent verfahren 
den obern Schichten nicht geneigt waren, die bisher ausſchließlich ge- 
nofjene Macht mit den Mittelflaffen zu theilen, und auf das Niveau 
mit Denen herabzufteigen, die fie beherrfchen zu follen glaubten, fo res 
agirten fie theils verftect, theils offen ihrerfeitS gegen die nationale Ein- 
heitsbewegung. Bei diefer Reaktion ftüßten fie fich auf die einzelnen 
Staaten, deren Beitand ja die Bewegung gefchont hatte und in denen 
fie überall noch, wenn auch durch Konftitutionen befchränft, das Ruder 
führten. Die Verwaltung, das Militär, die Polizei, die Geiftlichfeit, die 
Berfehrsanftalten und das große Eigentum an Grund und Boden ftand 
ihnen noch zur Verfügung. Sie befaßen die exefutive Macht, die Ge- 
walt des Scwertes. Konnte das Bürgerthum, weil e8 aus Angft vor 
den Befitlofen ſich vor einer gründlichen Revolution feheute, die aufge- 
zählten furchtbaren Reaktionsmittel nicht an ſich reifen und fomit die 
Einzelftaaten oder das große unbewegliche Herreneigenthum nicht hinweg— 
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räumen, fo mußte die Einheitsbewegung, fo hoffnungsreich fie auch war, 
zulett doch der ftaatlichen Reaktion jämmerlich unterliegen. 

Die Achtung der deutfchen Stärfe im Auslande, von welcher man 
1848 viel redete, hatte erft dann Sinn und Verſtand, wenn der deutiche 
Bürger in der Fremde als Theilhaber der Staatsmacht aufzutreten und 
al8 folcher ficher auf den Staatsſchutz ſich zu verlaffen vermochte. Sonft 
reſpektirte man ihn troß des in der Phrafe ftarfen Deutfchlands fo wenig 
wie etwa den gemeinen Ruſſen, deſſen Nation im Adel aufging. Die 
cives Romani waren einft im Auslande deßhalb ‚geachtet geweſen, weil 
fie an der Souveränetät oder ftaatlichen Majeftät Theil hatten, und weil 
folglich eine ihnen angethane Beleidigung als eine über den römifchen 
Namen verhängte Schmach gerächt wurde. Bernünftigerweife durfte die 
Herftellung der deutfchen Einheit alfo in nichts Anderm beftehen, als in 
der vollftändigen Erringung der eimheitlichen deutſchen Staatsmacht für 
das Bürgerthum. 

Wäre weniger Gewicht auf die äußere Macht und Größe, ald auf 
die gleiche Freiheit im Innern gelegt worden, aus der allein ein homo- 
genes, fompaktes und untheilbares Neu-Deutfchland hervorgehen Tonnte, 
jo würde das Widerftreben der Nationalitäten nicht fo grell hervorge- 
treten, auch viel leichter überwunden worden fein. Einige zweifelhafte 
Gebiete, die durch Perfonal- Union an auswärtige Herrfcher geknüpft 
waren, zeigten fich ohnehin dem Deutfchthume günftig genug. In erfter 
Reihe fteht in diefer Hinficht, wenn wir uns die ausführliche Befprechung 
der fehleswig-holfteinifchen Angelegenheit hier noch erfparen, das an ben 
König von Holland gebundene Luremburg. Mit Luxemburg aber ftand 
und fiel Limburg. Zur gefchichtlichen Erläuterung diene Folgendes : 

Seit dem Jahre 1839 Hatte Limburg eine Doppelftellung zwifchen 
Holland und dem deutjchen Bunde eingenommen. Dieß war fo gelommen- 
ALS die Belgier 1830 ihre Nevolution machten, bejegten fie, mit Aus- 
nahme der Feftungen Luxemburg und Maeftricht, das Großherzogthum 
Luremburg und die Provinz Limburg, welche beide mehrere Jahre Hin- 
durch unter belgifcher_ Verwaltung blieben. Darauf zeigte der nieder- 
ländifche Gefandte im Namen des Großherzogs von Luremburg (des 
holländischen Könige) dem Bundestage an, daß für den Theil Luxem⸗ 
burgs, weldyer an Belgien abgetreten werden müffe, dem deutfchen Bunde 
feine Entfchädigung gegeben werden könne, obgleich die Bundesverfanumn- 
lung eine folche ernft beanfpruchte. In dem definitiven Vertrage, welcher 
nun am 19. April 1839 zu Stande kam, erhielt der König von Holland 
al8 Entihädigung für das an Belgien abgetretene luxemburgiſche Gebiet 
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zu beiden Ufern der Maas einige Diftrikte, unter dem Namen der Pro- 
vinz Limburg begriffen, über deren Verhältniß zu Deutſchland und zu 
den Agnaten aus dem Haufe Naffau er fich mit ben leßteren und mit 
der deutſchen Bundesverſammlung „verftändigen“ follte. In dem Ber 
trage war zweifelhaft gelafien, ob der König von Holland die Provinz 
Limburg als Großherzog von Luxemburg oder ob er fie als einen inte: 
grivenden Theil des Königreich Holland erhielt; denn der Artikel IV. 
befagte: „Il sera assigne a Sa Majest6 le Roi de Pays-Bas, soit en 
sa qualit& de@Grand-Ducde Luxembourg, soit pour ötre 
röunis & la Hollande, les territoires dont les limites sont indi- 
qu6es ci-dessons.“ Noch im nämlichen Iahre erflärte der Inremburgifche 
Bundesgejandte, daß der König von Holland aus der Provinz Limburg, 
an den beiden Ufern der Maas gelegen, ein Herzogthum Limburg ge- 
bildet habe und daß er für diejes Herzogthum, mit Ausnahme der immer 
holländifch geweſenen Feſtung Maeftricht, zwar dem deutſchen Bunde beie 
trete, aber fich ausbedingen müſſe, dasjelbe mit Holland unter die näm- 
lihe Berfaflung und Berwaltung zu ftellen, ein Borbehalt, durch welchen 
er die Bundesverfaffung in keiner Weife beeinträchtigen werde. 

Da der Bundestag die zweidentige Stellung Limburgs ſich gefallen 
ließ, wurde 1840 bei der holländischen Verfaffungs-Revifion das Herzog- 
thum Limburg unter die Provinzen Hollands aufgenommen. Alfo ge- 
hörte Limburg, wenn e8 auch am 5. September 1839 förmlich dem 
deutfchen Bunde einverleibt wurde, nur fcheinbar zu Deutſchland; denn 
in Wirklichkeit war es eine rein Holländifche Provinz geworden. Wenn 
gleichwohl in Limburg für die deutfche Fonftituirende Berfammlung end⸗ 
fi) gewählt wurde, fo gefchah es, weil man dort hoffte, von der drüden» 
den holländifchen Staatsfchuld, deren Antheil für Limburg 81 Millionen 
Thaler betrug, loszukommen und dadurd) ziemlich abgabenfrei zu wer- 
den. Die Barole der deutfchgefinnten Limburger Bauern hieß im Som« 
mer 1848: „Keine Steuern mehr!“ Indeß wurden zu diefen nach Stener- 
freiheit fich fehnenden Limburgern, bei denen beutlich ber foziale Unters 
grund des nationalen Befenntniffes herborfchimmerte, hHolländifche Truppen 
gefhidt und durch letztere die beutfchen Fahnen und Farben abgeriffen 
und infultirt. Dem Dentfchthume in Limburg arbeiteten die holländischen 
Beamten entgegen, und mwiewohl auf Betreiben des Fünfziger-Ausfchufles 
endlih ein Wahl-Kommiffär von ber holländifhen Regierung eingefett 
worden war, jo wurden die Wahlen für das Prankfurter-Parlament dod) 
nur fteichweife in den beiden Bezirfen von Roermonde und Balkenburg 
borgenommen. Obſchon Limburg 198,400 Einwohner zählte, flellte es 

Beder, Realtion. 18 " 
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Doch nur zwei Abgeordnete. Ohne Zweifel hatte die holländifche er 
gierung unter dem Volke Limburgs viele Anhänger. Dagegen betrach⸗ 
teten fich die meiften Einwohner Luremburgs 1848 als Angehörige 
Deutſchlands. 

Vom Königreiche Preußen gehörten beim Ausbruche der Märzftürme 
beinahe 4 Millionen Einwohner nicht zum deutfchen Bunde. Das Vor- 
parlament fprad) feine Willensmeinung dahin aus, daß Oft- und MWeft- 
preußen dem deutſchen Bunde einverleibt werden müßten; benn man 
wähnte Deutfchland hierdurch zu ftärfen, während man doch nur das 
feparatiftifch-realtionäre Preußenthum auf diefe Art förderte. 

Robert Blum fagte über diefen Gegenftand im VBorparlamente: 

„Ic glaube aber auch zudem, fo lange die Länder deutfcher Zunge 
ſtaatlich mit deutſchen Bundesftanten verbunden find, müflen wir ihnen 
die natürlichen Rechte und Treiheiten geben, die wir jelbft genießen. 
Mein Antrag geht alfo dahin: Bei der Fonftituirenden Berfammlung 
follen vertreten fein alle deutfchen Bundesländer mit Einfhluß von Oſt⸗ 
und Weft-Preußen und Schleswig-Holftein, fowie die Länder deutfcher 
Zunge, fo lange fie mit andern Ländern ftaatlich verbunden find.“ 

Ebenfo fonfus, wie Robert Blum, war Guſtav Struve. Derfelbe 
nahm, mit Rüdficht auf die Stimmung in der Verſammlung, feinen Ans 
trag, daß die in Polen wohnenden Deutfchen zur Tonftituirenden Ver⸗ 
fammlung geladen werden follten, zwar zurüd, beharrte aber um fo 
nachdrüdlicher auf dem ‚weitern Antrage, unummunden anszufprechen, 
daß e8 „heilige“ Pflicht des deutfchen Volles fei, Polen wieder herzu⸗ 
ftellen, indem die Theilung Polens als ein fchreiendes Unrecht erklärt 
werde. 

Nachdem Struve's Antrag bei der Abſtimmung faſt einhellig an⸗ 
genommen worden war, ſagte Präſident Mittermaier: „Um möglichen 
Mißverſtändniſſen über dieſen Beſchluß vorzubeugen, will ich nachträglich 
erläuternd bemerken: Es iſt in dieſer Abſtimmung nicht gelegen, daß 
die in Polen wohnenden Deutſchen eingeladen werben folles, ſondern es 
it damit bloß die Ueberzeugung ausgefprochen worden, es ſoll mit aller 
Kraft dahin gewirkt werben, daß die Wiederherftellung Polens erwirkt 
werde.*) 

Der König von Preußen genügte dem Wunſche des Vorparlaments 
durch folgende fchilanöfe Bekanntmachung vom 6. April: 


*) Verhandlungen des deutſden Parlaments. fie Ausgabe. Frank⸗ 
furt 1848. | | 
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„Wir Friedrich Wilhelm von Gottes Gnaben, König von Preußen 
zc. 2c., haben aus der Erflärung Unferer getreuen Stände 
vom 3. d. M. mit Wohlgefallen erfehen, daß diefelben, in Uebereine 
Himmung mit Unferm in dem Patente vom 18. v. M. aus 
gefprohenen Wunfche, die Einverleibung der Provinz Preußen in 
ihrer gegenwärtigen Begränzung in ben beutfchen Bund beantragen. 
Wir haben in Folge diefer Erklärung Unfer Staatsminifterium beauf- 
tragt, fchleunigft die zur Aufnahme der gedachten Provinz in den bdeut- 
Then Bund erforderlichen Einleitungen zu treffen, was Wir Unfern ge⸗ 
treuen Ständen hiermit vorläufig eröffnen.“ 

Demgemäß erflärte und beſchloß die Bundesverfammlung unterm 
11. April, den „Beitritt der Provinz Preußen (Oft: und Weftpreußen) 
in den deutfchen Bund mit freudiger Anerkennung ber den: Antrage zu 
Grunde liegenden nationalen und föderalen Gefinnung einftimmig anzu— 
nehmen und fomit Oft- und Weftpreußen in den Bund aufzunehmen.“ 
Berner wurde die preußische Regierung cerfucht, die Matrikular-Bevöl- 
ferung in der Weife zu ermitteln, daß „deren jetzige wirkliche Bevölkerung 
in demfelben Berhältnig reduzirt werde, als die Matrifular-Bevölferung 
aller übrigen preußifchen, bisher fchon zum deutſchen Bunde gehörigen 
Provinzen geringer fei als deren wirkliche Bevölkerung.” Endlich follte 
Preußen nach Maßgabe. der fo ermittelten Matrifular-Bevölferung die 
Wahlen zu der fonftituirenden National-Berfammlung in Gemäßheit des 
Bundesbefchluffes vom 7. April fchleunigft veranlaffen und von ber in 
diefer Weile feftgeftellten Matrifular-Bevölferung, jo wie der ſich darans 
ergebenden Anzahl von Abgeordneten für Oft- und MWeftpreußen fofort 
an den Bundestag Anzeige machen. 

Der König von Preußen Hatte ſich „für die Zage der Gefahr an 
die Spige Deutfchlands“ geftellt. Im die Sprache des gemeinen Lebens 
überjeßt, hieß das fo viel ald: er wollte vermittclft der ihm zu Gebote 
ftehenden Macht in gauz Deutfchland die Demokratie am Aufkommen 
verhindern. Deßhalb war ihm daran gelegen, bei der Einverleibung 
von Oft- und Weftpreußen in den Bund nicht ftehen zu bleiben, fon- 
dern auch Pofen zum deutfchen Bunde zu fchlagen, zumal, da der vom 
Borparlamente ausgefprocdhenen Wiederherjtellung eines Polenreichs ent- 
gegengetreten werden mußte. Auf den Antrag der preußischen Regierung 
erklärte alfo der Bundestag in der 39. Sigung vom 22. April folgende 
Theile in den deutfchen Bund aufgenommen: Inowraclaw, Schubin, 
Bromberg, Wirſitz, Czernikau mit Ausnahme der Südoftfpige, Chod⸗ 
ziefen mit Ausnahme der Wiſchiner Güter an der fühlichen Gränze, die. 

18* 
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Stadt und Herrſchaft Golamcz des Wongromwiecer Kreifes, fowie vom 
Mogilnower Kreife die nördliche Hälfte, abgegränzt durch eine Linie von 
dem füdlichften Punkte auf der Gränze des Schubiner Kreifes nach den 
Städten Moyslnow, Wilatowo und Gembice, einfchließlich diefer Städte. 
Zu gleicher Zeit wurden in den deutſchen Bund aufgenoinmen bie Kreife 
Birnbaum, Meferiß, Bomft und Frauftadt, nebft einem Theile des Kreifes 
Bud und Kröben, nämlich vom Kreife Kröben die Ortfchaften Kröben, 
Rawic und Iutrofhin, und vom SKreife Bud der ſüdweſtlichſte Theil 
mit der Stadt Gräz. 

Die Gefammtzahl der Bevölkerung diefer zum deutfchen Bunde hin- 
zugefügten polnischen Lande belief fich nad) der Zählung von 1846 auf 
593,390 Köpfe. Auf den Maßſtab der übrigen preußifchen Matrikular- 
Bevölkerung reduzirt, ftellte fich für die annektirten Gebiete eine Zahl 
von 385,065 Seelen heraus, welche nach dem Bundesbefchluffe vom 
7. April 8 Abgeordnete für das Tranffurter-Parlament zu wählen hatten. 

Hierauf beantragte der preußifche Gefandte am 1. Mai und be- 
ſchloß die Bundesverfammlung am 2. Mai, noch folgende polnifche 
Theile in den deutfchen Bund aufzunehmen: die Stadt und Feftung 
und einen Theil der Kreife Pofen und Obornid, den Kreis Somter, den 
noch nicht aufgenommenen Theil des Kreifes Bud, fowie den fühlichen 
Theil der Kreife Kröben und Krotoſchin nebft der Stadt Kempen. 
Die Bevölkerung vorftehender Diftrifte zählte ungefähr 273,500 Köpfe 
oder, auf den bundesmäßigen Maßftab der alten Matrikel zurücgeführt, 
177,600 Köpfe, die nun weitere 4 preußifche Vertreter ins Frankfurter 
Barlament zu wählen hatte. Hiernach erhob ſich die Oefammtzahl der 
preußischen Abgeordneten ſchon von 191 auf 203. 

Sodann zeigte der preufifche Gefandte am 3. Mai im Bundestage 
an, daß die Bevölkerung von Oſt- und Weftpreußen nach der Zählung 
vom Ende des Jahres 1846 fich auf 2,499,423 Köpfe flellte und daß, 
da die Gefammtbevölferung fämmtlicher zum deutfchen Bunde ſchon ge- 
hörigen preußifchen Provinzen zu jener Zeit 

12,249,126 
Köpfe betrug, während die Matrikular - Bevölkerung diefer Provinzen 


fih nur auf 
| 7,948,439 . 
Köpfe ftellte, die oben angegebene wirkliche Bevölkerung von Oft- und 
Weftpreußen, in dem gleichen Verhältniß redugirt, 1,621,871 Köpfe als 
Matriular- Bevölkerung Oft: und Weftpreußens ergab. Demgemäß ftellte 
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fich, nad) dem Bundesbefchluffe vom 7. April, wenn man mit 50,000 
dividirte, die Zahl der oft- und weftpreußifchen Abgeordneten für die 
deutjche National-Verfammlung auf 32. Der Bundestag beichloß alſo 
unterm gleichen Tage, in der Bundes-Matrifel bei Preußen 1,621,871 
Köpfe hinzuzufügen, wodurd ſich die matrifelmäßige preußifche Bundes- 
bevölferung auf 9,570,310 Köpfe erhob, und in entjprechender Weife ftieg 
auch das preußifche Bundes-Kontingent um 16,219 Dann, indem es 
von 79,484 auf die Höhe von 95,703 Mann emporrüdte. Durch diefe 
Veränderung gelangte die fogenannte achte proviforifche Matritel vom 
3. Mai zur Gültigkeit. Die ſämmtlichen nad) Frankfurt zu entjendenden 
Abgeordneten Preußens betrugen 235, fo daß das Preußenthum nun 
vollftändig im Vergleich zu den Abgeordneten der übrigen Staaten das 
Uebergewicht befam. 


Nach Schubert's Handbuch der allgemeinen Staatenkunde des preu- 
Bifchen Staats beliefen fih die Slawen in, den Provinzen Poſen und 
Preußen damals auf mehr al8 anderthalb Millionen, eine Zahl, welche 
fo niedrig al8 möglich gegriffen ift und die die Sprache al8 Merkmal der 
Nationalität annimmt, während nad) derjfelben Quelle die Slawen in 
Schleſien '/, Million zählten. Die Polen im Großherzogthume Pofen 
welche fic) gegen die Aufnahme in den deutfchen Bund fträubten, be- 
trugen in runder Zahl 800,000 und bildeten die Mehrzahl der pofen- 
ſchen Bevölkerung. | 

In Preußen felbft fehlte es für die Polen nicht an Sympathie. 
Denn da8 Berliner Volk hatte am 20. März die Freigebung der gefan- 
genen polnifchen Rebellen gefordert und diefelben, nachdem: fie auf freien 
Fuß gefeßt worden waren, im Triumph durch die Straßen gezogen. Schon 
am nämlichen Tage hatte in der Stadt Pofen ein blutlofer Auflauf ftatt- 
gefunden, bei welchem an die Deutfchen und Juden eine Proflamation 
mit der PVerficherung gerichtet werden war, daß ihnen Nichts zu Leid 
getan werden folltee Dann war der Poſener Erzbifhof nad) Berlin 
gereift, um gegen die Einverleibung der Provinz in den deutfchen Bund 
zu proteftiren. Bald verlangten . die Polen die Herftellung ihres Reichs 
innerhalb der Gränzen von 1772. Zwar wurde ihnen von der preußifchen 
Regierung, um fie zu befchwichtigen, eine Keorganifation zugeſagt, aber 
hiermit gaben fie fich nicht zufrieden. Schon Ende März wurden in Poſen 
überall, wo die Bevölferung überwiegend polnisch war, die preußifchen Adler 
abgerifien. Bon dem Adel und der katholiſchen Geiftlichkeit aufgeftachelt, be- 
waffneten ſich die polnischen Bauern und Knechte mit Senfen und begannen 
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den Aufſtand. Der Hauptanführer des polniſchen Unabhängigkeitskampfes 
war Mieroslawski. 

Die dentſchen Bewohner Poſens dagegen fanden die Wiederherſtellung 
eines Polenreiches ihrem Vortheil nicht angemefien. Sie machten geltend : 
Poſen fei nicht polnifches Land, fondern von dem beutfchen Bauer mit 
Pflug und Spaten erobert; Polen fei keine Vormauer gegen Rußland, 
man fchulde den Polen feine Dankbarkeit, und auch der polnifche Bauer, 
der ftetS von den Ebelleuten gelnechtet worden fei, habe feine Urxfache, 
die MWiederherftellung Polens zu wünfchen; es fei daher eine falfchver- 
ftandene Humanität, die deutſchen Landsleute Pofens auf Koſten der 
Gremden zu vernadhläffigen. Der von den gefammten Deutfchen des 
Netze⸗Diſtrikts erwählte permanente Ausſchuß wandte fi) darum an ben 
deutſchen Bund mit der Bitte um Einverleibung Poſens. 

Die Polen ihrerfeits ſuchten bei der Wahl für die preußifche ver- 
einbarende Berfammlung fo viel al8 möglich Vertreter nach Berlin zu 
bringen und proteftirten gegen die Abtrennung der deutichen Gränz- Di- 
ftrifte zum deutſchen Bunde. Die von ihnen bervorgerufenen Unruhen in 
Landsberg an der Warthe, in der Gegend von Pinne u. f w. wurden 
durch Militärgewalt unterdrüdt. 


Aus fehr vielen Gründen, befonders auch wegen ber unabläffigen 
Vermiſchung und Untermifhung, ift die rohe Scheidung der Menfchen 
nad ber Abſtammung höchſt unzuverläffig. Eine genaue Bevölferungs:- 
zahl der Nationalitäten angeben, heißt darum immer, etwas Trügeriſches 
und Willfürliches anfftellen. Gleichwohl fuchte man fi) 1848 fireng 
nad) Nationalitäten abzufondern, weil man zu unwifjend und ungebildet 
war, um in der demokcatifchen Freiheit für den ganzen Erdtheil ein Ber- 
einigungsmittel zu finden und vermittelft eines neuen Rechtes die Ver⸗ 
ſchmelzung der Europäer anzubahnen. Der Reaktion kam diefe Abfon- 
derung und gegenfeitige Anfeindung der europätfchen Volksgruppen jehr 
zu Statten. Denn das Bolt lähmte nun feine eigene Kraft und zer- 
fplitterte ferne Anftvengungen, anftatt fi, unbetümmert um die Borurs 
theile der Geburt, zur Belämpfung und Hinwegräumung der Vorrechte 
zu verbrüdern und bloß das gleiche Menfchenrecht anzuerfennen. Namentlich 
in Oeſterreich entbrannte der Nationalitäten» Konflitt jehr heftig. In 
. Anbetracht, daß verfchiedene öſterreichiſche Nationalitäten in- eine feind- 

felige Stellung zur deutfchenationalen Bewegung geriethen, foll im Fol- 
genden das Nationalitäten Berhältnif, wie es, dem allgemeinen Vorur⸗ 
theile gemäß, ſich für Defterreich geftaltete, ftatiftifch dargelegt werden. 
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Was die Deutfchen anbelangt, fo gab es Slawen gab «8 


in Nieberöfterreich 1,400,000 in Böhmen . 2,558,000 
„ Oberöfterreih . 850,000 Mähren | 
„Steiermart . 662,000 (Gilliu.berhalbe ” — 1,451,000 

Marburger: Kreis) (Galizien 
„ Kämten . . 200,000 (zwei Dritte) ” — 5,000,000 
„ Böhmen . . 1,830,000 Ungarn 
Mähren 726.000 ”\$troatieng - 6,500,000 
" \Schlefien ’ „der Militär- 
Tyrol ohne Abzug von gränze . . 1,136,000 
u —e 838,000 \ eh „dem Küften- 
„ Ungarn u. Sie- Yand . . . 120,000 
benbürgenetwa 1,025,000 „Kran . . 450,000 


„Kärnten . 100,000 
„ Steiermart . 338,000 
’ Siebenbürgen 1,050,000 


Bufammen 1 18,730, 8,730,000 


Zujammen 7,531,000 Deutfche. 


Slamen. 

Die Zahl der Italiener betrug Die Magyaren, obſchon ein 
in der Lombardei 2,570,000 jehr kräftiges Volk, welches unter allen 
in Benetien. . 2,170,000 Nationalitäten Defterreich ſich wäh. 
im Küftenland. 360,000 rend der Bewegungszeit am Meeiften 
in Dalmatien . 392,000 durch Thaten auszeichnete, betrugen 


nicht mehr als 4,500,000 Köpfe. 





Zufammen , 5,492,000 Italiener 

Die im Ganzen nicht ſehr beträchtliche Zahl der füdtyrolifchen Italiener 

ift hierbei nicht befonders berechnet. Sie machte etwa '/, oder !/, der tyro⸗ 

chen Einwohnerſchaft aus. Bon der öfterreichifchen Geſammtbevölkerung 
bildeten demnach die Slawenſtämme die Hälfte. 

Die meiſte Schwierigkeit bereiteten den deutſchen Patrioten die Czechen 
in Böhmen. Wählten nicht einmal dieſe für das Frankfurter Parlament, 
ſo mußte natürlich alle Ausſicht ſchwinden, daß jene Deutſchen Oeſter⸗ 
reichs, welche nicht zu ben deutſchen Bundesländern gehörten, in Uebet- 
einftimmung mit dem im Borparlamente ausgefprochenen Verlangen Ro» 
bert Blums ihre Vertreter in die bdeutfche Tonftituirende Verfammlung 
ſchickten. In Defterreich fielen darum fehr viele Wahlen für das Frank⸗ 
furter Parlament aus. Während Preußen viel mehr Deputirte ſchickte 
als es nad) der Bundesmatrikel zu ftellen hatte, Tieferte Defterreich viel 
weniger. Dort wählten Slawen mit, hier nicht einmal alle Deutfchen. 
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Am 11. März bildete ſich in Prag ein Bürgerausſchuß, das Wenzels⸗ 
Komits genannt. Selbiger beftand meiftentheild aus Czechen und wurde am 
10. April im St. Wenzels⸗Bade in einen National» Ausfchuß umgetauft. An- 
fangs war die Spannung zwifchen Deutfchen und Ezechen wenn auch merklich, 
doch nicht heftig. Denn auf der Borperfammlung flawifcher Schriftfteller 
vom 20. März in Prag für die am folgenden Tage ftattfindende Schrift- - 
ftellerverfammlung ward befchlofien, Nichts gegen die Eintracht der böh- 
mifchen und beutfchen Nationalität, noch gegen den feften Verband der 
köhmifchen Krone mit dem öfterreichifchen Kaiferftaate zu unternehmen. 
Aber die Zugehörigkeit zu Deutfchland, welche von den Slawen nicht 
gewollt wurde, fachte den heimlichen Groll zur hellen Flamme an. 
Während die Deutfchen das Verbleiben beim beutjchen Bund und bie 
deutſchen Farben verfochten, forderten die Egechen im April, daß fie nicht 
mit Deutfchland, fondern mit Mähren und Schlefien vereinigt fein, ein 
eigenes Minifterium erhalten, und daß bie Beamten beide Sprachen 
fönuen müßten. Als die Deutfchen, welche eine deutſche „KRonftitutio- 
nelle Zeitung“ zu gründen befchloffen, einen deutfchen Ausſchuß gebildet 
hatten, wurde dieſer zwar zum czechifchen National-Ausfchufe zugezogen, 
allein legterer erfuchte am 13. und 14. April die Dentfhen dringend, 
die deutjchen Farben abzulegen, damit die Ezechen nicht gereizt wür- 
den. Der deutfche Ausſchuß, fich fchwach fühlend, machte dieſes Zuge⸗ 
ftändnig. Doch nun weigerten fi) die Czechen, die deutfchen Parla- 
mentswahlen vorzunehmen. Deßhalb ſchickte der deutſche Fonftitutionelle 
Verein in Prag eine Deputation nach Wien, welche dem Miniſter des 
Innern vorzuſtellen hatte, daß in den deutſchen Kreiſen Unruhen aus⸗ 
brechen würden, wenn man ſie an den Wahlen behinderte, worauf der 
Miniſter antwortete: „Gut, wenn die deutſchen Kreiſe Wahlen vornehmen, 
fo haben fie ja, was fie wollen; in Bezug auf die czechifchen Kreiſe 
wird fpäter ein Minifterial-Befehl erfolgen, ob fie die Wahlen vor: 
nehmen follen oder nicht.“ 

Der Frankfurter Fünfziger-Ausſchuß konnte angefichts der czechifchen 
Agitation nicht ruhig bleiben. Nachdem er den Beſchluß gefaßt hatte, 
daß die czechifche Sprache und die czechifche Nationalität ungefährbet 
bleiben follten, fandte er drei Deputirte, die Herren von Wächter, Ku⸗ 
randa und Dr. Schilling, nad) Prag ab, um die Böhmen für das 
deutſche Parlament zu gewinnen. Allein diefe Deputirten richteten Nichts 
aus. Hawliczek, der Führer der czechifchen Partei, machte gegen die Be- 
ſchikung des Frankfurter Parlamentes hauptſächlich geltend, daß jest, da 
der böhmifche Landtag und der Wiener Reichstag zu befchiden wären, 


» 
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Böhmen nicht auch für.das Frankfurter Parlament wählen fönnte, und 
daß die Ezechen im Kampfe gegen das Deutichthum ben Polen und Il⸗ 
Iyriern die Hand reichen müßten. Hawliczek gerieth dergeftalt in Eifer, 
daß er fagte: man müfle die Fremden, die Schlangen, bie fich zwifchen 
den National-Ausfhuß und das böhmifche Volk ftellten, ausweifen. 
Obendrein erließ der czechifche National- Ausschuß einen feurigen Aufruf, 
worin die in Defterreich lebenden Stammesgenoffen zu einem Reichstage 
nad) Prag einberufen und auch alle dafelbft erfcheinenden nichtöfterrei> 
chiſchen Slawen einer. brüderlichen Aufnahme verfichert wurden. 

Als die Deputation des Fünfziger-Ausfchuffes unverrichteter Sache 
nad) Srankfurt zurüdkehrte, brach man über die Verftoctheit der Böhmen 
in Wuth aus und drohte ihnen mit Anwendung von Gewalt. Allein die 
Ezechen Tießen fich nicht einfchüchtern. In der Sitzung des Prager 
National-Ausfchuffes vom 11. Mai verlas Dr. Rieger die Berhand- 
lungen des Fünfziger-Ausfchuffes über die Weigerung der Böhmen, das 
Parlament zu befchiden, und als er au die von Schilling gebrauditen 
Worte fam: „dann müſſe man mit der Schneide des Schwertes den 
Anschluß. erzwingen,“ rief er, indem er auf den Huffitenfrieg anfpielte, 
mit erhobener Stimme: „Nun denn, jo werden wir mit Drefchflegel-Ar- 
gumenten antworten.“ 


Alfo blieb von Seiten der Czechen das Parlament unbefchidt. Der 
Widerftand der Böhmen bewirkte, daR von reaftionärer Seite der arg- 
liſtige Vorſchlag gemacht wurde, die deutfche Fonftituirende Verſammlung 
nad) Prag, wo diefelbe ganz in der Falle geftedt hätte, zu verlegen. 

Nur die deutſchen Kreife Böhmens wählten. Etwas befier geftaltete 
fih die deutſche Sade in Mähren und Schleften, weil die Slawen diefer 
Länder von einem Anfchluffe an Böhmen Nichts willen wollten. Auch 
ftifteten die dentichen Böhmen und Mähren in Wien einen Verein, der 
die panflawiftifhe Bewegung einzudämmen und die Kärntner, Krainer 
und Steirer zum Feithalten an Deutſchland zu beftimmen fuchte. 

Das Bevdlferungsverhältnig war, wie aus dem Obigen erfichtlich, 


. 1848 in Böhmen, Mähren und im öfterreichifchen Schleften folgendes. 


In Böhmen wohnten 2,558,000 Slawen und 1,830,000 Deutſche; if 
Mähren und Schlefien 1,451,000 Slawen und 726,000 Deutiche. Alſo 
überwogen die Slawen in Böhmen die deutſche Bevölferung um 728,000 
Köpfe, oder fie verhielten fich in der Gefammtbevölferung von 4,388,000 
zu den Deutfchen etwas höher als 4 zu 3. Die Slawen in Mähren 
und Schleſien dagegen bildeten in der Gefammtbevöälferung von 2,177,000 
Seelen volle zwei Drittel. Vereinigten fid) die Stammesangehörigen in 
ben erwähnten drei Rändern, jo kam folgendes Verhältniß heraus. 
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Slawen in Deutfche in 
Böhmen . 2,558,000 Böhnen . 1,830,000 Demnach verhielten ſich 
Mähren Mähren der Zahl nach die Deut- 
Schleſien 1,451,000 Schlefien 726,000 fchenzu den Slawen wie 
— 5:8. 


Zufammen 4,009,000 Zufanmen 2,556,000 


Alle guten bdeutfchen Patrioten waren darüber empört, daß unter 
den Führern der Gzechen-Partei fi) Männer mit dentfchen Namen be⸗ 
fanden. Allein dieſe Thatſache hätte feine Entrüſtung hervorrufen kön⸗— 
nen, wenn man fich Kar gemacht hätte, daß den nationalen Bewegungen 
immer ein foziales, meift Klaffen-Intereffe zu Grunde liegt, und daß jo- 
mit hinter den ſchönen gefühlvollen Worten des Patriotismus egoiftifche 
Motive fteden. Erſt hierdurch wird der Patriotismus, der fonft Nichts 
als Schwärmerei wäre, vernünftig und befommt Nachhaltigkeit. Auch 
die deutſchen Männer, welche 1848 außer ſich vor lauter Deutſchthum 
gerathen waren, verfolgten entweder ein Privat- und Klaſſen⸗Intereſſe, 
oder fie machten bloß die Diode mit und vermochten ihre fehönen Bes 
fenntniffe, als e8 galt, für diefelben einzuftehen, im Kampfe gegen die 
Reaktion nicht mit ihrem Blute zu befiegeln. Was aber den aus ben 
Familiennamen gefolgerten deutfchen Urfprung anbelangt, jo berubte er 
bier wie dort auf dem Scheine. Denn die Deutfchen in den rein deut- 
hen Staaten waren nicht unverfälfchte Nachkommen der alten Ger- 
manen, jondern ein Miſchvolk, welches unter anderm auch viel ſlawiſches 
Blut in fid) aufgenommen hatte: woher e8 denn fam, daß in Deutjch- 
land 1848 cine Menge flawifche Abkömmlinge mit ihrer deutſchen 
Geſinnung prahlten und fi) irrthümlich wegen ihrer deutfchen Namen 
für reine Deutſche hielten. Auf diefe Weife wirkten wenigftens eben fo 
viele Leute flawifchen Urfprungs für die deutfche Sache, als Männer 
mit deutſchem Namen für die flawifche: ganz abgefehen davon, daß fid 
von den Slawen wie von den Dentfchen der gefchichtliche Urfprung nicht 
nachweiſen läßt und daß wahrfcheinlich beide auch der Mage nad) eng 
zu einander gehören. Zudem ftammen die bürgerlihen Bamiliennamen 
erft aus dem dreizchnten bis fünfzehnten Iahrhunderte, und die Art und 
Weiſe ihrer Eutftehung liefert uns nicht die geringfte Bürgſchaft dafür, 
daß Derjenige, der einen deutfchen Namen trägt, auch deutfcher Natio- 
nalität fein muß. Das Einführen von bürgerlichen Familiennamen war 
erft zum Bedürfniß geworden, als das römische Recht ſich an die Stelle 
des deutfchen feßte, und als fi) das Städtethun in Deutſchland ders 
maßen zu heben anfing, daß bie bürgerlichen Familien wegen der Ver⸗ 
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erbung des Vermögens und behufs der Unterfheidung bei bürgerlichen 
Gerichtsftreitigkeiten die Familiennamen brauchten. Bis dahin waren 
nur einfache, an die einzelne Perſon gefnüpfte Namen im Gebrauch. Die 
Familiennamen des Ländlichen Grundbefiges, die mit dem Lchensrecht 
zufammenhingen, waren dagegen viel älter; aber auch bei ihnen hatte 
der Befig zur Entftehung der Familienunterſcheidung geführt, denn der 
Adel oder die „Herren von” benannten fi) nah dem von ihnen bes 
feffenen Grund und Boden. Bon den bürgerlichen Familiennamen hatten 
nur wenige auf die Nationalität Bezug, wie 3. B. die Namen Sachſe, 
Schwab, Franke, Schweizer, Fries, Heſſe, Engel (Angel) ꝛc. Viele zeigten 
die Befchäftigung, das Handwerk oder auch das Amt an: weßhalb die 
Namen Schmidt, Fleifcher, Metzger, Beder, Maurer, Müller, Bogt, 
Graf, Schulze zc. ehr häufig zu finden find. Doch ift ein großer Theil 
der bürgerlichen Familiennamen ebenfalls von einem Tiegenden Beſitz, 
befonder8 von einem Haufe, herzuleiten. Weil in der Zeit vom 13. bis 
zum 15. Jahrhunderte die Häufer der Städte noch nicht numerirt waren, 
fondern gewöhnlich, um ber Unterfcheidung willen, wie noch jetzt die 
Safthöfe und Apotheken, Symbole (Schilder) aus der Pflanzen» und 
Thierwelt führten, fo wurden nach diefen Merkmalen die darin wohnen- 
den Leute, die Befiger ber betreffenden Häufer, benannt. Daher folde 
Namen, wie Falke, Geier, Sperling, Bär, Lindner, Eichler, Bucher zc- 
Endlich deuteten gewifle Familiennamen auf geiftige und körperliche Be⸗ 
Ichaffenheit, zeigten etwas Auffälliges in der Erfcheinung eines Menfchen 
an oder waren fogenannte Spignamen. In feiner vortrefflihen Geſchichte 
der Stadt Frankfurt a. M. hat Krieger die Entftehung der Frankfurter 
bürgerlichen Familiennamen, welche mit dem gleichzeitigen Auffommen 
ber Familiennamen in andern Theilen Deutfchlands analog ift, deutlich 
und überzeugend dargelegt. 

Somit ift e8 ein großer Irrthum, von den Familiennamen auf bie 
Nationalität zu fchließen, obſchon in einzelnen Fällen der Yamilienname 
bis zu einem gewiffen Stammbaumsgrade, wenn die Ehe einer Familie 
feitens der Frau immer von Geſchlecht zu Gefchlecht untadelige Reinheit 
bewahrt Hat, für das Herlommen einen Anhaltspunft geben Tann. 
Allein eine allgemeine Regel darf davon nicht hergeleitet werden. 

Auf die Anregung von Dr. Heinrich) Wuttke, deſſen Namen eher 
ruſſiſch als deutſch klingt und vielleicht fo viel al8 Branntwein bedentet, 
entftand in Leipzig ein deutſchthümelnder „Verein für Wahrung ber 
deutfchen Interefien in den öſtlichen Gränzländern.“ Außer Wuttke (jet 
an der Leipziger Univerfität Profeffor der Gefchichte) waren die befann- 
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teſten Mitglieder des beſagten Vereines Dr. Guſtav Kühne, Fürſt, J 
Kaufmann und Dr. Julius. Anftatt die dem phraſenhaften Deutſchthum 
widerftrebenden Nationalitäten zu befänftigen und ihnen klar zu madjen, 
dag nicht im Nationalitäten-Schwindel, fondern allein in der demo- 
kratiſchen Freiheit das Bereinigungsmittel für alle Volksgruppen zu 
juchen fei, fachte die Leipziger Geſellſchaft mit einem heiligen Eifer, für 
welchen ihr die Reaktion zu Danf verbunden war, den Haß an den 
dentfchen Gränzmarken an. Sie richtete an die Pofener die Aufforde- 
rung, für das deutſche Parlament zu wählen, und erfuchte die preußifche 
Regierung, den General von Willifen wegen angebliher Mißgriffe in 
Poſen zur Berantwortung zu ziehen. 

Dem eben genannten Bereine boten auch die Slawen in Defterreic) 
eine günftige Gelegenheit, feinen Patriotismus an den Tag zu legen. 
Er erließ am 1. Mai eine Adreffe „an unfere deutfhen Brüder in Böh- 
men,“ des Inhalts: 

„Die czechomaniſche Partei ſäet Haß und Berachtung des deutfchen 
Namens unter dem unkundigen Theile des Volkes aus. Euere Väter 
haben feit allen Zeiten das Land bebaut, und fie haben in Städten und 
Burgfleden Wohlftand und Bürgerfinn begründet; Euch aber verfchreit 
man ald Fremdlinge, als Aufdringlinge, Euch Hofft- man dereinft aus 
dem Lande zu jagen. est fchon wagt fie es, die deutſchen Kokarden zu 
verpönen, und fie erfrecht ſich öffentlih in Prag, im Angeficht von 
50,000 Deutfchen, weil fie den deutſchen Widerftand und feine Kraft 
nicht kennen gelernt hat, die deutſchen Farben zu befchimpfen! Jener 
Widerftand muß von Euch ausgehen. Ihr aber, fagt man, zögert und 
Thwanft in der Behauptung Eueres guten Rechts, Ihr verfüumt es, 
jenem unfinnigen Treiben mit Nachdruck entgegenzutreten. Woher diefe 
verhängnißvolle Bangigfeit? Blidt doh um Euch, und Ihr werdet 
fehen, daß die fünftlichen Schranken gefallen find, welche die diploma— 
tifche Arglift zwifchen Deutfchen und Deutfchen fo lange zu erhalten be= 
müht war. Die Grängen Euerer Heimath find nicht mehr das Erz⸗ 
und Fichtelgebirge, Euer Baterland erftredt ſich bis an die Alpen, bis 
an die Oſt- und Nordfe. Ganz Deutfhland fteht zu Eurem 
Schuß hinter Euch. Ermannt Euch alfo und handelt!“ 

Der Berein erließ auch eine Anfprahe an die „Deutfchen Brüder 
in Mähren, Tefchen, Troppau und Yägerndorf.“ Da er mit diefen befier 
zufrieden war, belobte er fie wegen de8 männlichen Muthes, den fte für 
das Deutſchthum entfaltet Hatten. Ein im Juni zu Auffig veranftaltetes 
Berbrüderungsfeft, welches wir bei diefer Gelegenheit erwähnen wollen, 
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ging gleichfalls von jenem Vereine aus. Ungefähr 70 Männer, treue 
deutfche Herzen, aus Leipzig, Dresden und andern ſächſiſchen Städten, 
fangten am 18. Juni mit dem Dampfidiff in Auſſig an, wo fie nad) 
Gebühr feftlich empfangen und begrüßt wurden. Die am Ufer der Elbe 
aufgeftellte Nationalgarde präfentirte vor ihnen das Gewehr. Darauf 
führte fie der Stadtrath auf den mit Guirlanden und Kränzen ge- 
ſchmückten Marftplag, wo eine neue herzliche Begrüßungs-Szene ftatt- 
fand. Nachdem hier Dr. Göſchen aus Leipzig im Namen der Sachſen 
eine mit Jubel aufgenonmene Rede gehalten hatte, begab man ſich im 
feftlihen Zuge auf die Ferdinandshöhe. Hier waren die Tribünen er- 
richtet, von denen herab feurige Reden zu inniger Berbrüberung der 
deutihen Bollsftämme an die verfammelte Menge gehalten wurden. 
Das anweſende Voll wurde auf fünftaufend Köpfe abgeſchätzt. Unter 
den Redern thaten ſich namentlidy Dr. Göfchen und Dr. Wuttfe hervor. 
„Bei irgend einer Gefahr, Ihr deutfchen Böhmen,“ fo riefen fie der 
Menge zu, „werden wir mit Leib und Leben Euch al8 Brüder zu Hülfe 
eilen!” — Einftweilen ließen die fiebenzig Sachſen beim Schluffe bes 
Feſtes als Unterpfand der Hülfsleiftung eine deutfche Fahne zurüd. 
Im Uebrigen erwuchs den deutfchen Brüdern in Böhmen aus dem Feſte 
fein Gewinn. 

Dr. Wuttfe war, bis er mit der Demokratie in offenen Konflikt ge- 
rietb, eine Zeitlang auch Obmann des leitenden Ausſchuſſes der ſämmt⸗ 
lichen Baterlandsvereine Sachſens. Er bewirkte, daß ihn ber Berein 
für die Wahrung der Deutfchthümelei der öſtlichen Gränzmarken am 
18. Mai nad) Dresden au das fähfifhe Minifterrum mit der Auffor- 
derung fchicte, die nöthigen Vorbereitungen zu treffen, um den Deutſch⸗ 
böhmen die nöthige Hülfe fenden zu können. Eine gleiche Aufforderung 
wurde an die preußifche und baierifche Regierung gerichtet, als ob diefen 
Regierungen an der deutfchen Sache, welche das Frankfurter Parlament 
ih zur Aufgabe fielen zu wollen fchien, fo viel gelegen gewejen wäre, 
daß fie — ohne das Borhandenfein bedrohliher Gefahr für das mo- 
narchiſche Prinzip — hätten unaufgefordert wollen in den Bereich des 
öfterreichifchen Kabinets eingreifen. Anders freilich hätte die Sache ge⸗ 
ftanden, wenn in Böhmen, wie es in Baden der Fall geweien war, eine 
demofratifch-revolutionäre Bewegung ftattgefunden hätte. 

Aber gerade eine jolche Erhebung feitens der „ezechomanifchen Bartei“ 
wurde damals befürchtet. Die Gefahr, die von der czechiſchen Demo 
fratie drohte, wurde großentheil8 durch den gegemfeitigen Haß der Deut- 
ſchen und Czechen paralyfirt. Als Ergänzung und Erklärung zu ber 
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vom Leipziger deutſchthümelnden Verein betriebenen Agitation dient Das, 
was in dieſer Beziehung im Bundestage vor ſich ging. 

Dort ſtellte nämlich, nachdem ein Schreiben des Fünfziger-Aus⸗ 
ſchuſſes, welches die Wahrung der deutſchen Integrität zum Gegenſtande 
hatte, eingelaufen war, die großherzoglich-heſſiſche Regierung — von der 
auch das Lepel'ſche Promemoria herrührte — am 8. Mai folgenden 
Antrag: 

„Hohe Bundesverſammlung wolle die kaiſerlich-öoſterreichiſche Re⸗ 
gierung auf das Dringendſte erſuchen im Intereſſe des geſamm— 
ten deutſchen Bundes und des deutſchen Volkes, ſowie der öſter— 
reichiſchen Monarchie insbeſondere, mit aller Kraft dem Los— 
reißen einzelner, bisher zum deutſchen Bunde gehört habender Beftand- 
theile der Monardjie von dem Bunde entgegenzuwirken, folgeweife bie 
geeignetften Maßregeln zu ergreifen, damit in feinem zum deutfchen 
Bunde gehörigen Tandestheile die Wahlen zur Tonftitwirenden National- 
Verſammlung unterbleiben, und insbefondere auch da joldjye vorgenommen 
werden, wo ein Theil der Bevölkerung fich ihrer enthalten will, aus der 
völlig unbegründeten Beforgniß vor Beeinträchtigung feiner Nationalität, 
während dieſe, nämlich die Freiheit vollsthümlicher Entwidlung aud) der 
nicht urfprünglich deutfchen Volfsftämme, durd) Gleichberedjtigung ihrer 
Sprade in NRüdficht auf Unterriht und innere Verwaltung, gerade im 
Bunde die fiherfte Beachtung und Verbürgung finden würde, wogegen 
duch den Verſuch eines Losreißens vom Bunde die Gefahr des Ber- 
Iuftes jeder Selbftändigfeit für die Abtrünnigen würde herbeigeführt 
werden.“ 

Als die erfte Kunde vom Prager Aufftande an die Bundesver- 
ſammlung gelangte, ftelte Schmerling, allerdings nicht im Namen feiner 
Regierung, fondern zuvörderft aus eigenem Ermeffen nachſtehenden, ſo⸗ 
fort zum Beſchluß erhobenen Antrag: 

„Die königlichen Regierungen von Preußen, Baiern und Sachſen 
durch Vermittelung Höchftihrer Bundestagsgefandtichaften zu erfuchen, 
dem vom Präfidio geftellten Antrage zu entfprechen, d. h. auf Anfuchen 
der Faiferlich-föniglichen Negierung oder auf Einfchreiten der dortigen 
(böhmischen) Behörden zur Herftelung der Ordnung und zum Schube 
der Perfonen und des Eigenthums der Einwohner, die entfpredyende 
militärifche Hilfe. eintreten zu laſſen.“ (65. Sig. db. Bundesverf. vom 
20. Suni, 8. 639.) 

. Die Gefandten von Preußen, Baiern und Sachſen erllärten, bie 
vollfte Bereitwilligkeit ihrer allerhöcgften Negierungen bereits im Voraus 
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verfichern zu können. Durch den Sieg, welchen der Fürſt Windifchgräz 
mit feinem Heere über den Prager Aufftand erfocht, erledigten fi) der 
Schmerling’fche Antrag und die an bie genannten Regierungen gerichteten 
Betitionen des Wuttke'ſchen Vereins von felbft. 

Der Leipziger Berein brachte es zuwege, daß Peter Jordan, Lektor 
an der Univerfität zu Xeipzig, von feinem Poſten abgefegt wurde, weil 
er die Aufforderung zum Slawen-Kongreſſe mit unterjchrieben hatte. 
Ferner ift zur Charakterifivung diefes Vereins noch folgendes Aften-Stüd 
erwähnenswerth: 

„An die hohe kaiſerl. Fön. Öfterreichifche Staatsregierung. 

„Es ift verhängnißvoll genug, daß die flawifche Hauptmacht, das 
nordiihe Kaiferreih, feit geraumer Zeit auf die Zuftände der mittel- 
europäifchen Völker und Staaten einzuwirfen nicht ohne Erfolg verfucht 
bat, was, bei der Gemeinſamkeit des griechifchen Kirchenthums mit jenent 
bei öfterreihifchen Slawen, der Czaren-Herrſchaft Anhänger und Partei⸗ 
gänger verſchafft und panflawiftifchen Umtrieben Spielraum gegeben hat. 
Für Defterreich ift e8 eine Lebensfrage, hier einen Damm aufzurichten. 
Die Umwandlung feiner Staatsverwaltung in eine flawifche dagegen 
würde der Weg fein zu unfehlbarer Unterordnung unter jene Macht mit 
einem Nachwuchs von Gefahren für Selbftändigfeit und Freiheit des 
Staates und der Kirche, für die Deutſchen in Oeſterreich würde damit 
die troftlofefte Abhängigkeit von einer minder gebildeten und feindfelig 
geftimmten Nationalität eintreten, dem gefammten Deutichland eine ſchwer 
zu heilende Wunde gefchlagen werden .... E8 ift fein Heil für Defter- 
reich ohne Deutfchlaud, nicht für Deutfchland ohne Defterreih. Gott 
erhalte ein deutſches Defterreih im .innigften Verbande mit Deutfch- 
land, erhalte das Hohe Kaiferhaus, entfproffen aus deutfchem Blut 
und mit deutfcher Treue zu wahren und zu fchirmen; gegen unjere 
Feinde aber ftehe feft verbunden Stamm mit Stanım; nicht Preußen, 
nicht Defterreih — fondern Deutſchland. 

Leipzig, den 12. Mai 1848. 

Im Namen und Auftrag des Vereins zur Wahrung 
der deutfchen Sache im Often: Dr. Guftav Kühne, Dr. 
Wilhelm Wachsmuth, Profefior der Geſchichte. 

Im Namen und Auftrag des deutfchen Vereins zu Leipzig: 

Dr. Inlius Ludwig Klee.“ 

Indem ſowohl die Deutfchen, als auch die Slawen fich auf bie 
voransgejegte Souveränetät ihrer Abftammung verfteiften, ftellten ſich 
beide auf den nämlichen konfuſen Standpunkt, geriethen aber gerade deß⸗ 
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wegen mit einander in Hader. Gleichwie für den Pangermanismus, war 
auch für den Panſlawismus eine geraume Zeit hindurch agitirt worden. 
Im Grunde hatten ſich alſo beide einander Nichts vorzuwerfen. Zu der 
ſich immer mehr entwickelnden Feindſeligkeit hatte das Vorparlament, als 
es die Vornahme der Wahlen nach dem Vorſchlage des Bundestages 
länderweife beſtimmt, weſentlich beigetragen. Inſofern nun die Sprache 
als Erkennungszeichen der Nationalität galt, bildeten in Böhmen die 
Czechen zweifelsohne die Mehrheit. Zufolge dem national⸗demokratiſchen 
Grundſatze der Volks⸗Souveränität konnten fie daher fordern, daß man 
den Willen der Majorität des Landes refpeftirte. Dagegen wären fie 
zufolge dem nämlichen Grundfage in der entfchiedenen Minderheit ge⸗ 
wefen, wenn die Wahlen nicht länderweife, ſondern einheitlich für ganz 
Deutfchland, zu deſſen Bunde und Reiche fie gehört hatten, angeorbnet 
worden wären. Freilich hatten fie felbft dann immer noch in einer natio- 
nalen Bewegung, welche den Staat vom Standpunkte des Familienvaters 
aus betrachtete und im gemüthvoller Weife den Hauptnachdruck auf die 
Abftammung legte, fi) auf ihren flawifchen Urfprung und auf den 
Glanz alter Erinnerung berufen können. Der Adel czechifcher Geburt 
war doch ficherlic eben fo viel werth, wie derjenige germanifchen Her⸗ 
fommens. Denn das Urtheil der befangenen Individuen bleibt hierbei 
immer fubjeltiv, wenn auch der nationale Stolz zum Hegel'ſchen Außer- 
fichfein im Beifichjein gehört. 

Auch mit dem Italienerthume gerieth da8 Deutſchthum in Zwiftig- 
feiten. Die Sübdtyroler enthielten fid) zwar nicht der Wahlen für Frank⸗ 
furt, aber ihre fünf Abgeordneten ftellten, wie wohl vergeblih, im Par- 
lamente einen motivirten Antrag des Inhalte: 

„Die Hohe Nationalverfammlung wolle beichließen, die italienifchen 
Kreisbezirte Tyrols, Trento und Reverebo, follen, unbeichadet ihrer Ver⸗ 
bindung mit dem Kaiferhaufe Defterreich, aus dem politifchen Berbande - 
mit dem deutfchen Staatenbunde entlaffen werben.” 

In Tyrol felbft wüthete zwifchen Deutfchen und Wälfchen ein fo 
heftiger Kampf, daß eine fchauerliche Ermordung italienifcher Arbeiter in 
Bozen vorfiel. Im einer Proflamation vom 16. Inni 1848 forderte der 
Erzherzog Johann die deutſchen Tyroler zur Bertheidigung des Landes 
auf, indem er fagte: 

„Bisher wurde der heimathliche Boden freigehaften, und alle feind- 
lichen Unternehmungen auf benfelben abgewiefen .... . Männer von 
Zyrol! Noch eine Weile Heißt es ausharren, bis ſich bie Verhältniſſe fo 
ftellen, daß der Friede werbe; dann kehrt Yeder mit dem Bewußtfein zu 
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feinem Herd zurüd, daß der in Euch lebendige Wille fich durch die That 
bewährt, daß Ihr, den Vätern gleich, die Söhne eines Landes ſeid, deſ⸗ 
fen Namen unfern deutſchen Brüdern lieb und Keinem fremd ift, dem 
Treue, Muth und Baterlandsliebe werth find.‘ 


Den Siegen Radetzky's über die Italiener zollte das Frankfurter 
Parlament frohlodenden Beifall. Faft ftand Arnold Ruge völlig verein- 
zelt da, als er erfärte, daß die Radetzky's, die Tilly's der Neuzeit, gefchla- 
gen werben müßten, und Heinrich von Gagern, der Präſident der deutfchen 
National-Berfammlung, nannte in UÜcbereinftimmung mit der Verſamm⸗ 
lung eine ſolche Erklärung wenigftens einen halben Baterlandsverrath. 
Am 21. Auguft 1848 ging von Abgeorbneten der deutſchen Natinal- 
Berfammlung fogar eine Adreſſe an Radetzky ab, um ob feiner Er- 
folge über die italienifche National-Bewegung „herzliche Theilnahme, An- 
erfennung und Bewunderung auszufprechen.” Auf diefe Kundgebung gab 
der greife Feldherr folgende Antwort: 


„Nicht als Eroberer, nicht als Unterdrüder haben wir das Schwert 
gezogen. Wir thaten Nichts, als unfer gutes Recht vertheidigen. Nichts 
verhinderte uns, unjerem Feinde den Frieden in feiner Hauptftadt zu 
diftiren, aber wir machten in unferm Siegeslaufe Halt an den Gränzen 
unferes Rechts; wir wollten der Welt, wir wollten felbft unfern Feinden 
die Mäßigung erneuert zeigen, die Defterreich ſtets im Glück, ſowie feine 
Standhaftigkeit im Unglüd bewies. Wir bringen nicht Defpotie, nicht 
Unterdrüdung den Bölfern, fondern Freiheit, vieleicht mehr Freiheit, als 
fie zu ihrem Wohle ertragen können.” 


Es fehlte felbft nicht viel baran, daß Deutjchland in den Krieg: 
Defterreich8 gegen Italien verftridt worden wäre. Als nämlich der far» 
dinifche Contre-Admiral Albini mit dem vereinten neapolitanifch-fardis 
niſch⸗venetianiſchen Gefchwader eine drohende Haltung gegen Trieft an- 
genommen hatte, richtete die dentfche Bundesverfammlung am 16. Juni 
an den fardinifchen Gefandten Pallavicini eine Note, worin hinfichtlich 
jeder gegen die Stabt und den Hafen von Trieſt, fowie gegen irgend 
einen Theil des beutfchen Bundesgebiets erfolgenden Verlegung und unter 
Hindentung auf die Folgen einer ſolchen Verlegung Verwahrung einge 
legt wurde. Nachdem die Anzeige über die wirklich eingetretene Blokade 
des zum beutfchen Bundesgebiete gehörigen Freihafens eingelaufen war, 
beantragte der Präfident der Bundesverfammlung den 20. Juni in Er⸗ 
wägung, daß nad) Artikel 39 der Wiener Schluß-Alte der Kriegszu⸗ 
ftand gegen das Königreich Sardinien verhängt werden mußte, fofort 
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den diplomatifchen Verfehr mit Sardinien abzubrechen und dieß dem beim 
deutſchen Bunde beglaubigten fardinifchen Gefandten zu eröffnen. Nachdem letz⸗ 
terer den Bundestag der freunbichaftlichen Gefinnungen feines Kabinets 
verfichert hatte und auf kurze Zeit durch den fardinifchen Gejchäftsträger 
Evafe Radice erjegt worden war, benachrichtigte Pallavicini endlich in 
einer Note unterm 1. Yuli den deutihen Bund von der Aufhebung der 
Blokade Trieſt's. In der Note hieß es: „Die Anweſenheit des fardini- 
ſchen Geſchwaders vor Trieft und die Haltung, zu welcher ſich dajelbft der 
Bize-Admiral Albini gendthigt gefehen hat, find theils durch die Blokade 
Benedigs und den Angriff auf Chioggia, theil8 durch einige andere 
feindfelige Handlungen ſeitens der öfterreichifchen Seekräfte, theils end- 
lich durch die Kanonenſchüſſe, welhe ohne Veranlaſſung (sans provoca 
tion) von den Zriefter Batterien auf die fardinifchen Fahrzeuge abge- 
feuert wurden, hervorgerufen worden.“ 


So wurde denn zwifchen Deutichland und Italien der drohende 
Krieg, zu welchem fich die deutfche Fonftituirende National-VBerfammlung 
ganz bereit finden ließ, noch glüdlich abgewenbet. 


Aber nicht mit Italien allein, fondern aud) mit der Schweiz droh- 
ten Feindſeligkeiten auszubrechen. Daß und warum die Schweiz feit einer 
Keihe von Jahren bei den deutfchen Regierungen nicht gut angefchrieben 
war, ift im Eingang bes zweiten Hauptftüds auseinander gefeßt worden. 
Zwar wurde den 29. Mai 1848 auf den Antrag Kurheflens der Bun 
desbeſchluß vom 15. Januar 1835, welcher den beutfchen Handwerksge⸗ 
fellen das Wandern in die Schweiz verbot, aufgehoben; allein das den 
republifanifchen deutſchen Ylüchtlingen gewährte Afyl, obfchon fich die 
Schweizer Behörden zur Ueberwachung und Internirung verftanden, regte 
immer den alten Groll vom Neuen an. Namentlich hätte es die Aegie- 
rung Badens nicht ungern gejehen, wenn ein Krieg gegen die Schweiz 
herbeigeführt worden wäre. Der unfähige Fünfziger-Ausfhuß ließ fich 
hierbei wieder als Mauerbrecher benuten. Am 9. Mat fandte er der 
DBundesverfammlung ein Schreiben ein, welches die Mittheilung enthielt, 
daß ſich in der Schweiz eine feindliche Stimmung gegen die daſelbſt leben- 
den Deutjchen Tundgebe, und daß felbft die deutfche Flagge von ben 
Schweizern beleidigt worden ſei. Diefe Nachricht war dem Bundestage 
fehr willfommen. Obwohl er felber bis vor zwei Monaten die deutfche 
Flagge unausgefett beleidigt hatte, erfuchte er doc) auf der Stelle die 
badiſche Regierung, über die in Frage ſtehenden Thatſachen durch ihren 
biplomatifchen Agenten in der Schweiz geeignete Erhebungen veranlaflen 
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und deren Ergebniß mittheilen Lafjen zu wollen. Indeß erwies fich die 
Nachricht von jener Infultirung des Deutfchthums theild als übertrie- 
ben, theils als unbegründet. Als ſich aber auf biefe Weife fein Kriegs- 
fall hatte zurechtlegen laffen, erhob Baden ſchon am 2. Juni und wieder. 
holt am 25. Juni über die Schweizer Behörden Klage und bewirkte, daß 
der Bundestag in einer Note vom 30. Juni die Eidgenoffenfchaft um die 
Ausweifung der deutfchen Flüchtlinge erfuchte. IhrerfeitS dagegen ftedte 
die Schweiz manche Beleidigung, die ihr von Deutſchland angethan wurde, 
rubig ein. Denn nicht bloß benahmen fich die zur Bewachung der Flücht⸗ 
linge ausgefandten deutfchen Spione fehr übermüthig, fondern es fiel 
auch vor, daß ftarfe Militär-Patrouillen die Gränze überfchritten und 
Schweizer Dörfer durchſuchten, um Flüchtlinge ausfindig zu machen: 
worauf die Verlegung der Schweizer Bodens für eine zufällige Verir⸗ 
rung einer Patrouille erflärt wurde. Einige heißblütige Patrioten der 
Paulskirche wiegten fich jogar in der Hoffnung, daß nun die Schweiz 
mit dem deutjchen Reiche, zu dem fie bis zum MWeftfphälifchen Frieden 
gehört hatte, wieder würde vereinigt werden können. 

Indeß erftredte fich die Freundſchaft der Schweizer nicht bis auf die 
Sehnſucht nad; Einverleibung in's deutfche Keih. Denn als Raveaux 
während des Sommers als Neichögefandter in der Schweiz erfchien und 
dafelbft hochfahrend auftrat, da zeigten fie ihm, daß ihnen an ihrer 
republifanifchen Freiheit bei Weitem mehr gelegen war, als an der einen 
überwundenen Standpunkt bildenden gefchichtlichen Erinnerung und an 
der inhaltsleeren deutſchen Stammesverwanbdtichaft. 

Wenn in Bezug auf den Elſaß ein ähnlicher renommiftifcher Glaube 
obwaltete, fo follte auch diefer bald gründlich befeitigt werden. Die Straß- 
burger feierten nämlich zufammt dem ganzen Elfaß am 21. DOftober 1848 
ein großes Freudenfeft zum Andenken an ihren zweihundertjährigen Ab⸗ 
fall vom deutfchen Keiche. 

So gerieth denn das Deutjchthum, welches nicht einmal feine After- 
Nationalitäten im Innern zu bemeiftern vermochte, der Reihe nach in 
ein gefpanntes Verhältniß zu Holland, Polen, Böhmen, Italien, der 
Schweiz und Frankreich. Auch die Freundfchaftshand, welche mehrmals 
die Ungarn dem deutſchen Parlament darreichten, empfing bloß einen 
falten diplomatifchen Hänbedrud. Doch der Haupthader in nationalität- 
licher Beziehung brach mit Dänemark wegen der Herzogthümer Holftein 
und Schleswig aus. 

Wir haben den jchleswig-hoffteinifchen Hader bisher uur flüchtig 
berührt, weil wir ihn um des Zufammenhanges willen erſt an diefer 
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Stelle beſprechen zu müſſen glaubten. Derſelbe überflügelte bie ganze 
innere nationale Bewegung Deutfchlands und führte zum Tompletten 
Siege der ſtaatlichen Reaktion, die ſich feiner von Vornherein bemächtigt 
hatte. 

Der dänifhe König Chriftian VII. ftarb am 20. Januar 1848, 
Ihm folgte in der Negierung Friedrich VII. Indem die deutfhe Bun⸗ 
desverfammlung in ihrer 6. Sigung ($. 75 vom 10. Februar) ihre 
ſchmerzliche Theilnahme an dem tödtlichen Hintritte Seiner Majeftät 
Chriftian VIII, fowie ihren lebhaften Dank für die Aeußerungen der 
föderativen Gefinnungen Seiner Majeftät des Königs Friedrich VII. aus- 
drückte, wurde die auf den königlich dänifchen Geheimrath und Kammer: 
bern, Freiheren von Pechlin, ausgeftellte neue Vollmacht, dd. Kopen⸗ 
hagen, 24. Ianuar 1848, verlefen und für die Hinterlegung im Archiv 
in Empfang genommen. 

Der neue König erließ für die Herzogthümer Schleswig und Hol- 
ftein nachftehende Urkunde: 

„Wir Frederik der Siebente, von Gotte8 Gnaben König zu Däne⸗ 
marf, der Wenden und Gothen, Herzog zu Schleswig, Holftein, Sto- 
marı, der Dittmarfchen und zu Lauenburg, wie auch zu Oldenburg 
u. ſ. w., u. ſ. w. 

. Unfer erſtes und vichtiges Ziel wird ſein, dem erhabenen 
Beiſpiele Unfers vielgeliebten Vaters zu folgen, wie Er, Milde und 
Gerechtigkeit in Unferer Regierung zu vereinen, die Einwohner aller Lan⸗ 
destheile mit gleicher Iandesväterlicher Liebe zu umfaſſen und nicht allein 
die von ihm begonnenen Verbefjerungen in der Verwaltung fortzufegen, 
jondern auch die von ihm beabfichtigte Ordnung der öffentlichen Ver⸗ 
hältniffe des Staates zu Ende zu bringen, deren Vollendung nur durch 
die Krankheit und den Hinteitt Unferes vielgeliebten Vaters aufgehalten, 
und deren Zwed darauf gerichtet ift, die gegeufeitigen Gerechtfame der 
Bürger zu fichern, in Unferem geliebten Baterlande die Eintracht zu för- 
dern und dadurch die Kraft und Würde des Gemeinwefens zu befeftigen. 

C. Moltte. Frederik R.“ 

L. 8. 

Am.3. März 1848 trat Freiherr von Pechlin, indem er ber Stimme 
der öffentlichen Meinung nachgab, aus dem Bundestagsausfchufie für 
militärifche Angelegenheiten aus, und an feiner Statt wurde einftimmig 
der königlich hannöveriſche Geſandte gewählt. Die Bundesverſammlung 
hatte ſich durch ihren Beſchluß vom 17. September 1846 ihre Kompe⸗ 
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tenz binfichtlich der fernern Erledigung ber zwifchen Dänemark und Hol- 
ftein obfchwebenden Streitfragen vorbehalten. Eine foldhe Streitfrage 
kam aber jet zum Austrag, als die Holfteiner, ſich berufend auf ihre 
vierhundertjährigen Gerechtfame, ihre untheilbare Verbindung mit Schles- 
wig geltend machten, während die dänifche Regierung die Elbherzog- 
thümer insgefammt, zuvörderſt jedoch bloß Schleswig, fo eng als mög 
lich mit dem übrigen Dänemark vereinigen’ wollte. 

Einer Deputation von fchleswig-holfteinifchen Ständemitgliedern, 
weldhe am 22. März nad) Kopenhagen fam, um eine gemeinfchaftliche 
„freie” Berfaffung der Herzogthümer und den Anfchluß des niemals zu 
Deutichland gehört habenden Schleswigs an den deutfchen Bund zu er» 
bitten, ertheilte der dänische König die Antwort: daß er fein KHerzog- 
thum Schleswig dem deutjchen Bunde einzuverleiben weder das Recht, 
noch die Macht, noch den Willen habe, daß er dagegen die unzertrenn⸗ 
liche Berbindung Scleswige mit Dänemark durd) eine gemeinfame 
freie” Berfaffung kräftigen wolle. 

In Anbetracht, daß der Parteigeift die fehleswig-holfteinifche Streitig« 
feit ſehr entftellt hat, fol die Antwort des dänifchen Königs hier wörtlich 
folgen. Sie lautete: 

„Auf Ihre Anträge haben Wir Ihnen zu eröffnen: 

Daß Wir gefonnen find, Unferm Herzogtum Holftein, als einem 
felbftändigen deutfchen YBundesftaate, eine auf der Grundlage eines aus⸗ 
gedehnten WahlrechtS gebaute, in Wahrheit freie Berfaffung zu gewähren, 
worin namentlich auch Bollsbewaffnung, Preffreiheit und Wereinsrecht 
ihre Geltung finden werden; 

Daß als Folge deſſen Unfer Herzogthum Holftein neben einer eig’'nen 
Regierung und Militär-Berfaffung auch getrennte Finanzen erhalten 
wird, fobald die gegenfeitige Auseinanderfegung neben den andern Be⸗ 
dingungen einer Union mit Dänemark und Schleswig feftgeftellt ift; 

Daß Wir Uns daneben den Beftrebungen für Errichtung eines 
fräftigen und volfsthümlichen deutſchen Parlaments anjchliegen werben; 

Daß Wir Unfer Herzogthum Schleswig dem deutfchen Bunde ein- 
zuverleiben weder das Recht, noch die Macht, noch den Willen haben 
Dagegen die unzertreunliche Berbindung Schleswigs mit Dänemark durch 
eine gemeinfame freie Berfaflung Träftigen wollen. 

Daneben wollen Wir Ihnen bedeuten: . 

Daß es Unfer ernſter Wunſch if, in aufrichtigem Einverftändniffe 
mit Unfern lieben und getreuen Unterthanen, Frieden und Treiheit in 
Unfern Landen zu gründen; 
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Daß Wir daneben es als die heiligfte Pflicht des legitimen Fürſten 
ertennen, die Herrichaft des Geſetzes und die Aufrechihaltung des Land⸗ 
friedens mit aller Macht zu jchügen. 

Gegeben in Unferm Scloffe Chriftiansburg, den 24. März 1848. 

Frederik R. 
A W. Moltke, 
Konfeil-Präfident.” 


Hierauf rüftete die dänifche Regierung, um das Herzogthum Schles- 
wig militärifch zu befegen., Auf der andern Seite griff die Bevölkerung 
der Herzogthümer zu den Waffen und fchicte fi) an, einem Angriffe 
auf Schleswig Widerftand zu leiften. Eine proviforifche Regierung, 
welche in Kiel zuſammentrat, erklärte, daß die Herzogthümer nicht gegen 
ihren angeftammten Herzog, fondern nur gegen die Angriffe der dänifchen 
Partei auf ihre Landesrechte die Waffen zu führen beabfichtige. 


Somit ſchien ein Krieg zwifchen Dänemark und den nordalbingifchen 
Herzogthümern unvermeidlih zu fein. Da wegen der demofratifchen 
Strömung, welche in Folge der Parifer Februar-Revolution durd) 
Europa ging, die Gefahr nahe lag, daß Schleswig-Holftein, wenn 
auch die dortigen Einwohner wirthichaftlih und politifch noch fehr weit 
zurüdftanden und vielleicht mit Hinterpommern auf die nämliche Stufe 
zu jegen waren, doch aus purer Verzweiflung ſich der Demokratie in di 
Arme werfen konnte, fo mifchte fich fehr frühzeitig, um die Situation zu 
beherrfchen, der König von Preußen als mäcdhtigfter norddeuticher Fürft, 
dem es außerdem nach dem Befit von Schleöwig-Holftein gelüftete, in 
den unverftändigen Streit und hoffte ſich auf diefe wohlfeile Art zu⸗ 
gleich populär zu machen. Der preußifche Gefandte bereicherte daher am 
2. April die Bundes-Protofolle mit folgender Auseinanderfegung : 


„Seine Majeftät haben es für nöthig erachtet, diefen Creigniffen 
gegenüber eine Stellung einzunehmen, welche Allerhöchftdiefelben in den 
Stand ſetzt, ſowohl zur Aufrechterhaltung des Friedens, als auch zur 
Abwehr der (demofratifcherfeits drohenden) Gefahr von einem beutfchen 
Bundesgebiete, je nachdem die Umftände fich geftalten, in Gemeinfchaft 
mit Allerhöchftihren deutfchen Bundesgenofien handelnd auftreten zu 
können. Allerhöchftdiefelben haben zu dem Ende befohlen, daß unver- 
züglich ein Obfervations-Korps zufammengezogen und an einem geeigneten 
Punkte an der Gränze, zunähft dem Schauplage, aufgeftellt werden 
jolle. Zugleich haben Seine Majeftät der hannöverifchen Regierung ans 
heimgeftellt, im Berein mit den Regierungen, deren Kontingente das 
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10. Bundes: Armee = Korps bilden, ähnliche Maßregeln anordnen zu 
wollen. Seine Moajeftät der König von Hannover: find hierauf eine 
gegangen.“ 

Auf die preußifhe Warnung hin hatte der hannöverifche König 
an die Höfe von Braunfchweig, Schwerin und Oldenburg in außer- 
ordentlicher Sendung die Eröffnung machen lafien, daß abjeiten diefer 
zunächft betheiligten Staaten eine Truppenmacht von etwa 10,000 Maun 
aufzuftellen fein dürfte. 

Um die nämliche Zeit erfuchte die Kieler proviforifche Regierung, 
beftehend aus Befeler, Friedrich Prinz zu Schleswig-Holftein, Reventlou, 
M. T. Schmidt und Bremer, den Bundestag in einem Schreiben, daß 
er die Aufnahme Schleswigs in die Reihe deutjcher Bundesftaaten un 
gefäumt befchließen und die angemefjenen völferrechtlichen Feſtſtellungen 
diefer Aufnahme veranlaffen möge. Das VBorparlament hatte einen mit 
diefem Erſuchen harmonirenden Beſchluß gefaßt. Allein der Bundestag 
verftand der Einverleibung Schleswigs auszuweichen. Er fchob bie 
Sache auf die lange Bank, indem er einen Ausſchuß für fie einjebte. 

Dagegen war er mit dem Vorgehen Preußens natürlih ganz ein- 
verftanden und faßte, während der dänifche Gefandte alle Rechte feiner 
allerhöcjften Regierung gegen diefen Vorgang feierlih verwahrte, auf 
Antrag des für die fchleswig-holfteinifche Angelegenheit gewählten Aus— 
Tchuffes am 4. April folgende Beſchlüſſe: 

1. Die Bundesverfammlung erklärt in Gemäßheit des Art. 38 der 
Schluß-Akte, daß Gefahr eines Angriffes für das deutfche Bundes 
land Holftein vorhanden ift, und ſpricht ihre volle Anerkennung für 
die im föderalen und nationalen Sinne von Preußen und den Staaten 
des 10. Bundes-Armee-Korps zum Schuß der Bundesgränze in 
Holftein getroffenen Einleitungen aus; 


2. Die Bundesverfammlung, um eine einheitliche Leitung im 
die zu jeriem Zwede etwa noch ferner nothwendigen militärifchen Maß- 
regeln zu bringen, erfudyt Preußen, fich mit den Staaten des 10. Ar⸗ 
mee-Korps Hierbei in’s Einvernehmen zu jeßen; 

3. Die Bunbdesverfammlung ift bereit, behufs Verhütung von Blut» 
vergießen und zum Zwecke der Herbeiführung einer gütlichen Einigung, 
die Bermittlung zu übernehmen, und erfuht Preußen, das 
Bermittlungsgefhäft Namens des deutfhen Bundes auf 
ber Basis der unverfürzten Rechte Holftein’d, namentlid 
auch auf die ſtaats rechtliche Verbindung mit Schleswig, 
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zu führen Als ſelbſtverſtanden wird vom Bunde voraus— 
geſetzt, daß die Feindfeligleiten fofort eingeftellt werden, 
und der status quo ante wieder hergeftellt werde.” 

Sowie das flebente und achte ArmeesKorps aufgeftellt wurden, um 
der badifchen Bewegung Halt zu gebieten, ebenjo follte das preußifche 
Obfervations-Korps nebft dem zehnten Bundes-Armee-Korps die fchles- 
wigsholfteinifche Bewegung vor Ausartungen behüten. Welche Unter: 
handlungen die preußifche Regierung in Folge des ihr übertragenen 
Vermittlungsgeſchäftes mit dem dänischen Kabinete pflog, wird aus nad» 
ftehender Note erfichtlich werden, auf welche man mit Recht die Worte 
anwenden fann: ex hoc uno disce omnes. Der preußifche Legations- 
rath von Wildenbruch fchrieb unterm 8. April aus Sonderburg an das 
dänifche Gouvernement: 

„Der Unterzeichnete, mit einer auferordentlihen Miſſion Seiner 
Majeftät des Königs von Preußen an Seine Majeftät den König von 
Dänemark gejendet, beehrt fi, mit feinen mündlichen Weußerungen 
übereinftimmend, den Zwed feiner Sendung Seiner Erzellenz dem könig⸗ 
lich dänifchen Minifter der auswärtigen Angelegenheiten noch einmal 
fhriftlich darzulegen. Diefer Zwed ift, Seiner Majeftät dem König von 
Dänemark die Anfichten der preußifchen Regierung über die fchleswig- 
holfteinifche Frage vorzulegen und deren volle Mitwirkung anzutragen, 
fobald die dänifche Regierung fich entfchlöffe, auf einen Verſuch zur 
friedlichen Loſung des rücfichtlich der Herzogthümer beftehenden Ber- 
würfniffes einzugehen. Preußen Tann und will den Beichlüffen nicht 
vorgreifen, welche der deutfche Bund über Fragen, die er feiner Kom⸗ 
petenz unterwirft, treffen wird. Es Tann jegt nur feine Anficht über 
eine mögliche Ausgleichung des Streites darlegen und diefe einzuleiten 
fuhen. Preußen wünfht vor allen Dingen die Herzog- 
tbümer Schleswig und Holftein ihrem König- Herzog zu 
erhalten und ift gleichweit davon entfernt, feinen eignen 
Intereſſen oder den Ehrgeiz dritter Berfonen dienen zu 
wollen. Im Interefje Dänemarfs aber, fowie dem aller 
Nahbarftaaten Liegt e8, daß die deutfhen Fürften fid 
der Angelegenheit fräftig annehmen, und einzig der 
Wunſch, die radilalen und republilanifhen Elemente 
Deutfhlands zu verhindern, fih unheilbringend einzu- 
mifchen, bewog Freußen zu den gethbauen Schritten. Das 
Einrüden preußifher Truppen in Holftein Hatte den 
Zwed, da8 Bundesgebiet zu fihern und zu verhindern, 
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daß die republilanifhen Elemente Deutſchlands, an die 
die Herzogthümer als legte8 Mittel der Selbfterhaltung 
hätten appelliren können, fih der Sache zu bemädtigen 
vermöchten. Die Idee einer nordalbingifhen Kepublif, 
welche bereits bervorgetreten tft, ift. geeignet, ſowohl 
Dänemark als auch die deutfhen Nahbarländer ernft- 
lich zu gefährden. Preußen wirb in diefer Stellung abwarten, ob 
Dünemarf zu einer friedlichen Ausgleihung die Hand biete. Sehr be- 
reit ift der Unterzeichnete, foviel an ihm Liegt, daß die von Seiner Ma⸗ 
jeftät dem König von Dänemark als erfte Bedingung friedlicher Unter» 
handlungen geftellte Forderung der Zurückziehung preußifcher Truppen 
aus der Altftadt Rendsburg erfolge. ine friedliche Ausgleihung ift 
jetst noch möglich; fie wird es nicht mehr fein, wenn der König von 
Dänemark in einem erbitterten Kampfe feinen Unterthanen .entgegen- 
getreten fein wird, der, den unmwahrfcheinlichen Fall auch angenonrmen, 
dag Dänemark der Kraft des gefammten Deutfchlands gegenüber in dem 
Kampfe Sieger bliebe, einen dauernden und bleibenden Befig für Däne- 
mark niemals begründen kann. Der eig’ne Bortheil Dänemarfs 
ift e8 den Preußen im Auge hat, feine Größe, feine 
Selbftändigfeit will es, die ibm durch Abreißung der 
Herzogthbümer bedroht cheint, und ift erbötig, dazu mit: 
zuwirten. Der Unterzeichnete ergreift ꝛc.“ 

Die beiden Stedenpferde und Lieblings-Themata der Deutjchen 
waren gegenwärtig das Parlament und Scjleswig-Holftein. Es mar 
deßhalb für die Reaktion, die im Bundestage ihren Zentral-Punft Hatte, 
von unfchägbarem Werthe, wenn wenigftens das eine Stedenpferd unter 
ihrer unbedingten Leitung blieb. Denn fie beherrfchte dadurch nicht nur 
die Hälfte der nationalen Bewegung, fondern fonnte auch vermittelft 
diefer einen Hälfte, wenn fie es geſchickt anfing, die andere Hälfte fich 
völlig unterthan machen. Gelang e8 dem mit der Hegemonie in ber 
fchleswigsholfteinifchen Sache betrauten preußiſchen Kabinete, die nationale 
Begeifterung fehrittweife abzufühlen, fo wurde fowohl dem Deutfchthume 
die aus dem fchleswig-holfteinifhen Brande entftanımende Kraft ent⸗ 
zogen, als auch mußte das Parlament, wollte c8 gegenüber der ftaat- 
lichen Reaktion feine Autorität behaupten, anf einem ganz ungünftigen, 
des demofratifchen Prinzips ermangelnden Felde, auf dem die National- 
Bertretung die Leitung nicht in den Händen hatte, den Kampf auf Tod 
und Leben wagen. Der Bundestag erblidte zugleich in der ſchleswig⸗ 
holfteinifchen Sache eine vortreffliche Gelegenheit, um feine wankend ger 
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wordene Eriftenz, welche weder bie Vertrauensmänner, noch die neuen 
Dundesgejandten genügend zu ftüßen vermocht Hatten, bis auf Weiteres 
in der öffentlichen Meinung zu befeftigen. 

. Die Bundesverfammlung feste darum die patriotifche fchleswig-hol- 
fteinifche Maske aufund fand fi) am 12. April, im Verfolg ihres Befchluffes 
vom 4. April, die fchleswig-hoffteinifche Angelegenheit betreffend, veranlaßt : 

1. zu erflären, daß, falls dänifcherfeits die Emftellung der Yeind- 
feligfeiten und die Räumung des Herzogthums Schleswig von den ein- 
gerücdten dänifchen Truppen nicht erfolgt fein follte, dieß zu erzwin- 
gen fei, um das durch den Bund zu ſchützende Recht Holfteins auf 
die Union mit Schleswig zu wahren; 

2. da nad) ihrer Meberzeugung die ficherfte Garantie jener Union 
durch den Eintritt Schleswigs in den deutfchen Bund erlangt werden 
würde, Preußen zu erfuhen, beidem Bermittlungsgefchäft 
möglichft auf diefen Eintritt hinzuwirken; 

3. fi) dahin auszufprechen, daß der Bund die proviſoriſche 
Regierung, welche fi mit Vorbehalt der Rechte ihres Her- 
3098 und Namens desfelben zur nothbgedrungenen Berthei- 
digung der Land esrechte konſtituirte als ſolche und in diefem 
Maße anertenne und daher von der vermittelnden preußifchen Re—⸗ 
gierung erwarte, daß fie die Mitglieder diefer proviforifhen Re: 
gierung und deren Anhänger in Schuß nehme. 

Sehr ſchlau wußte auch hierdurch wieder der Bundestag die von 
ihm geforderte Aufnahme Scleswigd in den deutfchen Bund zu um- 
gehen. Er fchob fie Preußen zu, indem er die Erwartung ausfprad), 
daß dasfelbe bei dem Vermittlungsgeſchäft möglichft auf jene Aufnahme 
hinwirfen werde. Die Aufnahme Scleswigs ftellte er der preußifchen 
Bermittlung anheim, während er doc verfügte, daß die Räumung 
Schleswigs zu erzwingen fei. 

Sn diefem Unterfchiede zwifchen Bermittlung und Zwang lag der 
diplomatifche Hafen verftedt, hier lag der Haſe im Pfeffer. Werner er- 
fannte der Bundestag die Kieler Regierung nur an, imfofern fie provi— 
forifch war, nothgebrungen die Landesrechte vertheidigte, infofern fie ſich 
mit Vorbehalt der Rechte ihres Herzogs und Namens desfelben fon- 
ftituirt hatte. Bloß diefe Regierung und ihre Anhänger follten von 
Preußen gefhütt werden. 

Welder wollte in den vorftehenden Bundesbefhluß noch als den 
wichtigften Rechtsgrund aufgenommen wiflen das Recht einer gemein- 
ſchaftlichen fchleswig-holfteinifchen Ständeverfammlung, die in Gemein⸗ 
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fchaft mit dem Herzog auszuübenden Hoheitsrechte ber Gefeßgebung and) 
über das ganze fchleswig’ihe Gebiet: fo daß eine gegen jenes Unions- 
Recht gerichtete militärifche Invafton in dieſem Gebiet eine Berlegung 
Deutfchlands wie Holfteins begründete und daß in fo meit Schleswig 
bereit8 als ein mittelbares deutfches Land erſchien. Aber der Welcker'ſche 
Rechtsgrund war nicht nach dem Geſchmacke des Bundestags und wurde 
folglich aus dem Beſchluſſe ferngehalten. Nichtsdeftoweniger zeigte nun 
der däniſche Gefandte feinen Austritt aus der YBundesverfammlung an, 
indem er begreiflicherweife die Nechte feiner Regierung feierlich verwahrte. 
In einer Erflärung vom 28. April fagte er: „Würde nun gar nod) 
der Bund die Einverleibung Schleswigs ausfprechen, oder auch nur 
Bundestruppen in diefes Herzogthum rücken laffen, fo müßte die Tönig- 
liche Regierung dieß wie ein offenbar feindfeliges Einfchreiten betrachten.“ 
Diefe Erklärung wurde ad acta gelegt. 

In den preußifchen Negierungskreifen ſah man den fchleswig-hol- 
fteinifchen Kampf für eine völlig unmotivirte Erhebung an. Man 
ftimmte Metternich bei, der gefagt hatte, daß fich am diefe Sache Alles 
hängen würde, was e8 in Deutſchland Schlechtes gäbe. Die unter, 
namentlich Manteuffel und Bismard, ſprachen ausdrücklich und unver: 
hohlen ihre Mißbilligung über den Aberwig des Dänenkriegs aus; nur 
meinte erfterer, daß diefer Aufftand wenigſtens Nichts mit der landes⸗ 
läufigen Revolution gemein habe. 

Inder wurde vorläufig, weil die fchleswig-holfteinifche Angelegen- 
heit einen Ausweg aus der verzwidcten politifchen Tage. eröffnete, Däne- 
mark von Preußen zum Sündenbode gemadit. Hier fand man einen 
guten Borwand, jene Rüftungen zu veranftalten und die zahlreichen 
Truppen auf die Beine zu bringen, die fich gegen die Demokratie im 
Innern Deutſchlands verwenden liegen. Die öffentliche Meinung wurde 
bon den inneren Zuftänden nad Außen gelenkt. Bezüglich der auf 
Preußen übertragenen Hegemonie äußerte fich der preufifche Gefandte in 
der 33. Sigung des Bundestags (8. 268 vom 13. April) folgender- 
maßen: 

„Die Regierunf” Seiner Majeftät des Königs unterzieht fich mit 
Freuden diefem Mandate und ift entjchloffen, dasfelbe im Berein mit 
ihren Bundesgenofjen feinem ganzen Umfange nac auszuführen. Sie 
faßt den Inhalt und den Umfang desfelben fo auf: daß ihr danad) zu- 
nächft die Pflicht obliege, jeder weitern Veränderung des status quo zum 
Nachtheil der Herzogthümer entgegenzutreten und denjelben even- 
twell in fo weit wieder herzuftellen, daß jene Bafis der 
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Bermittlung nicht faktifch verloren gehe. Hieraus folgt die 
Nothwendigkeit, die königlichen Truppen, welche, als Borhut des Bundes- 
Korps, bereits in Rendsburg ftehen, fofort in Schleswig einrüden zu 
lafjien. Die Lage der Dinge ift folgende: 

„Zugleid mit dem Einrüden der Truppen in Holftein haben Seme 
Majeſtät der König einen Abgefandten in das Hauptquartier Seiner Dlajeftät 
des Königs von Dänemark gefchict, um denfelben davon zu unterrichten“ 
u. ſ. w. Der Gefandte gibt dann den Inhalt der Berhandlungen, 
welchen wir genau aus obiger Note vom 8. April kennen gelernt haben. 
Hierauf heißt e8 weiter:: 

„Die dänifhen Truppen find bereits bis Tondern und bis in die 
Nähe von Tlensburg vorgedrungen. Borpoftengefechte haben ftattgefun- 
den, und nad) foeben eingegangenen Nachrichten ift die Landung eines 
dänischen Korps unter dem Schuge von SKanonenböten bei Glüdsburg 
bewirkt worden. Die noch ſchwach organifirten Streitfräfte der provi⸗ 
forifhen Regierung ftehen bei Flensburg und find in der dringenden 
Gefahr, von der ihnen bei Weitem überlegnen bänifchen Armee auf 
Schleswig und Rendsburg zurücgedrängt zu werden. Angefichts folcher 
Eventwalitäten ift es nicht thunlich, daß die preußifchen Streitfräfte noch 
länger an der Eider eine nur beobachtende Stellung behaupten. Dan kann 
fich nicht der Gefahr ausfegen, daß die fchleswig-holfteinifchen Truppen 
bor den Augen der deutſchen Hülfsmacht gefchlagen und ganz Schleswig 
offupirt werde. Eine folde Wendung der Dinge würde das Anjehen 
Deutſchlands, fowie die Ehre der preußifchen Waffen fompromittiren, 
die Herzogthbümer zu den ertremften Schritten treiben, 
die Möglichkeit einer Vermittlung und eines friedliden 
Austrags vernihten und die Erhaltung der Souveräne 
tät8-Rehte von Dänemark in Frage ftellen.“ 

Die Zahl der preußifchen Truppen betrug gegen 8000 Mann gehn 
Bataillone), 6 Schwabronen Reiterei und 18 Gefhüte. Das hannd⸗ 
verifche Hülfs-⸗Korps ftand jet noch größtentheild in Harburg. Der 
Bundestag erfuchte Preußen, bei der Verhandlung mit Dänemark ein 
Hauptaugenmert auf die Sicherung des deutfchen Händel8 und der deut⸗ 
fhen Schifffahrt zu richten und wo möglich durch Vertrag mit einer 
Seemacht für den Schuß der beutfchen Küften und Seeftädte Borforge 
zu tragen. 

Hören wir jegt, wie der damalige Nepublilaner Guſtav Droyſen, 
der fpätere Xobhudler der preußifchen Politif, über die an feinen Staat 
des deutfchen Berufs übertragene Hegemonie urtheilte. In feinem, dem 
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Bundestage über die fchleswigsholfteinifche Yrage von den Siebzehnern 
eingereichten Promemoria (Beilage I zu $. 299 des Protokolls der 37. 
Sigung der deutſchen Bundesverfammlung vom 18. April) ſprach fich 
Profefjor Droyfen fo aus: 

„In diefen Tagen, wo ganz Deutſchland fich ftolz erhebt und wo 
es endlich da8 Wort von 1816 wahr machen müßte, dag Deutſchland 
wieder als Gefammtmaht in die Reihe der europätjchen Mächte ein- 
trete; in dieſen Zagen, noch am 2. und 4. April, Hat der hohe Bund 
die wichtigften und dringlichften auswärtigen Angelegenheiten Deutſch⸗ 
lands nicht felbft in die Hand genommen, fondern an ein einzelnes 
Kabinet übertragen, — ein Kabinet, das ſich feinem Länderbeftande nad 
immer nod) als eine nicht bloß deutfche, fonbern auch europäifche Macht 
anzufehen fcheint und welches im diefer Trage nicht allein das deutſche, 
fondern fein eigenes Intereffe wahrzunehmen hat; ja man ift foweit in 
der Selbftverleugnung gegangen, daß man eben darum Preußen gewählt 
bat, die Vermittlung mit Dänemark zu übernehmen; die Vermittlung, ich 
weiß nicht ob zwifchen Dänemark und Schleswig-Holftein oder Deutfchland ! 
Die Stettiner Kaufmannſchaft hat in Berlin gefleht: nur um Gottes- 
willen feinen Krieg, weil fonft der Handel rumirt ift..... Vielleicht ift e8 
zu fpät, die Verhandlungen mit Dänemark in feine (des Bundestags) 
Hand zu nehmen. Aber der Hohe Bund verfäume nicht die Gelegenheit 
in biefer großen Frage: Preußen, ich fage nicht zu überwachen, wohl 
aber zu inftruiren, die preußifche Diplomatie verantwortlid) zu machen, 
ihr fcharf und unzweidentig die Wege und Ziele zu bezeichnen, welche 
Deutſchland fordert..... Eine deutjch-holländifche Allianz wird ber - 
Anfang hHeilfamfter Gegenfeitigfeit auch für die wiederfehrende Segnung 
des tiefen Friedens fein.... Endlich die wichtigfte Anknüpfung und die- 
jenige, auf welche das größte Gewicht zu legen, wäre eine nordbameri- 
kaniſche. Wer den Gang der deutfhen Angelegenheiten 
mit größerem Blid zu überfhauen vermag, muß die Noth- 
wendigfeit und die innere Wahrheit derſelben fofort ein- 
fehen. Deutſchland und Amerika find für Krieg und Frieden die na- 
türlihen Verbündeten; jo Gott will, ift in Kurzem aud ihr In⸗ 
neres in wefentlichften Beziehungen völlig analog; und 
find die Gefahren, die Deutfchland bedrohen, nicht mit Heute und morgen 
abgethan, fo kommt eine norbamerifanifche Allianz aud) noch nad) Wo⸗ 
hen und Monaten nicht zu ſpät“ .... 

Unterzeichnet ift vorftehendes Aktenſtück: „(gez.) Droyfen. Frankfurt 
den 10. April 1848.” Und der nämliche Gefchichtöforfcher, der heute, ins 
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dem er den Gang der Dinge „mit größerem Blick zu überſchauen“ ver- 
mag, Deutfchland eine republifanifche Zukunft prophezeit und es für den 
natürlichen Berbündeten Nordamerila’8 anfteht, gibt morgen fon — 
durch irgend welche Hebel zum Preußenthume befehrt — Deutſchland 
und Preußen für identifh aus und fchreibt eine fpeichellederifche, wenn 
auch doktrinär gehaltene „Sefchichte der preußischen Politik!“ Droyfen 
urtheilte in feinem Promemoria ganz richtig über die Sonderftellung 
Preußens, über das Intereffe des Einzel-Kabinets und über die Zwei⸗ 
deutigfeit des Vermittlungsgeſchäfts; aber er überfah, daß auch der Bun- 
destag unter der Vermittlung nichts Anderes verftand, als die allmähliche 
Dämpfung des Aufftandes und die Herftellung des status quo ante. 

Während Preußen mit Dänemark verhandelte, wurden mittlerweile 
die fchlesmwig-holfteinifchen Truppen, welde unter dem Kommando des 
Prinzen von Noer ftanden, bei Bau zurücdgeworfen, fowie aud auf dem 
Nückzuge nach Flensburg die deutfchen Freifchaaren an der Kupfermühle 
bei Kruſau mit einem Berluft von 800 Gefangenen gefchlagen. Die 
Neaktion wollte offenbar die fchleswig-holfteinifchen Streitfräfte durch die 
Dänen abfehwächen laffen, damit die ſogenannte Vermittlung um fo 
leichter vor fich gehen konnte. Vorzüglich waren der Reaktion die Yrei- 
ſchaaren, die Wettervögel des Freiftants, ein Dorn im Auge. Weil aber 
die erfte Niederlage, anſtatt zu entmuthigen, in Deutfchland den Eifer 
der Komito's anfachte und von allen Seiten neue Freiwillige nach Schles⸗ 
wig-⸗Holſtein führte, erließ da8 General-Rommando der Herzogthümer 
von Rendsburg aus am 21. April folgende Bekanntmachung: 

„Die Begeifterung der deutfchen Nation für den Kampf der Her- 
zogthümer Schleswig-Holftein hat ein Herbeteilen Freiwilliger veranlaft 
und in Ausficht geftellt, welches gegenwärtig nicht mehr mit den militä⸗ 
rifhen Bedürfnifen in Webereinftimmung fteht. Es ift für jegt die Hülfe 
Freiwilliger unnöthig und es ift daher die Pflicht des General-Komman- 
d0’8 der Herzogthümer Schleswig-Holftein, alle Deutfchen, welche ihren 
Arm unferer Sache leiden wollten, Hiervon zu unterrichten und befonders 
die an vielen Orten gebildeten Komité's aufzufordern, fortan feine Frei⸗ 
willigen mehr abzufenden. Zugleich fpriht das General-Kommando den 
wärmften Dank für eine Hingebung aus, welche für Deutfchland eine 
ruhmvolle Zukunft verſpricht. Sollten die Berhältniffe fich ändern, fo 
hoffen wir und mit Vertrauen an die Baterlandsliebe und Tapferkeit der 
Deutſchen wenden zu können.“ 

Die Niederlage der jchleswig-Holfteinifchen Truppen wurde von der 
preußifchen Regierung damit entfchuldigt, daß das preußifche Heer hätte 
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unthätig bleiben müſſen, weil die Kavallerie und ein Theil der Artillerie 
noch nicht eingetroffen, in den Bewegungen der Hülfsarmee eine Verzö⸗ 
gerung eingetreten und Holſtein nicht von Truppen zu entblößen geweſen 
wäre. Um indeß nicht das Vertrauen und mit dieſem die Leitung der 
ſchleswig⸗holſteiniſchen Bewegung zu verlieren, mußten jetzt die Preußen 
nebft ihren Berbündeten vorjchreiten, Fürſt Nadziwill wurde über bie 
Preußen gefegt, die Seefüften wurden befeftigt, Verſtärkung kam an, und 
der Kavallerie » General v. Wrangel erhielt den Oberbefehl über die 
fänmtlichen deutfchen Krieger und beanfpruchte die Kompetenzen eines 
Bundesfeldheren (Gehalt und fonftige Emolumente), Kurz, jet lautete 
die Parole: Vorwärts! Zum großen Jubel der deutſchen Patrioten fiegte 
das deutfche Heer über die Dänen, drang in Yütland ein, zog fi Ende 
Mai auf Befehl des preußifchen Königs aber wieder nad) Schleswig 
zurüd und verharrte fodann bis zum Abſchluß des Waffenftiliftandes von 
Malmö, obſchon es fortwährend von den Dänen genedt wurde, in faft 
ununterbrochener Unthätigfeit. 

Wir können die Ereignifie in Schleswig-Hoflftein bloß infoferne be- 
rühren, als fte in den Bereich der Geſchichte der nationalen Reaktion 
fallen. Große Sorge bereitete dem norddeutichen Handelsftande die dä⸗ 
nifche Flotte In diefer Hinfiht hatte Droyfen nicht nur ein holländi- 
fches, belgifches, fchwedifches und nordamerilanifches Bündniß vorge- 
fhlagen, fondern aud auf den nordamerilanifhen Unabhängigfeitsfrieg 
bingewiefen, in welchem eine Flotte „gleihfam aus Nichts gejchaffen“ 
worden war. „Deutfchland,” fagte Droyfen in feinem Promemoria, „be⸗ 
fist bereits ein Baar Kriegsfahrzeuge: die preußifche Amazone, die Wacht: 
Korvette vor Altona, derzeit im Beſitz der proviforischen Regierung von 
Scleswig-Holftein, einige Kleinere Fahrzeuge im Beſitz von Mecklenburg 
und Hannover... Mit großem Entfchluß vermag man, gilt e8 Däne- 
mark allein, diefen Danebrog in 14 Tagen von der Dftfee zu vertreiben, 
Eine fühne Landung in Seeland und Fühnen verfcheucdht da8 ganze Ge- 
fpenft einer für Deutfchland unerreihbaren Dänenmadt. Die Militär: 
Kommiffton des hohen Bundes werde fofort beauftragt, in dieſem 
Sinne zu berathen und zu verfahren; e8 werde auf Grund der Matrikel 
des deutfchen Bundes die Geldverwendung für den Anfang einer deutfchen 
Blotte gemacht.“ 

Zum Aufbringen des Geldes für eine deutfhe Marine wurden in 
allen Theilen Deutſchlands freiwillige Beiträge gefammelt. So laut aber 
and) die Begeifterung für das „meerumfchlungene” Land fi in Worten 
äußerte, zeigte fich doch wenig Opferwilligfeit, als diefelbe durch die 
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Dbolen der Taſche thatfächlich beiwiefen werden folltee Denn jo groß 
war bie Knickerei der begeifterten Batrioten, daß nicht einmal die Summe 
von 200,000 Gulden zujammenfloß. Der Leipziger Buchhändlerverein 
fteuerte zu diefen freiwilligen Beiträgen 1000 Thaler. Auf welche un⸗ 
verantwortliche Art übrigens bei der Ablieferung der Flottengelder ver- 
fahren wurde, geht aus dem Vortrage des Bundestagsausfchufles für 
Reviſion des Kaſſenweſens vom 14. Yebruar 1856 hervor, worin die 
Stelle vorlömmt: 

„Wie aus der Nebenrehnung Ziffer LXXXIV., die für die Ma- 
rine eingefloffenen freiwilligen Beiträge betreffend, hervorgeht, berechnet 
der Revifor Häffel die Summe jener Beiträge aus den aus den Alten 
und ftenographifchen Notizen entnommenen Angaben auf 191,369 Gul- 
den 20 Kreuzer, während die Rechnung der Reichskaffenverwaltung nur 
190,492 Gulden 25 Kreuzer, mithin 876 Gulden 55 Kreuzer weniger 
nachweift. Diefe Differenz ift muthmaßlih aus den Cours-Berluften 
und dem Manco bei der Verfilberung und der Verwechfelung der ein- 
gelieferten MWerthgegenftände entftanden; ein genauer Nachweis ift je- 
doch hierüber nicht zu führen, und am Wenigften dürfte die Bundes⸗ 
faflenverwaltung dafür verantwortlich zu machen fein. Die Bereinnah- 
mung jener Beiträge zur Bundeskaffe erfolgte nämlich nicht auf Grund 
einer befondern Einnahme-Ordre des Reichs⸗Finanz⸗Miniſteriums, fon- 
dern unter Zuftimmung bdesfelben wurden die bei dem Marine-Ausfchufle 
der National - Berfammlung eingehenden und durch deren Rechnungs» 
führer Kerſt bei dem biefigen Rechneiamte afjervirten Beiträge an Geld 
und an Werthgegenftänden unmittelbar an die Bundesfaffenverwaltung 
abgeliefert, ohne daß es der letzteren möglich war, von Seiten de Ma- 
rine-Ausfchufjes eine Regulation über den. Betrag der wirklich abgelie- 
ferten Gelder und Werthgegenftände, oder gar die Aufnahme eines Pro- 
tokolls über die erfolgte Ablieferung zu erhalten. Sie mußte fich viel- 
mehr mit einem von der Hand eines Mitglieds des Marine-Ausfchufjes 
angefertigten Berzeichniffe begnügen, von deffen Ungenauigfeit 
fie fi erfi nach erfolgter Ablieferung überzeugte, ohne 
jene Ungenauigleit redreffiren zu fönnen.“ 

Aus den freiwilligen Beiträgen wurde aljo feine Summe aufge: 
bracht, die Hinreichend gewefen wäre, um nur eine ganz Heine Flotille 
anzufchaffen. In diefer nationalen Sache mußte darum der nun einmal 
unentbehrlich gewordene Bundestag wieder hülfreiche Hand leiften. Diefer 
wandte fich zunächft durch Vermittlung der öfterreichifchen Regierung an 
die Gefellichaft des „Lloyd,“ ohne jedoch ein günftiges Reſultat zu er⸗ 
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zielen. Denm nad) beinahe fehswöchentlichem Warten erhielt die Bundes⸗ 
verſammlung die fehr deutliche Antwort: „Der Berwaltungsrath bechrt 
fi, hierauf zu erwidern, daß, abgefehen von der kaum für die eigenen 
Dienftbedürfuiffe hinveichenden Zahl der Danıpfer feiner Auftalt, er damit 
einen ausgedehnten Roftdienft zu verfehen hat, welcher unmöglich beein- 
trächtigt werden kann, ohne die bedauernswürdigften Folgen nit nur 
für die Unternehmung felbft, fondern für den Verkehr des Platzes und 
Staates nad; fid) zu ziehen, und daß ferner die Dampffchiffe, welche. augen- 
blilih disponibel waren, dem E. k. Marine-Oberlommando abgetreten 
wurden. Der Verwaltungsrath ift demnach nicht in ber Rage, den ge⸗ 
ehrten Anfinnen zu entfprechen.“ 

Die Bundesverfammlung hatte, um „für ben bewaffneten Schub 
Deutſchlands zur See“ zu forgen, eigens eine Kommifjion ernannt, be- 
ftehend aus den ©efandten Freußens, Hannovers, Medlenburgs, Olden⸗ 
burgs und der freien Städte. Diefelbe erftattete am 20. April gut- 
achtlichen Bericht und beantragte, den bei Liverpool vor Anker liegenden 
nordamerifanifchen Dampfer „The United States,“ welcher in der Folge 
den Namen „Danfa“ erhielt, zu befichtigen und ihn in ein Sriegsfchiff 
umzuwandeln. Werner fchlug die betreffende Kommilfion vor, einige 
fachverftändige und erfahrene tüchtige Männer nach England abzufenden, 
um dafelbft zuverläffige Nachrichten einzuziehen, ob und welche Gelegen- 
heit in England oder an andern Orten, namentlich in Nordamerika, vor⸗ 
handen fer, die zur Armirung und Cguipirung von Kriegsfahrzeugen 
nöthigen Ausrüftungsgegenftände ſich zu verſchaffen. Laut Separat⸗Pro⸗ 
tofoll vom nämlichen Zage wurde befchloffen, den Hamburger Bundes» 
tagsgejandten mit der Miſſion nad England zu betrauen. Selbiger follte 
zwar nicht befugt fein, Ankäufe zu machen und Kontralte über zu lie— 
fernde Armirung zu autorijiven; aber er durfte diejenigen often anmweifen, 
welche zur gründlichen Unterfuchung tauglider Schiffe und zur Remune⸗ 
ration von Sachverſtändigen veranlagt werden möchten, fowie e8 auch 
feinem Ermeſſen anheimgeftellt wurde, ob etwa ein Opfer zur Fefthaltung 
einer Afquilition bis zum Zeitpunfte, in welchen die Entfcheidung der 
Bundesverfammlung eintreffen konnte, zu bringen fe. Um Banks mit 
Geldmitteln auszurüften, richtete das Präfidiunt, hierzu von der Bundes» 
verfammlung ermächtigt, an M. A. von Rothſchild und Söhne folgen⸗ 
des Schreiben: 

„Euer Hochwohlgeboren erſuche ich, für den Bundestagsgeſandten 
der freien Stadt Hamburg, Herrn Syndikus Banks, einen auf London 
lautenden Kredit⸗Brief bis zum Belaufe von 40,000 Gulden ausſtellen 

Becker, Reaktion. 20 
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und Sich hierfür aus den Matrikular⸗Geldern des deutſchen Bundes 
eventuell decken zu wollen.“ 


Unter der Bedingung, daß Dänemark in ſeinem Länderbeſtande un⸗ 
geſchmälert blieb, verſtand ſich die engliſche Regierung dazu, dem deutſchen 
Bunde Schiffe, die nicht makellos wären, zu verkaufen. Sie meinte hier⸗ 
mit, ganz abgenutzte und nad) veralteten Prinzipien gebaute Wahrzelige, 
fowie langfame Segler um einen guten Preis [08 zu werden. Der Bun⸗ 
destag ließ fich eine folche ſchändliche Bedingung, obfchon fie gegen die 
National-Ehre verftieß, von der englifchen Regierung gefallen. Eine 
fhlechte Fregatte, unter dem trefflichen Namen prack frigate befannt, 
welche 2000 Pfund Sterling gefoftet hatte, wurde der deutfchen Nation 
um 52,000 Markt Banfo, d. i. um beinahe 4000 Pfund Sterling, ver- 
fauft. Die von den ſprüchwörtlichen „Dbern Zehntaufend“ gebildete herr⸗ 
chende Geſellſchaftsklaſſe Englands hatte, nachdem fie den patriotifchen 
Micheln foldhergeftalt über das Ohr gehauen Hatte, vollen Grund, mit 
gewohnten Webermuthe ihre bewundernden Nacheiferer und Nachbeter in 
Deutfchland zu befpätteln und zu verachten. Mit ausgezeichnetem Ber- 
gnügen ſprach die Times, das Orakel der öffentlihen Meinung Englands, 
noch nad) Jahren von den Tollheiten der deutfchen Profefloven, die fie 
lunatie professors zu betiteln beliebte. 


Angeblich zu einem Unternehmen gegen Dänemark wurde auf den 
einftimmigen Befchluß des vom Parlamente niedergefegten Marine-Aus- 
fchuffes der Bundestag am 17. Juni bewogen, für die Flotte aus den 
Ulm-Raftatter Feftungsbaugeldern 300,000 Thaler oder 525,000 Gul⸗ 
den disponibel zu machen, eine Summe, die unterm 10. Juli 1848 
realifirt wurde. Ob mit diefem Gelde haushälterifch und durchaus zweck⸗ 
entfprechend umgegangen wurde, ift nicht Hinlänglich Klar; denn die Ber- 
handlungen des Bundestags mit dem genannten Marine-Ausfchufle wur: 
den aus Vorſicht mündlicdy geführt. Jenes Geld wur, wie auß einer 
offiziellen Denkfchrift hervorgeht, für die Ausrüftung von Kriegsdampf- 
Ichiffen beftimmt. Als Empfänger wird der Hamburger Marine-Fongreß 
bezeichnet.*) 

Um die erforderlihe Summe für die Herftelung einer deutſchen 
Flotte zu befchaffen, bejchloß das Frankfurter Parlament unterm 14. Juni, 
daß auf die deutfchen Bundesftaaten eine Steuer ausgefchrieben werden 


*) In den Bındes-Protolollen wird noch eines geheimnißvollen Aufchlags 
gegen Dänemark gedacht, für welchen eine große Geldjumme angejettt wurde. 
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follte, worauf in Uebereinftimmung mit diefem Beichluffei die provifo- 
rifche Zentral-Gewalt durch die Verordnungen des Reichsverweſers vom 
10. Oktober 1848 und vom 12. Februar 1849 die Summe von ſechs 
Millionen Thalern zur Umlage brachte. Indeß entfprady die Neichsftener 
nicht den Erwartungen, welche die aufrichtigen Patrioten davon hegten. 
Denn bis zum Eintritt der Wirkſamkeit der Bundes-Zentral-Kommiſſion 
(bi8 Ende 1849) wurden von den deutſchen Staaten bloß 3,629,047 Gul⸗ 
den 41 Kreuzer eingezahlt, fo daß 6,870,952 Gulden 19 Kreuzer (alfo 
Zweidrittel) rüdftändig blichen. Vollſtändig bezahlte nur Hannover, welches 
fih um feiner felbft willen für die Flotte intereffirte, ferner Holftein und 
Lauenburg, Schwerin, Naffau, Oldenburg, Deſſau, Rudolftadt, Walded, 
Schaumburg-Lippe, Lübed, Yrankfurt, Bremen und Hanıburg. Dagegen 
entrichteten die Flottenfteuer bloß theilweife: Preußen, Baiern, Würteniberg, 
Baden, das großherzogliche Heſſen, Braunfchweig, Weimar, Meiningen, 
Koburg-Gotha, Altenburg, Strelig, Bernburg, Köthen, Sondershaufen, 
Hechingen, Liechtenftein, Sigmaringen, Reuß älterer und jüngerer Linte, 
Lippe, Heffen-Homburg. Ohne ansdrüdliche Verwahrung, vielmehr unter 
Vorkehrung von auffchiebenden, auf die Zahlungs- Modalitäten und befon- 
dere Berhältniffe bezüglichen Motiven bezahlten ihren Steuerbetrag ganz 
und gar nicht die folgenden Staaten: Defterreich, das Königreich Sachſen, 
Kurhefien, Luremburg und Limburg. Obfchon Defterreih unterm 16. Ok⸗ 
tober und 8. Dezember 1848 eine gelinde Verwahrung gegen die Theil: 
nahme an der Flottenſteuer einlegte, ſtellte c8 gleichwohl cine Ausgleichung 
der Laft durch andere Mittel, namentlich die Bereithaltung von Kriegs» 
ſchiffen, in erfreuliche Ausjicht. Die Intereffen der einzelnen Staaten wider⸗ 
fprachen einander hinfichtlich der Flotte dergeftalt, daß die deutiche Marine 
zwar nicht als ein todtgeborenes, aber doch als ein böslich vernachläffigtes 
Kind in die Welt trat, da8 durch Mangel an liebevoller Tflege früh fterben 
mußte. Hätte der Bundestag auf Grund des Bundesrechts aus der Flotte 
eine organische Einrichtung Deutſchlands machen wollen, fo hätte ein da- 
bin lautender Bundesbeſchluß durd eine Plenar-Sigung gefaßt werden 
müflen. Aber eine folche Plenar-Sigung zu diefem Behufe anzuberaumen, 
unterließ er vorfäglich. Unter fo bewandten Umftänden muß c8 faft wun= 
derbar erfcheinen, daß immerhin, indem noch aus den Feltungs- Fonds 
Vorſchüſſe im Betrage von 1,502,864 Gulden 13 Kreuzern gelciftet wur- 
den, im Ganzen bis zum Eintritte der Bundes-Zentral-Kommiſſion für 
die deutfche Marine 5,322,404 Gulden 19 Kreuzer zur Berwendung 
kamen, und daß ber wiederhergeftellte Bundestag im Juni 1851 einen 
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Vortenver'ind sorfand, der 11 Kriegsfahrzenge (nämlih 9 Dampf» umd 
2 Zug, m. te ımfaßte. 
Aue ducſen Kriegsfahrzeugen war die Dampffregatte „Hanſa“ mit 
S Zur >" und 3 Stüd 10“ Bombenkanonen ein Kriegsdampfer erften 
danges Don LS Tonnengehalt und 750 Fierdefraft.*) Eine ſchöne Er- 
agent, am Die fich der deutfche Kriegsruhm Enüpfte, war ferner 
Se et Fregatte Geñon-Eckernförde; fie war beftimmt, 48 Kanonen 
u Die beiden Dampf⸗-Fregatten „Barbaroffa“ und „Erzherzog 
Soysua eraſen te 1200 ZTonnengehalt, 440 Rferdekraft und 9 Stüd 
Dernndege Kauonen. „König Ernft Auguft“, eine Dampf-Korvette erfter 
Nas pur ui 65 Stück 6Spfündigen Bombenfanonen verfehen und hatte 
Ne Itunengedalt 270 Fferdefraft. Fünf andere Dampf-Korvetten 
vun reeget, Bon diefen befaßen der „Öroßherzog von Oldenburg“ 
at Nariet [8 613 Tonnengehalt, 180 Pferdekraft, 1 Stüd 68- 
ande ud d Stil 32pfünder. Die übrigen drei Korvetten hießen 
“ar NPautourg“ und „Bremen“ und waren eine jede mit 1 Stüd 
Seo dee sad t Stud 32pfünder ausgerüftet. Die traurigfte Erſchei⸗ 
“a endet ME 32 Kanonen tragende crack frigate „Deutſchland,“ 
Non Mei ein böfed Omen lag. Außerden enthielt die deutſche 
won 8 Wuupienbote mit je 2 Geſchützen für die Küftenvertheidt- 
Vw Mariue-Verwaltung bielt Ordnung im Kaflewefen, be- 
.. sc Nasige jeglicher Art auf, forgte für den Unterricht der 
in od sörpjungen, überwacte den Gefundheitszuftand und 
ya Mm Heilung und Pflege von Berwundeten und Kranken. 
un so der Deutichen Flotte eine erfledliche Anzahl tüchtiger 
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»Sede gehen, da nicht nur die nöthigen Geldmittel aus— 


obere Beilage zu 8. 46 des Protokolls der 10 
wweuruutmtung vom 11, Juni 1851. 
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blieben, fondern auch die beutfche Flagge feine völferrcchtliche Aner- 
fennung fand. In letterer Beziehung befagt die vorhin angezogene hans 
növerifche Dentfchrift: 


„Bekanntlich Hatte die Verwendung dreier Kriegsdampfichiffe der 
deutfchen Flotte bei einem kurzen Scegefechte am 4. Juni 1849 die von 
einer außerdeutſchen Seemacht gegen deutfche Bundesregierungen abges 
gebene Erklärung zur Folge, daß jene deutfchen Kriegsſchiffe wie See- 
räuber behandelt werden würden, fofern feine beftehende Negierung ſich 
zu der Befchlshaberfchaft über felbige befenne..... Das Bertheidis 
gungsbedürfniß der Küftenftaaten bedarf überhaupt einer erfchöpfenden 
Auffaſſung. Es ift ein anerfannter Orundfaß des Völkerrechts, daß bie 
Schiffe auf freiem Meere al8 die wandelnden Gebietötheile der Staaten 
zu betradhten find, denen fie angehören. Sie verlieren ihre Nationalität 
aud in fremden Gcwäflern nicht.” 


Mit der Flotte im engen Zufammenhange  ftand die Küftenbefefti- 
gung. Nachdem von der Bundesverſammlung ein feiten® der braun 
ſchweigiſchen Regierung geftelter Antrag auf fofortige Formation der 
Landwehr, deren militäriſche Ausbildung eifrig betrieben werden follte, 
dem Ausfchuffe für milttärifche Angelegenheiten überwiefen und dadurd) 
befeitigt worden war, fam am 19. Mai 1848 der Beichluß zu Stande, 
fänmtliche betreffenden Regierungen zu erfuchen, auf Berftärlung der 
Küſtenſchutzmaßregeln nad) Kräften Bedacht zu nehmen und für die ald« 
baldige Anfhaffung und Ausrüftung der nöthigen Anzahl von Kanonen⸗ 
boten zu forgen. Gleichwohl unterftügte der eine Staat den andern in 
diefer Hinficht nicht mit Zuvorkommenheit. Umfonft wandte ſich Bremen 
an Hannover, um einige Kanonen zum Anlegen einer Strandbatterie zu 
erlangen, und auch in Berlin verweigerte der Minifterrath die erflehte 
Hülfe, wenn auh, um den Schein zu retten, der preußifche Kriegsmi— 
nifter endlich ſechs Stüde fchweres Gefhüt von Minden zufagte. Wegen 
dc8 jeparatiftiichen Benchmens der preußiſchen Negierung wurden fo 
- heftige Klagen laut, daß fich der Bundestag bewogen fand, Preußen zu 
erfucyen, e8 möge Lübeck und Medlenburg mit Strandgefhüg und Bes , 
dienungsmannfchaft verfchen. Der Handelsftand follte durch die ihm 
von Dänemark zugefügten Verluſte mürbe gemacht werden. Droyſen 
hatte Recht gehabt, als er das preußifche Kabinet partifulariftifcher Ten⸗ 
denzen bezichtigt hatte. 

Aus den Verhandlungen des Bundestags erhellt Hinlänglich, welch' 
eine Furcht in den deutfchen Küftenftaaten vor der dänischen Seemacht 
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Flottenbeſtand vorfand, der 11 Kriegsfahrzeuge (nämlich 9 Dampf⸗ und 
2 Segelſchiffe) umfaßte. 

Unter diefen Kriegsfahrzeugen war die Dampffregatte „Hanfa“ mit 
8 Stüd 8“ und 3 Stüd 10“ Bombenfanonen ein Kriegsdampfer erften 
Ranges von 1800 Tonnengehalt und 750 Fferdefraft.*) Eine ſchöne Er- 
rungenfchaft, an die fich der deutfche Kriegsruhm Inüpfte, war ferner 
die Segel-Fregatte Gefion-Edernförde; fie war beftimmt, 48 Kanonen 
zu führen. Die beiden Dampf-Fregatten „Barbaroffa“ und „Erzherzog 
Hohann* befaßen je 1200 Zonnengehalt, 440 Pferdekraft und 9 Stüd 
68pfündige Kanonen. „König Ernft Auguft“, eine Dampf-Korvette erfter 
Klaſſe, war mit 6 Stüd 68pfündigen Bombenkanonen verfehen und hatte 
bei 850 Tonnengehalt 270 Pierdefraft. Fünf andere Dampf-Korvetten 
waren geringer. Bon diefen befaßen der „Großherzog von Oldenburg” 
und „Frankfurt“ je 612 Zonnengehalt, 180 Fferdefraft, 1 Stüd 68- 
pfünder und 1 Stück 32pfünder. Die übrigen drei Korvetten hießen 
„Lübeck“, „Hamburg“ und „Bremen“ und waren eine jede mit 1 Stüd 
56pfünder und 1 Stüd 32pfünder ausgerüftet. Die traurigfte Erjchei- 
nung gewährte die 32 Kanonen tragende crack frigate „Deutſchland,“ 
in deren Namen ein böfes Omen lag. Außerden enthielt die deutjche 
Marine 26 Ranonenbote mit je 2 Gefchügen für die Küftenvertheidis 
gung”*). Die Marine-Berwaltung hielt Ordnung im Kaſſeweſen, be- 
wahrte die VBorräthe jeglicher Art auf, forgte für den Unterricht der 
Seejunter und Schiffsjungen, überwadhte den Gefundheitszuftand und 
befaßte fi) mit der Heilung und Pflege von Verwundeten und Kranken. 
Auch gab es auf der deutichen Wlotte eine erkledliche Anzahl tüchtiger 
Offiziere. 

Trotz Alledem mußte die deutſche Flotte, deren Bildung langſam 
vorſchritt, zu Grunde gehen, da nicht nur die nöthigen Geldmittel aus— 


*) Hanndveriihe Denkihrift. Beilage zu 8. 46 des Protofoll® der 10 
Sitzung der deutihen Bundesverfammlung vom 11. Juni 1851. 

*s*) Nach Vorihrift vom 12. Juni 1849 Jautete der Dienfteid auf der beit» 
ſchen Flotte: „IH N. N. ſchwöre, daß ich dem deutichen Reiche und der , Reichs» 
regierung in allen und jeden Borfällen, zur See wie zu Lande, und ar welchem 
Drte e8 immer fei, getreu und redlih — die ganze Zeit hindurch, für die ich 
mid) zum Dienfte auf der deutjchen Neichsflotte verpflichtet habe — dienen, die 
Borichriften und Befehle meiner Obern mit Gehorſam, Genauigkeit und Tapfer: 
feit befolgen und mich allenthalben jo betragen will, wie e8 einem rechtichaffenen, 
pflicht⸗ und ehrliebenden Seemanne (Soldaten) geziemt. So wahr mir Bott helfe!“ 
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blieben, fondern auch die deutiche Flagge feine völferrechtliche Aner- 
fennung fand. In leßterer Beziehung befagt die vorhin angezogene han⸗ 
növerifche Denkſchrift: 


„Belanntlich hatte die Verwendung dreier Kriegsdampffchiffe ber 
deutschen Flotte bei einem kurzen Scegefechte am 4. Juni 1849 die von 
einer außerdeutſchen Seemacht gegen deutfche Bundesregierungen abges 
gebene Erklärung zur Folge, daß jene deutfchen Kriegsſchiffe wie Sees 
räuber behandelt werden würden, fofern Feine beftehende Regierung fich 
zu der Befchl&haberfchaft über felbige befenne..... Das Bertheidis 
gungsbedürfnig der Küftenftanten bedarf überhaupt einer erjchöpfenden 
Auffafiung. Es ift ein anerfannter Grundfag des Völferrchts, daß die 
Schiffe auf freiem Meere als die wandeluden Gchietötheile der Staaten 
zu betrachten find, denen fie angehören. Sie verlieren ihre Nationalität 
aud in fremden Gewäſſern nicht.” 


Mit der Flotte im engen Zufammenhange ftand die Küftenbefefti- 
gung. Nachdem von der Yundesverfammlung ein feitend der brauns 
ſchweigiſchen Regierung geftellter Antrag auf fofortige Formation der 
Landwehr, deren militäriſche Ausbildung eifrig betrieben werden follte, 
dem Ausfchuffe für militärische Angelegenheiten überwiefen und dadurch 
befeitigt worden war, fam am 19. Mai 1848 der Befchluß zu Stande, 
fämmtliche betreffenden Regierungen zu erſuchen, auf Berftärlung der 
Küſtenſchutzmaßregeln nach Kräften Bedacht zu nehmen und für die als— 
baldige Anfchaffung und Ausrüftung der nöthigen Anzahl von Kanonen 
boten zu forgen. Gleichwohl unterftügte der cine Staat den andern in 
diefer Hinficht nicht mit Zuporfommenheit. Umfonft wandte ſich Bremen 
an Hannover, um einige Kanonen zum Anlegen einer Strandbatterie zu 
erlangen, und auch in Berlin verweigerte der Minifterrath die erflehte 
Hülfe, wenn auch, um den Schein zu retten, der preußifche Kriegsmi— 
nifter endlich fech8 Stüde ſchweres Gefhüg von Minden zufagte. Wegen 
des feparatiftifchen Benehmens der preußifchen Negierung wurden fo 
. heftige Klagen laut, daß fich der Bundestag bewogen fand, Preußen zu 
erfuchen, e8 möge Lübeck und Medlenburg mit Strandgefhüt und Bes , 
dienungsmannfchaft verfchen. Der Handelsſtand ſollte durch die ihm 
von Dänemark zugefügten Verluſte mürbe gemacht werden. Tropfen 
hatte Recht gehabt, als er das preußifche Kabinet partifulariftifcher Ten⸗ 
denzen bezichtigt Hatte. 


Aus den Verhandlungen des Bundestags erhellt Hinlänglich, welch’ 
eine Furcht in den deutfchen Küftenftaaten vor der dänischen Seemacht 
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die Handelswelt befallen hatte, Der Ratriotismus hörte gerade ba auf, 
wo die Benadhtheiligung des Intereſſes anfing. Als der preußifche Ge⸗ 
fandte "am 4. Mai cinen Bortrag über das von Dänemark auf hannö⸗ 
verifche und preußifche Schiffe gelegte Embargo abgehalten hatte, wurde 
der Bundesverfanmlung zur Erwägung und Beſchlußfaſſung anheimge- 
ftellt: 1. ob durch Bundesbefchluß die Beichlagnahme der dänischen Schiffe 
in allen deutjchen Häfen zu verfügen, und ob 2. eine Sicherfiellung des 
Schadenerſatzes für die durch Dänemark in Befchlag genommenen deut- 
Shen Schiffe auszufprechen fer? Zur Entjcheidung diefer Fragen wurde 
ein aus den Gefandten Preußens, Kurhefiens, Holfteins, Lübecks und 
Hamburgs gebildeter Ausſchuß beftinmt, bei dem der hannöverifche Ge— 
fandte al8 Stellvertreter fungirte. Bei diefer Oclegenheit ſprach ſich der 
Geſandte der freien Städte fo aus: „Ter Senat der freien Stadt Ham- 
burg glaubt, daß nach den Bundesbefchlüffen vom 4. und 12. Aprif des 
Jahres die Rechtfertigung einer gegen das dänifche Frivat: Eigenthunt ge- 
richteten Maßregel nicht zu finden fei und das um fo weniger, als nad) 
jenen Bundesbefchlüffen ein Krieg zwifchen Deutfchland und Dänemark 
nicht obmaltet, fondern durch diefelben nur die Nechte der Herzogthümer 
Schleewig-Holftein gewahrt und diefelben, wo fie bereitS verlegt waren, 
wieder hergeftellt werben follten und gegen den König don Dänemark 
nur als deutſchen Bundesfürften mit Erefution verfahren werden jollte. 
Wenn fid) ſonach ſchon aus dieſem Grunde der Senat befugt erachten 
mußte, der von der königlich preugifchen Regierung unter dem 26. April 
ergangenen Neguifition, die im Hamburger Hafen befindlichen Schiffe 
mit Embargo zu belegen, nicht fofort nachzukommen, fo mußte er ſich 
auch un fo mehr verpflichtet Halten, fo zu handeln, als unausbleiblic) 
die nachthetligften Folgen, ja felbft eine allgemeine Kalamität für ganz 
Deutfchland aus der Ausführung jener Mafregel entftchen würde, wo⸗— 
von die Verantwortlichkeit zu übernehmen der Senat durhaus ablchnen 
muß.“ 

Der Geſandte hob ferner hervor, daß einestheils die Hamburger 
Schiffe von den Dänen verfchont worden feien, und daß anderntheil® bei 
dem nunntehrigen Stande. der Zivilifation der Seekrieg fi) nidyt mehr 
gegen das Privat-Cigenthum fchren dürfe, wobei er freilich, vergaß, daß 
ein folcher humanitärer Grundfag erft dann ſich Halbwegs ftihhaltig erweift, 
wenn er don beiden friegführenden Theilen anerkannt und durchgeführt 
wird. Mit dem demokfratifchen Prinzip, wonach der Staat der Ausbrud 
der Intelligenz des ganzen Volks oder des Volkswillens fein und folg- 
Nlich aud) jeder Krieg nur mit Zuftimmung oder auf Geheiß des Volks 
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geführt werden fol, ftimmt eine folche, fich Hinter die Zivilifation ver- 
ftedende Eigenfucht, Verweichlichung und Feigheit der Staatsbürger ohne- 
hin nicht überein. Aber hören wir den Hamburger Senat, in deffen Na- 
men der Geſandte ſpricht, weiter, da feine Auseinanderfegung höchſt lehr⸗ 
zeich ift, infofern fie die foziale Unterlage des fchwarz-roth-goldenen Pa⸗ 
triotismus in ihrer Nadtheit darlegt. „Die reiche Ladung eines einzigen, 
aus Weſt⸗ oder Oftindien fommenden Dreimafter8 bat,“ fuhr der Ge- 
fandte fort, „unftreitig einen größern Werth, als der Geſammtwerth 
aller Ladungen der Heinen dänischen Schiffe, die man jett auf der Elbe, 
Weſer, Trave, Jahde und Ems unter Embargo legen könnte, — abge: 
fehen davon, daß am Bord diefer dänifchen Schiffe ſich wahrfcheinlich auch 
viele Waaren befinden, welche deutſches Eigenthum oder bei dentfchen Aſſe⸗ 
furanz: Kompagnien verſichert find .... Sollte ſich dazu noch die Blo⸗ 
kade unferer Ströme und namentlich die der Elbe gefellen, fo würde das 
ein Unglüd für ganz Deutfchland fein, und zwar ein Unglüd, welches 
fi) nicht nur momentan, fondern für eine lange Reihe von Jahren gel- 
tend machen würde.“ 


Nach der Anficht des Hamburger Senats war der Nuin der Hanıs 
burger Handelswelt gleichbedeutend mit dem Ruine Deutſchlands. Der 
Sefandte entwickelte diefe Anficht folgendermaßen: „Zunächſt träfe es 
(da8 Unglüd) freilich Hamburg und zwar nicht bloß deflen Rhederei, 
fondern auch deffen ganze Börſe; alle deutfchen See-Afjefuranz-Rompag- 
nien würden zahlungsunfähig werden, der ganze Handelsftand wäre rui— 
nirt, eine Krifis in Hamburg unvermeidlich, und es kann dreift behaup- 
tet werden, daß eine Krifis in Hamburg eine Krifis für ganz Deutfd- 
land zur Folge haben würde. Aller Handel würde ftoden, faft alle Fa- 
brifen würden aufhören müffen zu arbeiten, die Arbeiter, die jett überall 
erhöhten Lohn zu erftreben fuchen, würden brotlo8 werden, und es ift 
nicht ſchwer vorherzufehen, daß der dadurch veranlaßte Ausbruch der 
Unzufriedenheit fi) auf eine Weile Bahn brechen würde, die für die 
Ruhe von Deutſchland im höchſten Grade bedrohlic, fein würde.“ 


Nicht bloß ſchloß ſich Kübel der vorftehenden Ausführung Ham⸗ 
burgs an, ſondern aud) der von Preußen provozirte Bundestagsbefchluß 
lautete dahin, daß, nachdem dänifcherfeits auf deutfche Schiffe Embargo 
gelegt worden, zwar der Bundesverfammlung das volle Recht zuſtehe, 
eine gleiche Maßregel anzuordnen, daß fie jedoch eine folche nicht allge- 
mein verfügen wolle, indem fie von der VBorausfegung ausgche, daß 
Dänemark zum Erfage des durch den von ihm angeordneten Embargo 
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der deutſchen Schifffahrt zugefügten Schadens verpflichtet und demnach 
bei der Vermittelungsverhandlung darauf zu ſehen jei. 

Wenn fi) die Bremer Handelsherren im Ganzen viel waderer 
benahnıen, als ihre hanfeatifchen Genoffen, fo mußte doch auch ihr Eifer 
durch die ihnen zugefügten Verlufte erlahmen, zumal da fie mit der Zeit 
entdedten, daß nur ein Sceinfrieg geführt und den Dänen nicht nad) 
Kräften Schaden beigebradht wurde. Eine dänifche Fregatte, welche auf 
der Rhede von Swincmünde erfchien, un diefen Hafen zu blofiren, ver⸗ 
breitete Schreden längs der ganzen deutfchen Küfte. Bald verlantete aud), 
daß fich die Feindſeligkeiten felbft auf Hanfeatiihe Schiffe erftredten. Die 
Einbußen mehrten fi), da ein gemiethetes englifches Schiff, welches im 
Kanale Frenzte, um die deutfchen aus der Ferne heimfehrenden Fahr: 
zeuge vor den Dänen zu warnen, unmöglich alles Unglüd verhüten Tonnte, 

Es war der offiziellen Neaktion, beſonders aber dem preußijchen 
Kabinet fchr erwünſcht, den Handelsherren, weil diefe als die Blüthe des 
deutfchen Bürgerifums angefchen werden durften, Mangel an Patriotis⸗ 
mus dorwerfen zu fönnen. Denn durd) heuchleriihe Entrüftung leukte 
man den Verdacht von fic; felber ab. Der preußifche Bundestagsgefandte 
befchwerte fich über das Haus Barbeck und Wal in Altona, weldes, 
obſchon c8 zu den fchleswig-holfteinifchen Unterthanen gehörte, dennod) 
das dänische Schiff Betty von Kopenhagen (Kapitän Lilholdt) für Mon 
tevidco in Ladung gelegt, und daß ferner, nad) den Aufhören der däni- 
ſchen Foft dafelbft, die Hamburger Stadtpoft über Lübeck alles Vorkom— 
mende nad) Kopenhagen und nad) Dänemark befördere: woher e8 denn 
gefchehen fei, daß die großen, in letter Zeit von Rußland an Däne- 
mark gezahlten Geldfunmmen von Hamburg aus in Silberbarren nad) 
Kopenhagen gelangt, und den Dänen immer genane Nachricht über die 
Kriegs-Dperationen gegeben worden fei. Freilich hatte die früher beftan- 
dene Roftverbindung zwiſchen Lübeck und Kopenhagen aufgehört, fowie 
der Scheinfrieg ausgebrochen war. Tann aber wurde der Verkehr zwi- 
{hen Lübeck und Dänemark durch ſchwediſche und norwegifche Roftdanıpf- 
ichiffe beforgt, weldye zweimal wöchentlich zwifchen Kübel und Mal- 
moe, cinmal wöchentlid) zwiſchen Lübeck und Chriftiania, indem fie 
Nyborg auf Fühnen anliefen, und einmal wöchentlich, Kopenhagen 
anlaufend, zwifchen Lübeck und Gothenburg fuhren. Die englifche 
Voſt wurde fogar von dem fchleswig-holfteiniihen Poſtamte in Altona 
entgegengenommen und von dort verfiegelt über Lübeck zur Weiterbeför- 
derung nad) Kopenhagen geichidt. 

Bald kam es dahin, daß die einzelnen deutfchen Staaten mit Däne- 
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mark in Frieden und Freundichaft Iehten, während ber beutjche Bund 
mit demfelben Krieg zu führen ſchien. Defterreich blieb gleich vom An- 
fange auf gutem Fuße mit Dänemark, weßhalb auch der Bundestagsge- 
fandte der proviforifchen Regierung Schleswig-Holfteins, Dr. Madai, mit 
alleiniger Ausnahme Defterreih8 durch einftimmigen Beſchluß 
in die Bumdesverfammlung zugelaffen worden war. Freilich zeigte, um 
den Schein zu wahren, Hannover am 1. Mai an, daß vor fünf Tagen 
der dänifche Kammerherr von Reedtz in Hannover mit den Anerbieten 
angelangt fei, eine Separat-Uebereinfunft unter der Vermittlung Englands 
und Rußlands herbeizuführen, daß er aber Lediglich zu einer Privat-Be— 
fprehung zugelaflen und an Preußen verwiefen worden fei. Indeß wurde 
befannt, daß der Hannöverifche König, ein Mitglied bes englifchen Ober- 
haufes, ber ſchon als König dort feinen Sit genommen und von Eng⸗ 
land regelmäßig eine Jahresrente bezog, offenherzig geſagt: „Ich bin Eng⸗ 
länder; eher lege ich meine Kroue nieder, als ich meine Einftimmung 
zu der geringften Benachtheiligung Englands ertheile.“ 

Der fchleswig-Holfteinifche Bundesta gsgeſandte ſtellte nicht bloß die 
Anträge auf Einführnng eines allgemeinen deutſchen Geſetzbuches auf 
Realiſirung des badiſchen Vorſchlags hinſichtlich eines allgemeinen deutſchen 
Zoll-Syſtems, auf Aufnahme Schleswigs in den deutſchen Bund und auf 
Erhebung Rendsburgs zur Bundesfeftung, fondern er beſchwerte ſich aud) bit- 
ter darüber, daß mehrere Staaten fich geweigert hatten, ihr Truppen Kontin- 
gent in Schleswig-Holftein zu verftärken. Da die öffentliche Meinung feinen 
Zweifel darüber ließ, daß der Abfchluß des preußifchen Bermittlungs- 
gefchäfts noch nicht an der Zeit war, fo fahen fid) die Einzelregierun- 
gen genöthigt, einen neuen Eifer für die fchleswig-holfteinifche Sache an 
den Tag zu legen. Tarum verftärfte Oldenburg fein Kontingent in Schles— 
wig, Braunfchweig erklärte feine Bereitwilligfeit, den Krieg mit Ernſt zu 
führen, und die Bundesverfammlung felbft befchloß, auf zweideutige Art 
den betreffenden Negierungen durch deren Geſandtſchaften eröffnen zu laf- 
fen, daß fie von dem Vollzuge de8 Bundesbefchlufiee vom 10. April 
zwar nicht zu entbinden vermöge, daß dagegen aber der Oberbefehlshaber der 
in Schleswig-Holſtein operirenden Bundestruppen nicht Anftand nehmen 
werde, die Bedürfniffe der einzelnen, zum 10, Armee» Korps gehörigen Staa— 
ten bezüglich der Bertheidigung ihrer Küften, foweit als thunlich, zu berückſich— 
tigen. Nun meldete Hannover, daß fein Militär jetst effektiv 14,291 Manı 
betrüge, welche bi8 zum 14. Juni mit Ausnahnte der wahrfcheinlich nicht 
erforderlichen Kavallerie (1865 Mann) fämmtlich ausgerüdt fein würden. 
Braunſchweig entjandte zwar feine Kavallerie nad) Schleswig, verſprach 
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aber ſeine dortigen Truppen (Infanterie und Artillerie) auf 2000 Mann 
erhöhen zu wollen. Von Lübeck marſchirte am 24. Mai die Infanterie 
ab, nämlich 7 Offiziere, 1 Arzt und 330 Unteroffiziere, Spielleute, Fu⸗ 
filiere und Zrain-Soldaten, nebft 10 Offiziers- und Zugpferden ; des⸗ 
gleihen am 25. Mai die Kavallerie, nämlich: 2 Offiziere und 44 Unter- 
offiziere, Trompeter, ein Kurfchmied, Tragoner und Train-Knecht, nebft 
41 Esfadron-Fferden und 8 Offiziers- und Zugpferden. Die Lübed’fche 
Infanterie traf am 26. Mai, die Kavallerie den folgenden Tag in Rends⸗ 
burg ein. Schwerin gab die Stärke feines auf den Kriegsſchauplatz zu 
entfendenben Kontingents auf 2500 Mann an, und zwar follte dasfelbe 
vollſtändig vom 18. bis zum 24. Juni in Rendsburg anlangen, wäh- 
rend der Reft des fchweriw’fchen Militärs, 1080 Mann ftark, zum 
Küſtenſchutz ſür nothwendig angefehen wurde. 


Nichtsdeſtoweniger vollzog Wrangel am 25. Mai den Rückmarſch 
aus Jütland nach Schleswig. In einem Bericht vom 30. Mai an die 
Bundesverſammlung motivirte er denſelben mit feinem Mangel an ges 
nügenden Streitkräften. In dem Kampfe der deutfchen Nation mit 
dem Fleinen Dänemark, der ohnehin wegen der Ungleichheit der Staats- 
fräfte Deutfchland feine große Ehre einbringen konnte, mußte fi) aljo 
das deutjche Heer angeblich aus Mangel an Soldaten vor den Dänen 
zurüdziehen! So wurde die nationale Bewegung mit Schande und 
Schmach bededt, ehe ihr die ftaatlihe Reaktion völlig das Lebenslicht 
ausblies! Mochten jet die an hochtönende Phraſen gewöhnten Pa⸗ 
trioten toben und fchelten, fo Ließ doch Preußen das deutſche Heer nicht 
wieder nad) Jütland vorrüden. 


Indeß jah der Bundestag recht wohl ein, welche Gefahr gerade ihm aus 
dem von Preußen vollführten Rüdzuge erwachſen konnte. Um ſich die 
Hände in Unfchuld zu wafchen, mußte er alfo jett einen neuen Aft der 
patriotifchen Komödie, die er bisher mit jo viel Glück gefpielt hatte, in 
Szene ſetzen. Aus diefem Grunde gab das Fräfidium der Bundes- 
verfammlung in der 61. Sigung unterm 5. Juni 1848 nadjftehende 
Erflärung zum Belten: 


„Der deutfche Bund kann die Verantwortlichleit für diefen Rückzug 
nicht auf fich nehmen und muß fich daher aufgefordert fühlen, jofort 
dahin zu wirken, daß die Folgen des Rückzugs aufgehoben werden. Die 
erfte Bedingung ift, eine angemeffene Verftärfung des Heeres in Hol- 
ftein (!) zu bewirken. Diefe wird erreicht fein, wenn das volle 10. Armee- 
Korps fchlagfertig in Holftein fich befindet.“ 
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Demnach ſchlug das Präſidium dor, eine Kommiffion abzuorbnen, 
die mit den Regierungen des genannten Armee-Korps perfönlich ver- 
handeln follte. Bei der Abftimmung über dieſen Borfchlag ſprach fid) 
der hannöverifche Gefandte dagegen aus, während die betreffenden Ge- 
fandten für Braunfcweig, Oldenburg, Lübeck, Bremen und Hamburg 
fi) zwar der Abftimmung enthielten, aber der Faſſung des Beſchluſſes 
in feiner Weife entgegentreten zu wollen erflärten. Sonach wurde ber 
fchlofjen, den königlich baterifchen Bundestagsgefandten Freiherrn von Cloſen 
und den Fräfidivenden der Militärkommiſſion, General-Major Grafen 
Nobili,- abzuordnen und durch dieſelben die Negierungen des zehnten 
Armee-Korps dringend aufmerffam zu machen, daß fie den Anforder⸗ 
ungen des Generald v. Wrangel zur Nachfendung des Reſtes ihrer 
Kontingente unverzüglich entfpredhen müßten. Zugleich follte fich die 
Kommiffion Auskunft über den vorbereiteten oder fchon erfolgten Ab- 
marſch der Truppentheile und über die Bedürfniffe der Küſtenbewachung 
in den betreffenden Staaten ertheilen laſſen. Auch follte dem General 
dv. Wrangel Kenntniß von den an ihn gelangenden Berftärfungen ge- 
geben werden. 

Diefer neue Akt in der patriotifchen Komödie glüdte gleich den vor- 
bergehenden. Obſchon e8 auf der Hand lag, daß der Bundestag ber 
preußischen Regierung, an der die Hauptſchuld lag, die Führung hätte 
aus der Hand nehmen, und dagegen der dänifchen Negierung, mit der 
inzwijchen vermittelt worden war, endlidy im Namen des Bundes den 
Krieg erklären müfjen, führte er durd) das Abſenden der beiden Kom- 
miffäre dennoch wieder die deutſchen Patrioten irre, lenkte von fich die 
Wuth auf die Heinen Pegierungen ab und befchwichtigte durd) das 
Heinftaatlihe Waffengeklirr den Schmerzensfchrei der Deutfchthümler. 
Die Neife der beiden Kommifläre koſtete 2982 Gulden; im Uebrigen 
war fie von feinem Werthe. 

Zwifchen dem deutfchen Bunde und Dänemark beftand fein Krieg. 
Ein Kriegsfall wäre bloß dann eingetreten, wenn Schleswig Deutfc- 
land einverleibt worden wäre. Diefe Einverleibung wurde jedocd unter 
allerlei Kapriolen von der Hand gewiefen. Um indeß einen Sceintrieg 
führen zu fünnen, war Preußen die Vermittlung, und zwar die bewaff- 
nete Vermittlung, — zwifchen Schleswig-Holftein und Dänemark über> 
tragen worden. Da aber der Scheinkrieg, den Preußen nebſt dem 
10. Bundes-Armee-Korps führte, wiederum, wenn cr in einen Waffen- 
ftilftand und endlichen Frieden ausmünden ſollte, einen Vermittler 
nöthig hatte, fo wurde der Hauptfeind der fchleswig-holfteinifchen An⸗ 
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gelegenheit, das engliſche Kabinet, dazu erkoren, die Vermittlerrolle 
zwiſchen dem ſchon vermittelnden Preußen und dem Bunde einerſeits, 
und den Herzogthümern und dem vermittelnden Dänemark andererſeits 
zu übernehmen. 

Schon am 18. April 1848 hatte der engliſche Geſandte Weftmore- 
land in Berlin bei Arnim, dem preufifchen Minifter des Auswärtigen, 
eine Note eingereicht, worin die englifhe Regierung unter Berufung auf 
den Vertrag vom 3. Juni 1720 das prenfifche Kabinet cerfuchte, die 
Drdre zum Einmarfcd in Schleswig zurückzunehmen oder, wofern ber 
Einmarſch ſchon erfolgt fei, Kontre-Drdre zu geben. Graf Arnim er 
theilte unterm 19. April die Antwort, daß Preußen, weil e8 an den 
Bundesbeſchluß vom 12. April, weldyer die Räumung Schleswigs von 
den Tänen verfügte, gebunden fei, nicht auf eigene Fauſt handeln könne. 
Graf Arnim bediente fi) dabei der Worte: „Erft nad) Vollendung 
diefer Aufgabe wird jene Aufgabe der königlichen Negierung anfangen, 
die in der Vermittlung Namens des Bundes zwifhen dem Kö— 
nig von Dänemark und feinen deutfhen Unterthanen be- 
fteht (Ce n’est qu’ après l’accomplissement de cette täche que com- 
mencera celle du Gouvernement du Roi, qui est la mediation, au 
nom de la Confed£ration, entre le roi de Danemare et ses 
sujets Allemands)“. — Xrnin feste hinzu: „In Ihrer Note vom 
18. c. und in den begfeitenden Stücken ift ferner die Rede von der durd) 
Großbritannien bezüglich eines Theiles von Schleswig geleifteten Garantie. 
Die Fönigliche Regierung kennt diefe Garantie und erfennt fie vollftändig 
an, aber fie hegt die Anficht, daß der jegige Streit diefelbe in feiner 
Weiſe berührt. Die Garantie Großbritanniens behält ihre ganze Kraft 
und wird eben fo unverletzt bleiben, wie die Souveränetät des Königs 
von Dänemark über fein Herzogtfum Scleswig-Holftein. Der deutjche 
Bund denkt nicht daran, diefe Souveränetät eines feiner Mitglieder zu 
beftreiten, er hat die proviforifche Rendsburger-Regierung bloß infoweit 
anerkannt, als fie ihre Autorität im Namen des König-Herzogs aus- 
übt, — wenn aber die Regierung des (preußifchen) Königs ſchnell zwifchen 
Dänemark und den Herzogthümern eingefchritten ift, und wenn ber 
deutfche Bund unverzüglich diefe föderale Handlung Preußens gutgeheißen 
und beftärtt hat, fo ging die offenbare Abficht dieſer Mafregeln nicht 
allein dahin, die Nechte Deutfchlands gegen den dänijchen Angriff zu 
fchirmen, fondern aud) und zwar ebenfo fehr dahin, darüber zu wachen, 
daß die Iegitimen Rechte des König-Herzogs nicht geſchädigt werden 
ſollten durch den Ausbruc eines blutigen Konfliktes und durch einen 
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Bürgerkrieg, bei welchem der erlaubte Widerftand und die BVertheidigung 
eines Rechtes leicht in Nebellion und in die Anmaßung gleid) geheiligter 
Nechte hätte ausarten fünnen (mais aussi, et tout autant de veiller 
ä ce que les droits l&gitimes du Roi-Duc ne fussent compromis par 
l’eclat d’un conflit sanglant et par une guerre civile pendant laquelle 
la resistance legale et la defense d’un droit pouvaient facilement 
degenerer en rebellion et en usurpation de droits &galement sacr&s). 
Diefes für Dänemark traurige und zugleid) für die Ruhe der an die 
Halbinfel gränzenden Staaten bedrohliche Nefultat ift verhindert wor—⸗ 
den durch das rafche Handeln Preußens und durd) die Anwefenheit der 
Bundestruppen in Holftein.* - 


Dem Bundestage wurde laut Separat-Trotofoll vom 22. April 1848 
diefe preußische Note vorgelegt, und er ertHeilte ihr nicht nur feine dolle 
Zuſtimmung, fondern befchlog auch: daß eritens an den Beichlüffen vom 
4. und 12. April feftzuhalten ſei; daß zweitens, unter diefer Voraus— 
feßung und infofern cine Abkürzung der Yeindfeligkeiten und eine Ber- 
meidung weiteren Blutvergießens davon zu hoffen ftände, die bona officia 
Englands zur Ausgleichung der Differenz zwifhen Dänemarf und 
den deutfhen Bunde anzunehmen feien; endlich drittens, daß 
Preußen ermächtigt fe, Namens dc8 Bundes Hiernad) zu verfahren, und 
daß dasjelbe weitere Mittheilung darüber hierher machen möge. 


Ferner fuchte der Bundestag das englifche Kabinet durch den aufer- 
ordentlihen Geſandten zu beruhigen, welcher um dieſe Zeit nad) Eng- 
fand abging. Denn die Miffion de8 Hamburger Synditus Banks be- 
ftand nicht ſowohl darin, für die deutſche Flotte Schiffe einzufaufen, wie 
die veröffentlichten Protofolle den deutſchen Patrioten vorfpiegelten, als 
vielmehr darin, die englifhe Regierung über die eigentlichen Abfichten 
der deutfchen -Reaktion aufzuflären. Das eben erwähnte Separat-Pro= 
tofoll gibt hierüber unumftöglichen Nachweis (Seite 452 d—e). In der 
Iufteuktion, die dem Hamburger Bundestagsgefandten ſchriftlich mit- 
gegeben wurde, heißt e8 nämlich wörtlid) : 


„Der Herr Sefandte hat namentlich darauf Hinzumeifen, daß die 
Auffaffung, als werde vom deutfchen Bunde beabfichtigt, dem König von 
Dänemark das Herzogtfum Schleswig zu entzichen, unbegründet fei. 
Sollte das königlich grogbritannifche Kabinet feinerfeitS feine bona officia 
zur Erledigung diefer Differenz anbieten, fo hat der Herr Gefandte zu 
bemerken, daß die Krone Preußen mit Berhandlung in diefer Differenz, 
vorbehaltlich der Genehutigung des Bundes, beauftragt ſei.“ 
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Nachdem das englifche Kabinet auf diefe Weile von dem Feldzugs- 
plane der deutfchen Reaktion unterrichtet worden war, brauchte felbiges 
wegen einer Lostrennung Schleswig-Holſteins von Dänemark nicht mehr 
beforgt zu fein. Als daher das engliihe Minifterinm wegen diefer An- 
gelegenheit in der Unterhausfigung vom 4. Mai durch Urquhart inter 
pellirt wurde, antwortete Lord Palmerfton in aller Gemüthsruhe: 

„Es ift kein Fall eingetreten, der unfere Dazwifchenfunft behufs Er- 
fülung unfer® mit Dänemark beftehenden Vertrages erheiſchte. Was 
die von uns angebotene Vermittlung anbelangt, fo kann ich dem Haufe 
mit vielem Bergnügen mittheilen, daß unfer Antrag angenommen: ift. 
Der deutfche Bund mit der preußifchen Regierung als feinem Organe 
auf der einen Seite, und Dänemark auf der andern, haben eingewilligt, 
unfere guten Dienfte anzunchmen, und dermalen find gegenfeitige Mit— 
theilungen im Gange, um die Bermittlung wirffam zu machen.“ 

Bald auch regte ſich da8 Meine Schweden. Unruhig geworben durd) 
das Borrüden der preußifchen Truppen nach Jütland, gab die ſchwediſche 
Regierung durch ihren Gefandten in Berlin. Baron d'Ohſon, am 9. Mai 
eine Erklärung ab, worin fie einestheil® ihre Truppen auf Fühnen zu 
landen und mit dem dänifchen Heere zu vereinigen drohte, anderntheils 
aber ebenfalls ihre Vermittlung anbot. Schweden rechnete ſich unter 
die Mächte, welche cin Anrecht auf eine Bermittlung zur Wieberher- 
ftelung des Friedens hätten (des puissances, qui, par leur position ou 
leurs rapports politiques, ont le droit et le d&sir de s’interposer pour 
le retablissement de la paix et de la bonne harmonie). 


Indem der preußifhe Bundestagsgefandte dem Bunde von ber 
ſchwediſchen Erklärung Keuntniß gab, bemerkte er: 


„Es ift den ſchwediſchen Gefandten Hierauf erwiedert worden, daß 
bereits vor Eingang diefer Erflärung der Oberbefehlshaber 
der deutfchen Bundestruppen unter gewiſſen Bedingungen, nanıentlic, der 
fofortigen Rückgabe der mit Embargo belegten deutfchen Schiffe, Jüt- 
land wieder zu räumen ſich bereit erklärt hatte. Es ift ferner dem ſchwe⸗ 
diſchen Gouvernement zu erwägen gegeben worden, ob in dem Augen- 
blide, wo die Einftellung der Feindſeligkeiten und der Eintritt der Unters 
handlungen als nahe bevorftehend anzujehen fei, c8 nicht bedenklich wäre, 
wenn Schweden Schritte thäte, die nur dazu dienen könnten, Dänemarf 
zu den möthigen AZugeftändniffen weniger geneigt zu machen, und fo 
eine Berlängerung der Weindfeligfeiten herbeizuführen, die immer größere 
Berwidlungen und zulegt einen allgemeinen Krieg zur Folge haben 
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fönnten, deſſen Berantwortlichkeit dann Schweden zu tragen hätte.“ 
(Separat-Frotofoll der Bundesverfammlung vom 12. Mai 1848). 

Frankreich und Rußland mifchten fich ebenfalls zu Gunften Däne⸗ 
marks ein. Erſteres berief fich, gleich England, auf die 1720 bezüglich 
eines Theile von Schleswig geleiftete Garantie, fo wie c8 auch drohte, 
die Einverleibung des preußifchen Polens in den deutfchen Bund zu 
einem casus belli zu machen. Beide Mächte wurden in ähnlicher Weife 
begütigt, wie England und Schweden. 

Demnach fteht feft und ift durch die mitgetheilten offiziellen Aften- 
Stüde Har bewiefen, daß in der fchleswig-holjteinifchen Sache die deut- 
fchen Patrioten auf das Aergſte getäufht wurden. Denn allgemein 
glaubten fie, daß der deutfche Bund ernftlih mit Dänemarf Krieg führe, 
und daß Schleswig, um feine unzertrennliche Verbindung mit Holftein 
zu befiegeln, dem deutſchen Reiche durch diefen Krieg einverleibt werden 
fole. Der unvermejdlihe Konflitt zwifchen nationaler Revolution und 
Reaktion, von welchem, wie oben mitgetheilt wurde, der hannöverifche 
Bundestagsgefandte Wangenheim in einem feiner Berichte an Stüve 
ſprach, brad) endlich, nachdem er forgfältig vorbereitet worden war, in 
der prinziplofen fchleswig-holfteinifchen Sache aus und bewirkte die voll-. 
ftändige Niederlage der nationalen Partei. Hatte der Bundestag das 
Seinige gethan, um diefe Niederlage herbeizuführen, jo wurde die Krifis 
doch Hinausgefchoben, bi8 er von der Schaubühne abgetreten und bis er 
der von ihm herbeigewünjchten proviforifchen Zentral-Gewalt feine Befug- 
niffe übertragen hatte. Wir fehen uns deßhalb genöthigt, unfere Auf- 
merkſamkeit jett diefer Zentral-Gewalt zuzumwenden. 

Wie bei der politifchen Unreife der großen Bollsmaffen und bei der 
Ungleichartigkeit der Wahlen nicht wohl anders zu erwarten ftand, war 
das Refultat der Parlamentswahlen für die nationale Bewegung keines— 
wegs günftig ausgefallen. Der Adel und die Stodgelehrten bildeten die 
den Ausjchlag gebende Mehrheit. Befonders fchlimm für die nationale 
Sade war es, daß eine Menge Univerfitäts-Profefforen gewählt worden 
waren. Denn theils zeichneten fich diefelben nicht duch ein klares Ber: 
ſtäudniß der politifchen und fozialen Zagesfragen aus, theils befaßen 
fie fo wenig Mannesſtolz und Unabhängigfeitsfinn, daß ſchon der Kö⸗ 
nig von Hannover 1837 bei der Mafregelung der fieben Göttinger 
Profefjoren fie mit jenen unglüdlichen Dirnen verglichen hatte, von be» 
nen man für Geld fo viele, ald man ihrer haben wolle, bekommen könne. 
In die Metternich’fchen Univerfitätsgefege, welche die Freiſtätten der 
Wiſſenſchaft ausſchließlich in Erziehungs-Anftalten für Diener des abſo⸗ 
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lutiſtiſchen Staates verwandelten, hatten ſie ſich ohne Sträuben gefügt 
und waren ſogar den Wünſchen der vollsfeindlichen Staatsmänner 
meiſtens bereitwillig entgegengekommen. Zudem trugen die Univerſitäten 
in ihrer ganzen Einrichtung ſo viele Merkmale der Zeit der Innungen 
und des Zunftweſens, der ſie entſtammten, an ſich, daß 1848 Arnold 
Ruge nnd Andere mit Recht auf den Gedanken geriethen, die Reform 
der Univerfitäten durd) Gründung einer oberjten freien deutfchen Hoch— 
Schule anzubahıen. Die meiften Profefforen ftanden durch ihre Deuk—⸗ 
und Sprachweiſe dem Volke fern, ermangelten der Klarheit und Charafter- 
feftigkeit und wurden vom Buchftabenglauben beherrſcht. Selbft die- 
jenigen, die redlihe Abfichten hegten, waren überjpannt oder vom Ge— 
lehrtendünfel eingenommen. Dazu fam die Verführung, welche den Re—⸗ 
gterungen im Lepel'ſchen Tromemoria angerathen worden war. Diele 
Deputirte, die Anfangs mit den Nepublifanern kokettirt hatten, rüdten 
immer weiter von Links nad) Rechts, mand)e machten fogar die Schwen= 
fung auffällig über Nacht. Wie viel Geldmittel bei diefen Befehrungen 
mitgewirkt haben, läßt fich nicht nachweifen. Doch verminderte fi) das 
Bundesvermögen*) binnen wenigen Monaten nad) Ausbrudye der März- 
ftürme in ganz auffäliger Weife, ohne daß ſich die Verwendung des 
Geldes auf die bekannten Bundesbedürfniſſe für die Feftungen, die Flotte 
u. f. w. bejchränft hätte. WBielmehr wurden große Summen zu unbes 
faunten und ungenannten Zweden oder mit ungenauer Bezeichnung ver- 
wandt. So fagt die Kommiſſion für die Reviſion der Bundeskaſſen 
vom 2. Dezember 1851 ausdrücklich: 

„Davon ganz verfchieden ift aber die Prüfung der entjprechenden 
Verwendung der ausgezahlten Summen, und hier wird wohl bei mandjen 
derfelben faun etwas Auderes übrig bleiben, als von einer nähern Nad)- 
weifung abzufehen, da es an den nöthigen Anhaltspunkten fchlen würde. 
In diefer Rechnungsperiode gilt dieß insbefondere von den für die Nas 
ttonal-Berfammlung aufgewendeten Koften im Betrage von 92,000 Gulden.“ 

Segen die National-Verſammlung benahm fi) der Bundestag jehr 
fichbenswürdig. Schon untern 14. April 1848 bemilligte er aus der 
Bundes: Matrifular-Raffe die Summe von 4500 Gulden, um durch den 
Frankfurter Baumeifter Henrich die afuftifhen Mängel der Paulskirche, 
in welcher das Parlament tagen follte, zu befeitigen, indem er einen 





*) S. in den Bundesprotofollen 8. 243, dreißigfte Sikung vom 2. Des 
zember 1851: „Die Revifion der Rechnungen der Bundes-Kanzleir und Matrilular- 
Kafle vom 1. Januar bis 31. Auguft 1848 betreffend.“ 
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tieferen Schalldedel herftellen ließ. Yerner wurde für die anlommenden 
Deputirten eine aus acht Perfonen beftehende Anmeldungs-Rommilfion 
niedergefeßt, zu welcher der Fünfziger-Ausſchuß die Herren Wippermann 
uud Stedtmann, der Frankfurter Senat den Schöff Harnier und den 
Senator Kloß, die Siebenzehner den Appellations-Gerichts-Rath Cucu—⸗ 
mus und Dr. Zangen, der Bundestag aber den großherzoglich-hefiifchen 
Freiheren von Lepel und den baierifchen Freiherrn von Cloſen ftellte. 
Diefer Anmeldungs-Kommiffion wurden aus der Matrikular-Kaſſe für 
laufende, nicht verfchiebbare Ausgaben 2000 Gulden angewiefen. 

Bei ihrem Zufammentritt wurde die National-VBerfammlung vom 
Bundestage durch folgendes Schreiben begrüßt: 

„Die Macht außerordentlicher Begebenheiten, das Verlangen, welches 
fich) laut in unferm ganzen Baterlande ausgeſprochen hat, und der aus 
Beiden hervorgegangene Aufruf der Regierungen, haben in diefer großen 
Stunde eine Berfammlung hierher geführt, wie unfere Gefchichte fie noch 
niemals ſah. In feinen Grundveften hat das alte politifche Leben ge- 
bebt, und von dem Jubel und Vertrauen des ganzen deutfchen Volks 
begrüßt, erhebt fich eine neue Größe: das deutfhe Parlament. 
Die deutfchen Regierungen und ihr gemeinſchaftliches Organ, die Bundes: 
verfammlung, mit dem deutſchen Volke in der gleichen Liebe für unfer 
großes Baterland vereint, und aufridhtig Huldigend dem neuen 
Geiſte der Zeit, reichen den National-Bertretern die Hand zum Will- 
fommen, und wünjchen ihnen Heil und Segen.“ 

Bor allen Dingen mußte e8 den Regierungen daran gelegen fein, 
den Borfig des Parlaments in die Hand eines Mannes zu bringen, der 
ihnen vollftändig ergeben war. Dieß gelang denn auch. Heinrich von 
Gagern, der neue darmftädtiihe Minifter, von impontrender Geftalt und 
großer diplomatifcher Gewandtheit, wurde zum Präfidenten erwählt und 
mit einem monatlichen Gehalte von 2000 Gulden bedacht. Diefer Mann 
genoß das volle Vertrauen der Regierungen, namentlich jenes der beiden 
Großmächte; er war, wie er fich jelbft nannte, der Freund Schmerlings 
und hatte fich gleich im März mit den preußifchen Könige über den 
von der Reaktion einzufchlagenden Weg verftändigt. Durch ein Schreiben 
an den Borfigenden des Wünfziger-Ausfchuffes und durch kluge Des: 
avouirung des Yreiherrn von Lepel hatte er ſich von dem Verdachte 
dee Mitfchuld, den das Lepel'ſche Promemoria auf ihn warf, zu reinigen 
gewußt. Bei der Eröffnung der National-Berfammlung verkündete er, 
um fi) auch beim Volke in Gunft zu fegen, die Souveränetät ber 
deutfchen Nation: ein Kunftgriff, der in Anbetracht des fchlechten Aus- 

Beer, Reaktion. 21 


— 32 — 


falls der Parlamentswahlen, der Demokratie weniger fchmeichelhaft als 
gefährlich fcheinen mußte. 

Gagern war es, der bei der Einfegung der Zentral-Gewalt, die an 
die Stelle des Bundestags treten follte, die Entfcheidung gab. Denn 
als offenbar das fieben- und dreiföpfige Direktorium nicht durchzudringen 
vermochte, und ſowohl die Preußenthümler, die nicht einmal den fehr 
verhaßt gewordenen Prinzen von Preußen zum Neichsftatthalter vor⸗ 
fchlagen konnten, als aud) die im entjchiedener Minderzahl befindlichen 
Demofraten feine ihnen zufagende Zentral» Gewalt durchzufegen im 
Stande waren: da blieb nichts Anderes übrig, als einftweilen eine 
proviſoriſche Zentral-Gewalt unter dem Titel: „Reichsverweſerſchaft“ zu 
begründen. Gagern erflärte daher unter allfeitiger Zuftimmung: 

„Ic würde bedauern, wenn man die Regierungen grundfäglid 
von der Mitwirkung ausschlöffe. Aber vom Standpunkte der Zwed- 
mäßigfeit aus urtheile ich anders als der Antrag des Ausſchuſſes. 
Meine Herren, ich thue einen fühnen Griff und fage: Wir 
müffen die Zentral-Gewalt felbft ſchaffen.“ 

Mit überwiegender Mehrheit wurde nun der Erzherzog Johann von 
Defterreich zum Reichsverweſer eingeſetzt. 

Auf dieſe Weife bereitete da8 Parlament der hoffnungsvollen Ein⸗ 
heitsbewegung den Untergang; denn es folgte blindlings Herrn von 
Sagern, der von den Profefjoren fo wenig durchſchaut wurde, daß fie 
ihn vielmehr für einen Sdealiften zu halten geneigt waren. 

Nachdem man einmal die Einferung eines Reichsverweſers be- 
fchlofjen hatte, war es nicht mehr zweifelhaft gewefen, wer gewählt wer- 
den würde. &leichwie in einen: großen Drama in der Regel nur Per- 
fonen aus hohen Nange dem Stüde den äfthetifchen Anftand verleihen, 
fo auch fonnte in dem Schaufpiel, welches fich auf der politifchen Bühne 
Deutfchlands vollzog, nur eine Perfon aus fürftlihen Blute — ein 
Prinz — der Auserlefene fein. Doch mußte diefer Prinz etwas Bürger- 
freundlicjfeit aufzumweifen haben, jo daß ein Poet ihn im „Morgenblatte“ 
folgendermaßen befingen konnte: 

„Ja das Schickſal übt Vergeltung! Den einft von des Thrones Stufen, 
Einft aus feines Lagers Mitte Neid und Mißgunft abberufen, 

Den die alte Zeit verbannte: Ddiefen hat die neue Zeit, 

Hat des freien Volks Vertrauen heut’ zum Yührer eingeweiht.“ 

Zwar Hatte die Linke den „Vater“ Itzſtein zum Reichsverweſer aus⸗ 
erfehen, allein ohne alle Hoffnung auf Erfolg. Denn obſchon Adam 
von Iftein aus Mannheim vor gewöhnlichen Menfchenkindern gleichfalls 
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das voraus hatte, daß er feinem Namen ein „Von“ vorſetzte, fo ver- 
mochte er doc) fo wenig mit einen Manne aus dem Fürftenftande zu 
fonfurriren, daß folhe Abgeordnete, welche für Itzſtein ftimmten, fogar 
Öffentlich von manchen Wählern, wie 3. B. dem Profeffor Haggenmüller 
aus Kempten gefchah, zurecht gewiefen wurden. Nur der Erzherzog os 
hann von Defterreih war der Mann der Situation. Da er fih mit 
der Tochter eines bürgerlichen Poſtmeiſters vermählt Hatte, jo fand man 
darin eine Gewähr feiner liberalen Gefinnung; wozu nod) fam, daß fein 
1842 bei der Grundfteinlegung des Kölner Domes ausgebrachter Sprud): 

„Kein Oefterreich, fein Preußen — ein einiges Deutfchland !“ 
ihn jehr populär gemacht Hatte. Indeß wußten die Eingeweihten, die 
feine Wahl in Szene gefetst hatten, recht gut, . daß Erzherzog Johann 
die Einigkeit Deutſchlands im reaktionären Sinne, nicht aber unter diefem 
Ausdrude die demokratiſche Einheit verftand. Deßhalb war feine Wahl 
den deutfchen Fürften genehm und beßhalb afzeptirten fie dieſelbe als 
ein Unterpfand der monarchiſchen Eintradht. In feinem Briefwechſel 
mit Johannes von Müller (herausgegeben von Maurer-Konſtant, Schaff- 
haufen 1840) hatte er ſich ſehr deutlich über diefe Einigkeit ausgefprochen, 
wenn er gejchrieben hatte: 

„Eine fefte Bereinigung zwifchen Preußen und Oefterreih, Rußland 
al8 Garant der Aufrichtigkeit diefer Bereinigung, ift Ienes, was ich für das 
Zwedmäßigfte anfehe. Sollte noch der alte Neid beftchen, dann wehe 
und Allen: dann ift eine Kriſis nahe, an der Oeſterreichs Koloß fich 
verbluten, und fein Sturz Preußens Grundveften fo erfchüttern wird, 
daß diefer Staat bald folgen muß.“ 

Es ift bei der Wahl des öfterreihifchen Erzherzoges nicht außer 
Acht zu Laffen, daß Defterreich, welches aus feiner Dynaftie den Reichs⸗ 
verwefer lieferte, in der Bundesverfammlung den Borfig führte. Wenn 
auch einige Regierungen Hinfichtlich der Wahl Johann's wegen der Kon- 
jequenzen, die fi daraus herleiten Liegen, ihre Verwahrung einlegten, 
fo hatte doch das Parlament nur als ihre Puppe gehandelt und eine 
Einrichtung gefchaffen, die unter den obmwaltenden Umftänden für den 
Schuß der meiften Staaten unvermeidlicd; geworden war. Die Monardie 
brauchte eine Art Diktatur gegen die Demokratie, 

Das Reichsverweſergeſetz gab dem zu erwählenden Vikar die oberfte 
Polizeigewalt Deutfchlands, Tchloß ihn aber von der Mitwirkung an der 
Berfaffung aus und übertrug ihm nicht einmal die Vollziehung der von 
der Berjammlung gefaßten Beichlüffe oder zu Stande gebrachten Ge- 
fege. Dagegen erklärte es ihn, während es ihn mit einem verantiwort- 
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Iihen Minifterium umgab, für unverleglich, das heißt, es übertrug die 
Souveränetät, die e8. dem Parlamente und dem Volke entzog, auf den 
Reichsverweſer. Derjelbe war beftimmt, gegen die fortdauernden Revo— 
Intions=-Berfuche in den Heinen Staaten die Ruhe und Ordnung aufs 
recht zu erhalten und fofort, nachdem vom Parlamente die Berfaffungs- 
arbeit beendet war, von feinem Poften abzutreten. ‚Die Errichtung des 
Verfaſſungswerks,“ hieß e8 im 8. 3 des betreffenden Geſetzes, „bleibt von 
der Wirkſamkeit der Zentral-Gewalt ausgenommen.“ Somit beraubte 
fich die National-Berfammlung felbft des Armes, den fie zur Einführung 
ihrer Berfaffung nöthig Haben konnte. Der Reichsverweſer follte zwar 
über die gefammte bewaffnete Macht Deutfchlands verfügen und bie 
Oberbefehlshaber derfelben ernennen; allein da man fein Parlaments- 
Heer ſchuf, mußte er in diefer Hinficht auf den guten Willen der Einzel- 
ftaaten angewiefen bleiben. Ueber Krieg und Frieden follte die Zentral-Gewalt 
im Einverftändniß mit der National-Berfammlung befchließen, eine Halb- 
beit, die fi beim Malmder Waffenftillftande rächte. Die Reichs-Mi— 
nifter hatten das Recht und die Pflicht, in der National-Berfammlung 
fi hören zu Laffen und Auskunft zu geben; — gleihwie der Reichs— 
verwefer fein Abgeordneter der National» VBerfammlung fein durfte, 
brauchten die Minifter keine Parlaments-Mitglieder zu fein. Mit an- 
dern Worten follte der Reichsverweſer über dem Parlament erhaben da- 
jtehen imd in feiner Hinfiht an einen deutfchen Präfidenten oder Voll: 
ziehungs-Ausfchuß erinnern, während die Minifter nicht im Sinne der 
Mehrheit zu handeln brauchten. Mit dem Eintritt der proviforifchen 
Zentral-Gewalt follte der Bundestag, den die Zentral-Gewalt erfette, 
abtreten. Dagegen fchuf der vierzgehnte Paragraph einen neuen Bundes- 
tag unter veränderter Form, indem er beftimmte, daß die Zentral-Ge- 
walt in Bezug auf Vollziehungsmaßregeln ſich, fo weit thunlich, mit den 
Bevollmächtigten der Nandesregierungen ind Einvernehmen zu feßen 
hätte War alfo der NeichSverwefer in Betreff der Gefege und Be— 
ichlüffe der National-Verſammlung eine fouveräne Null, die feine Willens 
änßerung des Parlaments auszuführen brauchte, jo war er doch laut 
der letztgenannten Beftimmung der vollziehende Arm der flaatlihen Re—⸗ 
aftion, der Präfident des neu aufgewärmten Bundestags: wobei zu be- 
merken ift, daß die von den Regierungen nad) Frankfurt als Bevoll⸗ 
mächtigte gefandten Vertreter ganz nad) der Weife ded alten YBunbes- 
tags fich beriethen und einen Verſchwörungsherd gegen die Demofratie 
bildeten. 
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Der Bundestag beſchloß in feiner 67. Sigung vom 29. Juni 1848, 

an den Öfterreichifchen Erzherzog nachftehendes Schreiben zu fenden: 
„Durchlauchtigſter Erzherzog ! 

In würdigem feierlichen Akte wurden Euere Kaiferliche Hoheit fo 
eben von der deutfchen National-Berfammlung zum Reichsverweſer uns 
fere8 Vaterlands erwählt. Die Bundesverfammlung theilt die Ber- 
ehrung mit der ganzen deutſchen Nation für Eure Kaiferliche. Hoheit, 
und die erhebenden patriotifchen Gefühle, die ſich an diejes große Ereig- 
niß knüpfen; fie theilt das fefte Vertrauen, daß diefe Wahl heilver- 
fündend und die befte Bürgfchaft für die Einheit und Kraft, für die 
Ehre und Freiheit des Gefammtvaterlandes fein werde. Sie beeilt ſich, 
Eurer Kaiſerlichen Hoheit diefe Ueberzeugung und diefe Öefinnungen glüd- 
wünfchend auszudrüden. — Gauz befonders aber gereicht e8 
ben in der Bundesverfammlung vereinigten Bevollmäd- 
tigten der deutfhen Regierungen zur höchſten Genug- 
thuung, Eurer Kaiferlihen Hoheit die Berfiherung aus— 
drüden zu Dürfen, daß fie ſchon vor dem Schluffe der Be- 
rathbungen über die Bildung einer proviforifhen Zen- 
tral-Gewalt von ihren Regierungen ermächtigt waren, 
für die Wahl Eurer Kaiferlihen Hoheit zu fo hohem 
Berufe fih zu erklären“ u. f. w. 

Den 11. Yuli fam der Erzherzog in Franffurt an. Nachdem er 
den folgenden Tag im Schoofe der National-Berfammlung erflärt hatte, 
daß er hiermit das Amt eines Reichsverweſers antrete und das Reichs— 
vermwejergefeg halten und halten lafien werde zum Ruhm und zur Wohl- 
fahrt des Baterlands, verfprad) er fi) dem neuen Amte ungetheilt wid- 
men und deßhalb feinen Kaifer erſuchen zu wollen, ihn nad) der bereits 
zugefagten Eröffnung des öfterreichifchen Reichsſtages von der weiteren 
Stellvertretung in Wien zu entbinden. Am Nachmittage des nämlichen 
Tages jedod) begab fi Johann in den Bundespalaft der Ejchenheimer- 
gaffe, wo er aus den Händen der Bundesverfammlung, die fi in ihrer 
bisherigen Geftalt auflöfte, die Vollmacht derfelben empfing. 

Die deutfchen Regierungen wahrten die Rechts-Kontinuität. Sie 
übertrugen an den Reichsverweſer in feierlicher Plenar-Sigung, weldje 
nach dem Bundesrechte zur Herftellung des neuen Organismus, wenn 
er für die Regierungen gültig fein follte, nöthig war, die Ausübung der 
Befugniffe und Pflichten des Bundestags. Unvermerft hatten die 
einzelnen Staaten ihre Geſandten abgefhidt, jo daß fie zur Aufnahme 
eines feierlichen Plenar-Protofoll8 vollftiimmig vertreten waren. Damit 
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aber jeder Verdacht von der rechten Yährte abgelenkt würde, ftellte der 
braunfchweigifche Geſandte, ohne daß begreiflicherweife darüber ein Be⸗ 
ſchluß gefaßt worden wäre, ſchon am 16. Mai den Antrag: „1. In 
Bundesangelegenheiten, welche fich überhaupt als nicht bloß diplomatifche, 
adminiftrative oder erefufive zur öffentlichen Verhandlung eignen, nament- 
fih alfo auch die Berfaffungsangelegenheit, werden im Plenum öffentlich) 
berathen; 2. die Beftimmung der Wiener Schlufafte und der Bundes- 
afte, nad) welcher Unanimität zu allen BVerfafjungsveränderungen erfor: 
derlich ıft, wird aufgehoben, und es entjcheidet eine Majorität von zwei 
Dritteln; 3. die Beftimmung, daß Gegenftände, über welche im Plenum 
zu befchließen ift, zuvor im engern Rathe vorbereitet werden, wird auf- 
gehoben; 4. jeder Staat beſchickt das Plenum mit fo viel Perfonen, als 
ihm Stimmen zuftehen; 5. Das Plenum entwirft fich felbft eine möglichft 
einfache Gefchäftsordnung.“ 

Auf diefe Weife wurde das Publikum, das nun glaubte, die Bun- 
desverfammlung wolle die Deffentlichkeit ihrer Sitzungen inauguriren, 
über die Bildung eines Plenums irre geführt. Die eigentliche Bedeutung 
des lettern beftand indeß in der Nichtanerkennung der Tarlaments-Sou- 
veränetät,' vermittelft weldyer der Reichsverweſer eingefetst wurde; im der 
Wahrung der Nechts-Kontinuität und im Verharren beim Bundesredit; 
endlich in dem indireften Gelöbniß einer jeden Regierung, auf den: Wege 
der Reaktion zu dem vormärzlichen verfaffungsmäßigen Zuftande Deutjch- 
lands zurüdfehren zu wollen. Indem Erzherzog Johann durch ein Bun- 
destags- Plenum eingefetst wurde, wurde nicht nur ausgefprochen, daß die 
Einfegung desfelben duch das Parlament feine Gültigkeit habe, fondern 
aud), daß fich zu ihm die Fürſten nicht anders ftellten, als zu dem feit- 
herigen, von ihnen bejchidten Bundestage. Sie wurden feine Bollmadıt- 
geber, er ihr Untergeordneter und das Zentral-Organ ihres Gefammt- 
willen®. 

ALS der Neichsverwefer im Bundespalafte erfchien, um die ſämmt⸗ 
fihen Befugniffe und Verpflichtungen der Bundesverfammlung für fein 
hohes Amt zu übernehmen, redete ihn Schmerling, der Vorfigende des 
Bundestags, fo an: 

„Euere Kaiferliche Hoheit treten an die Spite der proviforifchen Zen⸗ 
tral-Gewalt, jener Gewalt, gefchaffen nad) dem Wunfche des deutfchen 
Bolfes, um für die allgemeine Sicherheit und Wohlfahrt des deutfchen 
Bundesſtaats zu forgen, feine bewaffnete Macht zu leiten und feine völ⸗ 
fertechtliche Bertretung auszuüben. Nad der Berfaffung Deutjchlands 
war die Bundesverfanmlung berufen und verpflichtet,” die Sicherheit 
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und Unabhängigkeit unferes Baterlandes zu wahren, den Bund in feiner 
Geſammtheit vorzuftellen und das beftändige Organ feines Willens und 
Handelns zu fein. Sie war berechtigt, für die Aufrechterhaltung fried- 
licher und freundfchaftliher VBerhältniffe mit den auswärtigen Staaten 
Sorge zu tragen, Geſandte von fremden Mächten anzunehmen und im 
Namen des Bundes ſolche an diefelben abzuordnen, Unterhandlungen für 
den Bund zu führen und Verträge für denfelben abzufchließen. Der Bun⸗ 
desverfammlung war es übertragen, die auf das Meilitärwefen des Bun⸗ 
des Bezug habenden militärifchen Einrichtungen und die zur Sicher- 
ftellung feines Gebietes erforderlichen Bertheidigungsanftalten zu bes 
Ichließen und zu überwachen, über Krieg und Frieden zu eutfcheiden. — 
Die Bundesverfammlung überträgt Namens der deut- 
Then Regierungen bie Ausübung diefer ihrer verfafjungss 
mäßigen Befugniffe und Berpflihtungen an die provi— 
forifhe Zentral-©ewalt, fie legt fie insbefondere mit dem Ver— 
trauen in die Hände Eurer faiferlichen Hoheit als des deutfchen Reichs— 
verwefers, daß für die Einheit, die Macht und die Freiheit Deutfchlands 
Großes und Erfolgreiches erzielt werde, Ordnung und Geſetzlich— 
feit bei allen deutfhen Stämmen wiederfehren, und das 
beutfche Volk der Segnungen des Friedens und der Eintracht dauernd 
ſich erfreuen werde.” 

Alſo wurden forgfältig die einzelnen Befugniffe und Berpflichtun- 
gen, die auf den Reichsverweſer übergingen, aufgezählt. Die Fortdauer 
des alten Bundesrechts ſchloß von ſelbſt die verſuchte Einführung eines 
neuen Rechtszuſtandes aus. Johann erwiderte auf die Anſprache Schmer- 
lings folgendermaßen : 

„sch übernehme nun die von der Bundesverfammlung Namens der 
deutfchen Regierungen an die proviforifche Zentral-Sewalt übertragene 
Ausübung ihrer bisherigen verfaffungsmäßigen Be- 
fugniffe und Verpflichtungen.“ (S. Tlenar- Protofol vom 
12. Juli 1848.) 

Ehe der Bundestag abdankte, forgte er noch für die Heeresver— 
mehrung, um der proviforifchen Zentral⸗Gewalt nicht nur eine gefüllte 
Kaffe, jondern auch eine beträchtliche Truppenmacht zu überliefern. Die 
Nüftungen gegen die inner- und außerhalb Deutfchlands befindliche 
Demofratie waren ohnehin unausgefett weiter betrieben worden. Eines- 
theil8 fchrieb nänılichh der königlich preußifche Bevollmächtigte bei der 
Militär⸗Kommiſſion, General-Major von Peuder, eine Schrift, betitelt: 
‚Beiträge zur Beleuchtung einiger Orundlagen für die künftige Wehr: 
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verfaffung Deutfchlands”, und anderntheil® hielt am 5. Juli Oberft 
Mosle von Oldenburg, der Bundestagsgefandte für die 15. Stimme, 
einen längern Bortrag in der Bundesverfammlung zu dem Zwede, daß 
in den gegenwärtigen überaus dringlichen und gefährlichen Zeitumftän- 
den in allen Bunbesftaaten, deren bewaffnete Macht nicht ohnehin ſchon 
ein gleiches Maß erreichte, folche perjonelle und materielle Vorbereitun- 
gen getroffen werden jollten, welche es ermöglichten, die beftehenden, auf 
ein Prozent der Bevölferung berechneten militärifchen Yormationen in⸗ 
nerhalb einer Friſt von längftens ſechs Wochen um einen gleicdyen Be⸗ 
ftand zu vermehren, alſo auf das Doppelte zu bringen. Der Vortrag 
Mosle's wurde nicht nur dem Militär-Ausfchuffe überwiefen, fondern im 
Drud allen Regierungen, fowie den fänmtlichen Mitgliedern der Na- 
tional-Berfammlung zugeftelt. Der Wehr-Ausjchuß der National-Ber- 
fammlung nahm darauf die Sache in die Hand und bewirkte, daß das 
Parlament feinen bekannten Beſchluß über Heeresvermehrung faßte, wos 
mit der Reaktion unendlich viel gedient war. In der Folge bewilligte 
die National-Berfammlung (unterm 27. Noveniber 1848) dem Reichs⸗ 
Minifterium auch einen Kredit von 1,750,000 Gulden, damit die gegen 
die Demokratie verwandten Reichstruppen, — weil die Tänder, worin fie 
bauften, ſchon zu ſehr erfchöpft worden waren, — der nöthigen Ber- 
pflegung nicht entbehrten. 
Das vom unverantwortlichen Reichsverweſer eingefeßte, angeblich 
verantwortliche Minifterium beftand aus den Perfonen: 
Fürft von Leiningen, Minifter-Präfident, bald durch Schmerling erſetzt; 
Freiherr von Schmerling, Minifter des Innern; 
Heckſcher, Minifter des Aeußeren; 
R. von Mohl, Miniſter der Juſtiz; 
v. Peucker, Kriegsminiſter; 
v. Beckerath, Finanzminiſter; 
v. Duckwitz, Miniſter des Handels; 
Baſſermann und J. v. Würth, Unterſtaats⸗Sekretäre im Miniſterium 
des Innern; 
Mar von Gagern, und M. L. von Biegeleben, Unterſtaats⸗Sekre⸗ 
täre im Meinifterium des Aeußern; 
Widemann, Unterftants-Sefretär im Yuftizminifterium , 
Matthy, Unterftaats-Sefretär im Finanzminifterium ; 
I Ballati und Meviffen, Unterftaats-Sekretäre im Minifterium für 
den Handel. 
Ein befonderer Polizeiminifter fehien nicht nöthig, in Anbetracht, daß 
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der Minifter des Innern die höhere Polizei in Heinftaatlichen Reiche aus- 
übte. Die Handhabung diefer PRolizeigewalt war die eigentliche Aufgabe 
des Neichöverweferd. Sein Wirkungskreis erſtreckte fich vornehmlich über 
Baiern, Würtemberg, Baden, die beiden Heflen, Naffau, Heflen-Homburg, 
die beiden Lippe, die beiden Hohenzollern, Sachſen und die thüringifchen 
Länder. Das im Neubau begriffene Reich befchränfte fi) alfo im 
Grunde auf die foeben aufgezählten Länder, zumal, da die übrigen 
deutfchen Staaten, wenn fie auch nicht immer den Wünfchen der großen- 
theil8 reaktionären National-Verfammlung Trotz boten, außerhalb der 
Tragweite der Zentral- Gewalt lagen. In biefem engen Gebiete der 
reichsverweſten Macht⸗Sphäre beforgte hauptfächlih Herr von Schmer- 
ling den Schuß ber reaftionären Intereſſen. Ja felbft Baiern, obfchon 
e8 dem Erzherzoge feine Truppen zur Verfügung gegen die Nachflänge 
der Märzbewegung ftellte, mußte in Bezug auf feine alten Provinzen 
al8 ein Staat angefehen werden, der von dent gelinden Hauche der Par- 
lamentsluft faft gar nicht berührt wurde. Braunſchweig, Oldenburg, 
Hannover, die beiden Medlenburg, Preußen und Defterreich fühlten ſich 
vor den Eingriffen der Frankfurter Geſetzgeber Schon ihrer geographifchen 
Lage wegen ficher, und die dortigen Herrfcher brauchten nicht bange zu 
fein, daß die zehn Millionen Eleinftaatlicden Einwohner, auf welche das 
Barlament Einfluß ausüben konnte, bei einen etwaigen Sturze des Neiche- 
verwefers, ihnen Gewalt anzuthun vermöchten. Indeß zum Temporiſiren 
genöthigt, verwarfen auch die günftig fituirten Regierungen das Parla- 
ment nicht unbedingt, weil fie die Gelegenheit zum unvermeiblichen Kon⸗ 
flifte exft heranreifen laſſen wollten. 

ALS die Stunde endlich gekommen war, gab Preußen bei der natio- 
nalen Reaktion den Ausſchlag. Während Defterreich mit feinen aufer- 
deutjchen Ländern vollauf zu thun hatte, die fich getrennt fühlenden Va-- 
ttonalitäten im Kaiferftaate hinter einander brachte und das Frankfurter 
Einigungswert mehr durch fouveräne Nichtbeachtung, als durch feind- 
liches Eingreifen gefährdete: glaubte Preußens Regierung die Aufgabe 
erfüllen zu müſſen, thatjächlic die nationale Bewegung niederzumwerfen, 
die Patrioten erft Hinter Licht zu führen und dann fich offen als den 
Hort der Reaktion zu bewähren. Darum hatte der preußifche König, als 
Gagern bei ihm während der Märzftürme deßhalb in Berlin angefragt 
hatte, die Zufage gegeben, daß er „für die Tage der Gefahr” die 
oberfte Leitung Deutfchlgnds übernehmen wolle; darıım hatte er auch bei 
feinem Umritte durch die Straßen Berlins verkündet, er ftelle ſich an bie 
Spige Deutfchlands, um die niedergetretene Ordnung wiederherzuftellen, 
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und darum hatte er ein Heer unter Wrangel nach Schleswig-Holftein 
geſchickt. Wahrfcheinlic) hatte Gagern im Einverftändniffe mit ihm oder 
auf feine Eingebung auc, jenen „Fühnen Griff“ gethan, durch welchen 
der Erzherzog Johann von Defterreich zum Reichsverweſer erforen wor- 
den war. Denn die Empfindlichkeit des öfterreichifchen Kaiferhaufes 
mußte vor allen Dingen gefchont werden und die preußifche Regierung 
mußte eine Bürgfchaft geben, daß fie das Niederwerfen der bemofratijchen 
Revolution nicht dazu benugen wollte, ſich zum Nachteile Defterreichs 
zu vergrößern. Bon der völligen Eintracht der beiden deutfchen Groß⸗ 
mächte hing das Gelingen der beabfichtigten Reaktion vorzüglich) ab. Um 
das Einverftändniß aber vollkommen zu machen, jollte eine Zufammen: 
funft des preußifchen Königs mit dem Neichöverwejer anberaumt wer- 
den, auf welcher fid) die großftaatliche Reaktion über ihr Vorgehen gegen 
die Heinftaatliche kurzathmige Unruhe gänzlich zu einigen vermöchte Die 
Gelegenheit zu einem folchen reaftionären Rendezvous follte der Kölner 
Dombau an die Hand geben. Zwar fiel, wie Berthold in feiner „Ge: 
fchichte der deutfchen Städte” überzeugend nachgewiejen hat, die Grün- 
dung des Doms nicht in das Jahr 1248, fondern erft nad) dem Jahre 
1270; aber nichtsdeftoweniger wurde vom preußifchen Könige der 
14. Auguft 1848 als fehshundertjähriges Tombau- Jubiläum angejegt. 
Er konnte dabei ficher fein, daß die Profefforen der Paulskirche den 
biftorifchen Irrtfum, wenn felbiger von ihm ausging, nicht aufdeden 
würden. Zu diefem Yubiläum reifte der Erzherzog Johann in Beglei- 
tung Heinrich von Gagern, nebft dem Gejchichts-Profeflor Biedermann, 
dem Sekretär der deutjchen Nationalverfammlung, und 233 anderen Par- 
lamentsmitgliedern. Obfchon der König das Parlament bei fich zu Gaft 
geladen hatte, verlegte er dennoch die Saftfreundfchaft, indem er demon- 
firivend an Gagern in Köln die Worte richtete: 

„Bergeffen Sie nit, daß es noch Fürften in Deutichland gibt, 
und daß ich zu ihnen gehöre.“ 

Nahdem am 14. Auguft große Revue des Militärs und der Bür— 
gerwehr und ähnliche Teftlichfeiten ftattgefunden hatten, feierten am 
Übende des folgenden Tages ber König und der Keich$verwefer bei einem 
Eß⸗ und Zrinkgelage auf dem Gürzenich das Herzliche Einverftändniß 
der Reaktion. Friedrich Wilhelm IV. bradte hier auf den Erzherzog den 
Trinkſpruch aus: 

„Dieſen Zoaft bringe ich einem bdeutfchen Manne, der mein Freund 
ft, dem Manne, dem Sie vertrauen und dem id; au) mein Zus 
trauen fchenle; möge er uns die Einigkeit [henfen!“ 
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Johann erwiderte: 

„Das dem Fürften, der meine Gefundheit ausbradhte! Gott erhalte 
ihn noch lange, wie auch unfere Eintradt!” 

In vino veritas. Die ſämmtlichen Schattirungen der deutfchen Reaktion 
tonnten aus diefen beiden Zrinffprüchen entnehmen, daß zwifchen Preußen 
und Oeſterreich die entente hergeftellt war. Hauptſächlich war über die 
eine brennende Frage, den fchleswig-Holfteinifchen Krieg, eine Berftän- 
digung erzielt worden, bie ſchon im nächften Monate aller Welt erficht- 
(ich werben follte. Mit diefer Angelegenheit wollen wir und nun wieder 
befchäftigen. 

Am 2. Juni ftellten Dahlmann und mit ihm 9 Bertreter Schles⸗ 
wigsHolftein’8 den Antrag: die National-Berfammlung möge erklären, 
daß die fchleswig-holfteinifche Saͤche in den Bereich ihrer Wirkfamteit 
gehöre, und daß beim Friedensfchluffe das Hecht der Herzogthümer und 
die Ehre Deutfchlands gewahrt werden müſſe. Drei Tage fpäter beſchloß 
die damals noch in Funktion befindliche Bundesverfammlung, dem Ge- 
neral Wrangel die Mittheilung zu machen: es lägen ihr feine Gründe 
vor, die der Wiederbefegung der geräumten Landestheile entgegenftänden. 
Den 8. Juni verlangte Hedicher als Berichterftatter des fchleswig- 
bolfteinifchen Ausfchuffes, indem er fich mit dem erwähnten Dahlmann’- 
ſchen Antrage einverftanden erklärte, daß man die Erwartung ausjprädhe, 
e8 werde für die nöthige Verftärkung des deutfchen Heeres in Schleswig 
geforgt werden. 

Die dänifche Regierung follte, — fo wurde ben leichtgläubigen Pa- 
trioten vorgegaufelt, — bei den im April und Mai zu London gepflogenen 
Berhandlungen geltend gemacht haben, daß die Bevölkerung im Norden 
Scleswigs mit Dänemark vereinigt zu werden wünfche: worauf die preu- 
Bifche Negierung in einer Note an ihren Gefandten v. Bunfen in Lon⸗ 
don unterm 18. Mai zugeftanden haben follte, über diefen Punkt in den 
nördlihen Diftrikten Schleswigs durd eine Volksabſtimmung entjcheiden 
zu lafjen. Auch Lord Palmerfton follte fid) den 19. Mai und der beutjche 
Bundestag den 30. Mai damit einverftanden erklärt haben. 

Herr dv. Schmerling, der dod) als Vorfigender der Bundesverfamm- 
lung fehr genau wußte, wie unwahr er ſprach, hielt bei der Verhand⸗ 
lung der jchleswig-holfteinifchen Angelegenheit im Parlamente zum Ent- 
züden der in folchen Dingen unbewanderten Profefioren folgende Rede: 

„Nur mit gerechter Entrüftung habe id) vernonmen, in welch' be- 
dauernöwerther, ftrafbarer Weife von der früheren Bundesverfamm- 
lung eine Angelegenheit behandelt wurde, die die gerechten Wünfche von 
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Deutfchland auf fic gezogen hat. Ich, meine Herren, fage mid) los von 
einer ähnlichen Handlungsweife. Ich Tann es Laut betheuern, daß ich 
längft einen Pla verlaffen hätte, auf dem mich, wie ich hoffe, das Ver- 
trauen meines Volkes und das Vertrauen meiner Regierung hinftellte, 
wenn ich je vorausſetzen dürfte, daß eine ähnliche Zumuthung mir werde 
gemacht werben, wie die damald an die Bundesverfammlung ergangene. 
Wir wollen hoffen, und ich bin es innigft überzeugt, daß die Zeit einer 
zweideutigen Diplomatie für immer verfchwunden ift. Bon nun an fenne 
ih nur eine Pflicht der Negierungen, die Pflicht, die wohlverftandenen 
Intereſſen der Völker mit aller Kraft zu vertheidigen.” — — Scmer- 
ling war ein Meifter in der Kunft, die Leute durch) Wortgeflingel zu 
täufchen ! 

Der Gefchichts-Profeffor Friedrich von Raumer, welcher der Re- 
aktion gute Dienfte leiftete, theilte enhlih im Parlamente mit, daß Pal⸗ 
merfton in folgende, von Preußen aufgeftellte Punkte eingewilligt habe: 

1. Der König von Dänemark zieht die Einverleibung zurüd und 
erkennt da8 Recht der Unzertrennlichkeit der Herzogthümer an. 

2. Ueber die Trennung der Finanzen, des Heeres, der Flotte und 
Schulden wird eine gütliche Berftändigung ftattfinden. 

3. Die beiden Herzogthümer werden in den deutſchen Bund auf- 
genommen, wobei fich das nördliche Schleswig frei ausfprechen darf. 
Hieraus folgerte Herr von Raumer, daß Preußen für Deutfchland das 
Möglichfte gethan habe. Da es, feste er Hinzu, mit einem gleichzeitigen 
Angriff von Often und Weften bedroht fei, wenn der Krieg nicht bei- 
gelegt werde, jo dürfe man Preußen angefichts des zwifchen Dänemark, 
Schweden und Rußland im Entftehen begriffenen Bünbniffes feinen 
Selbftmord zumuthen. Raumer hatte die Aufgabe, das Parlament auf 
die Schönen Bedingungen des Waffenftillftandes vorzubereiten. 

Daß den einzelnen Negierungen der gute Wille fehle, den Krieg 
gegen Dänemark eifrig zu betreiben, war eine einleichtende Thatſache, 
Har für Jedermann, der feiner fünf Sinne mächtig war. Nichtödeftoweniger 
entging fie dem Scharfblicke vieler Profefforen der Paulskirche. Selbige 
gewahrten wohl die Rauheit, mit welcher der Krieg geführt wurde, aber 
fie meinten fie aus den äußern ungünftigen Berhältniffen erflären zu 
müffen. Darum blieben die Verſuche einzelner Parlaments-Mitglieber, 
ihren Kollegen die Augen zu öffnen, ohne Wirkung Es nüste alſo 
Nichts, wenn Stavenhagen am 17. Juni darauf verwies, wie der 
Bundestag fehon in einer Sigung vom 8. Mai den Grundfag aufge- 
ftellt, daß die dentfchen Negierungen zwar berechtigt, aber nicht ver- 
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pflichtet wären, die dänifchen Güter und Schiffe mit Beichlag zu be- 
legen, daß die hannöver’fche Regierung in Berlin mitgetheilt, fie wollte 
die angeordnete Beſchlagnahme dänischen Eigenthums aufheben, daß die 
proviforifche Negierung in Schleswig-Holftein eine folhe Aufhebung 
ſchon am 17. Mai verfügt und daß andere Regierungen ein Gleiches 
gethan hätten; woher es denn käme, daß bänifche Fahrzeuge ungeftört 
in beutfchen Häfen verkehrten, während deutjche Schiffe und deutfches 
Eigenthum von Dänemark feindfelig behandelt würden. — Ebeufo ver: 
geblich ftellte Herr v. Reden den Antrag, jede auf den Kriegszuftaud 
bezügliche Unterhandlung zwifchen einzelnen deutfchen Staaten und Däne- 
mark für eine Verlegung beutfcher Ehre und für einen Berrath am 
Baterlande zu erflären. — Als Frande darauf aufmerffam madıte, daß 
ein dänifcher Geſandter am öfterreihiichen Hofe verweile, antwortete ihm 
Sommaruga, der dänifche Krieg gehe den König von Ungarn Nichts an. 

Nachdem diefe und ähnliche Diskuffionen durd) die Einfegung der 
proviforifchen Zentral= Gewalt unterbrochen worden waren, verlautete 
plöglih das die deutſchen Patrioten nicht wenig aufregende Gerücht, 
daß von der englifchen umd jchwedifchen Regierung den 15. Juli ein 
Waffenftilftand zuwege gebracht worden fei. 

Der 15. Yuli war gerade der Tag, an welchem das Parlanıent 
auf des Herrn von Nadowig Antrag bejchloffen hatte, die Zentral- 
Gewalt zu einer Vermehrung des Heered auf zwei Prozent der jegigen 
Bevölferung zu ermädjtigen. 

Indeß jollte das deutfche Voll ganz allmählich auf den Waffen- 
ftilftand vorbereitet werden. Denn bald ftellte es ſich heraus, daß vor- 
derhand nur eine Waffenruhe eingetreten fei, weil die däniſche Regierung 
fi) geweigert habe, die deutſche Zentral-Gewalt anzuerkennen. Die 
National-Berfammlung wurde nun duch die am 21. Juli eingetretene 
Wiedereröffnung der Feindjeligkeiten beruhigt, und die Reichs⸗-Miniſter 
boten Alles auf, die Purlaments-Mitglieder in Sicherheit zu wiegen. So 
verfündete Schmerling zu ihrer großen ©enugthuung: wenn es nun 
einmal nicht anders gefchehen könnte, als daß der Krieg wit deutfchen 
NeichStruppen geführt werde, läge e8 ja wohl auf der Hand, daß die 
einzelnen Staaten aus der Reichskaſſe entichädigt werden müßten. Defter- 
reichs Nichttheilnahme am Kriege erklärte er theils aus der inneren Be⸗ 
drängniß des Kaiferftants, theild aus deſſen Weltjtellung. Dagegen ver- 
fündete der Kriegs-Miniſter Peuder zu der Brofefforen lebhafter Freude: 
binnen Kurzem würden aud) Bundestruppen aus Defterreih, wie das 
fiebente, achte und neunte Bundes-Korps, auf den Kriegsfchauplag 
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rüden. Hierdurch in dem Glauben beftärkt, daß die proviforifche Zentral- 
Gewalt energifc den Krieg zu führen gedenke, verfahen ſich die Par- 
lament3-Profefjoren nicht im ©eringften der argen Enttäufchung, bie 
ihrer binnen wenigen Wochen wartete. Sie ließen fid) daher auch nicht 
am 11. Auguft durch Naumwerd in Unruhe verjegen, al8 ihnen derfelbe 
vorhielt, daß der preußifche Minifter des Answärtigen, Herr dv. Arnim, 
in der Berliner Bereinbarungs-Verfammlung eingeftanden, Hannover 
habe mit Dänemark ein freundliches Ablommen getroffen, und als fie 
der nämliche Abgeordnete an die dem öfterreihifchen Gefandten, Frei⸗ 
herrn von Vrinks, unterm 18. Mai zugeftellte däniſche Note erinnerte, 
worin der öfterreichifchen Regierung von Dänemark verfichert worden 
war, Dänemark werde, weil es auf die Wahrung der freundfchaft- 
fichen Beziehungen zu Defterreihh hohen Werth lege, die öfterreichifche 
Flagge ſtets als eine neutrale behandeln. 

Auch von Seiten demokratifcher Vereine wurde das Parlament vor 
dem in der fchleswig-holfteinifchen Angelegenheit getriebenen faljchen 
Spiele gewarnt. So langte aus Baiern unterm 15. Juli eine Adreſſe 
bes „Vereines für Volksrechte“ an, worin der deutfchen National-Ber- 
fammlung zugerufen wurde: 

„Der ſich allenthalben beftätigende Waffenftillftand, abgefchlofien im 
Norden, gleicht einem Berrath an Euerer Souveränetät, an der new ge- 
ſchaffenen Zentral-Gewalt, und erreicht durch den Inhalt feiner Bes 
ftimmungen ein ſolches Uebermaß von Schmach gegen die Ehre der 
deutjchen Nation, daß längeres Schweigen Treubruh am Baterland 
wäre.” 

Während jedoch der Abſchluß des Waffenftiliftandes längft in Aller 
Munde war, ging nichtsdeftoweniger die Reaktion, gleich als ob ihr die 
Bemäntelung desjelben vor der Deffentlichfeit fchwer fiele, ſehr behutfam 
zu Werke. Sie fuchte nad) einer fchidlichen Form, durch welche einiger- 
maßen die Zentral-Gewalt gededt werden könnte. Zu diefem Behufe 
erichien der preußifche General Below in Frankfurt am Main, um fid) 
eine Vollmacht zur Abfchliegung des Vertrags geben zu lafjen, indem er 
geltend machte, daß es der preußifchen Regierung wegen der von Often 
drohenden Gefahr fchlechterdings unmöglich fei, den Krieg fortzufegen.*) 
Das Reichs⸗Miniſterium, welches recht gut wußte, daß diefes Manöver 
einzig den Zwed hatte, den Verrath zu verbrämen und eine Art Zwid- 


*) Mit Recht fragte Vogt: warum, wenn von Oſten Gefahr drohe, bie 
preußifhen Truppen im Weften aufgehäuft feien ? 
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mühle herzuſtellen, ertheilte am 6. Auguſt die geforderte Vollmacht, an⸗ 
geblich unter der Bedingung, daß dem Abſchluß des Waffenſtillſtandes 
nicht der Malmöer, fondern der am 19. Juli auf dem Luftfchloffe Bellevue 
abgefaßte Entwurf zu Grunde gelegt werben follte. 


Zufolge dem Entwurfe von Bellevue follten fänmtliche fchlesmwig- 
holfteinifche Truppen in Holftein und 3000 Daun deutſche Truppen 
in Schleswig ftehen bleiben, dahingegen eine gleiche Anzahl bänifche 
Truppen auf Alfen gelegt werden. Eine neue Regierung follte cinge- 
fett werden aus Perſonen, die ihren „Beſtand und ihre gedeihliche Wirk- 
ſamkeit“ verbürgten. Die jämmtlichen Zruppen in den beiden Gerzog- 
thümern Hatten unter preußiſchem Oberbefchl zu bleiben, und alle bis 
zum Abſchluß des Waffenftillftandes erjchienenen Gefege follten volle 
Gültigkeit behalten. 


Dagegen beftimmte der Entwurf von Malmoe, daß, nachdem bie 
beiden friegführenden Theile die Herzogthümer geräumt, der deutfche 
Bund nur 2000 Mann in Scyleswig-Holftein, Dänemark aber, welches 
angeblich feine Kriegsvorrätde und Hofpitäler überwachen mußte, eben 
fo viele Truppen auf Alſen unterhalten dürfe. Die einheimifchen Truppen 
der Herzogthümer wurden getrennt. Die einheimischen Truppen Schles- 
wigs follten in einzelnen Abtheilungen in Schleswig aufgeftelt und von 
der neuen Regierung zur Aufrcchterhaltung der öffentlichen Ruhe verwandt 
werden, wobei es diefer Regierung auch geftattet fein follte, in beliebiger 
Anzahl die Offiziere und Soldaten in ihre Heimath zu entlaflen. Die 
einheimischen Truppen Holſtein's follten in ihrer gegenwärtigen Zahl 
nicht vermindert werden, wenn fich darüber nicht der Oberbefehlshaber 
bes deutſchen Bundesheers mit der neuen Regierung, der fie zur Ber- 
fügung ftanden, einigen werde. Die neue Regierung follte aus fünf 
Perſonen beftehen, wovon Dänemark zwei und Preußen in Namen des 
deutfchen Bundes‘ zwei Perjonen erwählen und dann diefe vier ge- 
wählten das fünfte Negierungsmitglied ernennen follten. Würden fidh 
aber die vier von Preußen und Dänemark erwählten Regierungsmitglieder 
nicht über die Wahl des fünften einigen können, fo follte der Vorſitzende 
der Regierung (oder das fünfte Mitglied) durch das englifche Minifterium 
ernannt werden. Alle ft dem 17. März für die Herzogthümer erlaffenen 
GSefeze und Verordnungen wurden außer Kraft geſetzt, mit Ausnahme 
folcher, welche die neue Regierung für nöthig halten würde. 


Der Entwurf von Bellevue fchien gemacht worden zu fein, damit 
das Reichs⸗Miniſterium fich durch denfelben vor dem Parlamente noth- 
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dürftig den Rücken decken konnte. Einen andern Zwechk hat dieſer Ent- 
wurf wohl nicht gehabt. 

Das Reichsminiſterium fuchte ſich aber aud) noch dadurdy ficher zu 
ftellen, daß Hedjcher dem Parlamente die Mittheilung machte, der Unter- 
ftaatsjefretär Mar von Gagern ſei nad) Berlin und nad den Herzog- 
thümern gefandt worden, um den Abſchluß des Waffenftillftandes zu 
überwachen. Freilich beftand die Miffion des Unterftaats-Sefretärs Mar 
v. Gagern weniger darin, die preußifche Regierung beim Abfchluß des 
Waffenftillftandes zu überwachen, als das Parlament, das deutfche Bolt 
und namentlich die Schleswig-Holfteiner irre zu führen. 

Denn in Schleswig-Holftein verlangte das Volk fo heftig die Be— 
rufung einer fonftituirenden Berfammlung, die das Schidfal der Herzog: 
thümer feftftellen follte, daß die dortige proviforifche Regierung nicht 
umhin fonnte, für den Zufammentritt derfelben den 15. Auguft zu be- 
ftimmen. 

Dieß war Preußen und der Zentral-Gewalt äufßerft unangenehm, 
weil eine folche Berfammlung den ganzen Anjchlag der Reaktion durd)- 
kreuzte. Daher verlangten Beide, un in Muße ihren Plan ausführen 
zu können, peremtorifch von der proviforifchen Regierung die Verſchiebung 
des Zuſammentritts der Fonftituirenden Verfammlung, und Mar von 
Sagern, indem er den Schleswig-Holfteinern vorfpiegelte, der Waffen- 
ftillftand werde ihren Rechten keinen Abbruch thun, brachte e8 auch zu 
Stande, daß die fchleswig-holfteinifche Konftituante auf 4 Wochen ver- 
tagt wurde. Hierdurch war die nöthige Zeit gewonnen, um das ver- 
rätherifhe Spiel in aller Ruhe zu betreiben. 

Der Waffenftillftand wurde nun am 26. Auguft vom General Be- 
low förmlich zu Malmoe abgefchloffen auf Grund des Malmder Ent- 
wurfs. Mar von Gagern behauptete, daß er über den Bertragsinhalt 
fo lange int Unflaren gelaffen worden jet, „bi8 Preußen feine Geneh— 
migung ertheilt” gehabt habe. Der Reichs-Miniſter Heckſcher feinerfeits, 
der den Vertrag erft am 4. September dem Parlamente vorlegte, gab 
die Berficherung, daß ihm derfelbe erft am 2. September durch den Ge— 
fandten Camphauſen zugeftellt worden fei. Heckſcher verlas zugleich mit 
dem Bertrage ein Schreiben Camphaufene, worin gejagt war, es fei 
ganz unmöglich geweſen, ſich völlig an den Wortlaut der von der 
Zentral-Öewalt ausgeftellten Vollmacht zu halten, und in ihrem Namen 
hätte der Vertrag nicht abgefchloffen werden können, weil das Ausland 
nur den deutfchen Bund fenne. Der Vertrag war von preußifcher Seite 
alfo im Namen des deutſchen Bundes auf fieben Monate abgefchlofien; 
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er erfannte folglich die deutfche Zentral-Gewalt nicht an, fondern fußte 
auf dem vormärzlichen Rechtszuſtande Deutſchlands. Nach dem Friedens- 
abjchluß aber zogen in aller Eile die Truppen von zehn deutfchen Staaten 
aus den Elbherzogthümern ab, damit ein etwa die Siftirung des Ber- 
trage8 verfügender Parlaments-Beſchluß unwirffam werde.*) Ueberhaupt 
hatten in der legten Zeit die Dänen das deutfche Heer ungerochen neden 
und gar manchem braven Soldaten desfelben keck das Leben rauben 
dürfen. Wrangel’8 Arm war gelähmt gewejen durch die Inſtruktionen 
feiner Regierung. | 

Noch vor Kurzem hatte der Reichskriegs-Miniſter v. Peuder bei 
der Fortfegung des Kriegs gegen Dänemark in einer Proflamation die 
pomphaften Worte gebraudjt: „nun folle man fehen, daß Deutfchland 
fich) nicht ungeftraft durd) einen Haufen übermüthiger Dänen verhöhnen 
laſſe!“ — Jetzt dagegen vertheidigte das Neiche-Minifterium vor dem 
Parlamente nit nur den nämlichen Vertrag, weldyer gegen die ertheilte 
Vollmacht verftieß und die Zentral-Gewalt nicht anerkannte, fondern 
Schmerling machte fogar eine Kabinets-Frage aus der unbedingten Ge- 
nehmigung des Waffenftillftandes. 

Suzwifchen war die Jchleswig-holfteinifche Fonftituirende Berfammlung 
zufammengetreten und erhob ohne Disfuffion folgende, durd) den Land— 
vogt Janſen von Sylt geftellte Anträge zu Beſchlüſſen: 


| 1. Die fonftituirende Berfammlung kann wider ihren Willen weder 
aufgelöft nod) vertagt werden; 2. jede Veränderung in der beftehenden 
Tandesregierung bedarf der Zuſtimmung der Yandesverfanmlung ; 3. alle 
fett dem 24. März 1848 erlafienen Gefege können nur mit Zuftimmung 
der Landesverſammlung verändert oder aufgehoben; 4. ncue Geſetze und 
Steuern nur mit ihrer Bewilligung aufgelegt werden; 5. alle beftehenden 
Steuern und Abgaben, fomwie andere Staatseinfünfte, werden bis zum 
31. Tezember 1848 von der durd) die Landesverſammlung anerkannten 
Tandesregierung forterhoben. 


— — — 


*) Das naſſauiſche Militär traf erſt am 26. September in Wiesbaden ein. 
Da e8 alsbald nad) Baden, wo Struve um dieſe Beit einen republifanifchen 
Aufftand verſuchte, abmarjchiren follte, erhoben einige Kompagnien Meuterei, in- 
dem fie Heder hoch leben ließen und den Weitermarſch vermweigerten, Sie wur: 
den hierauf ermahnt, fie möchten Vertrauen zu ihren Führern haben und nicht 
daran zweifeln, daß fie nur für eine gute Sade zu ftreiten haben würden. 
Beder, Nealtion. 22 
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Ein Antrag Olshauſen's, dahin Tautend: 

„Die Berfammlung möge die fofortige Abfaffung und infendung 
einer Eingabe an den Reichsverweſer, und einer andern an die National- 
Berfanmlung mit Darlegung ber Gründe, weldye die Annahme des 
Waffenftillftands unmöglich machen, und mit der Bitte um Nichtgench- 
migung desſelben befchließen,“ 
jowie der Antrag Ianfen’s: 

„Die Verſammlung möge fofort den frühern Beſchluß zunächft der 
Reichsgewalt und der National-Berfammlung anzeigen, vorbehaltlich 
gründlicherer Motivirung,” 
wurden gleichfal8 zum Befchluß erhoben. 


As am 5. September im Namen der beiden Parlaments-Ausſchüſſe, 
an welde die Waffenftillftands-Angelegenheit verwiefen worden war, der 
Profeffor Dahlmann Bericht erftattet hatte, entfpann ſich eine heftige De— 
batte, innerhalb deren die Führer der Rechten — befonders der jefuitifche 
Herr von Radowitz — aus Gründen ber Nothwendigfeit die Geneh- 
migung bes Vertrages anempfahlen. Nichtsdeftoweniger ging Dahl- 
mann's Antrag auf VBerwerfung des Waffenftilftande mit 238 gegen 
221 Stimmen durch. In Folge davon trat das Reichs-Miniſterium zu= 
rüd, und Dahlmann, damit betraut ein neues Minifteriun zu bilden, 
fühlte fid) ebenfo wenig, wie v. Hermann aus Baiern, hierzu im Stande. 
Niemand vermochte ein neues Minifterium fertig zu bringen. Auf diefe 
Weiſe ftellte fich das Parlanıent, worin angeblich die höchfte Intelligenz 
der Nation ſaß, das erbärmlichfte Armuthszeugniß and. Heinrid) von 
Gagern aber, welcher in diefer Parlaments-Noth hätte helfen können, 
hütete fich jett, nochmals einen kühnen Griffzu thun, weil er durch den- 
felben der Reaktion wehe gethan haben würde. 

Nachdem mittlerweile die auf den Vertrag bezüglichen Aftenftüde 
gedrudt worden waren, erneuerten fich die Debatten von 14: bis zum 
16. September, worauf Francke's Antrag mit 258 gegen 237 Stimmen 
angenonmen wurde, des Inhalts: „Die Bollziehung des Waffen- 
ftillftands, foweit folder nad) der gegenwärtigen Sad) 
lage nod) ausführbar, niht länger zu hindern; Die probdifos 
rifche Zentral-Gewalt aufzufordern, die geeigneten Schritte zu thun, da- 
mit auf dent Grunde der dänifcherfeits amtlich erflärten Bereitwilligkeit 
über die nothiwendigen Abänderungen des Bertrags bald eine Verſtän— 
digung eintrete; fie aufzufordern, wegen ſchleuniger Einleitung von 
Vriedensverhandlungen das Erforderlihe wahrzunehmen und über das 
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Berfahren der preußifchen Regierung der Zeutral-Gewalt gegenüber Be- 
richt zu erftatten.” 

Das Parlament gab alfo die fchleswig-holfteinifche Sache auf und 
fügte fih in den Waffenftiliftand. Zu diefer Nachgiebigkeit wurde es 
hauptſächlich durch die Furcht vor dem Ausbruch einer demokratischen 
Revolution bewogen. Robert Blum, der Führer der Xiufen, geftand 
dieß offen während der Debatten ein, indem er die Anfchuldigung, daß 
die Rarlaments-Denofraten die Bewegung fteigern und einen Konvent 
herftellen wollten, mit folgenden bezeichnenden Worten abfertigte: 

„Wenn das der Yall wäre, jo würde ich Ihnen mit aller Kraft, 
die mir zu Gebote fteht, vathen: Genehmigen Sie den Waffenftillftand ! 
Es ift aber nicht wahr; und ich will Ihnen ehrlich fagen, weßhalb: — 
weil wir die ernfte Beforgniß hegen, daß die Bewegung, 
wenn wir fie niht behalten, in Hände übergeht, die weit 
von uns nad) dieferoder jener Seite liegen, und die viel- 
leihtohneunfere Schuld die gefammten Errungenſchaften 
unferes geiftigen Dafeins in Frage ftellen. Deßhalb wollen 
wir e8 nicht; und deßhalb bitten wir Sie: Wagen Sie e8 nicht darauf, 
daß es dahin komme, daß die Bewegung fich fteigere !“ 

Der von Preußen abgefchloffene Waffenftillftand enthielt eine Miß- 
achtung des Parlaments und der von demjelben gefchaffenen Zentral- 
Gewalt; er war in feinen Yolgen der entfcheidende Sieg der ftaatlichen 
Reaktion über die nationale Bewegung. Das dem Kampfe mit Preußen 
ausweichende Parlament zeigte jet vor aller Welt, daß es zu ſchwach 
war, um fich an der Spite der Nation zu behaupten und feinen Willen 
gegen das widerftrebende preußifche Königthum durchzuſetzen. Es war 
hiermit in den Augen des Volkes gerichtet. Die Linke, die ſich ebenfo 
ſchwach wie die Rechte bewies, hatte fehon nad) der Einfegung des un— 
verantwortlichen Reichsverweſers austreten wollen, war aber durch Ro— 
bert Blum daran verhindert.worden. Auch jet war e8 wiederum Ro— 
bert Blum, der die beſſern Mitglieder der Linken vom Austritte aus ber 
National-Berfammlung abhielt. Die Parlaments-Demokraten, die radi- 
kalen Führer des deutfchen Bürgerthums, wagten nidt va banque zu 
jpielen, weil fie die Beforgnig hegten, daß ihren ſchwachen Händen das 
Heft der Bewegung entwunden werde, und daß die Sozialiften, bie 
von ihnen mehr als die Reaktionäre gefürchtet wurden, zur Herrſchaft 
gelangen würden. 

Bald nach dem Zufammentritt des Parlaments war es offenbar 
geworden, daß die große Mehrheit der Deputirten, aucd wenn fie eine 
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liberale Farbe zeigte, die Reaktion förderte. Darum war fchon im Juni 
feiten8 der radikalen Partei Süddeutfchlands daran gedacht worden, 
durch einen Volksaufſtand das Parlament aufzuheben. Indeß fahen 
die demofratifchen Vereine, welche am 14. Juni unter des zweideutigen 
Fröbels Vorſitz in Frankfurt tagten, von einem ſolchen fühnen Unter- 
nehmen ab, indem fie fi damit begnügten, die demofratifche Repu- 
blik für die einzige, Deutfchland angemefjene Staatsform zu erklären, die 
Trauen-Emanzipation anzupreifen und die Gründung einer freien deut- 
Shen Akademie zu veranfchlagen. 

Nachdem jedoch der Malmder Waffenftillftand vom Parlamente am 
16. September genehmigt worden war, fuchte das aus der Umgegend 
herbeigeftrönte Bolf am Abend des nämlichen Tages die Mehrheit, welche 
für die Annahıne geftimmt Hatte, zu züchtigen. Die Weftendhalle, wo ſich 
viele Parlaments-Mitglieder zu verfammeln pflegten, wurde geftürmt und 
durchſucht; aber die Mitglieder der Nechten, unter Andern der Turn⸗ 
vater Jahn, der ſich unter einem Zifche verfrochen hatte, und der Reichs— 
minifter Hedjcher, dem der Ueberläufer Wilhelm Jordan Nacıtquartier 
gab, waren nicht aufzufinden. Jahn fuchte fi) in der Folge für die 
ausgeftandene Todesangſt dadurch zu rächen, daß er eine lächerliche ſo— 
genannte „Schwanenrede” druden ließ, um die „Rothen“ zu beſchimpfen, 
welche nur deßhalb über den Malmöer Waffenftilftand erboft feien, weil 
fie hätten „die Franzoſen in's Land locken“ wollen. 

Am 17. Scptember, der auf einen Sonntag fiel, fand auf der Ffingft- 
weide, einem großen Anger in der unmittelbaren Nähe Frankfurts, eine 
von etwa 30,000 Menfchen befuchte Bolfsverfammlung ftatt. Nachdem 
bier das Bolt, als ob die Linke des Parlaments ganz unfchuldig an dem 
Zuftandelommen des gehäfligen Befchluffes gewefen wäre, von verjdie- 
denen Rednern, namentlich aud) von den Parlaments-Mitgliedern Vogt, 
Sclöffel, Zit und Ludwig Simon, gegen die reaftionäre Mechrheit der 
National-Berfammlung aufgeftachelt worden war, fuchte am nächften 
Tage, den 18. September, die nad) Frankfurt geftrömte Menge in die 
Faulsficche einzubringen, wurde aber durch das bereitd von Mainz be 
orderte Militär daran verhindert. Hierauf erfolgte ein ſchwacher Barri— 
fadenfampf, in welchem die preußifchen, öſterreichiſchen und heſſiſchen 
Truppen un fo leichter fiegten, als die Wortführer der Linken (Vogt, 
Simon, Rösler ꝛc.) einen Waffenftillftand mit den Aufftäudifchen ver— 
mittelten, während deſſen die großherzoglich heflifche Artillerie von Darm: 
ftadt herbeifam. Auf der Seite des Volks gab e8 24 Leichen, eine Zahl, 
die in der Folge durd) den Tod Schwerverwundeter auf 33 ftieg. Dies 
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felben mußten ohne Geleit begraben werden, und felbft eine nachträgliche, 
auf den 24. September anberaumte Leichenfeier, bei welcher Profeflor 
Zimmermann die Grabrede halten wollte, wurde von der Zentral-Ge- 
walt, welche ſchon am 19. Septeniber den Belagerungszuftand über 
Frankfurt verhängte, unterfagt. Dagegen wurden die im Sampfe 
gefallenen Militärs am 21. September nit großem Gepränge beftattet. 
Zu den Todten der Reaktion gehörten aud) die beiden Neichötagsabgeord- 
neten Fürft Lichnowsky und Graf Auerswald, zwei Hauptjtügen des Rüd- 
fchritts, welche während des Kampfes „aufs Spioniren‘ ausgeritten, aber 
. von den Aufftändifchen verfolgt und außerhalb der Stadt in dem Haufe 
eines Gärtners, worin fte fid) verfteet, gefangen genommen worden 
waren. Auerswald war fofort vor der „an der eifernen Hand“ liegen- 
den Gärtnerwohnung erfchoffen worden. Lichnowsky dagegen, deu ein 
gewiffer Dr. Hodes dadurch retten wollte, daß er ihn nad) Bornheim 
in Gewahrfam zu bringen vorfchlug, war unterwegs, weil er durch Wi- 
derjetzlichkeit da8 Volk reizte, niedergemacht worden.*) 

ı Der mißlungene Frankfurter Aufftand wurde von der Realtion nad) 
Kräften als ein großes Berbrechen gegen die deutjche Nation ausge: 
fchrien. Er wurde als ein Attentat gegen die deutfche Einheit, als ein 
Hochverrat an der Souveränetät des Parlaments, und als der Verſuch, 
in Deutſchland den Bürgerkrieg zu entzünden, dargeftellt. Der fittlih an- 
ftändige Theil des deutfchen Bürgerthums ftimmte in diefes Gefchrei ein, 
ohne zu bedenfen, daß die Umtriebe und Ränke der Reaktion den Auf: 
ftand erft verurfacht hatten und daß ein Theil der Schuld wenigften® Der 
Zaghaftigkeit des Parlaments felbft zur Laſt fiel. Beſonders aber ward 
der Tod der beiden Reaktionäre Lichnowsky und Auerswald als ein gräß- 
liches Berbrechen ausgemalt, als ob diefe beiden Abgeordneten, welche 


fi muthwillig in Gefahr begaben, es fich nicht felbft zuzufchreiben ge- 


habt Hätten, wenn fie von dem aufftändifchen Volke, das fie oft ver- 
höhnt und herausgefordert hatten, beidem revolutionären Kampfe niederge- 


*) Lichnowsky fette fih zur Wehr, ald man unterwegs, um Andenken an 
ihn zu haben, feine Kleider zerriß. Er fiel in einer Pappel⸗Allee, die ſeitdem 
entfernt worden ift. Dr. Hodes erzählt den Hergang in der Beilage der A. A. 2. 
Nr. 276. Nachdem Lichnowsky den tödtlichen Schuß erhalten, „ſchrie er laut auf, 
that noch einige Echritte und ftürzte zufammen.” Er ward zuerft wieder in die 
Wohnung des Gärtners Schmidt, dann in das Haus des Herrn v. Bethmann, 
und als diefer den fterbenden Parteigenofien aus feiner Wohnung wies, in das 
Hofpital zum heiligen Geiſt gebracht, wo er Nachts 1 Uhr verſchied. 
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macht wurden. Freilich war die fogenannte fittliche Entrüftung, welche 
die Eonftitutionelle Partei zur Schau trug, meift eitel Heuchelei oder Feig- 
heit; denn, wäre ſolches nicht der Wall geweſen, hätte man doch wohl 
auch die Opfer aus dem-Volfe und die in Scleswig-Holftein hinge- 
Ihlachteten Soldaten beflagen müffen. Sehr mißfällig wurde es aufge- 
nommen, daß ein Bataillon der Quedlinburger Bürgerwehr den Tod 
der beiden Keichstagsabgeordneten, anftatt ihm zu bejammern, freudig ge- 
feiert Hatte. 

Un fid) gegen fernere Angriffe des Volkes zu fehügen, glaubte das 
Parlament dem Reichs-Juſtizminiſter Mohl beiftimmen zu müflen, als 
diefer ein Öefe zum Schute der Abgeordneten vorlegte. Demgemäß follten 
gewaltfame Angriffe auf die Berfammlung nit Zuchthausftrafe bis zu 
zwanzig Jahren und die Aufforderung zu einem jolchen Angriffe nad) rich- 
terlichem Ermefjen geahndet werden. Auch wer fi) an einer Zuſammen⸗ 
rottung in der Nähe des Sitzungs-Lokales beteiligte und fich nad) drei 
von wahrnehmbaren Zeichen begleiteten Aufforderungen nicht entfernte, 
ſollte ftraffällig fein. Ale Bollsverfammlungen unter freiem Himmel in- 
nerhalb eines zehnftündigen Umkreiſes vom Sitzungs-Lokale wurden un- 
terfagt. Ebenſo wurden Strafen über Solche verhängt, welche unbefugt 
in das Parlanıents-Gebäude eindrangen, oder die Mitglieder und Be- 
anıten des Parlamentes bedrohten. Selbft Beleidigungen gegen Reichstags⸗ 
abgeordnete al8 foldje, mochten fie auch nicht am Parlaments-Site vor- 
fallen, wirrden verpönt und gleih den an Parlamentsmitgliedern ver- 
übten Thätlichkeiten mit ftrengen Strafen belegt. Ja aud die Beamten 
des Reichsverweſers wurden unter den Schuß dieſes Geſetzes geftellt. 
Hiermit war die Trennung der Volksſache von der nationalen Sache 
gefetslich ausgefprochen. 

Der Malmder,. Waffenftillftand und die mit ihm zufammenhängen- 
den Ereigniffe bezeichnen einen entfcheidenden Wendepunkt in der deutfchen 
Bewegung. Bisher hatte die ftaatliche Reaktion einen nationalen Schleier 
vorgehangen. Unter dem Dunkel, welches diefer Schleier über ihre Pläne 
warf, war es ihr gelungen, fich in allen Staaten troß der Fonftitutio- 
nellen Errungenfchaften am Ruder zu erhalten. Sie hatte es auf diefe 
MWeife vermocht, das Militär zu vermehren und die radikalen Verſuche 
des füdweftlichen Deutfchlands zu Nichte zu machen. Geborgen unter der 
nationalen Hülle, war es ihr geglüdt, in Schleswig-Hoflftein die Leitung 
in die Hand zu nehmen, in Frauffurt das Parlament zu beeinfluffen und 
dort den Bundestag fo lange am Leben zu erhalten, bi8 an die Stelle 
dejjelben eine proviforifche Zentralgewalt in ihrem Sinne getreten war. 
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Zwar wurbe jett der Schleier noch nicht ganz abgeworfen, aber er wurde 
hinreichend gelüftet, fo daß man deutlich das darunter ftedende Antlig 
zu erkennen vermochte. - Der Anfang von einer langen Reihe nationaler 
Niederlagen war hiermit eröffnet. Wenn anftatt eines Friedens zuvörderſt 
nur ein Waffenftillftand eingetreten war, fo offenbarte fich in den vor⸗ 
fihtigen Zuwerfegehen eben die Scjlanheit, gute Berechnung und der 
ſtaatsmänniſche Plan, die Bewegung fchrittweife zu überwinden und fie 
gleihlam an der Auszehrung oder an langfamer Vergiftung fterben zu 
laſſen. 

Aber die Reaktion hatte jetzt ſchon ſo gut wie Alles gewonnen. 
Darum zeigte fie ſich von nun am viel dffener. Gerade in der Lieb— 
Iingsfache der Nationalen hatte fie mit dem Malmöer Waffenftillitande 
ihren Willen durchgefett. Sie hatte da8 Parlament, das Schooskind der 
Nation, feines Zaubers entfleidet und unter ihren Einfluß gebeugt, nach⸗ 
den e8 hin- und hergezappelt, ſich erniedrigt und durch das anfängliche 
Berwerfen des MWaffenftillftandes felber den Stab über fich gebrochen 
hatte. Die Zentral-Gewalt, von dem Alpdruck des parlanıentarifchen 
Demofratismus befreit, erjchien fortan auch den blödeften Augen nicht 
mehr als Dienerin der National-Berfammlung, fondern als Iegitime 
Nachfolgerin der Bundesverfammlung. Seit dem März war jett der 
erfte bedeutende Sieg über die Barrifaden der Revolution an cinem 
Zentral-Runfte erfochten, der Sieg über jenes Republikanerthum, das 
feinen Sig in dem füdweftlihen Deutfchland Hatte, Und diefer Sieg 
wog um fo fchwerer wegen des moralifchen Gewichts von Frankfurt am 
Main, weil diefer Play für die Hauptftadt Deutfchlands angefehen wurde. 
Bor der Macht der Bajonette war die Macht der Phrafen wie Spreu 
in alle Winde zerftoben. Die Gut- und Blut-Adreffen der Patrioten 
offenbarten vor aller Welt ihre Schwäche, und der Ausdrud der öffent- 
Iihen Meinung von einer ganzen Nation wid) unrettbar der Stärke der 
Thatfachen. Die abfolute Monarchie triumphirte über den befchränften 
Unterthanenverftand vermittelft des mächtigen Staates, deſſen Herricher 
fi zum Führer der Bewegung aufgeworfen hatte. Die nationalzeinheit- 
liche Freiheit war durch den preußifchen Partikularismus in den Staub 
getreten, krümmte fich unter dem Fräftigen Tritte wie ein ſchwacher Wurm 
und mußte obendrein froh fein, daß fie nicht auf der Stelle ganz in 
Brei zermalt wurde. Um das Maß der Ernichrigung zum Ueberlaufen 
voll zu madjen, kam noch Hinzu, daß das großfprecherifche Deutſchthum, 
welches dem ganzen Europa hatte Troß bieten wollen, aus feinem an⸗ 
dern Grunde als wegen der vorgeblichen drohenden Haltung des Aus- 
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landes fich in die fchmählichen Bedingungen des Waffenftillftandes fügte. 
Der nationale Stolz war gedemüthigt, die glänzenden Waffenthaten 
über das Heine Dänemark erhöhten die Schande, und die Fauſt der 
Kannengießer, die vermeflen im Norden und Süden, im Weften und 
Dften den Feinden unter der Nafe herumgefahren, hatte ſich fortan, wie 
e8 vordem gewefen, geballt im die Hofentafche zurüdgezogen. Das all- 
mächtige Vaterland Hatte feine Rolle ausgefpielt; c8 war mit Auszeich- 
nung durchgefallen, 

Die Profefforen ahnten gar nicht den weiten Umfang ihrer Nieber- 
lage. Anftatt zu handeln, hatten fie bisher geſchwätzt. Sie fetten ihre 
oratorifchen Anftrengungen fort. Weil fie nicht einfahen, daß das je- 
weilige Recht der zum Gefe erhobene Wille der hHerrfchenden Klaffen 
und als folder nır dann von Dauer ift, wenn die Macht, das Recht 
zu behaupten, dahinter fteht: fehufen fie eine Menge Grundrechte auf 
dem Papier und arbeiteten eine NeichSverfaffung auf dem Papier aus. 
Ihre Arbeit Hatte fchlieglich Feine andere Bedeutung als die: ein bleiben- 
des Denkmal ihrer Kurzfichtigfeit und Stümperhaftigfeit zu bilden. Denn 
fie verftanden es nicht, die Energie der alten Ariftofratie zu brechen. Sie 
wußten nicht, daß im Allgemeinen das gebieterifche Wort erft dann gilt, 
wenn die That zu feinem VBollzuge bereit fteht. 

Woher fam aber diefe unfelige Verblendung der nationalen Partei ? 
Einzig daher, daß das Bürgertfum nicht mehr mit den großen Bollsmaffen 
fi identifch fühlte. Dasjelbe verfchmähte den Bund mit dem niedern 
Bolfe, der die nationale Bewegung in einen durchaus demofratifchen 
Kampf umgewandelt, aber aud die Kechtsgleichheit, die Emporhebung 
der Nichtbefigenden zur Gleichberechtigung mit den Befigenden, in ſich 
gefchloffen hätte Das Bürgertfum wollte fich zwifchen den Ariftofraten 
und Plebejern in der Mitte behaupten, den Ton angeben und die ent- 
fcheidende Macht fpielen; es wollte fo zur Ariftofratie aufrüden. Es 
überfchägte feine Kräfte. Indem die alte Ariftofratie die Gefellfchaft der 
Bürgerlihen mit Stolz zurückwies und Alles daran fegte, um die lange 
genofjene ausſchließliche Herrſchaft zurüdzuerobern, und indem das nies 
dere Volk, welches feine eigenen Intereſſen vom Tarlamente verrathen 
fah, mit Mißtrauen erfüllt, den nationalen Gejetsgebern den Rüden 
lehrte: ftand bald das Bürgerthum ifolirt da und fette fich zu guterlekt 
nicht auf den Thron, jondern zwifchen zwei Stühle Die deutfche Be⸗ 
wegung des Jahres 1848 lieferte den Beweis, daß das Nationaltdum 
in unferer Zeit völlig bedeutungslos ift, wenn derjenige Geſellſchaftstheil, 
der es auf fein Banner fchreibt, aus Klaſſen⸗Intereſſe fi) von der 








' — 345 — 


Demokratie losfagen muß, weil er nicht mehr mit der großen Volkszahl 
ſich identifch weiß. 

Schon vor dem Zuſammentritt des Parlaments hatten fih nicht 
nur mildsfonfervative, fireng:Tonfervative und retrojpeltive Elemente aus 
der Tonftitutionellen Partei losgewunden, ſondern aud) die alte Diplo- 
matie hatte bereits Hin und wieder den Pferdehuf blicken laſſen. Jetzt, 
nach dem Abſchluß des Malmder Waffenftillitandes, trat die ftaatliche 
Reaktion mit ihren Anhängfeln inner entfchiedener in den Vorgrund. 

Mit diefer ftaatlichen Neaftion werden wir uns nun zu befaffen 
haben. 





Drittes Hauptſtück. 
Die ſtaatliche Reaktion. 


Durch die Annahme des Malmder Waffenſtillſtands ſeitens des 
Parlamentes war der Beweis geliefert worden, daß das vom Bürger⸗ 
thume vertretene nationale Element keineswegs der ftaatlichen Reaktion 
Stand zu halten vermochte. Konnte aber die Partei, welche ſich zwiſchen 
die Demokratie und Ariftofratie, zwifchen den Sozialismus und Abjolu- 
tismus oder zwiſchen das neue und alte Rechtsbewußtjein in die Mitte 
gelagert hatte, um die weiteren Kämpfe zwifchen beiden zu ver- 
hindern, fi in ihrer fchtedsrichterlihen Stellung nicht behaupten: fo 
mußte fie entweder der Revolution oder der Reaktion zum Opfer fallen. 
Daß fie nicht freiwillig fic der Revolution, weil diefe zum verbaßten 
Sozialismus leitete, in die Arme werfen wollte, hatten felbft ihre radi— 
falften Führer durd) den Mund Robert Blum’S bei den Debatten über 
den Waffenftillftand rückſichtslos verfündet. Außerdem hatte das deutfche 
Bürgerthum durch Bekämpfung der Proletarier-Aufftände gleich jenem 
Schildbürger, von dem in dem befannten Bolfsmährchen die Rede ift, 
den Aft abgejägt, worauf es felber ſaß. Somit blieb nichts Anderes. übrig, 
als daß e8 der Fangball der ftaatlihen Reaktion wurde. 

Bei dem Waffenftillftande hatte Preußen feinen Willen durchgefekt. 
Wer ftand aber hinter Preußen? Der feitherige deutfche Bund. Denn 
Preußen war mit der Vermittlerrolle vom Bundestage beauftragt worden 
und handelte bloß im Namen des Bundes. Mit Preußen hatte die pro- 
viforifche Zentral: Gewalt unter einer Dede gefpielt. Wen vertrat indeß 
diefe Zentral-Gewalt? Zunähft wohl die Großmacht Defterreich, aus 
deſſen Dynaftie der Reichsverweſer ftammte. Doch ftand Hinter der Zen- 
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tral-Gewalt ebenfalls der deutfche Bund, in welchem Defterreich ben 
Borfig geführt Hatte; denn, wie oben gefchildert wurde, empfing ber 
Erzherzog am 12. Yuli 1848 aus den Händen der Bundesverfammlung 
deren Befugniffe und Verpflichtungen. Demnad) hatte die ftaatliche Reak⸗ 
tion unter der Führung der beiden Großftaaten dur den 
Waffenftilftand von Malmoe der nationalen Sache die große moralijche 
Schlappe beigebradjt. Der gleid) darauf folgende republifanifche oder 
mit andern Worten, flaatliche Aufftand Struve's fonnte hieran, weil 
Baden im deutfchen Bunde eine fehr umtergeorbnete Bedeutung hatte, 
jelbft im alle des anfänglichen Gelingens, Nichts ändern. *) Cbenjo 
wenig vermochte der faft gleichzeitige Putſchverſuch in Köln auszurichten. 
Die Beranftalter diefer Lokalen Erhebungen befundeten dur ihr Vor⸗ 
gehen nur ihre Unkenntniß hinſichtlich der politifchen Schwerpunkte und 
ihre völlige Unfähigfeit zur politifhen Führung. 

Dagegen mußten allerdings die beiden Großmächte, ehe fie den er» 
rungenen moralifhen Sieg gehörig ausbenten Fonnten, fi) zu Haufe an 





*) Ueber Struve’8 Verhaftung enthält die Frankfurter Oberpoftamts-Beitung 
einen autbentiichen Bericht, fo lautend: 


„Am 25. September früh 7 Uhr kam Struve mit feiner Frau, als Bauer und 
Bäuerin verkleidet, nebft feinen belannten Genoffen im Gaftgofe zur Krone in Wehr an. 
Der Koth, womit die Kleider überzogen waren, zeigte, welche Anftrengungen fie gemadjt 
Hatten, no in der Radt die Schweizer Gränze zu erreihen. Das Berlangen nad) Manns⸗ 
Heidern für vier Perſonen flug der Wirth ab, Strümpfe und Schuhe für die Frauen 
fagte er zu. Inzwifden waren mehrere Leute in da8 große WirtHszimmer getreten — 
Struve mit feinen Gefährten befand fih im fogenannten Herrenzimmer — melde fit) über 
den Freifhaarenzug und das Mißlingen desjelben unterhielten. Da fagte der Wirth, es 
befänden fih auch Flüchtlinge in feinem Haufe; er glaube, Struve fei darunter. Damit 
öffnete er die Thür des Heinen Gaftzimmers, und aus einem Munde hieß ed: „„Das ift 
Struve, den müſſen wir feſtnehmen!““ Gofort ſchritten die Männer zur Verhaftung des 
Rebellen und feiner Genoffen, ohne daß von deren Seite Widerftand geleiftet worben wäre. 
Dem Amt Sädingen wurde buch Erprefien von dem Vorfall angenblidlih Nachricht gege⸗ 
ben. Oberamtmann Schey glanbte anfangs, man wolle ihm eine Falle legen, ihn von 
Sädingen wegloden und verhaften. Um jedoch feiner Pflicht in einem fo außerorbentlichen 
Fall zu genügen, entfchloß er fich zu gehen, nahm jedoch aus Vorſicht den Amtsrevifor und 
eine erlefene Schaar Sädinger Bürgerwehr mit. In Wehr verhielt es fi), wie ihm be⸗ 
richtet worden war. Um die Gelegenheit zur Flucht möglihft abzufchneiden, wurde auf 
gepflogene Berathung befchloffen, die Gefangenen unter Bedeckung nad Schopfheim zu brin- 
gen, da diefer Ort mehr Sicherheit gewähre..... Struve und Gefährten wurden fohin 
wohlverwahrt nah Schopfheim abgeführt. Als die Flüchtlinge einfahen, dag an Nettung 
niht mehr zu denken fei, zerriffen fie mehrere Briefe in eine Stüde, warfen diefelben in 
den Ofen und wollten fie durch euer vernichten, vergaßen aber den Zug des Ofens zu 
ziehen, und fo kamen auch biefe Papiere unverfehrt in die Hände des Beamten.“ 
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den Zentral-Runften, wo die ftaatlihe Revolution noch dontinirte, erft 
wieder vormärzlich einrichten. Sie mußten alfo die Macht und Mög- 
lichkeit des Volfswiderftandes in den Hanptftädten Wien und Berlin zu 
Nichte machen. Die Heinen Staaten, welche ohnehin keinen Ausjchlag 
gaben, fonuten fie immerhin unterdeffen geradefo innerhalb eines gewiffen 
Spielraumes gewähren laffen, wie die Redeübungen des unter ihren Drud 
gebrachten Frankfurter Parlamente. Waren einmal Preußen und Defter- 
reich zu Haufe über die Revolution Meifter, fo mußte wegen ihrer poli- 
tiſchen Schwerfraft das übrige Deutfchland ihnen folgen, auch wenn fie 
nicht mit einem Schlage tabula rasa machten. Vorſichtig bahnte fi) nun 
Schritt für Schritt die ftaatliche Reaktion den Weg, um ihr Ziel, die 
Wiederherftelung der unterthänlichen Ordnung und Ruhe, zu erreichen. 
Raſtlos fuchte fie wichtige verlorene Pofitionen wieder zu nehmen; 
doc machte fie, um nicht einen Geſammtwiderſtand aller fozialen und 
nationalen Revolutionsfräfte wach zu rufen, bei ihrem Vprdringen fo 
wenig al8 möglich Lärm und verfuhr daher äußerlich mehr abwehrend 
als angreifend. Freilich ſchickte die ftaatliche Reaktion, als fie fich zur 
Aufnahme des Kampfes Hinlänglicy erftarft glaubte, allerorts ihre Plänf- 
ler vor, welche das Volk zu aufftändifchen Schritten reizten. 

Während das Frankfurter Parlament abſichtlich mit dem langwei— 
ligen Geſchwätz über die Grundrechte die Zeit vergeudete, damit unter- 
deffen die beiden Großſtaaten fich die Arme frei machen fünnten (wie es 
denn auch von allen Seiten eingeftanden wird, fuchten hauptſächlich die 
von ihren Regierungen beeinflußten preußifchen und öſterreichiſchen Ab- 
geordneten die Diskuffion und Vollendung der Berfaffung möglichft weit 
in die Ferne zu rüden und betrieben bloß darum das zeitraubende Grund- 
rehtsgefhmwägN) —: wurde in den einzelnen Staaten unabläfjig der 
feine Krieg zwifchen Revolution und Reaktion fortgeführt. Um im diefer 
Hinfiht nur einiges Wenige anzuführen, fei erwähnt, daß laut der ans 
erfannten ſchwäbiſchen Bolfe-Souveränetät in den durch die Göppinger 
Berfammlung im März gebildeten vaterländifhen Berein zu 
Stuttgart auf einmal 5—600 Perfonen folgenden Schlages eintra- 
ten: Hofmufifer, Hofküfer, Hofföche, Hoftheater- Intendant Baron Gall, 
Oberbüchſenſpanner, königliche Zafeldeder, Theater-Frifeure, Hofſchau⸗ 
jpieler, Hoffänger, Souffleure, Hof-Bankiers, Hoffellermeifter und ähn⸗ 
liche Sippen. Dazu waren in Würtemberg und Baden fon bis zum 
Auguft ſeitens der Behörde eine Menge Eingriffe in das Vereinsrecht 
gefchehen. In Sachſen hatte der „Deutfche Verein“, von verfappten Re: 
aftionären (Wuttfe u. |. w.) geleitet, gleißneriſch fich für demofratifch 
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ausgegeben, aber anti-demokratiſche Kandidaten aufgeftellt. Als der Köl⸗ 
ner Bürgerverein am 13. September einen Sicherheits-Ausfhuß gebil- 
det hatte, proteftirten mehrere. Mitglieder dagegen, weil die Bildung 
eines ſolchen Ausfchuffes der erfte Schritt zur Revolution fei, und ins⸗ 
befondere wurden „alle Bürgerwehrmänner aufgefordert, ihre Pflicht zu 
erfüllen.“ An die Gelehrten, welche wegen der unruhigen Zeit ihre vegel- 
mäßigen Iahreszufammenfünfte nicht abhalten wollten, richtete die Reak— 
tion die Aufforderung, „troß und gerade ob der Bewegung“ ihre Ber- 
ſammlungen nicht einzuftellen. 

Auch die rein ftaatlichen (politifchen) Revolutionäre in den Fleinen 
Ländern förderten die Reaktion. Wenn fie c8 hoch bradjten, wollten fie 
in ihrem Baterländchen die Republik einführen und dasfelbe in einen 
republifanifchen Föderativ-Verband der Deutfchen Vereinigten Freiftaaten 
einreihen. Sie wollten die Bielftaaterei erhalten, damit fie nad) giron= 
diſtiſchem Vorgang in deu Kleinen vepublifanifcd) umgefornten Gemein- 
wejen ihrem Ehrgeize genug thun fönnten. Höchſtens beabfichtigten fie, 
wie in den füchfifchen Herzogthümern, die Zufammenlegung Kleiner Länder 
die Herflelung einer Republik Thuringia. Taher fam ee, dag diefe partikula— 
riftifchen Revolutionäre Baterlandspereine ftifteten: die den Gegenfatz 
zu den fonftitutionellen deutſchen Bereinen bildeten und die fpezielle 
demofratifche Landsmannſchaft bezeichneten. Weil derartige Demokraten, 
deren Geſichtskreis felbftverftändlich fehr befchränft war, innerhalb ihrer 
Heinen Baterländchen glänzen und darum diefe jelbftändig erhalten wollten, 
Ihwächten fie die einheitliche Kraft der nationalen Bewegung ab. Sie 
nüßten allein der Reaktion. Denn der Reaktion war an der Erhaltung 
der Bielftaaterei Alles gelegen. 

Allerdings gab es in den Einzelftaaten auch hirnverbrannte Aus- 
wiüchfe, wie die dem Getümmel des Jahres 1848 entfprungene Kutt’fche 
Sekte zu Frankfurt am Main, die wir hier um der Ruriofität willen 
erwähnen wollen. Ihr Stifter glaubte fid) zum Propheten berufen, weil 
feiner Mutter, als fie ihn noch unter dem Herzen trug, im Traume ein 
Engel erfchienen war, ber ihr verfündet hatte: fie werde einen zum Füh- 
ter der Menfchheit beftimmten Sohn gebären, dieſen follte fie gut er- 
ziehen und Jakob heißen. Wirklich gebar fie einen Sohn, der num in 
der Taufe den Namen Johann Jakob Kutt empfing. Nach zurücgelegter 
Kindheit, während deren er geftorben und von dem Tode auferftanden 
(d. h. 24 Stunden bei einer Krankheit fcheintodt gemefen) war, wurde 
er in der Kunftgärtnerei unterrichtet und verfah bis 1848 beim Herzoge 
von Naſſau die Stelle eines Hofgärtners. Durch die Lektüre der Bibel 
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einerfeit8 und durd) fein Gefchäft andrerjeits fette fi) im Kopfe des 
dur) die Botſchaft des Engels angekündigten Propheten die Schrulle 
feft, daß er von der Vorſehung berufen fer, die Erde in einen Garten 
umzuwandeln und das verlorene Paradies wieder herzuftellen. Die 34 Pa- 
tagraphen, welche die Einladung oder da8 Programm zur Einzeihnung 
in das Regiſter „des politifchen Reiches Gottes” enthielten, entwarf er, 
wie er jelbft in einer feiner Schriften erzählt, *) im Wirthshaufe „zunt 
Storch” zu Aheinfelden den 6. November 1848. Die Weiber- und Güter- 
gemeinfchaft, die Gleichftelung der Yrauen mit den Männern, die Ein⸗ 
fegung der Kuh in ihre unveräußerlichen Rechte, aus denen fie durch 
das übermüthige Pferd verdrängt worden ift, die Entlafjung der Kinder 
feitens der Eltern vom fiebenten Lebensjahre an, die Bejeitigung der 
Geldherrſchaft, die größtmögliche Benugung der Natur» und Mafchinen- 
Träfte, die Vreifprechung aller irgendwie Gebundenen, kurz: „das allge- 
mein erwartete meffianifche eich“, hatte Kutt kraft feiner vom Himmel 
ftammenden Sendung auf Erden einzuführen; denn es ftand bei ihm 
feft, daß er „allein es fei, der in diefe Geheimniffe eingedrungen ift“, 
und daß er einen Namen habe, „den Niemand weiß“, aber auch, wenn 
er ihn wüßte, nicht verftehen könnte. Kutt berechnete genau die Jahre, 
die erforderlich find, wenn vermöge einer Kreuzerfammlung, zu der jeder 
Deutfche beifteert, die ganze, in das Paradies umzumwandelnde Erde an- 
gefauft wird. Weber die Zentral-Gewalt des Reiches Gottes fagt er in 
feinem Programm: 

„Wir wollen, daß 144,000 der edelſten Dienfchen fi) aus allen 
Spraden und Religionen der Völker jammeln möchten, um voranzugehen 
und unfehlbar raſch und gut zu handeln.... Wir wollen alfo ein Welt- 
veich, beftehend aus National-Reichen und diefe wieder in Ortsbezirke 
eingetheilt, eingerichtet und geleitet durch die 144,000, welche von einem 
Punkte aus, nämli von Paläftina, alle Reiche dadurd) überwachen, daß 
jedes Reich nach Berlauf einer Zeit, als 3. B. alle fieben Fahre, dem⸗ 
jelben Hauptrechnung abzulegen Hat; daß aber durch unerwartetes Er⸗ 
ſcheinen Bifitationen zu jeder Zeit unternommen werden follen.“ 

Den Papft, Heder und den Herzog von Naſſau, alfo Hauptvertre- 
ter der Religion, des Republikanismus und Monarhismus,, ernannte 
Kutt zu Ehrenmitgliedern des Reiches Gottes. Er gewann gegen 400 


*, Kutt hat nicht weniger al® vierzehn Schriften drucken laſſen. Wir wollen 
fie nicht aufzählen. Wer fih mit dem Studium des Irrſinns beichäftigt, Tann 
fie fid) bei Kutt’s Frankfurter Jüngern verfchaffen. 
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Gläubige („Kinder Gottes“) in Franffurt am Main und Bornheim, 
faufte ein Paar Aecker Land an und büßt jett feine religiöfe Verſchro— 
benheit, nachdem er mehrere anftößige und gejegwidrige Handlungen be- 
gangen hat, im Frankfurter Irrenhauſe. Wenn indeß, um die demofra- 
tiſche Partei zu: befehimpfen und ſich bei der Regierung zu empfehlen, 
in Preußen während der trüben Zeit kraſſer Reaktion ein junger Mann, 
als er fein Doktor-⸗Examen machte, eine Differtation „De morbo demo- 
eratico (über die demofratifche Krankheit)“ gehalten hat, jo muß darauf 
bingewiefen werden, daß nicht minder Srrfinnige vorhanden geweſen find, 
welche ſich für eine Tochter des Kaiſers Joſeph (wie z.B. eine Kobur⸗ 
ger Schaufpielerin), für Napoleon I. und andere ariftofratifche Perfonen 
hielten, und daß es ſchon nad) dem Geſetze des Gegenfates zu der De- 
mofraten-Krankheit immer auch eine Ariftofraten- Krankheit als 
ergänzenden Kontraft geben muß. Kutt litt an religiöfer Krankheit. Aber 
das Vae vietis („Wehe den DBefiegten“) Hat fi) den Demokraten in 
jeder Beziehung bewahrheitet! 

Was die politifche Organijation anbetrifft, wollten allerdings bie 
ftaatlichen Revolutionäre, wenn aud) in befcheidenerem Umfange, ein ähn- 
liches Weltreich, wie Kutt e8 vorhatte, begründen. Dasjelbe follte ſich 
auf den deutſchen Bund erftreden, aus ben feitherigen, in vollfommene 
Republifen umgewandelten National-Baterländchen beftehen, %reiheit, 
Wohlſtand und Bildung für Alle enthalten, und von einem einzigen 
Punkte aus — von Frankfurt am Main — durd die Edelſten und 
Beſten, die ins Parlament zu wählen wären, geleitet werden. Der Traum 
diefer Staatlichen Revolutionäre (oder Föderativ-Republikaner) verwan⸗ 
delte Deutſchland gleichfall8 nicht in das verloren gegangene Paradies, 
fondern endete mit einen fehr nüchternen Erwachen, herbeigeführt durch 
die Kolbenſtöße und das Säbelrafleln der Reaktion. 

Den nationalen Einheitsbeftrebungen war es fehr nachtheilig, daß 
in den ſämmtlichen einzelnen Staaten die Ständeverfammlungen zufam- 
mentraten. Denn diefe entzogen dem Parlamente nicht nur einen großen 
Theil der Aufmerkſamkeit, des Anfehens und der Sympathie bei den 
Maſſen, fondern ließen aud das Tarlament theils unnüß erjcheinen, 
theils fetten fie fic zu demfelben, befonders als e8 über dem Geſchwätz 
Nichts ausrichtete und der Reaktion verfiel, in Oppofition. Die parti- 
Fulariftifchen Schwaben rühmten ſich ihres radikalen Jagdgeſetzes. Bei 
der Eröffnung der furheffiihen Ständeverſammlung prahlte der Staats- 
rath Eberhard: „Was die deutfche Reichsverfaſſung an Grundrechten 
gewähre, das befige man hier ſchon im Wefentlichen.” Auch die Fünig- 


lichen Sadjjen waren ftolz auf ihre durch den Landtag errungenen Rechte, 
die der Minifter Braun die Magna Charta Sadjfens nannte. In An- 
halt-Deffau erklärte auf die Mittheilung des Landtags- Abgeordneten 
Schilling, daß eine Mediatifirung beabfichtigt werde, der volfsthümliche 
Minifter Habicht, das Minifterium werde durch fchleunige Verkündigung 
der Berfaffung die vollen Sympathien des anhaltifchen Volfes und eben 
jo diejenigen des gefanmten Deutjchlands geminuen, worauf es zweifel⸗ 
haft werden dürfte, einem Lande mit ſolchen Inftitutionen feine Selb- 
ftändigfeit zu rauben: weßhalb Vorftellungen bei Zentral-Gewalt und 
Reichsſtag gemaht und der Schuß Preußens angerufen werden follte. 
Der anhaltifche Yandtag gab diefer patriotifchen Rede feinen vollen, lau- 
ten Beifall, und das Miniſterium verficherte, auf die Unterftügung aller 
politifchen Vereine Anhalts rechnen zu fönnen. Nicht minder zufrieden als die 
Anhalter waren die Weinaraner, deren Landtag wie anderwärt® fürm- 
lich aufgelöft wurde, um einem auf Grund des neuen Wahlgeſetzes zu=- 
fammentretenden. Yandtage Pla zu machen. Der neue mweimarifche Yand- 
tag beftand aus 41 Mitgliedern, und jeder felbftändige, ftenerpflichtige, 
nicht wegen gemeiner Berbrechen beftrafte Staatsbürger über 24 Jahre war 
wahlfähig, jeder über 30 Jahre wählbar, Als in Kurheffen der Antrag 
geftellt worden war, das Koftfpielige und unnütze Minifterium des Aus⸗ 
wärtigen abzufchaffen, erftattete. der Abgeordnete König dem Landtage 
darüber Bericht und fagte: das auswärtige Amt müffe bleiben, um fi 
mit der deutfchen Zentral-Gewalt über die fünftige Verfaſſung Deutfch- 
lands zu benehmen. Auf diefe Weife wurde die partifulariftiiche Einrich— 
tung Kurheſſens nad) Außen gerettet. Der ſächſiſche Abgeordnete Schaff- 
rath, jelbft ein Parlaments-Mitglied und auf der Linken figend, drohte 
den Frankfurter Parlamente fchon fehr frühzeitig mit einem andern Orte: 
worunter er die fächftsche Kammer verftand. Nachdem anı 18. Septem- 
ber der Hanauer Rühl mit dem Antrage auf Selbftauflöfung beim Par- 
lamente nicht durchgedrungen war, begaben ſich int Oftober Evans, Hel- 
big und Zichirner, drei Abgeordnete der ſächſiſchen Kammer, erſt nad 
Berlin, um dort mit Ruge den Plan zu einem Gegenparlament zu ver- 
abreden, und dann nad) Frankfurt, wo das Weitere berathen werden 
follte. Dem verabredeten Plane zufolge, der jedoch an der Zaghaftigkeit 
der betreffenden Srankfurter Berfaffungskünftler fcheiterte, ſollte die Linke 
von Frankfurt zufammt den linken Seiten der deutfchen Kammern in Berlin 
ein Borparlament bilden, fich für permanenterflären, den Frankfurter Reichs 
tag in die Acht thun und neue Parlaments-Wahlen mit der Beftimmung 
ausjchreiben, daß die Gewählten fofort ins VBorparlament einzutreten 











hatten. Die auf cine reaktionäre Sandbank gerathene nationale Volks— 
Souveränetät ſuchte ſich alſo in ihrer Verzweiflung auf kleinſtaatlichem 
Rettungsboote in einen vermeintlich ſicheren Hafen zu bergen. Als ob 
jetzt überhaupt noch Rettung für den bloß in Worten tapfern Jorlamenta— 
rismus möglich geweſen wäre! 

Schlimmer, als die bloßen Ständeverfammlungen, waren für die 
nationale Sache die vielen Fonftituirenden Berfammlungen. 

Das Konftituirungs = Fieber ergriff jeden Tuodez-Staat. Selbft 
das Feine Tauenburg mit feinen 46,000 Seelen befchwerte fich bitter 
darüber, daß die vom Bundestagsgefandten Welder in der erften Hälfte 
des Juli eingeſetzte Regierung feine Wahlen zu einer Fonftituirenden 
- Berfammlung ausfchrieb, damit das Verfaſſungswerk berathen, die all- 
gemeine Wehrpflicht eingeführt, eine Gemeindeordnung feftgefeßt und au— 
dere wichtige Arbeiten unternonmmen werden Fönnten. 

Lief in den kleinen Staaten das Konftituirungs-Werf auf reine 
Spielerei und auf die Befriedigung Fleinlichen Ehrgeizes Hinaus, fo 
ftand es doc) ander8 in den beiden Großſtaaten Preußen und Defterreich. 
Denn hier waren die fonftituirenden Verfammlungen nichts Anders, als 
Gegen-Parlamente, welche der ftaatlihen Reaktion als Gegengemwichte 
gegen die Frankfurter National-Verſammlung zu Gute famen. Die 
Berliner Berfammlung, obfehon bloß aus Preußen beftehend, führte 
Ichlechterdings den Namen National-Berfammlung. Die Preußen machten 
hiermit den Anſpruch geltend, eine befondere Nation zu fein. 

Nachdem nun durd) den Malmder Waffenftillftand die evolution 
in Sranffurt gebändigt worden war, glaubte man die beiden Gegen— 
Tarlamente nicht mehr fchonen zu brauchen. Man ging alſo daran, in. 
Wien und Berlin vollftändig aufzuräumen. Denn erft danı, wenn die 
großen Hauptjtädte unterworfen waren, hatte die ftaatliche Reaktion 
einen ziemlid) ebenen Weg vor fill. Der würtembergifche Staatsminifter 
Römer Hatte dieg im Juni fchon in einer dem „Schwäbifchen Merkur“ 
eingefandten langen Erklärung angedeutet, indem er die Worte gebrauchte: 

„Aber — centgegnet man mir — wenn aud die National-Ber- 
jammlung weder über Geld, nod) über. Soldaten zu gebieten hat, fo ift 
doch ihre moralifhe Kraft unendlid, und — das fouveräne deutfche 
Volk fteht Hinter ihr! Würden fid) Worte zu geeigneter Zeit in Thaten 
verwandeln, jo wäre die National-Berfanmlung nicht nur moralifc, 
jondern auch materiell ficher geftelt. Aber es begibt ſich zumeilen, daß 
Diejenigen, welche am Lauteften fchreien, unfichtbar werden, wenn es 
zum Handeln fommt, und zuden theilen nicht alle deutfchen Provinzen 

Beder, Reaktion. 23 
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die politiſchen Anſichten der Badener, Würtemberger ꝛc, fo daß es 
immerhin angemeſſen ſein dürfte, tapfern Worten kein 
allzugroßes Gewichtbeizulegen und nicht zu vergeſſen, 
daß ein Erfolg gewiſſer Höfe alle unſere politiſchen Er— 
rungenſchaften auf's Spiel ſetzen könnte.“ 

Der Erfolg der beiden Höfe von Berlin und Wien, welche mit 
den Worten Römer's gemeint ſind, ließ nicht lange auf ſich warten. 

Wie er zu Stande kam, werden wir ſogleich ſehen. 

Zwiſchen Oeſterreich und Preußen wurde unterm 19. März 1848 
eine Punktation abgeſchloſſen, deren Wortlaut nicht bekannt geworden 
ift.. E8 verlautete nur aus der Angabe des preußiſchen Geſandten, 
welcher fie abgefchloffen hatte, daß neben den bisherigen engern Bundes- 
tag eine aus Kammerwahlen der Einzelſtaaten in entfpredhender Zahl 
hervorgehende weitere Bundesverfammlung treten follte, daß cin oberftes 
Bundesfchiedsgeriht, gemeinfchaftliches Strafreht und Strafverfahren, 
ein allgemeines Handelsrecht nebft einer Kredits Ordnung, allgemeines 
Heimathsrecht, allgemeine Heeres-Infpizirungen und die Einführung von 
gemeinſchaftlichen Maßen, Gewichten, Münzen, von einer allgemeinen 
Poſt- und Eifenbahnordnung, von YBundes-Konfulaten ꝛc., fo wie bie 
Ausdehnung des Zollvereind auf den ganzen Bund, vereinbart worden 
feien. | " 

Indeß Liegt die Vermuthung nahe, dag die erwähnten Punkte bloße 
Borfchläge enthalten follten, mit welden man den Sturm zu beſchwich— 
tigen hoffte, und daß man fomit nicht eruftlih an die Ausführung der- 
felben dachte. Wahrſcheinlich ift dieſes Ziel der fraglichen Vereinbarung 
in einem befonderen Artifel nebft weiteren Beftinmungen über die Art 
und Weife, wie man zum alten Zuftande der Dinge zurüdfehren wollte, 
ausdrüclich ftipulirt worden. Die geheimen Ardive von Wien und 
Berlin werden einft hierüber Auffchluß geben. 

Mag aber dem fein, wie ihm wolle, geht doch aus der Exriftenz 
einer folchen geheimen Punktation mit Gewißheit die Thatſache hervor, 
daß die beiden deutſchen Großſtaaten fih gleich im An- 
fange der Revolution darüber verftändigten, melde Hals 
tung fie der nationalen Bewegung gegenüber einnehmen 
wollten, daß zwifdhen ihnen Fein Zwiefpalt und Miß— 
trauen, fondern völlige Eintracht herrſchte, und daß 
auch — was für die Beurtheilung des weitern Verlaufs 
derBewegung äußerft wihtig ifi —, der drei Tage nach dem 
Abſchluß der Punktation vollzogene Umritt des preu— 
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ßiſchen Könige, wobei leßterer ſich andie Spite Deutſch— 
lands ftellen zu wollen erklärte, im Sinne und GÖeifte 
des Mebereinfommens, im völligen Einflange nit derer 
wähnten Punftation gefhah. Bei der beabfidhtigten 
Niederwerfung der nationalen Bewegung war Preußen 
demnach die im Allgemeinen aftive, Defterreich die mehr 
paffive und abwehrende Rolle zugetheilt. In der Folge 
haben jedenfalls noch andere geheim gebliebene Abmachungen zwifchen 
Defterreih und Preußen ftattgefunden. 

Erft fchien die öfterreichifche Regierung die deutſch-nationale Bes 
wegung gern zu fehen. Große Freude erregte unter den Deutfch-Deftere 
reichern das auf das deutſche Parlament bezügliche Wahlgeſetz, wonad) 
jeder deutfche Staatsbürger, mochte er ein geborener Defterreicher fein 
oder nicht, in Defterreich gewählt werden durfte, und wonach fein De— 
putirter an eine Inftruftion feiner Wähler gebunden fein,. fondern allein 
nad) feiner Ueberzeugung Handeln follte. Allein nachdem die anıtliche 
„Wiener Zeitung” im legten Drittel des März und in der cerften Hälfte 
des April die innige Berbindung Oeſterreichs mit Deutjchland befür- 
wortet hatte, ſchwenkte fie ſich plötzlich in der Mitte des letztgenannten 
Monats und fuchte nun in ihren Leitartifeln, indem fie das Publikum 
warnte, Defterreih nicht über Deutfchland zu vergefjen, den fubtilen 
‚ Unterfchied zwifhen Bundesftaat und Staatenbund auseinander 
zu fegen. Diefer Unterfchied war alſo nidht bloß eine Erfindung von 
Sagern und der preußifchen Negierung, fondern ging aud) vom öfter- 
reichifchen Kabinette aus; denn er war ein wejentlicher ftrategifcher Zug 
im vereinbarten Entwurfe — in Teldzugsplane — der ftaatlichen Re— 
aktion. Was noch mehr: am 21. April brachte die „Wiener Zeitung“ 
in ihrem amtlichen Theile den entjcheidenden Ausſpruch: „Defterreic 
muß fih die befondere Zuftimmung zu jedem, von der 
Bundesverfamminug gefaßten Befhluffe unbedingt vor- 
behalten“ Am gleihen Zage erfchien ein öſterreichiſcher Mini— 
fterial-Erlaß, demgemäß Defterreih als ein Land angefehen werden 
mußte, welches fi) im Boraus von dem im Werden begriffenen neuen 
Deutfchland losſagte. Diefer Erlaß legte den deutfhen Sympathien 
weniger Werth bei, al8 den nichtdeutichen Antipathien. 

Schon das Patent vom 8. April 1848 ftellte die Czechen den 
Deutfchen gleich. Es hieß darin: 

„Um Meinen treuen Pragern einen Beweis Meiner laudesväterlichen 
Geſinnung zu geben, verordne Ich: 
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1. Die Sleichftellung der böhmifchen Nationalität mit der deut- 
fchen hat als Grundfat zu gelten. Die böhmiſche (czechiſche) Sprache 
wird der deutfchen in allen Zweigen der Staatsverwaltung und des 
öffentlichen Unterrichts vollkommen gleichgeſtellt. .. 3. Die Errichtung 
verantwortlicher Zentral-Behörden für das Königreidd Böhmen in Frag 
wird bewilligt... . 9. Bon nun an folen in Böhmen “alle öffent- 
lichen Aemter und Gerichtsbehörden nur durch gebürtige Böhmen, welche 
beider Tandesfprachen kundig find, befetst werden.” 

In dem öſterreichiſchen Reichsverfaffungsentwurfe, weldyer im legten 
Drittel des April das Licht der Welt erblidte, wurden nicht allein die 
Trovinzial-Stände ausdrüdlid) beftätigt, fondern auch Galizien und 
Dalmatien in den Reichsverband aufgenommen. Hierdurch erhielten 
die Slawen über die übrigen Nationalitäter da8 Uebergewicht. Yerner 
enthielt $. 12 die auf Deutſchland abzielende Beftimmung: daß „alle 
Berträge mit fremden Staaten der nadträglichen Genehmigung 
des Reichſstags“ bedürften. Der öfterreichifche Reichstag follte alfo im 
Gegenſatze zum einheitlichen Deutfchland ftehen, feinerfeitS aber durd) 
die Provinzialsfandtage im Schad) gehalten werden. 

Wenn man dieſe Politif begreifen will, muß man fi völlig in die 
Lage der öfterreihifchen Regierung verfegen. Letztere mußte bemüht 
fein, das Reich fowohl vor dem Auseinanderfallen, womit e8 durch die 
Nationalitäten-Kämpfe bedroht war, zu behüten, al8 aud) in den einzelnen 
Kronländern vermittelft des Parlamentarismus zur Befänftigung der 
aufgeregten Gemüther beizutragen. Die Ausfiht auf die Herftellung 
einer freifinnigen Berfafjung diente als Mittel, da8 Bewußtfein der 
Reichseinheit zu ftärfen, während die Provinzial-Randftände den Reichs— 
tag daran verhindern follten, fid) al8 fourveränen Herrn zu gebärden. In 
Stalien fpufte der Unabhängigkeitsfampf gegen die öfterreichifche Herr: 
Schaft, und die dortigen regierenden Hänpter hatten fi, un ihrer Kronen 
nicht verluftig zu gehen, dazu verftanden, gegen Defterreih Krieg zu 
machen und ein ähnliches Speftafel-Stüd aufzuführen, wie Treußen 
nebft feinen Berbündeten in Scyleswig-Holftein mit Bezug auf Däne— 
mark. Die Ungarn ftanden ebenfalls im Begriff, fid) von Defterreid) - 
loszuwinden. Am 15. März war unter der Führung Koffuth’8 cine 
ungarische Deputation in Wien erfchienen und hatte von Kaifer fol- 
gende Forderungen bewilligt erhalten: 1. ein verantwortliche ungarifches 
Minifterium; 2. unbeſchränkte Preffreiheit*); 3. Berlegung des Reichs— 


*) In dem freilich ſonſt ſehr einfeitig (von einem gewiſſen Zerfi oder Hirich) 
gejhriebenen und allem VBermuthen nad) aus einer trüben Quelle geflofjenen 
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tages von Preßburg nach Peſt; 4. Gleichheit vor dem Geſetze; 5. Ein⸗ 
führung des Nepräfentativ-Syftems; 6. Einberufung des ungariſchen 
Militärs und Weglegung der „Fremden“ Truppen; 7. Beeidigung des 
Militärs auf die Verfaffung; 8. Bildung einer Nationalgarde; 9. Auf- 
hebung der Frohndienſte des Landmanns, fowie aller Abgaben bes- 
felben an Adel und Geiftlichfeit; 10. gleiche Vertheilung der Staats» 
faften; 11. Einführung von Geſchwornengerichten; 12. Union mit 
Siebenbürgen.*) Unter diefen Punkten verliehen befonders die unter den 
Ziffern 4, 5, 6, 7,8, 9 und 10 aufgezählten der ungarifchen National« 
Bewegung nachhaltige Kraft; denn fie gewannen das Heer und bie 
großen Maffen, feffelten an das fpeziell magyarifche Regime durd) demo- 
Eratifche VBortheile die Nicht-Magyaren Ungarns und liefern uns Die 
Erklärung, warum die 500,000 Edelleute, welche bisher in Ungarn do» 
minirten, einen fo gewaltigen Widerftand gegen die Faiferlichen Heere in 
der Folge leiften konnten. 

Die Deutfchen Defterreichs, namentlich die Bewohner der KReiche- 
hauptftadt, nahmen eine Doppelftellung ein. Sie ſchwankten zwifchen 
Deutfchland und Defterreich, ſowie zwifchen Nationalität und Demofratie. 
Manche ihrer Führer gedachten mit Deutfchland zu gehen, wenn ihnen 
das Franffurter Parlament genug Vortheile befcheerte, dagegen bei Defter- 








Buche: Civilization in Hungary. By an Hungarian (London, 1860, 8%), 
wird dieſe Preßfreiheit (Seite 121) jo geihildert: „Die Zeitungen waren haupt- 
fählid) in den Händen verarınter Advokaten, die aus Mangel an Prozeffen fi) 
der Literatur als einer letten Zuflucht zuwandten, und von diefen Leuten for- 
derte die Regierung 1000 Pfund Strl. Kaution (10,000 Gulden), während die 
Öfterreichifche Negierung bloß 200 Pfund Strl. heifchte. Ueberdieß wurde ver⸗ 
ordnet, daß ein Verfaſſer bei Verlegung der Preßgeſetze mit zwei- bis jechsjährigem 
Gefängniß beftraft werden follte. Durch jene hohe Kaution follte die Preffe bloß 
den reihen Magnaten zugänglid) gemacht werden, und die Möglichkeit einer fo 
langen Haft entzog den Autoren alle Freiheit. Doch den intereffanteften Theil 
diefes (Preß:) Geſetzes bildete 8. 11, demgemäß die Beleidigung eines gewöhn- 
lichen Bürgers nicht auf gleiche Weife wie die Beleidigung eine® Beamten be- 
ftraft wurde. Die Geldbuße und Einferferung wegen Beamtenbeleidigung waren 
viel höher gegriffen, als wegen eines ähnlichen Bergehens gegen einen Nicht: 
beamten. Und bieß nannte man mit gänzlicher Verdrehung aller Begriffe der 
Gerechtigkeit Preßfreiheit und Gleihheit vor dem Geſetze!“ 

*) ©. Ungarn's gutes Recht. Nach Hiftorischen Quellen und eigenen Er- 
lebniffen von einem Magyaren (Luzern, Genf und Brüffel, 1861, 8%). Dieſes 
Bud ift im Koſſuth'ſchen Tone gehalten. 
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reich zu bleiben, wofern vom öfterreichifchen Reichstage mehr für die 
Sache der Freiheit gethan werden würde, als ſeitens der Yranffurter. 
Das Schwanfen hörte auf, als fich offenkundig die Öfterreichifche Neaf- 
tion mit deu Slawen verbündete, und als die Frankfurter ſich abnutzten 
und blamirten. 

Die Ultra⸗-Czechen, der fid) ihnen anfchließende böhmifche Adel und 
Fürft Windifchgräg, der Oberbefehlshaber der bewaffneten Macht im 
Norden, unterhielten enge Beziehungen zu jenen Perfonen am Hofe, welche 
nicht bloß vielen Einfluß befaßen, fondern aud) den ftärfften Wider- 
willen gegen die Demofratie hegten. Diefes Berhältnig blieb nicht lange 
geheim. Zwar erhob das Wiener Minifterium Proteft, als Graf Leo 
Thun in Folge der Wiener Ereigniffe vom 26. Mai eine proviforifche 
Kegierung, die aus ſechs Czechen und nur zwei Deutfchen beftand, in 
Prag einſetzte; allein die Deutſchen trauten diefem Proteft nicht recht, 
weil fie Näheres über das verdächtige Benehmen des Grafen Thun, 
welches er ſchon angefichts der Kunde vom 15. Mai eingehalten hatte, 
erfuhren. Leo Thun hatte fchon damals, wie die öffentlichen Blätter 
berichteten, den Baron Villani und einen zweiten Gzechen-Führer (Pas 
lacky) zu fich kommen laffen, hatte ihnen gejagt, Prag müſſe ruhig bleiben, 
und ihnen von einem guten Plane gefprochen, nad) welchen das Slawen- 
thum in Defterreich das herrfchende Element werden könne. Die Barrifa- 
den = Zage Wien’8 boten nun den Czechen den Vorwand, den Mi- 
niſterrath in Wien für unfrei zu erklären und die Einfegung einer pro⸗ 
viforifchen Regierung in Prag zu verlangen, die denn auch, wie erwähnt, 
nach dem 26. Mai zu Stande fam. Diefe neue Regierung trug fein 
Dedenfen, Befehle zu erlaffen; denn fie ſchien für ſicher anzunehmen, 
daß durch die Fürſprache der Ariftofratte der inzwifchen nad) Iunsbrud 
gereifte Kaifer fie beftätigen würde. Indeß verhinderte zunädft das 
Auftreten der Magyaren, daß fich der Hof fofort offen für die Czechen 
erflärte. Zudem befanden ſich auch unter den Czechen demofratifche 
Köpfe mit revolutionären Ideen, Leute, die erft beim Prager Aufftande 
im Juni unſchädlich gemadjt und gründlich zur Ruhe verwiefen werden 
mußten. Der Prager Aderlaß befiegelte alfo das Bündniß zwifchen den 
Czechen und der Reaktion. Diefer Umſtand erklärt die auffällige Er- 
Iheinung, daß die Anftifter des Aufftandes ſtraflos ausgingen. Wenn 
der Wiener Sicherheitsausfchußg die In-Anklage-Stellung des Fürften 
Windiſchgrätz und die Aufhebung des Prager Belagerungszuftandes be- 
Ichloß, zeigte er, daß er den realen Verhältniffen wenig Rechnung trug, 
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In Adwefenheit des Kaiſers war der Erzherzog Johann zu feinem 
Stellvertreter in Wien ernannt worden. Als dem Erzherzoge die anf 
ihn gefallene Reichsverweſerwahl durch eine Deputation des Frankfurter 
Parlaments förmlich kundgethan wurde, antwortete er: „Sc, fühle mid) 
geſchmeichelt und gechrt durd) die auf mich gefallene Wahl zu der wich- 
tigen Stelle eines Neich8verwefers, welcher, wie die Bundesverfamntlung 
mir angezeigt hat, die deutjchen Regierungen ihren Beifall gegeben 
haben.... Nur durch Einigkeit, gegenfeitige Mäßigung, Unecigen- 
nüßigfeit der Abfichten und Liebe zur Gerechtigkeit gelangen wir zu dem 
erwünfchten Ziele. Sch, meine Herren, ich bitte davon überzeugt zu fein, 
ich bringe feinen andern Ehrgeiz mit, als dem gemeinfamen Vaterlande 
in meinen borgerüdten Alter meine letzten Kräfte zu weihen.... Nun 
find wir alle Brüder!“ j 

Ravaux, ein Mitglied der Deputation, hielt von den Fenftern im 
Haufe de8 Herin Mar Springer zu Wien (Kärntnerftraße) an das uns 
ten verſammelte Volk eine gemüthvolle Rede, worin die Worte vorkfamen: 
„Wir haben nun fo oft gefungen: Was ift des Deutfchen Vaterland ? 
und tch Hoffe, daß wir heute zum letzten Male fo gefragt haben; denn 
ſeitdem der deutfche Johann an der Spite det Deutfchen fteht, wiſſen 
wir, wo unfer Baterland iſt.“ — Im gewiffen Sinne, nur nit im 
Sinne des Nedners, follten fich diefe Worte erfüllen. 

Johann kehrte von Frankfurt ſchnell noch einmal nad) Wien zuritd, 
um bier ein neues Minifterrum einzufegen und den öfterreichifchen Reichs⸗ 
tag zu eröffnen. In der Thronvede verkündete er die Gleichftellung der 
Nationalitäten und drüdte ſich fehr unbeftimmt über die Stellung Oefter- 
reich® zu Deutfchland aus. Eine Deputation des Wiener Ausfchufjes er- 
juchte ihn um diefe Zeit, das deutfche Parlament nad) Wien zu verlegen. 
Doch war dem neuen NeichSverwefer ein folcher Gedanke völlig fremd; 
denn die Ausführung desfelben würde der deutfchenationalen Bewegung 
große Energie und Tragweite gegeben und den ganzen Neaktionsplan zu 
Scanden gemacht haben. Uebrigens waren für Frankfurt anftatt 190 
nur 116 öſterreichiſche Teputirte gewählt worden, deren Zahl durch Ur- 
laub und unbefugte Abweſenheit obendrein gewöhnlich auf 70 bis 80 
zuſamwenſchmolz. 

Der Wiener Reichstag verlor, wie ſein Frankfurter Kollege, eine 
geraume Zeit mit der Diskuſſion der Grundrechte, weil auch er von dem 
Wahne befangen war, daß die Grundrechte, auch wenn ſie nicht aus 
den thatſächlichen Verhältniſſen hervorwachſen und folglich der demokra— 
tiſchen Umgeſtaltung des Geſellſchaftszuſtandes entſprechen, ſchon feft« - 
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ftehen und Dauer haben, fobald fie nur von einem Parlamente bechlof- 
jen und auf ein Stüd Papier gedrudt worden find. Dod hat diefer 
Reichstag eine hiermit Fontraftirende große That aufzuweifen. Denn er 
befreite auf den Antrag des Bauernſohns Kudlich, welcher feines ple- 
bejifchen Urfprungs eingedenf war, die Bauern vom Unterthanenverbande 
und bewirkte die Entlaftung de8 Bodens. Wären die im Keichörathe 
figenden galizifshen Bauern anfgellärter gewefen, fo würden die dem 
Banernftande hieducch erwiefenen Wohlthaten fogar ohne alle Eutjchä- 
digung verliehen worden fein. Aber die öfterreihifchen Bauern, unter 
dem: Drude des alten Rechts-Syſtems um jede Ahnung ihrer Menfchen- 
würde gebracht, ftanden fogar noch viel tiefer als das Landvolk draußen 
im deutſchen Reiche. Während der Oftober-Revolution fuchte fie Rud- 
lich vergebens zum Schuge des bedrohten Wiens aufzubieten; denn 
gleichwie ihnen ohne ihr Zuthun ihre Befreiung als reife Frucht in den 
Schoos gefallen war, jo auch legten fie größten Stunpffinn an den Tag, 
als, e8 fraglicd) geworden war, ob die erlangten Vortheile ihnen nicht 
wieder von der Reaktion entrifjen werden würden. Aber auch der Wiener 
Reichstag, den der öfterreichifche Kaifer am 22. Oktober, um ihn un- 
bedeutend zu machen, für den 15. Novenber nah Kremfier verlegte, 
nahm während der Oftobertage cine fehr Fraftlofe und fogar zweideutige 
und bedenkliche Haltung ein. 

Der Wiener Dftober-Aufftand fam fo zum Ausbruche Indem die 
Wiener Demokraten die Ueberzeugung gewannen, daß ſowohl das Frank⸗ 
furter Parlament als. auch die fi) auf die Slawen ftüßende öfterreichi- 
fche Regierung es nicht aufrihtig mit der neuen Freiheit hielten, fym- 
pathifirten fie nicht nur mit den Italtenern, fondern glaubten auch vor- 
züglid) an den Ungarn eine Stüge finden zu müffen. Die Magyaren 
nämlich befanden ſich mit Bezug auf die Slawen in einer ähnlichen 
Lage, wie die Deutjch-Defterreiher. Gegen fie waren die Slawen auf- 
gewiegelt, war der Kampf der Walachen, Raigen, Serben und Kroaten 
angefponnen worden. Allerdings traten anfcheinend das ungarifche Mi— 
nifterium und der ungariſche König Yerdinand den feparatiftifchen Un⸗ 
ruhen entgegen, und in einen Reſkript vom 10. Juni 1848 wurde der 
Ban von Kroatien, Baron Yellacic, welcher den kroatiſchen Aufftand Lei- 
tete, des Hochverraths Tchuldig und feiner Aemter und Würden verluftig 
erflärt. Der König berief fogar, um den in den untern Donaugegenden 
ausgebrochenen Unruhen zu ftenern und die Integrität der Stephand- 
frone zu wahren, auf den 2. Juli einen außerordentlichen Landtag nad) 
Pet, und diefer Reichstag bewilligte ein Heer von 200,000 Mann zum 
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Schute Ungarns, fowie die Summe von 42 Millionen Gulden Kon- 
ventions-Münze zu gleichem Zwede. Allein die Ungarn fingen nad) Kur⸗ 
zem ein an den Ban Jellacic gerichtete® Schreiben auf, worin derfelbe 
ermahnt wurde, feine „im Intereffe des Kaiferhanfes unternommenen 
Ioyalen” Anftrengungen fortzufegen. Hieraus glaubte man fchließen zu 
müffen, daß Jellacic insgeheim vom Hofe fräftig unterftütt würde, und 
daß in nicht ferner Zufunft ein gänzlicher Brud) zwifchen Ungarn und 
der Dynaftie unvermeidlich wäre. Batthiany, der ungariſche Minifter-Prä- 
fident, welcher einem Kriege der Ungarn mit ihrem Herrfcherhaufe ab- 
hold war, fuchte deßhalb in Wien, wohin er fi im Juli begab, mit 
Sellacie eine Berftändigung herbeizuführen; doc führten feine Unterhand- 
lungen nicht zu dem gehofften Reſultate. 

Ungarn wurde nun von mehreren Seiten zugleich angegriffen. Zu- 
dem erflärte eine Fönigliche Proflamation die Beſchlüſſe der ungarifchen 
Rational-Berfammlung für ungefeglich, ſprach die Auflöfung diefer Ver— 
fammlung und des ungarifhen Minifteriums aus und ftellte den Feld⸗ 
marschall-Lieutenant Grafen Yamberg, der jedoch auf der Pefter Donau= 
Sciffbrüde vom Volke todtgefchlagen wurde, an die Spite der ungari- 
ſchen Zivil- und Militär-Gewalt. Zwar trat jetzt das ungarifche Mi- 
nifterrum ab, aber nur zu dem Zwecke, um Koſſuth Pla zu machen, 
der dom ungarifchen Keichstage die Präfidentfchaft bei den aus Depu- 
tirten gebildeten LandesvertheidigungssAusfchuffe erhielt. Der Oberbefehl 
über das ungarifche Heer wurde von Koſſuth dem Feldmarfchall-Lieute- 
nant Moga übertragen, nachdem der Erzherzog Palatin, der Stellver- 
treter des ungarifhen Könige, welcher zur Uebernahme des Dberbefehls 
gefetlich berufen war, inzwischen für gut befunden hatte, in aller Stille 
Ungarn zu verlaffen. Kofjuth wurde Ungarn’s Diktator; dod) führte er 
den vornehmen Zitel: Gonverneur. 

Koffuth, feiner gewaltigen Beredtfamfeit vertrauend, reifte zunächſt 
umher und bot den Landſturm gegen den beranrüdenden Jellacic auf. *) 
Dei Velencze kam e8 am 30. September 1848 zur Schlacht ohne Ent- 
Iheidung. Denn obſchon die Ungarn den Hauptvortheil errungen hat- 
ten, bewilligten fie gleichwohl ihrem Feinde einen dreitägigen Waffen- 
ftilftand, dei diefer dazu benußgte, um vermittelft Flankenmarſches auf 
Wien loszurüden, wo gerade um diefe Zeit der oben erwähnte Ioge- 
nannte Dftober-Aufftand ausbrad). 


*) Eine ziemlich vollftändige Sammlung Koffuth’jcher Reden ift 1853 zu 
London bei Holyoake in engliſcher Sprache erſchienen. 
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Die Demokraten Wien's hatten die daſelbſt garniſonirenden Trup- 
pen, als dieſe nach Ungarn beordert wurden, am Abmarſche verhindert; 
deun fie erkannten die aus einer Niederwerfung Ungarn's ihnen ſelbſt drohen- 
den Folgen. Der Kriegsminiſter Latour war während des Wiener Kampfes 
von wüthenden Volfe getödtet worden. Die Revolution hatte über die 
Legitimität gefiegt. Aber die Wiener Demokraten verftanden ihren Sieg 
nicht zu benugen. Sie fetten weder eine proviforifche Regierung noch 
eine Diktatur ein, fondern die oberfte Leitung, wenn unter diefen Um: 
ftänden von einer folhen überhaupt gefprocdhen werden- fann, vertheilte 
ſich zwifchen dem Genteinderathe und dem zu einem Numpfparlamente 
zufammengefchrunpften Reichstage, die beide nicht die Brüce hinter fich 
fofort abzubrechen wagten. Ja ein Theil des Miniſteriums durfte fogar 
in der infurgirten Stadt bleiben und dafelbit einen höchſt nadhtheiligen 
Einfluß gegen die Revolution geltend machen. Nachdem der Gemeinde- 
rath vergeblich ale Mittel erfchöpft hatte, um den in Olmütz befind- 
lihen Kaifer zur Rückkehr zu bewegen, dachte er endlich an die BVertheis 
digung. Auf diefe Weife war unwiederbringlich eine foftbare Zeit ver- 
ftrichen, die dazu diente, Yellacic von Ungarn und Windifchgräg von 
Böhmen zur Berftärfung des ſchon bei Wien ftehenden Generals von 
Auersperg heranziehen zu laſſen. Die Aufftändifchen wurden am Ende 
des Dftober-Monats unterworfen. Denn auch die ungarifche Hülfe traf 
zu fpät ein, da fich die ungarische National-Verſammlung erſt nach) lan— 
gen Debatten dazu entjchließen konnte, das ungarifche Heer über die na— 
tionale Gränze rüden zu laſſen. Obendrein wurden die Ungarn am 30. 
Oktober bei Schwechat durch den Fürften Windifchgräs gefchlagen und 
der Linfe Flügel wäre fogar in die Donau gefprengt worden, wenn nicht 
der Offizier Görgey, den Koffuth nun an der Stelle Moga's zum Dber- 
befehlshaber ernannte, dieſes Unglück noch rechtzeitig verhütet hätte. 

Jetzt herrſchte in Wien der Belagerungszuftand und der Schreden. 
Wer Hatte flüchten können, war geflüchtet. Meffenhaufer, Julins Becher 
und Andere wurden ftandredjtlidy) erfchoffen. Die von der deutſchen De— 
mofratie grumdrechtlich befchloffene Abfchaffung der Todesftrafe fand ihr 
Gegenftüd. E8 erlitten hier den Tod auch zwei Männer, die fich im Leipziger 
Redeübungsvereine 1846 und 1847 oft heftig befämpft Hatten: Hernann 
Sellinec, der immer radikalen Anfichten gehuldigt, und Robert Blum, 
der ſonſt konſtitutionell- monarchiſch gefinnte Führer der Frankfurter Tin- 
fen. Blum fühnte mit feinem Tode feine parlamentarifchen Schwädjen 
und Sünden. Aber feine Hinrichtung war zugleich ein Todesſtreich für 
die deutfche National-Berfammlung. Defterreich8 Regierung zeigte damit, 
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daß fie, die feinen einzigen Parlaments-Beſchluß für gültig und verbind- 
lich erachtet hatte, jett vollftändig von der deutſchen Einheitsbewegung 
frei war. Sie warf den deutichen Einheitsftiftern den Handſchuh Hin, 
überhäufte fie mit Schmad) und Spott. Diefe Wendung trat auch äußer- 
lich hervor, al8 am 2. Dezember 1848 Ferdinand der Erfte die Regie— 
rung zu Gunften feines Neffen Franz Joſeph des Erften deßhalb nie- 
derlegte, weil „es jüngerer Kräfte bedürfe, um das große Werk zu für- 
dern und einer gedeihlichen Vollendung zuzuführen.“ Indem der neue 
Kaifer (f. Reichſtags-Blatt Nr. 3 vom 3. Dezember 1848) feine Thron 
befteigung verfündigte, fagte er unter Anderm: 


„Feſt entfchlofien, den Glanz der Krone ungetrübt und die Gefammt- 
Monarchie ungefhmälert zu erhalten, aber bereit Unſere Rechte mit den 
Bertretern Unferer Völker zu theilen, rechnen Wir darauf, daß es mit Got- 
tes Beiftand und im Einverftändniffe mit den Bölfern gelingen werde, alle 
Lande und Stämme der Monarchie zu einem großen 
Stantsförper zu vereinigen.... Alle Vorkehrungen find ge- 
troffen, um die Achtung vor dem Geſetze allentHalben wieder herzuftellen. 
Die Bezwingung des Aufftandes und die Rüclſicht des in- 
nern Friedens find die erften Bedingungen für ein glüd- 
liches Gedeihen des großen Berfajjungswerfes.... Wir 
zählen auf den gefunden Sinn der ftetS getreuen Landbewohner, welde 
durch die neueften gefetlichen Beftimmungen über die Löſung des Unter- 
thanenverbandes und Entlaftung des Bodens in den Vollgenuß der ftaats- 
bürgerlichen Rechte getreten find. Wir zählen auf Unfere getreuen 
Staatsdiener. Bon Unferer glorreihen Armee verfehen Wir 
Uns der alt bewährten Tapferkeit, Treue und Ausdauer. Sie wird Uns, 
wie Unfern Vorfahren, ein Pfeiler des Thrones, dem Vaterlande und 
den freien Imftitutionen ein unerfchütterliches Bollwerk fein.“ 


Der nad) Kremfier in das exil honorable verbannte Neichdtag wurde 
am 7. März aufgelöft, als er mit feiner Arbeit beinahe fertig war. Die 
nun oftrogirte Verfaffung trat nie in eigentliche Wirkfamkeit. Denn nicht 
fie, fondern der große Staatsmann Schwarzenberg, den der neue Kaifer 
beim Regierungsantritte im Amte beftätigt hatte, war dazu berufen, die 
Reichseinheit herzuftellen und das große Werk zu vollenden. Die Madjt- 
verhältnifje entjchieden; fie waren die lebendige und wirkliche Verfaſſung, 
“ während die gefchriebene ein todter Buchſtabe blieb. So lange als die 
Ungarn noch nicht unterworfen waren, hoffte ein Theil der deutfch-öfter- 
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reichifchen Demokraten von dort eine Umkehr zu ihren Gunften;*) allein 
mit der Waffenftredung von Bilagos vom 13. Auguft 1849 war aud) 
der letzte Schwache Hoffnungsfchimmer geſchwunden, und fie mußten fid 
dem Walten der Neaktion geduldig ergeben. Wenigftens konnten fie 
als Partei das über fie unerbittlic) hereinbrechende Geſchick nicht ab- 
wenden oder abändern. Das war der Erfolg des öfterreichifchen Hofes. 
Der preußifche Erfolg lief dem öfterreichifchen zur Seite. 

Sn Preußen wurde nad) dem Berliner Märzfampfe viel darüber 
geftritten, auf welcher Seite der Sieg gelegen habe, und ob durch jenen 
Kampf überhaupt eine Nevolution bewirkt worden fei. Der Graf Xr- 
nim=Boytenburg, welcher damals an der Stelle des abtretenden Bodel- 
ihwingh mit der Bildung eines neuen Minifteriung betraut wurde, hat 
indeß die hierüber waltenden Zweifel völlig zerftrent. **) Am 19. März 
vormittags 9% Uhr, erzählt er, ward von bürgerlichen Deputationen 
die Bitte vorgetragen, die Straßen vom Militär zu räumen, indem die 
Bürger dann dafür ftänden, daß auf der andern Seite mit dem Weg- 
räumen der Barrifaden fofort begonnen und fortgefahren, und die Rück— 
fehr der Ordnung erfolgen werde. 

Unmittelbar daranf Tieß der König den General von Prittwit her— 
beirufen, un Auskunft über die augenblidlihe Lage der Dinge zu er- 
halten. Der General beharrte bei der ſchon öfter ausgefprochenen An- 
fiht: ih nicht ftark genug zur Eroberung der ganzen 

*) Der öfterreichifche Dichter Hartmann drückte diefe vielfach gehegte Hoff 
nung aus” in der „Neimchronik des Pfaffen Manriziue,“ wo er im 4. Kapitel 
die Heldenthaten der in Ungarn mitlämpfenden Wiener Studenten feierte: 

„Sie wiſſen's beffer, al8 ihr's wißt, 

Daß dort die Freiheit wird auferfteh'n, 
Daß Deutichland’s Feinde dort untergeh’n, 
Daß dort der Deutjchen Schlachtfeld ift, 
Die braven Wiener Studenten.” 

Den aus Wien fommenvden Studenten war nad) dem Falle Wien’s der 
Eintritt in’8 beierische Land verwehrt und jchon unterm 28. Oftober 1848 dem 
Senate der Münchener Univrrfität die Weifung zugegangen, mit der Aufnahme 
von Wiener Studenten vorfidtig zu fein. 

**) Bemerfungen des Grafen Arnim: Boytzenburg zu der Schrift: Die Ber— 
liner Märztage, vom militäriſchen Standpunkte aus geſchildert. Berlin, im 
Oktober 1850. — Graf Arnim ſagt am Schluſſe ſeiner Schrift: „Wer künftig 
eine Geſchichte der Berliner Märztage ſchreibt, der möge dieſe Thatſachen nicht 
überſehen.“ — Sein Wunſch iſt, inſofern es innerhalb der Gränzen des gegen— 
wärtigen Werkes geſchehen konnte, von uns erfüllt worden. 
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Stadt, Straße um Straße, zu fühlen, wohl aber zum Be- 
haupten der eingenommenen Stellung. Sollte die Einwohnerjchaft ſich 
nicht unterwerfen, fo befürmortete ex eine enge Einfchliegung und machte 
außerdem auf den bedenflichen Zuftand im mehreren Straßen, als Folge 
der jeit dem Morgen eingetretenen Ungewißheit, aufmerfjan. Un 10 Uhr 
wiederholte cine neue bürgerliche Deputation, der Bürgermeifter Naunyn 
an der Spite, die obige Bitte. Gegen 11 Uhr überbrachte der Minifter 
von Bodelfhwingh dem General von Prittwig den Befehl des Königs 
zum Abzuge dev Truppen. Der General von Prittwiß madte in An- 
betracht de8 Zuftandes der Straßen dagegen geltend, daß in” foldyem 
Valle die fremden Truppen nad) den Kantonnirungen, die einheimischen 
nach den Kafernen abrüden müßten: wodurch die Verbindung der ein- 
zelnen Zruppentheile nicht allein unter fich, fondern auch mit dem Befehls- 
haber abgejchnitten, Schloß und Zeughaus nicht mehr unterftügt, und 
die Truppen mit gebundenen Händen dem Gegner überliefert werden würs 
den. Gleichwohl fügte er fich den beftimmten königlichen Befehle. Der 
König Hatte die Beſetzung des Schlofjes, des Zeughaufes und einiger an- 
deren wichtigen Gebäude befohlen. Es waren mehr als 20 Bataillone, 
30 Sefchüge und cin Regiment Kavallerie innerhalb des von den Truppen 
offupirten Stadttheild® zur Dispofition. Bon diefen wurden nur zwei 
Bataillone nad) dem Schlofje beordert, von denen nur ſechs Kompagnien 
eintrafen, und nur zwei fih im Schloßhofe, den die Fönigliche Familie 
bewohnte, aufftellten; ein im Zeughaus ftehendes Bataillon erhielt den 
Befehl, dort bis 2 Uhr zu bleiben. Bon den übrigen Gebäuden in der 
Nähe de8 Schlofjes und Zeughaufes wurde, außer von der gewöhnlichen 
Wache, feines militärisch befegt. Um 12 Uhr wurde Graf Arnim zum 
Minifter ernannt. Cr machte fogleicd) die Wahrnehmung, daß die Be— 
ſatzung des Schloßhofes, den der König bewohnte, aus nur einigen Hundert 
Manı Iufanterie beftand, die, Gewehr beim Fuß, inmitten des Hofes 
von einer mehrfach überlegenen Anzahl ihrer Gegner umgeben fanden, 
welche letsteren die freie Zirkulation im Schloßhofe und die Ein- und 
Ausgänge zu diefem inne Hatten. Die erfte amtliche Handlung des neuen 
Minifters war: in den Schloßhof zu eilen und den General v. Prittwig 
zu fragen: ob denn das alle Truppen wären, welche derjelbe hier habe? 
Der General antwortete Nichts als die Worte: „Die andern haben 
fih verfrümelt!"* Unmittelbar darauf umgab der befannte 








*) Einige Stunden fpäter antwortete auf die Frage: wo denn die übrigen 
Truppen geblieben fein? Prittwig dem Könige: „Sie ſind mir durch die 
Finger gegangen!” — S. Arnim’s Schrift, Seite 35. 


ur 


— 366 — 


Leichenzug mit Zaufenden des zur Wuth gereizten und bewaffneten Volks 
das Schloß und feste die LTeichen dicht an der Wendeltreppe nieder. 
Der König nebft der Königin trat auf den Balfon, und der ftolze 
Hohenzoller ſah fich auf den Befehl des Volkes genöthigt, vor den 
Zodten der Revolution das Haupt zu entblößen. Er war ein Gefangener 
in den Händen des Volkes*) und blieb es einige Seit, weil er Be- 
denfen trug, dem Beifpiele Louis Philipps zu folgen und aus feiner 
Hauptftadt zu fliehen. Der Prinz von Preußen dagegen war im erften 
Schrecken nad) England entwichen, und fein Palaft trug, damit felbiger 
vor Zerftörung ficher fei, die Auffchrift: „National-Eigenthum.” 

Jedermann kann fid) aus der authentifchen Schilderung des Grafen 
Arnim-Boytenburg ein Urtheil bilden von der großen Demoralifation 
ber Truppen und der Kopflofigfeit ihres Befehlshabers, von der Ber 
wirrung und Muthlofigkeit im Föniglihen Scloffe, ſowie von den gün- 
ftigen, unbenutzt gebliebenen Chancen der Berliner Barrifadenkämpfer. 
Jedermann kann einfehen, daß nur die Angft der reichen Bürger, welde 
Deputation auf Deputation an den König fchidten und um den Abzug 
des Militärs flehten, den vollftändigen Sieg der Demofratie über das 
preußifche Königthun verhinderte. Jedermann wird angefichts folcher 
Thatſachen aber auch zu bemefjen verftehen, welchen Werth die Auf- 
fchneidereien der Junferpartei, denen zufolge der Sieg auf der Seite der 
Zruppen gewefen fei, gehabt haben. 

Nichtsdeftoweniger zog der Umftand, daß der Berliner Straßen- 
kampf nicht zu Ende gefänpft worden war, den großen Nachtheil der 
Halbheit nad) ſich, indem nun zwifchen Boll und Krone ſeitens der 
letztern der Bereinbarungsftandpunft beanfprucht wurde. Diefer Stand» 
punft ftand im grellen Widerfpruche zu dem 1848 in Preußen einge: 
führten allgemeinen Wahlvechte. Denn das allgenteine Wahlrecht legte, 
wenn e8 damals aud) nur indireft Platz griff, allen erwachjenen Männern, 
welche die „preußifche Nation“ bildeten, die Souveränetät bei. Kein 
Standesunterfchted, fein Rang, fein Titel, keine Geburt, Fein Neichthum 
verlieh vor der Wahlurne Jemandem ein Vorrecht; der König war vor 
ihr dem Aermften und „Geringſten“ gleichgeftellt. Der Prinz von Preußen 











*) Der Minifter Arnim gebraudit Seite 34, um die fchredliche Lage des 
Königs zu fchildern, die Worte: „Der König und die ganze in jenen Gemädern 
verſammelte Tönigliche Familie find abgefchnitten von den Truppen, find mit 
einen Heinen Häuflein eingefhloffen in einer rebelliichen Hauptſtadt voll fremder 
und einheimiſcher Pöbelrotten.“ 
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felber (der jeßige preußifche König) bewarb fich, weil er allein auf diefe 
Weife nach Preußen zurückkehren konnte, um emen Sig in der preu- 
Bifhen Fonftituirenden Berfammlung,. erhielt einen folchen für den 
Deutjchland einverleibten Wirfiger Wahlkreis und erjchien wenigftens 
einmal — am 8. Juni — unter den Bolls-Deputirten. 

Er ſah fi) alfo- durch die Ereigniffe gezwungen, die Bolls-Sou- 
veränetät anzuerkennen. In der preußischen National-Berfammlung faßen 
außer dem Prinzen von Preußen ein Taglöhner, ein Gefell, ein Kommis, 
68 Bauern, 5 Titeraten, 11 Aerzte, 4 Offiziere, 40 Adelige, 28 ftäd- 
tiſche Beamte, 48 Berwaltungsbeamte und 98 Juſtiz-Beamte. Mit 
der fouveränen Berfammlung, worin der Kronprinz neben einem Tag— 
löhner, einem ©efellen und einem Kommis faß, vereinbaren zu wollen, 
mußte als das Uebermaß von Abjurdität erjcheinen und auf Hinter- 
gedanken hindeuten. Mochte immerhin der Kronprinz den Eintritt in 
die Volfövertreterverfammlung als Mittel benugen, um fi wicder in 
das Königreich einzuführen und fid) die damals nicht anders mehr an—⸗ 
erfannte Unverleglichkeit zu fihern: jo wird doc hHierdurd Nichts an 
der Thatſache geändert, daß in der mit allgemeinem Stimmrecht ge- 
wählten konſtituirenden Berfammlung Alles bis auf den Kronenträger 
inbegriffen, und daß es folglich widerfinnig war, wenn die Berfammlung, 
worin die feitherige Krone nur einen entjprechenden Theil bildete, mit der 
nämlicyen Krone, die fid) vor und außerhalb der Berfammlung als ab- 
folut, unabhäugig und ſouverän gebärdet hatte, als mit einer felbftän- 
digen Macht noch unterhandeln und vereinbaren follte. Innerhalb der 
Berfammlung war die Krone der Nation untergeordnet, ja fie wurde 
überhaupt als nicht mehr eriftirend vorausgeſetzt, weil jonft Feine kon— 
ftituivende Verſammlung nöthig und möglich gewejen wäre. Dagegen 
beanfpruchte die Krone außerhalb der Verfammlung und außerhalb der 
Nation mit diefer letztern kraft des Bereinbarungsftandpunfts die 
Ehenbürtigfeit und ftelte fi) al® monarchiſche Souveränetät drohend . 
der Boll8-Souveränetät entgegen. 

Die Bauern, welhe 68 Bertreter aus ihrer Mitte abgeorbiet 
hatten, gewannen durch die Bewegung von 1848 bedeutende Vortheile. 
Sie gelangten durch fie mit dem Bürgerthume auf gleiche Stufe und 
traten Hinfort vafcher in den Prozeß bürgerlicher Ausbeutung ein. Nad)- 
dem die preußiſchen Bauern erlangt hatten, was fie wollten, fchlugen 
fie fi) auf die Seite der Reaktion. Das preußifhe Bürgertum war 
in der Berliner Verſammlung fo gut wie gar nicht vertreten. Es Hatte, 
weil an Beamtenbevormundung gewöhnt, faft Ianter Beamte zu feinen 
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Bertretern gewählt. Nun war nicht wohl denkbar, daß bei dem unaus- 
bleiblichen Konflikte, wo e8 einen Kampf auf Tod und Leben galt, die 
aus der Bureaufratie hergenommenen Bertreter, welche in der Ber- 
fammlung die Mehrzahl bildeten, da8 Aeußerſte wagen würden. 

Die Beanıten, mit der preußifhen Monarchie verwachfen, in deren 
Schreibftuben fie als Angeftellte ihr Brot fanden, bemaßen die Madıt- 
frage, um welche es ſich in letter Inftanz handelte, nad) ihrer gefell- 
ſchaftlichen Stellung und nad) ihren juriftifhen Begriffen. Sie erhoben 
ſich höchſtens bis zu jener gefeßlichen Entrüftung, die pafjiver Wider- 
ftand genannt wurde. Ste erinnerten an die passive obedience men 
der englifchen Revolutionszeit. 

Das neue preußifche Minifterrum legte der Fonftituirenden Ver— 
ſammlung einen Berfaffungsentwurf vor, der fo reaktionär war, daß er 
felbft der rechten Seite nicht genügte. Hunderte von Petitionen und faft 
die ganze Preffe verlangten die Verwerfung desfelben. Doch die Majo— 
rität Scheute fich vor diefeem Schritte; fie fuchte nad) einem Auswege. 
Darum ftellte Wachsmuth den Antrag auf Verweiſung in eine Kom: 
mifjion, und Walded, der die Fonftitutionelle Monarchie für die einzige 
vernünftige Berfaffungsform Preußens anfah, trat dem Harraſſowitz'ſchen 
Amendement bei, welches lautete: „zur Berathung und eventuellen Um⸗ 
arbeitung.” Indem die DBerfammlung den Antrag nebft Amendenent 
annahnı, wollte fie vermeiden, dem Minifterium wehe zu thun. Sie beob⸗ 
achtete dieſe zarte Rüdficht, weil in ihr die Beamten, die Untergebenen 
de8 Minifteriums, domimirten. Gleichwohl befennt der Beamte von 
Unruh: 

„Der neu erfundene Begriff, oder beſſer, das neu erfundene Wort 
der Vereinbarung, und der wichtige Umſtand, daß aus der Revolution 
nicht allein die Krone unangetaſtet hervorgegangen war, ſondern auch 
die ganze Erefutiv-Gewalt, die ganze Regierungs-Maſchine in der Hand 
behalten, die Minifter frei gewählt hatte, gab der Ber- 
fammlung eine ganz eigenthümlide Stellung zum Mi- 
nifterium.“ 

Eben fo ſchwach benahm ſich die VBerfammlung, als die erfte große 
Prinzipiensrage zur Berhandlung fan. Weil man nämlid) auf Schritt 
und Zritt daran erinnert wurde, daß die Nevolution wegen des Da— 
zwifchentreten® der Bürger am 19. März nicht zur ganz vollendeten 
Thatſache erhoben und folglich ihr Sieg nicht außer allen Zweifel ge- 
ftellt war, wollte Behrends jede Mißdeutung in diefer Hinficht befeitigen, 
indem er den Vorfchlag machte: 
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„Die Berfammlung wolle in Anerkennung der Revolution 
zu Protofoll erklären, daß die Kämpfer des 18. und 19, März fi wohl 
um das Baterland verdient gemacht haben.“ 

Was that jedoch die Berfammlung? Sie zog es vor, bie brennende 
Frage umentfchieden zu lafjien und zur Tagesordnung überzugehen. Herr 
von Unruh, der ein parlamentarifcher Minifter zu werden hoffte und 
deßhalb bei jeder Gelegenheit den Regierungs-Organen feinen Fugen Rath 
ertheilte, trug nicht wenig zu dem ſchwächlichen Verhalten der Berliner 
Konftituante bei. Er könnte ein Gagern in Kleinen genannt werden, 
wenn cr einigermaßen mit ftaatSmännifchen Blid begabt geweſen wäre. 
Da ihm diefer jedoch durchaus wmangelte, benutte die Reaktion feine 
Schwächen und lachte über feine Schlauheit ins Yäuftchen. 

„Im Hötel de Ruſſie herrſchte faft (?) Fein Ehrgeiz,“ aber defto mehr 
Eitelfeit! 

Nichtsdeftoweniger wuchs die Zahl der Linken, da auch die vielen 
Stellvertreter, die zur Auffrifhung der Verfammlung dienten, in Folge 
der unter dem Volke fich verbreiteuden demofratifchen Ideen meiſt bie 
linke Seite ber Verſammlung verftärkten. Das Stellvertreter-Syftem ger 
reichte deßhalb der preußifchen Neaktion zum großen Aergerniß und es 
ift bei der fpätern Oktroyirung wieder abgefchafft worden. Mehr jedoch 
als. diefes Syſtem trug die Haltung der Bevölkerung der Hauptftabt bei, 
die Verſammlung von gar zu reaktionären Befchlüffen abzuhalten. Denn 
die Hauptftädte find in bewegten Zeiten gewöhnlich die Wächter der Freiheit. 
So kam e8 denn, daß die Berliner Konftituante nicht bloß fentimental die 
Todesſtrafe, fondern auch frifchweg vadifal die Titel, Orben, den Abel 
und die Fönigliche Bezeichnung: „von Gottes Gnaden,“ für abgejchafft er- 
Härte. Auch das Jagdgeſetz fiel radikal aus. Wenn fie nun aud) nad 
bem Einwerfen der Fenfter im Hötel des Minifter-Präfidenten das eins 
gebrachte Tumultgefes mit Sammethandfchuhen angriff, damit daraus 
feine Niederlage des Miniſteriums hervorgehe, fo fiel fie doc) burch die 
erwähnten radikalen Befchlüffe beim Könige dermaßen in Ungnade, daß 
Nichts fie rehabilitiren Konnte. Aber vollends unrettbar verloren war fie, 
als fie von dem Gebanfen angewandelt wurde, das Heer — ben Pfeiler 
des preußischen Abſolutismus — zu bemofratifiren. 


Die Beeidigung des Militärs auf die Verfaffung ift von je ein 
Punkt gemwefen, den die Reaktion nicht hat vertragen können.“) Doch 


*) Vgl. Ueber die Vereidigung des Heeres auf die Verfaffung. Gefchrieben 
im Auguft 1849 vom Grafen von Arnim- "Dopbenburg, Berlin. 
Beder, Reaktion. 24 
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zubörberft handelte es fich um den unliebjamen Punkt nod) nicht, ſon⸗ 
dern einestheild um die Wahl der Landwehr: Offiziere durch die Ge- 
meinen, und anderntheild um die Maßregelung, reſpektive Zurechtweifung, 
reaktionärer Offiziere. Hiermit berührte die Verſammlung die Figlichfte 
Stelle des preußifchen Königthums. Der von der Zentral-Kommiffion 
der preußischen National-Verſammlung redigirte Berfaffungsentwurf ent- 
hielt nämlich im Artifel 30 über die Drganifation der Volkswehr und 
Landwehr nachfolgende Beftimmungen: . 

„Die Volkswehr hat das Recht ihre Führer bis zu den Chefs der 
Bataillone felbft zu wählen. Sind höhere Führer erforderlich, fo hat die 
Regierung das Recht der Wahl unter drei von der Vollswehr vorge: 
Thlagenen Kandidaten. Der Landwehr ficht das Recht der 
Wahl nur bis zum Grade des Hauptmanns einfhlieklid 
zu. Die Art der Wahl beftimmt das Gefek.“*) — So Etwas konnte 
nicht geduldet werden. 

Den andern Anftoß gab der Reaktion der Stein’fche Antrag. Er 
ging aus folgendem Anlaß hervor. In Schweidnitz war, wie zwei Mo- 
nate vorher in Mainz, zwifchen der Bürgerwehr und dem Militär eine 
arge Spannung hervorgerufen worden. Bei der Schweidniger Bürger- 
wehr herrſchte alfo bereits Mißſtimmung, befonders auch, weil ihr dic 
Allarmzeichen Hatten unterfagt werden follen, als am 31. Juli bei einem 
— vermuthli von der Reaktion angeftifteten — Zumulte, während 
deffen dem Feftungs-Kommandanten, Namens Rolas du Nofay, die 
Tenfter eingeworfen wurden, ein ganz unprovozirter Augriff des Mili- 
tärs auf die Bürgerlichen geſchah. Nachdem eine Kompagnie Linien⸗In⸗ 
fanterie den Pla vor der Wohnung des Kommandanten bereit von 
Menſchen gefänbert hatte, rückte eine zweite, aus polnischen Oberfchlefiern 
beftchende Kompagnie heran und gab unverweilt auf die Bürgerwehr 
Teuer, die doc) auf das gegebene Allarmzeichen erjchienen war, um 
Ruhe und Ordnung Herzuftellen. Es fielen auf die Bürgerfhügen 102 
Scüffe, die 14 Mann tödteten oder verwundeten. Die Hauptſchuld 
hieran wurde dem Feftungs- Kommandanten Rolas du Roſay (einem 
Franzofen) und dem Bürgermeifter Berlin beigemeffen. Die Entwaffnung 
der Schweidniger Bürgerwehr follte bald nachfolgen. 

Wegen diefer Kataftrophe ftellte Stein in der Berliner Verſamm⸗ 
fung den Antrag: 

*#) 5, Weber den ſchädlichen Einfluß der für die Landwehr in Ausficht ge- 
ftellten Wahlen der Vorgeſetzten durch ihre Untergebenen. Geichrieben im Sep- 
tember 1848. Berlin, Verlag der Decker'ſchen geheimen Ober⸗Hofbuchdruderei. 
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„Der Herr Kriegsminifter möge in einem Erlaſſe an die Armee fich 
dahin ausfprechen, daß die Offiziere allen reaftionären Beftrebungen fern 
bleiben, nicht nur Konflikte jeglicher Art mit dem Zivil vermeiden, fon: 
dern durch Annäherung an die Bürger und Bereinigung mit bdenfelben 
zeigen möchten, daß fie mit Aufrichtigfeit und mit Hingebung an der 
Verwirklichung eines Fonftitutionellen Rechtszuſtandes nıitarbeiten wollen,“ 
und Schulte fchlug zu dem Antrage nod) den vicl weiter gehenden Zu— 
fat vor: 

„Und e8 denjenigen, mit deren politifcher ueberzeugung dieß nicht 
vereinbar iſt, zur Ehrenpflicht zu machen, aus der Armee auszuſcheiden.“ 

Sowohl der urſprüngliche Antrag, als auch der mitgetheilte Zuſatz 
wurden am 9. Auguſt von der Verſammlung angenommen. Wenn die 
übrigens erſt nach der Annahme des Stein'ſchen Antrages gefaßten ra⸗ 
dikalen Beſchlüſſe über die Abſchaffung des Adels, der Titel und Orden 
nur die Heiterkeit der Ariſtokratie erregten, weil ſelbige wußte, daß derlei 
Beſchlüſſe keine Bedeutung haben, wofern nicht dem Adel der große 
Grundbeſitz entzogen und eine gänzliche ſoziale Umwälzung vorgenommen 
wird: ſo war man dagegen bei Hofe darüber empört, daß durch den 
Stein'ſchen Antrag das Heiligthum der preußiſchen Könige verletzt, und 
die ſouveräne Gewalt des Schwertes angetaſtet wurde. Das preußiſche 
Heer iſt das Bollwerk des Abſolutismus, und treffend heißt es in der 
preußiſchen National-Hymne, im ſogenannten Preußenliede: 

„Noch ſteht der Thron wie immer, 
Als wie ein Fels im Meer, 

Und rings im Waffenſchimmer 
Mein treues Heer.“ 

Der König Friedrich Wilhelm IV. war, ehe ſich an ihm buchſtäblich 
der Fluch der Revolutionsſänger erfüllte, ein Witzbold. Die Neigung zu 
praktiſchen oder handgreiflichen Späßen hatte er von ſeinem Ahnen Fried⸗ 
rich Wilhelm J. geerbt. Dieſer ließ bekanntlich am 10. November 1737 
die Profeſſoren der Univerſität Frankfurt an der Oder durch Unteroffi⸗ 
ziere zuſammentreiben und ſie zu einer Disputation mit ſeinem Hofnarren 
dem Magiſter Morgenſtern zwingen, welcher mit einer großen Perrücke 
auf dem Kopfe, mit einen Fuchsſchwanze anſtatt des Degens an der 
Geite und in einem mit lauter Hafen beftidten fchedigen Anzuge gegen 
die Profefjoren Roloff und Fleifcher die Meinung zu vertheidigen hatte, 
daß die alten Schriftfteller bloß alte Salbaber und Narren gewefen feien. 
Friedrich Wilhelm IV. fuchte einen ähnlichen praftifchen Spaß mit den 
Abgeordneten der Berliner konſtituirenden Berfammlung zu treiben, Ins 
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dem er bie Schwäche der meiſten Abgeordneten, für Hoffähig gelten zu 
wollen, recht gut Tante, ließ er durd) das Minifterium die Abgeordneten 
zu einem Beſuche beim Könige in Charlottenburg verloden. Nur fehr 
wenige Deputirte waren ihrer Stellung dermaßen eiugedenf, daß fie fid) 
zu dem großen Narrenfpiele, welches mit ihnen aufgeführt werden follte, 
nicht verleiten ließen, Laſſen wir jeßt Herren v. Unruhe, einen Mitdulder, 
die Aufführung des Speftafelftüds erzählen: 

„Die Verfammlung erjchien faft vollzählig, felbft die äußerſte Linke 
und die meiften Polen. Am Wildparf verlieh man die Eifenbahn, eine 
Reihe Wagen ftand bereit, voran der bekannte Zelimagen, welder zu 
jedem Zuge nach und von der Eifenbahn fährt, dann zwei Hofequipa- 
gen, deren fid) Hofbeamte in Gefchäften zu bedienen pflegen; endlich eine 
Reihe zum Theil fchlechter, gemietheter Privatfuhrwerfe, zum Theil Droſch⸗ 
fen, ja anſcheinend einige Charlottenburger Wagen, und doch zu wenige. 
Manche Abgeordnete mußten vorn bei dem Kutfcher Plaß nehmen. Der 
Öarten-Direftor Lennd führte den Zug; e8 fehlte ihm aber an einigen 
Dienern, welche die Säfte zurechtwiefen., Man machte eine Spazierfahrt 
von faft 2 Stunden durch die Gärten. Leider war die Hite noch groß, 
und entjeßlicher Staub erhob fih. Die Demokraten wurden zu Hof- 
figuren aus der Zeit Ludwig XIV. eingepudert. Vom Hofe nahm Nies 
mand an diefem eigenthümlichen Vergnügen Theil. Endlich langte ber 
Zug wieder am neuen Palais, und zwar did beftaubt, an. Bon der 
andern Seite fah man den Wagen des Königs bereits heranfonımen. 
Die im Beftibül ftehenden Lakeien fchienen feine Neigung zu haben, den 
Abgeordneten beim Wegfchaffen des Staubes behülflich zu fein, und Nies 
mand hielt e8 auch für nöthig, Befehle dazu zu geben. So mußten 
denn die Abgeordneten in Gegenwart des Publitums einer dem andern 
zur Noth den Staub ausklopfen, um vor dem Könige nicht ſchmutzig zu 
erſcheinen.“ 

Den entſprechend war die Behandlung im königlichen Palais und 
die Rüdfahrt. „Die Abfahrt des Eifenbahnzuges rüdte heran; mehrere 
Abgeordnete mußten zu Fuße in großer Eile nach dem entfernten Bahn- 
hof, um den Zug nicht zu verfäumen. So unbedeutend die ganze Sache 
Manchem erfcheint‘, fett Herr v. Unruh Hinzu, „jo war fie dem bejon- 
nenen Beobachter doch bezeichnend genug.“ 

Um den Stein’fohen Antrag fümmerte fich zuerft das Minifterium 
nicht. Als es aber behufs der Ausführung desfelben von der Fonftitui- 
renden Berfammlung angehalten wurde, trat e8 zurüd, nachdem es eine 
Lönigliche Kabinets⸗Ordre publizirt Hatte, worin fi der König mit dem 
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Minifterium einverftanden erklärte, daß fich die Berfammlung in die Ver⸗ 
waltungsmaßregeln nicht einzumifchen habe. 

Inzwiſchen waren Truppen in der Mark zufammengezogen worden, 
und General Wrangel, ihr von Schleswig-Holftein zurücdgelehrter Ober- 
befehlshaber, erließ einen Arneebefehl, in welchem er die Demokraten 
Berlin’8 bedrohte. Um der Berfammlung außerdem eine Lektion zu er» 
theilen, fette der König ein neues Minifterium ein mit dem General 
von Pfuel an der Spitze. Die Berfammlung benahm fic num ziemlich 
zahm. a fle ließ fid) fogar dazu benugen, in einem von Bloem und 
Berg veranlaßten Befchluffe ihren Abſcheu über die Frankfurter Ereig- 
niffe vom 18. September auszubrüden. Nicht minder Ieiftete fie der Re⸗ 
aktion einen Dienft, als fie mit Bezug auf das Großherzogthum Poſen 
das Philipps’fche Amendement, welches mit den Befchlüffen der Frank⸗ 
furter deutſchen National-Berfammlung im Widerfprud) ftand, annahın 
und dadurch eine Gegenerflärung der Frankfurter hervorrief. Hinfichtlich 
des Stein’fchen Antrags begnügte fie fich nit einem matten und verwäf- 
ferten Minifterial-Erlaffe, zu dem Herr v. Unruh, als fchlauer Diplo: 
mat, indgeheim den Entwurf geliefert hatte. 

Nichts defto weniger wurde fie vom Neuen verhöhnt. Der Gene⸗ 
ral Brandenburg in Breslau nämlich erließ eine Bekanntmachung, worin 
er die Drohworte gebrauchte: 

„Als tommandirender General in ber Provinz liegt mir in Verein⸗ 
barung mit dem königl. Oberpräfidenten die Pfliht ob, im äußerften 
Valle felbft unter alleiniger Berantwortung, die Ruhe und 
Ordnung überall unter Anwendung der gefetlichen Mittel herzuftellen... 
In obiger Eigenschaft warne ich daher alle Bewohner der Provinz und 
fordere fie anf, fih von dem wühlerifchen Treiben nicht hinreißen zu 
laffen, da mir mit der Pflicht auch die Mittel zu Gebote ftehen, dem 
Geſetze Nahdrud zu verfchaffen.“ 

Wenn diefe Worte anfcheinend an die Bewohner Sclefiens gerich⸗ 
tet waren, jo ging doch die eigentliche Adreſſe derfelben an die Berliner 
Berfammlung. Sie waren eine Antwort auf den Stein’ichen Antrag. 
General Graf Brandenburg wollte den Deputirten einftweilen einen Vor⸗ 
geſchmack ſeiner ſpätern Wirkſamkeit geben. 

Eine Zeit lang wurde die Berliner Verſammlung durch die von 
der Reaktion erfundene und verbreitete Anſchuldigung, daß ſie, anſtatt 
die Verfaſſung fertig zu machen, ſich mit fremdartigen Dingen beſchäf⸗ 
tige, im Lande verbächtigt. Indeß gereichte gerade die Befchäftigung mit 
den fremdartigen Dingen der Berfammlung meift zum Ruhme. Denn außer 
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dem Verfaſſungsentwurfe berieth ſie die Geſetze über Siſtirung aller 
ſchwebenden Verhandlungen und Prozeſſe behufs Auseinanderſetzung der 
gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe; über die Auswanderung; über Ab- 
änderung der Geſinde-Ordnung; über Abſchaffung der den Abel bevor- 
rechtigenden Geſetze; über Zivil-Ehe, Zivilftands-Negifter; über Abfchaf- 
fung der Todesſtrafe; vielfache gefeliche Vorfchläge über die Gewerbe- 
freiheit, Gewerbebetrieb, Gewerbeordnung, über Wechfelfähigfeit, Wechſel⸗ 
arreft, Zinsfuß, Pfandrecht u. |. w.; über Naturalzehnt und Fünftel- 
Abzug; über Aufhebung der 88. 151—156 Landrecht II, 20 wegen 
unehrerbietigen Tadels und Erregung von Mißvergnügen u. f. w.; über 
Aufhebung der Steuereremtion; über Jagd und refp. deren Theilung und 
Streitigkeiten; über Befeitigung der bisherigen Provinzial und Kreis- 
ftände, fo wie deren ferneren Beſchlußnahme; über Aufhebung und Ab- 
löfung der Feudallaften, Servituten u. ſ. w.; ferner die Geſetzvorſchläge 
über die Ablöfung alter Gerechtigfeiten auf Waldungen im Bezirke des 
Rheinischen Appellationsgerichtshofes,; über die Disziplinarordnung der 
Kheinifchen Advolaten und über die Gebühren der Gerichtövollzieher; 
über Errihtung eines Kreditinftituts; über Aufhebung des Zölibats; 
über Aufhebung der Moft- und Zabafftener; über die Neuwahl der be- 
förderten Beamten, fowie über die Rechtsverhältniffe ausſcheidender Mi- 
nifter; über den Schuß der perfünlichen Freiheit (Gabeas-Corpus-Akte); 
über Holgdiebftähle; über Gleichftellung der Bergwerfsabgaben; über Ge— 
meinde-, Kreis: und Diftrifts-Verfaffung; über Beförderung der Holz- 
kultur 2c.; über Unterftüßung der verarmten Krieger aus der Zeit ber 
Vreiheitöfriege; über das Theilungsverfahren nad) der NAheinifchen Pro- 
zeßordnung; verjchiedene Gefeßvorfchläge über Ablöfungen und Separa- 
tionen, fowie wegen Reviſion der darüber noch beftehenden Gefege; über 
die Servitute der Sichelgräferei; ferner über unentgeltliche Aufhebung 
und reſp. Ablöfung der Natural-Dienfte; ein anderweiter Gefegvorfchlag 
über die auf Landrecht IL. 20. $. 151—155 Bezug habenden Verord⸗ 
nungen, Unterfuchungen und Strafen; über Ehen zwifchen Chriften und 
Nichtchriften, desgleihen Leuten verjchiedenen Standes; einen Gefegent- 
wurf über das Berfahren in Unterſuchungsſachen mit Geſchwornen-Ge—⸗ 
richten; einen andern über die Prefje; den Gefegentwurf eines Einfom- 
menſteuer⸗Geſetzes; über die Zuftimmung der National-Berfammlung zu 
den Reichsgeſetzen; über den Schug der National-VBerfammlung und 
deren. Mitglieder gegen Angriffe von Außen; über Aufhebung und Um: 
wandlung der Kadettenhäufer u. f. w. *) 


*) ©. die Vorwürfe, welche der preußiſchen National-Berfammlung gemacht 
find ꝛc. Vom Yuftiz-Kommifjarius F. F. Weichjel. Magdeburg, 1849. 
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Als dann mehrmals Arbeiterſchaaren, theils von reaktionären Agenten 
aufgeftachelt, den Dönhoffplag füllten und die Berfammlung im Situngs- 
Lofale umlagert hielten, wurde da8 Gerücht verbreitet, die Berathungen feien 
nicht mehr frei. Man fuchte eben nad) einen geeigneten Borwande, um die 
Berfammlung von der Hanptftadt in die Provinz verbannen und dort ſchließ⸗ 
ih noch vor Bollendung der Verfaſſung auflöfen zu Können. Die 
Berfammlung ſuchte deßhalb fich nicht allein durch die Bürgerwehr 
vor dem Volke zu ſchützen, fondern dachte auch daran, ein befonderes Ge: 
fe zu ihrem Schutze zu befchließen. Doch ohne einen blutigen Sieg, 
erfochten in einer neuen Straßenſchlacht Berlin’s, Tieß fid) das raſch 
bereinbrechende Berhängnig nicht mehr aufhalten. 

Durd) den Dftoberfieg der Wiener Revolutionäre war ganz Deutſch⸗ 
land in Bewegung gerathen. Die Demofraten der Kleinen Staaten fühl- 
ten fich erleichtert, und fogar der würtembergifche Minifter Römer ſprach 
jest von ber Nothwendigkeit, die Fürften der Einzelftaaten zu mebdiati- 
firen. Allein die Wirkung des demofratifchen Erfolges hielt nicht län- 
ger vor, als diefer Erfolg felbft. Wien wurde von drei Heeren bedroht. 
Das Frankfurter Parlament glaubte in diefer Krifis nichts Anderes thun 
zu dürfen, als cin Paar Kommiffäre, die natürlich fi durch ihre Ohne 
macht lächerlich machten, nach Oefterreich zu eutfenden. 

Auch die Berliner hielten ſich verpflichtet, den Wienern eine ähn- 
lihe Hülfe leiften zu müffen. Arnold Ruge veranftaltete eine Straßen- 
Demonftration, unter deren Drude er dem Abgeordneten d’Efter am 
31. Dftober, am Tage der gänzlichen Unterwerfung Wien’s, eine Petition 
zu Gunften der Wiener überreichte. Im Zuge war der demofratifche 
Bürgerwehr-Klub, der ſouveräne Linden- lub und die politifche Ede ver- 
treten. Ein anderer Zug mit einer Deputation der Mafchinenbauer an 
der Spige zog über den Gendarmeu-Markt, um der preußifchen Natio- 
nal-Berfammlung eine gleiche Petition zu überbringen. 

Im Scoofe der Verſammlung wurde nun an diefen Tage von 
Waldeck und d’Efter der lächerliche Antrag geftellt: 

„Die Verſammlung wolle befchliegen, das Staatsntinifteriun auf: 
zufordern, zum Schutze der in Wien gefährdeten Volfsfreigeit alle dem 
Staate zu Gebote ftehenden Mittel und Kräfte fchleunigft aufzubicten.” 

Walde fette alfo voraus, daß die preußische Neaktion durch einen 
Beſchluß der Verſammlung vermocht werden würde, der Öfterreichifchen 
Demokratie beizuftehen. Sein Antrag wurde aber abgeworfen. Nicht 
beffer erging e8 dem wo möglich noch lächerlicheren Amendement Dun 
der’8, dahin lautend: 
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„Die Regierung Sr. Majeftät aufzufordern, bei ber deutſchen Zen⸗ 
tral-Gewalt mit Entfchiedenheit dahin zu wirken, daß nicht in Folge der 
neueften Wiener Ereigniffe die Freiheit und Nationalität eines deutjchen 
Bruderftammes gefährdet werde.” 

Dagegen nahm die Berfammlung ein von Rodbertus und Berg ge- 
ftelltes Amendement an, welches diefe Faſſung hatte: 

„St. Majeftät Regierung aufzufordern, bei der Zentral-Gewalt 
fchlennige und energifche Schritte zu thun, damit die in den dentfchen 
Ländern Defterreich8 gefährdete VBolfsfreiheit und die bedrohte Eriftenz 
bes Reichstages in Wahrheit und mit Erfolg in Schuß genommen, und 
der Friede hergeftellt werde.“ 

Diefes Amendement wurde mit 261 gegen 51 Stimmen zum Be- 
fchluffe erhoben. Während dergeftalt die Berliner Verſammlung ihre 
politifche Weisheit leuchten ließ, fam es draußen vor dem Situngs- 
Iofale, wo eine unabſehbare Menfchenmafje mit Fadeln und rothen Yah- 
nen umherwogte, zwifchen der Bürgergarde und dem Bolfe zum leichten 
Konflikt, in welchem mehrere VBerwundungen vorfielen. 

Wil man fid) die Abfurdität des Nodbertus’fchen Antrages nur 
einigermaßen veranfchaulichen, braucht man fid) bloß zu vergegenwär- 
tigen, daß der Neichsverwefer, welcher zu Gunften der öfterreichifchen 
Demokratie interveniren follte, nachdem die preußifche Kegierung zuvor 
und zu gleichem Behufe bei ihm intervenirt gehabt hätte, damals in 
Uebereinftimmung mit den ihn berathenden Gejandten der deutfchen Eins 
zelftaaten fünf mobile Korps, welche die Demokratie der Keinen Länder 
im Zaume zu halten beftimmt waren, auf den Beinen hielt. Diefe Korps 
waren fo vertheilt: 

a) Ein Korps, beitehend aus 9,800 öfterreichifchen, preußifchen, bai— 
erifchen, kurfürſtlich Heffifchen und heſſendarmſtädtiſchen Truppen, ftand in 
und bei Frankfurt am Main; 

b) ein anderes, ebenfalls 9,800 Mann ftarfes Korps, welches aus 
Würtembergern und Badenfern zufammengefet war, lagerte bei Freiburg 
im Breisgau; | 

ec) 8,000 Mann preußifche, naffauifche und Frankfurter Truppen 
‚waren bei Mannheim aufgeftellt; 

d) ein viertes Korps, gebildet aus baterifchen Truppen, ftand hin⸗ 
ter der ler zwifchen Ulm und Memmingen; 

e) das fünfte Korps Hatte Thüringen in Schach zu halten und be- 
ftand aus 8,100 Töniglich fächfifchen, weimarifchen, altenburgifchen und” 
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reußiſchen Truppen.“) Seine erſte Aufgabe war die Beruhigung Al—⸗ 
tenburg$, 

Zu dem festerwähnten Korps follte eine öfterveichifche Brigade Hin» 
zukommen. Da aber der Oftoberaufftand in Wien ausbrach, wurde 
ftatt ihrer die Aufftelung einer hannöverifchen Brigade unter dem Kom: 
mando eines hannöverifchen Generals angeordnet. Selbige follte zwifchen 
Meiningen und Hilbburghaufen vorrüden und das meiningifche, ferner 
das foburg-gothaifche, fowie die beiden Kontpagnien des fchwarzburg- 
fondershäufifchen und die beiden Kompagnien des fchwarzburg-rudol- 
ftädtifchen Kontingents an ſich ziehen. **) Hinſichtlich der Verpflegung 
verfügte ein Erlaf des Reichs-Kriegs-Miniſteriums ***) unterm 28. Sep⸗ 
tember 1848, daß die Offiziere, Unteroffiziere und Gemeinen einftweilen 
die landesübliche Duartierverpflegung und die nöthige Fourage von den 
mit Truppen unterftüsten Zerritorial-Regierungen empfangen follten. 
Nach einer Berfügung vom 22. Oktober 1848 hatten die Offiziere und 
die ihnen an Rang gleichftehenden Beamten der mobilen Korps aufßer- 
gewöhnliche Verpflegungsgelder zur Beftreitung ihrer Verpflegungs- und 
Bergnügungsbedürfniffe zu empfangen, wobei da8 Quartier, auf welches 
fie unentgeltlichen Anſpruch Hatten, keineswegs in Betracht kam. Dieſe 
Ertras-Befoldung zur Berfchönerung ihres Lebens betrug: 

Für einen Lieutenant . . . . täglich 1 Sul. 6 Ar. 


"» nn Hauptmann. . . . „1. 34 „ 
„ „ Stabsoffiier . . . „ 2.» 2, 
„m Regiments-fommandenın „ 2 „ 50 „ 
n „Brigade-Kommandeur „ dk 3 „ 
Divifions-Rommandenırr „ 6 — 


Außerdem wurde jedem Offiziere und Militär» Beamten, damit 
fie freudig die reaftionären Befehle vollzögen und vor bemofratifcher 
Berführung ficher wären, eine einmonatliche Gage unter dem Titel „Aus⸗ 
rüftungsgeld“ zugelegt. Die Beamten der Einzelftaaten wurden vom 


*) Bergl. Erlaß des Neiche-Kriegs-Minifteriums vom 23. Septeniber 1848 
und Denfihrift vom 12. November 1848. 

**) Bergl. Erlaffe des Reichs-Kriegs-Minifteriums vom 10. und 27. Oftbr. 1848. 

***) S. Beilage 6 zu $. 236, 21. Sitzung der deutfchen Bundesverſamm⸗ 
lung vom 12. Auguft 1852. — Promemoria über die Aufftelung und Befriedi⸗ 
gung der von den einzelnen Bundesregierungen an die Gefammtheit des Bundes 


gemachten Anfprüche auf Erjat der jeit dem Sahre 1848 gemachten militäriſchen 
Leiſtungen. 
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Reichsverwefer ermahnt, energifch gegen die Demokraten einzugreifen, und 
Reichs Kommiſſäre *) wurden ausgefhidt und mit ausgedehnten Voll⸗ 
machten verfehen, damit ſie auf alle Fälle das Anfehen der Gefebe 
und Negierungen zu fchüten im Stande wären. Nachdem ein Rund- 
Schreiben der Reichs-Miniſterien des Innern und des Krieges verfügt 
hatte, daß Fraft eines Beſchluſſes des Geſammt-Reichs-Miniſteriums der 
Aufwand für die Truppen der Reaktion von ganzen Reiche beftritten, 
und daß die Verpflegung nad) den landesüblichen Normen vor fich gehen 
müffe, wurden die Negierungen aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, 
daß, wenn in ihren Staaten fogenannte Reichstruppen erjchienen, die tarif- 
mäßige Natırral-Berpflegung von der Bevölkerung vorjchußweife gegen 
Empfangsbefcheinigungen der Truppen - Kommandanten underweigerlicd) 
geleiftet werde, worauf eine nachträgliche Vergütung aus der fogenannten 
Reichskaſſe erfolgen ſollte. Als aber die quartiergebenden Gemeinden 
diefe Neichslaften nicht mehr zu erfchtwingen vermochten, da verwilligte die 
Frankfurter National-Berfanunlung den Reichs-Miniſterium einen Sre- 
. dit von 1,750,000 Gulden. In Gemäßheit deſſen wurde eine Matrifu- 
lar-Umlage ausgefchrieben, wie die desfallfige Verordnung vom 27. No— 
vember 1848, fowie cine Zirkular-Note des Reichd-Finanz-Minifteriums 
von gleichen Tage bezeugt! 

Unter diefen Umftänden vom Reichsverweſer zu erwarten, daß 
er auf das Anjuchen Preußens — wenn nidt ſchon die Vorausſetzung 
folhen Anfuchens an den höheren Blödfinn gegränzt hätte! — zu Gun— 
jten der freiheit in Defterreich einfchreiten werde: das war doc) wohl ein 
ſehr bedenkliches Symptom vom völligen Uebergewicht eines verftörten Ge— 
müths über den ganz gewöhnlichen Menfchenverftand, Solche Schwad)= 
föpfe und jämmerliche Querpfeifer brauchte die Reaktion freilich nicht 
zu fürchten! 

Nachdem die Berliner Verſammlung jenen abderiten-mäßigen Bes 
ſchluß gefaßt hatte, fandte General v. Pfuel dem TFräfidenten der Ver— 
fammlung, Hrn. v. Unruh, ein Schreiben ein, um ihn zu benachrichtigen, 
daß er dent Könige feine Entlaffung eingereicht Habe. Die Regierung 
fürchtete fich jest nicht niehr vor der Demokratie, zumal da fie gejehen 
hatte, daß der nach Berlin ausgefchrichene Temokraten- Kongreß als gänz- 
lich mißlungen zu betrachten war, und daß wegen der allgemeinen Knaus 


*) Die Ausgaben fir die von Franffurt am Main ausgehenden Kommiffäre 
des Fünfziger-Ausſchuſſes, des Parlaments und des Reichsverweſers beliefen ſich 
im Jahre 1848 auf circa 100,000 Gulden. ” 
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ferei die Baarichaft in der Demofraten-Kafje bloß vier Thaler und 
neun Rfennige betrug. Leute, die mit ihrem Gelde fo filzig waren, 
jeßten noch viel weniger ihr Leben für die fchönen Worte der reinen De— 
mofratie ein. Die preußifche Nation wurde alfo jett wieder mit einem 
neuen Minifterium verforgt. Die bisherigen Minifterien waren gewefen: 
1) das Miniftertum Arnim=-Boptenburg vom 19. März 1848 bis zum 
Vranffurter Reichsverweſerbeſchluß; 2) das Minifterrum Auerswald-Han- 
ſemann, das fich felber als ein „Minifterrum des Ueberganges“ bezeich- 
nete, vom 26. Juni bis zur Frankfurter Debatte über den Malmöer Waf- 
fenftillftand; 3) das Minifterium Pfuel, Eichmann, Bonin, Kisker und 
Dönhoff, von 22. September bis zur Niederfchmetterung der füddeut- 
[hen Demokratie oder bis zum Falle Wien’s. Jetzt kam das Miniftes 
riunt, welches die Demokratie in Preußen niederzumerfen hatte, beftehend 
aus dem General Grafen von Brandenburg (Träfident und Aeußeres), 
dem General dv. StrotHA (Krieg), dem Freiheren Otto v. ManteuffeL 
(Inneres), von Ladenber& (Kultus), von Rommer-EiHE (Handel), von 
RintelN (Juſtiz) und Kühne (Finanzen): ein Minifterium, allgemein das 
„Salgen-Minifterium,“ auch das „der rettenden That” genannt. 
Nah Kurzem trat van der Heydt in daſſelbe. 

Die preußifche National-Berfanmlung fträubte fich gegen die Ein- 
feßung des Minifteriums Brandenburg-Manteuffel. Sie befhloß eine 
Adreffe an den König zu richten; allein ihre Deputation wurde erft gar nicht 
vorgelafien. Der Fräfident und PVizepräfident der VBerfammlung hatten 
ein gleiches Schidfal. Ja Herr dv. Unruhe wurde durch den König, weil 
Höchftdiefelben zu ſtark befchäftigt feien, nicht einmal als Privatmann 
empfangen. Am 9. November wurde die Berfammlung nad) dem von 
Defterreich gegebenen Beifpiele bi8 zum 27. November vertagt und nad) 
Brandenburg verlegt. Den 10. November rüdte General von Wrangel, 
da die befchlußfähige Mehrzahl der VBerfammlung die Situngen in Ber- 
lin fortzufegen drohte, mit 22,000 Mann Truppen, welche zunädjft bei 
den Bürgern einquartiert wurden, in Berlin ein. Die in Berlin bleiben- 
den Deputirten wurden nun fehs Tage lang, wenn fie fi verfamnteln 
wollten, von Drt zu Ort vertrieben. Obſchon von allen großen Städten 
Deputationen und von allen Theilen des preußischen Gebietes zuftim- 
mende Adreffen bei der Verſammlung einliefen, wagte fie zuſammt der 
Berliner Bürgerwehr doch feinen Straßenfampf. Ja nicht einmal einen 
eigentlichen Steuerverweigerungsbefhluß wagten die übrig gebliebenen 
Abgeordneten zu faſſen. Sie hielten feine eigentlichen Sitzungen mehr, 
fondern machten bloß noch ungefährliche Demonftrationen in Zujammen- 
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fünften, bei denen fie durch das Militär verjagt wurden. Die Iekte die- 
fer Zufammenfünfte fand am 15. November im Mielent’fchen Lokale ftatt, 
wo man auf den Antrag Schulze's aus Delitſch vor dem Auseinander- 
gehen cilig die einfache Erflärung abgab: „daß das Minifterium Bran- 
denburg nicht befugt fei, Steuern zu erheben oder zu verwenden.” Go« 
nad verlegte man fich nad) dem Rathe des Hrn. v. Unruh auf den paf- 
fiven Widerftand, während die Aufftände, welche um diefe Zeit in man 
hen Theilen Preußens losbrachen, mit Heeregmacht niedergefchlagen mwur- 
den. Herr v. Unruh ftüßte fich beim paffiven Widerftande auf den von 
ihm ausgefprocjenen, aber in der Folgezeit grell verlegten Satz: 

„Die Willkür wird fchon ausgefchloffen durch das in jeder wirk- 
lichen Konftitution den Kammern unvermeidlich zuftehende Hecht, die Steu- 
ern jährlich zu bewilligen, alfo aud) zu verweigern. Es bleibt dann der 
Willkür nur noch eine Hinterthür: ein Wahlgefeß, welches nicht die Na— 
tion, fondern die Minorität, gewiffe Klaffen in den Kammern repräfen- 
tiren läßt, und — die Korruption. Ift das Wahlrecht nicht auf einzelne 
Klaffen befchränft und haben die Kammern ungefchmälert das Steuer- 
bewilligungsrecht; jo ift e8 eine Sünde gegen die Krone, ihr zu rathen, 
dennod durch Willfür fih und das Land zu gefährden, nicht offen und 
wahr in das Fonftitutionelle Staatsleben einzutreten.“ 

Nachdem die Berliner Oppofition durch die. Verkündigung des paf- 
fiven Widerftandes alle diejenigen Demokraten, welche in den Provinzen 
fich zu ihren: bewaffneten Schuße aufgeworfen, der Verfolgung des Ab- 
folutismus preisgegeben hatte, verharrte fie nicht einmal lange bei ihrem 
paffiven Widerftande. Zwar wurde die nach Brandenburg verlegte Ver— 
fammlung bei ihrer Eröffnung am 27. November nicht volählig, ja 
nicht einmal befchlußfähig; da aber die preußifche Reaktion drohte, die 
Stellvertreter der weggebliebenen Abgeordneten einzuberufen, fo fanden 
ſich ſchon am 1. Dezember über 80 Oppofitionelle ein, die doc, erft am 
9. November feierlich erklärt hatten, daß die VBerfammlung weder ver⸗ 
legbar noch auflösbar fei. Hierdurch wurde die Brandenburger Ber- 
fammlung beſchlußfähig und fie befhloß nun, damit auch alle andern 
zum Herbeikommen Zeit hätten, fich auf einige Zage zu vertagen. Da 
erſchien am 5. Dezember eine oftroyirte VBerfaffung im Stantsanzeiger. 
Um die Volfsvertretung mit Schmad, zu überhäufen, wurde fie nun, 
als fie fi in die Verlegung gefügt hatte, zu guterletzt aufgelöft. 

Aber auch die Frankfurter National-Berfammlung mußte ihren Theil 
dazır beitragen, um die Berliner Verſammlung in den Staub zu ziehen. 
Zwar hatte fie unterm 14. November auf Empfehlung des Biedermann’- 


— 381 — 


chen Ausfchuffes mit 239 gegen 189 Stimmen die beiden Anträge an- 
genommen, daß 1) die Rüdnahme der Berlegung nad) Brandenburg 
erfolgen müſſe, fobald die Würde und Yreiheit der Berathungen in Ber- 
lin durch die nöthigen Maßregeln ficher geftellt feien, und daß 2) die 
preußifche Krone ſich mit einem Minifterium zu umgeben habe, welches 
da8 Bertrauen ded Landes befige; allein binnen Kurzem ſchwenkte das 
Frankfurter Parlament nad) der entgegengejegten Seite ab, indem es fi 
gegen die Berliner Kollegen einnehmen Tieß. Erſt weilte Baffermann als 
Reichs-Kommiſſär in Berlin und ſprach nad) feiner Rüdfunft von jenen 
unheimlichen „Seftalten”“, welche hinfort nad) feinem Namen benaunt 
wurden. ° Darauf famen die Kommiſſäre Hergenhahn und Simfon von 
Frankfurt nad) Berlin, und obwohl fie dafelbft die Baſſermann'ſchen 
Geftalten nicht erblidten, fo war doch das Refultat ihrer Sendung deu 
Berlinern nicht günftig Denn am 20. November erklärte die unter Ga⸗ 
gern’8 Leitung ftehende Frankfurter National-Berfamndlung die Steuer- 
verweigerung des Berliner Parlaments für null und nichtig, fügte jedoch, 
um die bittere Pille zu verfüßen, Hinzu, daß fie die Rechte und Yrei- 
heiten des preußifchen Volks gewahrt willen wollte, Die Frankfurter 
Herren ließen außer Acht, daß die Fönigliche Verordnung vom 6. April 
1848 ausdrüdlich befagte: „Den künftigen Vertretern des Volks ſoll 
jedenfalls die Zuftimmung zu allen Gefegen, fowie zur Weltfegung des 
Staatshaushalts » Etats und das Steuerbewilligungsredt 
zuftchen.” 

Am 9. November war durd) die Erſchießung Robert Blum’s die Unver⸗ 
legzlichfeit der Frankfurter National-Berfammlung in Wien für null und 
nichtig erklärt und an demſelben Tage durch die Wegverlegung der preu⸗ 
ßiſchen National-Berfammlung nach) Brandenburg und durch das mili- 
tärifche Einfchreiten der folgenden Tage aud) in Berlin, der Hauptftadt 
des zweiten deutfchen Grofftaats, die Unverletzlichkeit des preußischen 
Parlaments in Zweifel gezogen worden. Jetzt herrjchte der Belagerungs- 
zuftand in Wien und Berlin. Die Reaktion war jegt ihrer Sache ficher. 
Nun erließ der Reichsverweſer, um die Konfufion der Volksmänner zu 
vermehren und um feine Pflicht als Mandatar des Bundestags getreulich 
zu erfüllen, unterm 21. November 1848 nadjftehenden Aufruf: 

„Preußen! Die Neichsverfammlung zu Frankfurt vertritt die Ge⸗ 
fammtheit der deutfchen Nation; ihr Ausſpruch ift oberftes Geſetz 
für Alle!.... Ich werde die VBollziehung jenes Beſchluſſes nicht dul- 
den, welcher durd) Einftelung der Stenererhebung in Preußen die Wohl- 
fahrt von ganz Deutſchland gefährdet. Sch werde aber auch die Bürg- 
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haft der Rechte und Freiheiten des preußifchen Volkes zur Geltung 
bringen; fie follen ihn unverfünmert bleiben, wie allen unfern 
deutfhen Brüdern. Ich rechne auf euch, Preußen; ihr werdet mir 
beiftehen..... Haltet den Frieden; ic) werde ihn wahren.“ 

Die deutfchen Patrioten waren weit davon entfernt, das Spiel der 
Reaktion zu durchſchauen. Denn: „die Bedeutung und der Zwed folcher 
Worte blieben Jedem unverftändlich”, heit es im der bei F. U. Brod- 
haus erfchienenen „Gegenwart.“ *) Die DOftroyirung der neuen preußis 
chen Verfaſſung erfolgte, obſchon zuvor, um der befürdhteten allgemeinen 
Erhebung vorzubeugen, die Frankfurter Oberpoftamts- Zeitung, das Or⸗ 
gan des Reichs-Miniſteriums, verfichert hatte, es folle in Preußen feine 
Oktroyirung ftattfinden. Im den Kleinftaaten hatte man jegt viel Stoff 
für patriotifche Reden. Einestheils bot nämlich Hierzu die Feier für den 
nad) feinem Tode in einen entfchiedenen Demokraten und politifchen 
Heiligen verwandelten Robert Blum, den Märtyrer der parlamentarifchen 
und revolutionären Freiheit, anderntheils die den Berliner oppofitionellen 
Farlaments - Märtyrern zuzufendende Beiftimmungserflärung eine fehr 
günftige Selegenheit, welche von den Nationalen, die immer tapfer in 
Worten waren, nicht unbenutzt gelaffen wurde. Sie verherrlichten die 
größte VBerfehrtheit, die je erfunden werden konnte: den fogenannten paf- 
fiven Widerftand. Aber die Verfehrtheit lag damals gleichfam in der Luft. 
Denn Diejenigen, weldje die Neichseinheit Herftellen zu können glaubten 
ohne Staatseinheit, waren doch mindeſtens eben fo thöricht, wie Die- 
jenigen, die paffiv bleiben zu fünnen meinten, wenn fie Widerftand 
leiften wollten. 

Die Prozeffe gegen die Steuerverweigerer in Preußen wurden unter 
deu Hochverrath Haffifizirt. Hausſuchungen, Unterdrüdung der demofra- 
tifchen Zeitungen, Auflöfung der demofratifchen Bereine, Verhaftungen, 
Berhöhnung und Schmühung der Demokratie, Erfindung von Verſchwö⸗ 
rungen und von allerlei politifchen Berbrechen und Vergehen, das Auf- 
treten falfcher Zeugen und dergleichen mehr bezeichneten die neue 
Aera, welche für Preußen nunmehr angebrochen war. Dennoch gaben 
fih die Nationalen mit der oftroyirten Berfaffung, da fich diefelbe in 
den meiften Punkten mit dem ausgearbeiteten Entwurfe der Fonftituiren- 


*) Neunter Band, im Artikel: „Deutſche Nativnal-Berfammlung.” Leipzig 
1854. — Man begriff nicht, daß Oeſterreich und Preußen nad) gemeinſchaftlichem 
Plane verfuhren, und daß ber Reichsverweſer als Stellvertreter des Bundes feinen 
Aufruf erließ. 
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den Berfammlung fouform hielt, fchnell zufrieden und nahmen feinen 
Anftoß daran, daß der König bei der Verkündigung den bedenflichen 
Wunſch Hinzufegte: er Hoffe, daß die cinzuberufenden Kammern mit 
diefer Verfaſſung eine ſolche NRevifion vornehmen würden, wodurch ihm 
das Regieren ermöglicht werde. Der frühere Abfolutismus führte fid) 
jet al8 Schein-Konftitutionalismus ein; er bereitete Preußen am 6. De— 
zember für ein neues Wahlgefeß vor und ſuchte durd) die Schöpfung einer 
erften, mehr ariftofratiihen Kammer, fowie durch die Schwierigfeit 
einer Bereinigung beider Kammern unter fi) und mit der Krone, dei 
Weg einer größeren Neaktion für die Zukunft anzubahuen, einftweilen 
aber nur eine mehr reaktionäre Verfaſſung durch die den Deputirten 
anempfohlene Revifion zu Stande zu bringen. Diefes Manöver glüdte 
vollftändig. Schon am 30. Mai 1849 erfchien eine „Verordnung über 
die Ausführung der- Wahl der Abgeordneten zur zweiten Kammer,“ 
worin fi) die Beltimmungen befanden: x 

Die Abgeordneten derzweiten Kammer werden von Wahlmännerı in 
Wahlbezirken, die Wahlmänner von den Urwählern in Urwahlbezirken gewählt 
($. 1). Auf jede Vollzahl von 250 Seelen ift cin Wahlmann zu wählen 
($. 4). Die Urwahlbezivfe müſſen, foweit es thunlich ift, jo gebildet 
werden, daß die Zahl der in einem jeden derfelben zii wählenden Wahl- 
männer durch drei theilbar ift (8. 7). Die Urwähler werden nah) Maß» 
gabe der von ihnen zu entrichtenden direkten Staatsftenern (Klaffen- 
ftener, Grundſteuer, Gewerbefteuer) in drei Abtheilungen getheilt, und 
ziwar in der Art, daß auf jede Abtheilung ein Drittheil der Geſammt⸗ 
ſumme der Steuerbeträge aller Urwähler fällt. Diefe Gefammtjunme 
wird berechnet: a) gemeindeweife, falls die Gemeinde einen Urwahl- 
Bezirk für fid) bildet oder in mehrere Urwahl-Bezirke eingetheilt ift; 
b) bezirfsweife, fall der Urwahl-Bezirt aus mehreren Gemeinden zu=. 
ſammengeſetzt ift (8. 10). Die erfte Abtheilung beftcht aus denjenigen 
Urwählern, auf welche die höchften Steuerbeträge bis zum Belaufe eines 
Drittheild der Geſammtſteuer fallen. Die zweite Abtheilung befteht aus 
denjenigen Urwählern, auf welde die nächſt niedrigeren Steuerbeträge 
bis zur Gränze des zweiten Drittheils fallen. Die dritte Abtheilung be= 
fteht aus den am Niedrigften befteuerten Urwählern, auf weldje dag 
dritte Trittheil fällt. In diefe Abtheilung gehören aud) diejenigen Ur- 
wähler, welche feine Steuer zahlen (8. 12). Jede Abtheilung wählt 
ein Drittheil der zu wählenden Wahlmänner (8. 14). Die Wahlen er» 
folgen abtheilungsweife durch Stimmgebung zu Protokoll, nad) abſoluter 
Mehrheit und nad) den Borjchriften des Neglements ($. 21). Zum 
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Abgeordneten ift jeder Preuße wählbar, der das dreißigfte Lebensjahr 
vollendet, den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte in Folge rechtsfräftigen 
vichterlichen Erkenntniffes nicht verloren hat und bereit ein Jahr lang 
dem preußifchen Staatsverbande angehört ($. 29). Die Wahlen der 
Abgeordneten erfolgen durch Stimmgebung zu Protofol (8. 30). 


Nachdem das Wahlreht an einen Zenjus geknüpft worden war, 
wurde fowohl hierdurch, al8 auch namentlich durch BVerfünmerung des 
freien Worts in Nede und Schrift, durch Befchneidung des Vereins— 
und Verſammlungsrechts und audere ähnliche Manipulationen, die Ber- 
faſſungs-Urkunde vom 31. Januar 1850 zuwege gebracht, durch welche 
allerdings dem Könige das abfolutiftifche Regieren möglid) gemacht 
wurde.*) Doch legte felbft diefe fchon hinlänglich reaktionäre Verfaſſung 
wieder den Grund zu weiterer Neaktion. In diefer Hinficht fei nur auf 
den Art. 95 verwiefen, welcher fo Tautet: 

„Es kann durd) eim mit vorheriger Zuftinmung der Kammern 
zu erlaffendes Geſetz ein befonderer Gerichtshof errichtet werden, deſſen 
Zuftändigfeit die Verbrechen des Hochverraths und diejenigen Verbrechen 
gegen die innere und äußere Sicherheit des Staats, welche ihm durch 
das Geſetz überwieſen werden, begreift.“**) 


Anfänglich war eine erſte Kammer mit Zenſus eingeſchmuggelt 
worden. Während dann der Wahl-Zenſus auf die zweite Kammer 
übertragen ward, beftimmte jet Art. 65—68 der neuen Verfaſſung: 

„Die erfte Kammer wird durd) Föniglihe Anordnung gebildet, 
welche nur duch ein mit Zuftimmung der Kanımern zu erlaffendes Ge- 
jeß abgeändert werden Tann. Die erfte Kammer wird zufammengejett 
aus Mitgliedern, welche der König mit erblicher Berechtigung oder auf 
Lebenszeit beruft.“ 


Indem nun die Reaktion immer weiter um ſich griff, konnten bezüglich 
der Bildung der erſten Kammer das Geſetz vom 7. Mai 1853 (Geſetz⸗ 
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*) S. Verfaſſungs-Urkunde für den preußiſchen Staat. Vom 31. Januar 
1850. Nebſt ven interimiſtiſchen Wahlgeſetzen für die zweite Kammer 
vom 30. Mai 1849 und 30. April 1851, der Verordnung wegen der Bildung 
der erften Kammer vom 12. Oftober 1854, nebft den dazu gehörenden Re— 
glements. Berlin 1866. Geheime Oberhof-Buchdruderei. 

*x) Diefes reaktionäre Gejeß vom 25. April 1853 betraf die Kompetenz des 
Kammergerichts zur Unterfuchung und Entſcheidung wegen der Staatsverbrechen 
und das dabei zu beobachtende Berfahren, Bildung des Staatsgerichtshofes. 
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ſammlung ©. 181) und die Verordnung vom 12. Oftober 1854 ver- 
fündigt werden. 


Somit bildete die Oftroyirung der Berfaffung vom 5. Dezember 
1848 nur den Anfang unerfättlicher Reaktion und gefhah mit Hinter- 
gedanken, zu deren Ausführung unter Anderm die oftroyirten Wahl- 
gefege dienten. Die nad) diefen Wahlgejegen gewählten Deputirten ver- 
traten nicht mehr das ganze Volk, fondern die bevorrechteten Klaſſen. 
Auch bein norddeutfchen Parlamente ift das allgemeine Wahlrecht im 
Grunde nicht Hergeftellt worden, da die Beftimmung, wonad) die Volks— 
vertreter feine Diäten empfangen, Nichts weiter als ein verfappter Zen— 
fus — vielleicht fchlimmer, als der offene Zenfus — ift. 

Faſt gleichzeitig mit der Berfaffung wurden mehrere Gefege oftroyirt. 
Hierher gehört die Verordnung vom 4. Januar 1849, welche an der 
Stelle der durch die konſtituirende Berfammlung abgejchafften Bermögens- 
Konfisfation gegen Deferteure und ausgetretene Militär-Pflichtige eine 
Geldbuße von 50 bis 1000 Thalern verhängte; ferner die Verordnung 
über die Aufhebung der Privatgerichtsbarkeit und des erimirten Gerichts- 
ftands, fowie über die anderweitige Drganifation der Gerichte vom 
2. Januar 1849; endlich die Verordnung über die Einführung des 
mündlichen und öffentlichen Verfahrens mit Geſchwornen in Unterfuchungs- 
fahen vom 3. Ianuar 1849. Zufolge der letterwähnten Verordnung 
fonnte zum Geſchworenen nicht berufen werden: 

1) wer nit die Eigenfchaft eines Preußen befaß; 

2) wer nit 30 Jahre zählte; 

3) wer fich nicht im Vollgenuſſe der bürgerlichen Rechte befand; 

4) wer nicht leſen und fehreiben konnte; 

5) wer nicht wenigftens ein Jahr in der Gemeinde, in welcher er 
ſich aufhielt, wohnhaft war; 

6) die Minifter und Unter-Staats-Sekretäre; 

7) die vichterlihen Beamten, die Staatsanwälte und deren Ge- 
bülfen; 

8) die Regierungs-Präfidenten, Provinzial: Steuer-Direftoren, Land⸗ 
räthe, Polizei-Präfidenten, Polizei- Direktoren ; 

9) die im aktiven Dienfte befindlichen Militär Perfonen ; 

10) die Religionsdiener aller Konfeffionen ; 

11) die Elementar-Schullehrer; 

12) die Dienftboten ; 

13) wer 70 Jahre zählte; 


Beer, Realtion. 25 
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14) wer nicht wenigftens jährlich 18 Thaler an Klaſſenſteuer oder 
20 Thaler an Grundſteuer (ausfchlieglich der Beifchläge) oder 24 Thaler 
Gewerbeftener entrichtete oder doc unter Borausfegung des DBe- 
ftehens diefer Arten der Beſteuerung nach feinen BVerhältniffen zu ent- 
richten gehabt hätte. 

Dagegen waren ohne Rüdficht auf den sub 14) erwähnten Steuer- 
fa wählbar zu Gefhmwornen: die Rechts-Anwälte und Notarien, die 
Profefforen, die approbirten Aerzte und diejenigen Beamten, welche ent- 
weder vom Könige unmittelbar ernannt waren oder ein Einfommen von 
wenigſtens 500 Thalern jährlich bezogen und nicht zu den ausgefchloffenen 
Kategorien gehörten. 

Alfo wurde auch das Gefchworenen-Amt, wenngleih man fich 
an das rheinifche Berfahren hielt, an einen hohen Zenſus geknüpft. 
Das Geſetz vom 3. Mai 1852 befchnitt felbft diefe Verordnung und 
nahm ihr viel von der noch übrig gebliebenen Bolksthümlichkeit,*) bis 
endlich durd) das in der oftroyirten Verfaſſung verheißene Geſetz alle 
politifchen und Preßfachen ganz der Kompetenz der Gefchwornengerichte 
entzogen wurden. 

Hieraus wird erfihtlich, daß die Reaktion vorfichtig und ſchritt⸗ 
weife, aber unaufhaltfam und mit Methode um fih griff. Sie fah 
fich zu diefem bedächtigen Verfahren genöthigt, weil der Horizont Eu- 
ropa’8 noch eine Zeit lang mit bunfeln Nevolutionswollen umzogen 
war. Eine glüdlihe Erhebung der franzöfifhen Soztial- Demokraten 
würde zweifet Sohne neue Erhebungen in Deutfchland herbeigeführt und 
die ganze Berechnung der ſchlauen Diplomaten geftört haben. Dazu 
konnten die Sleinftaaten mit Defterreih und Preußen in der Reaktion 
nicht gleichen Schritt halten, und ferner waren in die Gefeßgebungen 
eine Menge demofratifcher Beftimmungen eingedrungen, die man nicht 
ohne Weiteres, wenn man beim Volke nicht allen Sinn für Geſetzlich⸗ 
feit vertilgen wollte, auszumärzen vermochte. Endlich Hatten die Stants- 
" Ieute, um die Throne zu retten, fih an die nationale Partei ange: 
Hammert, mit deren Hülfe fie die Sozialiften oder eigentlihen Revo⸗ 


*) So zum Beijpiel beftimmte $. 24: „Mitglieder des Föniglihen Hauſes 
und der beiden Hohenzollern’ihen Yürftenhäufer werden in ihrer Wohnung ver- 
nommen, Die Eidesformel wird ihnen von dem mit der Vernehmung beauf- 
tragten Richter vorgelefen und zur eigenhändigen Uuterjchrift vorgelegt. Zur 
Hauptverhandlung werden fie nicht vorgeladen, fondern es ſoll flatt deffen ihre 
prototollarifche Ausfage verlefen werden.“ 
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Iutionäre am Auflommen verhindert hatten. Dem Nationaltdum durfte 
man alfo nicht jählings auf den Kopf treten, wenn man nicht eine 
allgemeine Entrüftung hervorrufen wollte, fondern man mußte dasjelbe 
irre zu leiten und zu zerfegen fuchen. 

Die hierbei einzuhaltende Richtſchnur wurde durd) die Sacjlage 
von felbft vorgezeichnet. Es ift fchon oben angegeben worden, daß 
Preußen die pofitive, Defterreich die negative Role beim Irreführen und 
Zerfegen der nationalen Bewegung auszufüllen hatte. Die innere und 
äußere Lage der beiden deutfchen Großſtaaten, jo wie die hiftorifche 
Üeberlieferung derfelben gaben diefes Zuwerfegehen an die Hand. Defter- 
reich) war der Ausfluß, der Bewahrer und Zräger der deutfchen Legi- 
timität, Preußen ein aufrührerifcher, annerionsluftiger Emporkömmling 
des heiligen römifchen Reiches deutjcher Nation. Demgemäß mußte 
Preußen durch trügerifche Experimente die Unmöglichkeit einer deutjchen 
Wiedergeburt darthun, während Defterreid, al8 Bundes-Präfidial-Madt 
die völlige Wiederherftellung des alten Nechtszuftandes allmählich her— 
beizuführen hatte. Beide waren darin völlig einig, daß mit der De- 
mofratie und ihren ſämmtlichen Errungenſchaften aufgeräumt werden 
müßte. Doc war die öfterreichifche Politif, obſchon es auch bei ihr 
nicht ohne Winkelzüge abging, im Ganzen viel ehrlicher und offener, 
als die preußische. Wurde anftatt eines republifanifchen deutſchen Ge⸗ 
meinwejens ein Kaiferthum mit dem Könige von Preußen an der Spiße 
zu errichten gefucht, fo zerfete fich die nationale Partei in Sole, die 
um der Einheit willen die Freiheit preisgaben, und in Solche, die ftarr 
an der Freiheit fefthielten. Auf. diefe Weife wurden die Republikaner 
einer Menge feitheriger Bundesgenofjen beraubt und ein Zwieſpalt er- 
zeugt, welcher zu Hader und Teindfchaft führte und die Republikaner 
lahın legte. Weil aber die Schöpfung eines preußifchen Kaiſerthums 
den Ausschluß Defterreich® bedingte, fo konnte e8 nicht fehlen, daß ein 
großer Theil der Nationalen am ganzen Deutjchland fefthielten und daß 
fomit unter den nationalen Volksführern, welche ſich ſchon in Betreff 
der Freiheits-Parole zerfett hatten, auch eine Zerfegung Hinfichtlich der 
Einheit vor fich ging. | 

Der Dualismus zwifhen Preußen und Oeſterreich zog demnach 
einen Dualismus im Volke nad fid, wodurch die ganze Einheitsbe- 
wegung zu Grunde gerichtet werden mußte. Zugleich wurde, wenn ein 
Theil der Nationalen fid) an Preußen, der andere an Oeſterreich an- 
Bing, die nationale Bewegung unvermerft auf das ftaatliche Gebiet über- 
gelenkt, worauf die ftaatliche Reaktion zur Reftaurirung des alten Rechts⸗ 

25 * 
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zuftandes volle Gelegenheit und weiten Spielraum erhielt. Denn nicht 
mehr das Boll im Großen und Ganzen, nicht mehr die Nation ale 
folche, nicht mehr das mit allgemeinem Stimmrecht gewählte deutfche 
Barlament, fondern die einzelnen Staaten, die Hin- und herichwanften, 
bis der eine Theil derfelben definitiv an die preußifche, der andere an 
die öfterreihifche Reaktion angefettet war, gaben nun den Ausſchlag. 
Reichten fich fodann die im Kampfe gegen die Demofratie innig ver- 
bundenen Großftaaten — jeder mit feinen ftantlichen Anhängern — 
ſchließlich brüderlich die Hände, fo war ber zeitweilig verfchwundene 
Bundestag wieder fertig und die allfeitige Einigkeit erreicht. 

So befhaffen war der Feldzugsplan der Reaktion. Derfelbe wurde 
mit vielem Geſchick in's Werk gefeßt. Die durch die doppelte Zer- 
feßung und durch den Dualismus erzeugte Verblendung der Parteien 
nahm fo ſtarke Dimenfionen an, daß die wenigen feharffichtigen De— 
mofraten, welche den Plan durchſchauten, bald nicht mehr in dem allge- 
meinen Getöfe ihre Stimme hörbar machen fonnten. 

Zwei Männer waren e8, welche ſich um das Gelingen des real- 
tionären Planes Hauptverdienfte erwarben: Freiherr von Schmerling und 
Freiherr von Gagern. Beide waren Treunde, beide in die Geheimnifje 
des preußifchen und öfterreichifchen Kabinets eingeweiht; doch galt in ber 
Deffentlichfeit Schmerling für einen fpeziellen Defterreicher und einen 
Feind Preußens, Gagern für einen entjchiedenen Anhänger des Groß— 
prenßenthums und einen Feind Defterreiche. 

Im Programm von Kremfier fagte fi UDefterreih von dem in 
Frankfurt zur fchaffenden neuen Deutfchland Ios. Denn das Minifterium 
Schwarzenberg erklärte es für feine Aufgabe, alle Lande des Kaifer- 
ſtaats zu einem einheitlichen Staatsförper zu verfchmelzen, indem es 
ausdrüdlich die Worte gebrauchte: „Erſt wenn das verjüngte Defter- 
reich und das verjüngte Deutfchland zu neuen und feften Formen ge= 
langt find, wird e8 möglich fein, ihre gegenfeitigen Beziehungen ftaatlic) 
zu beftimmen; bis dahin wird Defterreich fortfahren, feine Bundes- 
pflihten zu erfüllen.“ 

Nun trat Schmerling am 16. Dezember 1848 vom Reichsminiſterium 
zurüd und empfahl Gagern zu feinem Nachfolger. Er verficherte, daß 
er demfelben unbedingtes Zutrauen ſchenke, und nannte ihn auf der 
Nednerbühne des Parlaments (bei der Debatte vom 11. bis 13. Januar 
1849) feinen hochgeachteten Freund. Umgekehrt bezeichnete Gagern den 
öfterreichifchen Staatsmann ebenfalls als feinen Freund. Preußen und 
Oeſterreich waren einig. 
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Als Gagern im November 1848 nad) Berlin gereift war, hatte er 
ſich den Sekretär Schmerling’s als Begleiter erbeten. Zufolge bem 
Programm, welches Gagern beim Antritt des Minifteriums aufftelte, 
war e8 die Pflicht der Reichsgewalt, während bes proviforifchen Zu⸗ 
ftandes das Bundesverhältniß Oeſterreichs zu Deutfchland zu wahren; doch 
follte Defterreih nicht in dem zu errichtenden Bundesſtaat eintreten. 
Schmerling, der früher bei den 17 Bertrauensmännern für das deutfche 
Kaifertfum geftimmt hatte, erklärte fi mit dem Gagern’schen Programm 
ganz einverjtanden. 

Um den Dualismus in den Schoos des Parlaments zu tragen, 
bildete fih nun im Parifer Hofe eine fogenannte großdeutſche Partei, 
die Hedjcher als ihren Führer anerfannte und die Mitglieder der Linken 
mit freiheitlichen Zugeftändnifjen köderte. Damit die Linke völlig demo- 
ralifirt würde, ftimmten jet häufig Männer, welche fich bisher als bie 
erbittertften Feinde der Demokratie gezeigt hatten, für die Anträge der- 
felben. Die Linfe, geführt von den beiden Schwäbern Karl Bogt und 
Ludwig Simon, ging in die Falle; fie kofettirte einmal mit den Groß- 
Deutjchen, dann wieder mit den Erbfaiferlichen oder Kleindeutfchen, und 
glaubte ſehr ug gehandelt zu haben, als fte folchergeftalt das demo⸗ 
fratifche Wahlgefe und das fuspenfive Veto durchbrachte. Sie vergaß 
die unumftößliche, bewährte Regel, daß die größte Klugheit demokratiſcher 
Bolfsführer darin befteht, eine gerade, offene und völlig prinzipielle Po- 
Litil einzuhalten. Denn da das Bolf die feinen Winkelzüge nicht ver- 
fteht, verfennt e8 die falfchen Bundesgenoffen, geräth unter den Einfluß 
derfelben und wird auf diefe Art irregeführt. 

Nachdem die Demokraten einmal in den fauren Apfel des Dualis- 
mus gebiffen Hatten, begann jener pfiffige Notenmwechfel, der den Eifer 
der auf falfche Währte Gerathenen immer mehr aufftachelte. Diefer 
Notenwechjel vollzog ſich zwiſchen den Regierungen von Preußen und 
Oeſterreich einestheils, und zwilchen den nun für oder gegen bie eine 
der beiden Großmächte Partei ergreifenden Regierungen der Kleinſtaaten 
und der Reichögewalt oder den Reichsminiſterium anderntheild. Dabei 
hidten auch Defterreihh und Preußen Noten an Zentral-Gewalt und 
Reichsminiſterium, gleihwie fi) auch unter einander die Regierungen 
der Einzelftanten Noten und Crllärungen zufandten. Preußen nahm 
den Schein an, als ob feine Politik direft auf den Gagern’fchen 
Bundesſtaat Losftenere, während Deflerreihh ein fiebenköpfiges Direk⸗ 
torium, ein von den Ständelammern gewähltes Staatenhaus ohne Volks⸗ 
haus und den Eintritt feines Gefammtgebietes in dem deutſchen Bund 
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zu wollen ſchien. ine Öfterreichifche Note vom 23. Januar 1849, die 
nad) Berlin gefandt wurde, ift nicht befannt geworden. Dagegen ver- 
lautete bald daranf eine preußifche Zirfular-Depefche, die zwar an die 
deutjchen Kabinette gerichtet, aber mehr für das Parlament und für die 
Beeinfluffung der öffentlichen Meinung beflinmt war. Das Minifterium 
Brandenburg Manteuffel ſprach darin die Hoffnung aus, daß jetzt, wo 
das deutsche Verfaſſungswerk fich feinem Abſchluß nähere, eine jede deutſche 
Regierung bemüht fein werde, dafür zu forgen, daß dasfelbe zu einem 
gedeihlichen Reſultate führe. Die Depefche fprad) von einem Bundes- 
ftaate innerhalb des deutſchen Staatenbundes Dod die 
Hauptfache war die ftarfe Betonung des Zuftimmungsrehts der 
Regierungen zu dem in Sranffurt ausgearbeiteten Ver— 
faffungswerte, wobei auch der Gefahr gedacht wurde, welche aus 
den einander widerfprechenden Anfichten der Regierungen hervorgehen 
könne. | 

Letstere wurden aufgefordert, ihre Bemerkungen und Borfchläge an 
die National-Berfammlung rechtzeitig gelangen zu Laflen, damit fie bei 
der zweiten Leſung der Berfaffung berüdfichtigt werden könnten. Preußen 
fönne feine ibm angebotene Stellung annehmen, außer 
wenn es in diefer Hinficht die freie Zuftimmung der Negierungen er- 
halte. Sehr verführerifc klangen die Worte: „Preußen Hält fich ver- 
pflichtet, fich bereit zu erklären, Deutfchland diejenigen Dienfte 
zu leiften, welche diefes im Intereffe der Gefammtheit 
verlangen follte, felbft wenn dieß niht ohne Opfer von 
feiner Seite gefhehen könnte.“ Weiter befagte die Depefche: Preu- 
Ben ftrebe nach feiner Mahtvergrößerung oder Würde; 
im Gegentheil werde es fih zu Allem willig finden 
laffen, was die Selbftändigfeit und Unabhängigkeit der 
einzelnen Staaten zu erhalten geeignetfei. Auch halte 
der König die Aufrichtung einerneuendeutfhen Kaifer- 
würde zur Herbeifühbrung einer wirfliden und um- 
faffenden Einigung nit für nöthig, und das wünfchenswerthe 
Ziel werde fih wohl auh unter einer andern Form erreichen 
laffen. 

Nun forderte auch bie Zentral-Gewalt in einer Note vom 28. Ja⸗ 
nuar die deutfchen Fürften auf, ihre Erklärungen einzufenden. Die 
Boll8-Souveränetät, welche Gagern bei der Eröffnung des Parlaments 
pomphaft verkündet Hatte, wurde hiermit bei Seite gefchoben, und dafür 
der Bereinbarungsftandpunft eingetaufcht. Das gefchah jest, als Gagern 
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an der Spite des Reichsminiſteriums ftand. Die meiften Heinen Re— 
gierungen gaben Erklärungen ab, welche der Errichtung eines preußifch- 
deutfchen Erbfaiferthums günftig waren. Manche Fürſten, wie z. B. der 
Großherzog von Didenburg, machten fogar den König von Preußen als 
das einzig mögliche Reichsoberhaupt namhaft. Sie lebten: der Zuverficht, 
daß der preußifche König, wenn es ihm gelang, ſich der Einheitsbewe⸗ 
gung zu bemeiftern, den deutfchen Monarchismus retten und den Kampf 
gegen die KRepublifaner mit ftarfer Macht zu alffeitiger Zufriedenheit 
ausfechten würde. 

Als der preußische König am 26. Februar 1849 in Berlin, wo 
immer noch der Belagerungszuſtand herrſchte, die Kammern eröffnete, 
ſagte er triumphirend: der Weg zur Verſtändigung aller beutfchen Für- 
ften mit der National-Berfammlung fei angebahnt! 

Es würde zu weit führen, wollten wir den Noten-Wechfel und das 
Frankfurter Ränfefpiel im Einzelnen auseinanderfegen. Bei der Kaifer- 
macherei fielen viele fomifche Auftritte vor, die um des Naumes willen 
gleihfalls übergangen werden müffen. So lief Welder, als er die Nady- 
richt des Kremfierer Staatsftreiches erfahren, unter dem Schredensrufe, 
„das Baterland fei in Gefahr“, von den Großdeutfchen zu den Erbkai— 
ferlihen über, winkte aber auch den Republilanern die Hoffnung zu, einer 
der Ihrigen noch zu werden, wenn fid) mit dem Kaiſerthume Deutjch- 
land nicht einig und frei machen laſſe. Zulett wurde durch einen Bund 
zwifchen der Kaiferpartei und der gemäßigten Linfen das Berfaffungs- 
werk rajch feinem Ende zugeführt. Ueber Hundert Erblaiferliche verpflich- 
teten fih nämlich mündlich und fchriftlich, für das fuspenfive Veto und 
für das demofratifche Wahlgefe zu ſtimmen. Werner gaben der Linken 
achtzig Erbkaiferlihe — darunter Gagern — das jchriftliche Verſprechen: 
„die Berfaffung, wie folche von der Nationalverfammlung befchlofjen 
werde, für dergeftalt gültig anzuerkennen, daß fie für irgend wefent- 
liche Abänderungen berfelben, oder irgend erhebliche weitere Jugeftänd- 
niffe, von welcher Seite diefelben etwa verlangt werden follten, nicht 
ftimmen würden.“ — Nun wurde die Berfaflung in 4 Tagen zum Ab- 
ſchluſſe gebracht. 

Am 28. März 1849 fand die Kaiferwahl ftatt. Die Zahl der an— 
wefenden Mitglieder betrug 538; denn es fehlten nur 29. Von den an- 
wejenden Deputirten ftimmten 290 für Friedrich Wilhelm IV. von Hohen- 
zollern. Die übrigen 248 enthielten fich der Wahl. Unter den Kaifer- 
machern befanden fich folgende befannte Mitglieder der Linken: Temme, 
Löwe von Kalbe, Heinrich und Mar Simon, Rösler von Oels, Scho⸗ 
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der, Graf Oskar Reichenbach, Zimmermann von Spandau, Bogel aus 
Guben, Wöhler aus Schwerin, Mölling aus Yever, Levyſohn aus 
Grünberg, Grubert aus Breslau. Dagegen gaben andere Mitglieder der 
Linken, die fich der Abftimmung enthielten, beim Namensaufrufe befon- 
dere kurze Erklärungen ab. Moriz Hartmann z. B. erklärte: er ſtimme 
für feinen Anachronismus. 

Am Abend der Kaiferwahl, die allerorts in Deutfchland mit Glocken⸗ 
geläute und Kanonendonner gefeiert wurde, notifizirte ber Reichsverweſer 
in Gegenwart feines Minifteriums dem Präfidenten Simſon, der im 
November als Reichskommiſſär in Berlin gewejen, und dem Schriftführer 
der NationalsBerfammlung, daß er fein Amt als Mandatar des Parla- 
ments num für erlofchen anfehe und infofern feine Würde niederlege. Nach 
dem Neichverwefergefege hatte nämlich der Erzherzog mit der Vollzie⸗ 
bung, beziehentlih Einführung des Verfaſſungswerks Nichts zu thun. 
Aber der Erzherzog blieb noch an feinem Poſten in feiner Eigenſchaft 
als Mandatar der Bundesverfammlung, als welcher er in der Folge 
den für die Einführung der Neichsverfaffung ausbrechenden Bollsauf- 
ftänden entgegentrat. Die Ankündigung feines Rücktritts war demnad 
eine bloße Farce. 

Eine ſehr pikante Poſſe mit den Kaifermahern führte der König 
von Preußen auf. Eine Deputation, 33 Mann ftarf, von denen jeder 
ftolz auf feinen gefchichtlichen Beruf war, Deutjchland einen Kaifer zu 
geben,, brach nad) Berlin auf, um dem dort herrfchenden Hohenzollern 
die getroffene Volkswahl kundzuthun und ihn um die Annahme der 
Reichskrone zu bitten. Der König ließ diefen Kronhanfirern anfangs 
Hoffnung machen, daß er die Kaiferwürde annehmen werde, obwohl Ga- 
gern und Andere, die die Wahl betrieben hatten, genau perfünlich durch 
den König unterrichtet waren, daß er mit Stolz und Entrüftung jede 
Volkswahl von ſich wies. Graf Brandenburg fagte am 2. April zu den 
Deputirten auf jefuitifche Weije, fo daß fie auf Annahme jchloffen: 

„sn dem zu Frankfurt erfolgten Beſchluſſe erkennt die Regierung 
einen wejentlichen Fortſchritt. Ste wird Alles aufbieten, um das jeßt er- 
reichte Ziel bald ganz erreicht zu fehen; fie wird aber daran fefthalten, 
daß jener Beſchluß nur für diejenigen deutfchen Regierungen und Fürften 
giltig ift, welche demfelben aus freier Wahl beiftimmen. Sie wird nicht 
nachlaſſen, die Erreichung des angeftrebten Zieles zu fördern.” — Aehn⸗ 
lich jprad) Graf Brandenburg in der zweiten Kammer: „Die Regierung 
wird Nichts unverſucht laffen, eine Einigung unter den Fürften 
zu Stande zu bringen.“ 
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Am 3. April 1849 wurden die Deputirten feierlich beim Könige 
eingeführt. Wie begofjene Pudel ftanden fie da, als ihnen der König im 
Nitterfaale des Schlofjes folgenden Befcheid gab: 

„Sch erkenne in dem Beſchluſſe der Nationale Berfanmlung die 
Stimme der Bertreter des deutfchen Volks. Ich bin bereit, durch die 
That zu beweifen, daß die Männer fic) nicht geirrt haben, welche ihre 
Zuverfiht auf meine Hingebung, meine Treue und Liebe zum gemein- 
ſamen Baterlande ftügen. Aber ich würde ihr Vertrauen nicht vechtfer- 
tigen, ich würde dem Sinne bes deutfchen Volfes nicht entjprechen, ich 
würde Deutfchlands Einheit nicht aufrichten: wollte ich, mit Verlegung 
beiliger Rechte und meiner früheren ausdrüdlihen Verfiherungen, ohne 
das freie Einverftändniß der gefrönten Häupter, Fürſten und freien 
Städte Deutfchlands, eine Entjchließung fallen, welche für fie und die 
von ihnen vegenerirten deutfchen Stämme die entfcheidendften Folgen haben 
muß. An den Regierungen der einzelnen deutſchen Staaten wird es jetzt 
fein, in gemeinfamer Berathung zu prüfen, ob die Verfaflung dem Ein- 
zelnen wie bem Ganzen frommt; ob die mir zugedadhten Rechte mich in 
den Stand fegen würden, mit ftarfer Hand, wie e8 ein folcher Beruf 
bon mir fordert, die Geſchicke des großen deutjchen Vaterlandes zu leiten 
und die Hoffnungen feiner Völker zu erfüllen!“ 

Der preußifche König nahm Rache dafür an den Deputirten des 
deutfchen Bürgerthums, daß ihn die Revolution am 19. März 1848 
gefangen gehalten und fogar gezwungen hatte, vor den todten Barriladen- 
kämpferu den Hut zu ziehen. Kamen fie auch als Kronenfchenker, gehörten 
fie doch immerhin jener Bewegung an, welche den vornehmen Hohen 
zoller fo tief erniedrigt Hatte. Er ſchlug daher nicht nur die Kaiſerwürde 
aus, fondern verhöhnte die Deputirten obendrein im Privatgefpräche. Bei 
einem erkundigte er fi) nad) dem Waſſer der VBaterftadt; dem andern 
bemerkte er fpöttifch, daß fein Bruder wohl in Schleswig-Holftein vegiere 
dem dritten warf er die Worte hin: Sie bringen mir wohl auch, was Sie 
nicht haben, u, ſ. w. Erft hatte er fein Müthchen an der Berliner Ver⸗ 
einbarungsverfammlung gefühlt; jest machte er fich feinen Spaß mit dem 
Frankfurter Parlamente. 

Am nämlihen Tage, an welchem den Kaiſermachern ber Korb er- 
theilt wurde, fandte das preußifche Minifterium des Aeußern an die 
preußifchen Gefandtfchaften eine Zirkularnote, derzufolge die Gefandten 
die deutfchen Regierungen auffordern follten, Bevollmächtigte nad) Frank⸗ 
furt zu ſchicken, damit der nunmehr drohenden Gefahr vorgebeugt werde, 
Es hieß in der Note: 
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„Während auf der einen Seite die Bedeutung der in Frankfurt ge- 
troffenen Wahl anerkannt und in Yolge deſſen an die Spitze von Deutſch⸗ 
land zu treten erklärt ward, bat Se. Majeflät auf der andern Seite 
feftgehalten daran, daß die Berfaffung Deutfchlande nur im Wege der 
Bereinbarung feftgeftellt werde, und baf die getroffene Wahl nur durd) 
das freie Einverftändniß der Regierungen zur vollen Gültigkeit gelangen 
kann .... In Anbetracht, daß der Erzherzog Reichsverweſer den Ent- 
ſchluß gefaßt hat, feine Stelle niederzulegen und in Betracht ber großen 
Gefahren, welche für Deutfchland aus der Verwirklichung diefes Ent- 
ſchluſſes erwachfen fünnen, find Seine Majeftät ber König bereit, auf 
den Antrag der deutfchen Aegierungen und unter Zuftimmung der deutjchen 
National-Berfammlung die proviforifche Leitung der deutfchen Angelegen- 
heiten zu übernehmen. Seine Majeftät find, dem ergangenen Rufe Folge 
leiftend und eingedenf der Anfprüche, welche ihm Preußens Stellung in 
Deutſchland gewährt, entjchloffen, an die Spite eines Bundesſtaats zu 
treten, der aus denjenigen Staaten fi) bildet, welche demfelben aus 
freiem Willen fi anſchließen.“ 

Somit verwerthete die preußifche Negierung die auf ihren König 
gefallene Kaiferwahl dazu, um die deutſchen Kabinette zu einem Bunde 
zu vereinigen, welcher unter preußifcher Führung bei der Neichöverfaf- 
fungs-Agitation ein Gegengewicht gegen bie Beftrebungen der demokra⸗ 
tifchen Partei Herftellen follte. Indeß wurde. dem Parlamente nicht auf 
der Stelle alle Hoffnung abgefchnitten; denn es follte fi) langfam zu 
Tode zappeln. 

Als am 21. Dezember 1848 die Grundrechte des dentfchen Volkes 
vom Parlamente verkündet worden waren, hatten bloß Defterreich, Batern, 
Preußen und Hannover fie nicht befannt gemacht. Alle übrigen deutfchen 
Staaten hatten e8 für flug eradjtet, die Grundrechte bei fich zur gefeß- 
(ihen Geltung gelangen zu laffen. So auch erfannten aus Furcht vor 
dem Bolfe 28 Heine Negierungen die Reichöverfaffung an, und zu ihnen 
fam noch der König von MWürtemberg hinzu, der nad vielem Wider- 
ftreben ebenfalls fi) dem Willen der National-Bertretung fügte. Die 
verfafjungsfreundlichen Regierungen erließen unterm 14. April 1849 eine 
Kollektionote, welche befagte: 

„Die NReichöverfaffung vom 28. März 1849 entjpricht zwar nicht 
in allen Punkten den Anfichten, welche von den anerfennenden Negierun- 
gen gehegt und ſchon früher hervorgehoben worden find. Allein abge- 
jehen davon, daß einige diefer Regierungen die Beſchlüſſe der Reichöver- 
ſammlung im Voraus als verbindlich anerkannt haben, und daß der von 
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andern ebenfo wie von der preußifchen Regierung feftgehaltene Stanb- 
punkt der Vereinbarung in_feiner fonjequenten Durchführung die Errei- 
chung eines gedeihlichen Nejultates Leicht unmöglich machen kann; jo er- 
fchienen auch die von ihnen gegen die Berfaffung gehegten Bedenken nicht 
im PVerhältnig mit den Gefahren, weldhe ein längerer Verzug des Ber- 
fafjungswerfes dem gemeinfamen Baterlande nothwendig bringen muß.“ 

Hätten fich die Heinen Regierungen nicht zur Anerkennung der Reichs— 
verfaflung verftanden, fo wären fie unfehlbar geftürzt worden. In folchem 
alle hätte fi) die Kevolution über eine weite Strede von Deutfchland 
verbreitet, und es wäre auf diefe Weife eine Bewegung entzündet worden, 
die zu erftiden fehr fehwierig gewejen fein würde. Darum die Anerfen- 
nung von diefer Seite. Aber die größeren Regierungen erkannten die 
Reichsverfaſſung nicht an. Am Schlimmften benahm ſich Preußen, deſſen 
König doc von der Keichsverfaflung an die Spitze Deutſchlands gefteflt 
wurde. Preußen ficherte den Kleinen Staaten feine Unterftügung zu. Defter- 
reich gab die Erflärung ab, daß es gar Nichts zu erflären habe, aber 
es forderte als Bundes-Präfidial-Macht den Erzherzog - ReichSverwefer 
auf, in diefer Zeit der Gefahr an feinem Poften zu bleiben. Baiern, 
Hannover und das Königreich Sachſen Iehnten die Anerkennung der 
Reichsverfaſſung ab, indem fie befonders darauf hinwiefen, daß ſowohl 
Defterreich durch diefelbe aus Deutfchland ausgefchloffen als auch die 
Souveränetät der Einzelftaaten beeinträchtigt werde. Baiern betonte 
außerdem die Unauflöslichkeit des deutfchen Bundes, der fraft des Art. V. 
der Wiener Schluß-Akte nad) wie vor zu Recht beftehe. 

Nachdem am 26. April die National-Verfammlung diejenigen Re— 
gierungen, welche der Reichsverfaſſung noch nicht beigetreten, zur fchlen- 
nigen Anerkennung aufgefordert hatte, erfchien zwei Tage darauf eine 
preußiſche Erflärung, durch welche Friedrich) Wilhelm IV. die Kaiſerkrone 
unwiderruflich ausfchlug. Zugleich) wurden von ihm die deutjchen Ne- 
gterungen eingeladen, ſich mit Preußen zu einigen, um der Revolution 
entgegenzutreten und nöthigenfalls eine den Bedürfniffen Deutjchlands an- 
gemeſſene Berfafjung zu oftroyiren. Demgemäß wurden fänmtliche Re— 
gierungen aufgefordert, Bevollmächtigte nad) Berlin zu jchiden. 

Wenn die Frankfurter National-Vertreter am 26. April die Er- 
wartung ausfprachen, daß die Kammern überall den Bolfswillen würden 
zum Ausdrud bringen fünnen, jo mußten fie leider die Erfahrung machen, 
daß nicht nur die Stände da, wo fie, wie in Baiern, vertagt waren, 
vertagt blieben, fondern daß auch in den refraktären Königreichen die ver- 
jammelten Kammern, damit diefelben feinen Einfluß zu Gunften der 
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Neichsverfaflung ausüben könnten, aufgelöft und nach Haufe gefchidt 
wurden, Bor allen geſchah diefe Kammerauflöfung in Preußen. Auch 
Hannover Löfte die Ständeverfammlung. am 25. April auf, und den 
fächfifehen Kammern pafjirte das Nämliche am 28. April. | 

Hierzu kam, daß die widerfpenftigen Regierungen die Parlanents- 
Mitglieder, indem fie deren Mandat für erlofchen erklärten, von Frank⸗ 
furt abberiefen. Defterreih ging hierin mit gutem Beifpiele voran; 
Preußen, Hannover, Baiern und Sachſen folgten nach. Die meiften Par⸗ 
lamentsabgeordneten waren ein feiges, erbärmliches, verrätherifches Ge⸗ 
findel, das jetzt ehrlos das Bündel padte und davonlief. Schon am 
30. April ſah man fi) genöthigt, die befhlußfähige Zahl der Parla- 
ments-Dlitglieder auf 150 herabzufegen. Nun wurden vom Parlamente 
die Regierungen, die Gemeinden, die Einzelftaaten, das gefammte deutfche 
Volk aufgefordert, die Reichsverfaſſung zur Geltung zu bringen. Der 
Zufammentritt des Neichstags wurde vom Parlament auf den 15. Auguft 
(1849), die Parlaments-Wahlen auf den 15. Juli feftgefeßt und bie 
Beftimmung getroffen, daß, wenn Preußen etwa unvertreten fein follte, 
alsdann der Fürft des mächtigften verfaffungstreuen Staats als Reichs⸗ 
ftatthalter zu fungiren habe. Das Präfidium wurde ferner ermächtigt, 
das Frankfurter Parlament jederzeit an jeden Ort zu verlegen. 


Um diefe Zeit hielt der Märzverein einen Kongreß in Frankfurt ab. 
Diefer Verein war ſchon am Ende des Jahres 1848 entftanden. Er 
follte, wie Penner von Fenneberg*) jagt, die liberalen Yraktionen 
Deutfchlands zur Erhaltung und Durchführung der Märzerrungen- 
ſchaften vereinigen; er follte das leiften, was der demokratiſche Kongreß 
in Berlin nicht erreicht hatte: die Organifation der Demokratie im groß- 
artigen Maßſtabe, und fchließlich follte er von Frankfurt aus durd) 
Parlaments- Mitglieder des Donnersbergs, der Weftendhall und des 
deutjchen Hauſes geleitet werden. Er beftand aus einem Bunde von 
circa 3000 Zweigvereinen, deren Organiſation fic) aber auf dem Papier 
viel beſſer ausnahm, als in Wirklichkeit. 

Der Zentral-Berein gebärdete ſich fehr revolutionär. Denn er 
überwies jeßt dem engern Ausfchufle ein Aktenſtück, betitelt: „Worbe- 
reitender At zum Losichlagen.” Darin wurden den Zweigvereinen fol- 
gende Fragen zur Beantwortung geftellt: 


*) In feinem Buche: „Zur Gedichte ber rheinpfälziihen Revolution und 
bes badiſchen Aufftandes.” Zürich 1849. 
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„Welche Drte des Bezirks haben Beſatzung? Aus welchen Waffen- 
gattungen befteht fie? Wie ftark ift jede derfelben an Mannfchaft, 
Pferden und grobem Geſchütz? Welcher Geift herrſcht bei den Offizieren ? 
bei den Soldaten? Wo befinden fi Vorräthe von blanfen und Schuf- 
waffen? Don Munition (Pulver, Kugeln, Zündhütchen, Blei)? Bon 
Feldgeräthen (Wagen, Fourgons, Pontons)? Bon Belleidungsftüden, 
Getreide und Lebensmitteln? Bon Neit- und Zugpferden? Bon 
Vourage? In welder Menge und unter welcher Verwahrung find 
diefe Gegenftände vorhanden? Wo befinden fi Aerarial-Pulvermühlen 
und Laboratorien, Gewehrfabrifen, Kanonengießereten und Bohrmafchinen ? 
In welchem Zuftande befinden fich die Befefligungswerke, und wie wird 
der Dienft in denfelben verfehen? Wie ift die Stimmung der Bevöl⸗ 
ferung des Bezirks im Allgemeinen befhaffen? In welchen Orten be- 
ftehen Landwehren, Bürgerwehren und. andere Genoflenfchaften? In 
welchen Waffengattungen und von welder Stärke eine jede? Bon 
welchem Geift find die Führer und die Wehrmänner befeelt ? Wie viel 
ift jüngere Mannfchaft zum Dienft in erfter Linie, wie viel ältere zum 
Dienft im Innern oder zur Referve vorhanden? Sind gediente Leute 
darunter, und von welhen Waffen? Wie viel ausgebiente unver- 
heirathete Leute bis zum 40. Iahr find im Bezirke und im welchen 
Waffen haben fie gedient? Wie ift der Bezirk im Allgemeinen und die 
Wehrmannfchaft insbefondere mit Waffen und Munition verfehen? Wie 
viel Pferde find zum Kriege verfügbar? Haben die Gemeinden Bor- 
räthe von Waffen, grobem Gefchüt, Wagen- und Feldgeräth? Welche 
Mittel befigen die Gemeinden zur Beichaffung von Waffen, Munition 
und andern Kriegsbebürfniffen? Bezüglich der Bereine: Wo befinden 
fih Pulver- und Waffenvorräthe, Pulvermühlen, Gewehrfabrifen und 
Gießereien von Privaten? Kann der Perein über Bücfenmacher, 
Schloſſer, Schmiede zc. zur Anfertigung von Waffen 2c. verfügen ?“ 

Natürlich Tonnte mit einem Haufen folder Fragen nicht im Nu eim 
Reichsverfaſſungsheer auf die Beine gebracht werden. Die Mitglieder 
der Linken des Parlaments Hatten ſchon nad) der Erſchießung Robert 
Blums den Antrag auf Errichtung eines Parlamentsheers geftellt, waren 
aber nicht damit durcdhgedrungen. Sie nahmen den Gegenftand jeßt 
wieber auf, jedoch nicht mit befjerem Erfolg. Man verftieg fich höchſtens 
bis zum Uhland’schen Aufrufe an's beutfche Voll. In einem Rund⸗ 
ſchreiben, betitelt: „Kein Geld und keine Truppen für den Abſolutismus 
des Erzherzogs Johann,“ theilten Raveaur, Ludwig Simon von Trier 
und Profefior Schüler (Pandekten- Schüler) aus Jena als Borftand des 
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Zentral-Märzvereins ihren Filialen unterm 18. Mai mit, daß fie die 
Abfegung des Reichsverweſers beantragen wollten. 

Inzwiſchen brachen in Deutfchland an manchen Orten Unruhen aus, 
welche die Verhängung des Belagerungszuftandes zur Folge Hatten. 
Wien und Berlin waren vom DOftober und November her noch im Be 
logerungszuftande. Am 7. Mai wurde der Belagerungszuftand aud 
über Breslau, am 10. Mai über Düfjeldorf und Prag, am 16. Mai 
über die weftphälifchen Kreife Iſerlohn und Hagen, fowie über bie rhei- 
nifchen Kreife Eberfeld und Solingen verhängt. An andern Orten war 
der Aufftand anfangs entfchieden fiegreich, wurde jedoch, wie unten ge- 
fhildert werden wird, von den Reichötruppen der Zentral-Gewalt und 
namentlich von dem „Volke in Waffen“ des gewählten Erbfaifers nieder- 
geworfen. Was die Zentral-Gewalt anbelangt, jo geſchah die Einleitung 
zu den Anordnungen behufs Bewältigung der Reichsverfaſſungsbewegung 
noch unter dem Minifterium Gagern, das fich vor dem Parlamente 
nichtSdeftoweniger den Anftrich der Berfaffungsfreundlichfeit zu erhalten 
wußte, bis der Edle am 9. Mai feine Entlaffung nahm. Er legte bei 
Zeiten, ehe er unpopulär wurde, das Präfivium des Reichsminiſteriums 
nieder, angeblich, weil der Reichsverweſer da8 Gagern’ihe Programm 
nicht genehmigt hatte, und gründete feinem der Linken gegebenen fchrift- 
lichen Berfprechen zum Trotz kurz nachher zu Gotha jene liberale Partei, 
welche zur Abwiegelung der Bewegung dem preußifchen Minifterium 
Brandenburg Manteuffel fehr gute Dienfte Leiftete. 

An die Stelle des Miniftertums Gagern trat das für einen Hohn 
auf die National-Berfammlung erklärte Minifterum Grävell, Detmold, 
Jochmus, Merk und Fürft Wittgenftein am 16. Mat. 

Gagern's Freund Schmerling, welcher feit Januar als öfterreichifcher 
Geſandter bei der Zentral-Gewalt fungirt hatte, war gleih nad) ber 
Erblaiferwahl von feinem Poften zurücgetveten und nad) Wien zurüd- 
gelehrt. Die Verehrer Gagern’8 dachten anfangs daran, diejen als 
Reichsſtatthalter einzufegen: weßhalb am 19. Mai Profefjor Biedermann 
den Antrag auf Ernennung eines Reichsftatthalters ſtellte. Allein Ga⸗ 
gern, der diefer Ehre entfagen zu müſſen glaubte, war am Tage der 
Entiheidung krank. Widemann, Rieſſer, Soiron, Dahlmann fpracdhen 
für Ausharren, und der kranke Gagern pflichtete diefer Anficht bei. Doch 
immermehr lichteten fi) die Bänfe der Berfammlung, die Preußen 
Reichsfriedensbruch vorgeworfen Hatte. Der Edle von Gagern verließ 
mit 74 feiner Getreuen (worunter Dahlmann) Frankfurt am 21. Mai. 
An diefem Tage wurde die bejhlußfähige Zahl auf 100 herabgeſetzt, 
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und nach bem 26. Mai, an welchem der Uhland’sche Aufruf angenommen 
wurde, ward das Tlüchten der National-Bertreter fo allgemein, daß 
feine Sigung nıehr abgehalten wurde. Auch die Tinte dachte and Aus- 
reißen. Doc faßte fi, um ihre Flucht zu bemänteln, mit jchwacher 
Majorität (71 gegen 64 Stimmen) den Beſchluß, nah Stuttgart, auf 
neutralen Boden, überzufiedeln. Alfo fagten auch die Mitglieder der 
Linken der Paulskirche Lebewohl. Die bemooften Burſchen zogen am 
30. Mai nachmittags zwifchen 2—3 Uhr von Frankfurt aus. In Stutt- 
gart trieben fie ihre Redeübungen in der Fritz'ſchen Reitſchule weiter, 
erklärten den Reichsverweſer für abgefegt, ernannten eine Reichsregent⸗ 
Ihaft, beftehend aus Raveaur, Karl Bogt, Heinrich Simon, Schüler aus 
Zweibrüden und Becher aus Würtemberg, defretirten ein Volksheer, 
ſchrieben eine Matrifular-Umlage von fünf Millionen Gulden aus und 
ordneten Neuwahlen au. Der Frankfurter Reichsverweſer aber richtete 
unterm 9. Juni an die würtembergifche Regierung die Aufforderung, 
das ungefegliche Treiben des NRumpfparlaments nicht zu dulden, ALS 
fie nun aud) von Würtemberg 5000 Mann Truppen haben wollten, um 
ſich felbft und die Bundesfeftung Raſtatt zu ſchützen: da wurden fie am 
18. Yuni durch würtembergifche NReichstruppen am Eintritt in die Neit- 
ſchule verhindert und ausgewiefen, nachdem fie fhon 5 Tage vorher 
vom Minifterium Römer aufgefordert worden waren, ihren Sig anders- 
wohin zu verlegen. Schließlich lud ihr Präfident, der Kaiſermacher 
Löwe aus Kalbe, fie ein, fi) am 25. Juni wieder in Karlsruhe zu ver⸗ 
einigen. Indeß blieb es in diefer Beziehung bei dem frommen Wunſche, 
da am feftgefegten Tage der Prinz von Preußen mit feinen Reaktions⸗ 
Truppen in Karlsruhe erfchien. 

Die ReichSverfaffung war ein fehr gebrechlihes Machwerk.*) Sie 
zerfiel in fieben Abfchnitte, welche die Titel führten: das eich, die 
Reichsgewalt, das NeichSoberhaupt, der Neichstag, das Neichsgericht, 
die Orundrechte des deutfchen Volks und die Gewähr der Berfaffung. 
Ihre Hampiverfaffer waren Profefior Dahlmann, Waitz und Befeler. 
Sie enthielt fo viele innere Widerfprühe und fchwebte dermaßen in der 
Luft, daR ihr alle Lebensfähigkeit abging. Dod) das Schlimmfte in ihr 
war die Kaiferkrone, von der doch die Profefforen aus der Botanik 
hätten willen follen, daß felbige zu den Giftpflanzen gehört. Diejenigen 


*) ©. Berfaffung des deutichen Reichs. Frankfurt am Main, Berlag von 
Auffarth, 1849, 120, 
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Staatsmänner, welche die Anerkennung der Reichsverfaſſung verweigerten, 
handelten jebenfalls recht und Teifteten der gefchichtlichen Entwickelung 
einen großen Dienfl. Wäre die Reichsverfaſſung in Wirkſamkeit ge- 
kommen, jo wäre nicht nur ber Entwidlungsgang Deutſchlands gehemmt 
gewefen, fonbern das Bolt wäre auch dauernd mit vielen neuen, vorher 
ungefannten Laften bebürdet worden. Die Neichöverfaffung war nicht 
werth, daß zu ihrer Ausführung fich ein einziger Arm erhob, ein ein- 
zige8 Leben in die Schanze gefchlagen wurde. Deffenungeachtet erfolgten 
einige Aufftände, weil die Demokraten jene Verfaſſung als Agitations⸗ 
Mittel gegen bie überhand nehmende Reaktion benugen zu müfjen glaubten. 
Außer den Unruhen im preußifchen Rheinlande und in Weftphalen, wo 
die Landwehr ſich gegen die Einkleidung fträubte, gefchahen Aufitände in 
Dresden, in der Pfalz und in Baden. Auch Franken würde ſich erhoben 
haben, wenn nicht Karl Vogt auf einer großen Vollsverfammlung bei 
Nürnberg aus Peigheit den guten Rath ertheilt hätte, von allen gewalt- 
famen Schritten abzuftehen. 

In Sachſen war nad) dem Nüdtritte von Braun, Oberländer und 
Pfordten feit dem 24. Yebruar 1849 das Minifterium Held am Ruder. 
Als die Frage Hinfichtlich der Anerkennung der Reichsverfaſſung auf- 
tauchte, indem Schaffrath in der zweiten Kammer den Antrag auf un 
bedingte Anerkennung ftellte, Löfte Held die Kammer auf. Indeß empfahl 
die Mehrzahl der Minifter (Held, von Ehrenftein, Dr. Weinlig) in An- 
betracht der großen Gefahr, die ſeitens der Berfaffungsbewegung drohte, 
dem Könige die Anerkennung an; die Minderheit dagegen, deren An- 
fiht der König beiftimmte, warnte ihn davor. Diefe Minderheit bil- 
beten Freiherr von Beuft und General Rabenhorſt. Da der König un- 
erfchütterlich bei der Nichtanerfennung verharrte, warfen am 3. Mai in 
Dresden die Männer der Bürgerwehr und herbeigefommene Freifchaaren 
Barrifaden auf. Sie ftellten der Regierung ein Ultimatum. Der König 
flüchtete fi) am folgenden Tage, da der Kampf begann, auf fein feftes 
Schloß Königftein. Nun wurde in Dresden eine proviforifche Regierung 
eingefett, beftehend aus dem Triumvirat Heubner, Tſchirner und Todt, 
welches ftreitbare Kräfte aufbot und Befehle zur Herbeifchaffung von 
Geld, Waffen, Munition und Lebensmitteln erließ, während der Aufle 
Bakunin und zwei Polen die Bertheidigungsanftalten und den Kampf 
Yeiteten. In Folge der Unterftügung, welche der berühmte Architekt 
Semper nebft feinen Zöglingen, jowie die aus dem Plauenfchen Grunde 
herbeiftrömenden Bergleute Leifteten, wurde die Macht der Aufftändifchen 
fo ftarf, daß die füchfifchen Truppen immer weiter zurüdweichen mußten. 
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Da langte am 5. Mai unter Oberft Graf Walderfee ein preußifches 
Sardebataillon an, und am 7. Mai kam ein zweites. Jetzt wurden die 
Inſurgenten, die fi) indeß nod, bis zum .9. Mai tapfer fchlugen, aus 
der Stadt getrieben und theilweife auf der Flucht gefangen genommen. 
Manche Grauſamkeit wurde von dem fiegreihen Militär verübt, und 
viele Demokraten hatten im Zuhthaufe von Waldheim, wie Rödel aus⸗ 
führlich gefchildert Hat, jowie in andern Strafanftalten ihre Betheiligung 
an der Reichsverfaſſungsbewegung jahrelang bitter zu büßen. Es gereicht 
der Reaktion zum Borwurf, daß fie die politifchen Gefangenen unnöthig 
und übermäßig ftreng behandelte, obfchon vielleicht übertriebener Dienft- 
eifer der untern Beamten an ber Durcjprügelung der gefangenen De— 
mofraten die Hauptfchuld trägt. Ganz brutal und graufam benahm fid) 
das preußifche Militär in Dresden nad) erfochtenem Siege. 

Der pfälzifche Aufftand war feparatiftifch; denn er bezwedte die 
Lostrennung von Baiern. Er begann mit einer am 2. Mai zu Kaifers- 
lautern abgehaltenen Bolfsverfammlung. Die bald darauf eingefette 
proviforifche Regierung, welche fi durd) ihre Nichtsnugigkeit auszeichnen 
follte, beftand aus den Herrn Hepp, Frieß, Greiner und Schmidt. 

Nachdem die Pfalz; am 16. Mat von der Frankfurter National- 
Berfammlung unter den Schuß des Reichs geftellt worden war, beorderte 
die Zentral-Gewalt gegen den Aufftand Reichötruppen, konnte aber die 
erforderliche Truppenmacht nicht zufammen bringen. Hieraus erflärt fich 
die Entftehung des in manchen Gefhichtsbüchern aufgetifchten Mährcheng, 
daß der Reichskommiſſär Eifenftud vom Abgeordneten Schmidt mit 
einem vorgeblichen Befehle des Reichsverweſers getäufcht, die NeichE- 
truppen zur Umkehr bewogen Habe. Die proviforifche Regierung der 
Pfalz berief zum Oberbefehlshaber den alten, diden, polnischen Dberft 
Sznaybe, während erft Tenner von Fenneberg und dann der Wein- 
händler Blenker ein Volksheer zu errichten bemüht waren. Dbjchon 
aus den Feſtungen Landau und Germersheim die baierifchen Soldaten 
mafienhaft zu den’ Aufftändifchen übergingen, war man doch nicht im 
Stande, ſich diefer feften TPläte zu bemächtigen. Ueberhaupt bewährte 
fi) in der Pfalz allein da8 Maulheldenthbum; weßhalb fie aud) ohne 
Schwertſtreich und ohne Flintenfhuß von den Truppen der Reaktion 
endlich wieder unterworfen wurde. - 

Nachhaltiger war der badifche Aufftand, welcher ausbrach, obſchon 
der Großherzog bie Neichsverfafiung anerkannt hatte. Nachdem die ba- 
difche Kammer am 10. Mai die Vereidigung des Heeres und der ba- 
diihen Staatsbürger auf die Reichsverfaffung, die Zurüdweifung jedes 
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Angriffs auf die Eriftenz des Frankfurter Parlaments und die Anord⸗ 
nung der Wahlen zum künftigen Reichstage befchloflen hatte, empörten 
fih) am folgenden Tage die Truppen von Raſtatt gegen ihre Offiziere und 
nöthigten den von Karlsruhe mit zuverläffiger Mannfchaft herbeigeeilten 
Kriegsminifter Hoffmann zur Flucht. Hierdurch kam die wichtige Feſtung 
in die Gewalt der Revolutionäre. Gleichzeitig erhob ſich auch die 
Beſatzung von Bruchfal, wo Struve in Freiheit gefegt wurde, fowie die 
von Lörrach und Freiburg. Die in Naftatt liegende öfterreidhifche Be⸗ 
fagung zog alsbald ab. Jetzt wurde am 13. Mat auf einer Volksver⸗ 
fammlung zu Offenburg die Revolution für permanent erklärt, und 
aus Brentano, Gögg, Werner, Rehmann, Richter und H. Hoff ein 
Landesvertheidigungsausichuß niedergefegt, der bald nach der Hauptſtadt 
des Landes, wo ebenfalls die Truppen fich erhoben, überfiedelte. Diefer 
Ausſchuß ernannte, nachdem der Großherzog nebft Yamilie über Ha- 
genau und Koblenz nad Frankfurt und Mainz geflüchtet war, eine 
Erefutiv - Kommiffion, in welcher Brentano das Innere, Eichfeld den 
Krieg, Gögg die Finanzen und Peter die Yuftiz verwaltete. Der kaum 
einundzwangzigjährige Lieutenant"Sigel übernahm einftweilen die Führung 
der Nedar-Armee, bis Düfour von Genf, den man aus völliger Un- 
kenntniß der Schweizer-Verhältniffe berufen hatte, herbeigelommen fein 
würde. Allein der Genfer Ariftofrat Iehnte den Ruf ab, und mun wurde 
der polnifche General Mieroslawsfi zur Uebernahme des Oberbefehls 
über das ganze Heer aus Paris verfchrieben. Mit den Yreifchaaren 
war die Streitmadht der Aufftändifchen anfangs etwa 30,000 Mann 
ftarf. Die Badenfer begingen ben großen Fehler, daß fie — anftatt 
fi) eine kompakte Operations-Bafis zu ſchaffen und mit allen Mitteln 
Würtemberg fofort in die Bewegung hineinzureißen — fich nad dem 
Großherzogthume Heflen warfen, wo Sigel am 30. Mai bei Heppenheim 
gefchlagen wurde. 

Die Bundes-Protofolle geben Aufſchluß über die von der Franl- 
furter Zentral-Gewalt gegen die badifhe und Pfälzer-Revolution ge- 
troffenen Maßregeln.*) Demnad) jchien der Zentral-Gewalt außer dem 
bis dahin bei Frankfurt am Main aufgeftellt gewefenen mobilen Korps 
die Konzentrirung eines zweiten mobilen Korps von Reichstruppen 
zwifchen Darmftadt und dem Nedar nöthig, um mit hinlänglichen Kräften 
nicht nur in Frankfurt felbft, als dem Site der proviforifchen Zentral- 


. *) Beilage 5 zu 8 236 der 21. Sigung vom 12. Auguft 1852. 
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Gewalt für Deutfchland, die gefegliche Ordnung und dffentlihe Sicher- 
heit aufrecht zu erhalten, fondern auch der weitern Verbreitung „der von 
Baden und der Rheinpfalz her drohenden, gejeßwidrigen und anardhifchen 
Beftrebungen“ eine fefte Schranfe entgegenzufegen.*) Beide Korps 
waren unter den Oberbefehl des Fön. preußifchen Generallieutenants von 
Peucker geftellt und rüdten im weitern Verlauf nad; Baden vor. Gie 
beftanden aus Fön. preußifchen (1 Bataillon), baierifhen (1 Bataillon), 
würtembergifchen (2 Bataillone), kurfürſtlich-heſſiſchen (1 Bataillon), groß- 
herzoglich⸗heſſiſchen, jchwerinifchen, naſſauiſchen, hohenzollern'ſchen und 
Frankfurter Reichſstruppen. Mecklenburg⸗Strelitz, ebenfalls aufgefordert, 
hatte keine Folge geleiſtet.“*) Ebenſo wurde der an die kurheſſiſche und 
braunſchweigiſche Regierung ergangenen Aufforderung behufs Bereit⸗ 
haltung, beziehungsweiſe Abſendung, von Truppen nicht entſprochen.“**) 
Dasſelbe war der Fall mit der, der kön. preußiſchen Regierung abver⸗ 
langten Heeresabtheilung von 8⸗ bis 10,000 Mann.}) Außer den 
obigen Truppen war fodann noch ein kaiſerlich Föniglich öfterreichiiches 
Korps von circa 9000 Dann in Bregenz und Feldkirch aufgeftellt. 
Durch Erlaf des Neichs-Kriegs-Miniftertums unterm 26. Mai 1849 
wurde befiimmt, daß diefe Truppen nur bei ihrer wirklichen Berwen- 
dung im Reichsdienfte die für mobile Reichstruppen feftgefegten Kom⸗ 
petenzen beanfpruchen könnten. Werner wurden, nachdem die Abfendung 
von Reichstruppen nad der im Zuftande offener Empörung befindlichen 
Pfalz in Ermangelung disponibler Kräfte Hatte abgelehnt werden müffen, 
baierifcherfeit 2 Korps aus den bis dahin in Franken geftandenen 
Truppen fonzentrirt, wovon das weftfränfifche in die Nheinpfalz vorzu- 
rüden beftimmt war, um zunädft Germerdheim und Landau zu 
entfegen und dann Orbnung und Gefeß im Lande herzuftellen. Der 
von dem Reichs⸗Kriegs⸗Miniſterium gemachte Borfchlag, diefe® Korps 
für die Dauer der Operationen al8 Reichstruppen unter den Befehl des 
Prinzen Emil von Heffen zu ftellen, wurde abgelehnt. +7) Hinfichtlich 
*) Beichluß des Gejammt-Reichs-Minifteriums unterm 27. Mai 1849. 


**) Erlaſſe des Neichs-Minifteriums unterm 13., 14., 21., 26., 31. Mai 
und 2. Juni 1849. 

#74), Erlaß des Neichs-Kriegs-Minifteriums unterm 19. Mai 1849. — 
Schreiben des Turfürftlich-hefliihen Minifteriums unterm 25. Mai und bes 
braunſchweigiſchen Bevollmächtigten unterm 29. Mai 1849. 

+) Erlaß des Neichg-Kriegs-Minifters, dd. 6. Juni 1849. 

++) Schreiben des kön. baieriichen Bevollmächtigten, dd. 25. Mai, 5. und 
9. Juni, und die Erläffe des Reichs-Kriegs-Miniſteriums, dd. 27. Mai und 
7. Suni 1849, 
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der Verpflegsverhältniſſe der unter den Oberbefehl Peucker's geſtellten 
mobilen Korps wurden keine beſondern Beſtimmungen getroffen. „Die 
Verpflegsbedürfniſſe ſind von den betreffenden Gemeinden, in welchen 
die Truppen Quartiere erhielten, abgegeben worden, und eine baare Ver⸗ 
gütung hierfür ſcheint nirgends geleiſtet worden zu ſein.“ 

Zufolge des in der Feſtung Raſtatt ausgebrochenen militäriſchen 
Aufſtandes, welcher den Beſitz dieſer Feſtung in die Hände der Empörer 
fallen ließ, wurde vom Reichs⸗-Kriegs⸗Miniſterium durch Erlaß vom 
13. Mai 1849 dem kön. würtembergiſchen Generallieutenant v. Miller, 
Befehlshaber des bei Freiburg aufgeftellten mobilen Korps, der Auf- 
trag ertheilt, mit allen zu feiner Verfügung ftehenden Truppen ſich nad) 
Raſtatt zu begeben, um ſich wieder in den Beſitz biefes wichtigen Platzes 
zu fegen. Gleichzeitig wurde die würtembergifche Regierung erfucht, im 
möglichfter Schnelle alle verfügbar zu machenden würtembergifchen Truppen 
zu dem mobilen Korps des Generallientenants von Miller zu dirigiren, 
wofelbft fie ald Obfervations-Korps aufgeftellt blieben. Im Erlafje des 
Reichs⸗Kriegs⸗Miniſteriums an das würtembergifhe Kriegs-Minifterium, 
dd. 31. Mai 1849, wurde auögefprodhen, daß alle dem Miller über- 
wiefenen Truppen als in den unmittelbaren Neichsdienft getreten zu be- 
trachten wären, und daß diefe Truppen baher auf alle den mobilen 
Korps bewilligten Kompetenzen Anfpruch hätten. 

Man erfieht Hieraus, daR manche Regierungen, weil fie arg bange 
waren, der Zentral-Gewalt feine Folge leifteten. Selbft die preußifche 
Regierung, welche der Großherzog don Baden — nachdem er wegen 
Truppenmangeld® vom Reichsverweſer abfchlägig befchieden worden — 
um Hülfe anflehte, ließ lange auf ihre Unterftügung warten, da in 
manchen Gegenden Preußens die Landwehr fich nicht einkleiden laſſen 
wollte und fich gegen die Regierung aufrührerifch zeigte. Hätten die Mit- 
glieder der National-Berfammlung mehr Muth und Gefchie befeflen, fo 
würden fie ihre Reichsverfaſſung durchgefekt haben. Ebenfo würde 
unter diefen günftigen Umftänden die badifhe Erhebung fiegreih um 
ſich gegriffen und andere Lande mit ſich fortgerifien Haben, wäre fie 
weniger exkluſiv badifch gewefen und hätte fie vor allen Dingen Würtem- 
berg fofort erobert. Denn von Würtemberg aus hätte der Aufftand 
Franken und ganz Baiern ergriffen, wäre vieleiht nad Wien hinüber- 
gefprungen und hätte das noch blutende Sachſen zu neuer Energie er- 
weit. Die preußifchen Staatsleute, welche ihren Gegnern weniger 
Schwaclöpfigkeit zutrauten, als diefe wirklich befaßen, gaben Süd- 
beutfchland bereits verloren und wollten dem republifanifchen Sübbunde 
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im Dreilönigsbünduiffe einen monarchiſchen Norbbund entgegenftellen. 
Mantenffel ſprach dieß offen aus. Diefer Umftand ift ebenfalls zu be 
rüdfihtigen, wenn man erklären will, warum Preußen nicht fchneller 
gegen die Pfalz und Baden vorrüdte. Das preußifche Kabinet wollte 
feine Kräfte für den Norden auffparen; es war ftußig geworben und 
befürchtete aufrührerifche Erploſionen im Rücken des preußifchen Heeres. 
Die Reichöverfaffung ift alfo bloß an der Feigheit und Ungeſchicklichkeit 
der Führer des deutfchen Bürgerthums gefcheitert. Hätte die babifche 
proviforifche Regierung eine große Zahl von revolutionären Agenten mit be= 
deutenden Geldſummen ausgefchidt und namentlich in den verfchiebenften 
Gegenden Preußens Aufftandsverfuche veranftaltet, jo würde der Sübden 
vor der fogenannten „deutfchen Aufgabe Preußens” noch lange hinaus 
ficher geblieben fein. 

Aber die badifche Negierung beftand aus Männern, die weder die 
in ihren Händen befindliche Macht kannten, noch bie reichlich vorhan- 
denen Mittel und Gelegenheiten zu benugen verftanden. Die reaktionären 
Beamten, die den neuen Eid verweigerten, wurden in ihren Stellen be- 
Iaflen, die Pfaffen durften ungeftraft Tonfpiriren, die Polizei und nament⸗ 
lich die faft durchgängig reaftionäre Gendarmerie wurde nicht reorgani- 
firt, die ſchlimmſten Reaktionäre konnten unbehelligt mit ihrem Gelde 
das Land verlafien, die Spione trieben fich ohne Scheu überall herum, 
das Heer wurde nicht Hinlänglich vermehrt, die Freifchaaren nicht ge- 
ordnet, gehörig bewaffnet und disziplinirt, die Anordnungen der Res 
gierung, wenn fie da8 Murren der opferfchenen Philiſter hervorriefen, 
nicht pünktlich durchgeführt, die Gefinnungsgenofjen aus andern deutfchen 
Staaten wie Ausländer behandelt und die Erhebung wie eine fpeziell 
badifche betrachtet. Selbſt der fonft jo energifhe Mögling konnte ſich 
aus übel verftandener Generofität jo ſchwach zeigen, daß ihm, wie er 
Seite 186 in den „Briefen an jeine Freunde“ (Solothurn 1858) er- 
zählt, ein alter Bauer in Sinsheim richtig prophezeite: „Herr! Sie 
werden Ihre Gutmüthigkeit zu bereuen haben; denn wenn diefe fchlechten 
miferabeln Kerls Sie in ihre Gewalt befommen, wovor Sie Gott be- 
wahren wolle, werden biefe anders mit Ihnen umgehen!“ Indem man 
fi den Gegnern generöß bewies, fhädigte man die eignen Gefinnungs- 
genoffen. Um in ben Kampf für die Neichöverfaffung einigermaßen 
Sinn und PVerftand zu bringen, Hätte man fogleich die giftige Kaifer- 
frone ans ihr ausjäten und an die Stelle derfelben die Diktatur des 
aus Amerika Herbeigerufenen Heder und bis zu deffen Ankunft die Vize⸗ 
Diktatur des als Zivil-Kommiffär in Heidelberg fungirenden Schöffel 
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fegen müſſen. Denn einestheild verfpritten doch bloß Demokraten in diefem 
Kampfe ihr Blut, und anderntheild war Hecker 1848—9 ber befte Reprä⸗ 
gentant und Führer des bdeutfchen Bürgerthumes, wie Schöffel ber befte 
des Landvolks war. Aber Brentano ſprach offen die Marime aus: man 
müſſe fi ein Hinterpförtchen offen halten. Er gehörte alfo zu jener 
Klaffe von Leuten, welche der alte Marat les petits intrigants (die 
Heinen Imtriganten) oder auch les hommes d’etat (die Staatsmänner) 
zu benennen pflegte. Was den Finanzminifter Gögg anbelangt, fo wurde 
der Verfaſſer diefes Buches mit ihm in London gut befannt und fragte 
ihn einftmals: „It e8 wahr, daß Sie von dem Vorhandenfein mehrerer 
Millionen Werthpapiere in der badifhen Staatskaſſe nicht eher Etwas 
gewußt haben, als bis Biefelben von der Reaktion Ihnen entwendet 
waren, und ift es ferner wahr, daß Sie für ein Paar Millionen Silber 
nicht haben prägen laſſen, weil Sie feinen andern, als den großherzog- 
then Münzftempel hatten?“ — Gögg, eine ehrliche Haut, antwortete: 
„Es ift freilich wahr, nur wird der Betrag etwas zu hoch angegeben ; 
doch darf man das mir nicht übel nehmen, denn ich bejaß feine Erfah- 
rung; ich war ein junger Mann von 27 Iahren und bis dahin nur im 
Rechnungsfache bemandert; man erhob mid, ohne mein Zuthun zum 
inanzminifter, weil ich aus einer wohlhabenden Yamilie ftammte.” — 
Wie untauglic, der Kriegsminifter war, gebt, abgefehen von den bei 
Betreibung des Kriegs begangenen zahlreichen Wehlern, unter Anderm 
auch aus den Aufichlüffen hervor, welche die Bundes-Protofolle in Be⸗ 
treff der Feftung Naftatt geben. Dafelbft fteht zu leſen: *) 

„Als im Mai 1849 die Revolution ausbrach, ſo verfügte das vor⸗ 
malige Reichsminiſterium des Krieges, daß die in Raſtatt liegenden 
Bundesgelber ohne Unterfhied zu baulihen Zweden, fo 
viel thunlich verwendet werden follten, um fie dadurd den 
Aufrührern zu entziehen. Zu diefem Behufe find die oben in 
Ausgabe erjcheinenden 50,000 Gulden an bie Feſtungsbau⸗Kaſſe verab- 
folgt, und, da die bauleitenben Offiziere noch längere Zeit 
nah Ausbrucd der Revolution behufs möglichſter Errer 
hung des beabfihtigten Zwedes in Raftatt verblieben, 
dadurch auch wirklih dem Bunde gerettet worden... Nad- 





*) Summariſche Nachweiſung der Einnahmen und Ausgaben der Proviant- 
Kaffe der Bundesfeftung Naftatt in den Jahren 1848 und 1849. (Beilage zu 
8. 14 des Protokolls der 2. Sitzung der deutſchen Bundesverfammlung vom 
12. Yanuar 1852, Seite 147. Original-Ausgabe.) . 
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dem im Laufe des Monats Juni 1849 auch die bauleitenden Offiziere 
den Platz verlaſſen hatten, und vorauszufehen war, daß die Empörer 
auch der ſich anfänglich, zwar unter Aufficht geftellten, doch aber unbe- 
rührt gelaffenen Bundesgelder bemächtigen würden, welche nicht mehr zu 
baulichen Zweden hatten verwendet werden können, fo unternahm Pros 
viant-Berwalter Koch die Rettung eines Theiles der unter feiner BVer- 
waltung geftandenen Baarvorräthe der Kanzlei⸗, Wach, Kafern-, Hospi⸗ 
tal» und Proviant-Kaſſe, nämlich durch Bergung einer Summe von 
9,333 Gulden 20 Kreuzern in einem Lolale des Schloffes zu Raſtatt 
und einer Sunme von 3,492 Gulden 52 Kreuzern an einem andern 
Orte, worauf er fich nach ebenfall® vollzgogener Bergung ber Kaflen- 
bücher zc. den Empörern durch die Flucht entzog, zu deren Bewerlſtelli⸗ 
gung er aus der SanzleisKaffe 100 Gulden, der Wachverwaltungs-Slaffe 
50 Gulden, der Kafern- und Hospital⸗Kaſſe 140 Gulden, zufanmen 
290 Gulden, entnahm. Der erftere Theil der geborgenen Summe mit 
9,333 Gulden 20 Kreuzern wurde fpäter von den Empörern entdedt und 
hinweggenommen, der zweite Theil aber mit 3,492 Gulden blieb gerettet 
und wurde nach Uebergabe der Feſtung wieder abgeliefert.” 

Nachdem die preußifche Regierung eine Neichöverfaflung ihres Kali⸗ 
bers oktroyirt und mit Hülfe Gagerns die Freunde der deutjchen Einheit 
von den Verehrern der Freiheit getrennt, auch feine weitern Aufftände 
im beutfchen Norden zu beforgen hatte, erachtete fie die Zeit für gekom— 
men, die Revolution im Süden auszutilgen. Der König ernannte den 
Prinzen von Preußen (den jegigen König Wilhelm IL) zum Oberbefehls- 
haber der pfälziſch-badiſchen Dffupations-Armee, und nun durchichritt 
ohne Widerftand das herrliche Kriegsherr vom 13, bis 20. Juni die 
Pfalz, eingeben? der hochjunferlichen Reime: 


„Alſo hanſen durch das Land 

Die unſaubern Geiſter, 

Bis das Kreuz mit feſter Hand 
. Drüber ſchlägt der Meiſter; 

Bei dem erften Trommelllang, 

Fahren fie davon mit Stanf! 

Gegen Demokraten 

Helfen nur — Soldaten!“ 


Während die Generäle von ber Gröben und Hirfchfeld mit ihren 
beiden Armee-Korps die VBergnügungsreife duch die Pfalz zurüdlegten, 
dafelbft Landau entjegten und von da den Rheinübergang am 20. Juni 
bei Germersheim vollzogen, rückten die Reichſstruppen unter dem preußi- 
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fchen General von Beuder direkt auf der Bergftraße in Baden am 
15. Juni ein und drangen bis in die Nähe Heidelbergs vor. Am 21. Juni 
fam e8 bei Waghäufel mit den Preußen zur Schlacht, worin, diefelben, 
nachdem fie mit Verluft zurüdigeworfen worden waren, durd den Ver⸗ 
rath des badifchen Oberft Bedert fchließlich über die 15,000 Dann ftarfe, 
von Mieroslawski befehligte Revolutions-Arntee fiegten. Xebtere mußte 
nach Wieslod) zurückweichen. Der Prinz befand fi beim Hirſchfeld'ſchen 
Korps, von welchen bei Waghäufel die Divifionen von Hannefen und 
von Brun ind Gefecht gefommen waren. Pender fette den 21. bei He- 
ringenberg, Gröben den folgenden Tag bei Ladenburg über den Nedar, 
um Mannheim und Heidelberg in Beichlag zu nehnen. Sowie fi 
die Preußen näherten, erhob die Reaktion in Heidelberg keck wieder 
das bis dahin demüthig gefenfte Haupt, fo daß einzelne Wehrmänner 
der tapfern Flüchtlings=LTegion und de8 Mannheimer Arbeiter-Bataillong, 
die den Rückzug zu deden beordert waren, Kämpfe mit den Gendarmen 
zu beftehen hatten und auch nicht, wie fie beabfichtigten, die Brüde in 
die Luft fprengen Tonnten. *) 

Noch ärger ging e8 in Mannheim her. „Die guten Bürger der 
Stadt Mannheim”, fagt Yenner von Senneberg, **), „in Verbindung mit 
dem bort liegenden zweiten badifchen Dragoner-Regimente, welches mit 
feinen übrigen Kameraden in Wortbrüchigkeit und Verrätherei wetteiferte, 
empörten fich, als die Nachricht fam, daß die Neichstruppen die Faden- 
burger Brüde genommen, gegen die proviforifche Regierung, verhafteten 
den Zivilkommiſſär Lrübfchler und andere Revolutionsmänner, während 
die außerhalb der Stadt poftirte Volfswehr dem Feinde gegenüberftand. 
Die Kanonen am Nedar und am Rheinufer wurden abgefahren, uud 
eine Depntation ging an die vorrüdenden Preußen ab, die Stadt zu be- 
jegen, welche am Abend beim Einzug derſelben feftlich illuminirt war 
(22. Juni), während die übergegangenen Dragoner zur Berfolgung Mie- 
roslawsktis abgeſchickt wurden.“ 

Nachdem die Preußen am 24. Juni in den blutigen Treffen bei 
Ubſtadt, Neudorf und Bruchſal durch ihre Uebermacht geſiegt hatten, hielt 
der Prinz von Preußen am 25. Juni ſeinen Einzug in Karlsruhe. Nun 
fielen die Aufſtändiſchen auf die Alb und Murg zurück. Indem ihnen 


*) Der Verfaſſer berichtet dieß als Augenzeuge; er ſtand bei der genannten 
Legion und wurde ſpäter zur Unterſtützung des Majors Mangold, eines Schwei- 
zer Militärs aus Bafelland, dem Mannheimer Arbeiter-Bataillon zugetheilt. 

”* Am angeführten Orte. Seite 71-72. 





die Preußen und die NeichStruppen nachfolgten, kam es zwifchen den 
erftern und den, den Rückzug deckenden, Freiſchaaren (der Flüchtlinge» 
Legion und dem Willih’fchen Korps) zu einem heißen Gefecht bei Ba- 
den-Durlach, wobei das Städtchen in Brand gerieth. Noch einmal hielt 
das Revolutionsheer bei Raftatt Stand. Auf der einen Seite den Rhein, 
auf der andern das als neutral vorausgefeste würtembergifche Gebiet, 
geftütst auf die Feftung Raftatt und mit der Dedung ber Murg und 
des Waldes, hatte es eine fehr günftige Pofition. Um den Muth anzı- 
. fenern, wurden die Gerüchte verbreitet, daß 20,000 Franzofen zu Hülfe 
famen, und daß die Ungarn, nachdem fie glänzend über die Kaiferlichen 
gefiegt, mit zwei Armeen nad) Deutjchland eingebrochen wären, wovon 
die eine auf Wien, die andere über Breslau auf Berlin losmarſchirte. 
Auch verlautete, daß Heder aus Amerika angelangt fei. Indeß bedurfte 
es diefer Fünftlihen Anfenerung nicht; denn die ſämmtlichen Revolutions- 
Truppen, mit alleiniger Ausnahme ber Dragoner, welche bloß zu Eita- 
fetten-Dienften brauchbar waren, fchlugen fich äußert tapfer, die preußi⸗ 
ſchen Zündnadelgewehre verrichteten feine Wunder, und unter den Wehr- 
männern war die Hedensart zum Sprichwort geworden: „So fchnell 
hießen die Preußen nicht!" Durch ganz vorzügliche Tapferkeit und Prä- 
zifion im Schießen zeichnete fi}, wie die Feinde felbft anerkannt haben, 
die badifche Artillerie aus. 

Die Feinde marfchirten gegen die Infurgenten folgendermaßen heran. 
Gröben bildete den linken, das Peucker'ſche Reichsheer und die preußifche 
Drigade von Schad den rechten Flügel und Hirfchfeld befehligte das 
Zentrum. Den 29. Juni blieb die Schlacht bei Kaftatt, deſſen Feftungs- 
fanonen mitwirkten, unentjchieden, aber am 30. Juni überfchritten bie 
Feinde die Murg, nahmen Dos und trieben da8 umgangene Revolutions- 
Heer in die Flucht. Nun fiel fein Treffen im offenen Felde mehr vor, 
obfhon Sigel auf badifcher Gränze bei Yeftätten noch bis zum 12. Juli 
ausharrte. Gegen 11,000 Flüchtlinge fuchten ein Aſyl in-der Schweiz ; 
nur wenige gingen nad) Frankreich, weil die meiften fürchteten, von der 
Regierung des Prinz-Präfidenten Louis Napoleon Bonaparte in bie 
Tremden-Legion nad, Afrifa geſteckt zu werden. 

Nach der Niederlage bei Raftatt warf fi ein großer Theil der 
Vreifchaaren in bie Feſtung, und es wären noch etwa 1000 Mann mehr 
bineingegangen, wenn der Berfaffer diejes fie nicht am Feſtungsthor auf- 
gehalten und ihnen das Verderbliche ihres Vorhabens in einer Anfprache 
auseinander gefeßt hätte. Der Reichsverfaffungsfampf mußte mit der 
Schlacht bei Raſtatt als beendigt angejehen werden; folglich hatte, wer 
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in der Feſtung ftal, nur noch die Freiheit der in einer alle gefangenen 
Maus. Obſchon die Feftung ganz von den Preußen eingejchloffen wurde, 
war es ihnen doch nicht möglich, fich ihrer zu bemächtigen. Im Gegentheil 
machten die Belagerten glüdliche Ausfälle und fügten den Preußen be⸗ 
deutende Verluſte zu. Schon beorderte der Prinz von Preußen, um Bre⸗ 
ſche zu fchießen, von Koblenz ſchweres Geſchütz, als die Regierungen von 
Defterreich und Baiern gegen die Zerftörung der Bundesfeftung Fräftige 
Einfprache erhoben. Da gerieth irgend ein Lieutenant auf die Kriegelift, 
auf. der Murg wohlverjchloffene Flaſchen mit Zeitungen hinabfchwimmen 
zn laſſen, damit die Belagerten, wenn fie felbige auffingen, fi von dem 
gänzlichen Aufhören bes Kampfes überzeugten und badurd) den Muth 
verlören. Das wirkte. Unter den Belagerten befand ſich der zweideutige, 
bereit8 oben im zweiten Hauptftüde erwähnte von Corvin⸗Wiersbitzki, 
der in feinen dickbändigen Memoiren feinen Urfprung aus einem alten 
römischen Adelsgejchlechte herleiten will, Diefer fuchte die tapfern Frei⸗ 
fchaaren zu entmuthigen und brachte e8 dahin, daß man ihn nebft dem 
Major Langen damit betraute, fih am 18. Juli bei den Preußen als 
Parlamentär zu melden und bis hinauf nad) Freiburg und Konftanz zu 
reifen, um zu fehen, ob noch Entjag möglich ſei. Diefe Reife machten 
die beiden Genannten in Begleitung eined preußifchen Offizier und 
zweier Unteroffiziere. Corvin gab bei feiner Rüdkunft den Belagerten 
nicht nur Nachricht von der in Baden eingetretenen Grabesruhe, jondern 
er benachrichtigte fie auch davon, daß der Großherzog unterm 5. Yuli 
eine Amneftie für Alle, welche ſich bis zu einem gewiflen Seitraume 
freiwillig unterwerfen würden, verfündet habe. Werner wurde ein Kapi- 
tulations-Bertrag auf Betreiben Corvin's abgejchloffen, in welchem den 
Belagerten volle Ammeftie zugefichert wurde. Nun ergaben fie fih auf 
Treue und Glauben, und die Kapitulation ward am 23. Juli vollzogen. 
Bei diefer Teierlichkeit ritt der Feltungs-Kommandant Tiedemann dem 
au der Spige feines Generalſtabes Haltenden preußifchen General von 
ber Gröben entgegen und überlieferte ihm feinen Degen. Die Feftungs- 
Kavallerie, welche abjaß, und die Offiziere legten ihre Säbel auf die 
Erde, und die Infanterie ftellte ihre Gewehre zufammen. Nachdem aber - 
die Freiſchaaren ihre Waffen abgeliefert hatten, wurden fie Räuber und 
Lumpengefindel genannt und als Gefangene in die Kafematten der 
Feſtung eingefperrt, wo fie eine jehr harte Behandlung erleiden mußten. 
Die Preußen erflärten den Kapitulations-Vertrag jetzt für ungültig, weil 
benfelben nicht der Prinz von Preußen felber, fondern in feinem Namen 
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nur ein untergeordneter Generalftabs-Offizier, Major von Alvensleben, 
unterzeichnet Hatte. 

Noch während der Dauer des Krieges waren burch die Reichstrup⸗ 
pen Kriegsgefangene erfchoffen, und durch die Preußen Turner, die man 
von einem Kirchthurme herabwarf, unten mit Bajonetten aufgefpießt wor- 
den. Jetzt follte auch geftandrechtet werden. Zwar war Baden fein preit- 
ßiſches Land, und folglich Tonnte der Aufftand als fein Hochverraths⸗ 
verbrechen gegen ben preußifchen fouveränen König gebeutelt werben; 
auch waren viele von Denen, die gefangen genommen worden waren, 
weder preußifche noch badifche Unterthanen und ftanden folglich zu dem 
Prinzen von Preußen in feinem andern Rechtsverhältniß, wie jeder Menſch 
im Allgemeinen zu feines Gleichen; ferner war ber Kampf formell und 
ansbrüdlich für die in Baden geſetzlich anerkannte Reichsverfaſſung ge- 
führt worben, während diefelbe doch der König von Preußen, der in ihr 
für Dentfchland beftimmte Exrblaifer, abgelehnt hatte, werhalb nad) dem 
in Baden gültigen Rechte der Prinz von Preußen fich bei feinem Kriege 
gegen die Neichsverfaffungsfämpfer entfchteden im Unrechte befand: allein 
die Reaktion dürftete nad) Rache, fie wollte Blut fehen und kümmerte 
fih, als fie fi) einmal nad) fo vielen bangen Tagen und durchwachten 
Nächten wieder im VBollgenuffe der unbeftrittenen höchften Macht ſah, um 
feine rechtlichen und gefetlichen Bedenken, wie fie etwa befangene Sterb- 
liche Hinfichtlich der Heiligkeit der Menfchenleben in Triedenszeiten und 
hinfichtlich der in den Frieden aufgenommenen Kriegsgefangenen hegen. 
Sp wurden benn gerade die tapferften Männer ber Demokratie, und 
zwar deßhalb, weil fie die tapferften waren, ftandrechtlich Hingefchlachtet. 
Zu Mannheim wurde auf Anordnung des preußifchen Kriegsgerichts 
das aus Sachen gebürtige Parlamentsmitglied Adolph von Trützſchler 
erfchofien, da man ihm feine fozial-demofratifchen Anfichten um fo mehr 
verargte, als Trüßfchler aus einer altadeligen, Hochangejehenen und be- 
güterten Yamilie war.*) Dagegen wurde der fchwer verwundete Mög- 
ing bloß zum Zuchthaus verurtheilt, weil er den Tod, welchen er für 


*) Der. Berfaffer Hat im Jahre 1863 für den Berlag von Reinhold Baift 
in Frankfurt am Main eine Brojhüre über die Hinſchlachtung dieſes Sozial- 
Demokraten gefchrieben, weil Baift fich anheiſchig machte, den Reinertag der Schrift, 
wie auch auf deren Titelblatte angegeben it, zur Errichtung eines Trützſchler⸗ 
Dentmals zu verwenden. An Thüringen ift die Schrift ſtark gelauft worden: 
was jedoch das Mißvergnügen von Trützſchler's Witwe, deren Söhne in preußi⸗ 
ſchen Dienſt getreten find, erregt Bat. 
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eine Wohlthat anfah, berbeiwünfchte. Der gefangene Profeffor Gottfrieb 
Kinkel aus Bonn erhielt ebenfalls bloß Zuchthaus, weil er vor dem 
Kriegsgericht in feiner Vertheidigungsrede erflärte, daß er damit einver- 
ftanden fei, wenn der Prinz von Preußen Herrſcher von Deutſchland 
würde; nur mußte Kinkel, bis er durch Karl Schurz und fehr hochftehende 
Freunde befreit wurde, im Zuchthauſe Wolle fpinnen. Dagegen wurden die 
wirklichen Revolutionäre, während Corvin-Wiersbigfi mit heiler Haut 
davonkam, alle erfchoflen. Zu Raftatt erlitten, troß der in der Kapitulation 
zugeficherten Ammeftie, Elſenhans, Dortü, Tiedemann, Näff, Böhning und 
zahlreiche andere den Märtyrer-Tod. Sie ftarben alle muthig mit dem 
Rufe: „Es lebe die Republik!“ Als der ehrwürbige Vater Böhning aus 
Naffan, ein Greis von 72 Jahren, erfchoffen werden follte, verlangte er 
jelber zu fommandiren und ließ fich nicht die Augen verbinden. Nachdem 
er laut da8 Gebet gefprochen hatte: „Water, ich fomme, dich anzuflehen 
um Rache gegen unſere Mörder!" fommandirte er: „Schieft gut, Feuer!“ 
Da entjanfen den preußifchen Soldaten die Gewehre und fie weigerten 
fidy, den alten ehrwürdigen Mann zu erfchießen. Darauf wurden frifche 
Truppen zum Berrichten des Henferbienftes beorbert. Als die preußiſchen 
Standgerichte bis zum 27. Oktober gedauert hatten, hörten fie auf, um 
von den ordentlichen badischen Kriegsgerichten abgelöft zu werden. Das 
neue, feit Ende Juni in Karleruhe befindliche badifche Miniſterium, 
welches unter preußifchem Schutze die Realtions-Arbeit verrichtete, war 
zujammengejetst aus den. Leuten der alten Berwaltungspartei: v. Rog⸗ 
genbach, v. Marfhall, Stenzel, Klüber, Negenauer und Stabel. Der 
Belagerungszuftand dauerte bis zum Jahre 1852, und die mit ihm ver- 
bundenen Schreden trieben Hunderttaufende von Menfchen zur Aus- 
wanderung nad) Amerika, fo daß fi) das Land entvölfertee Den von 
der Revolution dem badifchen Staatsſchatze zugefügten Schaden beredj- 
nete die badische Regierung auf 8,302,890 Gulden 14 Kreuzer;*) der 
dem Bundes-Aerar erwachſene Berluft ward laut Zufammenftellung vom 
24. September 1852 auf 97,437 Gulden 25 Kreuzer angegeben. Der 
von ‚den Urhebern und Theilnehmern an der Revolution bis zum Jahre 
1856 eingetriebene Schabenerfaß belief fich ungefähr auf eine halbe Mil- 
lion Gulden, wovon an das Bundes-Xerar 5,799 Gulden 36 Kreuzer 
abgeliefert wurden. 

Mit der Befiegung der NeichSverfaflungsaufftände war die Wirk⸗ 
ſamkeit des Reichsverweſers thatfächlic zu Ende. Zwar blieb der Erz⸗ 


*) 26. Sitzung der deutfchen Bundesverfammlung vom 2. Auguſt 1856, $. 250. 
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herzog Johann fcheinbar bis zu Ende bes Jahres 1849 im Amte; 


allein der Wegfall des deutjchen Parlaments und das gänzlihe Schei- 
tern der nationalen Bewegung hatten die Aufgabe, die ihm zugewieſen 
war, erledigt. Er reifte am 30. Juni nad) Gaftein ab, ohne nad) Frank: 
furt am Main zurüdzufehren. Die Errichtung der Reichsverweſerwürde 
war dem deutjchen Volke jehr thener zu ftehen gekommen. Sie hatte nicht 
allein an und für ſich viele Koften verurfacht, fondern war auch recht 
eigentlich der Nagel zum Sarge .der nationalen Erhebung gewefen. Wenn 
bei den Matritular-Umlagen, welche unter dem Reichsverweſer ausge- 
jchrieben wurden, regelmäßig die Koften der proviforifchen Zentral⸗Gewalt 
mit jenen des Parlaments Hugerweife zufanımengeworfen wurden, um 
die aus der Steuererhöhung entfpringende Gehäffigfeit auf die Schultern 
der nationalen Demokratie abzuladen: geben uns doch die Protofolle der 
deutfchen Bundesverjammlung über eine Menge fpezieller, aus der Ein- 
fegung einer NeichSverweferfchaft allein herrührender Ausgaben genaue 
Mittheilung. So betrug die vierteljährliche Miethe vom 5. Auguft bis 
zum 5. November 1848 für die Wohnung des Reichsverweſers 3,500 
Gulden.*) Die 2. Beilage zu 8. 65 der 7. Bunbestagsfigung vom 
14. Februar 1856 führt in einer forgfältigen Zufammenftellung dıe nad)- 
ftehenden Poften auf: 


6,407 Gulden 13 Kreuzer für Gehalte und Zagegelder an den 
Kanzleivorftand, den Sekretär, die Kanzliften und Diener des Reichs⸗ 
verwejers; 250 Gulden Remuneration an diefelben; 89 Gulden für 
Schreibaushülfe in den Kanzleien des Reichsverweſers; 17,900 Gulden 
Miethzins für deffen Wohnung; 934 Gulden 56 Kreuzer zu Schreib» 
materialien und Bureau-Erfordernifien für deffen Kanzlei; 14,802 Gul- 
den 21 Kreuzer als Koften der für die Wohnung des NeichSverwejers 
angefchafften Meobilien und Inventar-Gegenſtände; 4,674 Gulden 37 
Kreuzer als Koften . der für die Wohnung des Reichsverweſers ange- 
Ichafften, einer fchnellen Abnugung unterworfenen Gegenftände und die 
Reparatur-Koften derfelben; 8,406 Gulden 7 kr. Koften für eine zwed- 
mäßiger befundene Einrichtung und die damit verbundenen Arbeiten und 
Reparaturen in der Wohnung St. kaiſerlichen Hoheit; 4,093 Gulden 
45 fr. Heizungsfoften diefer Wohnung; 1,894 Gulden 43 fr. Beleud)- 
tungsfoften der betreffenden Wohnung. 


*) 8. 243 der 30. Sigung ber Bundesverfammlung vom 2. Dezember 1851, 
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Der Sefammtaufwand aus Bundesmitteln für die deutjche National- 
Berfammlung betrug zufolge der nämlihen Zufammenftellung 277,130 
Gulden 17 Kreuzer. Die an ſämmtliche Reichsminifter vom 1. Sep- 
tember 1848 bis zum legten September 1849 bezahlten Befoldungen 
beliefen fic) auf 80,861 Gulden 6 fr. Die Befoldung der Unterftaats- 
Sekretäre verurjachte im genannten Zeitraume eine Ausgabe von 34,766 
Gulden 40 kr., während die NeichSminifterialräthe, Affefforen, Sefretäre 
Negiftratoren und Reviſoren an Befoldung und Nemuneration 45,664 
Gulden 45 Fr. bezogen. Die zum Reihskriegsminifterrum kommandirten 
Dffiziere erhielten an Zulage und Remuneration 52,508 Gulden 20 Fr. 
Die Befoldung der Bundeskaffenbeamten und Diener erforderte die Summe 
von 10,447 Gulden. Die im Reichsminiſterium des Handels und zwar 
in der Marine-Abtheilung angeftellten Direktoren und Räthe, ferner 
die verwendeten Sachverſtändigen, Sefretäre und Diener Ffofteten dem 
deutfchen Volke bis zur Abdanfung des Reichsverweſers (Ende 1849) 
21,878 fl. 2 fr. Den Kanzleifefretären und Kanzliften wurden an Be- 
foldungen und Taggeldern verabreicht 28,473 Gulden 10 fr. Die Diener- 
fchaft der Reichsminifterien bezog 14,408 Gulden 50 fr. Die für Reichs⸗ 
gefandtfchaften beftrittenen Ausgaben betrugen 94,880 fl. 18 Tr. Die 
unter dem Reichsverweſer ausgefandten Reichskom miſſäre erforderten an 
Diäten und Reifefoften 23,671 fl. 8 fr. Die zugezogenen Sadverftän- 
digen und das nebenbei laufende Dienftperfonale verurfachten den Auf» 
wand von 9,147 Gulden 31 kr. und an erlaufenen Diäten und Reiſe⸗ 
foften 28,157 fl. 5 fr. Die für Inſpektion der Bundesfeftungen entftan- 
denen, auf die Zentral-Berwaltung zu verrechnenden Diäten und Reife 
foften beliefen fih auf 3,290 fl. 58 fr. Aus den Bureau-Bedürfniffen 
der ſämmtlichen Reichsminiſterien erwuchs die Ausgabe von 11,406 fl. 
7 kr. Für die Gejchäftslofalitäten, für Beleuchtung, Heizung und fonftige 
Erforderniffe des Geſammt-Reichs-Miniſteriums wurden verausgabt 
9,708 fl. 13 fr. Für Meaterial-Berwaltung zur Beftreitung von Bureau- 
Bedürfniffen wurden verrechnet 1,900 fl. Die in den Gefchäfts-Tofali- 
täten des Geſammt-Reichs-Miniſteriums angefchhafften Inventar-Gegen- 
ftände koſteten 5,572 fl. 30 fr. Die Miethe diefer Geſchäfts-Lokalitäten 
fam auf 5,660 fl. zu ftehen. 

Außerdem finden fich verrechnet: 

1,564 fl. 44 fr. für Bau-Reparaturen im Thurn und Taris'ſchen Palais, 
welches dem Geſammt⸗Reichsminiſterium überlaffen worden war; 450 fl. für 
Deauffichtigung des Bundes-Mobiliars ; 1,176 fl. 23 fr. an Bureau⸗Koſten 
und verfchiedenen Ausgaben des Minifteriums für auswärtige Angelegen- 
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heiten; 1500 fl. 31 fr. für dergleichen Ausgaben im Miniſterium des 
Innern ; 1,431 fl. 29 fr. für dergleichen Ausgaben im Reichsminiſterium 
der Juſtiz; 10,255 fl. 28 fr. Drudkoften für das Neichögefeßblatt ; 
2,809 fl. 20 fr. Bureau-Koften und verfchiedene Ausgaben des Reichs⸗ 
minifteriums des Handels; 33,944 fl. 50 Fr. dergleichen Ausgaben im 
Minifterium der Marine; 3,115 fl. 53 fr. Bureaukoſten und verjchiedene 
Ausgaben des Neichskriegs-Minifteriums; 564 fl. 49 Fr. ähnliche Aus- 
gaben des FBinanz-Minifteriums und 48 fl. zu gleichem Zwede für die 
Reichskaſſenverwaltung; 5,956 fl. 50 fr. Ausgaben für die Auseinander- 
fegung des Reichskammergerichts-Archivs zu Weglar; 1,428 fl. 4 kr. für 
Penfionen und Unterftügungen ; 11,773 fl. 20 fr. an Gehalten und Zu- 
lagen für mehrere folche Beamte hoher deutfcher Regierungen, welche zur 
Ausgleihung der Koften für Zruppenaufftellungen nad) Frankfurt bes 
ordert waren; 2,922 fl. 18 fr. und 20 fl. Diäten und Reiſekoſten für 
angeordnete Dienftreifen in Angelegenheiten der Bundestruppen » Auf- 
ftellung. 

Das vom deutfchen Parlamente disfutirte und vom proviforifchen 
Reichsverweſer als Finanzgeſetz beftätigte Budget vom 22. Dezember 
1848 enthielt die Heberweifung der Baarbeftände in der Bundeskaſſe und 
der bei Rothſchild deponirten Gelder, dann fänmtliher Rüdftände auf 
frühere Umlagen von beziehungsweife 120,000 Gulden und 217,456 
Gulden 32 Kreuzen für die National-Berfammlung und Zentral-Ber- 
waltung, ferner die Umlage unterm 10. Oftober 1848 von 5,250.000 
Gulden für die deutfche Marine und endlich die Umlage unterm 27. No- 
vember 1848 von 1,750.000 Gulden für die Verpflegimg der Reichs⸗ 
truppen. Für das Jahr 1849 wurde fein allgemeines Budget aufgeftellt. 
Die Ausgaben während diefer Zeit wurden nad) Maßgabe des Bedürf- 
nifjes und durch befondere Anordnungen des Reichsfinanz-Minifteriums 
beftritten. Die Einnahmen floffen aus den noch vorhandenen Bundes- 
fonds und aus den bundesmäßig feftfiehenden beiden Umlagen von 
1,812.318 fl. 23 fr. für den Bau der Teftungen von Ulm und Raftatt 
fowie von 117,888 fl. 39 fr. für die Dotation von Mainz und Luzren- 
burg, und aus der Umlage bon 5,250,000 fl., ausgefchrieben unterm 
12. Februar 1849, für die deutfche Marine. Außer der oben angeführ- 
ten Sammlung für die Flotte Tiefen auch 8,458 fl. 35 fr. freiwillige 
Beiträge für die Reichstruppen ein. 


Neben den Ausgaben für die beutfche Flotte verurfachte, wie wir 
unten noch des Weitern fehen werden, bie Aufftellung der Reichstruppen 
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die meiften Koften.*) Beim Rechnungsabſchluſſe vom 31. Dezember 1847 
batte der deutſche Bund folgende Kaffenbeftände vorräthig gehabt: 


1) in der Bundes-Kanzlei-Kaſſe 43,756 fl.35 fr. 
2) in der Bundes - Matrifular- 
Kalle . . 63,885 „22, 
3) Rejerve- Fonds ber Seng 
Man .... . 137,243 „33 „ 
4) detto Zurembung . . . „25,140 „13, 
5) Approvifions = Fonds von 


Man . . ... 363,198 „47. zuſammen: 
6,389,797 fl. 41 fr. 
6) Upprovifions-Fonds durem 
bu... . 512,504 „40, 


7) Armirungsfonds von Mainz | 

und Turemburg . ... 196,355 „29, 
8) detto von Ulm und Raſtatt 4,888,285 „ 4, 
9) Zinfenfonds der 20 Millionen 

Stanten . . 2 202. 267,069 „55, 

Wenn alfo am 1. Januar 1848 das bei Rothſchild deponirte Bun- 
desvermögen betrug: 6,389,797 fl. 41 fr., dazu die eingezahlten Matri- 
fular-Umlagen bis zum 31. Auguft 1848 2,101,553 fl. 36 fr. und die 
Zinfen bis zum lettgenannten Tage 126,856 fl. 56 fr., während der 
Saldo der Fonds bis dahin fi auf 2,264,349 fl. 58 fr. belief: To 
hatte fi) das Bundesvermögen bereit? binnen 8 Monaten um nicht 
weniger als 6,353,858 fl. 15 fr. vermindert. 


Rechnet man zu den Reichsausgaben für das Rarlament, für bie 
Keichsverwefung, die Zruppenaufftelung und die Flotte noch die vielen 
Steuern hinzu, welche in den Einzelftanten durch Zruppenaufgebote, 
Sruppenverpflegung, Rüftung, durch die Einberufung der Stände und 
der Fonftituirenden Berfammlungen, durch Abfendung von Kommiffären, 
durch Einlöfung von Pfändern, durch Anftellung geheimer Agenten und 
Gewinnung fäuflicher, aber gefährlich) feheinender Schreier, durch Bür⸗ 
gerwehr und Volfsbewaffnung, ſowie durd cine Menge anderer Anläffe 
hervorgerufen wurden: fo wird man es nicht unbegreiflich finden, wenn 





*) Zufolge dem Bericht der Rechnungskaſſen-Reviſionskommiſſion des Bun- 
destags fanden ſich in der Buchführung der proviforiichen Zentral-Gewalt viele 
Unregelmößigfeiten vor. Die Rechnung, welche „den für die Finanzen des Bun⸗ 
des verhängnißvollen Zeitabichnitt” vom 1. Sept. 1848 bis zum 31. Dez. 1851 
nmfaßte, beftand in 51 Bänden mit 8,364 Belegen. 
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ſich namentlich unter den Bauern die Meinuug feftfegte, daß dem Volke 
dur die Demokraten nichts Anderes, als erhöhte Steuerlaft, befcheert 
worden fei. 


Die von der preußifchen Negierung ins Leben gerufene, auf Ver—⸗ 
einbarung beruhende Union, welche al8 die Verdünnung der wäſſerigen 
Frankfurter Reichsverfaſſung anzufehen ift, Hatte zunächſt die Trennung 
der Anhänger der deutfchen Einheit von deuen der Freiheit zum Zweck, 
während ihr gefchichtliches Ziel in der allmählihen Anbahnung und 
MWiederherftellung der alten Bundesverfaffung beftand, In der Denlſchrift 
der preußifchen Negierung vom 9. Mai 1849 wird jener Zwed beftimmt 
angegeben, wenn e8 darin heißt: 


„Die Gefahren der gegenwärtigen Lage Deutfchlands erwachlen 
hauptſächlich aus der Berbindung der unitarifchen mit der demofratifchen 
Bartei.... Durch diefe Berbindung allein gewinnt die demoftatifche 
Partei, welche im deutfchen Bolfe feine tiefen und feften Wurzeln Hat, 
ihre Kraft, indem fic das tiefgefühlte Bedürfniß, von dem die unitarifchen 
Beftrebungen ausgehen, ald Hebel und Borwand für ihre eignen Zwecke 
benutt; während die unitarifche Partet in der demokratischen ein thätiges 
und wohlorganifirtes Werkzeug gefunden hat und dadurch über ihre 
eigenen urfprünglichen Tendenzen weit hinausgeführt worden if. Diefe 
Berbindung wird fih von felbft löfen, wenn das wirk- 
liche Bedürfniß, deffen Ausdbrud die Beftrebungen der 
unitarifhen Partei find, befriedigt wird. Dieß ift die 
Aufgabe, welde die Regierungen ſich ftellen müffen.“ 

Zu diefem Behufe Schloß die preußifche Negierung das Dreifönigs- 
bündniß mit Sachſen und Hannover ab. Daß felbiges aber nur für die 
Zage der Gefahr berechnet war und vorübergehend fein follte, ſprach der 
preußifche Minifterpräfident Graf von Brandenburg ausdrüdlich in dem 
Erlaſſe an den Generallientenant von Ganig unterm 25. Mai 1849 
mit den Worten aus: *) „Erwarten zu dürfen aber glauben wir von 
der bundesfreundlichen Gefinnung der kaiſerlich Föniglichen Regierung, 
daß fie weder gegen den Abfchluß eines folhen vorübergehenden 
Bündniffes Preußens mit den dazu willigen Regierungen, noch gegen 
die Leitung der Angelegenheiten innerhalb dieſes Bündniffes durch Preu— 
Ben Widerftreben hegen oder Befürchtungen daran nüpfen könnte.“ 


*) Ebendaſelbſt, Seite 159. 
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Ebenſo ausdrücklich befagt die Note *) des Grafen Brandenburg 
an die baierifche Regierung unterm 3. Iuli 1849: „Hierüber (nämlich 
zur Befeitigung der das Vaterland erfehütternden Krifis) eine Einigung 
unter den Regierungen zu erzielen, war einer der wejentlichften Zwede 
des eingegangenen Bündnifjes, und es verfteht fich von felbft, daß die 
Erreichung diefes angeftrebten Zieles durch die zu treffenden proviſo— 
rifhen Einrihtungen chbenfo wenig in Frage geftellt werden Tann, 
als die Eriftenz und Entwidlung des Bündniſſes felbft, welches ſich 
innerhalb der Berträge von 1815 bewegt.“ 

Noch au vielen andern Stellen der betreffenden Aktenſtücke wird die 
Union als proviforifch bezeichnet, während nicht undeutlich der faktifch 
wiederherzuftellende alte Bund des Jahres 1815 als das Definitivum in 
Ausſicht geftellt ift. So fagt 3. B. der Geheime Legationsrath von Sy— 
dow iu feiner Eröffnungsrede des proviforischen Fürften- Kollegium: 
„Hoffentlich ift daher der Tag nicht fern, wo dent nod) befchränften 
Proviforium das erwünſchte Definitivum folgt, wahrer Freiheit ein ftar- 
fer Schuts, der Revolution aber, der politifchen wie der fozialen, eine 
unüberfteigliche Schranke.“ **) 

Es lag auf der Hand, daß die preußische Regierung, wollte fie 
beim Bunde des Jahres 1815 verharren, einestheild nur provijorifche 
Einrichtungen fchaffen und anderntheils daber immer auf das alte Bun— 
desrecht hinweifen mußte. Obſchon fie daher, weil ihr an dem Hinhal- 
en der unitariſchen Partei mit leeren Hoffnungen Alles gelegen fein 
mußte, nicht ganz mit der Sprache herausgehen und einfach den Wieder- 
zufammtentritt des alten Bundestags verfünden konnte, jo wurde fie doch 
nicht müde, immer wieder die Gültigkeit der Verträge von 1815 zu be- 
tonen, bis endlich die unitarifche Maske fallen gelaffen wurde. Der Streit 
mit denjenigen Negierungen, welche entweder nicht zum Bitndniffe vom 
26. Mai hinzugetreten oder von bdemfelben wieder abgefallen waren, 
diente bloß dazu, die unitarifche Partei zu befchäftigen, fie irre zu fühs 
ren und ihr fchlieglidy den Beweis von der Unmöglichkeit der Herftellung 
der preußifch-deutjchen Einheit zu Liefer. Außer den veröffentlichten 
Altenftücden eriftiven zweifelsohne noch verfchiedene geheint gebliebene, wie 
denn auch in der fraglichen Publikation jener Aktenſtücke der geheime 
Artikel zu dem mit Dänemark abgefchloffenen Friedensvertrag, obſchon 
er den von Freußenfheinbarnodunihtanerfannten Bun- 








*) Aktenſtücke. Erfter Band. — Neue Yolge. Berlin 1849. Seite 36. 
**) Aftenftiide. Zweiter Band. Drittes Heft. Berlin 1851. Seite 79. 
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destage durch das nämliche Preußen mitgetheilt wurde, 
weislich ausgelaffen if. Wer da glaubt, daß Brandenburg, Manteuffel 
und Radowitz, Schwarzenberg, von der Pfordten und Genofjen der öffent: 
lichen Meinung durchaus veinen Wein eingefchenft haben, und wer an 
diefem naiven Glauben, troß der erfolgten Wiederherftellung des Bun- 
destags, noch jett fefthalten Tann: der verräth in der That einen fo 
großen Mangel an politiſchem Berftande, daß jeder Verſuch, ihm eines 
Beſſern zu belehren, unnütz erfcheinen muß. 

Nachdem, wie oben mitgetheilt wurde, das preußifche Kabinet den 
deutfchen Regierungen am 28. April 1849 den dringenden Wunjch ausge- 
drückt hatte, daß fie e8 durch die Sendung von Bevollmächtigten oder 
durch Ertheilung von Inſtruktionen bald in den Stand ſetzen möchten, 
eine weiter eingehende Verhandlung zu eröffnen: traten am 17. Mai 
der dfterreichifche Gefandte Baron Prokeſch von Often, der preußifche 
Bevollmächtigte General von Radowitz, der baierifche Bevollmächtigte 
Graf von Lerchenfeld, der Königlich ſächſiſche Bevollmächtigte Staats- 
minifter von Beuft und der hannöveriſche Bevollmächtigte Staatsminifter 
Stüve, welcher leßtere in Zuftand des hannöverifchen Klofterraths von 
Wangenheim erfchienen war, zu einer Konferenz zuſammen. Die übrigen 
Regierungen Hatten angefichts der großen ©efahren des Reichsverfaſ⸗ 
ſungskampfes Preußen zwar den gedeihlichften Erfolg gewünſcht, jedoch 
geglaubt, durch die Anerkennung der Reichsverfaſſung an einer aktiven 
Sheilnahme „zur Zeit noch behindert zu fein.“ Nur Anhalt-Bern- 
burg hatte einen Bevollmächtigten in der Perſon Walter’8 gefchicdt, der 
jedoch fi) an der Konferenz nicht betheiligte, als ihm eröffnet wurde, 
daß feine Regierung fi) durch die vorherige Erklärung einer wenigftens 
eventuellen Annahme der Konferenz:Befchlüffe binden müſſe, wenn fie von 
dem Fortgang und dem Ergebnig der Konferenz in Kenntniß gefett zu 
werden wünſche. Auch der Öfterreichifche Geſandte blieb fchon den 18. Mai 
aus, indem er in einem eingefandten Schreiben hervorhob, daß der von 
Preußen für den engern Bund vorgelegte Berfaffungsentwurf in der 
Faſſung, welche für Oeſterreich feinen Pla laſſe, den öfterreichifchen Be— 
vollmächtigten entweder gar nicht oder doch nur unter der Borausjegung 
der Annahme des Unions- Projektes berühre, wo dann das aus ben 
Berhandlungen Hervorgegangene abermals eine Untarbeitung erfahren 
müßte, und daß fich fonach die Verhandlung vor der Hand in einer von 
dem Unions-Projekte völlig unabhängigen Richtung bewege, wodurd) bes 
Geſandten Beifig wenigftens unnothwendig werde. Doc erbat fich der 
Öfterreichifche Gefandte Nachricht über das Reſultat der Verhandlungen 
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und erhielt vom General Radowitz die fhriftliche Zuficherung, daß feine 
Bitte erfüllt werden folle. Hätte Defterreich nicht gewußt, daß die Er- 
richtung eines engern Bundesſtaats bloß vorübergehend fein und der 
völligen Reftauration der deutfchen Bundesverfaffung vorarbeiten follte, 
fo würde fein Bevollmächtigter auf der Konferenz jchon am erſten Tage 
fofort energifch proteftirt und mit eruften Berwidelungen gedroht haben. 
Indem die fpätern zwifchen Defterreich und Preußen ausgetaufchten feind- 
jeligen Noten nicht fo böfe gemeint waren, wie fie der um ihre lette 
Hoffnung beforgten gothaiſchen oder unitarifchen Partei vorfamen, ver= 
widelten fi die beiden großftaatlichen Regierungen in Widerfprüche, 
welche au den alten Erfahrungsfag erinnerten, daß ein Lügner ein gutes 
Gedächtniß haben muß. Bald nämlich verlangte Preußen den Eintritt 
Geſammtöſterreichs in Deutfchland unter dem Borfchlage der innigen 
Union, und Oeſterreich verhielt fi) dann abwehrend dagegen; bald ftellte 
Defterzeich ein ſolches Verlangen, worauf Preußen fi) dagegen fträubte. 
Achnlihe:Widerfprüche finden fid) in Bezug auf die proviforifche Zen- 
tral: Gewalt vor. Man hatte chen diefen Federkrieg nöthig, um Zeit zu 
gewinnen und Berwirrung anzuftiften. 

Der baterifche Bevollmächtigte wohnte, ohne im Namen feiner Re— 
gierung die beftimmte Erklärung des Beitritts zum Bündniffe zu geben, 
den Situngen der Konferenz bei und nahm an den Diskuffionen über 
den Berfaffungsentwurf Theil; weßhalb der jefuitifche Radowitz die be- 
zeichnenden Worte hinwarf: „nad, Tisfuffion des letzten Paragraphen 
bleibe Rückblick auf das Ganze, Benterfung zum Einzelnen und defini- 
tive Entfchliegung vorbehalten, fowie jeder Regierung ja zudem überlaffen 
werden folle, das jeist aus gemeinfchaftlichen Beratdungen und obwal- 
tenden Zeitunftänden hervorgegangene Werf auf dem zu berufenden Reichs⸗ 
tag nach Maßgabe der alsdanu eriftenten Sachlage in geeigneten Be- 
tracht zu ziehen.” Hierauf gab der baierifche Bevollmädhtigte zur Ant- 
wort: Baiern könne e8 nicht für rechtlich eradjten, etwa nur aus mo- 
mentaner Berlegenheit jett der Vorlage Preußens zuzuftinnmen, in der 
Boransficht, fpäter in Hauptpunften wieder davon abzugehen; zu einer 
ſolchen reservatio mentalis (Hintergedanfen-Rolitit) könne es fich wicht 
beftimmt finden. *) Exflärte doch Preußen and) in dem Promemoria des 
©enerallieutenant von Canitz au den Fürften von Schwarzenberg unterm 
18. Mai 1849, daß der Unions-Plan „nicht ſowohl freiwillig entwor- 
fen, als vielmehr durch die Ereigniſſe vorgezeichnet“ fei. Die baierifche 


*) Altenftüce. Erfter Band. Zeite 40. 
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Regierung war fo vorfichtig, daß fie, die „der Schlußftein des ganzen 
Werkes werden“ follte, mit ihrer Entfcheidung für oder gegen die Union 
wartete, bi8 der NReichsverfaffungsaufftand im füdweftlichen Deutfchland 
überwunden worden war. Als fie ſich durch den Sieg der Reaftions- 
Waffen fiherfühlte, dann erklärte ſie fich gegen die Errichtung eines 
engeren Bundes in einem Zirkular vom 12. Juli und ſprach den Wunſch 
ans, daß, objchon dieß fchwer zu hoffen fei, die Löſung der Yrage nit 
eine gewaltfame werde, insbefondere aber nicht aus einer innern deutjchen 
Angelegenheit ſich in eine europäiſche verwandle, 

Sachſen und Hannover legten fogleid) am 26. Mai Berwahrungen 
nieder, durch weldje fie, wenn die Revolution bezwungen wurde, ihren 
Rückzug vom Bündniffe deden und motiviren kounten. Der Nichtbeitritt 
Baierns zum Bündniffe diente dem Austritte Sachſens zum Vorwand; 
denn nach der Erklärung des ſächſiſchen Bevollmächtigten, einftweilen 
abgegeben in der Konferenz-Sikung vom 23. Mai 1849, änderte ſich 
hierdurch das Ziel, das Sadjfen bei feiner Zuftimmung im Auge hatte, 
fowie auch die Oberhauptsfrage dadurch in eine ganz andere Tage ge⸗ 
bracht wurde. Obſchon Sachſen und Hannover dem — um mit den 
Worten des preußifchen Minifter-Präfidenten Brandenburg zu reden *) 
— „durch die Gefahren des Augenblid8 hervorgernfenen Bündniffe” fich 
anfchlofien, bedauerten fie doc) glei) von Vornherein in der zum Pro= 
tofoll von 26. Mai 1849 Hinzugefügten Erklärung: „darin um jo weni- 
ger Beruhigung finden zu können, als die in dieſem (Berfallungs-) Ent- 
wurfe thatfächlid) gegebene völlige Entfremdung Defterreich8 von Deutfch- 
land nur geeignet fein würde, jene Mängel, die fie im Bündniffe ent- 
det hatten, auf das Scärffte hervortreten zu laflen.“ Während aber 
die größern Regierungen, ermuthigt durd) die Beſiegung des badifch- 
pfälziſchen Aufftandes, dem Bündniffe den Rücken Tehrten, um die un- 
gefchminfte Wicderherftellung des Bundestags einzuleiten, fagten — mit 
Ausnahme Würtembergs und Heffen-Homburgs — ihrerfeitS diejenigen 
Kabinette, welche die Reichsverfaſſung anerfannt hatten, diefer Lebewohl, 
um fich unter den preußifchen Verfaffuungsentwurf zurüdzuzichen. Somit 
ging auf der ganzen Schladhtlinie der Reaktion eine übereinſtimmende 
Bewegung vor fi, deren Planmäßigkeit freilich den blöden Augen jener 
Transaftionäre, welche unter der Führung Gagerns am 25. Juni 1849 
in Gotha zufammentraten, um fi für das Eingehen auf den neuen 





*) Zirkular-Note an die ſämmtlichen deutſchen Negierungen unterm 28. 
Mat 1849. 
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preußischen Unions- Entwurf zu entfcheiden, bi8 auf den heutigen Tag 
verborgen blieb. 

Die preußifche Regierung bezauberte die verfaffungsfchwindfüchtige 
Partei mit einem neuen Verfafjungsentwurfe, dem fie die Frankfurter 
Reichsverfaſſung unter Ausmärzung der demokratifchen Beſtimmungen zu 
Grunde gelegt hatte. Diefer Entwurf verdient nicht, bier ausführlich 
auseinander gefegt zu werden, weil er wegen der Unaufrichtigfeit, mit 
welcher er dargeboten wurde, und wegen des Todes, welder ihn fchon 
bei feiner Geburt ereilte, Keinen gejchichtlihen Werth hat. Es genügt, 
die lächerliche Beftimmung gleich des erften Paragraphen zu erwähnen, 
wonach „das deutfche Reich aus dem Gebiete derjenigen Staaten des 
bisherigen deutjchen Bundes befteht, welche die Reichsverfaſſung anerfen- 
nen,” und wonad) „die Feſtſetzung des Verhältniffes Defterreich8 zu dem 
deutfchen Reiche gegenfeitiger Berftändigung vorbehalten bleibt.“ — Da 
die Union die Rückkehr zum YBundestage bemänteln follte, beftimmte das 
Statut des Bündniffes von: 26. Mai 1849 Folgendes im crften Artikel: 

„Die königlichen Regierungen von Preußen, Sachſen und Hannover 
Schließen, in Gemäßheit des Art. 11 der deutſchen Bundes-Akte vom 
8. Yunt 1815, ein Bündniß 

‚zum Zwede der Erhaltung der äußern uud innern 

Sicherheit Deutijhlands und der Unabhängigkeit und 

Unverleglichleit der einzelnen deutſchen Staaten. 

„Sie behalten dabei fümmtlihen Gliedern des deutſchen Bundes 
alle aus dieſem Hervorgehenden Rechte und die diefen echten entfpre= 
henden Berpflihtungen ausdrücklich vor.“ 

Als Zwed des alten deutfchen Bundes vor 1815 aber war wörtlid) 
biermit übereinftimmend, im Artikel II der Bundes- Akte und im Artikel I 
der Wiener Schluf-Afte ebenfalls bezeichnet worden: die „Erhaltung 
der äußeren und inneren Sicherheit Deutfchlands und der Unabhängig- 
fett und Unverletzbarkeit ber einzelnen deutſchen Staaten.“ 

Sonad) ftellte Freußen, indem es die proviforifche Union ſchuf, 
einftweilen den Bundestag im Kleinen wieder her. Der Unterfchied zwi- 
fhen dem Frankfurter alten und dem uorddeutſchen neuen Bunde lag 
bloß in dem Parlamentarismus, welcher dem lettern als unliebfames, 
jchnell wieder binwegfallendes Anhängſel hinzugefügt worden war, und 
im geringern Umfange des norddeutfchen Bundesgebiet. Fiel der Var⸗ 
lamentarismus wieder weg und dehnte fid), wie algemein von den Re: 
gierungen gewünfcht wurde, ber Bundesumfang auf alle deutichen Staa- 
teu aus, fo war der alte Bundestag fir und fertig. Daher jagt die in 
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der Note des Herrn von Scleinig vom 12. Dezember 1849 erwähnte 
preußifche Denkfchrift ganz treffend: *) 

„Der Zwed des Bundes und des Bündniſſes ift alfo auf dasfelbe 
Ziel gerichtet. Diefes Ziel ift nicht ein folches, deſſen gleichzeitige 
Berfolgung von zwei Seiten her fich gegenfeitig ausſchlöſſe. Es befteht 
daher nicht nur neben einander, daß der Bund und das Bündniß em 
und dasfelbe Ziel verfolgen, fondern die Zuverfidht, daß der 
Bund feinen Zwed erreihen werde, wird durch die Rich— 
tung des Bündniffes auf eben diefen Zwed verftärft. 
Zwei Theile, welche dasfelbe Ziel verfolgen, können allerdings ſich dabei, 
fei e8 durch die Wahl der Mittel, fei e8 durch die Art ihres Verfahrens, 
hindernd in den Weg treten. Dem ift jedoch vorgefehen. Unmittelbar auf 
die Aufftelung des Zweckes folgt im Art. 1 des Bündniffes die Beftim- 
mung, daß fänmtlichen Gliedern des deutfchen Bundes alle aus diefem 
hervorgehenden Rechte und die diefen echten entfprechenden Verpflich- 
tungen vorbehalten fein. Die Rechte des deutfhen Bundes 
find alfo auch in diefer Beziehung gewahrt.“ 

Während aber das preußische Kabinet gegenüber dem deutfchen Volke 
eine fehr unehrliche und treulofe Politik einfchlug, waren auch feine Ab- 
fihten im Bezug auf Defterreihh und die deutfchen Regierungen nicht 
ganz lauter. Denn die fcheinbar angeftrebte Verwirklichung der deut- 
fhen Einheit follte einftweilen Nropagande für die im Schilde geführte 
preußifche Bergewaltigung, Eroberung und Herrfchaft machen. Die preu- 
Bifche Regierung rieb fid) im Stillen die Hände darüber, daß die Inte- 
grität Defterreih8 durd) den ungarifchen Krieg in Frage geftellt wurde. 
Darum war es fehr natürlich, daß die Öfterreichifche Negierung die In: 
tervention Preußens in Süddeutfchland mit feheelen Augen anjah und 
gegen die Verlegung des badifchen Militär nad) Preußen Einfprache 
erhob. Ihre Aufgabe war es, fortwährend Preußen mit Noten zu bom- 
bardiren, worin das Yallenlaffen des Parlamentarismus und die Befeitt- 
gung des norddeutfchen Bündniſſes gefordert wurde; dahingegen die 
preußische Regierung, um zum Bundestage zurüdfchren zu Tönnen, 
Defterreich feine für die Geſammt-Monarchie verkündete Berfaffung vom 
4. März 1849 als mit dem deutjchen Bundesrechte unverträglich zum 
Borwurfe machen mußte. **) Hier wie dort ftand das BVerfaffungswefen 
der Nüdfehr zum Bundestage im Wege. 


*) Aktenſtücke. Zweiter Band. Zweites Heft. Seite 22. 

**) ©, die rechtliche Stellung der deutihen Union im deutſchen Bunde. Bon 
Hugo Freiherrn von Bülow. Berlin 1850. Seite 30. — Ferner: Preußiſche 
Denkſchrift im 2. Hefte des 2. Bandes der Altenftiide. Seite 18. - 
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Trotz allen Zwieſpalts einigten ſich gleichwohl auf Grund des am 
9. Auguſt 1849 von Herrn von Biegeleben in Berlin gemachten Vor— 
ſchlags die beiden großftaatlichen Regierungen über die Einführung eines 
„Interims für den deutſchen Bund von 1815,“ das heißt über, 
das unerläßliche Zwiſchen-Stadium für die Wicderherftellung des alten 
Bundestags. Die Mebereinfuuft, weldhe am 30. September 1849 zum 
Abſchluß kam, Lautete: 


„Ratifizirte Konvention.“ 


Nachdem der Herr Erzherzog-Reichsverweſer wiederholt den Wunſch 
ausgeſprochen hat, daß ihm die Möglichkeit geboten werde, ſeiner Würde 
zu entſagen, und die ihm mit Bundesbeſchluß vom 12. Juli v. J. ans 
vertrauten Gewalten wieder an die Gefammtheit der Mitglieder des 
deutfchen Bundes zurüdzugeben; und in Erwägung, dag für einen fol- 
hen Yall ein neues, allgemein anerkanntes Zentral-Organ die Leitung 
der gemeinfamen Angelegenheiten des deutfchen Bundes übernehme und 
bi8 zur definitiven Geftaltung feiner inneren Berhältniffe beforge: — 
haben die Höfe von Wien und Berlin ſich behufs der Bildung einer 
folhen neuen proviforifchen Bundes: Zentral-Gewalt über einen ihren 
übrigen Bundesgenoffen vorzulegenden Vorſchlag zu verftändigen geſucht. 
Demgemäß find die Unterzeichneten am heutigen Tage zufamntengetreten, 
um auf Grundlage der zwifchen ihren allerhöchſten Höfen gepflogenen 
Berhandlungen über nachftchende Punkte übereinzufommen und dieſe 
Vebereinfunft unter Borbehalt der Ratifikation durd) ihre Unterfchrift zu 
beglaubigen. 


8. 1. Die deutſchen YBundesregierungen verabreden im Einverftänd- 
niß mit dem Reichsverweſer ein Interim, wonach Defterreih und Preu- 
fen die Ausübung der Zentral-Gewalt für den bdeutfchen Bund im 
Namen ſämmtlicher Bundesregierungen bis zum 1. Mai 1850 übernehmen, 
infofern diefelbe nicht früher an eine definitive Gewalt übergehen Tann. 

8.2. Der Zwed des Interims ift die Erhaltung des deutfchen 
Bundes als eines völferredhtlihen Vereines der deutfchen Fürſten und 
freien Städte zur Bewahrung der Unabhängigkeit und Unverletlichkeit 
ihrer im Bunde begriffenen Staaten, und zur Erhaltung der inneren 
und äußeren Sicherheit Deutfchlands. 


8. 3. Während des Interims bleibt die deutfche Berfaffungsange- 
legenheit der freien Vereinbarung der einzelnen Staaten überlafjen. Das⸗ 
felbe gilt von den nad; Artikel VI. der Bundes-⸗Akte dem Plenum der 
Bundesverfammlung zugewiefenen Angelegenheiten. 
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84. Wenn bei Ablauf dc8 Interims die deutfche Verfaflungsan- 
gelegenheit noch nicht zum Abfchluffe gebiehen fein follte, jo werden ‚die 
deutfchen Regierungen fid) über den Wortbeftand der hier getroffenen 
* Mebereinfunft vereinbaren, | 


$. 5. Die feither von der proviſoriſchen Zeutral⸗Gewalt eingeleiteten 
Angelegenheiten, inſoweit dieſelben, nach Maßgabe der Bundesgeſetze, 
innerhalb der Kompetenz des engern Rathes der Bundesverſammlung 
gelegen waren, werben während des Interims einer Bundes-Kommiſſion 
übertragen, zu welcher Oeſterreich und Preußen je zwei Mitglieder ernen- 
nen, und welche ihren Sit zu Frankfurt nimmt. Die übrigen Negierun- 
gen Fönnen fich einzeln oder mehrere gemeinfchaftlid) durch Bevollmäd)- 
tigte bei der Bundes-Kommiſſion vertreten laſſen. 

8. 6. Die Bundes-Rommiffion führt die Gefchäfte felbftändig 
unter Berantwortlichkeit gegen ihre Vollmachtgeber. Sie faßt ihre Be- 
Ihlüffe nad) gemeinfamer Berathung. Im alle fie fich nicht zu verei- 
nigen vermag, erfolgt die Eutfeheidung durch Verftändigung zwifchen deu 
Regierungen don Oefterreichh und Preußen, welche erforderlichen Falls 
einen fchiedsrichterlichen Ausfpruch veranlaffen werden. Diefer Ausſpruch 
wird dur drei deutſche Bunbesregierungen gefüllt. Im eintretenden 
Talle Hat jedes Mal DOefterreih emen, und Preußen den anderen 
Schiedsrichter zu wählen. Die beiden auf diefe Weife defignirten Regie— 
rungen vereinigen fich zur Ergänzung des Sciedsgerichts über die Wahl 
des dritten. — Die Mitglieder der Bundes Kommiſſion theilen fich in 
die ihr zugemwiejenen Sefchäfte, die fie, der beftehenden Bundesgeſetzge— 
bung und insbeſondere der Bundesfriegsverfaffung gemäß, entweder felbft 
beforgen, ober deren Beforgung leiten und überwachen. 


8. 7. Sobald die Zuftimmung der Negierungen zu gegenwärtigen 
Borjchlage erfolgt ift, wird der Reichsverweſer feiner Würde entfagen 
und die ihm übertragenen Rechte und Pflichten des Bundes in die Hände 
Sr. Majeftät des Kaiſers von Defterreih und Sr. Majeftät des Königs 
von Preußen niederlegen. . . . 

Geſchehen zu Wien im Minifterium der auswärtigen Angelegenhei- 
ten am 30. September 1849. 

(L. 8.) 

gez. Bernstorff. ge. F. Schwarzenberg. 

Ratifizirt und durch den preußifchen Minifter-Präfidenten Branden- 
burg, fowie durch den preußifchen Staatsminifter Schleinig unterzeichnet, 
wurde vorftehende Webereinfunft am 10. Oktober 1849. Der Neichsver- 
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weier Erzherzog Johann aber gab feine Zuftimmung unterm 6. Okto— 
ber 1849 in folgenden Worten: 

„Zu der am 30. Septenber d. I. zu Wien zwifchen der kaiſerlich 
königlich öfterreichifchen und der föniglich preußifchen Regierung abge- 
Ihloffenen und von Fürften Schwarzenberg und Grafen Bernstorff un- 
terzeichneten Konvention über Bildung einer neuen proviforifchen Zen- 
tral- Gewalt für Deutfchland gebe Ich hiernit Meine Zuftimmung und 
die Erklärung, daß, wenn die in jener Konvention erwähnte Zuftimmung 
ſämmtlicher beutfcher Regierungen erfolgt fein wird, Ich beteit fein 
werde, Meiner Würde als deutfcher Reichsverweſer zu entfagen, und die 
Mir am 12. Juli 1848 von der deutfchen Bundesverfanmlung über- 
tragenen Rechte und Pflichten in die Hände Sr. Majeftät des Kaiſers 
von Oeſterreich und Str. Majeftät des Königs von Preußen niederzulegen.“ 

Nachdem fid) die fämmtlichen Negierungen mit der Einfeßung der 
neuen provijorifchen Bundes- Zentral-Gewalt einverftanden erklärt hatten, 
trat diefelbe am 20. Dezember® 1849 in's Leben. Sie beftand öfterreicht- 
herfeit8 aus Freiherrn von Kübel und Feldmarfhall-Lientenant von 
Schönhals, preußifcherfeits aus dem fpäter durch von Peucker abgelöften 
Generalstientenant von Radowig und Bötticher. Indem die KRonmif- 
fion ihre Einfegung den ausmärtigen Regierungen notifizirte, trat fie 
auch in die ihr durch die Konvention vom 30. September zugewiefene 
pölferrechtliche Stellung ein. Ihre Thätigkeit zerfiel in einen politifchen 
und in einen adminiftrativen- Theil. Eine ihrer erften Handlungen war 
die Verhinderung der Vollziehung der medlenburg-fchwerin’schen Berfaf- 
jung und die Anordnung einer zu diefem Zwede dienenden Kompromiß⸗ 
Inſtanz: wobei das von der preußifchen Regierung getriebene Doppel- 
ſpiel an's Tagslicht kam, da die preußifchen Bevollmächtigten der Bundes- 
Zentral-Kommiffion fich in Widerfpruh zu dem VBefchluffe des Unions⸗ 
Berwaltungsrathes fegten. Yerner übernahm die Bundes- Zentral-Kont- 
milfion in den GStreitigfeiten zwifchen der würtentbergifchen Krone und 
dem Fürften von Thurn und Tarxis die Vermittlung, griff in den Streit 
über die gräflich Bentind’ihe Erbfolge der Grafſchaft Kniphaufen ein 
und arbeitete eine ftaatsrechtliche Denffchrift über die Berhältniffe der 
Schweiz zum deutjchen Bunde aus. Auch machte fie Vorarbeiten für ein 
allgemeines deutfches Seerechts- und Handelsgeſetzbuch. Die neue provi- 
forifche Zentral-Gewalt fand die Geldmittel des Bundes bei ihrem Ein- 
tritt bi8 auf 29,514 Gulden 5 Kreuzer erfchöpft. Ihre nächte Aufgabe 
beftand darin, wieder einige Ordnung in den zerrütteten Bundesangele- 
genheiten herzuftellen, indem fie theil® die Feſtungs- und Marineverhält- 
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niffe vegelte, theil® die Bundes-Finanzen wieder auf eine leibliche Höhe 
zu bringen fuchte. Zwar ließ fie fid) bei ihrem Eintritt keineswegs 
Rechnung legen, wie fie jelber am 5. Juni 1851 ihre Gefchäfte ohne 
Rechnungslage abtrat; aud) ließ fie die unter dem Reichsminiſterium 
eingeführte Bereinigung der Bundeskanzlei» und Matrikular- Kaffe bis 
zum 8. November 1850 fortbeftehen: aber fie fuchte, wenn aud) unter 
den mannigfachſten Schwierigkeiten, die nöthigen Geldmittel fiir die Be— 
ftreitung der Bedürfniffe des Bundeshaushaltes aufzutreiben. Bon 
1. September 1848 bis Ende 1849 hatten die wirklichen Ausgaben des 
Bundes 9,876.949 Gulden 33 Kreuzer betragen, nämlich: *) 


Keichsverfammlung und Zentral-Gewalt 834,144 fl. 22 fr. 

NReihötruppen - » > 2 2 20.2. 620,669 fi. 58 fr. 

Marine 2 2 2 2 2 2 44,797,404 fl. 19 fe. 

Seftungen . » 2 2 20. . 3,501,339 fl. 54 fr. 

8 noch nicht zurüderftattete Borfhüffe . 123,391 fl. — Fr. | 

Zotal-Ausgabe: 9,876.949 fi. 33 fr. **) 

Die Bundes-Zentral-Kommiffion entwarf nun am 17. Januar 1850 
einen einftweiligen Voranſchlag ihrer Geldbedürfniffe für die vier Monate 
Januar bis März im Betrage von 1,115.157 Gulden 57 Kreuzern ***) 
und fcehrieb am 22. Januar 1850 „auf Abrechnung der nächften ordent- 
lihen Umlage“ eine Bundesſteuer von 1,200.000 Gulden aus, ohne 
derfelben einen beftinmten Titel zu geben. ****) Da indeß die meiften 
Regierungen ftatt baarer Einzahlungen jene Vorſchüſſe, welche fie für die 
Feſtungen, die Marine oder für die Aufftellung von Reichstruppen 
gemacht hatten, zur Kompenfation brachten, hatte die Ausfchreibung die- 
jer Umlage nur fehr geringen Erfolg, Darum befchloß die Bundes: 
Zentral-Kommiffton, ein fürmliches Budget für das Jahr 1850 aufzu- 
ftellen, und die leitenden Grundfäge in der fogenannten erften Finanz⸗ 
darſtellung (vom 1. März 1850) darzulegen, indem an die ſämmtlichen 


*) Fünfte Beilage zu 8. 65 der 14. Sitzung der deutſchen Bundesverjamm- 
fung vom 8. Suli 1851. 

**) Sonft hatten die Bundesausgaben nur in folgenden jährlichen Boften 
beftanden: 60,000 Gulden gewöhnliche Matrikular-Umlage, 117,888 Gulden 
Fetungs » Dotation und 1,812.218 Gulden für die Ulm - Raftatter Baufonds. 

***) Erſte Beilage zu 8. 65 der 7. Sikung der deutſchen Bundesverjamm- 
lung vom 14. Yebruar 1856. 

####) Unteranlage a der zweiten Beilage zu 8. 8 der 2. Situng des Bun- 
destags vom 13. Januar 1853. 
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Regierungen unterm 3. März 1850 das dringende Erfuchen um Ein- 
zzahlung ihrer Beiträge gerichtet wurde. Dengemäß würden die Einnah- 
nen für das Jahr 1850 betragen haben: 
a) durch die Rüdftände auf Unlagen für die 
Seftungen . . . . . .. 174,192 fl. 12 kr. 
b) durch die Marine - Ruckſtande ſammtlicher 
Regierungen außer Preußen u. Oeſterreich 2,138,712 fl. 27 kr. 
e) dur die beiden Umlagen für Ulm und 


Raftatt . . . . “2020. .1,812,318 fl. 23 fr. 
und für die Dotation von Mainz und Luxem⸗ 
burg 2. 2 2 2 200. 20... 117,888 fl. 39 fr. 





zuſammen: 4,243,111 fl. 41 k. 

Weil jedod) auch jett wieder manche Regierungen die in diefer 
Finanzdarſtellung nicht berüdfichtigten Vorſchüſſe auf ihre Einzahlungen 
zur Kompenfation brachten, während andere, gegen die Verrechnung ihrer 
Beiträge zur Vorſchußumlage von 1,200.000 Gulden auf ihre Rück— 
ftände proteftivend, diefelben auf die Matrifular-Umlage von 1,200.000 fl. 
für die Bundesfeftungen pro 1850 ſchlugen: fo erreichte die Bundes— 
Zentral-Kommiffion ihren Zwed wiederum nicht, und ihre Finanznoth 
ftieg von Tag zu Tag. Hierdurch wurde fie zur Abfaſſung einer zwei- 
ten Finanzdarſtellung bewogen, welche fie den Pegierungen unterm 
23. April 1850 zufandte. In derfelben fette fie auseinander, daß der 
Baarbeftand der Bundesfaffe am 15. April 1850 nur 318,986 Gulden 
28 fr. betrug, und wies deßhalb auf die Nothwendigkeit der fehnelen 
Einzahlung der Marine-Rüdftände hin. Nachdem fie noch zwei bejow- 
dere Denkſchriften vom 22. Mat und 11. Juni abgefaßt und von der 
öfterreichifchen Regierung aus der augenbliclichen Klemme durch einen 
Vorſchuß von 130,198 fl. 27 Er. gerettet worden war, fchritt fie unterm 
15. Yuli 1850 zu ihrer dritten Finanzdarftellung, worin-fie zeigte, daR 
der Bundesfaffenbeftand am 13. Juli auf 290,397 fl. 42 Fr. herabge: 
funfen, und daß für die Bedürfniffe der Bundes- Zentral-Gewalt im 
Budget pro 1850 nur bi8 zum 1. Mai d. 3. Fürſorge getroffen wor: 
den war. Im einem Rundfchreiben von 20. Juli 1850 drang fie daher 
wicderholt auf Einzahlung der Rüdftände. Damit fie jedoch den nächſten 
Erforderniffen genügen könnte, entnahm fie theil8 aus den Feftungdgel- 
deru von Mainz und Luremburg, theil8 von der öfterreichifchen Negie- 
rung während der Monate Auguft und Scptember 1850 drei Vorſchüſſe 
im Betrage von 282,087 fl. 38 Er. Nichtsdeſtoweniger verblieb, wie au? 
der vierten Yinanzdarftellung vom 8. Dftober 1850 hervorging, aM 


— 429 — 


1. Oftober in der Bundeskaſſe nur ein Reſt von 64,339 fl. 2 kr., ob» 


ſchon zur Beftreitung der allerwichtigften Ausgaben bis zu Ende des 


Sahres noch 415,288 fl. 20 Fr. gebraucht wurden. Als ein neues Um— 
ſchreiben vom 12. Oftober 1850, welches nochmals auf Einzahlung der 
Rüdftände drang, nicht die geringften Einzahlungen zu Wege brachte, 
fanden fich, um dem völligen Bankerott der Bundeskaſſe vorzubeugen, 
die Regierungen von Oeſterreich und Preußen veranlaft, am 31. Öfto- 
ber 1850 jede 40,000 fl. und am 4. Dezember jede 60,000 fl., zufam= 
men alfo 200,000 fl. Borfchüffe zur Abrechnung auf die nächſten Matri— 
fular-Umlagen zu leiften. Hätten fich nicht Preußen und Defterreich des 
Bundes angenommen, fo hätten die Eleinen Staaten, die alle noch ver- 
hältnigmäßig hohe Ausgaben für Keichstruppen-Aufftelung und BVer- 


pflegung zu verrechnen Hatten, ihn getroft banferott werden und verfal-“ 
len laſſen. Aber den beiden Großſtaaten war an der Erhaltung des 


Bundes gelegen, weil diefelbe ihre gemeinfame Herrſchaft über die Klein- 
ftaaten bedingte, und weil die fonfequent durchzuführende Reaktion um 
der gemeinfamen Sicherheit willen gemeinfame, nur im Bunde wirffame 
Mafregeln nöthig machte. Die völlige Einigkeit Defterreih® und Pren- 
ßens manifeftirte fich während der Eurheffifchen Wirren alfo in der 
Bundes=Zentral-Rommiffton, von welder Preußen auch dann nicht feine 
Bevollmächtigten zurücrief, al8 der 1. Mai 1850, der Zernin des Auf- 
hörens des am 30. September 1849 abgefchloffenen Uebereinkommens, 
erfchien, ohne daß über die Yortdauer der neuen proviforifchen Zentral- 
Gewalt mit den Heinen Negierungen eine Berftändigung ftattgefunden 
hatte. Wahrfcheinlich wäre der im Mai 1850 von Oeſterreich einberu- 
fene Bundestag als folcher auch von Preußen und deffen Verbündeten 
fofort ohne allen Proteft befhidt worden, wenn nicht die um diefelbe Zeit 
- erfolgte Parifer Wahl der drei fozialiftifchen Kandidaten Vidal, de Flotte 
und Garnot neuen Schreden unter den fänımtlihen Reaftionären 
Europa's verbreitet und fie zur Vorficht genahnt hätte. Vom 1.Mai 1850 
ab befchränfte fich die Thätigfeit der Bundes-Zentral-Kommiffion auf 
die Verwaltung des Bundeseigentyums, auf die Befchaffung der hierzu 
erforderlichen Meittel und auf die Weiterbildung der vorhandenen Bun- 
de8-Organfatioinen. Tas Bundesheerwefen wurde in Anbetradjt, daß 
jelbiges nicht von einem politifchen Charakter zu entfleiden gewefen wäre, 
bon dem Zeitpunkte an, wo die politifche Wirkfamkeit der Bundes— 
Zentral-Kommiffion auf den durch Defterreich berufenen Bundestag über- 
ging, ihrer Fürforge entzogen, Doch befcyäftigte fie fich nit Vorarbeiten 
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für Kontingents «Angelegenheiten und für Liquidirung der Reichstruppen⸗ 
leiftungen. *) 

Die Einberufung eines Unions-Reichstags wurde grundfäglich von 
der preußifchen Regierung fo weit al8 möglich hinausgefhoben. Mittler: 
weile wurde die Öffentliche Meinung mit dem Kreuzfeuer der Negierungs- 
noten und mit den Verhandlungen des Verwaltungsrathes der Union 
befchäftigt. Das Vereinbaren der Kabinette unter fi) war ja eine recht 
amüfante Unterhaltung, welche die gothaifche Partei immer in athemlofer 
Spannung und im erwartungsvollen Hin- und Herfchaufeln zwifchen 
Sucht und Hoffnung erhielt. Endlich aber mußte, wenn den Gothaern 
die Geduld nicht ausgehen follte, der Berfaffungsfpielerei und der 
Schönrednerei de8 Parlamentarismus denn doc, einigermaßen Rechnung 
getragen werden. Es ward aljo, während der fächfifhe Bevollmäd- 
tigte jede Theilnahme an der Wahl-Rommiffion ablehnte und die hannö— 
verifche Regierung entjchiedenen Proteft erhob, in der Sigung des Ver⸗ 
waltungsrath8 vom 19. Dftober 1849 mit eilf gegen drei Stimmen die 
Ausschreibung der Wahlen auf den 15. Januar 1850 feftgefegt und diefe 
Beſchlußnahme troß eingetretenen Zwiefpalts unterm 17. Novenber 1849 
endgültig beftätigt. Zugleich wurde der hannöverifchen Regierung wegen 
ihres Ausſcheidens aus der Union mit der Anhängigmadung einer Klage 
bei dem in Erfurt proviforifch miedergefegten Reichsgerichte gedroht. 
Nun erſchien ein Dekret des Verwaltungsraths unterm 13. Februar 1850 
zur Einberufung der Keichsverfammlung auf den 20. März d. J. Zum 
Sit der Reichsverſammlung wurde die Feftung Erfurt als „eine pari- 
tätifche, militärifch geficherte und mit ausreichenden Lofalitäten verfehene 
Stadt” anserforen. Während jedocd, die öfterreihifche Negierung in 
einer Note Scywarzenbergs untern 28. November - 1849 gegen den 
Zufammentritt de8 Erfurter Reichstags Proteft erhob, fetten die drei 
Könige von Baiern, Sachſen und Würtemberg, um die Berwirrung 
fomplet zu machen, dem preußischen Berfaffungsentwurfe den Münchner 
Entwurf vom 27, Februar 1850 entgegen, worin eine Divektorial-Regie- 
rung und eine von den Landftänden gewählte National-Bertretung als 
fonftitutionelle8 Arcanum empfohlen wurde Mit dieſem Entwurfe er- 
Härte ſich auch die öfterreichifche Negierung ceinverftanden und befürwor: 


*) Siehe Denkſchrift fiber die Wirkſamkeit der Bundes Zentral-Rommiffion 
während der Dauer ihrer Wirkſamkeit. Zu Protofoll gegeben von den königlich 
preußijhen Kommiflarien bei der Uebergabe der Funktionen der gedachten 
Kommilfion an den von der Hohen Bundesverfammlung zu deren Uebernahme 
verorbneten Ausſchuß von fieben Bundesgeſandten, am 5. Juni 1851. 
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tete denfelben in Noten, welche fic an die einzelnen deutfchen Wegierun- 
gen richtete. 

An den Wahlen für den Erfurter Reichstag betheiligten ſich die 
Demokraten nicht; ebenfomwenig die beiden Königreihe Sachſen und 
Hannover. E8 kamen daher lauter kleinſtaatliche Abgeordnete der Ton: 
ftitutionell-monarhifchen und reaftionären Richtung neben die Abgeord- 
neten Preußens zu figen. Die gothaifche Partei bildete unter den De- 
putirten des Volfshaufes, welchem die Erfurter Auguftinerficche ale 
thetorifcher Tummelplatz angewiefen worden war, die weitaus überwie- 
gende Mehrheit, und bei ihr fehlte neben andern Koriphäen ber einftim- 
mig gewählte Edle Heinrich von Gagern mit den bufchigen Augenbrauen 
nicht. Im Staatenhanfe, zu defien Präfidenten Auerswald ermwählt 
wurde, waren anı 20. März 63 Mitglieder eingetroffen, unter denen bie 
Linke gar nicht vertreten war. Das Volkshaus erwählte Simfon zum 
Präfidenten, ſowie den geheimen Rath von Schenk zu Schweinsberg aus 
Kaffel und den Obergerichtsanwalt Rüder ans Oldenburg zu BVizeprä- 
fidenten. Die Linfe des Bolfshaufes wurde geführt vom preußifchen 
Rechtsritter von Vincke und Heinrich von Gagern, das linke Zentrum 
vom preußifhen Minifter von Bodelfchwingh, das rechte Zentrum von 
Urlichs, und die äußerfte Rechte von Gerlad, Stahl, Buß und Rei- 
henfperger. Zur äußerſten Nechten gehörte unter Adern Herr von 
Bismard, welcher ſich nicht bloß durch feine reaftionären Reden und 
Anträge bemerkbar zu machen fuchte, fondern auch im Volkshauſe die 
Stelle eines Schriftführers bekleidete. Den Neichstage wurden die Ent- 
würfe der Verfaſſung des deutfchen Reichs und eines Gefetes über die 
Wahlen der Abgeordneten zum Bolfshaufe, nebft der den Berfaflungs- 
Entwurf authentifch interpretivenden Denkfchrift, bei der Eröffnung vor- 
gelegt. Mit den auf die Einrichtung und Thätigkeit des Neichsgerichts 
bezüglidyen Gefegentwürfen erhielt der Reichstag auch den Entwurf 
eines Gejeßes über das Berfahren wegen Unterfuhung und Beftrafung 
des Hoc: und Landesverraths gegen das Reich, beftehend aus nid) 
weniger als aus 139 Paragraphen. Lesterer Gefegentwurf, ein Hohn 
auf den Reichstag, verlangte als Zugabe zur Deffentlichfeit und Münd- 
Lichfeit und zum Gefchwornenverfahren die Einjegung eines Reichsanwalts 
und die Einführung eines Reichs-Kriminal-Gerichtshofs; doch wurde 
diefer Entwurf durd) den Reichstag von der Hand gewiefen. Der polnifche 
Graf Titus Dzialynski fchied unter Proteft aus der Verſammlung aus. 

Der Parlauentarismus offenbarte auf diefem Neichstage das volle 
Bewußtfein feiner Ohumacht; denn Goltdammer und Camphaujen, die 
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Meferenten des Verfaſſungsausſchuſſes, indem fie zu ahnen ſchienen, 
was das preußifche Vereinbarungs-Prinzip zu bedeuten hatte, empfahlen, 
objchon fie die vielen Mängel des Berfaffungsentwurfes hervorhoben, 
die unbedingte Annahme der Berfaffung, fo wie fie war. Die konſtitu— 
tionelle Partei glich einem gebeten Wilde, welches von einem Nudel 
witthender Windfpiele bellend verfolgt- wurde. Sie pflichtete der Anficht 
des Ausfchuffes bei und nahm die Berfafjung en bloc an, um hierdurch 
den Regierungen jeden Vorwand der Bereitelung des Verfaſſungswerkes 
abzufchneiden. Nur empfahl fie den Regierungen einige Abänderungs- 
vorjchläge zur Erwägung. Sie ſchlug trot der Abmahnung der preußi- 
Shen Minifter diefen Weg ein, da -fic bei der Verfaſſungsangelegen— 
heit aus fittlichem Anftande immer die Machtfrage über der Rechts— 
frage vergaß. Mebrigens waren die Diskuſſionen ſehr lebhaft, und wir 
heben aus ihnen, weil fie ala das lebte Auffladern der nationalen Be— 
wegung Beachtung verdienen, Einiges hervor. 

Bei der Diskuſſion über die Berfaffungsannahme drückte ich Man- 
teuffel jo aus: „Es läßt fich beftreiten, ob die Auffaſſung, wie fie in 
dent außerordentlich fcharffinnigen Bericht Ihres Ausſchuſſes auegeführt 
ift, ob diefe NAuffaffung Hier auf dieſem ftaatsrechtlichen Boden zutrifft. 
Aber gefett, fie träfe zu, und c8 wäre möglich, das Neß, in welchem 
nun einmal die Negierungen wären, zuzuziehen uud fie darin feftzuhal- 
ten: wen, meine Herren, würden Sie fefthalten? Wer den böfen Willen 
und die Kraft hätte, der würde das Netz doch zerfprengen, und wer die 
Kraft nicht Hätte, an dem wäre Ihnen nicht gelegen.“ — Stahl fagte: 
„Unſer Kampf befteht nicht mehr allein zwifchen Preußen und Deutſch— 
land, fondern zwifchen Königlih und Parlamentariſch. Auch 
wir wollen Volksvertretung und Verantwortlichkeit der Regierungs-Ge— 
walt. Da aber ein Gleichgewicht der Gewalten naturgemäß unmöglid) 
ift, fo wollen wir den Schwerpunft wicht in die Rarlanıente, fondern in 
die Krone gelegt wiſſen. Nur diefe kann Preußen, nur Preußen kann 
Dentſchland fehügen gegen das ganze Nüftzeug der Nevolution, welches 
man überall vorbereitet, welches nıan unzweifelhaft bald gegen ung cr- 
heben wird. Daher wollen wir nicht die Berfaffung um jeden Preis, 
jondern cine unangetaftete preußische Krone um jeden Preis, wir wollen 
nicht die Annahme en bloc, fondern verlangen für den Fortbeftand und 
die Stärke Preußens vorher genügende Garantie. Es handelt fich Hier 
um etwas Höheres, al8 um die augenblicliche Streitfrage; es gilt, dic 
umgeworfene Säule des Rechts in Deutfchland wieder aufzurichten. Wir 
erfennen an, daß die Union der Weg dazu iſt. Darum wol 
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fen wir fie, aber nur, wenn zugleich der Keim in fie hineingelegt wird, 
durch den fie mit dem übrigen Deutfchland zuſammenwachſen kaun: nur 
als einen engeren Bund im weiteren. Wir bedürfen des Bundes mit 
Defterreih. Die Fittige des preußifchen und öfterreichifchen Adlers müf- 
fen gleichzeitig über Deutfchland ſchweben.“ — Binde vertheidigte die 
Annahme en bloc, geftügt auf’8 preußifche Landrecht, und Gagern fuchte 
die Nothmwendigfeit de8 Bundesftants zu beweijen. — Radowig drohte: 
„Der Antrag, wie er vorliegt, erleichtert nicht, fondern erfchwert, ja — 
ich fage e8 mit tiefem Schmerz — gefährdet vielleicht ernſtlich das Zu- 
ftandefommen des Bundesſtaats.“ — Bismard, der wegen feiner ınpar- 
lamentariſchen Ausfälle vom Präfidenten zur Ordnung gerufen werden 
mußte*), ftellte den Antrag auf Befeitigung der Ausdrüde: „Neid, 
Reichstag, Neichögefeß 2c.“, indem er zur Begründung fagte: „Die Aus- 
dbrüde Reich, Reichstag 2c. find bereits durch die AdditionalsAfte abge— 
ſchafft. Faktiſch befteht übrigens fein Neich mehr feit Kaifer Ludwig, 
der (wie in der Chronit von Spangenberg, Yol. 95, zu lefen), um der 
derzeit jehr überhand genommenen Schinderei ein Ende zu machen, den 
legten Reichstag aufhob. Schaffen daher auch wir nicht nur vorläufig, 
fondern für Immer diefe Bezeichnungen ab.“ — Gerlach wollte alle 
Ausdrüde aus der Berfaffung entfernt wiffen, welche die Anmaßung in 
fi) fchlöffen, daß das norddeutſche Bündniß ganz Deutfchland umfaſſen 
folle, und bemerkte dabei: „Man ftütt fi bei Befürwortung folcher 
Ausdrüde auf das Nationalitäts-Prinzip. In Bezug hierauf find mir 
niemals Birtuofen gewefen, und auch heute finde ich, foweit meine Be- 
obachtung reicht, nirgends einen Drang, eine Sehnfucht nach Einheit, 
fondern gerade da8 Gegentheil. Man parallelifirt die Bewegung des 
Jahres 1848 mit der des Jahres 1813 in Bezug auf Nationalitäts- 
Schwärmerei; diefe beiden Jahre ftehen aber faft in allen Punkten ein- 
ander gegenüber.” — Bei einem andern Antrage Bismard’s, unteritütt 
von Stahl, Serlah und Genofien, ſprach der Antragfteller geradezu 
aus: er (Bismard) und feine Freunde wollten lieber gar feinen Bundes: 
ftaat, als einen mit diefer Verfaſſung. Den preußifchen Abgeordneten 
hielt Bismarck vor, daß fie bei der Rückkehr ihren Wählern eingeftehen 
müßten, daß fie den König von Preußen hätten mediatifiven laſſen; daß 
fie zugegeben hätten, 6 Millionen bevorrechtete Deutſche follten über 
das Schickſal von 16 Millionen Minderberechtigter entfcheiden, — und 
diefe Minderberechtigten feien die Preußen.“ — Bederath rief dem Bismard 


*) Altenſtücke. Zweiter Band. Zweites Heft. Berlin 1851. Seite 146. 
Beder, Reaktion. . 28 





— 434 — 


und Genofien zu: „Wenn Sie den Bundesftaat nicht wollen — und Sie 
wollen ihn nicht — fo fagen Sie e8 gerade heraus; wir werden Ihre 
Anfiht achten; aber muthen Sie uns nicht zu, aus den Bundesftaate 
eine Reaktions⸗Maſchine zu machen, wie Sie ihrer bedürfen.” — Stahl 
behauptete, daß in Preußen zwar der Form nad) eine parlamentarifche 
Staatsform beftehe, aber dent Wefen nad) eine königliche. Wenn lebtere 
nicht ftattfände, fo hätte das November-Minifterium ſehr oft abtreten 
müflen. Sein Yortbeftehen fei ein Beweis dafür, daß in der That eine rein 
fönigliche Regierung vorhanden fei. — Wantrup bedeutete die Linke in 
den Worten: „Sie, meine Herren, haben wir nie für Revolutionäre ge= 
balten, aber aud) nicht für Konfervative, fondern für Transaltionäre.” — 
Manteuffel erläuterte die Grundrechte folgendergeftalt: „Wir müſſen vor 
Allen dem praftifchen Bedürfniß Rechnung tragen, und ic) halte es für 
ein, wenn auch nicht in der Berfaflung ftehendes Grundrecht eines jeden 
Staatsangehörigen, daß er eine Regierung habe, daß er wirklich regiert 
werde.“ 

Auch das Stantenhaus nahm die Berfaffung, die interpretirende 
Dentichrift und das Wahlgefeß en bloc mit großer Majorität an. Am 
29. April 1850 erklärte Radowig die Sigungen des Parlaments für 
geichloffen. Er ſchloß fie mit einer Heinen Anfprache; doch drüdte er 
fi) dabei nicht fo prophetifch aus, wie in feiner NHede vom 26. März, 
in welcher er als Kommiflär des Berwaltungsrathes verkündet hatte: 

„Erft wenn die Binde von Aller Augen fällt, dann wird man er- 
fennen, daß Dasjenige, was die deutfche Nation zu einem wahren Ge— 
meinwefen erhebt, auch Dasfelbe if, was das öſterreichiſche Kaiferreich 
in feiner großen europäifchen Stellung Fräftigt, Dasſelbe, was Preußens 
biftorifche Miſſion erfült, Dasjelbe, was den einzelnen Staaten die Si- 
herheit gewährt, ohne welche fie den nächften Stürmen zum Opfer fallen 
werden. Aber es werden nodh manche Nebel finfen müffen, 
ehe diejer helle Zag hervortritt. Gott gebe, daß es dann nicht 
zu fpät fei.* 

Während der Reichstag in Erfurt noch verfammelt war, fandte die 
Öfterreichifche Negierung ein Zirkular (unterm 26. April 1850) an 
fämmtliche, bei deutfchen Regierungen beglaubigte Taiferlihe Gefandt- . 
Ihaften, um nad Frankfurt am Main zu einer Bundes-Plenar-Ber- 
fammlung auf den 10. Mai einzuladen. Diefe Verfammlung jollte fic 
eritens mit der Einfegung eines neuen proviforifhen Zentral « Organs 
und zweitens mit der „allgemein als nothwendig anerkaunten Nevifion 
der Bundesverfaflung“ befchäftigen. Indem fich der Faiferliche Hof auf 
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feine Stellung als Präfidial-Macht des deutfchen Bundes berief, erklärte 
er die zu faffenden Entfchliegungen zur Erfüllung der Bundeszwecke fir 
unerläßlich und fprach das Urtheil aus, daß fomit feiner der Bun- 
desgenoffen feine verhältnigmäßige Theilnahme und Mitwirkung verwei⸗ 
gern könne, wenn felbiger nicht aufhören wolle, ein Mitglied des Bun: 
des zu fein, da die Nichterfüllung der Verbindlichkeiten, welche die Bun- 
deszwecke ſämmtlichen Genoffen auferlegten, ohne Verlegung der ange- 
lobten Bundestreue nicht wohl denkbar wäre Trotzdem betonte das 
Zirkular „eine zeitgemäße Reform der Bundesverfaffung“ und gab felbft 
die Verficherung, daß an die Wiederherftelung des alten Bundestags 
nicht gedacht würde, in den ausdrüdlichen Worten: „Zren übrigens ben 
wiederholt und beftimmt gegebenen Zufagen, daß fie (die öfterreichifche 
Regierung) nicht zu dem Beftandenen, den Bedürfniffen der Gegenwart 
nicht mehr Entfprechenden zurüdzutehren bezwede, fondern nur auf den 
gegebenen, auf Vertrag und Recht begründeten Berhältniffen jene ent⸗ 
wicelt zu fehen wünfche, welche für die Zukunft gefchaffen werden fol- 
fen, wird die Faiferliche Aegierung redlich dazu mitwirken, daß nad) fol- 
hen Grundfägen ein Werft zu Stande komme, welches gerechten und 
billigen Anſprüchen alffeitig zu entjprechen vermöchte.“ _ 

Indeß leifteten die den preußifchen Bündniffe beigetretenen Regie— 
rungen der Öfterreihifchen Einladung nicht ohne Weiteres Yolge, fon- 
dern jandten, dem Rufe Preußens entfprechend, ihre Bevollmächtigten 
nach Berlin, wo von 10. bis zum 15. Mai eine Konferenz ftattfand. 
Hier in Berlin ward, weil nun einmal Alles, was aus der Revolution 
hervorgegangen war, bloß proviforifch fein follte, angeblihh wegen der 
vom Erfurter Reichstage vorgefchlagenen Berfaffungsveränderungen die 
Einfeßung eines Definitivums der Union und die Promulgation der 
Uniond-Berfaffung für unmöglidy erflärt, indem man fi) dahin einigte, 
die Ausübung der in dem Bündniß-Statut der Krone Preußen übertras. 
genen Befugniffe felbiger als proviforifchem Borftande auch fernerhin zu 
überlaffen, die Befugniffe des Verwaltungsraths aber einem proviforifchen 
Fürften-Kollegium zu übertragen. Das Proviſorium follte, dem Antrage 
der prenßifchen Regierung gemäß, einftweilen bis zum 15. Juli dauern *). 
Die preußifche Regierung betheuerte wie gewöhnlich ihren guten Willen. 


*) Protokolle der Konferenz der verbiindeten deutſchen Negierungen in den 
zu Berlin ftattgehabten Situngen vom 10. bie 15. Mai 1850. Abdrud aus 
dem Preußiſchen Staatsanzeiger Nr. 140 vom 24. Mai 1850. Berlin 1850, 8. 
— Nach Ablauf der Yrift wurde das Proviſorium verlängert. 
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Abgefehen von Sachſen und Hannover, die der Union längft den 
Rüden gelehrt hatten, zeigten fich jest auch mehrere andere Regierungen 
— fo nicht nur Kurheſſen, fondern auch Schaumburg-Tippe, Medlen- 
burg-Strelig, Heflen-Darmftadt, Bremen und Hamburg, ja aud Baden 
— ſehr fchwierig und Liegen auf einen Abfall fchließen. Ueber die Be— 
fhidung der nad Frankfurt am Main von Oeſterreich berufenen Bun- 
bes-Plenar-Berfammlung wurde ein geheimes Protokoll aufgenommen, 
welches die für die Deffentlichleit beftimmte Verwahrung, die auf Preu- 
ßens Vorſchlag in Bezug auf die Herftelung des alten Bundestags an 
genommen wurde, in einem fehr zweifelhaften Lichte erfcheinen läßt. Nach— 
dem die Konferenz ihre Aufgabe beendet hatte, berief der König von 
Preußen die ebenfalls und gleichzeitig in Berlin anmefenden Fürften 
nebft den Bertretern der freien Städte zu einer Schlußverfammlung ins 
königliche Schloß, um ihnen eine Rede zu halten, an deren Schluß es 
hieß: „In den Bewußtfein, daß der drohenden Zerftörung nur burd) 
ein lebendiges und organifches Schaffen de8 Rechten ein Damm geſetzt 
werde, und daß nur die Einigkeit der Kegierungen diefen Damm auf- 
bauen kann, möge für diefe Einigkeit eine Bürgfchaft gegeben fein. Preu- 
Ben wenigftens, dem ein höheres Gefhid die Kraft verliehen, ſchon in 
mehr als einem Yale das Wert des Berderbens in Deutfchland mit 
den Waffen niederzufämpfen, wird diefe feine Aufgabe nie vergeflen; von 
den verbündeten Kegierungen erwartet es dafür Vertrauen und herzliches 
Mitgehen auf den Wegen, die ed für Deutſchlands Heil betreten wird.“ 

Die Zeitunftände fchienen der einfachen Keftauration des Bundes⸗ 
tages nod) ungünftig. Die preußische Regierung ftellte ſich daher in 
der Deffentlichkeit wie ein priides Mädchen an. Als die Unions-Geſand⸗ 
ten in Frankfurt angekommen waren, fragten fie den 6. Juni 1850 am, 
ob der Faiferliche Präfidial-Gefandte fie in die Berfanmlung aufnehmen 
würde, wenn fie fogleich einen Proteft gegen das Präfidial-Recht Defterreichs 
und den Charakter der Berfammlung zu Protofoll gäben. Hierauf er- 
hielten fie eine entjchieden verneinende Antwort. Nachdem aud) ihr Vor⸗ 
Schlag, Berhandlungen auf freien Konferenzen zu pflegen, verworfen 
worden war, wies unterm 27. Juli das preußische Kabinet feinen Be⸗ 
vollmächtigten, den Wirklihen Geheimen Oberregierungsratd Mathis zur 
Abreife von Frankfurt an und erfuchte die unirten Negierungen, ihre 
Bevollmächtigten ebenfalls abreifen zu laſſen. Der preußifche General» 
lieutenant von Peucker jedoch Hatte als Mitglied der proviforifchen Bun- 
des- Zentral-Rommiffion in Frankfurt zurüdzubleiben. Die Frage der 
deutjhen Einheit nahm jomit aud) vor der Deffentlichleit bereits ben 
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Charakter eines Heinlihen Rangftreites zwifchen Defterreih und Preu- 
Ben an. Mit der Zeit follte diefer Charakter immer entfchiedener fich 
äußern, bis ſchließlich die feindlichen Brüder in realtionärer Rührung 
einander and Herz ſanken und „Alles beim Alten“ blieb. 

Zu der Bundes-Plenar-Berfammlung am 10. Mai 1850 Hatten fich 
eingefunden: *) 

1) Für Oefterreih — der kaiſ. Geheime Rath Friedrich Graf von 
Thun⸗Hohenſtein; 

2) für Sachſen — der kön. Geheime Legationsrath Iulins Grünler; 

3) für Baiern — der fün. Generalmajor Ritter Joſ. von Xy- 
lander ; 

4) für Hannover — der Fön. Legationsrath Hermann Detinold; 

5) für Würtemberg — ber fönigl. Geheime Legationsrath von 
Reinhard ; 

6) für Kurheſſen — der ze hurf. Kammerherr und Legationsrath von 
Baumbach; 

7) für Holſtein und Lauenburg — der kön. däniſche Kammerherr 
Bernh. Ernſt von Bülow; 

8) für Liechtenſten — der Wirkl. Geh. Rath Ad. Freiherr von 
Holzhauſen; 

9) für Heſſen-Homburg — der vorgenannte Freiherr von Holz⸗ 
hauſen. 

Es wurde beſchloſſen, die Sitzung und das Protokoll vom 10. Mai 
nicht abzuſchließen, ſondern in der nächſten Zukunft fortzuſetzen, und 
zwar die Fortſetzung auf den 16. Mai anzuberaumen. Am letztgenann⸗ 
ten Tage trat Freiherr von Noſtiz und Jänckendorf an die Stelle Grün⸗ 
lers, und der Kabinetsrath Strauß überreichte als Geſandter des Für- 
ften von Schaumburg-Lippe feine Vollmacht. Die Berfammlung er- 
Härte die Plenar-Sitzung für eröffnet, indem fie jedoch neu eintreffenden 
Bevollmächtigten fowohl den Eintritt, als auch das Protokoll offen hielt. 
Wegen der Bildung eines neuen proviforischen Bundes- Zentral-Drgans 
wurde ein Ausfchuß, beftehend aus den Geſandten Defterreichd, Sad)» 
ſens, Hannovers und Wiürtembergs, miedergefeßt. In der zweiten 
Sigung vom 2. Juni 1850 erfchienen der großherzoglich heilifche Kam⸗ 
merberr, Zerritorial- und ProvinzialsKommiflär Reinhard Freiherr von 


*) Protokolle der deutſchen Bundesverfammlung vom Jahr 1850. (Bundes- 
kanzlei. Deutfher Bund.) Sitzung 1.— 24 Frankfurt a. Main. Drud von 
E Krebs & Schmitt. 





Dalwigk und der großherzoglich medlenburg = ftrelitsiche Geheime Yuftiz- 
vath von Derken auf Leppin. Eine. der Regiftratur einverleibte Denk— 
fchrift bezeichnete die Mängel der alten Bundesverfammlung als in. fol- 
genden Punkten beftehend: 1) daß für die Verwaltung, die Gefeggebung 
und die Rechtspflege des Bundes nur ein und dasfelbe Organ vorhan— 
den war; 2) daß dieje gemifchte Kompetenz die unaufgörliche Einholung 
von Spezial-Inftruftionen erforderte und hierdurch, fowie 3) durch die 
große Zahl der Bevollmächtigten, die Bundesverjammlung ein viel zu 
Schwerfälliger Körper ward, um mit Leichtigkeit, Schnelle und Energie 
die Verwaltung zu handhaben; 4) daß der gefeßgebenden Thätigkeit der 
Bundesverfanmlung alle ftändifche Mitwirkung fehlte, die doc in man— 
nigfaltiger Geftalt in allen einzelnen Staaten beftand, und 5) daß die 
verordnete Aufträgal-Inftanz nicht genügte, ein ordentliches höchſtes 
Bundesgericht zu erfegen. In der hierauf folgenden vertraulichen Be— 
ſprechung vom 15. Juli 1850 erfette der kurheſſiſche Staatsminifter 
Haffenpflug den Legationsratd Baumbach und der hefien-barmftäbtifche 
Geheime Staatsrath Dr. von Linde den Freiherrn von Holzhaufen. In 
der nädjften ordentlichen dritten Sigung vom 7. Auguſt trat anftatt 
Dalwigk's der Zeremonien Meifter, Kammerherr und Oberappellationss 
und Kafjationsgerichtsrath Freiherr von Münch-Bellinghaufen ein, und 
die am 16. Mai gewählte Kommiffion erftattete ein materielles Gutadh- 
ten, laut welchem der frühere Bundestag fih nicht für aufgelöft oder 
aufgehoben erklärt, jondern nur einfach feine Befugnifje und Berpflich- 
tungen übertragen hatte. Hieraus wurde der Schluß gezogen, daß nie- 
mals der Begriff der Vebertragung der Ausübung eines Rechts mil dem 
des gänzlichen Aufgebens desfelben zufammenfallend betrachtet werden 
dürfe, da nur von der eigenen Ausübung der Inhaber zurüdtrete, wenn 
durch ihn ein Ausübender Hingeftellt werde. Schlieglih ließ fi der 
faiferliche Präfidial-Gefandte durch ein Vertrauensvotum die Vornahme 
der Einberufung der alten Bundesverfammlung anheimftellen, indem er 
betheuerte, daß „feinem Antrage nicht die Abficht zu Grunde Liege, zu 
den früheren Zuftänden und Formen als legtem Zwede zurüdzufehren, 
und fein Schritt ihm im Gegentheil als das einzige noch erübri- 
gende Mittel gelte, zu einer den Bedürfnifjen der Zeit 
entfprehendenNteugeftaltung des Bundes zu gelangen *) 
und bis dahin die Leitung der gemeinfamen Angelegenheiten des Vater⸗ 





*) Diefe. Worte find im betreffenden Protokoll ebenfalls mit gefperrten Let: 
tern gebrudt. 
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landes auf eine, feine Würde, feine Bedeutung im europäifchen Staatens 
Iyfteme, fowie feine Einheit und feine Intereffen wahrende, den Grund⸗ 
gejegen des Bundes gemäße Weife ficher zu ftellen.“ 

As nun Defterreih die Bundesverfammlung förmlich einbe- 
rufen Hatte, fand am 2. September 1850 die fürmliche Wiedereröffnung 
des Bundestags und deflen erfte Sigung nad) fo langer Unterbrehung 
ftatt. Nachdem der dänische Gefandte die Ratifikation des mit Preußen 
unterm 2. Juli d. 3. abgeſchloſſenen Friedens beantragt hatte, ftellte er 
an die Berfammlung das weitere Erſuchen: „Hochdiefelbe wolle mit 
Rückſicht auf die drohende Sadjlage und die dem Bunde im Frieden re- 
fervirte Intervention behufs Herftellung der legitimen Autorität in Hol- 
ftein fofort ein Inhibitortum an die fogenannte Statthalterfchaft in 
Rendsburg befchliegen, etwa dahin lautend, daß felbige fich fernerer krie⸗ 
gerifcher Mafregeln, namentlich alles Meberfchreitens der holfteinifchen 
Gränze zu enthalten und den Status quo in Holftein nicht im Wider⸗ 
fpruhe mit dem Namens des Bundes abgefchloffenen Frieden zu als 
teriren habe.“ 

Gegenwärtig waren die deutfchen Negierungen in zwei Fürften-Kol- 
legien vereinigt, wovon das eine zu Berlin, das andere zu Frankfurt 
tagte. Die Sachlage war fehr vereinfacht; denn beide brauchten fich. bloß 
zufammenzuthun, um die frühere Bundesverfammlung in Frankfurt wieder 
berzuftellen. Nachden die beiden Heffen aus der Union ausgejchieden 
waren, befand fich die Majorität, nämlich von den 17 Stimmen des engeren 
Rathes neun ganze und zwei halbe Stimmen im Frankfurter Lager. An Preu- 
Ben hingen bloß noch die Liliputer-Staaten. Wir können wohl den Er- 
laß des Freiherrn von Scleinig an den Grafen Bernstorff unterm 
5. Auguft, die Weifung Schwarzenbergse an Freihern von Profefch in 
Berlin unterm 12. Auguft, fowie die Schleinitz'ſche Note an Bernstorff 
unterm 20. Auguft 1850 mit dem Bemerken übergehen, daß die preu- 
Bifche Regierung, wenn fie ſich gegen die Nepriftinirung des Bundes⸗ 
tags fträubte, nebenbei einige Kleine Vortheile erhafchen gefucht zu haben 
fcheint, und daß, um das deutſche Bolt an die Wicderherftellung des 
Bundestags zu gewöhnen, ein Aufgebot bedeutender militärifcher Kräfte 
für nöthig erachtet wurde. Die praftifche Köfung des Zwieſpalts follte 
bald durch Kurheffen den beiden großftaatlichen Negierungen an die 
Hand gegeben werden. Diefes Land alfo wird unfere Aufmerkſamkeit 
in Anſpruch zu nehnen haben, 

Kurheffen war der preußifhen Union am 6. Auguſt 1849 beige⸗ 
treten. Doch wurde unterm 23. Februar 1850, an welchem Tage der 
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Präſident Haſſenpflug aus Greifswalde in Kurheſſen die Miniſterien des 
Innern und der Juſtiz übernahm, *) der kurheſſiſche Oberfteuer-Direltor 
Pfeiffer aus dem Unions-Berwaltungsrathe abberufen und durch Frei— 
bern von Dornberg, den kurheſſiſchen Gejchäftsträger am preußifchen 
Hofe, erjett, bi8 am 4. März 1850 der Oberftlieutenant von Ochs als 
newer kurheſſiſcher Bevollmächtigter anlangte Während der Erfurter 
Neichstag verfammelt war, richtete von Baumbach, der kurheſſiſche Mi— 
nifter des Aeußern, an die preußifche Regierung eine Note mit dent 
Hinweis, daß die Einigungsverfucche ihren Zwed nicht erreicht hätten, 
und daß auch die Union die ſämmtlichen deutfchen Länder außer Defter- 
reich zu vereinigen nit im Stande gewefen fei. Auf der andern Seite, 
fette die Note auseinander, fei das Bedürfni einer Revifion der deut- 
Shen Bundesverfaffung anerfannt worden, und nachdem der Faiferliche 
Hof feinen Beitritt zu der zwifchen den Höfen von Baiern, Sachſen und 
MWürtemberg am 27. Februar vereinbarten Propofition erklärt Habe, 
glaube die Turheflifche Regierung in Anbetracht ihrer Rechte und Pflich- 
ten gegen das Gefammtvaterland fih den Frankfurter Berathungen nicht 
entziehen zu dürfen und beantrage deßwegen, inden fie jedoch ihre un- 
verbrüchliche Treue gegen die Union betheuere, die Bertagung des Er⸗ 
furter Unions » Parlaments. Zu der Berliner Konferenz der Unions- 
Regierungen vom 10. bi8 15. Mai traf in Begleitung des Kurfürften zwar 
Hafjenpflug ein, dod) machte er zuerft Oppofition gegen die Anwefenheit 
nichtverantiwortlicher Minifter und erklärte dann die Union für geſetzlich 
ungültig. Merfwürdig waren folgende Auslaffungen Haffenpflugs, weil 
felbige die fommenden Ereigniffe andeuteten. „Nochmals aber,” fagte er, 
„Ipreche fi Kurhefien gegen ein Weitergehen in den feitherigen DBer- 
bandlungen über die Einführung ber Unions-Verfaſſung mittelft des 
projeltirten Proviforiums aus. Die vorhandene Gereiztheit der wider⸗ 
Iprechenden Staaten werde gefteigert werden; der alte Ausweg, Diffe- 
venzen der Bundesgenofjen bei der Bundesverfammlung zum Austrag zu 
bringen, fei leider vermauert und fo die Möglichkeit der furchtbarften 
Folge nicht zu läugnen, daß der Krieg mit all feinem Unglüd 
die Entfheidung in Deutfhland übernehmen werde.“ 
Schließlich ſprach fich Haffenpflug für Kurheſſen dahin aus, im Bünd- 
niß dom 26. Mai 1849 zu bleiben, dafjelbe bis zum Schluß des Franf- 


*) Als Kollegen Haffenpflugs fungirten im Minifterium des Krieges 
v. Haynau, im Minifterium des Aeußern v. Baumbach, im Minifterium der 
Finanzen erſt Lontetfh, dann Bolmar. 
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furter Kongreffes zu verlängern und zu verhindern, daß zwiſchenzeitlich 
irgend Etwas in's Leben trete, was bisher bezüglich der Union behan- 
delt und vorbereitet worden. Nachdem feitens Preußens erwidert worden 
war, ein gewaltiger Zufammenftoß würde nicht Krieg, fondern Land⸗ 
friedensbruch zu nennen fein, antwortete Haffenpflug: daß von Seiten 
Kurheſſens der Wunfch wie der Anlaß zu einem Krieg außer allem und 
jedem Betracht geftanden, und daß es im Uebrigen für das Kriegsun- 
glüd ohne Erheblichkeit fei, ob man den Krieg — Krieg oder Land- 
friedensbrud nenne. 

Angefichts diefer Aeußerungen Haffenpflugs könnte man auf die 
Bermuthung gerathen, daß der Plan zu jener Löſung der deutfchen Frage, 
welcher im Herbft des nämlichen Jahres ausgebaut wurde, fchon im Mai 
1850 feftftand, und daß die Worte Haffenpflugs, die durch den preußi- 
Ihen Stantsanzeiger am 24. Mai der Deffentlichleit übergeben wurden, 
den Zwed hatten, die öffentlihe Meinung einftweilen auf jene Töfung 
vorzubereiten. Auch die von den Unions-Regierungen mit Oftentation 
im Juni zu Frankfurt vorgefchlagenen freien Konferenzen follten, wie wir 
fehen werden, einen wefentlichen Theil der Löſung, d. i. der völligen.Be- 
feitigung der nationalen Bewegung, und der radikalen Durchführung der 
ftantlihen Reaktion, in der Folge ausmachen. 

Nachdem Heflen-Darmftadt am 4. Juli 1850 durch Freiheren von 
Lepel erklärt hatte, daß es fich nicht an dem preußifchen engen Bunde 
betheiligen könne, fagte fid) aud) Kurheſſen am 22. Juli förmlich von 
der Union los, worauf am 12. September der für Kurheſſen fubftitwirte 
fähfiihe Gefandte dem Bundestage Anzeige von dem innern Furheffifchen 
Konflikte machte und um eine moralifhe Unterftügung für die 
furhefliiche Regierung bat: „damit nicht auch diejenigen Behörden und 
Unterthanen, welche der Regierung anhingen, in den Alles in Frage 
ftellenden Strudel der Begrifföverwirrung hinein geriffen würden.“ 

In Folge hiervon wurde noch in der nämlichen Bundestagsfigung 
auf Antrag des Bundes-Präfidinms Kurhefien aufgefordert, ungejäumt 
der hohen Verſammlung die nöthigen Aufflärungen über die gegenwär- 
tige Tage des Kurfürſtenthums zu geben und zugleich beftimntte Anträge 
über die Art des erforderlichen Beiſtands des Bundes zu fielen. In Er- 
wägung der Dringlichfeit der Umftände und der daraus möglicherweife 
erwachfenden Gefährdung der innern Ruhe des Landes, ſowie der Ge- 
fahr der weitern Verbreitung einer ſolchen Bewegung, trug das Präft- 
dium ferner darauf an, und befchloß einftimmig die Verſammlung: die 
königlich baterifche und hanndverifche Regierung zu veranlaflen, für den 
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Hal, daß eine befchleunigte Bundeshülfe zur Aufrechterhaltung oder Wie⸗ 
derherftellung der Ordnung nothwendig fein follte, diejelbe in Bereit— 
fchaft zu Halten. Demnach erſchien in der dritten Sigung vom 17. Sep- 
tember 1850 der Furbeflifche Staatsminifter Haffenpflug, um den ge= 
wünfchten Auffchluß zu geben und den kurheſſiſchen Konflift als einen 
„Kampf der Prinzipien der evolution gegen die Monarchie“ darzu— 
ſtellen. Zufolge feiner Schilderung war mit dem Schluffe des Monats 
Juni L. J. die Periode vollendet, in welcher auf Grund des für das 
Jahr 1849 erlaffenen Finanzgeſetzes die Erhebung der Steuern und Ab- 
gaben ftattfand. Die Regierung hatte, geftütt auf eine häufig befolgte 
Traris, vor Mitte Juni eine Geſetzesvorlage zur Forterhebung der Steuern 
und Abgaben auf weitere ſechs Donate gemacht, aber die dermalige Stände- 
verfammlung, die das am Ende Februar eingeſetzte Miniftertum mit 
Mißtrauen betrachtete, behandelte diefe Vorlage in einer Weife, daß eine 
völlige Ablehnung derfelben in Ausficht ftand. Um eine formelle Steuer- 
verweigerung zu verhüten, löſte das Minifterium die Ständeverfjammlung 
in der zweiten Hälfte des Juni auf und verftähdigte fih mit dem ftän- 
difchen Ausfchuffe dahin, daß die indireften Abgaben bis zur Eröffnung 
der Ständeverfammlung, für welche neue Wahlen ausgejchrieben wur= 
den, vom 1. Juli an zwar erhoben, aber deponirt werden jollten, während 
alle indirekten Einnahmen unerhoben blieben. Nachdem im Auguft 1850 
die neuen Stände zufammtengetreten waren, legte ihnen die Regierung 
ein Gefeß vor, welches wegen des bereits feit dem 1. Juli ausgeſetzt 
gebliebenen Steuerbezugs die Forterhebung der Steuern bis zum Schluß 
des Monats September verlangte. Die Ständeverfammlung gab diefen 
Gefegentwurf dem Landtags-Rommiffär, ohme eine direkte Steuerver- 
weigerung zu bejchließen, mit folgendem Zuſatze zurüd: 

„Diefes Abkommen fol jedocd) auf die Steuern und Abgaben, welche 
für die Jahre 1850 und 1851 durch das Fünftige Finanzgejeg der fieben- 
ten Yinanz- Periode werden bewilligt werden, demnächſt eingerechnet und 
deßwegen vorerft nicht verausgabt, fondern als Depofitum bei 
Unferer Hauptftaatsfaffe und den betreffenden fonftigen Steuerkaſſen 
aufbewahrt werden. Für die genaue Befolgung dieſer VBorfchrift 
wird Unfere Direktion der Hauptftaatskaffe befonder8 verantwortlich er⸗ 
klärt.“ | 

Da das kurheſſiſche Minifterium in diefem Zujage eine eigentliche 
und wirkliche Steuerverweigerung erblidte, erging, nachdem die Stände 
anı 2. September nochmals aufgelöft worden waren, auf Grund des 


8. 95 der kurheſſiſchen Berfaffung*) nachftehende Minifterial » Ber- 
ordnung: 

„8. 1. Es follen die jämmtlichen durch das Finanzgeſetz von 
5. April v. J. zur VBeftreitung der Staatsausgaben Unferm Finanz- 
Minifterium überwiefenen Steuern und Abgaben, ſoweit ſolche feit dent 
1. Juli l. J. nicht eingezogen find, auf den Grund diefer Verordnung 
fofort erhoben werden, bis mit den, ſobald als thunlich einzuberufenden 
Landftänden anderweite Vereinbarung getroffen if. — $. 2. Die zur 
Erhebung fommenden Steuern und Abgaben fowohl, als die in Gemäß- 
beit der Ausfchreibung Unſeres Gejfammt- Staats - Minifteriums vom 
27. Juni und 24. Yuli l. I. bereitS erhobenen oder deponirten Be- 
träge der indirekten Abgaben, find zu den in dem obenerwähnten Finanz⸗ 
gefeß feftgefegten Ausgaben zu verwenden. — $. 3. Unfere Minifterien 
haben bei der Verwendung der Staatseinnahmen auf die nothwendigen 
Ausgaben fich zu befchränten und den nach Beftreitung ſolcher Ausga- 
ben etwa fich ergebenden Ueberſchuß als einen Fond, über welchen durd) 
da8 demnächſtige Finanzgeſetz Verfügung getroffen werden fol, zu afjer- 
viren, Urkundlich Unferer allerhöchfteigenhändigen Unterfchrift und des 
beigedructen Stantöftegeld gegeben zu Kafjel am 4. September 1850. 
Friedrich Wilhelm. — Vt. Haflenpflug. Vi. Haynau. Vi. Baumbach.“ 

Da jedoch diefe Verordnung für verfaffungswidrig angefehen wurde, 
verweigerten die obern Finanzbehörden die Vollziehung derjelben, ſowie 


*) 8. 95 lautete: „Ohne ihre (der Stände) Beiftimmung kann fein Geſetz 
gegeben, abgeändert oder authentijch erläutert werden. Im Eingange eines jeden 
Geſetzes ift der landesſtändiſchen Zuftimmung ausprüdfih zu erwähnen. Vere 
ordnungen, welde die Handhabung oder Bollziehung 
beftehender Gejete bezweden, werden von der Staatsre 
gtierung allein erlafjfen. Auch kann, wenn die Landſtände 
niht verfammelt find, zufolden ausnahmsweise erfor: 
derlihen Maßregeln, weldhe bei außerordentliden Bege- 
benheiten, wofür die vorhandenen Gejete unzulänglid 
find, von dem Staatsminifterium (ſ. 8. 102) aufden Antrag 
der betreffenden Minifterial-Borftände für wejfentlid und 
unauffhieblid zur Sicherheit des Staates oder zur Er- 
baltungderernftlih bedrohten öffentlihen Ordnung er 
Härtmwerden follten, ungefäumt gefhritten werden. Hier 
auf aber wird nad) dem Antrage jenes Ausfchuffes jo bald als möglid die Ein- 
berufung der Landſtände ftattfinden, um deren Beiftimmung zu den, in gedachten 
Fallen erlaffenen, Anordnungen zu erwirken.” 
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von andern Behörden der Verwendung von Stempelpapier widerſpro⸗ 
chen wurde, indem alle ſich auf ihren die Beobachtung und Aufrechter⸗ 
haltung der Verfaſſung verſichernden Eid beriefen. Deßhalb ſah ſich die 
kurfürſtliche Regierung bewogen, auf Grund des 8. 95 der Verfaſſung 
und in Gemäßheit der durch den Bundesbefhluß vom 28. Yuli 1832 
gegebenen Anweifung, den Kriegszuftand durch eine Verordnung vom 
7. September über den Kurftaat zu verhängen und durch eine andere 
Verordnung von nämlichen Tage dem Generallieutenant Bauer, Kom: 
mandenr der Infanterie-Divifion, den Oberbefehl zu übertragen. Indeß 
wurde aud) diefen Verordnungen von den Behörden und Gerichten der 
Gehorſam verweigert, da man geltend machte, daß der Bundesbefchluß 
vom 28. Yuli 1832 zu jenen Ausnahme-Gefegen und Beichlüffen ge- 
höre, welche am 2. April 1848 von der Bundesverfammlung ohne nä- 
here Bezeichnung aufgehoben worden feien, und daß den Berordnungen, 
die auf Grund des 8. 95 der Verfaſſungsurkunde erlaffen worden wä⸗ 
ven, die Eigenfchaft von einftweiligen gültigen ©efegen abgehe. Nun 
ſuchte das Gefammt-Staats-Minifterinm die Behörden, um ihren Wi- 
derftand zu befeitigen, über die Natur des Verfaſſungseides zu belehren, 
inden: e8 ihnen unterm 11. September auseinanderfegte, daß der be- 
treffende Eid nicht auf einzelne Paragraphen, fondern auf die VBerfaflung 
überhaupt, die darum in ihrem Zuſammenhange aufgefaßt werden müßte, 
geleiftet worden fei, und daß ferner die Tandesverfafjung und das fur= 
heflifche Staatsrecht nicht aus der Verfaffungsurfunde allein und einzel- 
nen damit zufammenhängenden Gefeßesvorfchriften, fordern zu einen 
ſehr bedeutenden Theile auch aus den in der Gefeßgebung des Bundes 
fich findenden Beſtimmungen beftehe. Doc das neue Neffript über die 
Bedeutung des Berfaffungseides nütte fo wenig, daß der Oberbefehls- 
haber Bauer wegen der Erklärung des Kaſſeler Oberappellations- 
gerichts, daß die Verordnung vom 4. September ungefeglich fei, am 
12. September feine Yunktion in die Hände des Generald von Haynau 
niederlegte, und der Kurfürft am 13. die Hauptjtadt verließ, um im 
MWilhelmsbad Sicherheit zu fuchen. Die Offiziere, welche ebenfalls den 
Eid auf die Verfaſſung geleiftet hatten, weigerten fich faft ſämmtlich, 
die Verordnungen, wegen deren der ftändifche Ausfhuß am 7. Sep- 
tember das Minifterium in Anflagezuftand verjest hatte, vollziehen 
zu helfen. 

Nachdem Haffenpflug am 17. September perfönlich der Bundesber- 
fammlung den Zuftand Kurheſſens gefchildert hatte, hütete er fich gleich— 
wohl, das bewaffnete Einfchreiten des Bundes anzurufen. Er verlangte 
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bloß moraliſche Hülfe, beftehend in einer Bundes-Erflärung über die 
Steuerverweigerung und über die Gültigkeit der als aufgehoben betrach⸗ 
teten Bundesbefchlüffee Er bediente fi fogar der Worte: „Daß bei 
der Erwähnung tauglicher Mittel nicht von der zu Gebote ftehenden 
bewaffneten Macht die Rede ift, verſteht ſich von ſelbſt.“ Doch fügte er 
feinen Anträgen die Bemerkung Hinzu: er glaube ſich darauf bejchränten 
zu müſſen, e8 hervorzuheben, daß es der Erwägung der hohen Verſamm⸗ 
ung überlaflen bleiben könne, in wie weit biefelbe durch die bisherigen 
Borgänge und Mittheilungen Beranlaffung befonmen habe, von Amts» 
wegen Maßregeln zu ergreifen, welche in den Bunbesgefegen ihre Grund- 
lage haben. Anders fprad) Haflenpflug in der 9. Sikung vom 15. Okto⸗ 
ber. Denn nachdem er in diefer Situng das Nutzloſe aller Maßregeln 
der kurheſſiſchen Regierung dargethan, fuhr er fort: 

„Es tritt dem Allen, um die Verwirrung auf die Spige getrieben 
zu fehen, noch hinzu, daß das höhere Kriegsgericht, das General-Aupdi- 
toriat, die feiten® des bleibenden landftändifchen Ausfchuffes gegen den 
Oberbefehlshaber erhobene Anklage angenommen und die Einleitung der 
Unterfuchung gegen denfelben durch ein Dekret angeordnet hat, in welr 
hem eine Entwicklung enthalten, welche e8 unternimmt, die Verfaſſungs⸗ 
widrigfeit der erlafjenen Verordnungen nachzuweifen. Diefer Zuftand fett 
die Regierung im die Lage, ſich aller und jeder Ausführungsmittel beraubt 
zu fehen, deren fie als Organe bedarf, da eben dieje, wo nicht pofitives 
Entgegenwirfen, wie von den Gerichten gejchehen, vorliegt, doc, mitwir- 
tend aufzutreten ſich weigern, wonad) die Regierung nicht die Kräfte 
befitt, um die Stemerhebung zu fichern, deren Anordnung fofort erfol- 
gen wird, um die Prefle niederzuhalten, um das Berfanmlungsrecht 
wirkſam auszufchliegen, um die Gerichte in ihrer Maßnahme gegen die 
Berordnungen in Schranken zu halten, von welchen bereits Straferkenut- 
niffe gegen ſolche Beamte erlaflen find, welche die Verordnungen pflidjt- 
mäßig an ihrem Theil in Bollzug festen. Es ift fogar alle Möglichkeit 
weggefallen, das angeordnete uud bereits gebildete Kriegsgeriht in 
Thätigkeit zu bringen. Daß es unmöglid) geworden, nach folcher Ent- 
widelung der Zuftände des Landes, die jeden Augenblid zu neuen Er- 
ſcheinungen fich ausbilden, durch eigene Kräfte die landesherrliche Auto- 
rität aufrecht zu erhalten, möchte eines Beweifes nicht bedürfen.” — Er 
trug deßhalb darauf an zu befchliefen: „daß nad; Maßgabe des Arti⸗ 
kels 26 der Wiener Schluß-Alte und Artileld 6 der Erefutions-Drdnung 
die Hülfeleiftung al8bald eintreten folle, indem, was Letzteres angehe, 
nun Gefahr im Verzuge fei.“ 
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Nur mit Stimmenmehrheit wurde der Bundesbefchluß gefaßt, mit 
den Erefutions-Mafregeln zur Wiederherftellung der gefegmäßigen Ord⸗ 
nung Kurheſſens die Regierungen von Baiern und Hannover zu beauf- 
tragen, und zwar follte die baierifche Negierung das bereits aufgeftellte 
Truppen⸗-Korps auf 10,000 Dann erhöhen und eine Reſerve von glei- 
her Stärke in Bereitihaft halten, während an die hannöverifche Regie— 
rung, welche fchon auf Präfidial-Antrag am 5. Oktober aufgefordert 
worden war, ein Truppen⸗Korps von 8 Bataillonen Infanterie nebft 
der dazu gehörigen Artillerie und Kavallerie in möglichfter Nähe der 
furheffifchen Gräuze aufzuftellen, das Erfuchen erging, jenes Truppen⸗ 
Korps "zum unmittelbaren Cinrüden bereit zu halten und den im 
8. Artikel der Exekutions-Ordnung vorgefchriebenen Zivil-Kommiffär zu 
ernennen. | 

Indeß wagte die hannöverifche Regierung in Anbetracht der öffent- 
lihen Stimmung in Hannover nicht, über die betreffenden Bundesbe- 
fchlüffe eine beftimmte Erklärung abzugeben, gefchweige denn fie zu voll- 
ziehen; weßhalb die 20,000 Mann Baiern, verftärft durch das in Frank⸗ 
furt liegende öfterreichifche Jäger-Bataillon, die Erekution allein zu voll⸗ 
ziehen hatten. Die ſchon oben ausgeſprochene VBermuthung, der gemäß 
der Furheffifche innere Konflift von langer Hand her vorbereitet war, 
gewinnt dadurch an Wahrfcheinlichkeit, daß die baierifche Regierung 
bereits während des Monats Auguft „in Vorausſicht der fommenden 
Dinge“ *) eine Brigade am Untermain aufgeftellt hatte. Dem Buubdes- 
PröfidialsAntrage, zur Beftreitung der Exekutions-Koſten eine Matrifu- 
lar⸗Umlage von 600,000 Gulden auszufchreiben, ftimmten die Gefandten 
Hannovers und der Niederlande nicht bei. Die üffentlihe Meinung 
ſprach ſich jo ftarf gegen die bundesftaatliche Reaktion, welche fich unter 
dualiftifcher Form in Kurheſſen vollziehen wollte, überall aus, daß der 
niederländifche Gejandte jogar aus dem Bundestage wieder ausfchied. Die 
baierifche Regierung dagegen befchleunigte die Aufftellung des vom Kaval- 
lerie-General Fürften von Thurn und Taxis geführten Exekutions⸗Korps 
dergeftalt, daß die erſte Divifion dieſes Korps unter dem Kommando 
des General-Majors von Damboer feit dem 23. Oktober bereit ftand, 
auf Befehl jofort über die Furheffische Gränze zu rüden. Während der 
Bundestag auf Empfehlung des Präfidiums den Öfterreihiihen Käm⸗ 
merer Bernhard Grafen von Nechberg zum Bundes⸗Zivil-Kommiſſär 
erwählte, ernannte die baterifche Regierung den Oberft-Lieutenant Liel 








*) S. Bunbestagsfigung vom 28. April 1851. 
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zum baieriſchen Militär-Bevollmächtigten, und die kurheſſiſche Regierung 
ſetzte den kurfürſtlichen Regierungsrath Scheffer als Beigeordneten der 
Intervention ein. 

Der Widerſtand in Kurheſſen ging von den Beamten aus; denn 
in Heſſen war 1848 bei der Verfaſſungs-Reviſion der ſogenannte Rechts⸗ 
ftaat, da8 heißt diejenige Staatseinrichtung, zufolge welcher die Staats- 
beamten bevorzugt find und in wichtigen ftaatlichen Dingen die Entfchei- 
dung geben, verwirklicht worden. Darum leiftete man in Kurheffen 
ebenfowenig, wie im Novenber 1848 in Preußen, gegen die Reaktion 
einen andern, als den juriftifchen „pafftven” Widerftand. Man gab 
dor, an die unbezwingbare Macht des Rechts zu glauben, und benüsßte 
nach der Flucht des Kurfürften und des Minifteriums die zur Verfü— 
gung ftehende Staatsmacht nicht, um der drohenden Gewalt eine wirks 
fame Gegengewalt entgegenwerfen und die Erhebung über die engen 
furheffiichen Gränzen hinaustragen zu können. Die Bureaufraten, jene 
in der Schreibftube aufgewachfenen Helden, zeigten fid) überall, wo fie 
fich in die Politik mifchten, äußerft unbeholfen und befchränft. Sie ver- 
ftanden nie, die errumgenen günftigen Rofitionen zu benüßen, und erga- 
ben fich, indem fie die Hände in den Schoos legten, voll des ftärkften 
Aberglaubens in das Rechts-Fatum. Im gegenwärtigen Falle kam 
hinzu, daß fie, anftatt ſich felber zu helfen, obendrein auf preußifche 
Hülfe Hofften, weil fie fic) von der dualiftifchen Spiegelfcchterei täufchen 
ließen. As der Jeſuit Radowig am 27. September an Stelle des 
langdehnigen Scleinig Minifter des Aeußern geworden war, fanden fie 
darin fogar eine Bürgfhaft für den Steg der guten deutjchen Sache. 
Sie konnten indeß bald mit Händen greifen, in wie weit fich ihre thö— 
richte Hoffnung auf Preußen verwirklicht Zwar wurden zwifchen dem 
preußifchen und öfterreichifchen Kabinet einige ſcheinbar ftachelige Noten 
ausgetaufcht, wodurch ein Theil der öffentlichen Meinung irre geleitet 
ward: aber felbft in diefen Noten wünfchten die preußifchen Staatsleute 
nichts Anderes als eine VBerftändigung über die furheffifche Angelegenheit 
im Intereſſe der Wahrung der obrigkeitlichen Autorität und des monar— 
Hifchen Prinzips in Deutſchland.“ *) Folglich ftand die preußifche 
Regierung mit Haffenpflug im Grunde auf einem und demfelben Stand- 
punkte. Sie wünfchte bloß eine „gemeinfame Behandlung“ der Furhef- 
fifchen Sache fowohl wegen „der geographifchen Lage Kurhefjens“ über- 
haupt, als auch insbefondere wegen der Gefahren, mit denen die in 


*) Aktenſtücke. Zweiter Band. Drittes Heft. Seite 201. 
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Kurheſſen ausgebrochene Revolution die angränzenden preußifchen Landes= 
theile zunächft bedrohte. *) Manteuffel ſprach fein Urtgeil über den 
kurheſſiſchen pafliven Widerftand in der 8. Sigung der erften preußi= 
ſchen Kammer am 8. Januar 1851 folgendermaßen aus: 

„Sa nteine Herren, ich erkenne eine folde Revolution für fehr 
gefährlich, gerade darum, weil man fid) dabei im Schlafrod und Pan— 
toffeln betheiligen fann, während der Barrifadenfämpfer wenigftend den 
Muth haben muß, feine Perfon zu erponiren,“ 

Wenu alfo die preußifchen Staatsleute die zum fcharfen Ausdruck 
ausgeprägte kurheſſiſche Nechts-Sentimentalität al8 gefährliche Schlaf 
rod3-Revolution verurtheilten: warum hätte denn anders zu Gunften der 
kurheſſiſchen Nechtsfämpfer die preußische Regierung mit Waffengewalt 
einfchreiten follen? Etwa wegen der preußifchen Union, die bloß noch 
dem Scheine nad) beftand? Oder wegen der nämlidhen Sadje, wegen 
deren fie felbft nicht bloß den Staatsſtreich Ende 1848 gemacht hatte, 
fondern aud) jest noch innerhalb ihres eignen Landes mit allen demo- 
fratiichen Einrichtungen und Geſinnungen aufzuräumen juhte? Was 
die Union anbelangt, jo legte Manteuffel in der erwähnten Situng der 
erften Kammer das Geftändniß ab: **) 

„Als ein Reſt aus der Bergangenheit war die Unions-Berfafjung mit 
überfommen. Um fie nicht fogleich fallen zu laſſen, erfand 
man ein Proviforium, dieſes konnte nicht verlängert werden.“ 

In Bezug auf das preußifche Verfahren in der Eucheffifchen Ange- 
legenheit äußerte fid) fpäter Manteuffel jo: „Ja meine Herren, es ift 
ein Wendepunkt in unferer Politik: e8 ſoll entfchieden mit der Nevolu- 
tion gebrochen werden. Und der geehrte Reduer Hat daher ganz Recht, 
wenn er unfere Politik jegt eine durchſichtige nennt. 
Ih wünfdhe, daß fie nie mehr in Nebel eingehüllt fein 
möge.“ — Offenbar waren jett die Nebel, von denen Radowig auf 
dem Erfurter Reichstag geſprochen Hatte, gefunfen. 

Demnad) haben die preußifchen Staatsleute felbft eingeftanden, uud 
die geheimen Archive werden e8 einft Schwarz auf Weiß bündig beweifen, 
daß die preußifche Politif dem deutfchen Volke mit ihrer Union blauen 
Dunft vorgemadjt Hat. In Kurheſſen ſollte der Nechtöftaat vernichtet 
werden. Daher mußte ein großes Heeresaufgebot erfolgen. Die Bor- 
wände, warum die Keaktiond=- Truppen von verjchiedenen Seiten anrüd- 


*) Ebendaſelbſt. Seiten 202 und 204. 
**) Ebendaſelbſt. Seite 251. 
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ten, waren verfchieden, aber der Zwed des Herbeifommens derſelbe. Die 
einen kamen als faljche Freunde, die andern als offene Feinde des Fur- 
heſſiſchen Verfaſſungsweſens. Ueber dem Ruine des unglüdlichen Landes 
befiegelten fie öffentlich die Einigkeit, welche insgeheim zwifchen ihnen 
immer beftanden hatte. Wenn Haflenpflug am 26. Oftober und 8. No⸗ 
venber den Bundestag um Hülfe gegen das Einrüden der die Etappen- 
Straßen befegenden Preußen anging, wenn ferner der Kaifer Franz 
Joſeph vom 10. bis 14. Oktober zu Bregenz eine Zufammenfunft mit 
dem baierifchen und mwiürtembergifchen Könige abhielt, und wenn endlic) 
auf dem Warfchauer Kongreß vom 15. bis zum 29. Oktober der ruffiiche 
Kaifer Nikolaus angeblich als Schiedsrichter auftrat: fo waren das jene 
Mittelhen, durch welche man auf den krummen Pfaden, auf denen man 
in der fchleswig-holfteinifchen Angelegenheit ſchon gewandelt war, bereits 
wiederholt mit Erfolg den unerfahrenen Leuten Sand in die Augen 
geftreut hatte Wer einen Haren Blick hat, läßt fich durch dergleichen 
diplomatifchen Yirlefanz fein X für ein U vormachen. 

Wohl machen fich Eiferfüchteleien und Reibungen unter den Faktoren 
der alten Welt geltend, ſo lange als dieſe ſich ſelbſt überlaſſen ſind und 
nur einander gegenüberſtehen; ſobald es aber den Kampf gegen den ge— 
meinſamen Feind, der die Grundlage Aller angreift, gilt, ſtellen ſie ihre 
Feindſeligkeiten unter einander ein und vereinigen ſich zu gemeinſamer 
Abwehr. 

Am 1. November rückten die Baiern in Hanau, die Preußen am 
folgenden Tage in Kaſſel und am 3. November in Fulda ein. Nach 
dem am 8. November aus einem Mißverſtändniſſe herrührenden Vorpo⸗ 
ftengefecht bei Bronzell gab der preußifche General von der Gröben 
Fulda auf, um ſich auf der Etappenftraße nad) Hersfeld zurüdzuziehen. 
Die Bundestruppen rüdten erfi am 22. Dezember in Kaffel ein. Aber 
die preußifchen Truppen durften in der Hauptftadt ftehen bleiben, und 
Thon bald wirkten ein preußifcher und öfterreichifcher Kommiſſär zufam- 
men, um in Kurheſſen die abfolutiftifche landesherrliche Autorität wieder 
herzuftellen. Det begann das Kriegsgericht feine Thätigkeit, die ver- 
fafjungstreuen Beamten wurden entjeßt und eingekerkert, das verfaflungs- 
treue Tucheffifche Heer des Eides auf die Verfaſſung entbunden und 
reorganifirt. Nachdem die preußifchen Truppen am 7. November fchon 
Hamburg geräumt hatten, verließen fie am 29. desfelben Monats aud) 
Raſtatt, um daſelbſt durch eine öfterreichifche Garnifon erfett zu werden. 
Preußen wurde in Kurheflen nicht gebemtigt fondern mit den übrigen 
Erelutions-Mächten bundesgemäß gleichgeftelt. Es erlitt nur eine Des 
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müthigung in den Augen und der Perfon der Gothaer und der fonftigen 
Preußenthümler, die, weil fie fi) von ben Nebeln der preußifchen Poli- 
tif hatten täufchen laſſen, durd) die unerwartete, aber längſt vorgefehene 
Wendung der Dinge fehr unangenehm berührt wurden. 

Jet war aud) die Zeit gefommen, da durch freie Konferenzen alle 
deutfchen Staaten in den Schoo8 des Bundestags zurüdgeführt werden 
onnten. Am 29. November wurde daher zu Olmütz vom öfterreichifchen 
Minifterpräftdenten Fürften von Schwarzenberg und dem preußifchen 
Minifter des Auswärtigen Freiherrn von Mantenffel folgende Punfta- 
tion unterzeichnet: 

„8. 1. Die Regierungen von Oeſterreich und Preußen erklären, daf 
es in ihrer Abſicht Liege, die endliche und definitive Negulirung der kur⸗ 
beffifchen und Holfteinifchen Angelegenheit durd) gemeinfame Entfcheidung 
aller deutfchen Regierungen herbeizuführen. — 8.2. Um die Kooperation 
der in Frankfurt vertretenen und der übrigen deutfchen Negierungen 
möglich zu madjen, follen in fürzefter Frift von Seiten der in Frankfurt 
vertretenen Bundesglieder, fowie von Seiten Preußens und feiner Ber: 
bündeten, je ein Kommiſſär ernannt werden, welche über die gemein- 
fhaftlich zu treffenden Maßregeln in Einvernehmen zu treten haben. — 
$. 3. Da e8 aber im allgemeinen Interefje liegt, daß fowohl in Kur- 
heilen, wie in Holftein ein gefegmäßiger, den Grundgefegen des Bundes 
entfprechender und die Erfüllung der Bundespflichten möglich machender 
Zuftand hHergeftellt werde; da ferner Defterreich in feinem und im Na- 
men der ihm verbündeten Staaten die zur Sicherung der Intereſſen 
Preußens von letterem geforderten Garantien über die Okkupation dei 
Kurftants in vollem Maße gegeben hat, fo fommen die beiden Regie 
rungen von Oefterreich und Preußen für die nächfte Behandlung der 
Frage, und ohne Präjudiz für die fünftige Entfcheidung, überein: a) In 
Kurheffen wird Preußen der Aktion der von dem Kurfürften herbeige- 
rufenen Truppen fein Hinderniß entgegenftellen und zu dem Ende bie 
nöthigen Befehle an die dort fommandirenden Generäle erlaffen, um den 
Durchgang durd) die von Preußen beſetzten Etappenftraßen zu geftatten. 
Die beiden Regierungen von Defterreih und Preußen werden im Ein 
verftändniffe mit ihren Verbündeten Se. fönigl. Hoheit den Kurfürften 
auffordern, feine Zuftimmung dazu zu ertheilen, daß ein Bataillon der 
von der furfürftlichen Negierung requirirten Truppenmacht und ein 
Töniglich preußifches Bataillon in Kafjel verbleiben, um die Ruhe und 
Ordnung zu erhalten. b) Nach Holftein werden Defterreich und Prenfen 
nad gepflogener Rückſprache mit ihren Verbündeten, und zwar ſo ſchleu⸗ 
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nig als möglich, gemeinfam Kommiffäre ſchicken, welche im Namen des 
Bundes von der Statthalterfchaft die Einftellung der Feindfeligfeiten, die 
Zurüdziehung der Truppen hinter die Eider und die Reduktion der 
Armee auf ein Drittel der jett beftehenden Truppenſtärke verlangen, 
unter Androhung gemeinfchaftliher Erefution im Weigerungsfalle Dage⸗ 
gen’werden beide Regierungen auf das füniglich dänifche Gouvernement 
dahin wirkten, daß dasjelbe im Herzogthume Schleswig nicht mehr Trup⸗ 
pen aufftelle, al8 zur Erhaltung der Ruhe und Ordnung erforderlich) 
find. — 8.4 Die Minifterial- Konferenzen werden unver— 
züglid in Dresden ftattfinden Die Einladung dazu wird von 
Defterreich und Preußen gemeinfchaftlic) ausgehen, und zwar fo erfolgen, 
daß die Konferenzen um die Mitte Dezember eröffnet werden können.“ 

Nachdem die innerlich längſt vorhandene Eintracht auch äußerlich 
zwifchen den beiden deutſchen Großſtaaten hergeftelt war, nahm das 
Reaktions-Werk in Kurheffen einen fehr geregelten und gründlichen Vers 
lauf. Haflenpflug befolgte die Maxime, daß ein Volk, welches mäßig 
hungert, fi am Leichteften regieren läßt. Indeß war durd) die Anhäu- 
fung von Truppen in der ohnehin ärmlichen Gegend von Fulda bie 
Debra ein fo großer Notbftand herbeigeführt worden, daß felbft Haffen- 
pflug am 11. Dezember durch feinen Bundestagsgefandten Herrn: von 
Trott den Antrag ftellen ließ, die Zahl der Exekutions-Truppen auf 
etwa 8,000 Dann herabzufegen. Hierauf zeigte unterm 24. Januar 1851 
das Präftdium der Bundesverſammlung an, daß eine abermalige Vermin⸗ 
derung der Bundestruppen in Kurheffen eingetreten fei, und demnach 
4 Bataillone, 4 Schwadronen und 11, Batterien nad) Baiern zurüdge- 
fehrt feien. Auch der Fürft von Thurn und Taxis war um diefe Zeit 
mit feinem Hauptquartier von Kaffel nad) München aufgebrochen und 
batte das Kommando der zurüdbleibenden Baiern dem Generalmajor 
Grafen du Ponteil überlaffen. Die baterifche Negierung machte hinſicht⸗ 
lic der Koften für ihre Truppenaufftelung folgende Rechnung: 1) für die 
Aufftellung vom 16. September 1850 bi8 Ende Januar 1851 wollte fie, 
nach Abzug der budgetmäßigen Beträge für die gewöhnliche Präfenz, ver- 
ausgabt haben: 1,464.751 fl. 15%, fr. *); ferner fegte fie die Koften vom 
1. Februar bi8 Ende Juli 1851, bis wohin die letzten baierifchen Exekutions⸗ 
Truppen in ihre gewohnten Garniſons-Orte wieder ceinrüdten, auf 
288,076 fl. 53 fr., die ganze Exekution alfo auf 1,752.828 fl. 8% Ir. an. **) 


*) Bundestagsfigung vom 28. April 1851. 
**) 5. 226 der 29. Bundestagsfigung vom 25. November 1851. 
29 * 
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Es war jedocd der baierifchen Regierung in ber Folge unmöglich, eine 
Kücerftattung ihres Aufwandes zu erlangen, und als fie endlich 1856 in 
der Bundesverfammlung auf Bezahlung drang, wurde von Kurhefien in 
jehr fchlagender und fcharffinniger Beweisführung dargethan, daß eine 
Schuldverbindlichfeit zwifchen Baiern und Kurhefien nicht beftehe. Der 
Gegenftand wurde Hierauf dem Ausſchuſſe für die kurheſſiſche Angelegen- 
heit überwiefen, um von demfelben der Bergefjenheit anheimgegeben zu 
werden. *) Auf den Grafen Rechberg war der Feldmarſchall-Lieutenant 
Graf von Leiningen-Wefterburg als Bundes-Kommiſſär gefolgt. Am 
24. Januar 1851 wurde Letzterem jedoch die direfte Bevollmächtigung 
entzogen und der preußiſche Kommiſſär Staatsminifter Uhden ihm völlig 
gleichgeftellt, damit „die wenigftens fcheinbare Sonderftel: 
lung bes preußifchen Kommiffärd der DOppofitionspartei in Heflen 
nicht mehr Veranlafjung bieten Fönnte, dieſelbe, auch wider deſſen Wil- 
len, zu ihren Zweden auszubeuten und zu mißbrauchen, um dem Bun: 
des-Kommiflär Schwierigkeiten bei der Ausübung feines Amtes zu berei- 
ten.“ Den beiden Bundes-Kommiffären wurde von ihren Regierungen 
die doppelte Aufgabe geftellt: 1) fi) im Einverftändnig mit dem kur⸗ 
heſſiſchen Gouvernement einer Revifion der kurheſſiſchen Verfaſſung zu 
unterziehen und 2) die Furheffiiche Regierung in den Stand zu feben, 
eine geregelte Verwaltung zu führen und Ruhe und Ordnung im Lande 
herzuftellen. **) Das furheffifche Berfaffungsreht war fo Mar und 
ſprach fo ftark gegen die Haflenpflug’sche Stantöretterei, daß fich die 
Kommiffäre gendthigt fahen, vermittelft ihrer Machtſprüche im Namen 
des Bundes der Reaktion auf die Beine zu helfen. Sie unterwarfen bie 
Staatsbeamten und das Heer der landesherrlichen Disziplin, verbrehten 
durch fogenannte Erläuterung den 8. 61 der kurheſſiſchen Berfaflung, 
verhinderten die gefeglihe Einberufung der Stände, hoben die Gleich— 
ftelung der Offiziere mit den Zivil-Staats-Dienern auf, festen den 
Kurfürften wieder als unumſchränkten Kriegsherrn ein, ſchafften die 
Volksgewalt der Bezirksräthe ab, ertheilten der kurheſſiſchen Regierung 


*) ©. 27. Sitzung der Bundesverſammlung vom 30. Oktober 1856 und 
die 33. Sikung vom 18. Dezember 1856, 

x*x) Denfichrift der Kommiffäre des deutfhen Bundes, des Faiferlich königlich 
Öfterreichiichen Feldmarfchall-Lieutenants Grafen von Leiningen und des Königlid) 
preußiihen Staatsminifters Uhden über die von ihnen zur Wiederherſtellung det 
Ruhe und Ordnung im Kurfürftentfum Heſſen veranlaßten, beziefungsweife ver- 
einbarten Verordnungen und Maßregeln. Frankfurt a. M., den 18. Septem⸗ 
ber 1851. 
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das Recht, an denjenigen Orten, wo ſie es für nothwendig erachten 
würde, die Landespolizei durch eigne Organe verwalten zu laſſen, nah- 
men der Ständeverſammlung das Vorſchlagsrecht für die Mitglieder des 
Oberappellationd-Gerichts, führten pofitive Onalififationen für die 
GSefchwornengerichte ein und fchafften die Diäten ab, damit die Proleta- 
rier nicht als Gefchworene fungiren lünnten, verminderten die Zahl der 
Obergerichte von 6 auf 2, vernichteten den $. 34 der kurheſſiſchen Ver— 
faffungsurkunde, kraft deffen einem „Jeden, der fich in feinem Hecht ver- 
Ietst glaubte, die gerichtliche Klage offen ftand, trafen die Vorbereitung 
zu einer gänzlichen Umgeftaltung des demofratifchen Vereins- und Preß- 
gefeßes, bedrohten den Zufammentritt des gefeglichen Ständeausfchuffes 
mit der Strafe des Aufruhrs, unterfagten jede amtliche Erörterung oder 
Berührung der Kompetenzfrage bezüglich der Bundes-Aftion in Heffen 
mit kriegsrechtlichem Verfahren und trafen die Beftimmung, daß bei 
Löfung von Jagdſcheinen für eine zweijährige Erlaubniß, Schießwaffen 
tragen zu dürfen, 5 Thaler gezahlt werden mußten, während bis dahin 
die Jagdſcheine nur einen Stempelfag von 2%, Sgr. bi8 1 Thaler 
gehabt hatten. In Betreff der Verfaffungsumgeftaltung verfuhren fie 
noch viel gründlicher; denn fie gingen hierbei auf das fechzehnte Jahr- 
hundert und fogar vor die Zeit der Reformation zurüd, um eine Ber- 
faflung im völlig ftändifchen Sinne zu Wege zu bringen. *) Wegen 
diefes gründlichen Verfahrens konnte crft am 27. April 1852 der fur- 
heffifche Gefandte dem Bundestage die Mittheilung machen, daß die 
neue Verfaffungsurfunde am 13. de8 Monats in gefeglicher Form im 
Kurfürftenthume publizirt worden fei. **) Uebrigens Hatte fi) der Bun- 
destag die definitive Regelung der Furheffifchen Zuftände vorbehalten, fo 
daß die reaftionären Maßregeln, mit welchen Kurhefjen überfchüttet 
wurde, erft endgültige Nechtöfraft erlangten, nachdem der Bundestag 
diefelben einer forgfältigen Prüfung unterzogen hatte. Das Zweilammer- 
Syſtem wurde eingeführt, „weil folches, fich dem frühern gejchichtlichen 
Zuftande anfchliegend, hauptſächlich dem monarhifchen Prinzipe einen 
feften Stützpunkt und außerdem auch die den Mediatifirten nach der 
Bundesafte zugeficherte bevorzugte politifche Stellung gewährt.” (Siehe 
Dentichrift vom 30. September 1851.) Der von Haflenpflug mit den 


*) Dentichrift der Kommiffäre des deutichen Bundes, des k.k. öſterreichiſchen 
Feldmarſchall⸗Lieutenants zc., die Reform der zur Zeit beftehenden kurheſſiſchen 
Berfaffung betreffend. 

**) ©, 8. 121 der 12, Sikung vom 27. April 1852. 
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Bundeskommiſſären vereinbarten und 1852 oktroyirten Verfaſſung gab 
der Bundestag im Allgemeinen feine Zuftimmung, ohne über die Billi— 
gung der in ihr enthaltenen einzelnen Beftinnmungen des älteren Rechts, 
welche mit den Bundesgefegen nicht wohl in Einflang zu bringen waren, 
fi) auszufprechen. Nachdem am 25. Januar 1855 die Furheffifche Ver- 
faffungsfrage wieder in Anregung gebracht, aber befeitigt worden war, 
wurde erft im Jahre 1859, als die Reaktion ihre Macht fchwinden fah, 
in Folge einer Petition von Mitgliedern der zweiten kurheſſiſchen Stände- 
fammer un Wiederherftelung der ebenfalls nicht fehr freifinmigen Ver— 
faffung vom Jahre 1831, der kurheſſiſche Verfaſſungs-Konflikt im 
Scoofe des Bundestags wieder behandelt und unter Anderm bie kur⸗ 
heffifche Negierung aufgefordert, über den Erfolg der zur Befefligung 
der wiederhergeftellten gefetlichen Ordnung getroffenen Maßregeln, ſowie 
über die Beendigung des verhängten Kriegszuftandes, 
fobald foldhe für zuläffig erfannt fein werde, demnädft 
‚nähere Mittheilung an die Bundesverfammlung gelangen zu laffen. *) 
Ueber acht Yahre Hatte bis dahin der Kriegszuftand gedauert: — gewiß 
eine lange fehredliche Zeit! 


Mit der Wiederherftellung der abfolutiftifchen Ordnung in Kurheſ⸗ 
fen ging zufolge den Olmützer Stipulationen die Beruhigung Schleswig- 
Holfteins Hand in Hand. Bald nah) Abfchluß des Malmder Waffenftill- 
ftandes8 hatte die provilorifche Kegierung Schleswig-Holfteins ihre Be— 
fugniffe (am 22. Oftober 1848) in die Hände einer Negierungs-Fom- 
miffion niedergelegt, welche aus dem Grafen Neventlow-Iersbed, dem 
Grafen Moltke, Heinge und Preußer beftand. Weil aber der Waffen 
ftilftand fchon mit Ende de8 Monate März 1849 zu Ende ging und 
die gemeinfante Regierung nur für die Dauer desfelben ernannt worden 
war: fo fette im Einverftändnig mit der fchleswig-holfteinifchen Lan— 
desverfammlung die deutfche proviforische Zentral = Gewalt unterm 
26. März 1849 eine fogenannte Statthalterfchaft ein, deren Mitglieder 
der Graf Reventlow, Befeler und von Harbou waren. Diefe follte im 
Namen des Landesherrn die Negierung Schleswig - Holfteins bis zum 
Sriedensfchluffe führen. Nachdem Graf Moltke dänifcherfeits den Waf- 
fenftilfftand am 23. Februar 1849 gefündigt hatte, wurde vom 27. Mürz 
ab die Blofade der deutfchen Küften angefagt. Die Feindfeligfeiten nab- 
men am 3, April ihren Anfang. Die Zahl der in Holftein befindlichen 


*) 8. 254 der 29. Bundestagsfigung vom 28. Yuli 1859. 


Prengen war nicht ftärfer als diejenige der Truppen aus den andern 
deutfhen Staaten: — aus Baiern, Hannover, Sachſen, Würtemberg 
und Baden. Den Oberbefehl führte nicht mehr Wrangel, fondern der 
Kommandeur der preugifchen Garden, General von Writtwig. Die 
Schleswig-Holfteiner Hatten ihre Armee nebft den Freifchaaren dem preu⸗ 
Bifchen. General von Bonin anvertraut, welcher fi) als milttärifcher 
Schriftſteller durch das Werk: „Grundzüge für das zerſtreute Gefecht,“ 
befannt gemacht hatte. Das in vier Divifionen eingetheilte deutfche Heer 
zählte 45,000 Dann und verfügte über 150 Geſchütze. Die Dänen 
mufterten bloß 36,000 Dann. Gleichwohl Tief der Feldzug, weil der 
Berrath im Spiele war, für die Deutfchen unglüdlich ab. Zwar erfolgte 
am 5. April der Sieg bei Eckernförde, wo die dänische Fregatte „Gefion“ 
die Segel ftreichen mußte, und am 13. April die Erftürmung der Düp- 
peler Schangen, worauf Bonin die jütifche Gränze überfchritt und die 
Stadt Kolding eroberte: aber ſchon am 23. April fiegten die Dänen bei 
Kolding, und wenn nun auch am 7. Mai die Holfteiner bei Gudfoe 
die Oberhand gewannen und die Preußen Beile erftürmten, fo wurden 
doch die Siege nicht benutzt, fondern ſechs Wochen mit Unterhandlungen 
vergeudet. Dann kam die Niederlage der Deutfchen, die blutige. Schlacht bei 
Friedericia am 6. Juli, welche den Rückzug des beutfchen Heeres aus Jüt—⸗ 
land zur Folge hatte. Während die Schleswig-Holfteiner darauf bedacht 
waren, die erlittene Schmach zu rächen, fchloß Preußen im Namen des 
deutfchen Bundes am 10. Yuli, unter englifcher Vermittlung, ein Ueber- 
einfommen ab, welches in einer offenen Waffenftillftands-Ronvention und 
vier geheimen Artifeln beftand. Die deutihen Truppen mußten 
Jütland aufgeben und fih in Schleswig bis zu einer beftimmten De- 
markations⸗Linie zurüdziehen, die Zahl der zur Vefthaltung des abge- 
gränzten Theils von Schleswig zu verwendenden preußifchen Truppen 
ward feftgejekt, ‚und die Beltimmung getroffen, daß der nördliche an die 
Demarkations-Linie gränzende Theil des Landes von fchwedifchen Trup- 
pen inne gehalten werben follte. Schleswig, welches nicht in den deut- 
Ihen Bund aufgenommen worden war, wurde von Holftein getrennt; 
denn für Schleswig wurde eine bejondere, aus beiderfeitigen Kommiſſären 
zufammengefegte Behörde unter dem Namen einer „Landesverwaltung“ 
ernannt. Preußen machte ſich anheiſchig, der däniſchen Regierung die 
Summe von 7,778 Thalern 27 Sgr. I Pf. zu zahlen, welche die preu— 
Bifche Regierung in Folge des Artikels 7 der Waffenftillftands-Ronven- 
tion und der zur Ausführung jenes Artifel® zwifchen beiden Regierungen 
getroffenen Verabredung vom 23. September 1849 als einen Theil der 
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insbefondere von der jütifchen Stadt Riepen erhobenen Kontributionen 
als Entjhädigung an Dänemark im Namen des Bundes vorjchußweife 
leiftete. Obfchon dieſe Friedens-Prälininarien nicht vatifizirt wurden, 
weil die in Frankfurt eingefegte Bundes- Zentral-Kommiffton bloß die 
Befugnilfe des engeren Rathes der Bundesverfammlung befaß, und 
weil fie nicht ganz mit dem Bundesbeſchluſſe vom 17. September 1846 
übereinftimmten, *) trat der Waffenftillftand - trogdem in Wirkfamkeit. 
Laut der Berabredung vom 23. September 1849 zahlte die preufifche 
Staatskaſſe ferner vorſchußweiſe an Dänemark als Entfhädigung: 1) für 
in Jütland von den fchleswigsholfteinischen Truppen erhobene Natural⸗ 
Präftation die Summe von 5,000 Thalern und 2) für die zum Ge⸗ 
brauche der von den fehleswigeholfteinifchen Truppen reguirirten Pferde 
den Betrag von 5,167 Thalern 15 Sgr., welcher leßtere in der durch 
das fragliche Abfommen auf 14,442 Thaler 15 Sgr. feitgeftellten Ent- 
ſchädigung für in Jütland zum Gebrauche der deutfchen Truppen re- 
quirirte Pferde eingefchloffen war. Am 7. Juli 1851 erkannte die Bun- 
desperfammlung auc einen Vorſchuß Preußens an Dänemark, der in 
Folge der Waffenftilftands-Konvention von 26, Auguſt 1848 mittelft 
Uebereinfunft vom 9. Auguft 1849 im Betrage von 165,000 Thalern 
geleiftet worden war, al8 eine für einen Bundeszwed präfentirte Aus- 
gabe an. - 

Da Schleswig kein deutfches Bundesland war, behandelte die Bun- 
des- Zentral-Rommiffion die Statthalterfhaft nicht wie eine fchleswig- 
holfteinifche Behörde, jondern unterhielt mit derfelben nur Beziehungen 
unter dem Titel: „Statthalterfchaft in Kiel," durch einen von der 
legten nach Frankfurt gefchicten Agenten, deſſen offizielle Eigenfchaft 
ebenfalls nicht anerfannt wurde. Un den vollftändigen Frieden mit 
Dänemark herbeizuführen, ertheilte die Bundes- Zentral-Kommiffion un— 
term 20, Januar 1850 der preußifchen Regierung die Ermächtigung : 
„mit der Krone Dänemark wegen des Abſchluſſes eines Friedens im 
Namen des Bundes und unter Wahrung der dem Bunde zuftehenden 
Rechte in Unterhandlungen zu treten und diefelben unter der bereits von 
beiden Theilen angenommenen Bermittlung ber kön. großbritannifchen 


*) Laut diefes Beſchluſſes Hatte der Bund die Geltendmahung folgen- 
der Punkte zu wahren getradhtet: 1) die GSelbftändigfeit des Herzogthums 
Holftein; 2) deffen Verfaffung und fonftige auf Gejeß und Herfommten beruhende 
Beziehungen; 3) die Verhältniffe Holfteins als eines Bundeslandes, und 4) die 
- eventuelle Sicherftellung erbberechtigter Agnaten. 
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Regierung, vorbehaltlich der von fämmtlichen deutfchen Bundesftaaten 
einzuholenden fchließlichen Genehmigung des Friedensvertrags, zu Ende 
zu führen.“ Hierdurch gefchah es, daß die preufifche Regierung mit Däne- 
mark den Frieden vom 2. Juli 1850 abſchloß und ihre Offiziere aus 
dem fchleswig-holfteinifchen Heere abberief. Kraft diefed Friedens wur⸗ 
den alle vor dem Kriege zwifchen Deutfchland und Dänemark abge- 
fchloffenen Verträge und Webereinfünfte wieder in Kraft geſetzt (Art. 2 
und 3); der König von Dänemark durfte als Herzog von Holftein in Ge⸗ 
mäßheit des Bundesrechts die Intervention des deutfchen Bundes anrufen, 
am die Ausübung feiner gefeglichen Autorität in Holftern herzuftellen, in- 
dem er zugleich feine auf die Beruhigung des Landes gerichteten Ab- 
ſichten mittheilte, und wenn dann auf folchergeftalt gejchehene Rekla⸗ 
mation der Bund für jet (pour le present) nicht interveniven zu bür- 
fen glaubte, oder wenn feine Intervention unwirkſam blieb, fo follte 
Sr. däniſchen Majeftät die Treiheit zuftehen, die militärifchen Maßre- 
geln auf Holftein auszudehnen und zu diefem Behufe die bewaffnete Macht 
zu verwenden (Art. 4). Binnen einem halben Yahre nach Unterzeichnung 
des Bertrags follte der König von Dänemark und der deutfche Bund 
Kommiffäre ernennen, um, geftüst auf Dokumente und andere hierher ge- 
hörige Beweismittel, die Gränze zwifchen den nicht im deutjchen Bunde 
einbegriffenen Staaten Sr. dänifchen Majeftät und den zum Bunde ge- 
hörenden Staaten feftzufegen (Art. 5). Das zwifchen Dänemark und Preu- 
Ben aufgenommene Protokoll beftimmte die Friften, binnen welchen nad) 
Ratifizirung des Bertrags die preußiſchen Truppen Schleswig, Holitein 
und Lauenburg zu räumen hatten ; demzufolge durfte das dänifche Heer 
in Schleswig vor dem Abzuge der Preußen nur dann einrüden, - wenn 
auch die fehleswigsholfteinifchen Truppen dieſes Land befegten, und die 
neutralen Truppen hatten Schleswig zugleich mit: den Preußen verlaffen. 
In Schleswig durfte der dänifche König alle militärifchen Anordnungen 
treffen. Befonders ift der dem WProtofoll beigefügte, zu Berlin am 
2. Juli 1850 unterzeichnete geheime Artikel hervorzuheben, welcher 
wörtlich lautete *): 


„Se. Mojeftät der König von Preußen verpflichtet fih, an den 
Berhandlungen theilzunehmen, welche Se. Majeftät der König von Däne- 
mark zu dem Zwede einleiten wird, um die Erbfolgeordnung in 
den unter dem Szepter Sr. dänifhen Majeftät vereinig- 


*) Beilage b zu 8.5 der erften Bunbestagsfitung vom 2, September 1850, 
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ten Staaten zu regeln. Der gegenwärtige geheime Artikel wird 
zugleich mit dem am heutigen Tage unterzeichneten Protokoll ratifizirt 
und die Ratifikationen davon gleichzeitig ausgetauſcht werden.“ 

Dieſer geheime Artikel war der Vorläufer des Warſchauer Proto⸗ 
kolls vom 5. Juni 1851 und des ſchmählichen Londoner Vertrags vom 
8 Mai 1852, wodurch dem Czaren die Erbſchaft der dänifchen Krone 
angebahnt werden follte*). Bon dem durch Oeſterreich einberufenen 
Bundestage, der damals feheinbar von der preußifchen Regierung noch 
nicht anerkannt wurde, ward der im Namen des Bundes von Preußen 
mit Dänemark abgefchloffene Priedensvertrag am 26. Oktober 1850 
ratifizirt **). | 

Die Schleswig-Holfteiner Fehrten fi nicht an den von Preußen 
mit Dänemark eingegangenen rieden; denn fie fuchten den Krieg auf 
eigne Fauſt fortzufegen. Leider berief die zweideutige Statthalterfchaft 
den verabfchiedeten preußifchen General von Willifen zur Führung ihres 
24,000 Mann ftarken Heeres, der e8 im Intereffe der Reaktion darauf 
abgejehen zu haben fchien, die aufftändifchen Herzogthümer von Nieder- 
lage zu Niederlage und an den Rand des Berderbens zu führen. Nadj- 
dem Tilliſch am 13. Juli die Verwaltung Schleswigs übernommen 
hatte, erjhien am 14. d. M. ein Manifeft des dänifchen Königs, worin 
in Ausficht geftellt wirrde, daß „unverweilt achtbare Männer aus dem 
Herzogthum Schleswig, dem Königreiche Dänemark und dem Herzogthume 
Holftein berufen“ werden follten, „um ihre Meinung über die Ordnung 
der Berhältniffe des Herzogthums Schleswig einer- und des Herzog- 
thums Holſtein andrerfeits zu hören.” Werner erließ der däniſche Kö- 
nig an bdemfelben Tage eine allerhöchfte Bekanntmachung, welche den 
die Waffen niederlegenden Soldaten Huld und Gnade verſprach, den 
zu ihrer Pflicht zurückkehrenden Unteroffizieren das Berbleiben in ihrer 
Stellung oder aber den Abſchied mit Penſion zuficherte, und den aus 
den Herzogthümern gebürtigen, ſich unterwerfenden Offizieren die „freie” 
Wahl ließ, ob fie fernerhin im ihrer Charge zu dienen wiünfchten, oder 
etwa die Entlafjung mit Penfion vorzögen. — An guten Offizieren litt 
das fchleswig-holfteinifche Heer Mangel. 

Nachdem die Feindfeligfeiten begonnen hatten, wurden die jchleswig- 


*) Succession to the crown of Denmark. Maritime rights. Presen- 
ted by a Deputation from the Lancashire Foreign Affairs Committees. 
London, Oakey 10, Cannon Row S, W. 

**) Beilage II gu 8. 34 der 12. Bunbestagsfikung vom 26. Oftober 1850. 
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Holfteinifchen Truppen am 25. Iuli 1850 bei Ioftebt "nad Heftigem 
Widerftande total gejchlagen und zum Rückzuge auf Rendsburg gend- 
thigt. Den 6. Auguft festen fich die Dänen in Hufum, am 7. in Frie⸗ 
drichftadt feſt, ohne daß es Willifen gelang, letzteren Pla am 4. Ofto- 
ber mit Sturm zu nehmen. Als endlich Willifen am 8. Dezember den 
Dberbefehl an den General von der Horft abtrat, fchritten die beiden 
beutfchen Großftaaten vereint in den Herzogthümern ein. Um ihrer In⸗ 
tervention Nahdrud zu verleihen, erfchien ein öfterreichifches Korps un⸗ 
ter Führung des Feldmarfchall - Lientenants Legeditſch und ſetzte am 
am 17. Januar 1851 bei Boitzenburg über die Elbe. 

Der in Frankfurt theilweiſe verſammelte Bundestag hatte ſich ſchon 
vorher in die Angelegenheiten der Herzogthümer eingemiſcht. Die Statt- 
halterſchaft nämlich hatte eine Koftenberechnung unter den: Titel: „Leis 
ftungen der Herzogthümer Schleswig - Holftein an deutfche Reichs⸗ 
truppen während des Krieges mit Dänemark im Yahre 1848,” im Be- 
trage von 1,638,703 Thalern 18% Sgr. preußiſch Kourant (oder 
2,867,731 fl. 19 kr.), ferner eine Koftenberechnung über gleiche Leiftun- 
gen im Jahre 1849 von 1,079,449 Thaler 24", Sgr. preuß. Kour. 
(oder 1,889,037 fl. 10 Fr.) aufgeftellt und fich noch folgende drei Nadj- 
weifungen beizubringen vorbehalten: 1) eine Berechnung der für die 
fchleswig = holfteinifchen Truppen wegen des Kriegs gegen Dänemark 
aufgewendeten Koften aus den Jahren 1848 und 1849; 2) einen Nach⸗ 
trag zur Koftenberechnung vom Jahre 1849 für Leiftungen an beutfche 
Reichstruppen, und 3) eine Berechnung der von den Herzogthümern für 
die Reichs-Marine aufgewendeten Koften, welche bis zur Zeit der Red)- 
nungseinreihung (6. April 1850) auf 278,406 Thaler (oder 487,210 fl. 
30 fr.) angefchlagen wurden. Db diefer Forderungen erhob der dänifche 
Bundestagsgefandte am 3. Oktober 1850 Einfprud) dagegen, daß die 
Statthalterfchaft in Kiel von den einzelnen Bundesregierungen Kriegs- 
verpflegungstoften verlange, da doch die deutjchen Truppen ſich vorzugs⸗ 
weife in Schleswig aufgehalten hätten und die Statthalterfchaft min- 
deftens feit dem 10. Juli 1849 nicht mehr anerkannt wäre. Außerdem 
proteftirte er dagegen, daß die Statthalterfchaft bald thunlichft filberne 
und fupferne Scheidemünge zu einem jehr bedeutenden Betrage prägen 
laſſen wollte, und er wiederholte die ſchon ausgeſprochene Hoffnung, 
daß die hohe Bundesverfammlung jchleunigft ein Inhibitorium an bie 
Statthalterfchaft ergehen laſſen möge. Als das Inhibitoriun endlich ab— 
gegangen war, beantwortete die Statthalterfchaft dafjelbe unterm 5. No⸗ 
vember 1850. Um dem Willen des Bundestags Nachdrud zu verleihen, 


x 
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wurde die hannöverifche Regierung erſucht, einen ihrer höheren Beamten 
al8 Bundes - Kommiffär vorzufchlagen, worauf diefelbe nad einigem 
Zaudern den Geheimen Regierungsrath Freiherrn von Hammerftein- 
Lorten defignirte, „in der Borausjegung, daß hieraus nicht Konfequenzen 
für eine Betheiligung der Löniglichen Regierung an einer demnächſt von 
der Bundesverfammlung zu befchließenden Erefution gezogen werben“ 
würden. 

Hatte der eben erwähnte Eingriff des Bundestags feinen Zweck 
nicht erreicht, jo follte doch die bald nachfolgende Intervention, bei 
welcher die Kommiſſäre der beiden deutfchen Großmächte erjchienen und 
mit 50,000 Mann preußifcher, fowie öfterreichifcher Exekutions⸗Truppen 
drohten, eine um fo beſſere Wirkung haben. Unter ber Leitung diefer 
Bundes-Kommifjäre nahm die Herftellung gefeglicher und bundesgemäßer 
Zuftände ihren ungehinderten Fortgang. Die feit dem 24. März 1848 
erlaffenen Gefege wurden, als ber Iandesherrlichen Sanktion entbehrend, 
für ungültig erklärt. Imsbefondere erregte die während des Aufftandes 
eingeführte Verfaſſung Anftoß; weßhalb fie außer Kraft geſetzt und bie 
auf Grund derfelben zufammentretende Landesverfammlung aufgelöft 
wurde. Einer der erften Schritte behufs Herftelung der landesherr- 
lichen Autorität in Holftein beftand darin, daß die Statthalterfchaft 
veranlaßt wurde, die Teindfeligfeiten einzuftellen, die Truppen hinter Die 
Eider zurüdzuziehen und die vorhandenen Streitkräfte auf den dritten 
Theil zu reduziren. Als die Statthalterfchaft dann zum Nücdtritte ge⸗ 
nöthigt worden war, übernahmen die beiden Bundes - Kommifläre ge⸗ 
meinjchaftlich mit dem vom dänischen Könige ernannten Kommifjär im 
Namen des Königs-Herzogs und im Auftrage des Bundes die oberfte 
Regierung. Werner unternahmen die intervenirenden Mächte, weil bie 
Herzogthümer von den Aufftändifchen gewöhnlich für „ewig untheilbar“ 
ausgegeben worden waren, die nöthigen Schritte, um die im 5. Artilel 
des von Preußen abgejchloffenen Friedens enthaltenen Beftimmungen 
wegen Ausmittelung der Gränze zwifchen Holftein und Schleswig zu er- 
ledigen. Zu diefer Ausmittelung wurden einestheil8 drei mit Wahrneh- 
mung der Intereffen des Bundes und Holfteins betrante Kommiſſäre, 
anderntheilß eine gleiche Anzahl dänifcher Bevollmächtigten an jenen 
Stellen, wo die Hiftorifche Gränze Anlaß zu Zweifeln geben konnte, 
verwendet. *) 


*) Die Gränzregulirung dauerte vom 11. April bis zum 3. Dezember 1851. 
Die Streitfragen betrafen die Inſel Fehmarn, den Kieler Hafen, bie Feſtung 
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Ueber die Thätigkeit der Bundes-Kommiffäre wird das Inhalts⸗ 
berzeichniß der von ihnen der Bundesverfammlung mitgetheilten Proto- 
tolle kurzen Auffchluß geben. Daß übrigens dem Bundestage nicht alle 
Protokolle von dem öfterreihifhen und preußischen Kommiſſär eingehän- 
digt worden waren, kam and Tageslicht, als die jchleswig-holfteinifchen 
Dffiziere v. Eggers, Hellmundt, Hoffmann und Genofjen eine von Ham- 
burg unterm 20. Juli 1852 datirte Eingabe an die Bundesverfammlung 
einveichten und in beglaubigter Abſchrift ein Protokoll dd. Kiel den . 
20. März 1851 nebft den darauf bezüglichen Stüden mit einfandten: 
ein Protokoll, wonach die Beftimmung getroffen worden war, daß zur 
Unterftügung der Invaliden, fowie der Witwen und Waifen der Ge⸗ 
fallenen ein holfteinifcher Landesfond errichtet und demſelben eine jähr- 
liche, nach und nad) in entfprechenden: Grade zu verringernde Summe 
von 60,000 Thaler Kourant zugewiefen werden follte. Die dem Bun- 
destage mitgetheilten Protofolle aber waren folgende: 

Protololl vom 6. Januar 1851 über die erfte Zufammenkunft der 
Bundes-Konmifjäre mit der Statthalterfchaft. 

Prot. v. 12. Yan. 1851, betreffend die Einftellung der Feindſelig⸗ 
feiten. Schreiben der Statthalterfjchaft an die Bundes-Konmiffäre über 
den nämlichen Gegenftand. 

Prot. v. 13. Ian. 1851. Fortſetzung der Berhandlungen vom vor⸗ 
bergehenden Tage. — Rüchkzug der Truppen hinter die Eiber. 

Brot. 0.17. San. 1851. Berlangen des dänifchen Kommiffärs, die Alt- 
ftadt Rendsburg mit dänischen Truppen zu belegen. Schreiben der Statt- 
halterfhaft vom 16. Ian. an die Bundes-Kommiffäre, das Zurüdziehen 
der Truppen Hinter die Eider und die Reduktion der Arnıee betreffend. 

Prot. v. 20. Ian. 1851. Die Loslafjung der gegenfeitigen Gefan- 
genen betreffend. 

Prot. v. 25. Yan. 1851. Fortfeßung der Beratungen. 

Prot. v. 2. Febr. 1851. Einfegung der oberften Zivil-Behörde. — 
Beilage: Belanntmachung der Statthalterfhaft vom 1. Webruar, die 
Mebertragung ihrer Gewalt an die Bundes-Kommifjäre betreffend. — 
Beilage: Schreiben der Bundes-Rommiffäre an Grafen Neventlow, dd. 
Kiel 2. Febr. 1851, die Befegung der Altftadt Rendsburg betreffend. 

Prot. v. 20. März 1851. Regulirung des holfteinifchen Kontingents. 


Rendsburg, die Landichaft Stapelholm, den Eiderfluß und Warleberg. ©. die 
Protokolle der Gränzregulirungs-Kommifſion (mit 10 Gefen Beilapen, zum Teil 
Landkarten). . 
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Brot. v. 21. März 1851. Fortſetzung. 

Prot. v. 31. März. 1851. Auflöfung der holſteiniſchen Armee, Ab- 
legung der Embleme. — Beilage: Schreiben des Kommifjärs Freiheren 
von Pleſſen, die Auflöfung der Holfteinifchen Armee betreffend. 

Brot. v. 15. April 1851. Befchlüffe über die Ablegung der Em- 
bleme und deren Erſetzung. 

Brot. v. 20. Mai 1851. Befegung der Offiziersftellen im Holftei- 
niſchen Kontingente. 

Prot. v. 12. November 1851. Webertragung des Kommando’s an 
General von Bardenfleth, Anftelung der Mittelftabsbeamten, Brigade: 
Kommando, inrangirung der dänifchen Offiziere, Gagirung der Zu- 
lagen, Kopfbedelung im Kontingente u. |. w. 

Erklärungen wegen Beilegung der ftattgehabten Streitigfeit zwifchen 
Dänemarf und dem deutfchen Bunde, nebft Bekanntmachung vom 
28. Januar 1852. 

Drei Protofole vom 18. Februar 1852. Uebergabe der oberften 
Gewalt feitens der Bundes-Kommiſſäre au den fün. däniſchen Kommiſſär. 
Enthebung der oberften Zivil-Behörde und des Departements des Krieges 
von ihren Funktionen. — Beilage: Belanntmachung des Grafen Reventlow 
vom nämlichen Datum über die Berhandlungen desfelben Tages. — Beilage: 
Schreiben de8 GeneralsKommando’8 des holfteinifchen Bundes-Kontin- 
gents vom 16. Februar 1852, die Ueberlieferung des unter der Berwal- 
tung des hHolfteinifchen Kriegs-Departements geftandenen Materials be- 
treffend. 

Protokoll vom 21. Yebruar 1852. Uebergabe des Kommando’ der 
Feſtung Rendsburg. 

Diefe Protofolle find unterzeichnet von den Mitgliedern der Statt- 
balterfchaft, Grafen von Reventlow, Francke und Befeler, fowie vom preu⸗ 
Kifchen Generalmajor von Thümen und dem öfterreichifchen Generalma- 
jor Grafen von Mensdorff, ingleihen von den Adjutanten der genannten 
Seneräle, nämlich vom öfterreichifchen Nittmeifter Karft von Karftenwerth 
und dem preußischen PremiersLientenant von Schwarz. 

Ebenſo arg wie die Reaktion innerhalb Deutſchlands mit der Des 
mokratie haufte, verfuhren bei der Reftauration in den Herzogthüntern 
die Dänen mit den Schleswig-Holfteinern, Auch der Herzog Chriftian 
Auguft zu Schleswig-Holftein fah fich veranlaft, unterm 22. Juni 1851 
die Bundesverfammlung um Vermittlung wegen der Zurüdgabe feiner auf 
der Inſel Alfen und der Halbinfel Sundewitt gelegenen Befigungen zu 
erfuchen. Die vertragsmäßig ftipulirten Penfionen wurden theils unregel⸗ 
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mäßig, theils nur auf kurze Zeit, theils gar nicht ausgezahlt, weil offen- 
bar, wie ſchon aus der erwähnten Nichtmittheilung des auf den Holftei- 
nifchen Landesfond bezüglichen Protokolls fich fchließen läßt, die Bundes- 
Kommiffäre fi) die Sorge für die fchleswig-holfteinifchen Rebellen, nicht 
fehr zu Herzen genommen Hatten. Vorzüglich machte unter beit Be- 
figenden die Annullirung der fchleswig-holfleinifchen Anleihen aus den 
Fahren 1848 und 1850 viel böfes Blut. Ein großer Theil des fchles- 
wig=holfteinifchen Heeres ließ fich nad Brafilien anwerben, wo er ein 
jämmerliches Ende fand. Jedes Jahr wurde der deutfche Bund mit Be- 
fhwerden und Bittgefuchen feitens der fchleswig-holfteinifchen Offiziere 
überhäuft. Selbft der dänifche Fähranftaltenpächter Dethlef zu Friedrich— 
ftadt an der Eider, welcher für den Transport deutfcher Reichstruppen 
feit dem Auguft 1849 eine Forderung von 1,131 Mark 15 Schillingen 
zu ftellen hatte, petitionirte no am 15. Februar 1858 vergebens bei 
dem Bundestage um Befriedigung. Dethlef hatte eine baierifche, eine kur⸗ 
hefiifche und eine preußifche Brigade über die Eider gefegt, war hinſicht⸗ 
Ih der Bezahlung beruhigt. und auf die Zukunft vertröftet worden, wurde 
aber von den betreffenden deutfchen Negierungen an Dänemark gewiefen, 
das ebenfalls die Zahlung verweigerte. Indeß fand fich der Bundestag, 
weil ihm der in der Preffe gejchlagene Lärm unlieb war, denn doch be- 
wogen, manchen ſchleswig-holſteiniſchen Offizieren ans Bundesmitteln Un⸗ 
terſtützung zu gewähren. Indem Dänemark nicht angehalten wurde, den 
Beſchwerden der in ihren gegründeten Anſprüchen Geſchädigten gerecht zu 
werden, gewinnt es den Anſchein, als ob die zwiſchen den Bundes» 
Kommifjären und der dänischen Negierung vereinbarten Beftimmungen 
über die Penfionirung der fchleswig-holfteinifhen Dffiziere, Invaliden, 


. fowie der Witwen und Waifen von Gefallenen, nur als ſchlaues Mit- 


tel gedient haben, um defto leichter da8 Heer des aufftändifchen Landes 
zum Streden der Waffen zu bewegen. Rebellen wird fchleht Wort ge- 
halten! 

Schon am 2. Auguft 1850 Hatten die Regierungen von Defter- 
reih, Rußland, Frankreich, England und Schweden zu London mit der 
dänischen ein Protokoll unterzeichnet, worin fie nicht nur die Integrität 
der dänischen Monarchie aufrecht erhalten zu wollen erklärten, fondern 
auch die Zwedmäßigfeit der Regelung der dänischen Erbfolge anerfann- 
ten. Das Warfchauer Protofol vom 5. Juni 1851 bezeichnete den 
Prinzen von Glüdsburg mit Uebergehung des Hanfes von Auguftenburg 
als präfumtiven Thronerben und gebrauchte am Schluffe einer Beilage 
die Worte: daß die Verhandlungen, welche nöthig wären, um biefen Be⸗ 
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ſtimmungen den Charakter einer europätfchen Transaktion zu geben, in 
London ftattfinden follten. Daher entftand der Londoner Vertrag vom 
8. Mai 1852, der zum Vortheile Rußlands in vertragsmäßige und völ- 
ferrechtliche Form brachte, was das Warſchauer Protokoll vorgefchrieben 
hatte, Die preußifche Regierung gab auf der Londoner Konferenz Schles- 
wig-Holftein dem ruſſiſchen Intereffe preis gegen das in einem %Proto- 
fol (ddo. Foreign Office, 24. Mai 1852) niedergelegte Zugeftändniß, 
daß die Regierungen Oeſterreichs, Frankreichs und Rußlands bei der 
fchweizerifchen Eidgenoffenfchaft behufs der Zurücdgabe des Kantons Neuen- 
burg an den preußifchen König auf biplomatifchen Wege interveniren 
wollten.*) Auf diefe Weife opferte Preußen feinem vermeintlichen Sonder- 
Bortheile eine allgemein deutfche Sache. Es war weder das erfte, noch 
das legte Mal, daß Preußen auf folhe Art an Deutfchland handelte; 
allein im gegenwärtigen Falle erhielt es wenigftens die verdiente Strafe 
für feine perfide Politit, da es Neuenburg troß Alledem verlor. Preußen 
war fchließlich der Geprellte. 


Die von der öfterreichifchen und preußifchen Negierung einberufenen 
Dresdener Konferenzen nahmen ihren Anfang am 23. Dezember und fchloffen 
am 15. Mat 1851. Da die Heinen Staaten vor der Ungeheuerlichkeit der da- 
felbft gemachten reaktionären Pläne erſchraken und ihnen nicht durchaus bei- 
zuftimmen wagten, wurden die Sonferenzen zwar am 23. Yebruar 1851 
durch Manteuffel und Schwarzenberg vertagt; allein die niedergefeßten 
Kommiffionen fuhren mit ihren Arbeiten bis in den Mai fort. Als die 
preußifche Negierung mit ihren Anfpruche auf Parität und Wechfel des 
Borfites nicht durchdringen konnte, fchlug fie einfach am 27. März 1851 
die MWiederherftellung des alten Bundestags vor: „weil er zu’ einem ge: 
deihlichen Kefultat der Arbeiten der Dresdener Konferenz beitragen werde.“ 
Diefe Dresdener Arbeiten zerfielen in zweierlei Vorlagen, nämlich 1) in 
folche, die bereits in Dresden die volle Zuftimmung der ſämmtlichen 
Bundesregierungen mit Ausnahme einer einzigen, deren Bevollmächtigter 
nicht inftruirt zu fein vorgab, erhielten und daher nur der fpätern Sanktion 
ber Bundesverfammlung bedurften, um als bundesgefeßlich verpflichtende 
Norm zu gelten; 2) in folche, worüber feine alffeitige Verſtändigung er- 
zielt wurde.**) Im die erfte Kategorie gehört folgender Befchluß, der be- 


*) Das betreffende Protokoll fteht in der Beilage zu 8. 271 der 27. Sitzung 
ber deutſchen Bundesverſammlung vom 30. Oktober 1856. 


”*) 8. 67 der 14. Bundestagsfikung nom 8. Juli 1851. 
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weist, daß man wegen der Wiederherftellung des Bundestags eine Volks⸗ 
erhebung erwartete: 

„Die fämmtlichen Bundesmitglieder verpflichten ſich — für jest und 
bi8 zu weiterer Beihlußnahme — um die Bollziehung der Bundesbe- 
ichlüffe auf das Schleunigfte ftets bewirken zu können, eine Militärmacht 
von Zmweifünfteln des im 8. 28 der Bundesfriegsverfaffung vom 12. April 
1821 beftimmten Kontingents binnen 8 Tagen nad) der erften vorläufi- 
gen Benachrichtigung feiten® der Bundesverſammlung in völliger Marſch⸗ 
bereitſchaft zu halten.“ 

Sonſt wurden gewiſſe Abauderungen hinſichtlich der bundestaglichen 
Geſchäftsordnung, namentlich die Beſchränkung der Friſt für Inftruftions- 
Einholung, verabredet. Als leiteuder Grundſatz wurde bei den Dresdener 
Arbeiten die Marime aufgeſtellt, daß die politiſchen Zuſtände der einzelnen 
Bundesftaaten den Zwecken des Bundes, feinen Gefegen und Befchlüffen 
nicht entgegenftchen dürften, und man ging von der Borausfegung aus, 
dag nah einem an Erfchütterungen reichen Zeitraunte der Bund der 
deutihen Staaten nicht nur in feinem Beftande aufs Neue gefichert fei, 
fondern daß ihm auch die erforderlichen Mittel zu Gebote ftänden, um 
Alles auszuführen, was die Negierungen in einer noch immer bewegten 
Zeit als ihr Recht nnd ihre Pflicht erkannten. Die eingefegten Kom- 
miffionen befchäftigten fi mit den aus der Revolution hervorgegangenen 
Einrichtungen, befonders mit den Srundrechten, den Wahlgeſetzen, den 
Organen der Staatsgewalt und der Prefie, um die geeigneten Mittel zu 
entdeden, durch welche fich die revolutionären Errungenfchaften unſchädlich 
machen ließen. Allerdings berührten manche Dresdener Arbeiten aud) da8 
Gebiet der Handeld- und Zollgefeßgebung oder bezogen fich auf jolche 
nügliche Inftitutionen, wie die Einfegung eines oberften Bundesgerichts ; 
allein die Fragen politifcher Neaktion wogen bei Weiten über alle an: 
dern ©egenftände vor und zogen, wie wir fehen werden, auch glänzende 
Reſultate nach fill. Denn jene reaktionären Maßregeln, welche von der 
reftaurirten Bundesverfammlung zu Frankfurt über Deutjchland verhängt 
wurden, waren auf den Dresdener Konferenzen laut dem Zeugniſſe der 
Bundes-Protofolle vorbereitet worden. 

Seitens derjenigen Regierungen, welche zum norddentichen Bunde gehört 
hatten, bejchicte zuerft Baden den deutjchen Buudestag wieder, indem am 
2. Mai 1851 der Geheime Rath Freiherr Marfchall von Biberftein mit 
einer am 26. April d. I. ausgefertigten Xegitimation als Bundestagsge⸗ 
fandter zu Frankfurt eintraf. Er ſprach bei feinem Eintritt in einer. Heinen 
Rede die Erwartung aus, daß die unzulänglichen und mangelhaften hırm- 
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desgeſetzlichen Normen ergänzt nnd verbeflert, die einer Fortbildung und 
Belebung bedürftigen aber in befriedigender Weife entwidelt und angewendet 
werben möchten. Darauf erfchienen am 10. Mai für Naflau Yreiherr 
von Dungern, für die ältere und jüngere reußiſche Linie Freiherr von 
Holzhaufen und für die freien Städte Dr. Brehmer aus Lübeck und 
Dr. Harnier aus Frankfurt am Main. Am 12. Mai ftellte fi als 
preußifcher Bundestagsgefandter der preußifhe Generallieutenant Herr 
von Rochow ein. Auch er hielt bei feinem Kintritt eine Heine Rede, 
die jedoch als Komödiantenſtück — Friedrich Wilhelm IV. Tiebte der- 
gleihen Sachen — nicht weiter zu beachten ift. Endlich fam am 30. Mai 
Freiherr von Fritſch für die fächfifchen Herzogthümer, Dr. von Eifen- 
decher für Oldenburg, Anhalt und Schwarzburg, Smidt für Bremen und 
Banks für Hamburg. Die Auflöfung der proviforifchen Bundes- Zentral- 
Kommifjion und die Ernennung eines Ausfchuffes zur Uebernahme der 
Geſchäfte derfelben erfolgte am 30. Mai 1851. 

Um diefe Zeit kannte die Reaktion feine Rüdfichten mehr. Ueberall 
wurden die politifchen und Preßſachen dem Gejchwornenverfahren zu 
entziehen gefucht, und c8 ward dafür Sorge getragen, daß feine Leute 
aus dem Proletariat zu Geſchworenen gewählt werden konnten. Gegen 
die Demokraten wurden eine Menge politifcher Prozeffe angeftrengt, von 
denen bier nur der Waldeck'ſche Prozeß, der Kölnische Kommuniften- 
Prozeß, der Hätel’fche Handgranaten-Progeß und die Unterfuchung in 
Betreff des Bremer Todtenbundes erwähnt werden follen. Eine ganz 
vorzügliche Strenge wurde gegen die, demokratifchen Anfichten Huldigen- 
den Literaten an den Tag gelegt, von denen einem felten in einem deut- 
ſchen Stante, welcher nicht fein Heimathland war, geftattet wurde, fich 
länger al8 24 Stunden aufzuhalten. Ausweifungen waren an der Tages 
ordnung. Indem viele Leute ihr Heimathland fchon lange verlaflen hat- 
ten und dort nicht mehr als heimathberechtigt anerfannt, aus den Adoptiv- 
Staaten aber ausgewieſen wurden, entſtand eine Klaſſe Heimathloſer, die 
aus einem Staate in den andern geſchubt wurden *). Um eine feſte Re— 
gel in die Ausweifungen zu bringen, wurde von den Regierungen Pre: 
Bens, Baierns, Sachſens, Weimars, Oldenburgs, Meiningens, Koburgs, 
Altenburgs, Deffaus, Köthens und Bernburgs, Rudolftadt8 und Son- 


*) Der Berfaffer kannte einen jungen Kaufmann, Namens Plaker, der, ohne 
der geringften Gefeßesübertretung ſich fhuldig gemacht zu haben, mit gemeinen 
Berbrechern zujammengeluppelt per Schub von Gefängniß zu Gefängniß zu 
wandern hatte und auf dieſe Weife 17 dentihe Gefängniffe kennen Iernte. — 
Die Bundes-Protofolle weifen verſchiedene Gefuche Heimathlofer auf. 
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dershaufens, Reuß⸗Plauens älterer und jüngerer Linie, Waldel’s und 
Lippe's ein befonderer, aus 11 Paragraphen beftehender Vertrag zu Gotha 
wegen gegenfeitiger Verpflichtung zur Uebernahme der Auszumeifenden 
unterm 15. Juli 1851 abgefchloffen und zu gleihem Zwede eine Kon« 
fereng zu Eiſenach im Yuli 1854 abgehalten. Dabei wurden die Strafen 
wegen Verletzung der Sicherheit des Eigenthbums und der Perfon in hohem 
Grade verfchärft, jo daß die vorhandenen Gefängniffe nicht mehr aus« 
reichten und namentlich in Preußen Steuerverweigerer Jahre lang zu warten 
hatten, ehe fie die ihnen zudiktirte Strafe abfigen konnten. Die große 
Bolfsmaffe benahm fic gegenüber dieſem frechen Gebahren der Reaktion 
meiftens überall feig und erbärmlich. Viele von Denen, die 1848 und 
1849 das große Wort geführt hatten, fchlugen ins Gegentheil um und 
wurden die Augendiener und Lobhudler der Gewalt. Die Beamten wur⸗ 
den unter firenge Kontrolle geftellt, aber oft als Stüben des Staats 
mit beffern Gehalten bedacht, und diejenigen von ihnen, welche in der 
Bewegungszeit mit der Demokratie geliebäugelt hatten, fuchten durch 
fpeichellederifches Benehmen und übertriebenen Dienfteifer die Vergangen- 
heit gut zu machen. Ueberall ſteckten die Fröfche die Köpfe wieder übers 
Waſſer und ließen ihr reaktionäres Gequade hören. Leider ift die Ne 
aktion nicht von dem Vorwurfe frei, daß fie die politifchen Gefangenen 
gequält und unanftändig behandelt hat. 

Befonders ſchlimm erging es denn Schullehrerftande. Die Semi- 
narien, welche vor dem Jahre 1848 verhältnißmäßig gut gewefen wa- 
ren, wurden fehr verjchlecdhtert, und die Lehrer allerorts der Aufficht der 
ſchwarz uniformirten Herren unterworfen. Die Volksſchulen follten, wie 
man das ausdrüdte, zu ganz hriftlichen Anftalten gemacht werden, und 
die Kinder wurden eher verdummt, als aufgeklärt; denn man fagte fidh, 
daß, wer die Erziehung der Jugend in der Hand habe, zugleid) die 
Herrschaft über das heranwachlende Gefchlecht befige. Sogar die harm⸗ 
Iofen Fröbel'ſchen Kindergärten wurden in manchen Staaten verboten, 
da der Bruder des Stifters diefer Kindergärten, der Apoftat Karl Frö- 
bel, mit feiner Frau zu Hamburg eine weibliche Hochfchule zur Herbei⸗ 
führung der Frauen-Emanzipation zu errichten den Einfall gehabt hatte. 

Während in den proteftantifchen Ländern eine firenge Sonntags» 
feier eingeführt wurde, begann dafelbft die Unduldſamkeit und Berfol- 
gung gegen die LTichtfreunde, freien Gemeinden und Deutjchfatholifen. 
Die Altlutheraner fonderten fich ftreng von den Neformirten ab, um den 
Glaubenseifer zu beleben. In Kaffel erließ Vilmar 1852 das Verbot, 
„den zurechnungsfähigen Selbitmördern, Ehebrechern, Hurern, Säufern, 
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Aufrührern, Deutſchkatholiken, Lichtfreunden und Berächtern der Gna- 
denmittel” das firchliche Begräbniß zu geftatten. Unglüdlihe Mädchen 
follten wegen uneheliher Schwangerfchaften in der Kirche Buße thun 
und öffentlich bejchimpft werden. Mit der erwacjjenen Jugend wurde 
regelmäßig Katechifiven des Sonntage in der Kirche angeftellt. Im 
Preußen, wo vom 20. bis zum 24. September 1853 zu Berlin auf 
einem großen Sirchentage der Kampf zwifchen den Konfefjionellen und 
Unioniften angefacht wurde, verbot der Oberkirchenrath das Zulaffen der 
Fichtfreunde und Deutfchfatholifen zu Fathenftellen. Dabei wurde der 
Aberglaube des Volkes auf jede Weife gefördert, um daffelbe ftupid und 
blind gehorfam zu machen. Eine Menge Geifter- und Gefpenftergefchich- 
ten tauchten auf, die Beſchäftigung mit dem Tiſch- und Hutrüden fam 
in Schwung, und in Mitteldeutfchland hielten manche Pfaffen andad)ts- 
volle Verfammlungen ab, um vermittelft des Storchfchnabeld mit den 
Geiftern der Abgefchiedenen zu verkehren. Dazu wurde, namentlich durch 
MWiggers vom Rauhen Haufe in Hamburg aus, die innere Miffion in 
den Sefängniffen, unter den Nothleidenden und den Handwerksburſchen 
betrieben und Tauſende von frommen Zraftätchen, voll des ungeheuer- 
lichſten Unfinns, unter’8 Volk gefchleudert. Man verlegte fich in pro- 
teftantifchen Ländern auf die Gründung von Nettungshäufern, von 
Miflions-, Mäßigkeits- und Bibelvereinen, und ftiftete Diafoniffinnen- 
Anftalten, in die einzutreten felbft mandje zur Betfchwefter gewordene 
vornehme Dame nicht verfchmähte. Aber nicht genug hiermit. Selbft 
in proteftantifchen Staaten konnten die Iefuiten unter dem Zudrange 
Neugieriger predigend umherziehen, woher e8 denn kam, daß der befagte 
Drden, welder am Ende des Mittelalters in der damaligen Schreib- 
weise die Gefellichaft der „Jeſuwider“ hieß, nicht blos in Baiern,- dem 
Lande geiftlicher Herrfchaft, fondern auch in Schlefien und Oftpreußen, 
in den Nheinlanden und in Weftphalen feine Umtriebe ungefchent ins 
Werk fegen durfte. Weil man durch die Gegenfäte den Glaubenseifer 
rege mache wollte, ſchickte der preußifche Oberkirchenrath proteftantifcher- 
feitS ebenfalls Reiſe- und Miffionsprediger aus. In den Fatholifchen 
Gegenden wurden Pius- und Binzenzvereine geftiftet; auch die Maria: 
Herz. Bruderfchaften und Roſenkranzvereine kamen in allgemeine Auf- 
nahme. In Aachen fanden große Heiligthumsfahrten ftatt, und überall 
anderwärts befebte man die Wallfahrten, die Buß-, Bet⸗ und Faſtübun⸗ 
gen. Nachdem die Jeſuiten eine ftarfe Anzahl Niederlaffungen gegrün— 
bet hatten, entbrannte zwifchen ihten und den beiden Orden der Kapu⸗ 
ziner und Franziskaner der Streit über die Auffiht der Klöſter. Der 
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Erzbiſchof von Freiburg, Hermann von Vicari, hielt am 10. und 
11. Februar 1852 mit den Bifchöfen von Mainz, Fulda, Limburg 
und Rottenburg eine Konferenz ab, auf welcher die Biſchöfe die Bes 
fugnig, die niederen Seiftlichen in ihren Sprengelu anzuftellen, bean- 
pruchten und fi) nicht minder die Disziplinar-Gewalt über ihren 
Klerus, die Zuftändigkeit, Konvifte und Priefter-Seminare zu gründen, 
jowie das Einwilligungsrecht beim Verwenden der Kirchenfonds beileg> 
ten. Als am 24. April 1852 der Großherzog Leopold von Baden ges 
ftorben war und die badifche Regierung auf den 10. Mai 1852 für 
ihn einen Trauergottesdienft angeordnet hatte, lehnte fich der Freiburger 
Erzbifchof gegen eine ſolche Todtenfeier auf, indem er geltend machte, 
daß der dahingefchtedene Fürft nicht in der Gemeinfchaft der Kirche ge= 
ftorben fei. Die Regierungen hatten ſich der Bourgeoifie und der Geift- 
lichkeit in die Arme geworfen. Daher überall die Wahlen mit Zenſus 
für die Ständefammern und die Gründung von Zettelbanfen, und da— 
her die zwifchen Rom und Defterreih, Baden, Heflen-Darmftadt und andern 
Ländern abgefchlofjenen Konkordate. Zugleich beanfpruchten. in den meiften 
deutfchen Staaten die Regentenhäufer die Staatd-Domänen, die größten- 
theil8 aus der in der Reformations-Zeit vorgenommenen Einziehung der 
Stifts-, Klofter- und Kirchengüter hervorgegangen waren, als ihr Pri- 
vat-Eigenthbum und prozeflirten deßhalb mit den Ständen bi8 auf die 
neueſte Zeit herab. 

ALS Zentral-Organ der deutfchen Regierungen Hatte der Bundestag 
die Aufgabe, in das reaktionäre Treiben fowohl Einheit zu bringen, als 
auch da, wo die Heinen Staaten fid) zum Befeitigen demofratifcher Er- 
rungenfchaften zu ſchwach fühlten, mit kräftiger Hand einzugreifen. Unter 
allen Staaten that ſich Preußen bei diefer Neaktions-Arbeit am Meiften 
hervor; denn der deutfche Beruf diefes Staats beftcht nicht in der För⸗ 
derung der Freiheit, des vernünftigen FortjchrittS und der Humanität, 
fondern in der Herftellung despotifcher Einheit, in Unterdrüdung und in 
der Ausbreitung der Herrfchaft des Junkerthums. Nachdem am 4. Yuli 
1851 der preußische Bundestagsgefandte Generallieutenant von Rochow 
abberufen worden war, trat für ihn der Geheime Legationsrath von Bis⸗ 
mard-Schönhaufen (der jegige norddeutſche Bundeskanzler) ein, um Deutfc- 
(and einig machen zu helfen. Diefer erſchien zum erften Male in der 
22. Bundestagsfigung von 6. September 1851, wurde Mitglied von 13 
Bundestagsausſchüſſen, bewährte fich als eifriges Reaktions-Inftrument 
Manteuffeld und ſah fich erft am 24. Februar 1859 zum Austritt ge- 
nötbigt, als nach fchredlicher Reaktion die Zeit fi) wieder aufzurollen 





anfing. Er ging dann als Gefandter an den für ihn paflenden Pla 
— nad) St. Petersburg, wo er ſich weiter ausbildete; doc, feine Stu- 
dien in der deutfchen Einheit hatte er auf der Hochſchule des Bundes- 
tags in Frankfurt am Main gemacht. 

Als fich die Herren der Efchenheimer Gaffe wieder bei einander 
fahen, war ihre Lofung das Aufräumen mit Allem, was "an das Jahr 
1848 erinnerte. Sie richteten ſich daher zunächft im alten Style ein, und 
die Großmächte bedrohten die Fleinen Staaten, welche nicht raſch genug 
die „wahre Freiheit und Einheit“ hHerftellten, mit Intervention und mili- 
tärifcher Exekution. Damit der Bundestag vor aller Beunruhigung ger 
ſchützt wäre, brachten Defterreih und Preußen am 6. September 1851, 
am Eintrittstage Bismards, den Antrag ein, ein Armee-Korps von 
12,000 Mann aufzuftellen, zu deſſen Befehlshaber die preußifche Regie— 
rung den Generallieutenant Freiheren Roth von Schredenftein bezeichnete. 
Diefes Armee Korps, gegen deſſen Aufftellung fi die Geſandten Olden⸗ 
burgs, Anhalts, Schwarzburgs und der fächfifchen Herzogthümer verge- 
bens fträubten, beftand aus preußischen, baierifchen, badiſchen, kurfürftlich 
und großherzoglich Heilifchen Truppen und wurde, damit das Publikum 
Nichts davon merkte, derart verlegt, daß nur die wichtigften nach Franke 
furt führenden Punkte ficher geftellt waren, und die entfernteften Trup⸗ 
pentheile im Laufe eines Tages in Frankfurt eintreffen Tonnten.*) Bor 
Allem mußte dem Bundestage daran gelegen fein, die durch die Neichs- 
verweferfchaft arg mitgenommenen Bundes-Finanzen zu verbeflern. Yür 
im Jahre 1850 dem Bunde geleiftete Vorſchüſſe Hatte die öfterreichifche 
Regierung noch 335,198 fl. 27 kr., die preußifche 100,000 fl., der Ap- 
provifionsfond in Mainz 78,481 fl. und der Approvifionsfond in Luxem⸗ 
burg 98,606 fl. zu beanfpruchen. Sonft hatte die Bundes- Zentral-Hom- 
miffion, ehe fie abtrat, die auf den Dresdener Konferenzen befchloffenen 
Matritular-Umlagen für das Jahr 1851 fo repartirt: 

für den Ulm-Raftatter Yeftungebau . 1,812,318 fl. 23 kr. 

für Mainzeturemburg et. 217,888 „ 39 „ 

für den übrigen Bedarf (Marine und Zen⸗ 

tral⸗Verwaltung) bis Ende Juni 1851 910,000 „ — „ 


Zufammen 2,940,207 fl. Ze. 
*) 8. 133 der 22. Bundestagsfikung vom 6. September 1851. Die Ab⸗ 


flimmung und einhellige Beichlußnahme über den Antrag fand am 30, Sep- 
tember ftatt. 
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Der Bundestag ſetzte nun einen Ausſchuß für das Bundesfinanz- 
und Rehnungswefen ein und ftellte die alte Kaffeneinrichtung völlig 
wieber her. Im Uebrigen wurden Ausſchüſſe gewählt: für Uebernahme der 
Gefchäfte aus der Hand der Bundes-Kommifläre, für die Flotte, für das 
Heerweſen, ein Rellamations-Ausfhuß, ein Bentind’fcher Ausſchuß, einer 
für Einfegung eines Bundesgerichts, einer für die Abfafjung von Ber 
richten über die Bundestagsfigungen, einer für Bundes-Zentral-Rolizei, 
ferner anf Grund der Dresdener Verhandlungen noch drei wichtige Aus— 
ſchüſſe, nämlich: ein Ausfhuß für Ordnung und Sicherheit, ein aus 
fieben Mitgliedern beftehender politifcher Ausſchuß und ein handelspo- 
litiſcher Ausſchuß. Die Bundes-Militär-Kommifjion trat wieder in ihre 
frühere Thätigfeit am 6. Juni 1851 ein. 

Zu ben revolutionären Ueberlieferungen, welche der Bundestag nach 
feiner Weife in Sicherheit bringen wollte, gehörte das Eigenthum der 
früheren deutſchen National-Berfammlung. Diefes beftand, abgejehen 
von dem Inventare der dem Gottesdienfte drei Jahre lang verfchloffen 
gebliebenen Paulskirche, vornehmlich, aus der Reichsbibliothek und aus 
den Akten. Die Bibliothef zählte 4500 Bände oder 2800 Werke in 
6000 Zheilen, wovon 1000 Bände, welde Sammlungen deutſcher Ge- 
fee und Iandftändifcher Verhandlungen enthielten, meiſtens von beute 
ſchen Regierungen herrührten. Mit der Bibliothek verbunden war das 
ftatiftifche Archiv des Freiheren von Reden. Dr. Juchow, Advolat und 
Notar in Frankfurt, dem das National-Berfammlungs-Eigentfum an= 
vertraut worden war, weigerte fi, die Bibliothek an den Bundestag 
auszuliefern, weil bie meiften Bücher Gefchenfe von Privatperfonen und 
weil fie für die deutſche Nation beftimmt waren. ALS er endlich dazu 
gezwungen worben war, wurde bie Bibliothet am 15. Dezember 1851 
in's Thurn⸗ und Taris’fche Palais gebracht und dann laut Bundesbe- 
ſchluſſes vom 4. Januar 1855 dem germanifchen Muſeum in Nürnberg 
überlaffen, wohin fie unterm 24. März des letztgenannten Jahres abging. 
Einen großen Theil der Akten, darumter das Heiligthum der Reichs— 
verfaffung, erhielt der Bundestag nicht, da jelbige nach England pr 
und dort durch das Haus Benefe in der Bank deponirt worben 

Eine andere revolutionäre Weberlieferung, über die der B 
in feinen Sinne disponirte, war die beutjche Flotte. Art 7 
weggefchafft werden, und zwar betrieb Preußen durch je’ 
gefandten Bismard, den Einigmacher Deutjchlands, 

Auflöfung derſelben. Einestheils ftand fie nänlich Pre 
und Machtplänen im Wege, und anderntheils fuchte | 
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gierung die beften Schiffe der Flotte für fi zu erwerben. In Folge 
der mangelhaften Einzahlung der Marine-Umlagen mußte der weit vor- 
gerüdte Bau eines Trockendocks, wozu die oldenburgifche Negierung 
Vorſchüſſe geleiftet hatte, aufgegeben, nothwendige Reparaturen unter- 
laſſen, eine für unerläßlih erfannte Uebungsfahrt, die 3—4 Monate 
gedauert hätte, beanftandet und die VBervollftändigung und neue Anwer⸗ 
bung der Mannſchaft aufgegeben werden. Die Rüdftände auf die Ein- 
zahlungen für die Flotte waren fehr groß, denn fie betrugen allein auf 
die Umlage von 910,000 fl. für die erften fechs Monate des Jahres 1851 
nicht weniger als 264,969 fl. 56 fr., worunter ein preußifcher Rückſtands⸗ 
poften von 160,176 fi. 16 Fr.*) Auf die am 8. Juli 1851 bejchloffene 
Borihußumlage von 532,000 fi. famen nur 348,437 fl. 13 fr. ein, Im 
Ganzen ftellten fich diefe Rüditände bei der Nechnung vom 13. Januar 
1853 auf 6,917,867 fl. 21 fr. heraus. Da die nothwendigften Bedürf⸗ 
niffe aus den Feftungsgeldern entnommen worden waren,- hatte die baie- 
rifshe Regierung fchon unterm 18. Juni 1849 durch ihren Bevollmäch⸗ 
tigten dem vormaligen Reichsminiſterium der Finanzen ihre Bedenken 
deßhalb mitgetheilt und Hierauf am 23. April 1850 in einem Schreiben 
an die Bundes- Zentral-Rommiffion gegen eine Wiederholung folder Ver: 
wendung Verwahrung eingelegt. Indeß betrug das Ordinariun für die 
Flotte monatlich bloß 56,000 ft., alfo jährlich nur gegen 700,000 fl.**) Die 
deutſche Marine hatte drei Berwaltungs-Perioden aufzumweifen,***) nämlich) : 
1) die Verwaltung des NeichSminifteriums von 1848 bi8 1849; 2) die 
Bermwaltung der Bundes» Zentral-Slommiflion, und 3) die Verwaltung der 
Bundesverfanmlung vom Juni 1851 bis zur Flottenauflöfung. Die Ein- 
nahmen betrugen: | 


a) in der erften Periode . . 3,172,266 Thaler 20 Sgr. 9 Pf. 
b) "n zweiten „ .. 778,878 " 2 " 7 ” 
CO) „ n dritten „0. 1,456,009 „ 101. — ,„ 


Summe . 5,402,154 Thaler 3 Sgr. 4 Pf. 


nn — 


*) 8.264 der 32. Situng der Bundesverſammlung vom 20. Dezember 1851. 

**) 8. 255 der 29. Bundestagsfitung vom 25. November 1851. 

see) Hierbei ift das im Mai 1848 zu Hamburg errichtete Komité, welches 
bis zum 15. Oftober 1848 felbftändig blieb, nicht mitgerechnet. Dasfelbe unter- 
hielt zur Beſorgung der Kaffengeichäfte 2 Zahlmeifter in Bremerhaven, wovon 
der eine Intendant war. 
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Ausgaben: 


ua) . . . . 8,199,077 Thaler 19 Sgr. — Pf. 
ub) . . 2. 70801 „ 2 „ 9, 
me)... . 1501.05 „2.7, 


5,402,154 Thaler 3 Sgr. 4Pf. u 


Bon diefer Summe wurde nur der geringere Theil, nämlich 2,002,549 
Thlr. 22 Sgr. 7 Pf. für den Ankauf und Bau der Schiffe, ingleichen 
236,736 Thaler 8 Sgr. 10Ff. für Anfhaffung von Waffen, Gefhügen 
und Munition verwandt, während die größere Hälfte durch die Anlegung 
von Arfenalen, Magazinen und Dods, durch die Reparaturen, den Un— 
terhalt und die Erhaltung der Flotte aufgezehrt wide. Die Sollftärke 
der Flotte betrug an Mannfchaft 1 KRontreadmiral, Namens Brommy, 
83 Dffiziere, 60 Scejunfer, 236 Unteroffiziere, 890 Matrofen, 138 Jungen, 
6 Marinir-DOffiziere, 23 Marinir-Unteroffiziere, 225 Marinir-Soldaten, 
29 Spielleute, 16 Aerzte, 32 Beamte, 45 Mafchiniften, 151 Heizer: zu- 
fammen 1935 Mann. Weil aber die Flotte vernadjläfjigt worden war, 
fehlten an diefer Mannfchaft: 34 Offiziere, 22 Scejunfer, 138 Unter- 
offiziere, 543 Matrofen, 81 Yungen, 3 Marinir-Offiziere, 16 Marinir- 
Unteroffiziere, 145 Marinir-Soldaten, 14 Spielleute, 8 Aerzte, 11 Be— 
amte, 5 Mafchiniften und 73 Heizer: zufammen 1092 Mann, fo daß in 
Wirklichkeit die Beniannung nur 843 Mann zählte. Hierzu famen 9 Be- 
amte, Diätarien und Diener der Intendantur und ferner 2 Offiziere, 18 
Beamte und Diätarien, 2 Aerzte und Apotheler, 9 Wärter und Diener, 
1 Unteroffizier, 16 Matrofen, 1 Auditor und 1 Aftuar der Seezengmeifterei, 
Material- und Medizinal-Berwaltung, endlih 3 Marine: Kaffen-Beamte, 
wodurd die Zahl der Geſammt⸗Flottenmannſchaft — abgeſehen von der 
Bemannung der Kanonenboote — auf 905 Köpfe ſtieg. Der Bundes- 
tag würde aus Koftenerfparniß gern dieſe ohnehin Heine Zahl verringert 
haben; allein der Mangel eines gefchloffenen Baffins, in welchem die 
Fahrzeuge abgetafelt und nur unter der Obhut von Wachtpoſten gefahr- 
[08 hätten liegen können, machte eine umfafjendere Reduktion des Flotten- 
perfonal® unmöglid). 


Preußen hatte an ber erften Umlage von 1848 1,580,686 fl. 50 kr., 
auf die zweite Rate aber bloß 39,709 fi. 50 fr. bezahlt. Es machte 
geltend, daß es für die Bemannung und Indienftftellung feiner Fahr⸗ 
zeuge im Bundeskriege gegen Dänemark bei Weitem größere Summen 
aufgewendet habe, al8 der Heft feines Matrifular-Antheil® an der zweiten 
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Rote auf jene Umlage betrage, und daß es jett bereit3 in ber Tage fei, 
in feiner eigenen Marine, mit Einfchluß der, gemäß Webereinfunft mit 
der proviforifchen Zentral-Gewalt, für Rechnung der zweiten Rate be- 
Ihafften Fahrzeuge und deren vollftändiger Ausrüftung, einen Material- 
Werth von dem vollen Betrage feines Matrifular-Antheil® an der gan⸗ 
zen Umlage von 6 Millionen Thalern nachweifen zu können. Mit andern 
Worten ließ Preußen Deutfchland im Stiche, um feinem eigenen Bor- 
theile zu fröhnen. Der preußifche Gefandte erklärte im YBundestage 
rundiveg: 

„Preußen muß aber fchon jeßt (im Juni 1851) ganz entfchieden 
gegen eine Auffaffung ſich erklären und auf die Auflöfung des 
bisherigen Berhältnifjes dringen, nad) welchem die fo- 
genannte Nordfee-Flottille allein als gemeinfhaftlides 
Bundeseigenthbum auf gemeinfhaftlide Koften unter- 
halten wird. Wenn es fi nun um vorläufige Beibehal- 
tung der Nordfee-slotille auf noc, fernere 6 Monate (Juli bis inc. 
Dez. 1851) handelt, wozu nach dem Voranſchlag ein Koftenaufwand für 
Rückſtände von 91,000 fl., für die laufenden Bedürfniſſe von 441,000 fl., 
in Summa von 532,000 fl. erforderlich ift, fo ift der königliche Geſandte 
niht ermächtigt, ſich für die Aufbringung diefes Geldbedürfnifjes 
im Wege einer neuen matrifularmäßigen Umlegung zu erklären. Derfelbe 
fol vielmehr darauf beftehen, daß fämmtliche Aüdftände auf die im 
Sahre 1848 auögefchriebenen Matrikular-Umlagen eingezahlt, hieraus 
zunächft die obigen Erforderniffe für die weitere Erhaltung der Nordfee- 
Flottille beftritten, and, demnädhjft förderfamft die Abrechnungen mit, Preus 
Ben gehalten werden, wegen der feitens bdesjelben bereits  geleifteten 
Zahlungen.“ 

Die Heinen Küftenftaaten Hannover in Berbindung mit Braun 
Thweig, Oldenburg und den Hanfaftädten fuchten die Flotte zu erhalten, 
indem fie vorjchlugen, die deutſche Marine in drei Theile zu theilen, 
nämlich in eine öÖfterreichifche, eine preußifche und in die Nordfee-Tlotte, 
die alle drei aus Bundesmitteln, und zwar jährlich die öfterreichifche mit 
1% Millionen Gulden, die preußische mit einer Million Thaler, und 
die Nordſee-Flotte mit einer Million Thaler, welche letztere Summe alle 
Stanten außer Oefterreihh und Preußen aufzubringen gehabt hätten, 
dotirt werden follten. Aber gegen diefen Vorfchlag ſprachen fich außer 
Preußen bejonder8 Baiern, Sachſen, Würtemberg, da8 Großherzogthum 
Heffen und die füächfifchen Herzogthümer aus. Würtemberg z. B. fagte 
in der entfcheidenden Verhandlung: „Wenn der Art. 2 der Bundes- 


— 45 — 


Alte keineswegs die Auslegung zuläßt, als ob dem Bunde nach feinen 
Grundgefegen die Verpflichtung obliege, für den Schuß oder die Beför⸗ 
derung des von ben Angehörigen einzelner Staaten in fremden Meeren 
getriebenen Handels auf gemeinfame Koften eine Bundesflotte zu fchaf- 
fen und zu unterhalten, fo fann die kön. Regierung auch jest für die 
nachträgliche Uebernahme einer foldhen Verpflichtung feitend des Bundes 
fi) um fo weniger erflären, al8 die auf Würtemberg zu übernehmenden 
Koften eine für das Land drücdende Laft bilden würden, während bet 
dem dermaligen Stande der Handeld- und Zollverbindungen zwiſchen 
den deutfchen Staaten eine Gemeinfamkeit der Intereſſen bezüglich der 
Schifffahrt in fremden Meeren zwifchen Süd- und Norddeutſchland Leider 
noch nicht befteht, und daher die Blüthe diefer Schifffahrt den ſüddeutſchen 
Staaten nur ganz entfernte indirekte Bortheile verheißt.“ — Die Kleinen 
Binnenftaaten glaubten eben ihre Nechnung bei der Unterhaltung einer 
folchen Nordfees Flotte nicht zu finden. Dazu wäre mit der Ausführung des 
betreffenden Borjchlags, gegen die übrigens Defterreich Nichts einzuwenden 
hatte, da8 der Gründung der Flotte zu Grunde gelegte Prinzip, demzufolge 
eine Flotte für ganz Deutfchland erftehen follte, aufgegeben worden. Nun 
erbot fich die preußifche Regierung zu dem von der techniſchen Marine- 
Kommiffion angenommenen Werthe das Schiff „Edernfürde” für 
262,500 fl., und den „Barbaroffa” für 451,200 fl. zu kaufen. *) Die 
Annahme des preußifchen Angebots fchloß aber die Auflöfung der Flotte 
in fi; denn, wenn die beiden beften Schiffe verkauft wurden, fo war 
nicht bloß diefer Alt an ſich fchon der Anfang der YWlottenauflöfung, 
fondern e8 verlohnte fih aud kaum der Mühe, den übrig bleibenden 
chlechten Reſt noch beizubehalten. Endlich erfolgte der definitive Be— 
Ihluß, die beiden genannten Schiffe an Preußen abzulaffen und die 
Flotte aufzulöfen, am 2. April 1852. Obfchon die Heinen Küftenftaaten 
- für die Erhaltung der Flotte eingetreten waren, fo liegt doch die Ver- 
muthung nicht fern, daß fie es nur mit Rüdficht auf die öffentliche 
Meinung und ohne alle Ausficht auf Erfolg thaten, um ſich auf leichte 
Weiſe eine gewiffe Popularität zu erwerben. Das Schiff „Deutjchland“ 
wurde in der Auktion vom 18. Auguft 1852 ohne Armatur an das 
Handlungshaus Röſſing und Mummy in Bremen um 9,200 Thaler 
verkauft und der Zufchlag am 27. Auguft genannten Jahres ertheilt. 
Die ſechs Dampfer „Ernſt Auguft, Großherzog von Oldenburg, Franf- 


*) 8. 80 der 4. Bundestagsfigung vom 16. Februar 1852, 
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furt, Tübed, Hamburg, Bremen” wurden gegen Erlegung von 238,000 
Thalern an den Bevollmächtigten der englifchen General-Steam-Naviga- 
tion-Compagny verabfolgt. Die 26 zu Vegeſack gelagerten Kanonen 
boote wurden, nachdem ein Auktions-Verſuch wegen zu geringer Ange- 
bote (A—5% des Antaufspreifes) gefcheitert war, in Submiffions-Wege 
am 3. Januar 1853 ohne Armirung an das Haus Bödeder in Bremen 
veräußert. Das 27. Kanonenboot, welches zu Lübeck lagerte, Faufte der 
dortige Senator Heyke um 457 Thaler 20 Sgr. 9 Pf. Endlich wurden 
die beiden legten Schiffe in der Auftion zu Brafe am 16. März 1853 
für den Preis von 306,250 Gulden an englifhe und hanfeatifche 
Sciffsrheder verkauft. Im Ganzen betrug der Erlös der Auktionen 
für die Fahrzeuge, die Munition, Waffen ꝛc. 830,973 Gulden, wozu 
noch 587,863 fl. 54 fr. Außenftände (darunter der Nüdftand für bie 
beiden von der preußifchen Regierung gefauften Schiffe) Tamen. Rechnete 
mar hierzu den vorhandenen Baarbeftand, fo ergab fi) die Summe von 
1,147.166 fl. 4 fr. *) 

Ein geringer anf den Werth von 20,000 Thalern abgefchägter 
Theil des Flotten-Material® an Waffen, Munition und chirurgischen 
Inftrumenten wurbe zur weiteren Aufbewahrung in die Bundesfeftung 
Mainz gebracht, wo er bei der großen Pulver-Exrplofion anı 18. Noven- 
ber 1857 gefchädigt wurde. Der oberbaieriſche Flottenverein forderte 
vom Bundestage die feiner Zeit gefammelten freiwilligen Beiträge im 
Belauf von 15,278 Gulden zurüd. Die Marine-Offiziere und Beamten 
erhielten zunächft auf ein Jahr Penfionen, darunter der Kontre-Admiral 
Brommy einen monatlichen Gehalt von 125 Thalern. Dr. Wilhelm 
Jordan, der nad) feinem Abfall von der Demokratie anı 15. Novem⸗ 
ber 1848 mit Patent als Marine-Rath angeftellt worden war, bezog 
zuerft einen Jahresgehalt von 3,000 Gulden, doc, wurde ihm derſelbe, 
indem Jordan jedes Jahr um Uuterftügung petitionicte, auf 1750 Gul— 
den herabgejegt. Im Jahre 1858 bezahlte der Bundestag verfchiedenen 
Marine-DOffizieren und Beamten noch 10,220 Gulden an jährlicher 
Unterftügung. Als die Rechnung des Marine-Wefens am 10. Januar 1856 
erledigt wurde, ergab ſich Alles in Allem als Baarbeftand ein Neftbe- 
trag von 12,634 Gulden 34 Kreuzern. Diefer Neftbetrag nebft der 
Enttäufhung der Patrioten war Alles, was von den vielen für die 
dentjche Flotte gebrachten Opfern übrig geblieben war. Die Auflöfung 








*) Beilage 1 zum Protofoll der 26. Siung der Bundesverfammlung vom 
11. Auguft 1853. 
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der deutſchen Marine wirbelte viel Staub auf, und fie Hatte in ihrem 
Gefolge 3 Prozeſſe, welche biß zum Jahre 1858 herab das fchlimme 
Andenken an die rüdfichtslofe Veräußerung des nationalen Eigenthums 
lebendig erhielten. Der eine davon betraf eine Klage, die der Ylotten- 
Auftionär, der oldenburgifche auf Wartegeld geſetzte Staatsrath Dr. Hans 
nibal Fischer 1853 in feiner Eigenfchaft als Bundes-Kommiſſär gegen 
den Kapitän Wieting in Bremerhaven wegen Amtsehrenbeleidigung an- 
ftellte. Der andere Fall, eine Klage der Bundesverfammlung wegen 
einer Kaufidillingsforderung von 970 Thalern 52 Grooten Gold für 
verfauftes Ballafteifen gegen den Marine-Stabsarzt Heind zu Geefte- 
münde, endete mit einem Bergleich und wurde am 19. März 1857 erle- 
‚ digt. Drittens progeflirte die Bundesverfammlung gegen den Zimmer: 
baas Cornelius zu Bremerhaven, weil diefer fich weigerte, einen zur 
Flotte gehörigen Anker fammt Kette im Werthe 1514 Gulden 52 Kreu⸗ 
zern, welche Summe cıft am 25. November 1858 auf dem Zwangs- 
wege an die Bundesfaffe eingezahlt wurde, herauszugeben. 

War den deutfchen Bundesftnaten bereit die Auseinanderfegung 
hinfichtlich der deutichen Marine fehr ſchwer gefallen, jo ſollte ihnen der 
Ausgleich bezüglich der Neichötruppenkoften, oder ihrer gegen die Revo—⸗ 
lution gemachten militärifchen Leiftungen, geradezu unmöglich werden. 
Denn einestheil® war eine ſolche Volkserhebung wie die von 1848 in 
Deutfchlands neuerer Geſchichte noch nicht dagewefen und das Bundes- 
recht hatte fie deßhalb nicht vorgefchen, anberntheil® aber waren aud) 
vom Reichsminiſterium trotz mehrmaliger desfallfiger Verfuche feine hin— 
reihenden Normen und Grundfäge hinſichtlich der Truppenaufſtellungen 
feftgefegt worden. *) Bis zum 1. März 1852 betrugen die an die Bun- 
desfaffe unter dem Zitel militärischer Leiftungen gemachten Forderungen 
14,918,821 ‚Gulden 6 Kreuzer, wozu im Laufe des Monate März 
noch liquidirte Beträge von zufammen 103,138 Gulden 19 Kreuzern 
hinzufamen. Wurden hierzu noch die nicht ordnungsmäßig liquidirten, 
jondern einfach angemeldeten Beträge mit 7,679,071 Gulden 27 Kreu- 
zern gerechnet, fo ergab fich eine Summe von 22,701,030 Gulden 52 
Kreuzern. Die Zufammenftellung vom 1. April 1852 bot folgenden 
Ueberblick: **) 


*) S. Denkſchrift des badiihen Kriegsminiftere vom 21. Februar 1849. — 
Beilage 6 zu $. 236 der 21. Sigung der dentſchen Bundesverſammlung vom 
12. Auguft 1852. 


*#) Beilage 7 zu 8. 286 der 21. Bundestagsfitung vom 12. Xuguft 1852. 
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1. Oeſterreich 
2. Preußen.. 
3. Baiern .. 
4. Kön. Sachſen 
5. Hannover . 
6. Würtemberg . 
7. Baden . . . 
8. Kurheſſen 
9. Heflen-Darmft. 70.975 51 
10. Holft.n.Lauend.. .. . . 
11.L2uremb.u.imb.. . . . . 
12. Braunjchweig. 105.597 28 
13. M.-Schwerin. 340.477 59 
14. Naffaı . . . 322.037 55 
15. S..Weimar . . 47474 4 
16. S.-Meiningen . 
17. ©.-Rob.-Gotha . 
18. S.-Altenburg . 
19. M.-Strelit . . 
20. Oldenburg . 211.967 50 
21. Anh.-Deffan . 44.516 8 
22. A.-Bernburg. . . . . . 
23. A.Köthen . . 33.663 44 
24. Schw.-Sondersh.. . . - 
25. Schw. -NRubolfl.. . . . - 
26. H.Hechingen 
27. Liechtenftein 
28. Sigmaringen. . ... . 
29. Walde 
30. Neuß ä.Linie. 
31. Neuß j. Linie 
32. Schaumb.-Rippe. . . . . 
33. Üipbe. . 2.2...» 
34. H..Homburg. . 12.612 50 
35. Lübel. . 2 2 2 202. 
36. Srankfurt. . . 14.641 54 
37. Bremen . . 80.433 40 
38. Hamburg. . . 25.962 — 
Zulammen 9,315.298 49 
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229.857 33 
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Die bloß angemeldeten, aber nicht ordnungsmäßig Liquidirten Roften 
betrugen feiten® Baierns für milttärifche Leiftung 1848 in Baden und. 
der Pfalz 2,263.509 fl, feitens Kurheſſens für Truppenaufſtellung des 
Yahres 1848 in Baden 121,342 fl. 27 kr. und für Leiftungen zur Unter- 
drüdung des Neichsverfaffungsfampfes 43,905 fl. 31 kr., feitens Heflen- 
Darmſtadt's für militärifche Leiftung im dänifchen Kriege 6335 fl. 30 kr., 
endlich feitens Schleswig-Holfteins 5,243.978 fl. 59 fr.: — zufammen 
7,679.071 fl. 27 fr. Doc) hierzu Tamen neue Anfprühe. So zum Bei- 
fpiel meldete am 20. Januar 1853 der Gefandte der freien Städte für 
Frankfurt Erfag- und Rompenfations-Anfprühe im Oefammtbetrage von 
1,011.938 fl. 32 fr. an unter Wahrung der befonderen Rechte der 
Stadt und der fpätern Liquidftelung. Zuletzt trat Defterreihh auf und 
überbot alle andern Anſprüche. Es Tieferte nämlich 1) eine Berechnung 
der in den Jahren 1848 und 1849 zum Zwecke der Aufrechterhaltung der 
Ruhe in dem deutfchen Bundesgebiete und der Abwehr von Angriffen 
gegen die Bundesgränzen (mit Ausfchluß von Ungarn, Siebenbürgen 
und Italien) beftrittenen Kriegsauslagen im Betrage von 68,008.666 fl. 
und 2) einen Ausweis des von den Mainzer Garniſons-Truppen außer: 
halb der Feſtung im Reichsdienſte gemachten Aufwands im Betrage von 
56,263 fl. Die Yorderung Oeſterreichs an Dänemark wegen der 1851 
und 1852 durch Faiferlihe Truppen nad Holftein ausgeführten Erpe- 
dition betrug 7,386.214 fl. In Folge diefer enormen öfterreichijchen 
Rechnung mußten alle andern Forderungen deutſcher Staaten bezüglich 
militärifcher Leiftungen verftunmen. Man ließ nun den Gegenftand fal- 
len, und wenn er einmal berührt wurde, fo empfanden alle Bundestags- 
gefandten, daß man diefe empfindliche Stelle insfünftig völlig verſchonen 
mußte. Wer am Meiften bei den militärifchen Leiftungen gegen die De- 
mofratie fi) hervorgethan hatte, mußte jest die meiften Koften an's Bein 
wifchen. Baicen unter Andern fonnte ein Lied davon fingen. Preußen 
freilich Hatte fi, weil feine Truppen nad) Dresden, in die Pfalz 
und nad) Baden nit als Reichstruppen gerüdt waren, einigermaßen 
vorgejehen. 

Bei der Berechnung der milttärifchen Leiſtungen fam aud) der Polen- 
Transport zur Sprache. *) In diefer Beziehung erhob Preußen nicht 
bloß für Transport, fondern auch für Internirung einen Anſpruch von 
54,181 Thalern 27 Sgr. 2 Pf., Braunfchweig berechnete 1433 Thaler 
16 Sgr., Hannover 1733 Thaler 16 Ggr. und Baden 4,377 fl. 21 Er. 


*) 8. 41 der 7. Situng des Bundestages vom 24. Februar 1853. 
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Es braucht faum bemerkt zu werben, daß der Polen-Transport mit ben 
milttärifchen Leiftungen in dasjelbe Grab gelegt wurde. Hatte Preußen 
in der Tolenfahe Rußland, wie gewöhnlich, Gendarmen-Dienfte geleiftet, 
fo hatte e8 doch dadurch auch — allerdings ohne dieß zu wollen — 
Europa ein revolutionäre Element erhalten, welches ſich überall, wo es 
Unruhen gab, thätig zeigte. 

In Anbetracht, daß Preußen 1848 mit allen feinen außerdeutfchen 
Befitungen bis auf ein Feines polnifches Gebiet dem deutichen Bunde 
beigetreten war, mußte jetst entweder Oeſterreich ebenfalls mit allen fei- 
nen aufßerdentfchen Befigungen in den deutjchen Bund eintreten, oder 
Preußen mußte genöthigt werden, die 1848 bewirkte Einverleibung rüd- 
gängig zu machen. In diefer Beziehung überreichte Herr von Tallenay, 
außerordentlicher Geſandter und Bevollmädhtigter, Miniſter der franzöfi- 
ſchen Republif, eine vom 9. Juli 1851 datirte Note mit einen Proteft 
gegen die Einverleibung Geſammt-Oeſterreichs umd Gefammt-Preußens 
in den deutfchen Bund. Gleichzeitig überreichte der engliſche Gefandte 
Lord Cowley cine Note zu gleihem Zwede. Tie englifhe Rote erlaubte 
fi zu bemerken: „daß der Grundfag, welcher durch die Annahme des 
von Defterreich und Preußen angeblich bei der Bundesverfammlung beab- 
fihtigten Vorſchlags feitgeftellt werden fol, dem deutſchen Bunde ſei⸗ 
nen nationalen Charakter benehmen würde, inden zu dem Bunde 
Länder Hinzugefügt würden, die geographifch von Deutfchland getrennt, 
und Bevölferungen, die an Spradhe und Abftammung durchaus von 
Deutfchland verfchieden find; ein folcher Vorgang, wenn er einmal feſt⸗ 
geftellt wäre, fünnte den Bund zu ferueren und felbft noch bedeutende- 
ren Abweichungen von dem nationalen Charakter führen, deiten Aufrecht⸗ 
erhaltung hinfichtlich der den deutfchen Bund bildenden Länder die Ab⸗ 
fiht des Wiener - Vertrags war.“ * — Zwar wurde die „fremde 
Einmifhung in die innern Angelegenheiten des deutſchen Bundes,“ 
welche „niemals zugeftanden werden fönne,“ eutjchieden zurüdgewie- 
fen; allein unterm 6. September 1851 erhielt die Bundesverfammiung neue 
und viel dringlichere Noten von Frankreich und England, worauf am 20. 
September der preußifche Geſandte Bismard folgenden Antrag feilte: 

„Hohe Bundesverfammlung möge zur Befeitigung jeder Ungewißheit 
über das Rechtsverhältuig der füniglichen Provinzen Preußen und Fojen 
erklären, daß dieje Landestheile nicht al8 zum Gebiete des bdentichen 
Bundes gehörig zu betrachten jeien.“ 


*) &. 79 der 16. Sieung des Bundestags vom 17. Juli 1851. 
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Hiermit hing die Aufhebung der proviforifchen Matrikel vom 
3. Mai 1848 und die Wiederherftellung des alten Heeres-Kontingent- 
Berhältniffes zufammen. Man ftellte nun, trotzdem daß die deutjchen 
Staaten den Beihluß der deutfchen National » Berfammlung vom 
15. Juli 1848 ausgeführt hatten, die Behauptung auf: „daß von einer 
permanenten Vermehrung des Heeres überhaupt nicht die Rede war, 
fondern nur eine augenblidliche Vermehrung der disponiblen Truppen, 
der damaligen politifchen Tage gegenüber, bezwedt wurde.“ Weil jedoch 
der alte Heeres-Saß als unzulänglich erkannt wurde, befchloß man, die 
Teftftellung derjenigen Normen zu begutachten, welche, unbefchadet der 
allgemeinen Grundzüge der Bundesfriegsverfaffung, fei es proviforifch 
oder definitiv, für die Stärkung und Zufammenfegung der Bundes⸗ 


Kontingente maßgebend*fein follten. Nach langwierigen Berhandlungen 


fam endlich (1855) die Organifation des Bundes-Kontingents „in Folge 
der durch $. 1 der vevidirten Kriegsverfaffung vom 4. Januar 1855 
gebotenen Erhöhung des Haupt-Kontingents un Ein-Sechstel-Prozent 
der Matrifel vom Jahre 1842" zu Stande. 

Um die für die Reaktion fo wünjchenswerthe deutfche Einheit und 
„wahre Freiheit” zu begründen, war es unerläßlich, daß Preußen und 
Defterreich auf die Regierungen der Kleinftaaten, die fich in diefem Falle 
gern deßhalb zwingen Tießen, weil fie nun die Schuld der Reaktion 
auf den Bundestag von ſich abwälzen fonnten, einen wohlthätigen Drud 
ausübten. Eines der erften Opfer bundesftaatliher Reaktion waren die 
„Srundrechte des deutfchen Wolfe.” Weber diefe hieß es in der Motivi- 
rung des von Defterreih und Preußen gemeinfan geftellten An 
trage: *) — „welchen eine formelle Gültigkeit nur infofern beigelegt 
werden kann, als diefelben durch die Landesgeſetzgebung einzelner Bun- 
desftaaten, unter Beobachtung der Hiefür vorgefchriebenen Formen, er- 


laſſen find. Aber auch in diefem alle werden diefelben für unverbind- 


lich zu Halten fein, wenn ihr materieller Inhalt mit den ausgefprochenen 
Bundeszweden und den Grundgefegen des Bundes in Widerfpruch 
fteht.” — Der mit Stimmenmehrheit am 23. Auguft 1851 gefaßte des- 
follfige Beſchluß Tautete: | 

„Die in Frankfurt unter dem 27. Dezember 1848 erlaffenen, in 
dem Entwurfe einer Berfaffung des deutjchen Reichs vom 28. März 1849 
wiederholten fogenannten Grundrechte des deutjchen Volks Fünnen weder 
als Reichsgeſetz, noch, jo weit fie nur auf Grund des Einführungs- 


*) 5. 81 der 16. Bundestagsfigung vom 17. Juli 1851. 
Deder, Realtion. 31 
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gefeges vom 27. Dezember 1848, oder als Theil der Neichöverfaffung 
in den einzelnen Staaten für verbindlich erklärt worden find, für 
rechtsgültig gehalten werden. Sie find deßhalb in fo weit in allen 
Bundesſtaaten als aufgehoben zu erklären. Diejenigen Staaten, in denen 
Beftimmungen der Grundrechte durch befondere Gefege ins Leben geru- 
fen worden find, find verpflichtet, diefe Beftimmungen fofort außer Wirf- 
ſamkeit zu jegen, fofern fie mit den Bundesgeſetzen oder den ausgefpro- 
chenen Bundeszweden in Widerſpruch ftehen.” 

Die deutfche Einheit und „wahre“ Freiheit fchien aber auch zu erfor- 
dern, daß für die Höhern Polizeibehörden der verfchiedenen Bundesftaaten 
ein Bereinigungspunft gefchaffen wurde, weil nur durch die eingreifende 
Wirkſamkeit einer Bundesbehörde erzielt werden konnte, „die Pläne und 
Unternehmungen der ftaatsfeindlichen Parteien in ihrem innern Zufam- 
menhange zu erfallen, ihre Verzweigungen und die Anfchläge ihrer Füh— 
rer auf frifcher Spur in weiterem Umfange zu verfolgen, und die An- 
griffs- und Widerftandsmittel der Nevolution planmäßig und nadhal- 
tig zu befümpfen.” Doch mußte die Empfindfamfeit der einzelnen Bun- 
desregierungen, wenn felbige auf ihre Souveränetät eiferfüchtig waren, 
infoweit gefchont werden, daß die Zentral-Polizei-Behörde nicht in ihrer 
vollen Beftelung aus permanent verfammelten Mitgliedern zufammen 
zufegen war, fondern daß die Gefchäfte theil in einem ftändigen Bureau, 
theil8 in periodifchen Zufammenfünften der aus höhern Polizeibeamten 
mehrerer Bundesftaaten zu ernennenden Mitglieder ihre Erledigung er- 
hielten. Der Sit der Zentralftele follte in die Mitte Deutjchlands 
verlegt werden, und zwar jchien hierzu Leipzig der pafjendite Drt zu 
fein. Nachdem die beiden Gefandten Oeſterreichs und Preußens fomohl 
am 8. Juli al8 aud) am 11. Dftober 1851 gemeinfam die NRothiwendig- 
feit der Einfegung einer deutichen Zentral-Polizeibehörde in ausführli- 
chem VBortrage begründet hatten, wurde zur Ausführung des Projektes 
am leßtgenannten Tage ein Ausfhuß aus fünf Mitgliedern (beftehend 
aus den Gefandten Oeſterreichs, Preußens, Sachſens, Kurheſſens und 
Medlenburgs, mit dem baierifchen Gejandten als Stellvertreter) gewählt, 
ein Ausschuß, deſſen auf die gleichmäßige Ueberwachung des bdeutfchen 
Volks gerichtete Wirkfamfeit erft am 8. Juli 1858 aufgegeben wurde. *) 
Während der Bundestag fich folcden einheitlichen Beftrebungen wid- 
mete, wurden jene berüchtigten fchwarzen und rothen Bücher abge- 
faßt, worin mit großer Ausführlichkeit, beziehentlich Ungenauigfeit, alle 


*) 8. 305 der 22. Sitzung der deutſche n Bundesperfammlung vom 8. Juli 1858. 
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halbwegs im Geruch der Freifinnigkeit ftehenden Perfonen Europa’s ver- 
zeichnet ſtanden. 

Behufs Begründung einer dauernden Ruhe war ed auch wün⸗ 
fchenswerth, die den Kontinent fortwährend mit Aufftandsverfuchen be- 
drohenden Flüchtlinge aus England fortzufchaffen. Zu diefem Zweck 
richtete auf den Antrag Oefterreich8 und Preußens unterm 20. De— 
zember 1851 der Bundestag eine geharnifhte Note an die englifche 
Regierung, erhielt aber eine ablehnende Antwort vom 13. Januar 1852, 
worin e8 hieß: 

„Kein Ausländer als folcher darf von der Erekutiv-Regierung aus 
diefen Lande ausgewiefen werden, ausgenommen Perjonen, die in Ge⸗ 
mäßheit mit andern Staaten über gegenfeitige Auslieferung von Ber- 
brechern abgefchloffener und durch Parlamentsakte beftätigter Verträge 
fortgefchafft werden. Britifche Unterthanen jedoch oder Unterthanen irgend 
eines anderen Staats, die in diefem Lande ſich aufhalten und daher 
defien Gefegen Gehorfam fchuldig find, können, fobald fie überwiefen 
werden, bei Friegerifchen Angriffen gegen irgend eine Regierung, mit 
Seld- und Gefängnißftrafen belegt werden. Berbrecher diefer Art kön⸗ 
nen ebenfo wohl von Individuen als von der Regierung belangt werben.“ 

Indeß unterwarf nicht. nur die englifche Regierung die Ylüchtlinge 
einer — allerdings anftändigen — Ueberwachung, fondern bot ihnen 
auch Gelegenheit zur Auswanderung, indem jedem Erilitten freie Fahrt 
nad) den Vereinigten Staaten bis zum Juli 1852 bewilligt wurde. Die 
Koften trugen vornehmlich die kontinentalen Großmächte. Auch fungirte 
eine Zeitlang in London eine Art deutjcher Bundes-Polizei, deren Haupt⸗ 
Agent ein gewiffer Kraufe, Sohn eines in Dresden bingerichteten Raub- 
mörbers, war. Diefer lebte dort unter dem Namen Fleury als Kauf- 
mann, war befonders thätig bei der Fälſchung von Scriftftüden für 
den Kölner Kommuniften- Prozeß und wurde fpäter wegen zweier großen 
Schwindeleien von den engliſchen Gerichten zu vieljähriger Zuchthaus: 
ftcafe verurtheilt. Nachdem am 18. Februar 1853 der ungarifche Schnei- 
der Libenyi auf den öfterreichifchen Kaifer ein Attentat verübt hatte, 
ftellte die großherzoglich heſſiſche Regierung, indem fie die in England 
. Tebenden „Hochverräther“ in ſehr ungeziemender Sprache *) als Anftifter 

und Mitfchuldige bezeichnete, beim Bunde den Antrag: „die fün. großbri- 
tannifche Regierung auf das Dringendfte zu erfuchen, die das Afyl- 
recht mißbrauchenden flüchtigen Hochverräther vom englifchen Gebiete 








* 8. 86 der 7. Bundestagsfisung von 24. Februar 1853. 
31* 
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auszuweiſen, oder dieſelben doch durch andere zu dieſem Zweck aus⸗ 
reichende Maßregeln unſchädlich zu machen.“ Herr von Dalwigk konnte 
offenbar nicht begreifen, wie es kommt, daß in England kein Ausländer 
ausgewieſen werden darf, ſondern daß derſelbe ebenſo gut des Schutzes 
der Geſetze genießt und in jeder Beziehung der nämlichen geſetzlichen 
Strafen theilhaftig wird, wie jeder geborene britiſche Unterthan.“) Der 
Bundestag gab jedoch, die Nutzloſigkeit des angemutheten Schrittes 
vorausſehend, dem heſſiſchen Antrage keine Folge. 

Auf Antrag von Oeſterreich und Preußen wurde auch energiſch 
mit der einheitlichen Arbeit gegen die in den einzelnen Bundesländern 
noch beſtehenden anſtößigen Verfaſſungen vorgeſchritten und zu dem 
Behufe am 23. Auguſt 1851 ein beſonderer Ausſchuß, welcher die 
genaue Kontrolle über das Verfaſſungsleben zu führen Hatte, eingefebt. 
Wenngleich die Bundesverfammlung die zuverfichtlihe Erwartung hegte, 
daß alle hohen Regierungen die unerläßliche Uebereinftimmung ihrer In⸗ 
ftitutionen mit den Grundgefegen des Bundes herzuftellen bemüht fein 
und durch ihr eignes Verhalten in Yragen der öffentlichen Ordnung 
volle Genüge leiften würden, fo glaubte fie fich doch ihre verfafjungs- 
mäßige Einwirkung für folche Fälle vorbehalten zu müfjen, wenn bie 
als nothwendig erfannten Abänderungen auf Hinderniffe ftoßen follten, wo 
dann die in der Kompetenz des Bundes liegenden Mittel und Wege, na- 
mentlich auch die Abfendung von Bundes-Kommifjären, in Anwendung zu 
bringen waren, **) Darauf begann der Bundestag eine langwierige und 
mühfame, bi8 zum Jahre 1859 herab andauernde Thätigfeit in Bezug auf 
das Berfafjungsleben der einzelnen Länder. Vorzüglich hatten fich folgende 
Staaten in diefer Hinficht der Intervention des Bundestags zu erfreuen: 
Frankfurt, Hannover, Bremen, Hamburg, Gotha, die anhaltifchen Län⸗ 
der, Würtemberg, Lippe, Luxemburg, das Großherzogthum Hefien. ***) 
Hierbei entblödete man fich nicht, bisweilen auch, wie zum Beifpiel in 
Würtemberg gefhah, Geſetze mit rüdwirkender Kraft zu erlaffen. 

Als die Reaktion einmal im vollen Zuge war, brauchte der Aus- 
ſchuß vom 23. Auguft 1851 nicht erſt mühfam umher zu fpähen, wo für 


*) Bergl. Geſchichte der Geſetzgebung über Fremde in England. Bon Bern- 
hard Beder. Deutiche Jahrbücher für Politik und Literatur. Berlin 1863. 
Sechster Band. Yebruar-Heft. 

**) 8. 112 der 18. Bundestagsfisung vom 9. Auguft 1851. 

*#*) Für die Berfaffungsangelegenheiten der Herzogthümer Holftein und 
Lauenburg, ſowie Kurheſſens fungirten bejondere Ausihüffe, weßhalb diefe Län- 
der bier nicht mit aufgezählt find, 
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ihn Etwas zu thun fe. Denn förmlich fchien es dann realtionäre 
Beichwerden an den Bundestag zu regnen. Da kamen denn Eingaben 
von der Grafen-Kurie und Ritterfhaft Gotha, von der Ritterfchaft 
Friesland, von der Kitterfchaft des Fürſtenthums Osnabrück, von der 
Landfchaft des Fürftentyums Lüneburg, von der Nitterfchaft des Für- 
ftenthHums Hildesheim, von der Ritterfchaft des Fürſtenthums Kalenberg- 
Grubenhagen, von der Provinzial-Landfchaft des Herzogthums Bremen, 
vom Prinzen von Walded, vom Fürften Waldburg - Zeil- Trauchburg, 
vom Prinzen zu Dettingen-Wallerftein, von der Ritter- und Landfchaft 
der Grafſchaft Hoya, von Hamburger Bürgern, vom Grafen Erbad), 
vom Fürften zu Iſenburgk und Löwenftein-Werth-Rofenberg im Groß: 
herzogthum Heflen, vom Fürften Georg zu Löwenſtein⸗Wertheim⸗Freu⸗ 
denberg, vom Grafen Quadt-Wykradt-Isny, von der Gefammtland- 
ſchaft Anhafts, von den fämmtlichen der Krone Würtemberg unterwor- 
fenen ftandesherrlichen Häufern, vom Fürften von Thurn und Taris, von 
den fämmtlichen hefiensdarmftädtifchen Standesherren, vom: Amtsrichter 
Piſtorius zu Burleswagen, von den Fürften Hohenlohe- Kirchberg und 
Hohenlohe-Langenburg, vom Fürſten Windifchgräg, von dem reichsritter⸗ 
fhaftlichen Adel Würtembergs, von dem gräflichen Haufe Stolberg- 
Wernigerode, von der lauenburgifchen Ritter- und Landſchaft u. ſ. w: 
u. f. w. Da die Bundestagsgefandten faft ſämmtlich der Klaffe, welche über 
den Berluft ihrer Vorrechte fich bejchwerte, angehörten, jo hatten fie ſchon 
durch die Erziehung und durch die Gefellichaft, in welcher fie aufge: 
wachſen waren, einen gewiffen natürlihden Hang erhalten, den Be— 
fchwerbeführern immer Necht zu geben. Unter allen Regierungen, die 
fih durch das reaftionäre Treiben zulest jelbft in ihren Souveränetäts- 
Rechten bedroht fahen, leifteten die würtembergifche und koburgiſche den 
meiften Wiberftand. Aber die Reaktion fiegte auf allen Punkten. 


In Folge diefer reaktionären Umtriebe wanderten die Menſchen zu 
Hunderttaufenden aus Deutſchland aus. Die Regierungen ſahen dieſe 
Mswanderung gern *); denn ſie“ verhofften von ihr wohlthätige Fol- 






£ 


*) ©. die am 16. Dezember 1858 dem Bundestage überreichte baierifche 
Denkſchrift. Dafelbft finden fih die Worte: „Die Auswanderung madt in 
einzelnen Gegenden Deutichlands empfindliche Lücken und wird unangenehm ver- 
ſpürt; allein im Großen und Ganzen Tann fie, auch ftaatlich betrachtet, Teines- 
wegs als ein Nachtheil oder gar als ein Unglüd angejehen werden, .. . Durch 
die Auswanderung Hat Deutichland Hımderttaufende von Politiich-Mißvergnitgten 
verloren,” 
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gen für die Ruhe, Ordnung und Sicherheit ihrer Länder. Daher wurden 
in allen denjenigen Staaten, wo in Bezug auf die Auswanderung noch keine 
umfaſſenden geſetzlichen Beſtimmungen vorhanden waren, ſolche erlaſſen. 
Inden den Auswanderungs-Agenten ein weiter Spielraum gelaſſen 
wurde, gefchah es, daß die deutſchen Auswanderer, wie eine Note der 
engliichen Negierung vom 29. Dezember 1855 an den Bundestag dar 
legte, oft in das größte Elend geriethen. Auf das Betreiben der baieri= 
chen Regierung wurde alsdann der erfolgloje Verfuch gemacht, die 
deutfche Auswanderung zu organifiren. *) 

Mit den ſchon aufgezählten reaktionären Maßnahmen konnte fich der 
Bundestag unmöglich beruhigt fühlen, wenn er nicht zugleich einheitliche 
Maßregeln gegen die Preffe, gegen die Vereine und Berfammlungen er- 
griff. Was die Preffe anlangte, glaubte er, ungeachtet der vielen während 
der Bewegungszeit gefammelten Erfahrungen, fehr behutfam, umfichtig 
und gründlicd zu Werke gehen zu müflen. Ehe er alſo dazu kam, ein 
Mufterpreß- Reglement für die fämmtlichen Staaten des deutfchen Bundes 
zu erlafjen, berief er crft aus den Staaten Defterreich, Preußen, Sachſen 
und Heflen-Darmftadt vier Fachleute, welche bis dahin mit der Aufficht 
über die Preſſe betraut gewefen waren und daher in dem Gebiete, auf 
dem fie der Bundestag gebrauchte, jehr bewandert waren. Diefe Fachleute 
hießen von Lalenbacher, Zitelmann, Gersdorf und von Bechtold. Nach: 
dem fie mit großem Fleiße zwei Entwürfe (einen preußifchen und einen 
Öfterreichifch-Fächfifch-heflifchen) ausgearbeitet hatten, entfchted fich der 
Bundestag für den zweiten, nichtpreußifchen Entwurf. Doc, wurde der- 
felbe, ehe er zum Beſchluß erhoben wurde, den Regierungen zugefandt, 


die num in vertraulichen Mittheilungen noch Verbeſſerungen, beziehent-- 


lich Berfchlechterungen, anbraten. Nach angeftrengter Arbeit wurde 
auf diefe Weile da8 Bundesprefgefeg vom 6. Yuli 1854 fertig gezim- 
mert, welches in feinen 26 Paragraphen alles bisher Dagewefene über- 
traf. Inden der Bundestag darüber wachte, daß diefe Prefbeftimmun- 
gen in allen einzelnen Staaten zum Geſetz erhoben und durch landes- 
herrliche Verordnungen verfündet wurden, ward jeder einzelnen Regie⸗ 
rung die Pflicht auferlegt, dem Bunde Anzeige zu machen, fobald fie die 


*) Die „Bujammenftellung der in den einzelnen Bundesftaaten geltenden, 
in Folge Beichluffes vom 3. April 1856 von den höchſten und hohen Regierun- 
gen dem (Auswanderungs) - Ausjchuffe mitgetheilten Verordnungen über Aus- 
wanberung” — fieht in Beilage I zu 8. 289 der 21. Bırndestagsfikung vom 
1. Juli 1858. 
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Publifation bewirkt hatte. Biele Staaten, wie Würtemberg, Olden⸗ 

burg, das Großherzogthum Heffen, Meiningen, Lübeck, Weimar und 
Luxemburg, gelangten erft im Jahre 1856 dazu, die Preß-Orbonnanz 
zu publiziren. Ja der badifche Gefandte machte erft am 19. Februar 
1857 die Anzeige, daß im großherzoglichen Regierungsblatte vom 5. Fe⸗ 
bruar der Bundesbefchluß vom 6. Juli 1854 wegen Verhinderung des 
Mißbrauchs der PBrefie-publizirt und zu deffen Vollzug ein Gefeg vom 
15. San. 1857 nebft hierauf bezüglicher landesherrlicher Verordnung erlaf- 
fen worden fei. Aehnlich wurde in Betreff des Vereinsweſens verfahren. 
Den in biefer Hinficht gefaßten Bundesbeſchluß vom 13. Juli 1854, 
welcher durch die Reaktion der ſämmtlichen deutfchen Bereinsgejeßgebung 
zu Grunde gelegt wurde, hatten ebenfall® alle einzelnen Bunbesftaaten 
zu publiziven und darüber beim Bunde in Frankfurt Anzeige zu erftat- 
ten. Unter dem 4. Auguft 1853 war auch ein Beichlußentwurf in Be- 
treff des Wanderus ber beufichen Dandwerf 'Sgefellen und Arbeiter, der, 
das Wandern nach Palitiſch gefährlichen. Landern verhüten ſollte, dem 
Bundestage vorgelegt worden. Allein man fah ein, daß ein folches 

Wanderverbot nutzlos und darum unzeitgemäß fein würde Auf Gut- 
achten und Antrag des politifchen Bundestagsausfchuffes wurde alfo der 
einftweilige Wegfall der in dem Entwurf beabfichtigten Maßregeln be- 
Ichloffen, um folche nötigenfalls im den einzelnen Bundesländern zur 
Geltung zu bringen, aud), wenn fich bejonderer Anlaß bieten follte, bei 
der Bundesverfammlung darauf zurüdzufommen.*) Bei der vorgän- 
gigen vertraulichen Anfrage, die bei einer folchen einheitlichen Maßregel 
geboten jchien, ftimniten Batern, Hannover, Kurheffen, Meiningen, Al- 
tenburg, Braunfchweig, Naſſau, Oldenburg, Anhalt-Deflau-Köthen, An- 
balt-Beruburg, Sondershaufen, Rudolſtadt, Liechtenftein, die beiden 
Reuß, Lippe, Heflen-Homburg, Bremen, Hamburg und Frankfurt für 
Erlafjung des Wanderverbotes. Unter Modifikationen erklärten ihre Zu- 
ftiimmung: Defterreih, Sachſen, Baden und Großherzogthum Heflen. 
Gegen die das Wanderverbot felbft betreffenden Anträge und nur für 
die Beftimmungen, weldhe fi) auf die Beanffichtigung der Handwerks⸗ 
gejellen und Arbeiter bezogen, ftimmten: Würtemberg, Weimar und Tü- 
bef. Die niederländifche Regierung gab ihre Zuftimmung für Luxem⸗ 
burg, wollte aber Limburg von dent zu faflenden Befchluffe ausgenon- 
men willen. Gegen den ganzen Entwurf endlich ftimmten Preußen und 
Waldeck. In Folge dieſer Uneinigkeit der Regierungen fiel der Entwurf. 
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*) 8. 123 der 11. Bundestagsſitzung vom 27. April 1854. 
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Die Reaktion nahın eine Pofition nach der andern; denn fte begegnete 
feinem irgend nennenswerthen Widerftande mehr. Was man immer gerühmt 
hatte: daß der deutfche Michel zwar fich Vieles gefallen Iaffe, aber, wenn 
er einmal wild geworden, dann auch nicht mehr zu bändigen und dann 
der Freiheit nur um fo beftändiger zugethan fei, bewahrheitete fich nicht. 
Bielmehr traf das Wort Börne's ein, daß andern Völkern fchwere Feſſeln 
angelegt werben müßten, um fie zu Sklaven zu machen, während fid) die 
Deutfchen dermaßen an die Dienftbarkeit gewöhnten, daß ihre Landes- 
herren fie zulegt an einer langen Kette umherlaufen lafjen könnten. Selbft 
der doch vielen Lärm machende National = Berein dachte in der Zeit 
feiner Blüthe nie daran, die volle Freiheit der Prefie, des Bereins- und 
Berfammlungsrechts, der Grundbedingungen für die Selbftändigfeit des 
Bolfslebens, zu fordern, das Zweilammerfyften, den Wahlzenfus, ſo⸗ 
wie in ber Volfserziehung die Pfaffenwirthichaft aufzuheben und alle jene 
Hinderniffe hinwegzuräumen, welche die übermüthige Reaktion der deut⸗ 
fegen Kulturentwidlung in den Weg gelegt Hatte. Daher Hatten die 
deutſchen Patrioten fehr Unrecht, wenn fie mit Fingern auf Frankreich 
deuteten und Gott dankten, daß fie zehnmal beſſer daran wären, als bie 
Franzoſen. Im Gegentheil ging die Initiative der Umkehr von fchran- 
fenlojer Reaktion wieder aus Frankreich hervor, troßdem daß ein Zwing- 
herr, wie Louis Napoleon Bonaparte, dort regierte. Denn als der fran- 
zöfifche Despot, um der Aufrechterhaltung des Kaiſerreichs willen, wel- 
ches unabläffig fowohl im Intern, als auch von Außen bedroht war, 
den italienifchen Krieg zu unternehmen für Hug hielt: da rollte fid, 
wenngleich langſam, da8 Pergamentblatt der Zeit wieder auf und ließ 
auch die Deutſchen etwas frifche Luft fchöpfen. Hierdurch langte man in 
Deutfchland wieder bei der preußifchen Union oder beim norddeutfchen 
Bündniß des Yahres 1850 an. Der italienifhe Krieg fignalifirt alfo 
wie ein gefchichtlicher Markftein den Wendepunft von der abwärts rol- 
lenden zur wiederauffteigenden Bewegung. Die Deutfchen verdanfkten 
die Abnahme der Reaktion demnad) nicht ihrer eigenen Kraft, fondern einzig 
und allein den europäischen Zufammenhängen, welche jchon mächtig auf 
die deutfche 1848er Bewegung eingewirkt hatten. 

Diefe Einwirkung wollen wir zum Schluß noch ganz furz betradh- 
ten. Sie war eine doppelte, infofern einerfeitS die Bewegungs- Elemente, 
andrerjeitd dagegen die Reaktions-Faktoren von Außen beeinflußt wur- 
den. Auf die Bewegungs-Elemente äußerten die franzöfifche Sozialiften- 
Schule, fowie die Schriften eines Proudhon, Louis Blanc und Lam: 
menais, einen nicht geringen Einfluß. Ferner verfehlte die Ueberliefe- 
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rung der erften franzöfifchen Revolution auf die deutfchen Revolutionäre 
ihre Wirkung nicht. Infofern nun die franzöfifhen Quellen nicht immer 
genau ftudirt worden waren und folglich nicht genau verftanden wurden, 
oder auch infofern jene Autoritäten jelbft in Irrthümer verfallen waren: 
erzeugten fie in den Köpfen ihrer deutjchen Nacheiferer Verwirrung und ftif- 
teten Unheil. Die Niederlage der franzöfifchen Sozialiften im Juni 1848 
war aud für den Sozialismus Deutjchlands entjcheidend. Die monar- 
chiſch⸗konſtitutionelle Partei nahm ſich England und Belgien zum Bor« 
bild, ohne die Zuftände jener Länder gründlich zu fennen: woher es 
denn fam, daß fie auf allerhand Lächerlichleiten und grobe Mißgriffe 
verficl. Die ftaatlichen Revolutionäre aber fanden ihr Mufter in dem 
Föderativ-Republifen der Schweiz und Nordamerifa’8 und wollten Zu- 
ftände herbeiführen, welche fich nicht mit den in Deutſchland gegebenen 
Grundlagen vertingen. Auf diefe Art wurden Fehler über Fehler ge- 
macht. Rechnet man nun zu den ſchon aufgezählten Bewegungs-Elemen- 
ten noch die Jünger der alten und neuen Burfchenfchaft, die das Haupt- 
gewicht ausjchließlich entweder auf die deutſche Einheit oder aber auf 
die Freiheit legten, Hinzu: fo hat man einen fleinen Einblid in jene 
Berfplitterung der deutfchen Bewegungspartei, die eine großartige 
geichlofjene Parteibildung nicht anffommen ließ und darum den Streichen 
der Reaktion zum Opfer fiel. Die Trennung der Völker nah Nationa- 
Iitäten war ebenfalld ein nicht umwwichtiger Grund, warum die demofra- 
tifche Solidarität nicht zur Geltung gelangte. Denn die Nationalitäten- 
Konflikte, namentlicd aber der fchleswigsholfteinifche Kanıpf, dienten im 
hohen Grade dazu, der Bewegung Deutfchlands den Untergang zu 
bereiten. 

Die europäifche Reaktion dagegen war jeit langer Zeit daran 
gewöhnt, ihr Intereſſe gegenüber der Revolution als völlig folidarifch 
zu betrad)ten, wie das europäifche Gleichgewicht und die Heilige Allianz 
zur Senüge lehrt. Bon der Revolution. des Jahres 1848 waren die 
Länder England, Belgien, Schweden und Norwegen, Rußland und die 
Türkei verfchont geblieben. Diefe ruhig gebliebenen Staaten bildeten 
wegen der europäiſchen Zuſammenhänge, auf die wir ſchon öfters Hin- 
wieſen, einen natürlichen Niederfchlag, Jelbft wenn fie fi, was jedoch 
nicht der Fall war, als ruhige Zufchauer verhielten. Beſonders unter- 
ftügten England und Rußland, die nicht bloß europäische Großmächte, 
jondern aud) Weltmächte find, die deutfche Reaktion mit Rathfchlägen und 
mit Geld. Beide griffen in den dänifchen Krieg ein, und Rußland 
machte obendrein Defterreich wieder zum Herrn über Ungarn. Auch ift 
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die Hülfe, welche die geiftliche Weltmacht Rom, ſowohl durch ihre Reli⸗ 
gionsdiener als and) befonders durch dem weltlichen Orden der Jeſuiten, 
der Reaktion Ieiftete, nicht gering anzufchlagen. Weil eben das Bewußt⸗ 
fein der Solidarität in der Reaktion lebendig war, beeilte fi) der Kai⸗ 
fer von Rußland, den von Defterreich wieder einberufenen Bundestag 
nach erhaltener Notififation fofort in einem Schreiben aus Tſarskoe⸗ 
Selo vom 11. Noveinber 1850 anzuerkennen und ihm feine aufrichtigen 
Glückwünſche darzubringen, gleichwie feinerfeits der Bundestag, nachdem 
ihm das vom 3. Dezember 1852 datirte Notififations-Schreiben bezüg- 
lich der Errichtung einer neuen Kaiferwürde Frankreichs am 9. Dezember 
d. J. zur Kenntniß gebracht worden war, ſchon unterm 13. Januar 1853 
feine „große Befriedigung“ über dieſes Ereigniß in einer Note an den 
Marquis von Tallenay, den bein Bundestage beglaubigten franzöftfchen 
Geſandten, ausdrückte. 

Die Rückgängigkeit der demokratiſchen Bewegung Frankreichs hatte 
fortwährend die Reaktion Deutſchlands gefördert. Als der Staatsſtreich 
Louis Napoleon Bonaparte’s . feitftand, Fonnten auch die erfchütterten 
Throne Deutfchlands ale wieder feftgeftellt betrachtet werden. Darum 
priefen die Reaktionäre allerortS den franzöfifchen Staatsftreid als die 
Rettung der Gefellichaft. Kein Wunder alfo, daß der allverehrte fran- 
zöfifche Kaifer von den deutjchen Regierungen bereitwilligft anerkannt 
wurde. Seine Exiftenz war die Bürgfchaft ihrer Exiftenz. 

Wären die Völker Europa’3 ebenſo einig untereinander gewefen und 
hätten fie einander ebenfo eifrig, aufopferud und thätig unterftütt, wie 
die Regierungen es thaten, jo würde die gewaltige Bewegung des Jah— 
res 1848 nachhaltigere Kefultate zu Tage gefördert haben. Alsdann 
würden die nationalen Beftrebungen freilich in den Hintergrund ge— 
[hoben und anftatt ihrer die Fahne der europäiſchen Frei— 
heit aufgepflanzt worden fein. Aber in der Gefchichte, weil felbige 
vernünftig ift, gibt e8 feine Sprünge. Sobald die beftimmenden Ur— 
fachen anders geworden find, werden auch die Wirkungen andere, und 
wenn die Bölfer Europa’8 eine neue Probe zu beftehen haben, werden 
fle, wie nicht zu bezweifeln ift, den veränderten Berhältniffen gemäß 
handelt. 
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